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         Vorwort zur Rechtssammlung

      

      
         

      

      
                     

                  

                  Die vorliegende Rechtssammlung ist die erste Sammlung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Evangelischen Kirche in
                     Mitteldeutschland (EKM), die durch Vereinigung der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen (EKKPS) und der Evangelisch-Lutherischen
                     Kirche in Thüringen (ELKTh) am 1. Januar 2009 entstanden ist. Sie löst die Rechtssammlungen dieser beiden ehemaligen Landeskirchen
                     ab. 
                  

                  Die Rechtssammlung möchte ein möglichst vollständiges Bild des in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland geltenden
                     Rechts geben. Sie enthält alle bis zum 1. Januar 2009 verabschiedeten Rechtsvorschriften der EKM, die seit der Bildung der
                     Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland am 1. Juli 2004 - zum Teil auch schon im Vorgriff auf die bevorstehende
                     Vereinigung - entstanden sind, sowie Rechtsvorschriften der in ihr vereinigten ehemaligen Landeskirchen, die über den Zeitpunkt
                     der Vereinigung hinaus vorläufig weiter gelten (vgl. Artikel 89 Absatz 1 Kirchenverfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                     vom 5. Juli 2008, ABl. EKM S. 183). Weitergeltende Rechtsvorschriften der ehemaligen EKKPS sind durch ein an die Ordnungsnummer
                     angefügtes „A“, solche der ehemaligen ELKTh durch ein angefügtes „B“ gekennzeichnet. Mit diesem Zusatz ist zugleich der räumliche
                     Geltungsbereich dieser Vorschriften auf die Gebiete der ehemaligen Landeskirchen eingegrenzt. Rechtsvorschriften ohne einen
                     solchen Zusatz gelten in der gesamten EKM. 
                  

                  Neben dem Recht der EKM enthält die Sammlung auch Rechtsvorschriften des staatlichen Rechts, die für die kirchliche Verwaltung
                     von besonderer Bedeutung sind. Das sind Vorschriften des Bundesrechts und – da sich die EKM auf vier Bundesländer erstreckt
                     – Vorschriften des Landesrechts des Freistaats Thüringen und der Bundesländer Sachsen-Anhalt, Brandenburg und Sachsen. 
                  

                  Dieses Papierwerk der Rechtssammlung ist eine Loseblatt-Sammlung, die in regelmäßigen Abständen – mindestens einmal jährlich
                     – durch Ergänzungslieferungen aktualisiert wird. Gleichzeitig mit der Printausgabe wird durch das Landeskirchenamt eine Version
                     der Rechtssammlung auf CD-ROM herausgegeben, die dann im Zusammenhang mit den Ergänzungslieferungen neu erscheinen wird. 
                  

                  Daneben wird allen interessierten Institutionen und Personen ab 01.09.2009 unter www.kirchenrecht-ekm.de eine Online-Version
                     des Fachinformationssystems Kirchenrecht (FIS-Kirchenrecht – digitale Rechtssammlung) kostenfrei zur Verfügung stehen. Die
                     digitale Version und die CD-ROM sollen zukünftig auch zusätzliche Vorschriften enthalten, die in der Printausgabe nicht enthalten
                     sind (zum Beispiel Verwaltungsvorschriften, Richtlinien und Satzungen), sowie Urteile und Beschlüsse von kirchlichen Disziplinarkammern
                     und Verwaltungsgerichten. Der Internetauftritt ist barrierefrei, also auch für benachteiligte Menschen nutzbar.
                  

                  Allen Nutzern wünschen wir ein gutes und erfolgreiches Arbeiten mit dieser Rechtssammlung. Für Anregungen zur Verbesserung
                     und Ergänzung der Sammlung sowie für Hinweise auf Druckfehler sind wir dankbar. 
                  

                  Erfurt, 20. August 2009

                  Die Herausgeber

               

            

         

      

      

   
      

      
         Vorwort zur 9. Ergänzungslieferung 
(Stand 31. März 2018)
         

      

      
         

      

      
         

      

      Die 9. Ergänzungslieferung des Druckwerkes enthält alle bis zum 31. März 2018 verabschiedeten oder geänderten kirchlichen
                     Normen (Gesetze, Verordnungen, Ordnungen usw.), die zu diesem Zeitpunkt im Amtsblatt veröffentlicht waren. 
                  

                  Die aktuellste Fassung der Rechtsnormen ist in der Online-Version (www.kirchenrecht-ekm.de) abrufbar, die laufend aktualisiert wird. In der Regel findet die Aktualisierung innerhalb eines Monats nach Veröffentlichung
                     im Amtsblatt statt. Die Online-Version enthält auch eine Benutzeroberfläche für den Zugriff mit mobilen Endgeräten (Smartphone
                     oder Tablet). Darüber hinaus sind in der Online-Version auch die Rechtssammlung und die einzelnen Rechtstexte tagesaktuell
                     als E-Book abrufbar.
                  

                  Besonderheiten der 9. Ergänzungslieferung:

                  Geändert wurden beispielsweise:

                  
                     
                        	
                            Kirchengesetz über die Bildung und Arbeitsweise der Gemeindekirchenräte (Gemeindekirchenratsgesetz – GKR-G) (ON 90)

                        

                        	
                            Kirchengesetz über den Zusammenschluss von Kirchengemeinden, die Bildung von Kirchengemeindeverbänden und die Bildung von
                              Untergliederungen von Kirchengemeinden in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Kirchengemeindestrukturgesetz – KGStruktG)
                              (ON 110)

                        

                        	
                            Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland (ON 210)

                        

                        	
                            Kirchengesetz zur Ausführung des Besoldungs- und Versorgungsgesetzes der EKD  (Besoldungs- und Versorgungsausführungsgesetz
                              der EKM - AGBVG-EKM) (ON 681)

                        

                     

                  

                  Im Übrigen entnehmen Sie die Änderungen gegenüber dem bisherigen Stand der Rechtssammlung (EKM EL 8 – März 2017) bitte der
                     Übersicht „Neufassungen/Änderungen von Normen der EL 9 (März 2018)“.
                  

                  Allen Nutzern wünschen wir weiterhin ein gutes und erfolgreiches Arbeiten mit der Rechtssammlung. Anregungen zur Verbesserung
                     und Ergänzung der Sammlung sowie Hinweise auf Druckfehler sind jederzeit willkommen. 
                  

                  

                  

                  

                  Erfurt, 31. März 2018

                  

                  

                  Thomas Brucksch

                  Kirchenrechtsrat 
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         Verfassung der Evangelischen Kirche in
Mitteldeutschland
(Kirchenverfassung EKM – KVerfEKM)
         

      

      
         Vom 5. Juli 2008

      

      
         (ABl. S. 183)

      

      Die Föderationssynode der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 10 Abs. 3 Nr. 2 der Vorläufigen Ordnung der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland mit der nach Artikel 10 Abs. 5 Satz 3 der Vorläufigen Ordnung erforderlichen Mehrheit am 3. Juli 2008 die nachfolgende Verfassung für die Evangelische Kirche in
         Mitteldeutschland beschlossen, der die Synode der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und die Landessynode der
         Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen am 5. Juli 2008 mit der jeweils erforderlichen verfassungsändernden Mehrheit
         zugestimmt haben und die hiermit verkündet wird:
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            Präambel

         

         
               1.

            

             1 Jesus Christus schafft seine Kirche durch sein lebendiges Wort als Gemeinschaft von Schwestern und Brüdern.  2 Die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland steht in der Einheit der einen Kirche Jesu Christi.  3 Sie ist entstanden durch die Vereinigung der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und der Evangelisch-Lutherischen
               Kirche in Thüringen.
            

         

         
               2.

            

             1 Die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland hat ihren Grund im Evangelium von Jesus Christus, wie es uns in der Heiligen
               Schrift Alten und Neuen Testaments gegeben ist.  2 Sie bekennt sich zu Jesus Christus, dem gekreuzigten und auferstandenen Herrn der Welt und Haupt der einen heiligen allgemeinen
               und apostolischen Kirche.  3 Durch Jesus Christus steht die Kirche in der Verheißungsgeschichte Gottes mit seinem Volk Israel – bleibend gültig zum Heil
               für alle Menschen.
            

         

         
               3.

            

             1 Die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland bezeugt mit den altkirchlichen Bekenntnissen – dem Apostolischen, dem Nizänischen
               und dem Athanasianischen Glaubensbekenntnis – den Glauben an den dreieinigen Gott.  2 Sie bekennt mit den Reformatoren, dass Jesus Christus allein unser Heil ist, geschenkt allein aus Gnade, empfangen allein
               im Glauben, maßgebend bezeugt allein in der Heiligen Schrift Alten und Neuen Testaments.
            

         

         
               4.

            

             1 Die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland ist eine Kirche der lutherischen Reformation und hat ihren besonderen Charakter
               in der kirchlichen Gemeinschaft mit den reformierten Gemeinden in ihrem Bereich.  2 Im Verständnis des von den Reformatoren gemeinsam bezeugten Evangeliums bleibt sie den in ihren Gemeinden geltenden Bekenntnissen
               verpflichtet.  3 Dies sind in lutherischen Kirchengemeinden die lutherischen Bekenntnisschriften: die Augsburgische Konfession, die Apologie,
               die Schmalkaldischen Artikel, der Kleine und der Große Katechismus Martin Luthers, die Konkordienformel, wo sie anerkannt
               ist, und der Traktat über Gewalt und Oberhoheit des Papstes.  4 In den reformierten Kirchengemeinden gilt der Heidelberger Katechismus; Herkommen und Geschichte der reformierten Gemeinden
               sind bestimmt von der Geltung der Confessio Sigismundi, der Confession de Foi und der Discipline Ecclésiastique.  5 Diese Verpflichtung schließt ein, die Bekenntnisse immer wieder an der Heiligen Schrift zu prüfen und sie in Leben, Lehre
               und Ordnung der Kirche wirksam werden zu lassen.
            

         

         
               5.

            

             1 Die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland bejaht die Theologische Erklärung der Bekenntnissynode von Barmen 1934.  2 Sie weiß sich verpflichtet, als bekennende Kirche die Erkenntnisse des Kirchenkampfes über Wesen, Auftrag und Ordnung der
               Kirche zur Wirkung zu bringen.  3 Sie ruft die Gemeinden und ihre Mitglieder zum Hören auf das Zeugnis der Schwestern und Brüder.  4 Sie hilft zur gemeinsamen Abwehr kirchenzerstörender Irrlehre.
            

         

         
               6.

            

             1 Zwischen den lutherischen und reformierten Gemeinden besteht Kirchengemeinschaft im Sinne der Konkordie reformatorischer Kirchen
               in Europa (Leuenberger Konkordie).  2 Die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland bekräftigt die „Gemeinsame Erklärung zu den theologischen Grundlagen der Kirche
               und ihrem Auftrag in Zeugnis und Dienst“ vom 23. Mai 1985. 3 Sie fördert die Gemeinsamkeit des christlichen Zeugnisses und Dienstes gemäß dem Auftrag des Herrn Jesus Christus.
            

         

         
               7.

            

             1 Die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland steht mit der ganzen Christenheit unter dem Auftrag, das Evangelium von Jesus
               Christus in der Welt zu bezeugen und die Einheit der Kirche zu suchen.  2 Diesem Auftrag hat auch ihre Ordnung zu dienen.
            

         

      

      
            Abschnitt I:
Grundbestimmungen
            

         

         
                     Artikel 1
Gebiet und Rechtsnachfolge
                     

                  

                   1 Die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland umfasst als Landeskirche das Gebiet der ehemaligen Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz
                     Sachsen und der ehemaligen Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen.  2 Sie ist Rechtsnachfolgerin der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen, der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen
                     und der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland.
                  

               

               
                     Artikel 2
Auftrag und Aufgaben der Kirche
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland erfüllt ihre Aufgaben in der Bindung an den Auftrag ihres Herrn Jesus Christus
                     und in der darin begründeten Freiheit.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Sie lebt im Hören auf Gottes Wort, in der Feier der Sakramente und im Dienst an den Menschen.  2 Der Gottesdienst der Gemeinde ist Mitte allen Handelns der Kirche.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Sie bezeugt das Evangelium in Verkündigung, Mission, Seelsorge, Diakonie und Bildung.  2 Als Kirche für andere nimmt sie den ihr aufgegebenen Dienst im öffentlichen Leben wahr.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Sie trägt die Verantwortung für die reine Verkündigung des Wortes und die einsetzungsgemäße Feier der Sakramente.  2 Sie achtet darauf, dass das Evangelium gemäß dem in den Gemeinden jeweils geltenden Bekenntnis in Lehre, Leben und Dienst
                     bezeugt wird.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Sie nimmt sich besonders der Menschen in Not- und Konfliktsituationen an.  2 Sie begegnet ihnen in tätiger Nächstenliebe und bemüht sich, die Ursachen von Not aufzudecken und zu beheben.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Sie setzt sich im Vertrauen auf Gottes Verheißung ein für die Bewahrung der Schöpfung und die Gestaltung des Lebens in der
                     einen Welt in Gerechtigkeit und Frieden.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Sie fördert und gestaltet die ökumenische Gemeinschaft der Kirchen vor Ort und im weltweiten Horizont.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         1 Sie fördert das christlich-jüdische Gespräch.  2 Sie erinnert an die Mitschuld der Kirche an der Ausgrenzung und Vernichtung jüdischen Lebens, setzt sich für die Versöhnung
                     mit dem jüdischen Volk ein und tritt jeder Form von Antisemitismus und Antijudaismus entgegen.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                        Sie sucht den Dialog mit anderen Religionen.
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                         1 Sie tritt für die Wahrung der Menschenwürde, die Achtung der Menschenrechte und für ein von Gleichberechtigung bestimmtes
                     Zusammenleben der Menschen ein.  2 Sie wendet sich gegen alle Formen von Diskriminierung und Menschenfeindlichkeit.
                  

                  
                        (
                        11
                        )
                         1 Sie lebt in vielfältigen Formen von Gemeinden und Diensten.  2 Die Gemeinden und Dienste werden in der Gemeinschaft der gesamten Landeskirche gestärkt und gefördert.
                  

                  
                        (
                        12
                        )
                         1 Sie stärkt ihre Glieder für ein christliches Leben und ermutigt sie, ihre Möglichkeiten und Begabungen im Leben der Gemeinde
                     und als Christen in der Gesellschaft einzubringen.  2 Sie fördert die Gemeinschaft und das Zusammenwirken ihrer Glieder und sorgt für den Zusammenhalt der Gemeinden.
                  

               

               
                     Artikel 3
Gliederungen der Kirche und besondere Formen von Gemeinde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das kirchliche Leben ist in den Rechtsformen der Kirchengemeinde, des Kirchengemeindeverbandes, des Kirchenkreises und der
                     Landeskirche, ihrer sonstigen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen sowie ihrer Einrichtungen und Werke geordnet.  2 Diese bilden als Zeugnis- und Dienstgemeinschaft eine innere und äußere Einheit.  3 In dieser Einheit haben sie die zur Erfüllung ihrer besonderen Aufgaben notwendige Eigenverantwortung und Freiheit, die durch
                     die kirchliche Ordnung gesichert und begrenzt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Gemeindliches Leben geschieht auch in verschiedenen Bereichen der Bildung, im Zusammenhang besonderer Berufs- und Lebenssituationen,
                     in geistlichen Zentren und in Gruppen mit besonderer Prägung von Frömmigkeit und Engagement sowie in Gemeinden auf Zeit.  2 Diese besonderen Formen von Gemeinde ergänzen das Leben der kirchlichen Körperschaften nach Absatz 1.  3 Sie sind nach Maßgabe der kirchlichen Ordnung in die Zeugnis- und Dienstgemeinschaft eingebunden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Diakonie als Wesens- und Lebensäußerung der Kirche geschieht in Kirchengemeinden, Kirchenkreisen, der Landeskirche, in diakonischen
                     Einrichtungen und Werken.  2 Sie unterstützen einander in ihrem Dienst am Nächsten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Kommunitäten und andere Gemeinschaften mit besonderen Formen verbindlichen geistlichen Lebens bringen ihre Gaben in das gottesdienstliche
                     Leben der Kirche und den Dienst an der Welt ein.  2 Sie stehen unter dem Schutz der Kirche auf der Grundlage gesonderter Vereinbarungen.
                  

               

               
                     Artikel 4
Kirchliche Ordnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die kirchliche Ordnung muss mit der in der Präambel gegebenen Grundlage in Einklang stehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Rechtsetzung der Landeskirche darf den Bekenntnisstand der Gemeinden nicht verletzen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Bekenntnis ist nicht Gegenstand der Rechtsetzung.
                  

               

               
                     Artikel 5
Zusammenwirken und Leitung in der Kirche
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Leitung auf allen Ebenen der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland geschieht im Hören auf Gottes Wort, in der Verantwortung
                     gegenüber Gott und im geschwisterlichen Gespräch.  2 Sie ist geistlicher und rechtlicher Dienst in unaufgebbarer Einheit.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Bei der Gestaltung des Lebens der Kirche und in ihrer Leitung sind ehrenamtliche und berufliche Dienste einander zugeordnet
                     und aneinander gewiesen.  2 Sie nehmen die ihnen übertragenen Aufgaben eigenverantwortlich wahr und wirken geschwisterlich zusammen.
                  

               

               
                     Artikel 6
Gemeinschaft mit anderen Kirchen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland steht in der Gemeinschaft der Ökumene.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland steht in Kirchengemeinschaft mit den Kirchen, die der Konkordie reformatorischer
                     Kirchen in Europa zugestimmt haben, und sucht Kirchengemeinschaft auch mit anderen Kirchen.  2 Sie arbeitet in der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen mit.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Sie ist Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland und Mitglied im Ökumenischen Rat der Kirchen und im Lutherischen
                     Weltbund.  2 Die Landeskirche setzt die Mitgliedschaften in der Union Evangelischer Kirchen in der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     und in der Vereinigten Evangelisch- Lutherischen Kirche Deutschlands fort.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die reformierten Gemeinden werden über den Reformierten Bund im Reformierten Weltbund vertreten.
                  

               

               
                     Artikel 7
Kirchliche Körperschaften
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Landeskirche sowie ihre Kirchengemeinden, Kirchengemeindeverbände und Kirchenkreise sind Körperschaften des Kirchenrechts.
                      2 Sie regeln und verwalten ihre Angelegenheiten selbstständig im Rahmen des geltenden Rechts.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Kirchliche Körperschaften sind zugleich Körperschaften des öffentlichen Rechts nach staatlichem Recht.  2 Kirchliche Stiftungen sind zugleich Stiftungen des öffentlichen oder des privaten Rechts.
                  

               

               
                     Artikel 8
Sprachform der Personenbezeichnungen
                     

                  

                  Alle Ausdrücke für Personen und Funktionen in dieser Verfassung bezeichnen gleichermaßen Frauen und Männer.

               

            

         

      

      
            Abschnitt II:
Kirchenmitgliedschaft
            

         

         
                     Artikel 9
Kirchengliedschaft und Kirchenmitgliedschaft
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Taufe begründet die Gliedschaft in der einen Kirche Jesu Christi und zugleich die Kirchenmitgliedschaft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Mitglied der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Gemeindeglied) ist jeder evangelische Christ, der in ihrem Bereich
                     seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat und weder den Austritt aus der evangelischen Kirche erklärt hat noch ausschließlich
                     Mitglied einer anderen evangelischen Kirche oder Religionsgemeinschaft ist.  2 Evangelischer Christ im Sinne dieser Bestimmung ist jeder, der in einer Gemeinde getauft ist, in der lutherisches oder reformiertes
                     Bekenntnis gilt oder beide Bekenntnisse nebeneinander oder miteinander vereint gelten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Kirchenmitgliedschaft besteht zur Kirchengemeinde des Wohnsitzes und zur Landeskirche.  2 Die Zugehörigkeit zu einer Kirchengemeinde kann auch unabhängig vom Wohnsitz begründet werden.  3 Das Nähere wird kirchengesetzlich geregelt.  4 Vereinbarungen über die Kirchenzugehörigkeit mit anderen Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland bedürfen der
                     Zustimmung durch Kirchengesetz.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Gemeindeglieder reformierten Bekenntnisses gehören an Orten mit einer reformierten Kirchengemeinde dieser an.  2 Besteht keine reformierte Kirchengemeinde am Wohnsitz, kann die Zugehörigkeit zu einer reformierten Kirchengemeinde in der
                     Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland erklärt werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Durch die Mitgliedschaft in einer Kirchengemeinde und in der Landeskirche besteht zugleich die Zugehörigkeit zur Evangelischen
                     Kirche in Deutschland.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Christen, die in einer anderen christlichen Kirche oder christlichen Religionsgemeinschaft getauft worden sind, können in
                     eine Kirchengemeinde der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland aufgenommen werden.
                  

               

               
                     Artikel 10
Teilhabe und Beteiligung Getaufter
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Alle Getauften sind in gleicher Weise Glieder der Kirche Jesu Christi und zum Allgemeinen Priestertum berufen.  2 Alle Gemeindeglieder sind im Rahmen der kirchlichen Ordnung gleichberechtigt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Gemeindeglieder leben im Hören auf Gottes Wort, im Gebet und in der Verantwortung vor Gott.  2 Sie bezeugen Jesus Christus als ihren Herrn.  3 Sie sind eingeladen, die Gemeinschaft in der Kirche zu suchen, am Gemeindeleben teilzunehmen und einander im Glauben zur Seite
                     zu stehen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Insbesondere sind sie am Leben der Gemeinde und der Kirche beteiligt, indem sie
                     
                        	
                           die Dienste der Kirche in Verkündigung, Gottesdienst, Amtshandlungen, Seelsorge, Bildung und Diakonie in Anspruch nehmen und
                              mitgestalten,
                           

                        

                        	
                           das Patenamt ausüben,

                        

                        	
                           an der Urteilsbildung über die rechte Lehre teilnehmen,

                        

                        	
                           geordnete Dienste in der Gemeinde ausüben,

                        

                        	
                           nach Maßgabe kirchlichen Rechts an der Leitung der Gemeinde teilnehmen, auch durch die Ausübung des Wahlrechts, und

                        

                        	
                           Abgaben, Kollekten und Spenden erbringen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Bestimmungen, die die Ausübung kirchlicher Rechte von besonderen Voraussetzungen, insbesondere von der Zulassung zum Abendmahl,
                     abhängig machen, bleiben unberührt.
                  

               

               
                     Artikel 11
Teilnahme nicht Getaufter
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Nicht Getaufte sind eingeladen, am Leben der Gemeinde und der Kirche im Rahmen der kirchlichen Ordnung teilzunehmen.  2 Sie werden von der Kirchengemeinde begleitet und zur Taufe ermutigt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Nicht getauften Kindern gibt die Gemeinde in der christlichen Unterweisung, im gottesdienstlichen Leben und in der Inanspruchnahme
                     kirchlicher Einrichtungen Anteil an ihrem Leben.
                  

               

               
                     Artikel 12
Austritt und Wiederaufnahme
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Wer den Austritt aus der evangelischen Kirche erklärt, beendet damit die Kirchenmitgliedschaft nach Artikel 9 Abs. 2 und verliert die Zulassung zum Abendmahl sowie alle daraus folgenden kirchlichen Rechte.  2 Eine Trennung von der Kirche durch die Erklärung des Austritts kann die Taufe nicht ungeschehen machen und hebt die in der
                     Taufe zugesprochene Verheißung nicht auf.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Kirchengemeinde hat den Auftrag, aus der Kirche Ausgetretenen seelsorgerlich nachzugehen.  2 Sie lädt sie zur Wiederaufnahme ein.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Wiederaufnahme stellt die Kirchenmitgliedschaft mit allen Rechten und Pflichten wieder her.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Regelungen über die Folgen eines Übertritts in eine andere Kirche bleiben unberührt.
                  

               

               
                     Artikel 13
Weitergehende Regelungen
                     

                  

                  Weitergehende Regelungen über die Kirchenmitgliedschaft sowie zu den sich daraus ergebenden Rechten und Pflichten werden kirchengesetzlich
                     geregelt und bestimmen sich im Übrigen nach der jeweils geltenden kirchlichen Lebensordnung.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt III:
Amt und Dienste
            

         

         
               1.
Dienst in Kirche und Gemeinde
               

            

            
                     Artikel 14
Berufung aller Getauften
                     

                  

                   1 Aufgrund ihrer Taufe sind alle Glieder der Kirche Jesu Christi zum Zeugnis und Dienst in der Welt berufen.  2 In der Erfüllung dieses der gesamten Kirche von Jesus Christus anvertrauten Auftrags arbeiten alle Gemeindeglieder geschwisterlich
                     zusammen und dienen mit der Vielfalt ihrer Gaben der Einheit der Kirche.
                  

               

               
                     Artikel 15
Besonders geordnete Dienste
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Zur Erfüllung des Auftrags der Kirche werden verschiedene Dienste besonders geordnet.  2 Dazu gehören insbesondere Verkündigung in Wort und Sakrament, Seelsorge, Kirchenmusik, Lehre, Bildung, Mission, Diakonie,
                     Leitung und Verwaltung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Diese Dienste können als hauptberufliche, nebenberufliche und ehrenamtliche Mitarbeit ausgestaltet werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Zu diesen Diensten werden Gemeindeglieder beauftragt, indem sie in einem Gottesdienst für ihren Dienst unter den Zuspruch
                     des Segens und die Verheißung der Begleitung durch den Herrn Jesus Christus gestellt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die so Beauftragten sind durch Jesus Christus in ihren Dienst gerufen und stehen in der Zeugnis- und Dienstgemeinschaft der
                     Kirche unter dem Wort Gottes.  2 Sie sind zu gegenseitigem seelsorgerlichen Beistand und zum gemeinsamen Einsatz ihrer Gaben und Kräfte aufgerufen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Sie sind in ihrem dienstlichen Handeln und in ihrer Lebensführung dem Auftrag der Kirche verpflichtet und an das in der Evangelischen
                     Kirche in Mitteldeutschland geltende Recht gebunden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Sie sind in Angelegenheiten, die ihnen in Ausübung ihres Dienstes zur Kenntnis gelangen und die ihrer Natur nach oder auf
                     besondere Anordnung vertraulich sind, zur Verschwiegenheit verpflichtet.  2 Dies gilt auch über die Zeit der Ausübung ihres Dienstes hinaus.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Die Kirche fördert alle Dienste.  2 Sie tritt für die ein, die sie wahrnehmen, und stellt sie unter ihren Schutz.
                  

               

            

         

         
               2.
Verkündigungsdienst
               

            

            
                     Artikel 16
Gemeinschaft im Verkündigungsdienst
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Verkündigungsdienst wird wahrgenommen im Amt der öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung, in den Diensten
                     der Seelsorge, der Kirchenmusik, der Bildungsarbeit und der Diakonie sowie in weiteren Diensten für den Gottesdienst und die
                     Versammlungen der Gemeinde.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Diese Formen des Verkündigungsdienstes sind in ihrer Teilhabe am Auftrag der ganzen Kirche untereinander gleichwertig und
                     aufeinander angewiesen.  2 Sie begründen keine Herrschaft der einen über die anderen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die mit Verkündigungsdienst Beauftragten kommen regelmäßig zu Beratungen, Konventen oder Rüstzeiten zusammen.  2 Sie haben die Pflicht zur Fort- und Weiterbildung und sollen für ihren Dienst Begleitung und Seelsorge in Anspruch nehmen.
                  

               

               
                     Artikel 17
Ordination
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zum Amt der öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung werden Gemeindeglieder durch die Ordination berufen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Ordiniert werden kann, wer dazu geeignet und ausgebildet ist und einen bestimmten Dienstauftrag erteilt bekommen soll.  2 Der Ordinand verpflichtet sich vor der Ordination auf die Bekenntnisgrundlagen der Kirche und dazu, den Bekenntnisstand der
                     Kirchengemeinden zu achten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Ordination geschieht in einem Gottesdienst nach der dafür vorgesehenen Agende mit Gebet und Handauflegung.  2 Dabei werden die Ordinanden in folgender Weise verpflichtet:
Sie werden gefragt:
„Bist du bereit, dich in das Amt der öffentlichen Verkündigung berufen zu lassen, versprichst du, das Evangelium von Jesus
                        Christus zu predigen, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den Bekenntnissen unserer Kirche bezeugt ist, und Taufe
                        und Abendmahl ihrer Einsetzung gemäß zu verwalten, und willst du deinen Dienst nach der geltenden Ordnung treu und gewissenhaft
                        tun und dich so verhalten, wie es deinem Auftrag entspricht, zur Ehre Gottes und zum Besten der Gemeinde, so antworte: Ja,
                        mit Gottes Hilfe.“

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Mit dem Recht und der Pflicht zur öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung tragen die Ordinierten in besonderer
                     Weise Verantwortung für Seelsorge und Lehre.  2 Ihr Dienst soll den Glauben wecken und fördern, die Gemeinde sammeln, für den Dienst in der Welt stärken und geistlich leiten.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Ordinierte sind im Rahmen ihrer Ordinationsverpflichtung frei und an Weisungen nicht gebunden.  2 Sie haben das Beichtgeheimnis unverbrüchlich zu wahren und sind zur seelsorgerlichen Verschwiegenheit verpflichtet.
                  

               

            

         

         
               3.
Ausgestaltung der beruflichen und der ehrenamtlichen Mitarbeit
               

            

            
                     Artikel 18
Ausgestaltung des Amtes der öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Amt der öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung wird in der Regel in einem Pfarrerdienstverhältnis auf
                     Lebenszeit wahrgenommen, das als kirchengesetzlich geregeltes öffentlich-rechtliches Dienst- und Treueverhältnis zur Landeskirche
                     begründet wird.  2 Die Rechte und Pflichten nach Artikel 15 bis 17 sind zugleich Rechte und Pflichten aus dem Dienstverhältnis.  3 Die Dienstbezeichnung ist „Pfarrerin“ beziehungsweise „Pfarrer“.  4 Wer die Dienstbezeichnung „Pastorin“ trägt, kann sie beibehalten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Auf die Dienstverhältnisse der ordinierten Gemeindepädagogen finden die für Pfarrerdienstverhältnisse geltenden Bestimmungen entsprechende Anwendung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die mit dem Pfarrdienst Beauftragten (Pfarrer und ordinierte Gemeindepädagogen) leiten die Gemeinde durch Wort und Sakrament,
                     durch geistlichen Rat und theologische Klärung.  2 Sie tragen in besonderer Weise Verantwortung dafür, dass sich die Gemeinde zu Gottesdienst und Gebet versammelt, in ihrem
                     Leben den Auftrag der Kirche wahrnimmt und die Einheit der Kirche sucht und wahrt.  3 Sie nehmen diese geistliche Leitungsverantwortung gemeinsam mit den anderen Mitarbeitern im Verkündigungsdienst und dem Gemeindekirchenrat
                     wahr (Artikel 24 Abs. 2).
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Das ordinierte Amt gemäß Artikel 17 kann auch ehrenamtlich von Gemeindegliedern wahrgenommen werden, die eine angemessene theologische und praktische Ausbildung
                     erhalten und sich im ehrenamtlichen Verkündigungsdienst gemäß Absatz 5 bewährt haben.  2 Sie üben ihren Dienst in enger Verbindung mit den mit dem Pfarrdienst Beauftragten aus.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Gemeindeglieder können mit der Leitung von Gottesdiensten und der Wortverkündigung beauftragt werden, wenn sie dafür geeignet
                     und entsprechend ausgebildet worden sind.  2 Sie nehmen diese Dienste in verantwortlicher Begleitung durch die mit dem Pfarrdienst Beauftragten wahr.  3 Die Leitung von Gottesdiensten kann die Feier der Sakramente einschließen, wenn dazu ein Auftrag erteilt wird.  4 Die jeweils zuständigen mit dem Pfarrdienst Beauftragten sind verantwortlich für die einsetzungsgemäße Feier der Sakramente.
                  

               

               
                     Artikel 19
Dienst- und Arbeitsrecht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Art und Umfang des Dienstes der haupt- und nebenberuflich tätigen Mitarbeiter und ihre sonstigen Rechtsverhältnisse werden
                     durch Kirchengesetz oder durch Dienstvertrag geregelt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Rechte und Pflichten nach Artikel 15 Abs. 4 bis 7 sind zugleich Rechte und Pflichten aus dem Dienst- oder Arbeitsverhältnis.
                  

               

               
                     Artikel 20
Ehrenamtliche Mitarbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Zur Erfüllung des der Kirche gegebenen Auftrags bedarf es in allen kirchlichen Arbeitsbereichen ehrenamtlicher Mitarbeit.
                      2 In ihr kommt die Vielfalt der Gaben in der Gemeinschaft der Kirche zur Wirkung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die ehrenamtlichen Mitarbeiter werden für ihren Dienst ausgebildet und in ihrem Dienst begleitet.  2 Sie stehen in der Erfüllung der ihnen übertragenen Aufgaben unter dem Schutz der Kirche.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Gewinnung und Begleitung Ehrenamtlicher gehört zu den wesentlichen Aufgaben der Kirchengemeinden und Kirchenkreise und
                     ihrer beruflichen Mitarbeiter sowie der Landeskirche mit ihren Einrichtungen und Werken.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Nähere über Rechte und Pflichten im ehrenamtlichen Dienst wird durch Kirchengesetz geregelt.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt IV:
Die Kirchengemeinde
            

         

         
               1.
Aufgaben
               

            

            
                     Artikel 21
Aufgaben der Kirchengemeinde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Kirchengemeinde ist die Gemeinschaft der evangelischen Christen gemäß Artikel 9 in einem räumlich bestimmten Bereich.  2 Sie kann auch von einem Personenkreis her oder in Anbindung an eine rechtlich selbstständige diakonische Einrichtung bestimmt
                     werden; das Nähere wird durch Kirchengesetz geregelt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Kirchengemeinde nimmt den Auftrag der Kirche gemäß Artikel 2 in ihrem Bereich im Rahmen der kirchlichen Ordnung in eigener Verantwortung wahr.  2 Sie wendet sich in Zeugnis und Dienst allen Menschen an ihrem Ort zu.  3 Sie nimmt die kirchlichen Dienste, Einrichtungen und Werke in Anspruch und fördert ihren Dienst.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Kirchengemeinde steht in der Zeugnis- und Dienstgemeinschaft ihres Kirchenkreises und der Landeskirche.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Kirchengemeinde soll so geordnet sein, dass sie kirchliche Gemeinschaft ermöglicht und dass sie ihre Aufgaben auch unter
                     sich verändernden Bedingungen erfüllen kann.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Dazu können Kirchengemeinden auf Antrag der Gemeindekirchenräte oder auf Vorschlag des Kreiskirchenrates neu gebildet, verändert,
                     aufgehoben oder zu Kirchengemeindeverbänden zusammengeschlossen werden.  2 Bei Einvernehmen beschließt der Kreiskirchenrat.  3 Der zuständige Regionalbischof ist zuvor zu hören.  4 Wird kein Einvernehmen erzielt, beschließt die Kreissynode.  5 Der Beschluss nach Satz 2 beziehungsweise 4 bedarf der Genehmigung durch das Landeskirchenamt.  6 Ein betroffener Gemeindekirchenrat kann innerhalb eines Monats nach Zustellung der Entscheidung Beschwerde bei der Landessynode
                     einlegen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Kirchengemeinden können Untergliederungen bilden, denen eigenständig zu verantwortende Aufgaben übertragen werden können.
                      2 Das Maß ihrer Eigenständigkeit, ihre Vertretung im Gemeindekirchenrat, ihre Beteiligung an Aufgaben, Rechten, Zuständigkeiten,
                     Einrichtungen und Lasten wird in einer Satzung geregelt.
                  

               

               
                     Artikel 22
Vermögen der Kirchengemeinde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Kirchengemeinde bringt nach ihren Kräften Mittel für ihren Dienst sowie für kreis- und gesamtkirchliche Aufgaben auf.
                      2 Sie erhebt Kollekten nach den landeskirchlichen Festlegungen.  3 Sie hat teil am kirchlichen Finanzaufkommen und am innerkirchlichen Finanzausgleich.  4 Sie darf ihr Vermögen und ihre Einnahmen nur für kirchliche Aufgaben verwenden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Durch Kirchengesetz kann bestimmt werden, dass zweckgebundenes Vermögen der Kirchengemeinden durch den Kirchenkreis oder die
                     Landeskirche bewirtschaftet wird.  2 Die Rechte der Kirchengemeinden an ihrem Vermögen bleiben im Übrigen unberührt.
                  

               

            

         

         
               2.
Die Leitung der Kirchengemeinde
               

            

            
                     Artikel 23
Leitung und Geschäftsführung der Kirchengemeinde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchengemeinde wird durch den Gemeindekirchenrat (in den reformierten Kirchengemeinden: Presbyterium) im Zusammenwirken
                     mit den Pfarrern und den anderen Mitarbeitern des Verkündigungsdienstes geleitet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Vorsitzende des Gemeindekirchenrates und die mit dem Pfarrdienst Beauftragten vertreten die Kirchengemeinde gemeinsam
                     in der Öffentlichkeit.  2 Die Führung der laufenden Geschäfte der Kirchengemeinde obliegt dem Vorsitzenden des Gemeindekirchenrates.  3 Der Gemeindekirchenrat kann im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden die laufende Geschäftsführung ganz oder teilweise einem Pfarrer
                     der Kirchengemeinde oder einem anderen Mitglied des Gemeindekirchenrates übertragen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Kirchengemeinde hat für eine ordnungsgemäße Führung ihrer laufenden Geschäfte zu sorgen.  2 Das Gemeindebüro kann die Bezeichnung Pfarramt tragen.
                  

               

               
                     Artikel 24
Aufgaben des Gemeindekirchenrates
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Gemeindekirchenrat ist im Rahmen der kirchlichen Ordnung dafür verantwortlich, dass die Kirchengemeinde ihre Aufgaben
                     erfüllt.  2 Er sorgt dafür, dass die Kirchengemeinde ihren Verpflichtungen nachkommt und ihre Rechte wahrt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gemeinsam mit den Ordinierten und den anderen Mitarbeitern des Verkündigungsdienstes trägt der Gemeindekirchenrat Verantwortung
                     für die reine Verkündigung des Wortes und die einsetzungsgemäße Feier der Sakramente, unbeschadet der besonderen Verantwortung
                     der mit dem Pfarrdienst Beauftragten nach Artikel 18 Abs. 3.

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Gemeindekirchenrat hat im Rahmen der kirchlichen Ordnung insbesondere folgende Aufgaben:
                     
                        	
                           Er trifft Entscheidungen über Fragen der Gestaltung der Gottesdienste, der liturgischen Handlungen sowie über die Gottesdienstzeiten.

                        

                        	
                           Er wirkt beim Vollzug der Ordnung des kirchlichen Lebens mit.

                        

                        	
                           Er ist verantwortlich für die Gestaltung des Gemeindelebens in den verschiedenen Arbeitsbereichen.

                        

                        	
                           Er entscheidet über die Nutzung der kirchlichen Gebäude.

                        

                        	
                           Er beauftragt Gemeindeglieder als ehrenamtliche Mitarbeiter und sorgt für ihre persönliche und fachliche Begleitung.

                        

                        	
                           Er nimmt die Rechte der Kirchengemeinde bei der Besetzung der Pfarrstelle wahr.

                        

                        	
                           Er stellt Mitarbeiter der Kirchengemeinde an oder wirkt bei der Anstellung der in der Kirchengemeinde tätigen Mitarbeiter
                              mit. Er führt die Dienstaufsicht über die von der Kirchengemeinde angestellten Mitarbeiter, sofern dies nicht durch dienst-
                              oder arbeitsrechtliche Bestimmungen anders geregelt ist.
                           

                        

                        	
                           Er unterstützt die Mitarbeiter bei der Ausübung ihres Auftrages.

                        

                        	
                           Er verwaltet das Vermögen der Kirchengemeinde und beschließt über den Haushalt.

                        

                        	
                           Er ist dafür verantwortlich, dass die kirchlichen Abgaben erhoben sowie Kollekten gesammelt und ihrem Zweck entsprechend verwendet
                              werden.
                           

                        

                        	
                           Er vertritt die Kirchengemeinde gerichtlich und außergerichtlich.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Zur Erfüllung der kirchengemeindlichen Aufgaben kann der Gemeindekirchenrat Satzungen erlassen.
                  

               

               
                     Artikel 25
Zusammensetzung und Bildung des Gemeindekirchenrates
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dem Gemeindekirchenrat gehören an:
                     
                        	
                           die gewählten und die durch den Gemeindekirchenrat hinzuberufenen Mitglieder (Kirchenälteste),

                        

                        	
                           die zum Pfarrdienst in der Kirchengemeinde Beauftragten.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Gemeindekirchenrat wird alle sechs Jahre neu gebildet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die wahlberechtigten Gemeindeglieder wählen die Kirchenältesten in allgemeiner, gleicher, unmittelbarer und geheimer Wahl.
                      2 Wahlberechtigt ist, wer am Tag der Wahl das 14. Lebensjahr vollendet hat und zum Abendmahl zugelassen ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Zum Kirchenältesten gewählt oder berufen werden kann jedes wahlberechtigte Gemeindeglied, das am Tag der Wahl das 18. Lebensjahr
                     vollendet hat, seit mindestens sechs Monaten der Kirchengemeinde angehört, am Leben der Kirchengemeinde teilnimmt, nicht wegen
                     eines kirchlichen Anstellungsverhältnisses durch Kirchengesetz von der Wählbarkeit ausgeschlossen ist und dem die Wählbarkeit
                     nicht nach Artikel 29 Abs. 2 Satz 2 entzogen worden ist.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Durch Kirchengesetz kann ausgeschlossen werden, dass Eheleute oder in gerader Linie Verwandte gleichzeitig dem Gemeindekirchenrat
                     angehören.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Der Gemeindekirchenrat kann beschließen, dass bis zu zwei Jugendvertreter, die nach Absatz 3 Satz 2 wahlberechtigt sind, mit
                     Rede- und Antragsrecht an den Sitzungen des Gemeindekirchenrates teilnehmen.
                  

               

               
                     Artikel 26
Einführung der Kirchenältesten
                     

                  

                   1 Die Kirchenältesten und ihre Stellvertreter werden in einem Gemeindegottesdienst in ihren Dienst eingeführt und verpflichtet.
                  

                   2 Sie werden gefragt:
„Wollt ihr euren Auftrag als Kirchenälteste im Gehorsam gegenüber Gottes Wort, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und
                        in den Bekenntnissen unserer Kirche bezeugt ist, und in Übereinstimmung mit den geltenden Ordnungen unserer Kirche treu und
                        gewissenhaft ausführen und darauf bedacht sein, dass das Evangelium von Jesus Christus durch die Kirche zum Heil der Welt
                        in Wort und Tat bezeugt werde?“

                   3 Sie antworten:
„Ja mit Gottes Hilfe.“

               

               
                     Artikel 27
Vorsitz im Gemeindekirchenrat
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Gemeindekirchenrat wählt in geheimer Wahl den Vorsitzenden und bis zu zwei stellvertretende Vorsitzende.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Zum Vorsitzenden soll ein Kirchenältester gewählt werden.  2 Anderenfalls muss zum stellvertretenden Vorsitzenden ein Kirchenältester gewählt werden.
                  

               

               
                     Artikel 28
Geschäftsführung im Gemeindekirchenrat
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Vorsitzende beruft den Gemeindekirchenrat unter Angabe der Tagesordnung zu Sitzungen ein.  2 Er soll den Gemeindekirchenrat in der Regel einmal monatlich zusammenrufen.  3 Er muss den Gemeindekirchenrat einberufen, wenn ein Drittel der Kirchenältesten, ein mit dem Pfarrdienst in der Kirchengemeinde
                     Beauftragter, der Superintendent, der Leiter des Kreiskirchenamtes, der Regionalbischof oder das Landeskirchenamt es verlangt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Gemeindekirchenrat ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder einschließlich des Vorsitzenden oder
                     des stellvertretenden Vorsitzenden anwesend ist.  2 Er fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        In Angelegenheiten ihres Aufgabenbereichs zieht der Gemeindekirchenrat die dazu in der Kirchengemeinde beauftragten Mitarbeiter
                     zu seinen Beratungen hinzu.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Gemeindekirchenrat kann für einzelne Aufgabenbereiche Ausschüsse bilden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Sitzungen des Gemeindekirchenrates sind in der Regel nicht öffentlich.  2 Der Gemeindekirchenrat kann zu einzelnen Verhandlungsgegenständen die Öffentlichkeit zulassen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Willenserklärungen, die die Kirchengemeinde gegenüber Dritten verpflichten, und Vollmachten bedürfen der Unterschrift des
                     Vorsitzenden oder seines Stellvertreters und eines weiteren Mitglieds des Gemeindekirchenrates und sind mit dem Siegel der
                     Kirchengemeinde zu versehen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Der Vorsitzende und die ordinierten Mitglieder haben jeweils die Pflicht, Beschlüsse des Gemeindekirchenrates, die nach ihrer
                     Einschätzung gegen Schrift und Bekenntnis oder die kirchliche Ordnung verstoßen, zu beanstanden.  2 Bleibt der Gemeindekirchenrat bei seinem Beschluss, so hat der Vorsitzende unverzüglich den Superintendenten, das Kreiskirchenamt
                     und das Landeskirchenamt zu unterrichten.  3 Die Ausführung des Beschlusses ist ausgesetzt, bis die Beanstandung einvernehmlich ausgeräumt ist oder das Landeskirchenamt
                     den Beschluss bestätigt oder aufhebt.
                  

               

               
                     Artikel 29
Pflichtverletzungen des Gemeindekirchenrates oder von Kirchenältesten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Wenn ein Gemeindekirchenrat die Erfüllung seiner Pflichten beharrlich vernachlässigt oder verweigert, kann er im Benehmen
                     mit dem Kreiskirchenrat durch das Landeskirchenamt aufgelöst werden.  2 Bis zur Neubildung werden die Rechte des Gemeindekirchenrates durch den Kreiskirchenrat oder durch von ihm Bevollmächtigte
                     wahrgenommen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Wegen Pflichtversäumnissen oder unwürdigen Verhaltens kann der Kreiskirchenrat Kirchenältesten eine Ermahnung erteilen, in
                     schweren Fällen das Mandat entziehen.  2 Er kann ihnen für die nächstfolgende Wahlperiode die Wählbarkeit zu Organen der kirchlichen Selbstverwaltung entziehen.  3 Gegen die Entscheidungen des Kreiskirchenrates ist Beschwerde beim Landeskirchenamt zulässig.
                  

               

               
                     Artikel 30
Gemeindeversammlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Gemeindekirchenrat soll einmal im Jahr zur Besprechung von Fragen des kirchlichen Lebens eine Gemeindeversammlung einberufen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Gemeindeversammlung wird vom Vorsitzenden des Gemeindekirchenrates oder auf Beschluss des Gemeindekirchenrates von einem
                     anderen Mitglied des Gemeindekirchenrates geleitet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Anregungen können in Entschließungen der Gemeindeversammlung ihren Ausdruck finden.  2 Sie müssen vom Gemeindekirchenrat vordringlich behandelt werden.  3 Die Bestimmungen über die Zuständigkeit des Gemeindekirchenrates bleiben im Übrigen unberührt.
                  

               

               
                     Artikel 31
Nähere Bestimmungen
                     

                  

                  Das Nähere über die Bildung, die Zusammensetzung und die Geschäftsführung des Gemeindekirchenrates wird kirchengesetzlich
                     geregelt.
                  

               

            

         

         
               3.
Zusammenarbeit von Kirchengemeinden
               

            

            
                     Artikel 32
Formen der Zusammenarbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Kirchengemeinden sind unbeschadet ihrer Eigenständigkeit zur Zusammenarbeit mit benachbarten Kirchengemeinden und im Kirchenkreis
                     verpflichtet.  2 Dies gilt insbesondere, wenn Aufgaben sonst nicht ausreichend erfüllt werden können und daher besser in der Gemeinschaft mehrerer
                     Kirchengemeinden wahrzunehmen sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Im Sinne von Absatz 1 können Kirchengemeinden
                     
                        	
                           Kirchengemeindeverbände bilden,

                        

                        	
                           zur Erfüllung einzelner Aufgaben, insbesondere zur Schaffung gemeinsamer Einrichtungen, Zweckverbände bilden oder

                        

                        	
                           die regionale Zusammenarbeit durch Vereinbarungen regeln.

                        

                     

                  

                   2 Die Vereinigung von Kirchengemeinden bleibt unberührt.
                  

               

               
                     Artikel 33
Der Kirchengemeindeverband
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Ein Kirchengemeindeverband ist ein selbstständiger Rechtsträger, der die Rechte und Pflichten der einzelnen ihm angehörenden
                     Kirchengemeinden wahrnimmt.  2 Die Kirchengemeinden bleiben rechtlich weiterhin bestehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Kirchengemeindeverband wird durch einen gemeinsamen Gemeindekirchenrat geleitet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Gemeindekirchenrat des Kirchengemeindeverbands kann Aufgaben an örtliche Beiräte übertragen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Wo ein Kirchengemeindeverband bisher Kirchspiel heißt, kann es bei dieser Bezeichnung bleiben.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Das Nähere wird durch Kirchengesetz geregelt.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt V:
Der Kirchenkreis
            

         

         
               1.
Aufgaben
               

            

            
                     Artikel 34
Rechtsstellung des Kirchenkreises
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Kirchenkreis ist die Gemeinschaft der zu ihm gehörenden Kirchengemeinden.  2 Zur Zeugnis- und Dienstgemeinschaft des Kirchenkreises gehören auch die kirchlichen Dienste, Einrichtungen und Werke in seinem
                     Bereich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Kirchenkreis nimmt als selbstständige kirchliche Körperschaft den Auftrag der Kirche gemäß Artikel 2 in seinem Bereich
                     im Rahmen der kirchlichen Ordnung in eigener Verantwortung wahr.  2 Er ist zugleich Verwaltungs- und Aufsichtsbezirk der Landeskirche.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Kirchenkreise können auf Antrag der Kreissynoden oder auf Vorschlag des Landeskirchenamtes neu gebildet, verändert, vereinigt
                     oder aufgehoben werden.  2 Bei Einvernehmen beschließt der Landeskirchenrat.  3 Die zuständigen Regionalbischöfe sind zuvor zu hören.  4 Wird kein Einvernehmen erzielt, beschließt die Landessynode.
                  

               

               
                     Artikel 35
Aufgaben des Kirchenkreises als selbstständige kirchliche Körperschaft
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kirchenkreis unterstützt und fördert die Arbeit der Kirchengemeinden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Kirchenkreis nimmt Aufgaben wahr, die von den einzelnen Kirchengemeinden nicht ausreichend erfüllt werden können und daher
                     besser in der Gemeinschaft des Kirchenkreises wahrzunehmen sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Kirchenkreis fördert den Erfahrungs- und Informationsaustausch zwischen den Kirchengemeinden und der Landeskirche, das
                     Zusammenwirken der Kirchengemeinden in Regionen sowie die Zusammenarbeit der Mitarbeiter.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Kirchenkreis sorgt zwischen den Kirchengemeinden seines Bereichs für einen Ausgleich der Kräfte und Lasten.
                  

               

               
                     Artikel 36
Aufgaben des Kirchenkreises als Aufsichts- und Verwaltungsbezirk
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Als Aufsichts- und Verwaltungsbezirk der Landeskirche achtet der Kirchenkreis darauf, dass die kirchliche Ordnung in seinem
                     Bereich eingehalten wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Dem Kirchenkreis können durch Kirchengesetz weitere Aufgaben übertragen werden.
                  

               

            

         

         
               2.
Die Leitung des Kirchenkreises
               

            

            
                     Artikel 37
Die Leitung des Kirchenkreises
                     

                  

                  Leitungsorgane des Kirchenkreises sind die Kreissynode, der Kreiskirchenrat und der Superintendent.

               

            

         

         
               3.
Die Kreissynode
               

            

            
                     Artikel 38
Aufgaben der Kreissynode
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 In der Kreissynode haben die Kirchengemeinden und Dienstbereiche teil an der Leitung des Kirchenkreises.  2 Die Kreissynode hat die Aufgabe, die Zeugnis- und Dienstgemeinschaft im Kirchenkreis zu fördern.  3 Sie beschließt über Leitlinien für die Arbeit des Kirchenkreises.  4 Sie gibt den Kirchengemeinden Anregungen für die Wahrnehmung ihrer missionarischen, ökumenischen, seelsorgerlichen, diakonischen
                     und bildungsbezogenen Aufgaben.  5 Sie nimmt den Bericht des Kreiskirchenrates entgegen und kann ihm Aufträge erteilen.  6 Die Kreissynode hat das Recht, an die Landessynode Anträge zu richten.  7 Sie kann zu Fragen des öffentlichen Lebens Stellung nehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kreissynode hat im Rahmen der kirchlichen Ordnung insbesondere folgende Aufgaben:
                     
                        	
                           Sie beschließt den Haushaltsplan des Kirchenkreises und nimmt die Jahresrechnung ab.

                        

                        	
                           Sie beschließt im Rahmen der landeskirchlichen Festlegungen den Stellenplan.

                        

                        	
                           Sie beschließt über eine Gebäudekonzeption.

                        

                        	
                           Sie legt die Zweckbestimmung der Kirchenkreiskollekten im Rahmen des von der Landeskirche aufgestellten Planes fest.

                        

                        	
                           Sie beschließt über die Errichtung, Veränderung und Aufhebung von Stellen für Pfarrer und ordinierte Gemeindepädagogen im
                              Rahmen der landeskirchlichen Festlegungen.
                           

                        

                        	
                           Sie beschließt nach Maßgabe kirchengesetzlicher Regelung über die Bildung von Regionen.

                        

                        	
                           Sie wählt den Superintendenten.

                        

                        	
                           Sie nimmt die weiteren ihr aufgetragenen Wahlen vor.

                        

                        	
                           Sie bestellt nach Maßgabe kirchengesetzlicher Regelung die Visitationskommission.

                        

                        	
                           Sie nimmt die weiteren ihr durch die Verfassung oder durch Kirchengesetz zugewiesenen Aufgaben wahr.

                        

                     

                  

               

               
                     Artikel 39
Zusammensetzung der Kreissynode
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kreissynode gehören an:
                     
                        	
                           der Superintendent,

                        

                        	
                           von den Gemeindekirchenräten gewählte zum Kirchen – ältesten wählbare Gemeindeglieder, die nicht hauptberuflich in einem kirchlichen
                              Anstellungsverhältnis stehen,
                           

                        

                        	
                           Synodale, die hauptberuflich in einem kirchlichen Anstellungsverhältnis stehen und nach Maßgabe des Absatzes 4 von den einzelnen
                              Dienstbereichen im Kirchenkreis entsandt werden,
                           

                        

                        	
                           berufene Synodale nach Maßgabe des Absatzes 5,

                        

                        	
                           bis zu zwei Jugendvertreter nach Maßgabe kirchengesetzlicher Regelung.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Gesamtzahl der Mitglieder der Kreissynode soll unter Beachtung der Größe des Kirchenkreises zwischen 30 und 60 Mitgliedern
                     liegen.  2 Die Zahl der hauptberuflich in einem kirchlichen Anstellungsverhältnis stehenden Synodalen darf die Hälfte aller Mitglieder
                     der Kreissynode nicht erreichen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Kreiskirchenrat fasst die Kirchengemeinden des Kirchenkreises zu Wahlbezirken zusammen.  2 Er legt die Zahl der von den Gemeindekirchenräten zu wählenden Synodalen fest und teilt sie auf die Wahlbezirke auf.  3 Dabei soll der Gemeindegliederzahl und der Vertretung der Regionen angemessen Rechnung getragen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Kreiskirchenrat bestimmt die Zahl der von den einzelnen Dienstbereichen zu entsendenden Synodalen unter Beachtung der
                     Absätze 1 und 2 und legt das Verfahren für ihre Entsendung fest.  2 Dabei soll sichergestellt sein, dass die verschiedenen Dienstbereiche, insbesondere der Pfarrdienst, die weiteren Verkündigungsdienste
                     und die Diakonie angemessen vertreten sind.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Kreiskirchenrat kann Synodale im Umfang von bis zu einem Zehntel der Gesamtzahl der Synodalen hinzuberufen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Für die Synodalen gemäß Absatz 1 Nr. 2 werden jeweils bis zu zwei persönliche Stellvertreter gewählt.  2 Für die Synodalen gemäß Absatz 1 Nr. 3 werden Stellvertreter entsandt, die in der dabei festgelegten Reihenfolge in die Kreissynode
                     eintreten; Absatz 4 Satz 1 gilt entsprechend.  3 Ist kein Stellvertreter nach Satz 1 oder Satz 2 mehr vorhanden, werden auf dieselbe Weise neue Stellvertreter bestimmt.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Ein Synodaler verliert seine Mitgliedschaft in der Kreissynode
                     
                        	
                           durch Rücktritt,

                        

                        	
                           bei Verlust der Voraussetzungen für die Mitgliedschaft,

                        

                        	
                           wenn die Kreissynode feststellt, dass er seine Verpflichtung gemäß Artikel 40 Abs. 3 offenkundig missachtet.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     Artikel 40
Neubildung der Kreissynode
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kreissynode wird alle sechs Jahre neu gebildet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Synodalen sind allein dem Auftrag der Kirche gemäß Artikel 2 verpflichtet und an Weisungen nicht gebunden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Synodalen werden vor der ersten Ausübung ihres Dienstes verpflichtet.
                  

                   2 Sie werden gefragt:
„Wollt ihr euren Auftrag als Synodale im Gehorsam gegenüber Gottes Wort, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den
                        Bekenntnissen unserer Kirche bezeugt ist, und in Übereinstimmung mit den geltenden Ordnungen unserer Kirche treu und gewissenhaft
                        ausführen und darauf bedacht sein, dass das Evangelium von Jesus Christus durch die Kirche zum Heil der Welt in Wort und Tat
                        bezeugt werde?“

                   3 Sie antworten:
„Ja mit Gottes Hilfe.“

               

               
                     Artikel 41
Tagungen der Kreissynode
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Kreissynode tritt in der Regel zweimal jährlich zu einer ordentlichen Tagung zusammen.  2 Sie ist einzuberufen, wenn ein Drittel ihrer Mitglieder, der Kreiskirchenrat oder das Landeskirchenamt es verlangt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Kreissynode ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Drittel ihrer Mitglieder anwesend sind.  2 Für Beschlüsse muss die Mehrheit der Stimmen der anwesenden Synodalen erreicht werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Landesbischof, der Regionalbischof, vom Kollegium des Landeskirchenamtes beauftragte Vertreter und der Leiter des Kreiskirchenamtes
                     können an den Verhandlungen der Kreissynode mit Rede- und Antragsrecht teilnehmen.
                  

               

               
                     Artikel 42
Präsidium der Kreissynode
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Kreissynode wählt auf ihrer ersten Tagung unter der Leitung des Superintendenten den Präses und bis zu zwei Stellvertreter.
                      2 Der Präses und ein Stellvertreter dürfen nicht hauptberuflich in einem kirchlichen Anstellungsverhältnis stehen.  3 Wählbar sind die ordentlichen Mitglieder der Kreissynode mit Ausnahme des Superintendenten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Präses beruft die Synode ein, eröffnet und schließt ihre Tagung, leitet die Verhandlungen und nimmt das Hausrecht wahr.
                      2 Er wird bei seinen Aufgaben von seinen Stellvertretern unterstützt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Präses und seine Stellvertreter bereiten im Zusammenwirken mit dem Kreiskirchenrat die Tagungen der Kreissynode vor.  2 Der Präses wacht über die Durchführung der Beschlüsse der Kreissynode.
                  

               

               
                     Artikel 43
Geschäftsordnung der Kreissynode
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Kreissynode gibt sich eine Geschäftsordnung.  2 In der Geschäftsordnung ist insbesondere die Bildung von Ausschüssen vorzusehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Geschäftsordnung bedarf der Genehmigung des Landeskirchenamtes.
                  

               

            

         

         
               4.
Der Kreiskirchenrat
               

            

            
                     Artikel 44
Aufgaben des Kreiskirchenrates
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Kreiskirchenrat trägt die Verantwortung dafür, dass der Dienst im Kirchenkreis auftrags- und ordnungsgemäß wahrgenommen
                     wird.  2 Er ist für alle Angelegenheiten des Kirchenkreises zuständig, die nicht der Kreissynode oder dem Superintendenten zugewiesen
                     sind.  3 Er führt die Beschlüsse der Kreissynode aus und ist der Kreissynode berichtspflichtig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Kreiskirchenrat kann im Ausnahmefall die der Kreissynode gemäß Artikel 38 Abs. 2 zugewiesenen Aufgaben wahrnehmen, wenn die Kreissynode nicht rechtzeitig einberufen werden kann und die Angelegenheit keinen
                     Aufschub duldet.  2 Solche Beschlüsse bedürfen der Bestätigung durch die Kreissynode.  3 Versagt die Kreissynode die Bestätigung, so ist der Beschluss aufgehoben.  4 Maßnahmen, die aufgrund des Beschlusses vollzogen sind, bleiben gültig.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Kreiskirchenrat vertritt den Kirchenkreis im Rechtsverkehr.  2 Willenserklärungen, die den Kirchenkreis gegenüber Dritten verpflichten, und Vollmachten bedürfen der Unterschrift des Superintendenten
                     oder seines Stellvertreters und sind mit dem Siegel des Kirchenkreises zu versehen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Kreiskirchenrat hat im Rahmen der kirchlichen Ordnung insbesondere folgende Aufgaben:
                     
                        	
                           Er besetzt die Stellen des Kirchenkreises.

                        

                        	
                           Er spricht Beauftragungen für bestimmte Aufgabenbereiche aus.

                        

                        	
                           Er spricht ehren- und nebenamtliche Beauftragungen für den Verkündigungsdienst aus.

                        

                        	
                           Er verwaltet das Vermögen des Kirchenkreises und führt dessen Wirtschaft im Rahmen des Haushaltsplanes.

                        

                        	
                           Er entscheidet über die Vergabe von Mitteln zum Ausgleich der Kräfte und Lasten zwischen den Kirchengemeinden.

                        

                        	
                           Er wirkt an Visitationen mit.

                        

                        	
                           Er nimmt die weiteren ihm durch die Verfassung oder durch Kirchengesetz zugewiesenen Aufgaben wahr.

                        

                     

                  

               

               
                     Artikel 45
Zusammensetzung des Kreiskirchenrates
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dem Kreiskirchenrat gehören an:
                     
                        	
                           der Superintendent als Vorsitzender,

                        

                        	
                           der erste Stellvertreter des Superintendenten,

                        

                        	
                           der Präses der Kreissynode,

                        

                        	
                           vier bis zwölf Mitglieder, die von der Kreissynode aus ihrer Mitte zu wählen sind; darunter sollen die verschiedenen Dienstbereiche,
                              insbesondere die anderen Verkündigungsdienste neben dem Pfarrdienst, angemessen vertreten sein,
                           

                        

                        	
                           der Leiter des Kreiskirchenamtes oder ein von ihm Beauftragter als beratendes Mitglied mit Rede- und Antragsrecht.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Zahl der hauptberuflich in einem kirchlichen Anstellungsverhältnis stehenden Mitglieder darf die Hälfte aller Mitglieder
                     des Kreiskirchenrates nicht erreichen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für die Mitglieder nach Absatz 1 Nr. 4 sind getrennt nach den Mitgliedern, die hauptberuflich in einem kirchlichen Anstellungsverhältnis
                     stehen, und den Mitgliedern, die nicht in einem solchen Anstellungsverhältnis stehen, jeweils insgesamt bis zu zwei Stellvertreter
                     zu wählen, die zugleich Ersatzmitglieder sind.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Geschäftsordnung kann bestimmen, dass die Stellvertreter nach Absatz 3, die Stellvertreter des Präses, der zweite Stellvertreter
                     des Superintendenten und sachkundige Personen zu den Sitzungen des Kreiskirchenrates mit Rederecht hinzugezogen werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die von der Kreissynode gewählten Mitglieder der Landessynode werden zu den Sitzungen eingeladen.
                  

               

               
                     Artikel 46
Sitzungen des Kreiskirchenrates
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Kreiskirchenrat wird vom Superintendenten in der Regel monatlich einberufen.  2 Er ist einzuberufen, wenn drei Mitglieder, der Regionalbischof, das Landeskirchenamt oder der Leiter des Kreiskirchenamtes
                     es verlangen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Kreiskirchenrat ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner stimmberechtigten Mitglieder einschließlich des Superintendenten
                     oder seines Stellvertreters anwesend ist.  2 Er fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Landesbischof, der Regionalbischof und vom Kollegium des Landeskirchenamtes beauftragte Vertreter können mit Rede- und
                     Antragsrecht an den Sitzungen des Kreiskirchenrates teilnehmen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Kreiskirchenrat gibt sich eine Geschäftsordnung, die der Genehmigung des Landeskirchenamtes bedarf.
                  

               

            

         

         
               5.
Der Superintendent
               

            

            
                     Artikel 47
Der Leitungsdienst des Superintendenten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Superintendent ist ein Pfarrer, dem der Dienst der geistlichen Leitung für einen Kirchenkreis aufgetragen ist.  2 Als Vorsitzender des Kreiskirchenrates trägt er die Verantwortung dafür, dass dieser seine Leitungsaufgaben wahrnimmt.  3 Er ist für die Vorbereitung und Durchführung der Entscheidungen des Kreiskirchenrates verantwortlich.  4 Er führt die laufenden Geschäfte des Kirchenkreises und sorgt für das sachgerechte Zusammenwirken aller an der Leitung des
                     Kirchenkreises Beteiligten.  5 Die Dienstbezeichnung ist „Superintendentin“ beziehungsweise „Superintendent“.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Superintendent nimmt seinen Dienst auch im Auftrag der Landeskirche wahr.  2 Er trägt Verantwortung dafür, dass Zeugnis und Dienst im Kirchenkreis gemäß dem kirchlichen Auftrag geschehen und die Ordnung
                     der Kirche beachtet wird.  3 Er berät die Organe und Dienste der Landeskirche in den Angelegenheiten des Kirchenkreises und trägt Sorge für die Durchführung
                     landeskirchlicher Entscheidungen im Kirchenkreis.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Superintendent ist Inhaber einer Pfarrstelle.  2 Er nimmt neben seinem Leitungsdienst einen Auftrag in einer Kirchengemeinde oder einen allgemeinkirchlichen Auftrag im Kirchenkreis
                     wahr.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Superintendent hat das Recht, in jeder Kirchengemeinde des Kirchenkreises zu predigen und den Gottesdienst zu leiten.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Der Superintendent untersteht der Aufsicht des Landeskirchenamtes.  2 Der zuständige Regionalbischof ist nach Maßgabe von Artikel 72 Abs. 2 Nr. 6 an der Wahrnehmung der Dienstaufsicht zu beteiligen.
                  

               

               
                     Artikel 48
Aufgaben des Superintendenten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Superintendent hat insbesondere folgende Aufgaben:
                     
                        	
                            1 Er vertritt den Kirchenkreis in den Kirchengemeinden, in der Landeskirche und in der Öffentlichkeit.  2 Artikel 44 Abs. 3 Satz 1 bleibt unberührt.
                           

                        

                        	
                           Er achtet darauf, dass Seelsorge an den Mitarbeitern im Kirchenkreis geschieht und die Mitarbeiter der einzelnen Dienstbereiche
                              in Konventen zusammenkommen.
                           

                        

                        	
                           Er trägt Sorge dafür, dass der Gemeindeaufbau und das geistliche Leben gefördert, Kirchenälteste und ehrenamtliche Mitarbeiter
                              zugerüstet werden und theologische Arbeit geleistet wird.
                           

                        

                        	
                           Er führt die im Pfarrdienst tätigen sowie die vom Kirchenkreis angestellten hauptberuflichen Mitarbeiter ein und begleitet
                              sie in ihrem Dienst.
                           

                        

                        	
                           Er führt über die vom Kirchenkreis angestellten oder beauftragten Mitarbeiter die Dienstaufsicht. In den kirchengesetzlich
                              geregelten Fällen nimmt er im Auftrag der Landeskirche auch gegenüber den Pfarrern Aufgaben der Dienstaufsicht wahr.
                           

                        

                        	
                           Er kann über sein Recht aus Artikel 28 Abs. 1 Satz 3 hinaus Gemeindekirchenräte zu Sitzungen einberufen, in Sitzungen Anträge stellen und den Vorsitz übernehmen.
                           

                        

                        	
                           Er fördert die Zusammenarbeit des Kirchenkreises und der Kirchengemeinden mit den diakonischen Trägern.

                        

                        	
                           Er trägt Mitverantwortung für Visitationen im Kirchenkreis.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Superintendent hat die Pflicht, Beschlüsse der Kreissynode und des Kreiskirchenrates, die nach seiner Einschätzung gegen
                     Schrift und Bekenntnis oder die kirchliche Ordnung verstoßen, zu beanstanden.  2 Bleibt die Kreissynode oder der Kreiskirchenrat bei dem Beschluss, so hat der Superintendent unverzüglich den Regionalbischof
                     und das Landeskirchenamt zu unterrichten.  3 Die Ausführung des Beschlusses ist bis zur Entscheidung des Landeskirchenamtes ausgesetzt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Superintendent kann im Einvernehmen mit dem Präses der Kreissynode Entscheidungen treffen, die dem Kreiskirchenrat vorbehalten
                     sind, wenn dieser nicht rechtzeitig einberufen werden kann und die betreffende Angelegenheit keinen Aufschub duldet.  2 Die Entscheidung ist dem Kreiskirchenrat auf seiner nächsten Sitzung zur Bestätigung vorzulegen.  3 Wird die Bestätigung versagt, so ist die Entscheidung aufgehoben.  4 Maßnahmen, die aufgrund der Entscheidung vollzogen sind, bleiben gültig.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Superintendent berät sich regelmäßig mit seinen Stellvertretern, dem Präses, dem Leiter des Kreiskirchenamtes und den
                     für die besonderen Dienstbereiche Verantwortlichen.
                  

               

               
                     Artikel 49
Wahl, Einführung und Beendigung des Dienstes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Superintendent wird von der Kreissynode für die Dauer von zehn Jahren gewählt.  2 Die Wahl bedarf der Bestätigung durch den Landeskirchenrat.  3 Wiederwahl oder die einmalige Verlängerung des Dienstes um bis zu fünf Jahre ist möglich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Superintendent wird durch den Landesbischof berufen und in einem Gottesdienst durch den Regionalbischof eingeführt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Nähere über die Wahl und die Beendigung des Dienstes wird kirchengesetzlich geregelt.
                  

               

               
                     Artikel 50
Stellvertretung des Superintendenten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Kreissynode wählt auf Vorschlag des Konventes der Pfarrer und der weiteren Mitarbeiter im Verkündigungsdienst für die
                     Dauer ihrer Wahlperiode aus dem Kreis der Pfarrer und ordinierten Gemeindepädagogen, die in einem unbefristeten Dienstverhältnis
                     stehen, bis zu zwei Stellvertreter des Superintendenten.  2 Werden zwei Stellvertreter gewählt, so hat die Kreissynode eine Reihenfolge zwischen den Stellvertretern festzustellen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Superintendent kann seinen Stellvertretern unabhängig vom Fall seiner Verhinderung aus seinem Verantwortungsbereich mit
                     Zustimmung des Kreiskirchenrates Aufgaben zur ständigen Wahrnehmung übertragen.  2 Die Übertragung ist dem Landeskirchenamt anzuzeigen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Superintendent kann darüber hinaus zu seiner Entlastung im Einzelfall seinen Stellvertretern weitere Aufgaben übertragen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Von einer Aufgabenübertragung nach Absatz 2 und 3 sind ausgeschlossen:
                     
                        	
                           die Leitung der Sitzungen des Kreiskirchenrates einschließlich der Verantwortung für die Vorbereitung der Sitzungen und für
                              die Durchführung der Entscheidungen des Kreiskirchenrates; die Möglichkeit, dem Stellvertreter des Superintendenten für bestimmte
                              Verhandlungsabschnitte im Ablauf der Sitzung die Gesprächsleitung zu übertragen, bleibt unberührt,
                           

                        

                        	
                           die Dienstaufsicht gegenüber den vom Kirchenkreis angestellten beruflichen Mitarbeitern sowie in den kirchengesetzlich geregelten
                              Fällen die Dienstaufsicht gegenüber den Pfarrern und die daraus folgenden Zuständigkeiten nach dem Pfarrerdienstrecht,
                           

                        

                        	
                           die Vertretung des Kirchenkreises nach außen,

                        

                        	
                           die Zeichnungsbefugnis bei der Vertretung des Kirchenkreises in Rechtsangelegenheiten,

                        

                        	
                           das Recht und die Pflicht zur Beanstandung von Beschlüssen des Kreiskirchenrates.

                        

                     

                  

                   2 Die umfassende Wahrnehmung der Aufgaben des Superintendenten im Falle seiner Verhinderung bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Aufgaben der Stellvertreter des Superintendenten sind bei der Bemessung ihres Dienstumfangs oder in anderer Weise angemessen
                     zu berücksichtigen.
                  

               

            

         

         
               6.
Das Kreiskirchenamt
               

            

            
                     Artikel 51
Aufgaben des Kreiskirchenamtes
                     

                  

                   1 Dem Kreiskirchenamt obliegt die Erledigung der Verwaltungsaufgaben des Kirchenkreises.  2 Es unterstützt die Kirchengemeinden bei der Erledigung ihrer Verwaltungsangelegenheiten.  3 Es nimmt im Auftrag des Landeskirchenamtes auch Aufgaben der kirchlichen Aufsicht wahr.  4 Das Nähere über die Rechtsstellung und die Aufgaben der Kreiskirchenämter wird durch Kirchengesetz geregelt.
                  

               

            

         

         
               7.
Der reformierte Kirchenkreis
               

            

            
                     Artikel 52
Rechtsstellung des reformierten Kirchenkreises
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die reformierten Kirchengemeinden bilden einen reformierten Kirchenkreis.  2 Sie arbeiten im Kirchenkreis ihres örtlichen Bereiches in gegenseitiger Verantwortung mit.  3 In bestimmten Aufgabengebieten sind sie dem örtlichen Kirchenkreis zugeordnet.  4 Das Nähere wird durch den Landeskirchenrat geregelt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Kreiskirchenrat des reformierten Kirchenkreises führt die Bezeichnung „Moderamen“.  2 Der Vorsitzende des Kreiskirchenrates des reformierten Kirchenkreises führt die Dienstbezeichnung „Senior“.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt VI:
Die Landeskirche
            

         

         
               1.
Aufgaben
               

            

            
                     Artikel 53
Aufgaben der Landeskirche
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Landeskirche ist die Gemeinschaft der zu ihr gehörenden Kirchengemeinden, Kirchenkreise, kirchlichen Dienste, Einrichtungen
                     und Werke.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Landeskirche nimmt den Auftrag der Kirche gemäß Artikel 2 in ihrem Bereich wahr.  2 Sie erfüllt Aufgaben, die von den einzelnen Kirchengemeinden und Kirchenkreisen nicht ausreichend erfüllt werden können und
                     daher besser in der Gemeinschaft der Landeskirche wahrzunehmen sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Landeskirche stärkt und gestaltet das Zeugnis und den Dienst der Kirchengemeinden, Kirchenkreise, Dienste, Einrichtungen
                     und Werke.  2 Sie fördert den Erfahrungs- und Informationsaustausch zwischen allen kirchlichen Körperschaften.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Landeskirche sorgt für einen Ausgleich der Kräfte und Lasten zwischen den Kirchengemeinden, den Kirchenkreisen und der
                     Landeskirche.  2 Sie trifft Maßnahmen, die einer wirkungsvollen kirchlichen Ordnung und regionalen Gliederung in ihrem Bereich dienen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Landeskirche ist an das Recht der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse gebunden.  2 Es gelten das Recht der Union Evangelischer Kirchen in der Evangelischen Kirche in Deutschland für den Bereich der ehemaligen
                     Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und das Recht der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands
                     für den Bereich der ehemaligen Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen, soweit die Landeskirche nichts anderes bestimmt.
                      3 Im Übrigen bleiben die Pflichten und Aufgaben, die sich jeweils aus der Mitgliedschaft in einem gliedkirchlichen Zusammenschluss
                     ergeben, unberührt.
                  

               

            

         

         
               2.
Die Leitung der Landeskirche
               

            

            
                     Artikel 54
Die Leitung der Landeskirche
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In der Leitung der Landeskirche wirken ihre Leitungsorgane in arbeitsteiliger Gemeinschaft und gegenseitiger Verantwortung
                     zusammen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Leitungsorgane der Landeskirche sind
                     
                        	
                           die Landessynode,

                        

                        	
                           der Landeskirchenrat,

                        

                        	
                           der Landesbischof,

                        

                        	
                           das Kollegium des Landeskirchenamtes.

                        

                     

                  

               

            

         

         
               3.
Die Landessynode
               

            

            
                     Artikel 55
Aufgaben der Landessynode
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Landessynode verkörpert die Einheit und Vielfalt der Gemeinden, Kirchenkreise, Dienste, Einrichtungen und Werke im Bereich
                     der Landeskirche.  2 Sie ist die Sachwalterin aller der Landeskirche zustehenden Rechte und zur gemeinsamen Willensbildung berufen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Landessynode berät und beschließt über alle Angelegenheiten im Rahmen der Zuständigkeit der Landeskirche, soweit nicht
                     die Zuständigkeit des Landeskirchenrates, des Landesbischofs oder des Kollegiums des Landeskirchenamtes begründet ist.  2 Sie hat insbesondere folgende Aufgaben:
                     
                        	
                           Sie trifft Grundsatzentscheidungen für Zeugnis und Dienst und nimmt zu Fragen des kirchlichen und des öffentlichen Lebens
                              Stellung.
                           

                        

                        	
                           Sie erlässt die Kirchengesetze.

                        

                        	
                           Sie beschließt den Haushalt und den Kollektenplan der Landeskirche und beschließt über die Jahresrechnung.

                        

                        	
                           Sie beschließt über die Grundsätze der Stellenplanung für die Pfarrer und weiteren Mitarbeiter im Verkündigungsdienst.

                        

                        	
                           Sie beschließt über die Errichtung und Aufhebung von Stellen der Landeskirche.

                        

                        	
                           Sie nimmt Berichte des Landesbischofs, des Landeskirchenrates und des Landeskirchenamtes entgegen und kann ihnen Aufträge
                              erteilen.
                           

                        

                        	
                           Sie wählt
                              
                                 	
                                    den Landesbischof und die Regionalbischöfe,

                                 

                                 	
                                    den Präsidenten und die Dezernenten des Landeskirchenamtes,

                                 

                                 	
                                    die synodalen Mitglieder des Landeskirchenrates,

                                 

                                 	
                                    den Leiter des Diakonischen Werkes im Einvernehmen mit den zuständigen Organen der Evangelischen Landeskirche Anhalts und
                                       im Benehmen mit der Diakonischen Konferenz.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Sie entsendet Mitglieder in die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland und bestimmt von diesen die Mitglieder der
                              Vollkonferenz der Union Evangelischer Kirchen in der Evangelischen Kirche in Deutschland, von denen ein Mitglied reformierten
                              Bekenntnisses sein soll, und die Mitglieder der Generalsynode der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands.
                           

                        

                        	
                           Sie nimmt die weiteren ihr vorbehaltenen Wahlen vor.

                        

                        	
                           Sie beschließt über die kirchliche Lebensordnung sowie über die Einführung von Agenden und Gesangbüchern; vor der Entscheidung
                              ist den Kreissynoden Gelegenheit zu geben, sich zu äußern.
                           

                        

                        	
                           Sie beschließt über Eingaben und Anträge.

                        

                     

                  

               

               
                     Artikel 56
Einspruchsrecht von Synodalen aus Bekenntnisgründen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Widersprechen mindestens 20 Synodale oder die reformierten Synodalen einem Beschluss der Landessynode mit der Begründung,
                     dass er mit Schrift und Bekenntnis nicht im Einklang steht, so ist der Beschluss der Landessynode bis zur nächsten Tagung
                     auszusetzen; dort ist über den Gegenstand erneut zu entscheiden.  2 Der Einspruch muss dem Präsidium der Landessynode bis zum Ende der Sitzung des Landeskirchenrates, welche nach der entsprechenden
                     Tagung der Landessynode stattfindet, mitgeteilt sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 In der Zwischenzeit ist der Superintendentenkonvent (Artikel 76) beziehungsweise die Kreissynode des reformierten Kirchenkreises einzuberufen, die ein Gutachten des Reformierten Bundes
                     einholt.  2 Bestätigt der Superintendentenkonvent oder die Kreissynode des reformierten Kirchenkreises die Bedenken, so kann die Landessynode
                     in dieser Frage nicht gegen dieses Votum entscheiden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Einspruchsrechte des Landesbischofs, seines ständigen Stellvertreters und des reformierten Seniors bleiben unberührt.
                  

               

               
                     Artikel 57
Zusammensetzung und Bildung der Landessynode
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Landessynode gehören an:
                     
                        	
                           der Landesbischof und sein Stellvertreter,

                        

                        	
                           der reformierte Senior,

                        

                        	
                           der Präsident des Landeskirchenamtes,

                        

                        	
                           der Leiter des Diakonischen Werkes,

                        

                        	
                           der Präses der bisherigen Landessynode,

                        

                        	
                           je Kirchenkreis ein von der Kreissynode gewähltes Mitglied, das nicht hauptberuflich in einem kirchlichen Anstellungsverhältnis
                              steht,
                           

                        

                        	
                           je Propstsprengel vier von gemeinsamen Wahlausschüssen der Kreissynoden gewählte Mitglieder, die hauptberuflich in einem kirchlichen
                              Anstellungsverhältnis stehen und von denen zwei ordiniert und zwei nicht ordiniert sind,
                           

                        

                        	
                           je Propstsprengel ein Superintendent,

                        

                        	
                           je ein Mitglied der Theologischen Fakultäten der Martin- Luther-Universität Halle-Wittenberg und der Friedrich- Schiller-Universität
                              Jena,
                           

                        

                        	
                           zwei bis sechs Jugenddelegierte gemäß Absatz 2,

                        

                        	
                           bis zu acht vom Landeskirchenrat zu berufende Mitglieder.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Von den Mitgliedern nach Absatz 1 Nr. 10 üben zwei das Stimmrecht aus; bis zu vier weitere nehmen an den Verhandlungen der
                     Landessynode mit Rede- und Antragsrecht teil.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei der Berufung von Mitgliedern nach Absatz 1 Nr. 11 ist zu gewährleisten, dass in der Landessynode die Zahl der in einem
                     hauptberuflichen kirchlichen Anstellungsverhältnis stehenden Mitglieder die Hälfte der Gesamtzahl der stimmberechtigten Mitglieder
                     nicht erreicht.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die weiteren Regionalbischöfe und die Dezernenten des Landeskirchenamtes nehmen an den Verhandlungen der Landessynode mit
                     Rede- und Antragsrecht teil.  2 An den Wahlen nach Artikel 55 Abs. 2 Nr. 7 Buchstabe a) und b) nehmen sie stimmberechtigt teil.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Für die Mitglieder nach Absatz 1 Nr. 6 bis 8 und Nr. 11 werden jeweils zwei Stellvertreter gewählt beziehungsweise berufen,
                     die in der dabei bestimmten Reihenfolge in die Landessynode eintreten.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Mitglied der Landessynode kann nur sein, wer am Tag ihrer Konstituierung mindestens 18 Jahre alt ist.  2 In die Landessynode gewählt werden kann nur, wer seit mindestens sechs Monaten einer Kirchengemeinde im Bereich der Landeskirche
                     angehört.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Ein Synodaler verliert seine Mitgliedschaft in der Landessynode
                     
                        	
                           durch Rücktritt,

                        

                        	
                           bei Verlust der Voraussetzungen für die Mitgliedschaft,

                        

                        	
                           wenn die Landessynode feststellt, dass er seine Verpflichtung gemäß Artikel 58 Abs. 2 offenkundig missachtet.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Die Landessynode wird alle sechs Jahre neu gebildet.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                        Das Nähere wird durch Kirchengesetz geregelt.
                  

               

               
                     Artikel 58
Verpflichtung der Synodalen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Synodalen sind allein dem Auftrag der Kirche gemäß Artikel 2 verpflichtet und an Weisungen nicht gebunden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Synodalen werden vor der ersten Ausübung ihres Dienstes verpflichtet.
                  

                   2 Sie werden gefragt:
„Wollt ihr euren Auftrag als Synodale im Gehorsam gegenüber Gottes Wort, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den
                        Bekenntnissen unserer Kirche bezeugt ist, und in Übereinstimmung mit den geltenden Ordnungen unserer Kirche treu und gewissenhaft
                        ausführen und darauf bedacht sein, dass das Evangelium von Jesus Christus durch die Kirche zum Heil der Welt in Wort und Tat
                        bezeugt werde?“

                   3 Sie antworten:
„Ja mit Gottes Hilfe.“

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die von den Kreissynoden gewählten Mitglieder sollen sich für Berichte und Aussprachen über die Verhandlungen der Landessynode
                     vor Kreissynoden, Konventen, Gemeindekirchenräten und Kirchenältestentagen ihres Wahlkreises zur Verfügung stellen und sind
                     verpflichtet, Anträge der Kreis – Synoden und der Kreiskirchenräte ihres Wahlkreises in die Beratung der Landessynode einzubringen.
                  

               

               
                     Artikel 59
Präsidium der Landessynode
                     

                  

                   1 Die Landessynode wird von einem Präsidium geleitet.  2 Es besteht aus dem Präses, zwei Stellvertretern und einem Schriftführer, die von der Landessynode auf ihrer ersten Tagung
                     gewählt werden.  3 Der Präses und ein Stellvertreter dürfen nicht hauptberuflich in einem kirchlichen Anstellungsverhältnis stehen.  4 Synodale nach Artikel 57 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 sind nicht wählbar.  5 Der Landesbischof beruft die Landessynode zu ihrer ersten Tagung ein und führt bis zur Wahl des Präsidiums den Vorsitz.
                  

               

               
                     Artikel 60
Geschäftsordnung der Landessynode
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Landessynode tritt in der Regel zweimal im Jahr sowie auf Verlangen eines Drittels ihrer Mitglieder oder auf Verlangen
                     des Landeskirchenrates zusammen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Landessynode ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Drittel ihrer Mitglieder anwesend sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Für Beschlüsse muss die Mehrheit der Stimmen der anwesenden Synodalen erreicht werden.  2 Änderungen der Verfassung der Landeskirche bedürfen einer Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen der anwesenden Synodalen,
                     mindestens jedoch der Mehrheit der Stimmen der Mitglieder der Landessynode.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Landessynode gibt sich eine Geschäftsordnung.  2 In der Geschäftsordnung ist insbesondere die Bildung von Ausschüssen vorzusehen.  3 Die Geschäftsordnung kann bestimmen, dass sachkundige Personen zu den Verhandlungen der Landessynode beratend mit Rederecht
                     hinzugezogen werden.
                  

               

            

         

         
               4.
Der Landeskirchenrat
               

            

            
                     Artikel 61
Aufgaben des Landeskirchenrates
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Landeskirchenrat hat folgende Aufgaben:
                     
                        	
                           Er trifft konzeptionelle Entscheidungen für die Entwicklung des kirchlichen Lebens und fördert die Wahrnehmung des Auftrags
                              der Kirche in den verschiedenen Bereichen von Zeugnis und Dienst.
                           

                        

                        	
                           Er vertritt die Landeskirche nach außen; Artikel 63 Abs. 2 Nr. 3 und Artikel 65 Abs. 6 bleiben unberührt.
                           

                        

                        	
                           Er erlässt im Rahmen der Zuständigkeit der Landeskirche Verordnungen gemäß Artikel 82.
                           

                        

                        	
                           Er sorgt für die Durchführung der Beschlüsse der Landessynode.

                        

                        	
                           Er erstattet der Landessynode einmal im Jahr einen Bericht.

                        

                        	
                           Er gibt dem Landeskirchenamt für die Wahrnehmung seiner Aufgaben Grundsätze und Richtlinien.

                        

                        	
                           Er beschließt über die Besetzung von Stellen der Landeskirche, soweit er dies nicht dem Landeskirchenamt überträgt.

                        

                        	
                           Er nimmt die weiteren ihm in dieser Verfassung oder durch Kirchengesetz übertragenen Aufgaben wahr.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Landeskirchenrat gibt sich eine Geschäftsordnung.
                  

               

               
                     Artikel 62
Zusammensetzung des Landeskirchenrates
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dem Landeskirchenrat gehören an
                     
                        	
                           der Landesbischof als Vorsitzender,

                        

                        	
                           die Regionalbischöfe und der reformierte Senior,

                        

                        	
                           der Präsident und die Dezernenten des Landeskirchenamtes,

                        

                        	
                           der Präses der Landessynode,

                        

                        	
                           acht weitere Mitglieder der Landessynode, darunter mindestens sechs Mitglieder, die nicht hauptberuflich in einem kirchlichen
                              Anstellungsverhältnis stehen,
                           

                        

                        	
                           der Leiter des Diakonischen Werkes.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der ständige Stellvertreter des Landesbischofs vertritt diesen auch im Vorsitz.  2 Der Präses kann sich von einem seiner Stellvertreter vertreten lassen.  3 Für die Mitglieder nach Absatz 1 Nr. 5 wählt die Landessynode insgesamt fünf stellvertretende Mitglieder, die in der bei der
                     Wahl bestimmten Reihenfolge in den Landeskirchenrat eintreten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Landeskirchenrat kann einen Beschluss nicht gegen die Mehrheit der Mitglieder nach Absatz 1 Nr. 4 und 5 fassen.
                  

               

            

         

         
               5.
Das Landeskirchenamt
               

            

            
                     Artikel 63
Aufgaben des Landeskirchenamtes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Landeskirchenamt führt die laufenden Geschäfte der Landeskirche.  2 Es ist zuständig für alle Angelegenheiten der Verwaltung der Landeskirche, soweit die Zuständigkeit nicht anderen Stellen
                     übertragen ist.  3 Es kann Verwaltungsanordnungen erlassen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zu den Aufgaben des Landeskirchenamtes gehören insbesondere:
                     
                        	
                           die Wahrung und Fortentwicklung der kirchlichen Ordnung,

                        

                        	
                           die Vorbereitung und Umsetzung von Konzeptionen für die kirchliche Arbeit,

                        

                        	
                           die rechtliche Vertretung der Landeskirche,

                        

                        	
                           die Vorbereitung und Umsetzung von Beschlüssen der Landessynode und des Landeskirchenrates,

                        

                        	
                           Entscheidungen in dienstrechtlichen Angelegenheiten der Pfarrer und Kirchenbeamten nach Maßgabe kirchengesetzlicher Regelung,

                        

                        	
                           die Beratung und Unterstützung der Kirchengemeinden und Kirchenkreise bei der Erfüllung der diesen obliegenden Aufgaben,

                        

                        	
                           die Aufsicht über die Kirchengemeinden und Kirchenkreise sowie über die Dienste, Einrichtungen und Werke der Landeskirche
                              nach Maßgabe der kirchlichen Ordnung,
                           

                        

                        	
                           die Dienstaufsicht über die Pfarrer und weiteren Mitarbeiter auf der Ebene der Landeskirche und im Zusammenwirken mit den
                              Regionalbischöfen über die Superintendenten,
                           

                        

                        	
                           die Personalplanung und der Personaleinsatz,

                        

                        	
                           Angelegenheiten der Aus-, Fort- und Weiterbildung und der Personalentwicklung,

                        

                        	
                           Stellenbesetzungen nach Maßgabe kirchengesetzlicher Regelung, soweit nicht die Landessynode oder der Landeskirchenrat zuständig
                              ist.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Durch Kirchengesetz kann geregelt werden, dass Aufgaben des Landeskirchenamtes in die Zuständigkeit nachgeordneter Einrichtungen
                     oder der Kirchenkreise übertragen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Bei Zweifeln über die Zuständigkeit in Angelegenheiten der Landeskirche wird bis zur Entscheidung des Landeskirchenrates über
                     die Zuständigkeit zunächst das Landeskirchenamt tätig.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Das Landeskirchenamt erstattet der Landessynode jährlich einen Bericht.  2 Es berichtet dem Landeskirchenrat laufend über seine Tätigkeit.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Das Landeskirchenamt hat seinen Sitz in Erfurt.
                  

               

               
                     Artikel 64
Das Kollegium des Landeskirchenamtes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Landeskirchenamt wird vom Kollegium unter dem Vorsitz des Präsidenten geleitet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Dem Kollegium gehören an
                     
                        	
                           der Präsident und die Dezernenten des Landeskirchenamtes,

                        

                        	
                           der Landesbischof.

                        

                     

                  

                   2 Der Präsident und mindestens ein Dezernent müssen die Befähigung zum Richteramt oder zum höheren Verwaltungsdienst haben.
                      3 Die Dienstbezeichnungen sind „Präsidentin“ beziehungsweise „Präsident“ und „Oberkirchenrätin“ beziehungsweise „Oberkirchenrat“.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Präsident und die Dezernenten werden von der Landessynode für die Dauer von zehn Jahren gewählt.  2 Wiederwahl oder eine einmalige Verlängerung des Dienstes um bis zu fünf Jahre ist möglich.  3 Der Dienst endet mit Erreichen der für Pfarrer beziehungsweise Kirchenbeamte geltenden gesetzlichen Altersgrenze.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Das Kollegium des Landeskirchenamtes gibt sich eine Geschäftsordnung, die der Zustimmung des Landeskirchenrates bedarf.  2 Die Geschäftsordnung kann die Bildung von Ausschüssen vorsehen.
                  

               

            

         

         
               6.
Der Landesbischof, die Regionalbischöfe und der reformierte Senior
               

            

            
                     Artikel 65
Auftrag und Aufgaben des Landesbischofs und der Regionalbischöfe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Landesbischof und die Regionalbischöfe sind Pfarrer, denen der Dienst der geistlichen Leitung für die Landeskirche beziehungsweise
                     für eine Region (Propstsprengel) aufgetragen ist.  2 Sie achten darauf, dass das Evangelium unverfälscht verkündigt wird und die Sakramente einsetzungsgemäß gefeiert werden.  3 Sie tragen Verantwortung für Grundsatzfragen von Theologie und Verkündigung.  4 Sie nehmen nach Maßgabe der kirchlichen Ordnung weitere Aufgaben der Leitung wahr.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Dienstbezeichnungen sind „Landesbischöfin“ beziehungsweise „Landesbischof“ und „Pröpstin“ beziehungsweise „Propst“.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Landesbischof und die Regionalbischöfe haben das Recht, in allen Kirchengemeinden und Kirchenkreisen ihres Dienstbereichs
                     zu predigen und Gottesdienste zu leiten sowie mit Antrags- und Rederecht an den Sitzungen der Leitungsorgane teilzunehmen
                     und Visitationen durchzuführen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Sie sorgen dafür, dass in den Kirchengemeinden und Kirchenkreisen, in den Diensten, Einrichtungen und Werken sowie bei deren
                     Mitarbeitern der Dienst der geschwisterlichen Beratung und seelsorgerlichen Begleitung geschieht, und nehmen selbst diesen
                     Dienst wahr.  2 Sie fördern die Gemeinschaft und Zusammenarbeit unter ihnen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Sie fördern den Nachwuchs für den Verkündigungsdienst.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Sie vertreten in ihrem Dienstbereich die Landeskirche in der Ökumene und im öffentlichen Leben.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Der Landesbischof und die Regionalbischöfe sind Pfarrer in einer Kirchengemeinde ihres Dienstbereichs mit Predigtauftrag;
                     von den übrigen Pflichten des Pfarrdienstes in der Kirchengemeinde sind sie entlastet.
                  

               

               
                     Artikel 66
Wahl, Einführung und Beendigung des Dienstes des Landesbischofs und der Regionalbischöfe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Landesbischof und die Regionalbischöfe werden auf Vorschlag eines Wahlausschusses von der Landessynode für die Dauer von
                     zehn Jahren gewählt.  2 Wiederwahl oder die einmalige Verlängerung des Dienstes um bis zu fünf Jahre ist möglich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Vor der Wahl des Landesbischofs und des ständigen Stellvertreters des Landesbischofs ist jeweils das Benehmen mit der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland, mit der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands und mit der Union Evangelischer Kirchen
                     in der Evangelischen Kirche in Deutschland herzustellen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Landesbischof und die Regionalbischöfe werden in einem Gottesdienst eingeführt, der Landesbischof durch den Leitenden
                     Bischof der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands und den Vorsitzenden des Präsidiums der Union Evangelischer
                     Kirchen in der Evangelischen Kirche in Deutschland, die Regionalbischöfe durch den Landesbischof.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Dienst endet mit Erreichen der für Pfarrer geltenden gesetzlichen Altersgrenze.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Landesbischof und die Regionalbischöfe können ohne Angabe von Gründen durch Erklärung gegenüber dem Landeskirchenrat von
                     ihrem Dienst zurücktreten.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Der Landesbischof und die Regionalbischöfe können durch die Landessynode aus ihrem Dienst abberufen werden, wenn ihre Amtsführung
                     dem Bekenntnis oder der Ordnung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland widerspricht.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Das Nähere über die Wahl und die Beendigung des Dienstes wird durch Kirchengesetz geregelt.
                  

               

               
                     Artikel 67
Der Bischofskonvent
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Landesbischof, die Regionalbischöfe und der reformierte Senior beraten im Bischofskonvent über Fragen des gemeinsamen Dienstes und über Grundsatzfragen von Theologie, Verkündigung und geistlichem Leben.  2 Den Vorsitz im Bischofskonvent führt der Landesbischof.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Bischofskonvent wirkt mit
                     
                        	
                           bei Grundsatzfragen der Aus-, Fort- und Weiterbildung sowie der Personalentwicklung von Pfarrern und ordinierten Gemeindepädagogen,

                        

                        	
                           bei dienstrechtlichen Angelegenheiten der Pfarrer und ordinierten Gemeindepädagogen,

                        

                        	
                           bei der Besetzung von Pfarr- und Superintendentenstellen sowie Pfarrstellen mit allgemeinkirchlichen Aufgaben,

                        

                        	
                           bei der Beauftragung von Prädikanten.

                        

                     

                  

               

               
                     Artikel 68
Verantwortung und Rechtsstellung des Landesbischofs
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Landesbischof ist in besonderer Weise für die Einheit der Landeskirche und die Pflege der Beziehungen zu den anderen christlichen
                     Kirchen verantwortlich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Er kann sich mit Bischofsworten an die Gemeinden, die Pfarrer und die weiteren Mitarbeiter wenden und anordnen, dass sie im
                     Gottesdienst verlesen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Er führt den Vorsitz im Landeskirchenrat, im Bischofskonvent und im Superintendentenkonvent.  2 Er ist Mitglied der Landessynode und des Kollegiums des Landeskirchenamtes.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Er vertritt die Landeskirche in den kirchlichen Zusammenschlüssen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Landesbischof hat seinen Sitz in Magdeburg.
                  

               

               
                     Artikel 69
Aufgaben des Landesbischofs
                     

                  

                  Der Landesbischof hat insbesondere folgende Aufgaben:
                     
                        	
                           Er vollzieht die Ordinationen, soweit er nicht einen Regionalbischof damit beauftragt.

                        

                        	
                           Er versieht den Dienst der Visitation.

                        

                        	
                           Er führt die Regionalbischöfe, den reformierten Senior, den Präsidenten und die Dezernenten des Landeskirchenamtes in ihren
                              Dienst ein.
                           

                        

                        	
                           Er leitet die theologischen Prüfungen.

                        

                        	
                           Er ernennt die Pfarrer und Kirchenbeamten der Landeskirche.

                        

                        	
                           Er fertigt die Kirchengesetze und Verordnungen aus und verkündet sie im Kirchlichen Amtsblatt.

                        

                        	
                           Er nimmt die Dienstaufsicht über die Regionalbischöfe, den reformierten Senior und den Präsidenten des Landeskirchenamtes
                              wahr.
                           

                        

                        	
                           Er hat nach Maßgabe der disziplinarrechtlichen Bestimmungen das Recht, rechtskräftig gewordene Disziplinarmaßnahmen im Gnadenweg
                              zu mildern oder aufzuheben.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     Artikel 70
Einspruchsrecht des Landesbischofs
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Landesbischof kann gegen Beschlüsse des Landeskirchenrates und des Kollegiums des Landeskirchenamtes Einspruch erheben.
                      2 Der Einspruch muss unverzüglich nach Feststellung des Protokolls schriftlich beim Landeskirchenamt erhoben werden.  3 Er hat aufschiebende Wirkung und zur Folge, dass der Gegenstand in der nächsten Sitzung des Landeskirchenrates beziehungsweise
                     des Kollegiums des Landeskirchenamtes erneut beraten wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei einem Einspruch gegen einen Beschluss des Landeskirchenrates ist zur Aufrechterhaltung der Entscheidung des Landeskirchenrates
                     die Mehrheit der Mitglieder des Landeskirchenrates erforderlich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Bei einem Einspruch gegen einen Beschluss des Kollegiums des Landeskirchenamtes entscheidet der Landeskirchenrat, wenn vorher
                     das Kollegium an seinem Beschluss festgehalten und der Landesbischof den Einspruch aufrechterhalten hat.  2 Für das Festhalten am Beschluss ist die Mehrheit der Mitglieder des Kollegiums des Landeskirchenamtes erforderlich.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Landesbischof kann gegen einen Beschluss der Landessynode Einspruch mit der Begründung erheben, dass der Beschluss Schrift
                     und Bekenntnis widerspricht.  2 Der Einspruch muss dem Präsidium der Landessynode bis zum Ende der Sitzung des Landeskirchenrates, welche nach der entsprechenden
                     Tagung der Landessynode stattfindet, mitgeteilt sein.  3 Der Einspruch hat aufschiebende Wirkung; bei der nächsten Tagung der Landessynode ist über den Gegenstand erneut zu entscheiden.
                      4 In der Zwischenzeit beruft der Landesbischof den Bischofskonvent (Artikel 67) und den Superintendentenkonvent (Artikel 76) ein.  5 Bestätigen diese jeweils mehrheitlich die bekenntnismäßigen Bedenken, so kann die Landessynode in dieser Frage nicht gegen
                     diese Voten entscheiden.
                  

               

               
                     Artikel 71
Vertretung des Landesbischofs
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Landessynode bestimmt auf Vorschlag des Landesbischofs einen der Regionalbischöfe mit Sitz im Freistaat Thüringen zum
                     ständigen Stellvertreter des Landesbischofs.  2 Er muss auf die lutherischen Bekenntnisschriften ordiniert oder verpflichtet sein.  3 Artikel 70 Abs. 4 gilt für ihn entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Vertretung des Landesbischofs bei gleichzeitiger Verhinderung des ständigen Stellvertreters wird durch die Regionalbischöfe
                     in der Reihenfolge des Dienstalters wahrgenommen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Landesbischof kann im Einvernehmen mit dem Landeskirchenrat bestimmte Aufgaben seines Dienstes widerruflich einzelnen
                     Regionalbischöfen übertragen.  2 Er kann insbesondere seinen ständigen Stellvertreter mit der Vertretung der Landeskirche bei der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen
                     Kirche Deutschlands und einen Regionalbischof mit der Vertretung der Landeskirche bei der Union Evangelischer Kirchen in der
                     Evangelischen Kirche in Deutschland beauftragen.
                  

               

               
                     Artikel 72
Rechtsstellung und Aufgaben der Regionalbischöfe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Regionalbischöfe nehmen in ihrem Propstsprengel die in Artikel 65 genannten Aufgaben in Gemeinschaft mit dem Landesbischof wahr.  2 Sie vertreten den Landesbischof im kirchlichen und öffentlichen Leben in ihrem jeweiligen Bereich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie haben insbesondere folgende Aufgaben:
                     
                        	
                           Sie vollziehen Ordinationen im Auftrag des Landesbischofs.

                        

                        	
                           Sie visitieren Kirchenkreise und Kirchengemeinden nach Maßgabe der Visitationsordnung.

                        

                        	
                           Sie wirken bei Personalentscheidungen nach Maßgabe kirchengesetzlicher Regelung mit.

                        

                        	
                           Sie übernehmen im Auftrag des Landeskirchenrates gesamtkirchliche Aufgaben.

                        

                        	
                           Sie führen die Superintendenten in ihren Dienst ein, versammeln diese regelmäßig in Konventen, tauschen mit ihnen Erfahrungen
                              aus und beraten mit ihnen über gemeinsame Aufgaben.
                           

                        

                        	
                           Sie begleiten die Superintendenten in ihrem Leitungsdienst, werden von diesen über wichtige Angelegenheiten unterrichtet und
                              nehmen nach Maßgabe der kirchlichen Ordnung im Zusammenwirken mit dem Landeskirchenamt Funktionen der Dienstaufsicht über
                              die Superintendenten ihres Propstsprengels wahr.
                           

                        

                        	
                           Sie halten Kontakt zu den Leitern und den Verwaltungsräten der Kreiskirchenämter ihres Propstsprengels.

                        

                        	
                           Sie fördern durch wechselseitige Information den Kontakt zwischen den Kirchengemeinden, Kirchenkreisen, Diensten, Einrichtungen
                              und Werken ihres Propstsprengels und den Organen der Leitung und Verwaltung der Landeskirche.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Regionalbischöfe sind Mitglieder des Bischofskonventes, des Landeskirchenrates und beratende Mitglieder der Landessynode.
                  

               

               
                     Artikel 73
Stellvertretung der Regionalbischöfe
                     

                  

                  Der Landeskirchenrat bestimmt auf Vorschlag des Regionalbischofs einen Superintendenten seines Propstsprengels zum Stellvertreter
                     des Regionalbischofs.
                  

               

               
                     Artikel 74
Propstsprengel und Dienstsitze
                     

                  

                   1 Die Zahl und Abgrenzung der Propstsprengel und die Dienstsitze der Regionalbischöfe werden durch Kirchengesetz bestimmt.  2 Die Propstsprengel besitzen keine eigene Rechtspersönlichkeit.
                  

               

               
                     Artikel 75
Rechtsstellung und Aufgaben des reformierten Seniors
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Aufgaben gemäß Artikel 65 Abs. 4 werden für Kirchengemeinden und Mitarbeiter des reformierten Kirchenkreises vornehmlich vom reformierten Senior wahrgenommen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Artikel 72 Abs. 1 gilt für den reformierten Senior entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Artikel 70 Abs. 4 gilt für den reformierten Senior entsprechend mit der Maßgabe, dass anstelle der Einberufung des Superintendentenkonventes
                     die Kreissynode des reformierten Kirchenkreises einzuberufen und ein Gutachten des Reformierten Bundes einzuholen ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Für die Wahl und Berufung des reformierten Seniors gelten die für die Superintendenten geltenden Bestimmungen entsprechend.
                  

               

               
                     Artikel 76
Der Superintendentenkonvent
                     

                  

                  Der Landesbischof ruft die Superintendenten mindestens einmal jährlich zur Aussprache über Fragen des kirchlichen Lebens von
                     grundsätzlicher Bedeutung zu einem Konvent zusammen, an dem die Regionalbischöfe, der reformierte Senior sowie der Präsident
                     und die Dezernenten des Landeskirchenamtes teilnehmen.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt VII:
Besondere Dienste, Einrichtungen und Werke
            

         

         
               1.
Kirchliche Dienste, Einrichtungen und Werke
               

            

            
                     Artikel 77
Aufgaben und Handlungsfelder
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Zur Erfüllung des kirchlichen Auftrags unterhalten die kirchlichen Körperschaften rechtlich unselbstständige Dienste, Einrichtungen
                     und Werke.  2 Darüber hinaus können rechtlich selbstständige Arbeitsbereiche als kirchliche Einrichtungen und Werke anerkannt werden.  3 Sie sind ungeachtet ihrer Rechtsform Wesens- und Lebensäußerungen der Kirche und an deren Auftrag und Ordnung gebunden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Solche Dienste, Einrichtungen und Werke bestehen insbesondere für Gottesdienst und Verkündigung, den Dienst der Seelsorge,
                     für die Förderung von Gemeindeaufbau und – entwicklung, für die diakonischen, missionarischen und ökumenischen Aufgaben, für
                     den Dienst an verschiedenen Gruppen der Gesellschaft und im Bereich von Kirchenmusik, Erziehung, Bildung und Publizistik.
                      2 Sie unterstützen und ergänzen den Dienst der Kirchengemeinden, Kirchenkreise und der Landeskirche.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Diakonische Einrichtungen und Werke haben teil am Auftrag der Kirche.  2 Sie arbeiten im Diakonischen Werk Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland zusammen.  3 Sein Leiter wird von der Landessynode gewählt und nach den dafür geltenden kirchengesetzlichen Bestimmungen berufen.  4 Die Dienstbezeichnung ist „Oberkirchenrätin“ beziehungsweise „Oberkirchenrat“.
                  

               

               
                     Artikel 78
Zusammenwirken der Dienste, Einrichtungen und Werke
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die kirchlichen Dienste, Einrichtungen und Werke stehen unter dem Schutz und der Fürsorge der Landeskirche und sind deren
                     Leitungsorganen verantwortlich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie stimmen ihre Arbeit untereinander und mit den kirchlichen Körperschaften ab und nehmen sie in gemeinsamer Verantwortung
                     wahr.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Dienste, Einrichtungen und Werke der Landeskirche bilden eine gemeinsame Konferenz, die der gegenseitigen Abstimmung und
                     dem Erfahrungsaustausch dient.  2 Die Konferenz tritt in der Regel einmal im Jahr zusammen.  3 Aufgrund von Vorschlägen der in ihr vertretenen Dienste, Einrichtungen und Werke unterbreitet sie dem Landeskirchenrat Vorschläge
                     für die Hinzuberufung von Mitgliedern aus ihrer Mitte in die Landessynode.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Nähere, insbesondere die kirchliche Anerkennung rechtlich selbstständiger Arbeitsbereiche, wird durch Kirchengesetz geregelt.
                  

               

            

         

         
               2.
Theologische Fakultäten
               

            

            
                     Artikel 79
Zusammenarbeit mit den Theologischen Fakultäten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelisch-Theologischen Fakultäten der Martin- Luther-Universität Halle-Wittenberg und der Friedrich- Schiller-Universität
                     Jena wirken als Stätten theologischer Forschung, Lehre und Ausbildung mit den Leitungsorganen der Landeskirche zusammen, indem
                     
                        	
                           sich ihre Mitglieder nach Maßgabe der kirchlichen Prüfungsordnungen an der Durchführung der theologischen Prüfungen beteiligen,

                        

                        	
                           sie die kirchlichen Leitungsorgane durch theologische Gutachten beraten,

                        

                        	
                           sie je eines ihrer der Theologischen Prüfungskommission angehörenden Mitglieder in die Landessynode entsenden,

                        

                        	
                           ihre Mitglieder nach Maßgabe des kirchlichen Rechts bei Lehrbeanstandungsverfahren mitwirken.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zum Austausch über grundsätzliche Fragen der Theologie, der kirchlichen Lehre, der theologischen Ausbildung und des kirchlichen
                     Lebens kommen Vertreter des Landeskirchenrates und der Theologischen Fakultäten mindestens einmal im Jahr zusammen.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt VIII:
Rechtsetzung und kirchliche Gerichtsbarkeit
            

         

         
               1.
Rechtsetzung
               

            

            
                     Artikel 80
Regelung durch Kirchengesetz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Regelung durch Kirchengesetz bedürfen
                     
                        	
                           der Erlass und die Änderung der Kirchenverfassung,

                        

                        	
                           die in dieser Kirchenverfassung ausdrücklich der kirchengesetzlichen Regelung vorbehaltenen Angelegenheiten,

                        

                        	
                           die Änderung oder Aufhebung bestehender Kirchengesetze,

                        

                        	
                           vermögensrechtliche Verpflichtungen der Gemeindeglieder und der kirchlichen Körperschaften,

                        

                        	
                           das Verfahren über die Errichtung, Veränderung, Aufhebung und Besetzung von Gemeindepfarrstellen, Kreispfarrstellen und Stellen
                              mit allgemeinkirchlichen Aufgaben,
                           

                        

                        	
                           die Ordnung der dienstrechtlichen Verhältnisse der Pfarrer und Kirchenbeamten einschließlich ihrer Besoldung und Versorgung,

                        

                        	
                           das Verfahren zur Regelung der Arbeitsverhältnisse der kirchlichen Mitarbeiter,

                        

                        	
                           die Feststellung des Haushaltsplans der Landeskirche sowie die Regelung des innerkirchlichen Finanzausgleichs,

                        

                        	
                           die Zustimmung zu Vereinbarungen von grundsätzlicher Bedeutung mit anderen Kirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüssen,

                        

                        	
                           die Zustimmung zu Verträgen von grundsätzlicher Bedeutung mit dem Staat. 

                        

                     

                  

                   2 Auch sonst sind Kirchengesetze zulässig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Landessynode kann Gesetzgebungszuständigkeiten der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland auf kirchliche Zusammenschlüsse,
                     denen sie angehört, übertragen.
                  

               

               
                     Artikel 81
Gesetzgebungsverfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Landessynode beschließt Kirchengesetze aufgrund von Vorlagen, die aus ihrer Mitte, vom Landeskirchenrat oder vom Kollegium
                     des Landeskirchenamtes eingebracht werden.  2 Vorlagen aus der Mitte der Landessynode bedürfen der Unterstützung von mindestens zehn ihrer Mitglieder.  3 Vorlagen des Kollegiums des Landeskirchenamtes und aus der Mitte der Landesynode sind vor ihrer Einbringung dem Landeskirchenrat
                     zur Stellungnahme vorzulegen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kirchengesetze erfordern zweimalige Lesung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 In der ersten Lesung beschließt die Landessynode, ob der Entwurf in die Ausschussberatung zu verweisen ist.  2 In die Ausschussberatung sind Abänderungsanträge einzubeziehen.  3 Kommt eine Überweisung in die Ausschussberatung nicht zustande, ist die Vorlage abgelehnt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die zweite Lesung erfolgt frühestens am Tag nach Abschluss der ersten Lesung.  2 Gegenstand der zweiten Lesung ist der Entwurf des Kirchengesetzes in der Fassung des federführenden Ausschusses.  3 An die zweite Lesung schließt sich die Schlussabstimmung an, durch die der Wortlaut des Kirchengesetzes endgültig festgestellt
                     wird.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Kirchengesetze werden von dem Landesbischof und dem Präses der Landessynode unterzeichnet.  2 Sie werden im Kirchlichen Amtsblatt verkündet, sofern nicht die Landessynode ausnahmsweise eine andere Form der Verkündung
                     beschließt.  3 Sie treten, wenn nichts anderes bestimmt ist, mit dem siebten Tag nach Ablauf des Tages in Kraft, an dem das Amtsblatt ausgegeben
                     ist.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Schreib- oder Druckfehler und ähnliche offenbare Unrichtigkeiten in Kirchengesetzen kann das Landeskirchenamt vor oder nach
                     der Verkündung berichtigen.
                  

               

               
                     Artikel 82
Verordnungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Landeskirchenrat kann Verordnungen erlassen, wenn eine Angelegenheit nach der Kirchenverfassung nicht der kirchengesetzlichen
                     Regelung bedarf und nicht schon durch ein Kirchengesetz geregelt ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Angelegenheiten, für die eine kirchengesetzliche Regelung vorgeschrieben ist, kann der Landeskirchenrat mit einer Mehrheit
                     von zwei Dritteln der Stimmen der anwesenden Mitglieder durch gesetzesvertretende Verordnung regeln, wenn eine solche Regelung
                     eilbedürftig und die Einberufung der Landessynode nicht rechtzeitig möglich ist oder nicht vertretbar erscheint.  2 Eine Änderung der Kirchenverfassung ist auf diesem Wege nicht möglich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Gesetzesvertretende Verordnungen sind der Landessynode auf ihrer nächsten Tagung zur Bestätigung vorzulegen.  2 Versagt die Landessynode die Bestätigung, so ist die gesetzesvertretende Verordnung damit aufgehoben; Maßnahmen, die aufgrund
                     der Verordnung vollzogen sind, bleiben gültig.  3 Der Beschluss der Landessynode ist im Kirchlichen Amtsblatt zu veröffentlichen.
                  

               

               
                     Artikel 83
Zustimmung zu Kirchengesetzen kirchlicher Zusammenschlüsse und zu Verträgen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Entwürfe zu Kirchengesetzen der kirchlichen Zusammenschlüsse, welche die Rechtsetzung der Landeskirche berühren, hat das Kollegium
                     des Landeskirchenamtes dem Landeskirchenrat vorzulegen.  2 Erklärungen zu solchen Entwürfen soll das Kollegium des Landeskirchenamtes erst abgeben, wenn der Landeskirchenrat zugestimmt
                     hat.  3 Entsprechendes gilt für Verträge und Vereinbarungen von grundsätzlicher Bedeutung mit dem Staat, mit anderen Kirchen und mit
                     kirchlichen Zusammenschlüssen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Erklärungen, mit denen Rechte der Landeskirche auf einen kirchlichen Zusammenschluss übertragen werden, bedürfen der Zustimmung
                     von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder der Landessynode.
                  

               

            

         

         
               2.
Kirchliche Gerichtsbarkeit
               

            

            
                     Artikel 84
Kirchliche Gerichtsbarkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die kirchliche Gerichtsbarkeit dient der Rechtsprechung im Bereich der Landeskirche.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kirchliche Gerichtsbarkeit wird ausgeübt
                     
                        	
                           bei Verfassungsstreitigkeiten,

                        

                        	
                           bei Lehrbeanstandungen,

                        

                        	
                           bei Verwaltungsstreitigkeiten,

                        

                        	
                           bei Amtspflichtverletzungen,

                        

                        	
                           bei mitarbeiterrechtlichen Streitigkeiten,

                        

                        	
                           in sonstigen durch Kirchengesetz zugewiesenen Angelegenheiten.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Mitglieder der kirchlichen Spruchkörper sind an Schrift und Bekenntnis und an Recht und Gesetz gebunden.  2 Sie führen ihr Amt in richterlicher Unabhängigkeit.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Nähere über die Zuständigkeit und Zusammensetzung der zur Ausübung der kirchlichen Gerichtsbarkeit berufenen Spruchkörper
                     sowie das Verfahren werden kirchengesetzlich geregelt.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt IX:
Finanzwesen und Vermögensverwaltung
            

         

         
                     Artikel 85
Grundsätze
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Vermögen der kirchlichen Körperschaften und ihrer Einrichtungen und Werke dient ausschließlich der Erfüllung kirchlicher
                     Aufgaben.  2 Im Sinne verantwortlicher Haushalterschaft ist auf einen solidarischen, sparsamen, wirtschaftlichen und transparenten Einsatz
                     aller Mittel zu achten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Soweit Vermögen an besondere Zwecke gebunden ist, ist eine entsprechende Verwendung zu sichern.
                  

               

               
                     Artikel 86
Finanzaufkommen und Finanzausgleich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der kirchliche Finanzbedarf wird durch Kirchensteuern, Beiträge, Kollekten, Spenden, Erträge aus Grundvermögen, Staatsleistungen
                     und sonstige Einnahmen gedeckt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zwischen den Kirchengemeinden, den Kirchenkreisen und der Landeskirche wird ein innerkirchlicher Finanzausgleich durchgeführt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Nähere wird durch Kirchengesetz geregelt.
                  

               

               
                     Artikel 87
Haushalts- und Wirtschaftsführung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Grundlage für die Haushalts- und Wirtschaftsführung sind die für jedes Rechnungsjahr aufzustellenden Haushaltspläne.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Haushaltsplan der Landeskirche wird vom Landeskirchenrat der Landessynode vorgelegt und durch Haushaltsgesetz festgestellt.
                      2 Zur Deckung des Finanzbedarfs darf nur im Ausnahmefall die Aufnahme von Krediten vorgesehen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Ist bis zum Schluss eines Rechnungsjahres der Haushaltsplan der Landeskirche für das folgende Jahr noch nicht festgestellt,
                     so ist bis zu seinem Inkrafttreten das Landeskirchenamt ermächtigt, alle Ausgaben zu leisten, die nötig sind, um die bestehenden
                     Einrichtungen in geordnetem Gang zu halten und den gesetzlichen Aufgaben und rechtlichen Verpflichtungen zu genügen.  2 Darüber hinaus können Ausgaben geleistet werden, um Bauten, Beschaffungen und sonstige Leistungen fortzusetzen, für die durch
                     den Haushaltsplan des Vorjahres bereits Beträge festgesetzt worden sind.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Überplanmäßige Ausgaben der Landeskirche bedürfen der Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses der Landessynode.  2 Außerplanmäßige Ausgaben der Landeskirche bedürfen einer gesetzesvertretenden Verordnung gemäß Artikel 82 Abs. 2 und 3.
                  

               

               
                     Artikel 88
Rechnungslegung und Rechnungsprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Für jedes Rechnungsjahr ist über alle Einnahmen und Ausgaben sowie über das Vermögen eine Jahresrechnung aufzustellen.  2 Die Jahresrechnung der Landeskirche wird vom Landeskirchenamt aufgestellt und der Landessynode zur Feststellung und Entlastung
                     vorgelegt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Haushalts-, Kassen-, Rechnungs- und Wirtschaftsführung sowie die Vermögensverwaltung der kirchlichen Körperschaften und
                     ihrer Einrichtungen und Werke unterliegen einer unabhängigen und nur dem Gesetz unterworfenen kirchlichen Rechnungsprüfung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Nähere über die Haushalts-, Kassen-, Rechnungs- und Wirtschaftsführung, die Vermögensverwaltung und die Rechnungsprüfung
                     wird durch Kirchengesetz geregelt.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt X:
Übergangs- und Schlussbestimmungen
            

         

         
                     Artikel 89
Weitergeltung bisherigen Rechts
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bis zu einer anderweitigen Regelung bleibt das zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verfassung geltende kirchliche Recht
                     der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland, der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und der Evangelisch-Lutherischen
                     Kirche in Thüringen in seinem jeweiligen bisherigen Geltungsbereich in Kraft, soweit es dieser Verfassung nicht widerspricht
                     und in dieser Verfassung nichts Abweichendes geregelt ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Soweit fortgeltendes Recht auf Bestimmungen verweist, die durch diese Verfassung außer Kraft gesetzt werden, oder Bezeichnungen
                     verwendet, die durch diese Verfassung aufgehoben oder geändert werden, treten an deren Stelle die entsprechenden Bestimmungen
                     und Bezeichnungen dieser Verfassung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Landeskirchenamt kann fortgeltende Rechtsvorschriften in der sich durch diese Verfassung ergebenden Fassung neu bekannt
                     machen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Bei Meinungsverschiedenheiten über die Fortgeltung bisher geltenden Rechts entscheidet der Landeskirchenrat.  2 Handelt es sich um eine Rechtsvorschrift, deren Erlass in die Zuständigkeit der Landessynode fällt, so ist die Entscheidung
                     im Benehmen mit dem für Rechts- und Verfassungsfragen zuständigen Ausschuss zu treffen; die Rechtsvorschrift ist der Landessynode
                     auf ihrer nächsten Tagung zur Bestätigung oder Aufhebung vorzulegen.
                  

               

               
                     Artikel 90
Zuständigkeiten, Berufungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In die Aufgaben und Zuständigkeiten, die fortgeltendes Recht einer nach dem Inkrafttreten dieser Verfassung nicht mehr fortbestehenden
                     Stelle zuweist, tritt die nach dieser Verfassung zuständige Stelle ein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die nach den bis zum Inkrafttreten dieser Verfassung geltenden Bestimmungen berufenen Amtsinhaber bleiben für die Zeit ihrer
                     Berufung im Amt, soweit sich aus dieser Verfassung oder dem Vereinigungsvertrag nichts anderes ergibt.  2 Ihre Rechte und Pflichten richten sich nach den Bestimmungen dieser Verfassung.
                  

               

               
                     Artikel 91
Leitungsorgane der Landeskirche
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bis zur Konstituierung der Landessynode und des Landeskirchenrates nehmen die entsprechenden bisherigen Organe der Föderation
                     Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland, der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und der Evangelisch-Lutherischen
                     Kirche in Thüringen ihre Aufgaben im bisherigen Umfang weiter wahr.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei der Bildung der ersten Landessynode gilt Artikel 57 Abs. 1 mit folgender Maßgabe:
                     
                        	
                           Für die Wahl der Mitglieder nach Artikel 57 Abs. 1 Nr. 7 und 8 wird bereits die künftige Einteilung der Propstsprengel nach dem Kirchengesetz über Anzahl und Sitz der Regionalbischöfe
                              (Pröpste) sowie über die Bezeichnung und Abgrenzung der Propstsprengel in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Propstsprengelgesetz)
                              vom 4. Juli 2008 zugrunde gelegt.
                           

                        

                        	
                           Bei der Berufung von Mitgliedern nach Artikel 57 Abs. 1 Nr. 11 soll der Landeskirchenrat darauf achten, dass unter den gewählten und berufenen Mitgliedern die bisherigen Teilkirchen in
                              etwa gleicher Zahl vertreten sind.
                           

                        

                        	
                           Mitglieder nach Artikel 57 Abs. 1 Nr. 5 sind die Präses und der Präsident der bisherigen Teilkirchensynoden.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Absatz 2 Nr. 1 gilt entsprechend für die Zahl der stimmberechtigten Regionalbischöfe im Landeskirchenrat nach Artikel 62 Abs. 1 Nr. 2.  2 Der Bischofskonvent bestimmt die Regionalbischöfe, die stimmberechtigte Mitglieder des Landeskirchenrates sind.  3 Die weiteren Regionalbischöfe nehmen an den Sitzungen des Landeskirchenrates mit Rede- und Antragsrecht teil.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Bischof der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und der Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche
                     in Thüringen sind bis zu ihrem Ausscheiden aus dem Dienst Mitglieder der Landessynode.  2 Bis zum Dienstantritt des Landesbischofs der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland nehmen sie beziehungsweise ihre Stellvertreter
                     dessen Aufgaben gemeinsam wahr.  3 Den Vorsitz im Landeskirchenrat führt in entsprechender Anwendung von Artikel 11 Abs. 2 der Vorläufigen Ordnung der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland der Bischof der Evangelischen Kirche der
                     Kirchenprovinz Sachsen, der auch bis zur Wahl des Präsidiums den Vorsitz auf der ersten Tagung der ersten Landessynode führt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Zusammensetzung der Landessynode (Artikel 57) und des Landeskirchenrates (Artikel 62) ist spätestens ein Jahr vor Ablauf der ersten Wahlperiode durch die Landessynode zu überprüfen.  2 Der Landeskirchenrat ist anzuhören.
                  

               

               
                     Artikel 92
Leitungsorgane der Kirchengemeinden und Kirchenkreise
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die in der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen gebildeten
                     Gemeindekirchenräte gelten als Gemeindekirchenräte im Sinne dieser Verfassung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Absatz 1 gilt entsprechend für die Kreissynoden und Kreiskirchenräte.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Soweit in den Kirchenkreisen auf dem Gebiet der ehemaligen Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen noch keine Kreiskirchenräte
                     gebildet sind, nehmen die bisherigen Vorstände der Kreissynoden die Aufgaben der Kreiskirchenräte wahr.
                  

               

               
                     Artikel 93
Altvermögen
                     

                  

                   1 Soweit das Vermögen der bisherigen Teilkirchen besonderen Zwecken zugeordnet ist, darf es nur dem jeweiligen ursprünglichen
                     Zweck entsprechend verwendet werden.  2 Die Zweckbindung ist in einer geeigneten Form von Sondervermögen zu sichern.
                  

               

               
                     Artikel 94
Sitz des Landeskirchenamtes
                     

                  

                  Bis zum Umzug des Landeskirchenamtes nach Erfurt bleibt es bei der bisherigen Standortregelung.

               

               
                     Artikel 95
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Kirchenverfassung tritt am 1. Januar 2009 in Kraft.

               

            

         

      

      

   
      

      
         Kirchengesetz über die Zustimmung zur
Verfassung der Evangelischen Kirche in
Mitteldeutschland und zu den ausführenden
Wahlgesetzen (Zustimmungs- und Ausführungsgesetz
zur Verfassung der EKM –
ZustGVerf)
         

      

      
         Vom 5. Juli 2008

      

      
         (ABl. S. 230)
         

      

      Die Synode der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen hat gemäß Artikel 74 Abs. 2 Nr. 1, Artikel 113 Abs. 2 Satz
         3 der Grundordnung und Artikel 7 Abs. 2 Nr. 8, Artikel 10 Abs. 3 Nr. 2 der Vorläufigen Ordnung der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland mit verfassungsändernder Mehrheit
         das folgende Kirchengesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:
      

      
            Artikel 1
Zustimmung zur Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
            

         

         
                     § 1

                  

                   1 Die Synode stimmt dem von der Föderationssynode der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland (Föderationssynode)
                     am 3. Juli 2008 verabschiedeten Text der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland zu.  2 Die Zustimmung umfasst auch die Änderung des Vereinigungsvertrages zwischen der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen
                     und der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen (Vereinigungsvertrag), soweit Namen und Bezeichnungen in der Verfassung
                     vom Vereinigungsvertrag abweichen oder diesen konkretisieren.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  Mit Inkrafttreten der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland treten außer Kraft:
                     
                        	
                           die Grundordnung der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juli 2004 (ABl.
                              EKKPS S. 78), zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 18. November 2006 (ABl. S. 247),
                           

                        

                        	
                           das Kirchengesetz über die Zustimmung zum Föderationsvertrag zwischen der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen
                              und der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen sowie über die Anpassung an die Strukturen der Föderation vom 27. März 2004 (ABl. EKKPS S. 57).
                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            Artikel 2
Zustimmung zum Kirchengesetz über die Wahlen zu den Kreissynoden und zur Landessynode der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
            

         

         
                     § 1

                  

                  Die Synode stimmt dem von der Föderationssynode am 4. Juli 2008 beschlossenen Kirchengesetz über die Wahlen zu den Kreissynoden
                     und zur Landessynode der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Synodenwahlgesetz) zu.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Bildung und Konstituierung von Kreissynoden und Kreiskirchenräten in den Kirchenkreisen der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz
                     Sachsen im Jahr 2008 sowie die Wahlen der Vertreter der Kirchenkreise für die erste Landessynode der Evangelischen Kirche
                     in Mitteldeutschland erfolgen nach Maßgabe dieses Synodenwahlgesetzes.  2 Entgegenstehende Bestimmungen der Grundordnung oder sonstigen Rechts der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen finden
                     keine Anwendung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Wahlen zu den Kreissynoden sollen spätestens am 31. Oktober 2008, die Konstituierung der Kreissynoden und die Wahlen der
                     Vertreter der Kirchenkreise für die erste Landessynode der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland sollen spätestens am
                     30. November 2008 abgeschlossen sein.
                  

               

            

         

      

      
            Artikel 3
Zustimmung zum Kirchengesetz über die Wahl des Landesbischofs und der Regionalbischöfe der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
            

         

         
                     § 1

                  

                  Die Synode stimmt dem von der Föderationssynode am 4. Juli 2008 beschlossenen Kirchengesetz über die Wahl des Landesbischofs
                     und der Regionalbischöfe der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Bischofswahlgesetz) zu.
                  

               

               
                     § 2

                  

                   1 Soweit vor Inkrafttreten der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland Vorbereitungen für die Wahl des Landesbischofs
                     der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland oder eines Regionalbischofs erforderlich werden, erfolgen sie nach Maßgabe dieses
                     Bischofswahlgesetzes.  2 Entgegenstehende Bestimmungen der Grundordnung oder sonstigen Rechts der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen finden
                     keine Anwendung.
                  

               

            

         

      

      
            Artikel 4
Inkrafttreten
            

         

         Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung vom 5. Juli 2008 in Kraft.

      

      

   
      

      
         Kirchengesetz über die Zustimmung zur
Verfassung der Evangelischen Kirche in
Mitteldeutschland und zu den ausführenden
Wahlgesetzen (Zustimmungs- und Ausführungsgesetz
zur Verfassung der EKM –
ZustGVerf)
         

      

      
         Vom 5. Juli 2008

      

      
         (ABl. S. 239)
         

      

      Die Landessynode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen hat gemäß §§ 68 Abs. 2 Nr. 1, 77 Abs. 2 der Verfassung und
         Artikel 7 Abs. 2 Nr. 8, Artikel 10 Abs. 3 Nr. 2 der Vorläufigen Ordnung der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland mit verfassungsändernder Mehrheit das folgende
         Kirchengesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:
      

      
            Artikel 1
Zustimmung zur Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
            

         

         
                     § 1

                  

                   1 Die Landessynode stimmt dem von der Föderationssynode der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland (Föderationssynode)
                     am 3. Juli 2008 verabschiedeten Text der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland zu.  2 Die Zustimmung umfasst auch die Änderung des Vereinigungsvertrages zwischen der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen
                     und der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen (Vereinigungsvertrag), soweit Namen und Bezeichnungen in der Verfassung
                     vom Vereinigungsvertrag abweichen oder diesen konkretisieren.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  Mit Inkrafttreten der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland treten außer Kraft:
                     
                        	
                           die Verfassung der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen vom 2. November 1951 in der Fassung der Bekanntmachung vom
                              1. Dezember 2004 (ABl. 2005 S. 42), zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 18. November 2006 (ABl. S. 254),
                           

                        

                        	
                           das Kirchengesetz über die Zustimmung zum Vertrag zwischen der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und der Evangelisch-Lutherischen
                              Kirche in Thüringen über die Bildung der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland und seine Ausführung vom 27.
                              März 2004 (ABl. ELKTh S. 82).
                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            Artikel 2
Zustimmung zum Kirchengesetz über die Wahlen zu den Kreissynoden und zur Landessynode der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
            

         

         
                     § 1

                  

                  Die Landessynode stimmt dem von der Föderationssynode am 4. Juli 2008 beschlossenen Kirchengesetz über die Wahlen zu den Kreissynoden
                     und zur Landessynode der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Synodenwahlgesetz) zu.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Bildung und Konstituierung von Kreissynoden und Kreiskirchenräten in den Kirchenkreisen der Evangelisch-Lutherischen Kirche
                     in Thüringen im Jahr 2008 sowie die Wahlen der Vertreter der Kirchenkreise für die erste Landessynode der Evangelischen Kirche
                     in Mitteldeutschland erfolgt nach Maßgabe dieses Synodenwahlgesetzes.  2 Entgegenstehende Bestimmungen der Verfassung oder sonstigen Rechts der Evangelisch- Lutherischen Kirche in Thüringen finden
                     keine Anwendung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Wahlen zu den Kreissynoden sollen spätestens am 31. Oktober 2008, die Konstituierung der Kreissynoden und die Wahlen der
                     Vertreter der Kirchenkreise für die erste Landessynode der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland sollen spätestens am
                     30. November 2008 abgeschlossen sein.
                  

               

            

         

      

      
            Artikel 3
Zustimmung zum Kirchengesetz über die Wahl des Landesbischofs und der Regionalbischöfe der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
            

         

         
                     § 1

                  

                  Die Landessynode stimmt dem von der Föderationssynode am 4. Juli 2008 beschlossenen Kirchengesetz über die Wahl des Landesbischofs
                     und der Regionalbischöfe der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Bischofswahlgesetz) zu.
                  

               

               
                     § 2

                  

                   1 Soweit vor Inkrafttreten der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland Vorbereitungen für die Wahl des Landesbischofs
                     der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland oder eines Regionalbischofs erforderlich werden, erfolgen sie nach Maßgabe dieses
                     Bischofswahlgesetzes.  2 Entgegenstehende Bestimmungen der Verfassung oder sonstigen Rechts der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen finden
                     keine Anwendung.
                  

               

            

         

      

      
            Artikel 4
Inkrafttreten
            

         

         Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung vom 5. Juli 2008 in Kraft.

      

      

   
      

      
         Vereinigungsvertrag

      

      
         Vom 15. Februar 2008

      

      
         (ABl. 2007 S. 164)
         

      

      Die Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen, vertreten durch die Kirchenleitung,

      und

      die Evangelisch-Lutherische Kirche in Thüringen, vertreten durch den Landeskirchenrat,

      schließen, um den kirchlichen Auftrag zur Verkündigung des Evangeliums zu fördern,
         
            	
               in Fortentwicklung ihrer, mit dem Kooperationsvertrag vom 5. Dezember 2000 begonnenen und mit dem Föderationsvertrag vom 18.
                  Mai 2004 erweiterten und vertieften strukturierten Zusammenarbeit,
               

            

            	
               unter Berücksichtigung der engen und vielfältigen geschichtlichen, geografischen und kulturellen Beziehungen zwischen ihren
                  Kirchengebieten,
               

            

            	
               bestimmt von dem Ziel, Zeugnis und Dienst der Gemeinden zu stärken und kirchliche Strukturen veränderten Bedingungen anpassen,
                  und
               

            

            	
               in dem Bemühen, zu einem wirksameren Einsatz von Kräften zu kommen,

            

         

      

      den folgenden Vertrag:

      
                     Artikel 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die vertragschließenden Kirchen stimmen darin überein, sich mit Wirkung vom 1. Januar 2009 zu einer Landeskirche mit dem Namen „Vereinigte Evangelische Kirche in Mitteldeutschland (EKM)“, im Folgenden vereinigte
                     Kirche, zu vereinigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die vereinigte Kirche ist Rechtsnachfolgerin der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland, im Folgenden Föderation,
                     und der in ihr zusammengeschlossenen Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und Evangelisch-Lutherischen Kirche in
                     Thüringen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die vereinigte Kirche ist Körperschaft des öffentlichen Rechts.
                  

               

               
                     Artikel 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die vereinigte Kirche setzt die Mitgliedschaften in der Evangelischen Kirche in Deutschland und im Ökumenischen Rat der Kirchen
                     fort und strebt die Mitgliedschaft im Lutherischen Weltbund an.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 In der vereinigten Kirche werden die Mitgliedschaften in der Union Evangelischer Kirchen in der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     und in der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche in Deutschland fortgeführt.  2 Die vereinigte Kirche strebt die Vollmitgliedschaft in diesen gliedkirchlichen Zusammenschlüssen an.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die reformierten Kirchengemeinden der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen setzen über den reformierten Bund ihre
                     Mitgliedschaft im Reformierten Weltbund fort.
                  

               

               
                     Artikel 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die vereinigte Kirche wird durch eine Synode, eine Kirchenleitung/einen Landeskirchenrat, einen Bischof oder eine Bischöfin
                     und ein Kollegium des Kirchenamtes geleitet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Synode und die Kirchenleitung/der Landeskirchenrat sind alsbald nach dem Wirksamwerden der Vereinigung, spätestens innerhalb
                     von sechs Monaten, zu bilden.  2 Bis zur ihrer Bildung nehmen die entsprechenden bisherigen Organe der Föderation und der vertragschließenden Kirchen ihre
                     Aufgaben im bisherigen Umfang weiter wahr.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Bischof oder die Bischöfin wird von der Synode auf ihrer konstituierenden Tagung gewählt.  2 Die Föderationssynode setzt auf ihrer Tagung im Frühjahr 2008 ein Wahlkollegium ein, das die Wahl des Bischofs oder der Bischöfin
                     vorbereitet.  3 Dienstbeginn des Bischofs oder der Bischöfin ist der 1. Juni 2009.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Kirchenamt und das Kollegium des Kirchenamtes der Föderation führen mit Wirksamkeit der Vereinigung die ihnen obliegenden
                     Aufgaben fort.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Zusammensetzung der Synode und der Kirchenleitung/ des Landeskirchenrates sowie die Zuständigkeiten und die Aufgaben der
                     Leitungsorgane der vereinigten Kirche werden in der Verfassung der vereinigten Kirche geregelt.
                  

               

               
                     Artikel 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Bischof oder die Bischöfin der vereinigten Kirche hat seinen oder ihren Sitz in Magdeburg.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Kirchenamt der vereinigten Kirche hat seinen Sitz in Erfurt.
                  

               

               
                     Artikel 5

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zahl und Sitze der Regionalbischöfe und Regionalbischöfinnen werden durch Kirchengesetz geregelt, das die vertragschließenden
                     Kirchen ihren Synoden zu deren Tagungen im Herbst 2007 vorlegen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Einer der Regionalbischöfe oder eine der Regionalbischöfinnen mit Sitz im Freistaat Thüringen ist der ständige Stellvertreter
                     oder die ständige Stellvertreterin des Bischofs oder der Bischöfin.  2 Er oder sie muss auf die lutherischen Bekenntnisschriften ordiniert oder verpflichtet sein.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ein Regionalbischof oder eine Regionalbischöfin hat seinen oder ihren Sitz in Eisenach.
                  

               

               
                     Artikel 6

                  

                  Die vertragschließenden Kirchen erarbeiten eine Verfassung für die vereinigte Kirche, die am 1. Januar 2009 in Kraft treten
                     und die Vorläufige Ordnung der Föderation sowie die geltende Grundordnung beziehungsweise Verfassung der vertragschließenden
                     Kirchen ablösen soll.
                  

               

               
                     Artikel 7

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die vertragschließenden Kirchen erarbeiten ein gemeinsames Finanzgesetz der vereinigten Kirche, das sie ihren Synoden zu deren
                     Tagungen im Herbst 2007 vorlegen.  2 Das Finanzgesetz hat unter gegenseitiger Achtung des Herkommens und der Traditionen der vertragschließenden Kirchen dafür
                     Sorge zu tragen, dass die Kompetenzzuweisungen für Finanz- und Vermögensentscheidungen die zukünftige finanzielle Handlungsfähigkeit
                     der vereinigten Kirche sichern und der Situation sowie den Aufgaben und Zuständigkeiten der Körperschaften, Einrichtungen
                     und Werke innerhalb der vereinigten Kirche Rechnung tragen.  3 Zugleich sind die Grundsätze der verantwortlichen Haushalterschaft für einen solidarischen, sparsamen und wirtschaftlichen
                     Einsatz aller Mittel zu beachten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die vereinigte Kirche wirkt weiter darauf hin, im Zuge des Vereinigungsprozesses auf der landeskirchlichen Ebene sachgemäße
                     Einsparungen zu erzielen.
                  

               

               
                     Artikel 8

                  

                  Benachbarte Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland können dem Vereinigungsvertrag mit Zustimmung der vertragschließenden
                     Kirchen, nach dem Wirksamwerden der Vereinigung mit Zustimmung der vereinigten Kirche beitreten.
                  

               

               
                     Artikel 9

                  

                   1 Dieser Vertrag bedarf für beide vertragschließenden Kirchen der Zustimmung durch Kirchengesetz, das jeweils mit verfassungsändernder
                     Mehrheit zu beschließen ist.  2 Der Vertrag tritt in Kraft, sobald beide Zustimmungsgesetze in Kraft getreten sind.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Kirchengesetz über die Zustimmung zum
Vereinigungsvertrag zwischen der Evangelischen
Kirche der Kirchenprovinz Sachsen
und der Evangelisch-Lutherischen Kirche
in Thüringen
         

      

      
         Vom 17. November 2007

      

      
         (ABl. S. 282)
         

      

      Die Synode der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen hat unter Beachtung von Artikel 113 Abs. 2 Satz 3 der Grundordnung
         das folgende Kirchengesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:
      

      
                     § 1

                  

                   1 Dem Vereinigungsvertrag zwischen der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und der Evangelisch-Lutherischen Kirche
                     in Thüringen (Anlage) wird zugestimmt.  2 Die Kirchenleitung wird ermächtigt, den Vereinigungsvertrag zu unterzeichnen.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  Dieses Kirchengesetz tritt mit seiner Verkündung in Kraft.

               

            

         

      

      

   
      

      
         Kirchengesetz über die Zustimmung zum
Vereinigungsvertrag zwischen der Evangelischen
Kirche der Kirchenprovinz Sachsen
und der Evangelisch-Lutherischen Kirche
in Thüringen
         

      

      
         Vom 21. April 2007

      

      
         (ABl. S. 164)

      

      Die Landessynode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen hat das folgende Kirchengesetz beschlossen, das hiermit
         verkündet wird:
      

      
                     § 1

                  

                   1 Dem Vereinigungsvertrag zwischen der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und der Evangelisch-Lutherischen Kirche
                     in Thüringen (Anlage) wird zugestimmt.  2 Der Landeskirchenrat wird ermächtigt, den Vereinigungsvertrag zu unterzeichnen.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  Dieses Kirchengesetz tritt mit seiner Verkündung in Kraft.

               

            

         

      

      

   
      

      
         Kirchengesetz über die Zustimmung zu den Begleitgesetzen zur Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
(Zustimmungsgesetz zu den Begleitgesetzen
zur Verfassung – ZustBeglG)
         

      

      
         Vom 5. Juli 2008

      

      
         (ABl. S. 232)
         

      

      Die Synode der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen hat aufgrund von Artikel 74 Abs. 2 Nr. 1 der Grundordnung und Artikel 7 Abs. 2 Nr. 8 der Vorläufigen Ordnung der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland das folgende Kirchengesetz
         beschlossen, das hiermit verkündet wird:
      

      
                     § 1

                  

                  Die Synode stimmt den folgenden von der Föderationssynode der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland am 4.
                     Juli 2008 verabschiedeten Kirchengesetzen der zukünftigen Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland zu:
                     
                        	
                           Kirchengesetz über die Finanzierung der kirchlichen Arbeit in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Finanzgesetz),

                        

                        	
                           Kirchengesetz über die Kreiskirchenämter (Kreiskirchenamtsgesetz),

                        

                        	
                           Kirchengesetz über die Rechts- und Fachaufsicht über die kirchlichen Körperschaften in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                              (Aufsichtsgesetz),
                           

                        

                        	
                           Kirchengesetz über Anzahl und Sitz der Regionalbischöfe (Pröpste) sowie über die Bezeichnung und Abgrenzung der Propstsprengel
                              in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Propstsprengelgesetz).
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 2

                  

                  Die Föderationssynode der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland wird gemäß Artikel 7 Abs. 2 Nr. 8 der Vorläufigen Ordnung der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland ermächtigt, die weiteren für
                     das Inkrafttreten der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland erforderlichen Gesetze zu erlassen.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  Die Kirchenleitung wird ermächtigt, zu Maßnahmen des Kirchenamtes oder der Kirchenleitung der Föderation Evangelischer Kirchen
                     in Mitteldeutschland, die in Vorbereitung des Inkrafttretens der in §§ 1 und 2 genannten Gesetze vor Inkrafttreten der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland erforderlich werden und
                     das Recht der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen berühren, ihre Zustimmung zu erteilen.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung vom 5. Juli 2008 in Kraft.

               

            

         

      

      

   
      

      
         Kirchengesetz über die Zustimmung zu den Begleitgesetzen zur Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
(Zustimmungsgesetz zu den Begleitgesetzen
zur Verfassung – ZustBeglG)
         

      

      
         Vom 5. Juli 2008

      

      
         (ABl. S. 240)

      

      Die Landessynode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen hat aufgrund von § 68 Abs. 2 Nr. 1 der Verfassung und Artikel 7 Abs. 2 Nr. 8 der Vorläufigen Ordnung der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland das folgende Kirchengesetz
         beschlossen, das hiermit verkündet wird:
      

      
                     § 1

                  

                  Die Landessynode stimmt den folgenden von der Föderationssynode der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland
                     am 4. Juli 2008 verabschiedeten Kirchengesetzen der zukünftigen Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland zu:
                     
                        	
                           Kirchengesetz über die Finanzierung der kirchlichen Arbeit in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Finanzgesetz),

                        

                        	
                           Kirchengesetz über die Kreiskirchenämter (Kreiskirchenamtsgesetz),

                        

                        	
                           Kirchengesetz über die Rechts- und Fachaufsicht über die kirchlichen Körperschaften in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                              (Aufsichtsgesetz),
                           

                        

                        	
                           Kirchengesetz über Anzahl und Sitz der Regionalbischöfe (Pröpste) sowie über die Bezeichnung und Abgrenzung der Propstsprengel
                              in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Propstsprengelgesetz).
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 2

                  

                  Die Föderationssynode der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland wird gemäß Artikel 7 Abs. 2 Nr. 8 der Vorläufigen Ordnung der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland ermächtigt, die weiteren für
                     das Inkrafttreten der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland erforderlichen Gesetze zu erlassen.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  Der Landeskirchenrat wird ermächtigt, zu Maßnahmen des Kirchenamtes oder der Kirchenleitung der Föderation Evangelischer Kirchen
                     in Mitteldeutschland, die in Vorbereitung des Inkrafttretens der in §§ 1 und 2 genannten Gesetze vor Inkrafttreten der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland erforderlich werden und
                     das Recht der Evangelisch- Lutherischen Kirche in Thüringen berühren, seine Zustimmung zu erteilen.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung vom 5. Juli 2008 in Kraft.

               

            

         

      

      

   
      

      
         Kirchengesetz über die Wahlen zu den Kreissynoden und zur Landessynode der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Synodenwahlgesetz
            - SynWG)
         

      

      
         Vom 4. Juli 2008 (ABl. S. 201, 247)
In der Fassung der Neubekanntmachung vom 19. März 2011 (ABl. S. 105),
geändert durch Kirchengesetz vom 24. November 2012 (ABl. S. 308)
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            Abschnitt 1:
Die Kreissynoden
            

         

         
                     § 1
Amtszeit  und Festlegung des Wahlzeitraumes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Kreissynoden werden alle sechs Jahre neu gebildet.  2 Die Neubildung erfolgt zum 1. März des Jahres, das vor der Neubildung der Landessynode liegt. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Landeskirchenrat legt spätestens 15 Monate vor Neubildung der Kreissynoden den Wahlzeitraum fest.
                  

               

               
                     § 2
Zusammensetzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Kreissynode gehören an:
                  

                  
                     
                        	
                            der Superintendent,

                        

                        	
                            von den Gemeindekirchenräten gewählte wählbare Gemeindeglieder, die nicht hauptberuflich in einem kirchlichen Anstellungsverhältnis
                              stehen dürfen,
                           

                        

                        	
                            Synodale, die hauptberuflich in einem kirchlichen Anstellungsverhältnis stehen und nach Maßgabe des § 5 aus den einzelnen Dienstbereichen des Kirchenkreises entsandt werden,
                           

                        

                        	
                            berufene Synodale nach Maßgabe des § 6.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Zahl der hauptberuflich in einem kirchlichen Anstellungsverhältnis stehenden Synodalen darf die Hälfte der Mitglieder
                     der Kreissynode nicht erreichen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Gesamtzahl der Mitglieder der Kreissynode wird vom Kreiskirchenrat festgelegt.  2 Sie soll unter Beachtung der Größe des Kirchenkreises zwischen dreißig und sechzig Mitgliedern liegen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 An den Tagungen der Kreissynode nehmen zwei Jugendsynodale mit Rede- und Antragsrecht teil.  2 Sie haben Stimmrecht, sobald sie das 18. Lebensjahr vollendet haben.
                  

               

               
                     § 3
Bildung der Wahlbezirke
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Kreiskirchenrat teilt den Kirchenkreis in Wahlbezirke ein.  2 Die Wahlbezirke bestehen aus einer oder mehreren Kirchengemeinden.  3 Ein Pfarrstellenbereich soll nicht auf verschiedene Wahlbezirke aufgeteilt werden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Kreiskirchenrat bestimmt unter Beachtung von § 2 Absatz 2 und 3 die Zahl der nach § 2 Absatz 1 Nummer 2 zu wählenden Synodalen und teilt sie auf die Wahlbezirke auf.  2 Dabei soll der Gemeindegliederzahl und der Vertretung der Regionen angemessen Rechnung getragen werden. 
                  

               

               
                     § 3a
Reformierter Kirchenkreis
                     

                  

                  Das Moderamen des Reformierten Kirchenkreises kann zu § 2 Absatz 3 und § 3 abweichende Regelungen treffen. 
                  

               

               
                     § 4
Wahlverfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Wahl der Synodalen des Wahlbezirks erfolgt in gemeinsamer Sitzung der beteiligten Gemeindekirchenräte.  2 Den Vorsitz führt der an Jahren älteste Vorsitzende unter den anwesenden Vorsitzenden der Gemeindekirchenräte.  3 Beschlussfähigkeit ist gegeben, wenn von jedem Gemeindekirchenrat mindestens die Hälfte der Mitglieder anwesend sind. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Gewählt werden kann nur, wer die Voraussetzungen gemäß Artikel 25 Absatz 4 Kirchenverfassung EKM erfüllt und zum Abendmahl zugelassen ist; wählbar sind auch Gemeindeglieder, die nicht dem
                     Gemeindekirchenrat angehören.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel in geheimer Abstimmung.  2 Gewählt ist, wer die Stimmen auf sich vereinigt, die mehr als der Hälfte der anwesenden Stimmberechtigten entspricht. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Jeder Stimmberechtigte hat so viele Stimmen, wie Kandidaten zu wählen sind.  2 Für einen Kandidaten kann jeweils nur eine Stimme vergeben werden; Stimmenthaltung ist zulässig.  3 Kommt nicht für so viele Kandidaten, wie zu wählen sind, die erforderliche Mehrheit zustande, so findet unter den nichtgewählten
                     Kandidaten ein zweiter Wahlgang statt; Satz 1 und 2 gelten entsprechend.  4 Vor jedem weiteren Wahlgang scheidet derjenige Kandidat aus, der die wenigsten Stimmen auf sich vereinigt hat; bei Stimmengleichheit
                     wird der Ausscheidende durch Los bestimmt. 
                  

               

               
                     § 5
Entsendung von Synodalen aus den Dienstbereichen
                     

                  

                   1 Der Kreiskirchenrat bestimmt unter Beachtung von § 2 Absatz 2 und 3 die Zahl der aus den einzelnen Dienstbereichen zu entsendenden Synodalen und legt das Verfahren für ihre Entsendung
                     fest.  2 Dabei soll sichergestellt sein, dass die verschiedenen Dienstbereiche, insbesondere der Pfarrdienst, die weiteren Verkündigungsdienste
                     und die Diakonie, angemessen vertreten sind.  3 § 4 Absatz 2 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 6
Hinzuberufung weiterer Synodaler
                     

                  

                   1 Der Kreiskirchenrat kann ungeachtet des § 5 unter Beachtung von § 2 Absatz 2 und 3 Synodale im Umfang von bis zu einem Zehntel der Gesamtzahl der Synodalen hinzuberufen.  2 § 4 Absatz 2 gilt entsprechend; eine mindestens sechsmonatige Zugehörigkeit zu einer Kirchengemeinde im Bereich des Kirchenkreises
                     ist jedoch nicht erforderlich.
                  

               

               
                     § 7
Stellvertreter
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Für die Synodalen nach § 2 Absatz 1 Nummer 2 werden in getrennten Wahlgängen jeweils bis zu zwei persönliche Stellvertreter gewählt, die zugleich Ersatzmitglieder
                     sind; § 4 gilt entsprechend.  2 Bei zwei Stellvertretern wird die Reihenfolge, in der sie in die Kreissynode eintreten, bei der Wahl bestimmt. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Für die Synodalen nach § 2 Absatz 1 Nummer 3  werden Stellvertreter entsandt, die in der dabei festgelegten Reihenfolge in die Kreissynode eintreten.
                      2 Für das Verfahren gilt § 5 Satz 1 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Ist kein Stellvertreter nach Absatz 1 oder Absatz 2 mehr vorhanden, werden auf dieselbe Weise neue Stellvertreter bestimmt.
                  

               

               
                     § 8
Jugendvertreter
                     

                  

                  Die Jugendvertreter nach § 2 Absatz 4 werden auf Vorschlag des Jugendkonventes des Kirchenkreises oder eines vergleichbaren Zusammenschlusses vom Kreiskirchenrat
                     berufen. 
                  

               

               
                     § 9
Wahlanfechtung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Gegen Wahlergebnisse nach § 4 und § 7 Absatz 1 kann jedes Mitglied eines der beteiligten Gemeindekirchenräte Beschwerde einlegen.  2 Dabei kann nur geltend gemacht werden, dass bei der Vorbereitung oder Durchführung der Wahl gegen die kirchliche Ordnung verstoßen
                     wurde und nicht ausgeschlossen werden kann, dass dadurch das Wahlergebnis wesentlich beeinflusst worden ist. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Beschwerde ist binnen einer Woche gegenüber dem Kreiskirchenrat schriftlich zu erklären.  2 Hilft dieser der Beschwerde nicht ab, ist binnen einer Woche nach Zugang der Entscheidung weitere Beschwerde an das Landeskirchenamt
                     statthaft.  3 Dieses entscheidet abschließend.  4 Die Beschwerden haben keine aufschiebende Wirkung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Kreiskirchenrat beziehungsweise im Fall der weiteren Beschwerde das Landeskirchenamt kann bestimmen, in welcher Weise
                     die Mängel zu beheben sind.  2 Die Wiederholung der Wahl kann angeordnet werden.
                  

               

               
                     § 10
Sonstige Beschwerderechte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Gegen Entscheidungen des Kreiskirchenrates nach § 3 kann von jedem Gemeindekirchenrat, gegen Entscheidungen nach § 5 von den einzelnen Dienstbereichen Beschwerde eingelegt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Beschwerde ist binnen einer Woche nach Bekanntgabe der Entscheidung gegenüber dem Kreiskirchenrat schriftlich zu erklären.
                      2 Hilft dieser der Beschwerde nicht ab, ist binnen einer Woche nach Zugang der Entscheidung weitere Beschwerde an das Landeskirchenamt
                     statthaft.  3 Dieses entscheidet abschließend. 
                  

               

               
                     § 11
Wahlprüfung
                     

                  

                   1 Ungeachtet der §§ 9 und 10 prüft der Kreiskirchenrat die Ordnungsmäßigkeit der Wahl.  2 Ergibt die Prüfung, dass ein gewähltes Mitglied nicht wählbar war oder dass das Wahlverfahren Mängel aufweist, die geeignet
                     waren, das Wahlergebnis zu beeinflussen, so ordnet der Kreiskirchenrat insoweit die Wiederholung der Wahl unter Setzen einer
                     angemessenen Frist an. 
                  

               

               
                     § 12
Konstituierung und Wahlen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Kreissynode wird zu ihrer ersten Tagung vom Superintendenten einberufen, der bis zur Wahl des Präsidiums den Vorsitz
                     führt. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Kreissynode wählt auf ihrer ersten Tagung 
                  

                  
                     
                        	
                            aus ihrer Mitte 

                           
                              	
                                  unter Leitung des Superintendenten in getrennten Wahlgängen den Präses und bis zu zwei Stellvertreter; der Präses und ein
                                    Stellvertreter dürfen nicht hauptberuflich in einem kirchlichen Anstellungsverhältnis stehen; wählbar sind die ordentlichen
                                    Mitglieder der Kreissynode mit Ausnahme des Superintendenten,
                                 

                              

                              	
                                 vier bis zwölf Mitglieder für den Kreiskirchenrat, unter diesen sollen die verschiedenen Dienstbereiche, insbesondere die
                                    anderen Verkündigungsdienste neben dem Pfarrdienst, angemessen vertreten sein, 
                                 

                              

                              	
                                 für die Mitglieder nach Buchstabe b, die hauptberuflich in einem kirchlichen Anstellungsverhältnis stehen, und die Mitglieder,
                                    die nicht in einem solchen Anstellungsverhältnis stehen, jeweils insgesamt bis zu zwei Stellvertreter, die zugleich Ersatzmitglieder
                                    für den Kreiskirchenrat sind; bei zwei Stellvertretern ist eine Reihenfolge zwischen ihnen festzustellen,
                                 

                              

                           

                        

                        	
                            gemäß § 16 ein Mitglied für die Landessynode, das nicht hauptberuflich in einem kirchlichen Anstellungsverhältnis stehen darf, sowie
                              dessen Stellvertreter (§ 21);
                           

                        

                        	
                            die Mitglieder des Wahlausschusses gemäß § 17 Absatz 1 Nummer 2 Buchstaben b und c und die Kandidaten nach § 17 Absatz 2.
                           

                        

                     

                  

                   2 Der Präses sowie der Superintendent und sein erster Stellvertreter sind geborene Mitglieder des Kreiskirchenrates.  3 Bei der Wahl nach Nummer 1 Buchstabe b ist zu beachten, dass die Zahl der hauptberuflich in einem kirchlichen Anstellungsverhältnis
                     stehenden Mitglieder die Hälfte aller Mitglieder des Kreiskirchenrates nicht erreichen darf.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Wahlen nach Absatz 2 erfolgen mittels Stimmzettel in geheimer Abstimmung.  2 Gewählt ist, wer die Mehrheit der Stimmen der Mitglieder der Kreissynode auf sich vereinigt; § 4 Absatz 4 gilt entsprechend.  3 Die Wahlen nach Absatz 2 Nummer 1 Buchstaben a und b und Nummer 3 erfolgen jeweils getrennt nach den Mitgliedern, die hauptberuflich
                     in einem kirchlichen Anstellungsverhältnis stehen, und den Mitgliedern, die nicht in einem solchen Anstellungsverhältnis stehen.
                  

               

               
                     § 13
Veränderungen während der Amtsperiode
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Entsteht durch Zusammenlegung von Kirchenkreisen während der Amtsperiode der Kreissynoden ein neuer Kirchenkreis, wird bis
                     zum Ablauf der Amtsperiode die Kreissynode dieses Kirchenkreises aus den beiden Kreissynoden der zusammengeschlossenen Kirchenkreise
                     gebildet.  2 Bei der nächsten Neuwahl der Kreissynode gelten die allgemeinen Bestimmungen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Absatz 1 gilt entsprechend für den Kreiskirchenrat des neuen Kirchenkreises. 
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 2:
Die Landessynode
            

         

         
                     § 14
Amtszeit und Festlegung des Wahlzeitraumes 
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Landessynode wird alle sechs Jahre zum 1. Januar neu gebildet. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Landeskirchenrat legt spätestens 15 Monate vor Neubildung der Landessynode den Wahlzeitraum fest. 
                  

               

               
                     § 15
Zusammensetzung und passives Wahlrecht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Landessynode gehören als stimmberechtigte Mitglieder an:
                  

                  
                     
                        	
                            der Landesbischof und sein Stellvertreter,

                        

                        	
                            der reformierte Senior,

                        

                        	
                            der Präsident des Landeskirchenamtes,

                        

                        	
                            der Leiter des Diakonischen Werkes,

                        

                        	
                            der Präses der bisherigen Landessynode,

                        

                        	
                            je Kirchenkreis ein von der Kreissynode gewähltes Mitglied, das nicht hauptberuflich in einem kirchlichen Anstellungsverhältnis
                              steht,
                           

                        

                        	
                            je Propstsprengel vier von gemeinsamen Wahlausschüssen der Kreissynoden gewählte Mitglieder, die hauptberuflich in einem
                              kirchlichen Anstellungsverhältnis stehen und von denen zwei ordiniert und zwei nicht ordiniert sind,
                           

                        

                        	
                            je Propstsprengel ein Superintendent,

                        

                        	
                            je ein Mitglied der Theologischen Fakultäten der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg und der Friedrich-Schiller-Universität
                              Jena, 
                           

                        

                        	
                            zwei bis sechs Jugenddelegierte gemäß Absatz 2,

                        

                        	
                            bis zu acht vom Landeskirchenrat zu berufende Mitglieder.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Von den Mitgliedern nach Absatz 1 Nummer 10 üben zwei das Stimmrecht aus; bis zu vier weitere nehmen an den Verhandlungen
                     der Landessynode mit Rede- und Antragsrecht teil. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Mitglied der Landessynode kann nur sein, wer am Tag der Konstituierung der Landessynode mindestens 18 Jahre alt ist.  2 In die Landessynode nach Absatz 1 Nummer 6 bis 8 und Nummer 10 gewählt werden kann nur, wer die Voraussetzungen gemäß Artikel 25 Absatz 4 Kirchenverfassung EKM erfüllt und zum Abendmahl zugelassen ist; wählbar sind auch Gemeindeglieder, die nicht der
                     Kreissynode angehören.
                  

               

               
                     § 16
Wahl der nicht hauptberuflichen Mitglieder durch die Kreissynode
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Jede Kreissynode wählt ein Mitglied in die Landessynode, das nicht hauptberuflich in einem kirchlichen Anstellungsverhältnis
                     steht (§ 15 Absatz 1 Nummer 6), sowie in getrennten Wahlgängen dessen Stellvertreter (§ 21).  2 Wahlberechtigt sind die ordentlichen Mitglieder der Kreissynode.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Wahl erfolgt auf der konstituierenden Sitzung der Kreissynode.  2 Vor der Wahl stellen sich die Kandidaten der Kreissynode vor und beantworten Fragen der Synodalen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für das Wahlverfahren gilt § 12 Absatz 3 in Verbindung mit § 4 Absatz 4 entsprechend. 
                  

               

               
                     § 17
Wahl der hauptberuflichen Mitglieder durch die Wahlausschüsse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Für jeden Propstsprengel (Wahlkreis) wird ein Wahlausschuss gebildet (§ 15  Absatz 1 Nummer 7).  2 Dem Wahlausschuss gehören an
                  

                  
                     
                        	
                            der zuständige Regionalbischof,

                        

                        	
                            aus jedem dem Propstsprengel angehörenden Kirchenkreis vier von der jeweiligen Kreissynode aus ihrer Mitte entsandte Mitglieder,
                              darunter
                           

                           
                              	
                                  der Präses der Kreissynode,

                              

                              	
                                  ein weiteres Mitglied, das nicht hauptberuflich in einem kirchlichen Anstellungsverhältnis steht,

                              

                              	
                                 zwei hauptberuflich in einem kirchlichen Anstellungsverhältnis stehende Mitglieder, von denen eins ordiniert und eins nicht
                                    ordiniert sein soll. 
                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                   3 Vorsitzender des Wahlausschusses ist der Regionalbischof. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Jede Kreissynode kann für die Wahl der ordentlichen und der stellvertretenden Mitglieder insgesamt bis zu vier Kandidaten
                     vorschlagen, von denen jeweils zwei ordiniert und zwei nicht ordiniert sein sollen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Vorsitzende beruft den Wahlausschuss zu seiner konstituierenden Sitzung ein, auf der auch die Wahl stattfindet.  2 Die Kandidaten stellen sich dem Wahlausschuss vor.  3 Der Wahlausschuss wählt für den Propstsprengel zwei ordinierte und zwei nicht ordinierte Mitglieder sowie in getrennten Wahlgängen
                     deren Stellvertreter sowie die nachrückenden Stellvertreter (§ 21). 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Wahl der ordentlichen Mitglieder erfolgt getrennt nach ordinierten und nicht ordinierten Mitgliedern.  2 Für das Wahlverfahren gilt § 4 Absatz 3 und 4 entsprechend. 
                  

               

               
                     § 18
Wahl der Superintendenten aus den Propstsprengeln
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Ephorenkonvente jedes Propstsprengels wählen aus ihrer Mitte je einen Superintendenten in die Landessynode (§ 15 Absatz 1 Nummer 8) sowie in getrennten Wahlgängen dessen Stellvertreter (§ 21).  2 Stimmberechtigt sind die Superintendenten des Propstsprengels. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Wahl wird von dem zuständigen Regionalbischof geleitet.  2 Sie erfolgt mittels Stimmzettel in geheimer Abstimmung.  3 Gewählt ist, wer die Mehrheit der Stimmen der anwesenden Stimmberechtigten auf sich vereinigt.  4 Kommt bei mehreren Kandidaten für keinen der Kandidaten die nach Satz 3 erforderliche Mehrheit zustande, so scheidet vor jedem
                     weiteren Wahlgang derjenige Kandidat aus, der die wenigsten Stimmen auf sich vereinigt hat.  5 Bei Stimmengleichheit wird der Ausscheidende durch Los bestimmt. 
                  

               

               
                     § 19
Entsendung der Lehrstuhlinhaber und der Jugenddelegierten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die von den Theologischen Fakultäten der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg und der Friedrich-Schiller-Universität
                     Jena zu entsendenden Mitglieder (§ 15  Absatz 1 Nummer 9) werden durch das jeweilige Professorenkollegium bestimmt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Jugenddelegierten (§ 15 Absatz 1 Nummer 10) werden von den Jugendkonventen und den Studentengemeinden entsandt.  2 Das Nähere bestimmt der Landeskirchenrat. 
                  

               

               
                     § 20
Hinzuberufungen
                     

                  

                  Durch die Hinzuberufung von Mitgliedern nach § 15 Absatz 1 Nummer 11 soll gewährleistet werden, dass die kirchlichen Einrichtungen, Dienste und Werke sowie verschiedene gesellschaftliche
                     Bereiche in der Landessynode angemessen vertreten sind. 
                  

               

               
                     § 21
Stellvertreter
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Für die Mitglieder der Landessynode nach § 15 Absatz 1 Nummer 6 bis 8 und 11 sind jeweils zwei Stellvertreter, die zugleich
                     Ersatzmitglieder sind, zu wählen beziehungsweise zu berufen.  2 Die Reihenfolge, in der sie in die Landessynode eintreten, wird bei der Wahl beziehungsweise Berufung bestimmt.  3 Für Mitglieder der Landessynode nach § 15 Absatz 1 Nummer 7 können zusätzlich zwei Personen gewählt werden, die im Falle des
                     Freiwerdens eines Stellvertreterplatzes nachrücken.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für die Voraussetzungen der Wählbarkeit beziehungsweise der Berufung gelten die Bestimmungen für die Wahl beziehungsweise
                     Berufung der jeweiligen ordentlichen Mitglieder entsprechend; das gleiche gilt für das Wahlverfahren. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Ist kein Stellvertreter mehr vorhanden, werden auf dieselbe Weise neue Stellvertreter bestimmt.  2 Anstelle des Zeitpunkts der Konstituierung der Landessynode (§ 15 Absatz 3 Satz 1) gilt für diese jeweils der Zeitpunkt der Wahl oder Berufung als Stellvertreter.
                  

               

               
                     § 22
Wahlanfechtung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Gegen Wahlergebnisse nach § 16 kann jedes Mitglied der jeweiligen Kreissynode Beschwerde einlegen.  2 Dabei kann nur geltend gemacht werden, dass bei der Vorbereitung oder Durchführung der Wahl gegen die kirchliche Ordnung verstoßen
                     wurde und nicht ausgeschlossen werden kann, dass dadurch das Wahlergebnis wesentlich beeinflusst worden ist.  3 Die Beschwerde ist binnen einer Woche gegenüber dem Landeskirchenrat schriftlich zu erklären.  4 Hilft dieser der Beschwerde nicht ab, ist binnen einer Woche nach Zugang der Entscheidung weitere Beschwerde an den für Wahlprüfungen
                     zuständigen Ausschuss der Landessynode statthaft.  5 Dieser entscheidet abschließend.  6 Die Beschwerden haben keine aufschiebende Wirkung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Gegen das Wahlergebnis nach § 17 steht das Recht aus Absatz 1 den jeweiligen Kreissynoden, vertreten durch den Präses, gegen Wahlergebnisse nach § 18 den Wahlberechtigten des jeweiligen Ephorenkonventes zu. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Landeskirchenrat beziehungsweise im Fall der weiteren Beschwerde der für Wahlprüfungen zuständige Ausschuss der Landessynode
                     kann bestimmen, in welcher Weise die Mängel zu beheben sind.  2 Die Wiederholung der Wahl kann angeordnet werden.
                  

               

               
                     § 23
Wahlprüfung
                     

                  

                   1 Ungeachtet des § 22 prüft der für Wahlprüfungen zuständige Ausschuss der Landessynode die Ordnungsmäßigkeit der Wahl nach §§ 16 bis 18.  2 Ergibt die Prüfung, dass ein gewähltes Mitglied nicht wählbar war oder dass das Wahlverfahren Mängel aufweist, die geeignet
                     waren, das Wahlergebnis zu beeinflussen, so ordnet der Wahlprüfungsausschuss insoweit die Wiederholung der Wahl unter Setzen
                     einer angemessenen Frist an. 
                  

               

               
                     § 24
Konstituierung und Wahlen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Landessynode wird zu ihrer ersten Tagung durch den Landesbischof einberufen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Sie wählt auf dieser Tagung aus ihrer Mitte in getrennten Wahlgängen
                  

                  
                     
                        	
                            unter Leitung des Landesbischofs den Präses, zwei Stellvertreter und einen Schriftführer, 

                        

                        	
                            acht Mitglieder für den Landeskirchenrat sowie insgesamt fünf stellvertretende Mitglieder, die in der Reihenfolge der bei
                              der Wahl erhaltenen Stimmen in den Landeskirchenrat eintreten; bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Für das Wahlverfahren gilt § 4 Absatz 3 und 4 entsprechend.  2 Im Übrigen gilt die Geschäftsordnung der Landessynode. 
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 3:
Übergangs- und Schlussbestimmungen
            

         

         
                     § 25
Sprachregelung
                     

                  

                  Die in diesem Kirchengesetz verwendeten Personen-, Funktions- und Amtsbezeichnungen gelten für Frauen und Männer in gleicher
                     Weise.
                  

               

               
                     § 26
Übergangsbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Konstituierung der Kreissynoden im Jahr 2008 erfolgt abweichend von § 1 Absatz 1 Satz 2 bis zum 30. November 2008. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bei der Bildung der ersten Landessynode der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland gelten folgende Bestimmungen:
                  

                  
                     
                        	
                            Die Bildung der ersten Landessynode erfolgt abweichend von § 14 Absatz 1 zum 15. Januar 2009.
                           

                        

                        	
                            1 Für die Wahl der Mitglieder der Landessynode nach § 15 Absatz 1 Nummer 7 und 8 (§§ 17 und 18) werden die künftigen fünf Propstsprengel entsprechend dem Kirchengesetz über Anzahl und Sitz der Regionalbischöfe (Pröpste)
                              sowie über die Bezeichnung und Abgrenzung der Propstsprengel in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Propstsprengelgesetz)
                              vom 4. Juli 2008 zugrunde gelegt.  2 Der zuständige Regionalbischof nach § 17 Absatz 1 Nummer 1 und § 18 Absatz 2 Satz 1 wird durch den Bischofskonvent bestimmt.  3 Wahlberechtigt nach § 18 sind jeweils die Superintendenten der Kirchenkreise, die nach dem Propstsprengelgesetz den künftigen Propstsprengeln zugeordnet
                              werden sollen. 
                           

                        

                        	
                            Bei der Berufung von Mitgliedern nach § 20 soll der Landeskirchenrat darauf achten, dass unter den gewählten und berufenen Mitgliedern die bisherigen Teilkirchen in
                              etwa gleicher Zahl vertreten sind. 
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Fristen des § 1 Absatz 2 und des § 14 Absatz 2 können bei der Bildung der Kreissynoden im Jahr 2008 und bei der Bildung der ersten Landessynode verkürzt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Soweit in diesem Gesetz der Landeskirchenrat genannt ist, tritt bis zur Konstituierung des Landeskirchenrates der Evangelischen
                     Kirche in Mitteldeutschland an dessen Stelle die Kirchenleitung der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Soweit in diesem Gesetz die Kreiskirchenräte genannt sind, treten im Bereich der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen
                     an deren Stelle bis zur Konstituierung von Kreiskirchenräten die Vorstände der Kreissynoden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Abweichend von § 24 Absatz 1 wird die erste Landessynode der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland durch den Bischof der Evangelischen Kirche
                     der Kirchenprovinz Sachsen und den Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen gemeinsam einberufen.  2 Die Wahl des Präsidiums nach § 24 Absatz 2 wird durch den amtierenden Vorsitzenden der Föderationskirchenleitung geleitet.
                  

               

               
                     § 27
(Inkrafttreten, Außerkrafttreten)
                     

                  

               

            

         

      

      

      1
            Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung vom 1. Dezember 2012 in Kraft.

         

      

   
      

      
         Geschäftsordnung für die Landessynode der  Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (GO.LS)

      

      
         Vom 18. April 2015 

      

      
         (ABl. S. 110)
         

      

      Die Landessynode der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland hat sich aufgrund von Artikel 60 Absatz 4 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Kirchenverfassung EKM – KVerfEKM) vom 5. Juli 2008
         (ABl. S. 183) die folgende Geschäftsordnung gegeben: 
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                     § 1
Vorbereitung und Einberufung der Landessynode
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Landessynode tritt in der Regel zweimal im Jahr sowie auf Verlangen eines Drittels ihrer Mitglieder oder auf Verlangen
                     des Landeskirchenrates zusammen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Der Landeskirchenrat bestimmt Ort, Beginn und voraussichtliche Dauer der Tagung der Landessynode.  2 Zu ihrer ersten Tagung wird die Landessynode vom Landesbischof einberufen, im Übrigen vom Präsidium.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Präsidium bereitet im Zusammenwirken mit dem Landeskirchenrat die Tagungen der Landessynode vor und wacht über die Durchführung
                     der Beschlüsse der Landessynode.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Die schriftliche Einladung mit der vorläufigen Tagesordnung soll den Synodalen und nachrichtlich den Stellvertretern drei
                     Wochen vor Beginn der Tagung zugegangen sein.  2 Die Unterlagen zu den in der Tagesordnung aufgeführten Gesetzen und Gesetzesänderungen sind den Synodalen mindestens drei
                     Wochen vor Beginn der Tagung zuzusenden.  3 Alle weiteren Unterlagen sollen den Synodalen mindestens zwei Wochen vor Beginn der Tagung zugeleitet werden.
                  

               

               
                     § 2
Legitimationsprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Landessynode entscheidet über die Legitimation ihrer Mitglieder. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Das Landeskirchenamt sichtet die Wahlunterlagen und erstattet der Landessynode bei ihrer ersten Sitzung über seine Prüfung
                     Bericht.  2 Aufgrund des Prüfungsberichtes beschließt die Landessynode mit einfacher Stimmenmehrheit über die Gültigkeit der Wahlen.  3 Bis zur endgültigen Entscheidung gelten die erschienenen Synodalen als vorläufig legitimiert. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Stellt sich die Frage der Legitimation von Mitgliedern vor weiteren Tagungen, gelten Absatz 1 und 2 entsprechend. 
                  

               

               
                     § 3
Eröffnung der Tagung und Verpflichtung der Mitglieder
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Die erste Tagung der Landessynode wird mit einem Gottesdienst eröffnet.  2 In ihm werden die Mitglieder der Landessynode vom Landesbischof verpflichtet.  3 Sie werden gefragt: 
                  

                  „Wollt ihr euren Auftrag als Synodale im Gehorsam gegenüber Gottes Wort, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den
                     Bekenntnissen unserer Kirche bezeugt ist, und in Übereinstimmung mit den geltenden Ordnungen unserer Kirche treu und gewissenhaft
                     ausführen und darauf bedacht sein, dass das Evangelium von Jesus Christus durch die Kirche zum Heil der Welt in Wort und Tat
                     bezeugt werde?“
                  

                    4 Sie antworten:
                  

                  „Ja mit Gottes Hilfe.“

                  
                        (
                        2
                        )
                         Später eintretende Synodale geben das Synodalversprechen in der ersten Sitzung, zu der sie erschienen sind, gegenüber dem
                     Präses ab. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Verweigerung des Synodalversprechens zieht den Verlust der Mitgliedschaft in der Landessynode nach sich.
                  

               

               
                     § 4
Präsidium
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Die Landessynode wählt auf ihrer ersten Tagung in geheimer Abstimmung unter der Leitung des Landesbischofs den Präses, zwei
                     Stellvertreter und einen Schriftführer.  2 Der Präses und ein Stellvertreter dürfen nicht hauptberuflich in einem kirchlichen Anstellungsverhältnis stehen.  3 Synodale nach Artikel 57 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 der Verfassung sind nicht wählbar.  4 Für das Wahlverfahren gilt § 4 Absatz 3 und 4 Synodenwahlgesetz entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Mitglieder des Präsidiums werden für die Dauer der Amtsperiode der Landessynode gewählt und bleiben bis zum Zusammentreten
                     der neuen Landessynode im Amt. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Ersatzwahlen während der Amtsperiode erfolgen nach den gleichen Grundsätzen. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Das Präsidium sorgt für den ordnungsgemäßen Ablauf der Synodaltagung.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                          1 Der Präses leitet die Verhandlungen der Landessynode und vertritt diese nach außen.  2 Der Präses und die Stellvertreter können sich in der Leitung der Sitzung abwechseln.  3 Die Stellvertreter vertreten den Präses im Verhinderungsfall in der bei ihrer Wahl festgelegten Reihenfolge.
                  

               

               
                     § 5
Teilnahmepflicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Mitglieder sind verpflichtet, an jeder Tagung der Landessynode teilzunehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Ist ein Mitglied an der Teilnahme gehindert, so hat es dies dem Präses über die Geschäftsstelle unverzüglich und, sofern ein
                     Stellvertreter vorhanden ist, auch diesem mitzuteilen.  2 Der Präses lädt, soweit dies möglich ist, den Stellvertreter des verhinderten Mitglieds ein. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Absätze 1 und 2 gelten für die Stellvertreter entsprechend. 
                  

               

               
                     § 6
Jugenddelegierte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Die Jugenddelegierten (Artikel 57 Absatz 1 Nummer 10 der Verfassung) bestimmen zu Beginn der Legislaturperiode, wer von ihnen nach Artikel 57 Absatz 2 1. Halbsatz der Verfassung das Stimmrecht ausübt.  2 Von den übrigen Jugenddelegierten wird jedem stimmberechtigten Jugenddelegierten jeweils ein erster und ein zweiter Stellvertreter
                     zugeordnet, die bei Verhinderung des stimmberechtigten Jugenddelegierten in dieser Reihenfolge in das Stimmrecht eintreten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Jugenddelegierten teilen dem Präsidium die Festlegungen nach Absatz 1 spätestens zwei Wochen vor Beginn der konstituierenden
                     Sitzung der Landessynode mit. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Teilnahme- und Mitteilungspflichten des § 5 gelten für die Jugenddelegierten entsprechend. 
                  

               

               
                     § 7
Beratende Teilnahme, Gäste
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 An den Verhandlungen der Landessynode nehmen mit Rede- und Antragsrecht teil:
                  

                  
                     
                        	
                            die weiteren Regionalbischöfe und die Dezernenten des Landeskirchenamtes (Artikel 57 Absatz 4 der Verfassung),
                           

                        

                        	
                            die Jugenddelegierten, die nicht das Stimmrecht ausüben (Artikel 57 Absatz 2 2. Halbsatz der Verfassung). 
                           

                        

                     

                  

                   2 Sie haben alle Rechte eines Synodalen außer dem Stimmrecht; § 6 Absatz 1 Satz 2 bleibt unberührt.  3 An den Wahlen des Landesbischofs, der Regionalbischöfe, des Präsidenten und der Dezernenten (Artikel 55 Absatz 7 Nummer 7 Buchstabe a) und b) der Verfassung) nehmen die weiteren Regionalbischöfe und Dezernenten stimmberechtigt
                     teil.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Darüber hinaus nehmen Referatsleiter des Landeskirchenamtes und kirchliche Beauftragte, die vom Landeskirchenrat bestimmt
                     werden, beratend an den Verhandlungen der Landessynode teil.  2 Nach Maßgabe der Geschäftsordnung können Referatsleiter mit der Einbringung von Vorlagen beauftragt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Zu den Tagungen der Landessynode werden Vertreter der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Union Evangelischer Kirchen
                     in der EKD und der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands sowie gegebenenfalls weitere Gäste eingeladen.
                      2 Das Präsidium kann ihnen das Wort erteilen. 
                  

               

               
                     § 8
Öffentlichkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Die Verhandlungen der Landessynode sind öffentlich, soweit die Landessynode die Öffentlichkeit nicht für einzelne Verhandlungsgegenstände
                     ausschließt.  2 Über einen Antrag auf Ausschluss der Öffentlichkeit wird in nicht öffentlicher Sitzung verhandelt und beschlossen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Beratern nach § 7 Absatz 2 kann die Teilnahme an der nicht öffentlichen Verhandlung gestattet werden. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Über Inhalt und Verlauf der Beratung in nicht öffentlicher Verhandlung haben alle Beteiligten Verschwiegenheit zu wahren,
                     soweit die Landessynode nichts anderes beschließt.  2 Die Pflicht zur Verschwiegenheit besteht auch nach Beendigung der Zugehörigkeit zur Landessynode fort.
                  

               

               
                     § 9
Beschlussfähigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Präsidium stellt zu Beginn der Tagung die ordnungsgemäße Einberufung und die Beschlussfähigkeit der Landessynode fest.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Landessynode ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Drittel ihrer Mitglieder anwesend sind (Artikel 60 Absatz 2 der Verfassung).
                  

               

               
                     § 10
Verhandlungsgegenstände
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Gegenstand der Verhandlungen der Landessynode bilden:
                  

                  
                     
                        	
                            Vorlagen für Kirchengesetze (§ 11),
                           

                        

                        	
                            sonstige Vorlagen (§ 12) und Berichte des Landeskirchenrates und des Landeskirchenamtes,
                           

                        

                        	
                            Anträge von Kreissynoden und von Mitgliedern der Landessynode (§ 13), 
                           

                        

                        	
                            Anträge von Ausschüssen und Mitgliedern der Landessynode während der Synodaltagung (§ 14),
                           

                        

                        	
                            Eingaben von Mitgliedern der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (§ 16),
                           

                        

                        	
                            Beschwerden von Gemeindekirchenräten nach Artikel 21 Absatz 5 Satz 6 der Verfassung (§ 17),
                           

                        

                        	
                            sonstige vom Präsidium zugelassene Verhandlungsgegenstände. 

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Landessynode stellt zu Beginn der Tagung die Tagesordnung fest. 
                  

               

               
                     § 11
Lesung und Verkündung von Kirchengesetzen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Die Landessynode beschließt Kirchengesetze aufgrund von Vorlagen, die aus ihrer Mitte, vom Landeskirchenrat oder vom Kollegium
                     des Landeskirchenamtes eingebracht werden.  2 Vorlagen aus der Mitte der Landessynode bedürfen der Unterstützung von mindestens zehn ihrer Mitglieder.  3 Vorlagen des Kollegiums des Landeskirchenamtes und aus der Mitte der Landessynode sind vor ihrer Einbringung dem Landeskirchenrat
                     zur Stellungnahme vorzulegen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Kirchengesetze erfordern zweimalige Lesung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Die erste Lesung setzt voraus, dass der entsprechende Gesetzestext vorliegt.  2 Sie ist auf eine grundsätzliche Aussprache zu beschränken.  3 Nach der ersten Lesung beschließt die Landessynode, ob der Entwurf in die Ausschussberatung zu verweisen ist.  4 In die Ausschussberatung sind Abänderungsanträge einzubeziehen.  5 Kommt eine Überweisung in die Ausschussberatung nicht zustande, ist die Vorlage abgelehnt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Die zweite Lesung erfolgt frühestens am Tag nach Abschluss der ersten Lesung.  2 Gegenstand der zweiten Lesung ist der Entwurf des Kirchengesetzes in der Fassung des federführenden Ausschusses.  3 An die zweite Lesung schließt sich die Schlussabstimmung an, durch die der Wortlaut des Kirchengesetzes endgültig festgestellt
                     wird.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                          1 Kirchengesetze werden von dem Landesbischof und dem Präses der Landessynode unterzeichnet.  2 Sie werden im Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland verkündet, sofern nicht die Landessynode ausnahmsweise
                     eine andere Form der Verkündung beschließt.
                  

               

               
                     § 12
Sonstige Vorlagen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Über Anträge und Vorlagen, die nicht Entwürfe zu Kirchengesetzen sind, kann die Landessynode sogleich entscheiden oder den
                     Verhandlungsgegenstand nach Beratung einem Ausschuss überweisen.  2 § 11 Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ist ein Antrag als Ergebnis einer Ausschussberatung vorgelegt worden, so ist erneute Überweisung an denselben Ausschuss nur
                     zulässig, wenn Ergänzungs- oder Abänderungsanträge zu dem vom Ausschuss vorgelegten und bereits erörterten Antrag gestellt
                     wurden oder in der Aussprache sich wesentliche neue vom Ausschuss bisher nicht berücksichtigte Gesichtspunkte ergeben haben.
                  

               

               
                     § 13
Anträge von Kreissynoden und von Mitgliedern der Landessynode
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Anträge von Kreissynoden und von Mitgliedern der Landessynode sind auf die Tagesordnung der Landessynode zu setzen, wenn
                     sie mindestens sechs Wochen vor Beginn der Tagung der Landessynode bei der Geschäftsstelle eingegangen sind. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Später eingehende Anträge können vom Präsidium auf die Tagesordnung gesetzt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Nach Beginn der Synodaltagung können Anträge von der Landessynode mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Synodalen auf
                     die Tagesordnung gesetzt werden.  2 Vor der Abstimmung über die Frage, ob der Antrag auf die Tagesordnung gesetzt wird, erteilt das Präsidium nach der Einbringung
                     auf Antrag je einem Befürworter und einem Gegner dieses Antrags das Wort.
                  

               

               
                     § 14
Anträge während der Synodaltagung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Während der Tagung können Anträge aus der Landessynode zu jeder Beschlussvorlage gestellt werden, solange die Aussprache
                     über den betreffenden Tagesordnungspunkt nicht geschlossen ist. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Anträge zu Berichten können von einem Ausschuss oder von einzelnen Synodalen gestellt werden.  2 Werden sie von einem einzelnen Synodalen gestellt, sind sie an einen Ausschuss zu verweisen.  3 Sie sind schriftlich einzureichen; ausgenommen davon sind Anträge zur Geschäftsordnung.
                  

               

               
                     § 15
Unwirksame Anträge
                     

                  

                  Anträge, die außerhalb der Zuständigkeit der Landessynode liegen, werden vom Präsidium nicht zugelassen.

               

               
                     § 16
Eingaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Jedes Mitglied der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland hat das Recht, Eingaben an die Landessynode zu richten. Eingänge
                     von anderen Personen werden in der Regel nicht behandelt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Eingaben werden nur berücksichtigt, wenn sie spätestens zwei Tage vor Beginn der Tagung der Landessynode bei der Geschäftsstelle
                     der Landessynode eingegangen sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Das Präsidium der Landessynode entscheidet, ob Eingaben dem Landeskirchenamt oder einem oder mehreren Ausschüssen der Landessynode
                     zur weiteren Bearbeitung überwiesen werden.  2 Es unterrichtet hiervon die Landessynode, indem es zugleich von dem Inhalt der Eingabe Kenntnis gibt.  3 Gegenstand der Verhandlungen der Landessynode werden Eingaben nur auf Empfehlung eines Ausschusses.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Den Einsendern soll auf ihre Eingabe vom Präsidium eine Antwort gegeben werden.
                  

               

               
                     § 17
Beschwerden von Gemeindekirchenräten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Beschwerden von Gemeindekirchenräten nach Artikel 21 Absatz 5 Satz 6 der Verfassung leitet das Präsidium dem Beschwerdeausschuss zu.  2 Der Beschwerdeausschuss kann die Stellungnahme des Landeskirchenamtes, anderer Ausschüsse der Landessynode sowie sonstiger
                     Personen und Organe einholen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Unzulässige oder offensichtlich unbegründete Beschwerden können auf Antrag des Beschwerdeausschusses durch das Präsidium zurückgewiesen
                     werden.  2 Die übrigen Beschwerden legt der Beschwerdeausschuss der Landessynode mit dem Antrag vor, die Beschwerde zurückzuweisen oder
                     ihr ganz oder teilweise stattzugeben. 
                  

               

               
                     § 18
Redeordnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bei den Beratungen erhalten die Mitglieder der Landessynode und die beratenden Teilnehmer nach § 7 Absatz 1 das Wort nach der Reihenfolge ihrer Meldungen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Außer der Reihe, jedoch ohne Unterbrechung der Rede, erhalten das Wort
                  

                  
                     
                        	
                            der Berichterstatter,

                        

                        	
                            Mitglieder des Kollegiums des Landeskirchenamtes.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Mit Ausnahme der Antragsteller und der Berichterstatter soll niemand das Wort über denselben Verhandlungsgegenstand öfter
                     als zweimal erhalten.  2 Die Landessynode kann die Redezeit beschränken.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Das Präsidium hat Abschweifungen vom Gegenstand oder bloße Wiederholungen des Redners zu verhindern und diesen nötigenfalls
                     zur Beachtung der Redeordnung aufzufordern.  2 Es kann im Wiederholungsfall zur Ordnung rufen oder das Wort entziehen.  3 Beifalls- oder Missfallensäußerungen sind unerwünscht. 
                  

               

               
                     § 19
Anträge und Beschlüsse zur Geschäftsordnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Wort zur Geschäftsordnung muss jederzeit, jedoch ohne Unterbrechung einer Rede, gegeben werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Über Anträge zur Geschäftsordnung ist sofort durch Beschluss zu entscheiden.  2 Beschlüsse bedürfen der Mehrheit der anwesenden Synodalen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Anträge zur Geschäftsordnung sind insbesondere
                  

                  
                     
                        	
                            Anträge auf Begrenzung der Redezeit,

                        

                        	
                            Anträge auf Schluss der Rednerliste, 

                        

                        	
                            Anträge auf Ende der Debatte,

                        

                        	
                            Anträge auf Überweisung beziehungsweise Rücküberweisung an einen Ausschuss,

                        

                        	
                            Anträge auf Übergang zum nächsten Tagesordnungspunkt. 

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Anträge auf Schluss der Rednerliste oder auf Ende der Debatte stellt der Präses unter Nennung der noch gemeldeten Redner zur
                     Abstimmung; der Berichterstatter oder der Einbringer erhält das Schlusswort.  2 Wird der Antrag auf Übergang zum nächsten Tagesordnungspunkt angenommen, ist die Behandlung dieses Tagesordnungspunktes abgeschlossen.
                     
                  

               

               
                     § 20
Wahlen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für die von der Landessynode vorzunehmenden Wahlen werden der Landessynode durch den zuständigen Wahlvorbereitungsausschuss
                     Vorschläge vorgelegt; dies gilt nicht
                  

                  
                     
                        	
                            für die Wahl des Präsidiums, 

                        

                        	
                            soweit für die Wahl besondere kirchengesetzliche Regelungen bestehen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Wahlen werden, mit Ausnahme der Wahlen in das Präsidium (§ 4 Absatz 3) und der Wahlen des Landesbischofs, der Regionalbischöfe, des Präsidenten und der Dezernenten, der synodalen Mitglieder
                     des Landeskirchenrates und deren Stellvertreter und des Leiters des Diakonischen Werkes (Artikel 55 Absatz 2 Nummer 7 der Verfassung), durch offene Abstimmung vorgenommen, wenn nicht ein Mitglied der Landessynode geheime
                     Abstimmung verlangt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Vor der Wahl sollen sich die Kandidaten der Landessynode vorstellen.
                  

               

               
                     § 21
Abstimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Vor jeder Abstimmung wird der Gegenstand der Beschlussfassung, über den abgestimmt werden soll, vom Präsidium unmissverständlich
                     bezeichnet und in eine Frage zusammengefasst, die mit „ja“ oder „nein“ beantwortet werden kann.  2 Auf Antrag eines Synodalen ist die Abstimmungsfrage schriftlich festzuhalten und vor der Abstimmung zu verlesen.  3 In jedem Fall wird über den weitergehenden Antrag zuerst abgestimmt.  4 Ist bei Vorliegen von Gegen-, Abänderungs- oder Zusatzanträgen zweifelhaft, welcher Antrag am weitesten geht, so entscheidet
                     das Präsidium endgültig über die Reihenfolge der Abstimmungen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Beschlüsse der Landessynode können lauten auf
                  

                  
                     
                        	
                            Annahme oder Ablehnung eines Antrags beziehungsweise eines Abänderungs- oder Ergänzungsantrags,

                        

                        	
                            Überweisung an einen Ausschuss,

                        

                        	
                            Beschluss einer weiteren Lesung,

                        

                        	
                            Vertagung,

                        

                        	
                            Überweisung an den Landeskirchenrat.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Die Abstimmung erfolgt durch Handaufheben.  2 Sie hat geheim und durch Stimmzettel zu erfolgen, falls ein Mitglied dies verlangt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Beschlüsse zu Sachfragen bedürfen der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Synodalen (Artikel 60 Absatz 3 Satz 1 der Verfassung).  2 Änderungen der Verfassung bedürfen einer Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen der anwesenden Synodalen, mindestens jedoch
                     der Mehrheit der Stimmen der Mitglieder der Landessynode (Artikel 60 Absatz 3 Satz 2 der Verfassung). 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                          1 Bei eindeutigen Mehrheitsverhältnissen kann auf das Auszählen der Stimmen verzichtet werden.  2 Wird die Beschlussfähigkeit der Synode angezweifelt, so ist die Auszählung der Stimmen oder auf Antrag der Namensaufruf der
                     Synodalen vorzunehmen.  3 Dies kann auch unmittelbar nach der Abstimmung geschehen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                          1 Wer am Gegenstand der Beschlussfassung persönlich beteiligt ist, darf nicht mitstimmen1.  2 Das betroffene Mitglied darf nur mit ausdrücklicher Genehmigung der Landessynode bei der Verhandlung anwesend sein, hat sich
                     aber vor der Abstimmung aus dem Sitzungsraum zu entfernen.  3 Dies gilt nicht für Wahlen.
                  

               

               
                     § 22
Fragestunde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bei jeder Tagung der Landessynode soll Gelegenheit gegeben werden, in öffentlicher Sitzung Anfragen von Mitgliedern der Landessynode
                     zu beantworten, die für das äußere und innere Leben der Landeskirche von allgemeiner Bedeutung sind. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Umfangreiche Anfragen sind spätestens zwei Wochen vor Beginn der Tagung schriftlich an das Präsidium der Landessynode zu richten
                     und können schriftlich beantwortet werden.  2 Die Antwort wird in diesem Fall den Synodalen mit den Synodenunterlagen zur Kenntnis gegeben; der Anfragende kann in der Fragestunde
                     eine Zusatzfrage stellen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Sonstige Anfragen sind spätestens zwei Tage vor Beginn der Tagung schriftlich an das Präsidium der Landessynode zu richten.
                     
                  

               

               
                     § 23
Hausrecht
                     

                  

                   1 Das Präsidium der Landessynode übt im Plenarsaal und in dazugehörigen Räumen das Hausrecht aus.  2 Ihm obliegt die Entscheidung über die Zulassung von Bild- und Tonaufnahmen und der Verteilung von Materialien. 
                  

               

               
                     § 24
Verhandlungsniederschriften
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Über den Verlauf und die wesentlichen Ergebnisse der Verhandlungen der Landessynode sind Niederschriften zu fertigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Verhandlungsniederschriften müssen enthalten:
                  

                  
                     
                        	
                            die Namen der anwesenden Mitglieder und die Feststellung der Beschlussfähigkeit,

                        

                        	
                            Anträge und Beschlüsse im Wortlaut,

                        

                        	
                            die Tagesordnung und die Namen sowie die Reihenfolge der Redner zu den einzelnen Tagesordnungspunkten, 

                        

                        	
                            Eingaben und deren Erledigung,

                        

                        	
                            bei Abstimmungen das Abstimmungsergebnis,

                        

                        	
                            bei Wahlen die Namen der Gewählten, gegebenenfalls mit Angabe der Stimmzettel,

                        

                        	
                            Vorgänge und Äußerungen, welche eine Verweisung zur Ordnung, das Entziehen des Wortes oder eine Unterbrechung oder Aufhebung
                              der Sitzung zur Folge gehabt haben.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Vorlagen, einführende Referate sowie schriftliche Anträge und Berichte sind der Niederschrift als Anlagen beizufügen. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Der gesamte Verlauf der Synodaltagung wird elektronisch aufgezeichnet.  2 Die Aufzeichnungen sind unter Verschluss aufzubewahren und dürfen Dritten nur mit Genehmigung des Präsidiums zugänglich gemacht
                     werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Jedes bei der Abstimmung unterlegene Mitglied kann verlangen, namentlich mit seiner vom Beschluss abweichenden Meinung in
                     die Niederschrift aufgenommen zu werden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Niederschrift wird von dem Präses sowie den Schriftführern unterzeichnet.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Die von der Landessynode gefassten Beschlüsse werden in einem Beschlussprotokoll zusammengefasst, welches allen Mitgliedern
                     der Landessynode zuzuleiten ist.
                  

               

               
                     § 25
Bildung von Ausschüssen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Zur Vorbereitung der Entscheidungen der Landessynode bestehen folgende Ausschüsse:
                  

                  
                     
                        	
                            ein Wahlvorbereitungsausschuss,

                        

                        	
                            ein Ausschuss für Gottesdienst, Gemeindeaufbau und Theologie,

                        

                        	
                            ein Ausschuss für Kinder, Jugend und Bildung,

                        

                        	
                            ein Ausschuss für ökumenische, gesamtkirchliche und Öffentlichkeitsfragen,

                        

                        	
                            ein Ausschuss für Diakonie und soziale Fragen,

                        

                        	
                            ein Rechts- und Verfassungssausschuss,

                        

                        	
                            ein Haushalts- und Finanzausschuss,

                        

                        	
                            ein Rechnungsprüfungsausschuss,

                        

                        	
                            ein Ausschuss für Klima, Umwelt und Landwirtschaft,

                        

                        	
                            ein Beschwerdeausschuss.

                        

                     

                  

                    2 Für besondere Aufgaben können weitere Ausschüsse gebildet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Ausschüsse werden aus der Mitte der Landessynode gebildet. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Ausschüsse bleiben bis zur konstituierenden Tagung der neuen Landessynode zuständig. 
                  

               

               
                     § 26
Zusammensetzung der Ausschüsse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Die Landessynode setzt die Zahl der Mitglieder der Ausschüsse fest und wählt diese.  2 Einem Ausschuss sollen mindestens sechs Mitglieder angehören. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Die Mitglieder des Präsidiums der Landessynode, der Landesbischof und der Präsident des Landeskirchenamtes werden keinem Ausschuss
                     zugeordnet.  2 Sie haben das Recht, an jeder Ausschusssitzung teilzunehmen und das Wort zu ergreifen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Jeder Synodale soll, mit Ausnahme der Mitglieder des Rechnungsprüfungsausschusses, des Wahlvorbereitungsausschusses und des
                     Beschwerdeausschusses, nur einem Ausschuss angehören, unbeschadet der Möglichkeit der Zugehörigkeit zu Sonderausschüssen gemäß
                     § 25 Absatz 1 Satz 2. Der Synodale wird auch im Ausschuss durch seinen Stellvertreter vertreten; auf Vorschlag des Präsidiums
                     kann die Landessynode in Einzelfällen für die jeweilige Tagung eine davon abweichende Regelung treffen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Die Zuordnung der beratenden Teilnehmer nach § 7 Absatz 1 und 2 zu den einzelnen Ausschüssen wird in Absprache mit dem Präsidium geregelt.  2 Die beratenden Teilnehmer sind den Ausschussmitgliedern mit Ausnahme des Stimmrechts gleichgestellt.
                  

               

               
                     § 27
Arbeitsweise der Ausschüsse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Die Ausschüsse wählen aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und seinen Stellvertreter.  2 Die Geschäftsführung kann dem jeweils zuständigen Dezernenten des Landeskirchenamtes oder einem Referatsleiter übertragen
                     werden.  3 Darüber hinaus ist von den Ausschüssen für die Amtsperiode der Synode oder von Sitzung zu Sitzung ein Schriftführer zu bestellen.
                      4 Zum Schriftführer kann im Einvernehmen mit dem zuständigen Dezernenten ein Mitarbeiter des Landeskirchenamtes bestellt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Ausschüsse können die zur Bearbeitung ihrer Aufgaben erforderlichen Unterlagen vom Landeskirchenamt anfordern und Mitarbeiter
                     des Landeskirchenamtes zur Auskunftserteilung zu ihren Sitzungen hinzuziehen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Der Vorsitzende beruft den Ausschuss im Einvernehmen mit dem Präses unter Angabe der Tagesordnung bei Bedarf auch außerhalb
                     einer Synodaltagung ein.  2 Der Ausschuss ist einzuberufen, wenn ein Drittel der Mitglieder, das Präsidium oder der Landeskirchenrat es verlangt.  3 Die Einladung der Mitglieder erfolgt schriftlich unter Mitteilung der Verhandlungsgegenstände.  4 Sie soll zwei Wochen vor der Sitzung an die Mitglieder abgesandt sein.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Einladungen zu Ausschusssitzungen außerhalb einer Synodaltagung sowie die Tagesordnung sind der Geschäftsstelle der Landessynode
                     zur Kenntnis zuzuleiten.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                          1 Die Verhandlungen der Ausschüsse sind nicht öffentlich.  2 Die Mitglieder der Landessynode und die Berater nach § 7 Absatz 1 und 2 können an den Sitzungen aller Ausschüsse als Zuhörer teilnehmen.  3 Die stellvertretenden Mitglieder der Landessynode nehmen an den Ausschusssitzungen außerhalb der Tagungen der Landessynode
                     nicht teil.  4 Über Ausnahmen entscheidet der Vorsitzende des Ausschusses.
                  

               

               
                     § 28
Ständige Ausschüsse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Ausschüsse nach § 25 können als Ständige Ausschüsse tagen oder mit der Mehrheit der Stimmen von zwei Dritteln der Mitglieder des Ausschusses aus
                     ihrer Mitte Ständige Ausschüsse bilden.  2 Die Beschlüsse bedürfen der Genehmigung des Präsidiums; das Einvernehmen mit dem Präses für die Einberufung zu einzelnen Sitzungen
                     (§ 27 Absatz 3 Satz 1) ist entbehrlich. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Wird ein Ständiger Ausschuss aus der Mitte des Ausschusses gebildet, dem nicht alle Ausschussmitglieder angehören, ist zugleich
                     festzulegen, ob und welche über die Beratung und Vorbereitung von Beschlüssen hinausgehenden Kompetenzen dem Ständigen Ausschuss
                     übertragen werden sollen, die ansonsten dem gesamten Ausschuss zugewiesen sind.  2 Der Beschluss bedarf der Mehrheit der Stimmen von zwei Dritteln der Mitglieder des Ausschusses. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für Ausschüsse im Sinne des Absatzes 2 gilt:
                  

                  
                     
                        	
                            Die Einladungen zu den Sitzungen des Ständigen Ausschusses sowie die Protokolle sind auch an die Mitglieder des Ausschusses
                              zu versenden, die dem Ständigen Ausschuss nicht angehören. 
                           

                        

                        	
                            Jedes Ausschussmitglied ist berechtigt, an den Sitzungen des Ständigen Ausschusses mit allen Rechten teilzunehmen. 

                        

                        	
                            Besondere Kompetenzen gemäß Absatz 2 Satz 1 können nicht übertragen werden, wenn dem Ständigen Ausschuss weniger als die
                              Hälfte der Mitglieder des Ausschusses angehören, 
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Im Übrigen gelten für die Ständigen Ausschüsse § 26 Absatz 2 und § 27 entsprechend. 
                  

               

               
                     § 29
Einbringung der Ergebnisse in die Landessynode
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zu jedem Beratungsgegenstand bestimmen die Ausschüsse einen Berichterstatter; die Berichterstattung über besonders umfangreiche
                     Gegenstände kann geteilt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Berichterstattung ist in der Regel mündlich; Ausschussanträge sind jedoch stets schriftlich vorzulegen. Die Landessynode
                     kann für wichtige Gegenstände schriftliche Berichterstattung beschließen; in diesem Falle steht einer etwaigen Ausschussminderheit
                     das Recht zu, eine Begründung einer abweichenden Ansicht vom Ausschussbericht als besondere Beilage anzufügen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Gegenstände, die an einen Ausschuss überwiesen worden sind, werden aufgrund der Vorlage des Ausschusses in der Landessynode
                     erneut beraten.  2 Sind mehrere Ausschüsse beteiligt, ist die Vorlage des federführenden Ausschusses vorrangig Beratungsgrundlage.
                  

               

               
                     § 30
Beschlussfähigkeit der Ausschüsse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Die Ausschüsse sind beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte ihrer Mitglieder anwesend ist.  2 Beschlüsse der Ausschüsse kommen dadurch zustande, dass die Mehrzahl der anwesenden Mitglieder einem Antrag zustimmt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Das Wort in einer Ausschusssitzung können nicht dem Ausschuss angehörende Mitglieder der Landessynode nur ergreifen, wenn
                     die Mehrzahl der anwesenden Ausschussmitglieder zustimmt; dies gilt auch für Gäste, die auf Beschluss der Ausschussmitglieder
                     an der Sitzung des Ausschusses teilnehmen können.  2 § 26 Absatz 2 Satz 2 bleibt unberührt. 
                  

               

               
                     § 31
Kostenerstattung
                     

                  

                   1 Die Mitglieder der Landessynode haben Anspruch auf Reisekosten nach Maßgabe des kirchlichen Rechts.  2 Darüber hinaus erhalten Synodale, denen ein Verdienstausfall oder ein anderer finanzieller Nachteil entsteht, auf Antrag eine
                     Entschädigung.  3 Die Entschädigung bemisst sich nach Sitzungstagen in der Unterscheidung zwischen vollen und halben Sitzungstagen.  4 Nähere Festlegungen, insbesondere über die Höhe der Entschädigung, trifft auf gemeinsamen Vorschlag des Haushalts- und Finanzausschusses
                     und des Rechts- und Verfassungsausschusses sowie im Benehmen mit dem Kollegium des Landeskirchenamtes das Präsidium der Landessynode.
                  

               

               
                     § 32
Geschäftsstelle
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Die Geschäftsstelle der Landessynode befindet sich im Landeskirchenamt.  2 Dort wird ein laufendes Verzeichnis über alle Vorlagen und sonstigen an die Landessynode gerichteten Eingänge geführt.  3 Die Eingänge selbst werden zu den Sachakten des Landeskirchenamtes genommen und mit diesen dem Präsidium der Landessynode
                     vorgelegt.  4 Dieses fasst die erforderlichen geschäftsleitenden Beschlüsse (zum Beispiel Überweisungen an einen Ausschuss, Aufnahme in
                     die Tagesordnung der nächsten Tagung, Einholung von Stellungnahmen des Landeskirchenamtes).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Die Eingänge und die darauf gefassten geschäftsleitenden Beschlüsse des Präsidiums der Landessynode werden zu Beginn der nächsten
                     Tagung zur Kenntnis der Landessynode gebracht.  2 Die Vorlagen des Landeskirchenamtes, des Landeskirchenrates und aus der Landessynode werden vervielfältigt und an die Synodalen
                     verteilt.  3 Alle an die Landessynode gerichteten Eingänge sind alsbald dem Landeskirchenamt zur Kenntnis zu bringen.
                  

               

               
                     § 33
Sprachregelung
                     

                  

                  Die in dieser Geschäftsordnung verwendeten Personen-, Funktions- und Amtsbezeichnungen gelten für Frauen und Männer in gleicher
                     Weise.
                  

               

               
                     § 34
Änderungen und Auslegung der Geschäftsordnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Änderungen der Geschäftsordnung sowie Abweichungen im Einzelfall bedürfen einer Zustimmung der Mehrheit der Stimmen der anwesenden
                     Mitglieder der Landessynode.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Über Zweifel an der Auslegung der Geschäftsordnung entscheidet der Rechts- und Verfassungsausschuss der Landessynode endgültig.
                  

               

               
                     § 35
Schlussbestimmungen
                     

                  

                   1 Die Geschäftsordnung tritt mit ihrer Annahme durch die Landessynode in Kraft und gilt für die Dauer der Amtsperiode der Landessynode.
                      2 Ihre Weitergeltung bedarf der Bestätigung durch die nachfolgende Landessynode.  3 Die Bestätigung gilt als erteilt, wenn die Landessynode auf ihrer ersten Tagung keinen abweichenden Beschluss fasst.
                  

               

            

         

      

      

      1
             1 Persönliche Beteiligung liegt vor, wenn ein Beschluss einem Mitglied der Landessynode selbst oder seinem Ehegatten oder einem
               Verwandten oder Verschwägerten bis zum dritten Grad oder einer von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen natürlichen
               oder juristischen Person unmittelbar einen Vorteil oder Nachteil bringen kann.  2 Persönliche Beteiligung liegt nicht vor, wenn das Mitglied an der Entscheidung der Angelegenheit lediglich als Angehöriger
               einer Berufs- oder Bevölkerungsgruppe beteiligt ist, deren gemeinsame Interessen durch die Angelegenheit berührt werden.  3 Als unmittelbar gilt nur derjenige Vorteil oder Nachteil, der sich direkt aus der Entscheidung ergibt, ohne dass weitere Ereignisse
               eintreten oder Maßnahmen getroffen werden müssen, die über die Ausführung von Beschlüssen hinausgehen. 
            

         

      

   
      

      
         Geschäftsordnung für den Landeskirchenrat der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland

      

      
         Vom 20. Februar 2009 (ABl. S. 109),
         

      

      
         geändert am 12. Dezember 2014 (ABl. 2015 S. 3)
         

      

      Änderungen
            
               
               
               
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Lfd. Nr.

                  
                  	
                     Änderndes Recht

                  
                  	
                     Datum

                  
                  	
                     Fundstelle
ABl. EKM
                     

                  
                  	
                     Geänderte
Paragrafen
                     

                  
                  	
                     Art der 
Änderung
                     

                  
               

            
            
               
                  	
                     1

                  
                  	
                     Änderung der Geschäftsordnung für den Landeskirchenrat der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland1

                  
                  	
                     12.12.2014

                  
                  	
                     S. 3

                  
                  	
                     § 2 Abs. 1

                  
                  	
                     neu gefasst

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 2 Abs. 4

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 3 Abs. 1

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 3 Abs. 3

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 4

                  
                  	
                     neu gefasst

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 5

                  
                  	
                     Satz angefügt

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 6

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 7 Abs. 1

                  
                  	
                     Wörter eingefügt

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 8 Abs. 4

                  
                  	
                     Buchstaben ersetzt

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 8a 

                  
                  	
                     angefügt

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 9 Abs. 2

                  
                  	
                     Buchstaben ersetzt

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 9 Abs. 3

                  
                  	
                     Sätze angefügt

                  
               

               
                  	
                     2

                  
                  	
                     Berichtigung zur Geschäftsordnung für den Landeskirchenrat der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland

                  
                  	
                     15.12.2015

                  
                  	
                     2016 S. 8

                  
                  	
                     § 4 Abs. 3

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 9 Abs. 3

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 10 Abs. 2

                  
                  	
                     geändert

                  
               

            
         

      

      Der Landeskirchenrat der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland hat sich gemäß Artikel 61 Absatz 2 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland vom 5. Juli 2008 (ABl. S. 183) folgende Geschäftsordnung gegeben:
      

      
         Inhaltsübersicht

      

      
         
            
               	§ 1
               	Zusammentreten
            

            
               	§ 2
               	Vorbereitung der Sitzung
            

            
               	§ 3
               	Zusammensetzung, Stellvertretung
            

            
               	§ 4
               	Sitzungen
            

            
               	§ 5
               	Verhandlungsgegenstände
            

            
               	§ 6
               	Beratung
            

            
               	§ 7
               	Antragsrecht
            

            
               	§ 8
               	Beschlussfassung
            

            
               	§ 8a
               	Umlaufverfahren
            

            
               	§ 9
               	Protokoll
            

            
               	§ 10
               	Geschäftsführung
            

            
               	§ 11
               	Sprachregelung
            

            
               	§ 12
               	Beschlussfassung und Änderungen der Geschäftsordnung
            

            
               	§ 13
               	Inkrafttreten
            

         
      

      

      
                     § 1
Zusammentreten
                     

                  

                   1 Der Landeskirchenrat tritt alle zwei Monate, bei Bedarf auch häufiger zusammen.  2 Er wird von seinem Vorsitzenden gemäß Artikel 62 Absatz 1 Nummer 1 der Verfassung einberufen.  3 Er ist einzuberufen, wenn mindestens acht seiner Mitglieder oder mindestens fünf seiner synodalen Mitglieder es verlangen.
                  

               

               
                     § 2
Vorbereitung der Sitzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Vorsitzende des Landeskirchenrates legt unter Berücksichtigung der eingegangenen Vorlagen und Anträge die vorläufige Tagesordnung
                     im Benehmen mit dem Landeskirchenamt fest.  2 Für die geschlossene Sitzung sind angemeldete Tagesordnungspunkte in der vorläufigen Tagesordnung ohne Angabe des zu verhandelnden
                     Sachverhalts als „Geschlossene Sitzung“ bezeichnet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Einladung zur Sitzung mit der vorläufigen Tagesordnung soll den Mitgliedern und den beratenden Teilnehmern (§ 3 Absatz 3) zehn Tage vor der Sitzung zugegangen sein.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Mitglieder und beratende Teilnehmer, die verhindert sind, an der Sitzung teilzunehmen, zeigen dies dem Vorsitzenden unverzüglich
                     an.
                  

               

               
                     § 3
Zusammensetzung, Stellvertretung
                     

                  

                   
                        (
                        1
                        )
                        Dem Landeskirchenrat gehören an:
                  

                  
                     
                        	
                            mit Stimmrecht die Mitglieder gemäß Artikel 62 Absatz 1,

                        

                        	
                            beratend mit Rede- und Antragsrecht 

                           
                              
                                 	
                                     im Falle der Verhinderung eines Regionalbischofs, eines Dezernenten oder des Leiters des Diakonischen Werkes der jeweilige
                                       Stellvertreter;
                                    

                                 

                                 	
                                     die Beauftragten bei Landtagen und Landesregierungen und die Gleichstellungsbeauftragte,

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            beratend mit Rederecht die persönlichen Referenten des Landesbischofs und des Präsidenten des Landeskirchenamtes.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der ständige Stellvertreter des Landesbischofs (Artikel 71 Absatz 1 der Verfassung) vertritt diesen auch im Vorsitz.  2 Der Präses kann sich von einem seiner Stellvertreter vertreten lassen.  3 Für die synodalen Mitglieder gemäß Artikel 62 Absatz 1 Nummer 5 der Verfassung treten die gewählten Stellvertreter in der Reihenfolge der bei ihrer Wahl erhaltenen Stimmen
                     in den Landeskirchenrat ein, wobei die nicht hauptberuflich in einem kirchlichen Anstellungsverhältnis stehenden Stellvertreter
                     für die nicht hauptberuflich in einem kirchlichen Anstellungsverhältnis stehenden synodalen Mitglieder und die hauptberuflich
                     in einem kirchlichen Anstellungsverhältnis stehenden Stellvertreter für die hauptberuflich in einem kirchlichen Anstellungsverhältnis
                     stehenden synodalen Mitglieder eintreten. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Vorsitzende des Landeskirchenrats kann im Einzelfall weitere Teilnehmer mit beratender Stimme hinzuziehen.
                  

               

               
                     § 4
Sitzungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Sitzungen des Landeskirchenrates sind nicht öffentlich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Landeskirchenrat stellt zu Beginn der Sitzung die endgültige Tagesordnung fest. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Tagesordnungspunkte, die besonderer Vertraulichkeit bedürfen, werden in geschlossener Sitzung verhandelt.  2 An ihr nehmen nur die Mitglieder nach § 3 Absatz 1 Nummer 1 teil.  3 Der Landeskirchenrat kann weitere zur Mitberatung notwendige Personen zulassen.  4 Die betreffenden Tagesordnungspunkte werden gesondert protokolliert.  5 Unterlagen zu ihnen sind anschließend an den Vorsitzenden zurückzugeben.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         In die einzelnen Tagesordnungspunkte wird
                  

                  
                     
                        	
                            bei Anträgen vom Antragsteller,

                        

                        	
                            bei Vorlagen aus dem Landeskirchenamt vom zuständigen Dezernenten, seinem Stellvertreter oder dem zuständigen Referatsleiter
                              des Landeskirchenamtes eingeführt, soweit der Vorsitzende nichts anderes bestimmt. 
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                          1 Über den Hergang der Beratung und Abstimmung haben unbeschadet der Festlegung von Absatz 6 alle Anwesenden Verschwiegenheit
                     zu wahren.  2 Die Verpflichtung zur Verschwiegenheit erstreckt sich auch auf die Verhandlungsgegenstände und gefassten Beschlüsse, sofern
                     sie in geschlossener Sitzung verhandelt wurden, ihrer Natur nach vertraulich sind oder vom Landeskirchenrat als solche bezeichnet
                     werden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                          1 Unter Beachtung der Festlegung über Verschwiegenheit nach Absatz 5 sind die Mitglieder sowie die Teilnehmer berechtigt und
                     verpflichtet, über Beratungsgegenstände und Entscheidungen des Landeskirchenrates zu berichten.  2 Es ist zulässig, die Gesichtspunkte zu nennen, die für die Entscheidung des Landeskirchenrates bestimmend waren.  3 Dabei darf über die Standpunkte einzelner Personen nicht berichtet werden.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                          1 Die Sitzungen werden vom Vorsitzenden geleitet.  2 Der Vorsitzende kann die Leitung einzelner Verhandlungsabschnitte seinem ständigen Stellvertreter übertragen.
                  

               

               
                     § 5
Verhandlungsgegenstände
                     

                  

                   1 Gegenstand der Verhandlungen sind Vorlagen des Landeskirchenamtes sowie selbständige Anträge von Mitgliedern des Landeskirchenrates.
                      2 Gegenstand der Verhandlungen können auch allgemeine Berichte und die Beratung über wichtige Vorgänge, Themen und Vorhaben
                     sein.  

               

               
                     § 6
Beratung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bei den Beratungen erhalten die Anwesenden das Wort nach der Reihenfolge ihrer Meldungen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Außer der Reihe, jedoch ohne Unterbrechung des Sprechenden erhalten das Wort:
                  

                  
                     
                        	
                            der Einführende,

                        

                        	
                            wer zur Geschäftsordnung sprechen will.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Über Anträge zur Geschäftsordnung ist auf Verlangen des Antragstellers sofort durch Beschluss zu entscheiden.  2 Anträge zur Geschäftsordnung sind insbesondere 
                  

                  
                     
                        	
                           Anträge auf Begrenzung der Redezeit,

                        

                        	
                           Anträge auf Schluss der Rednerliste,

                        

                        	
                           Anträge auf Ende der Aussprache,

                        

                        	
                           Anträge auf Weiterverhandlung in geschlossener Sitzung,

                        

                        	
                           Anträge auf Überweisung an ein anderes Gremium oder Rücküberweisung an das Landeskirchenamt,

                        

                        	
                           Anträge auf Übergang zum nächsten Tagesordnungspunkt. 

                        

                     

                  

                   3 Anträge auf Schluss der Rednerliste oder auf Ende der Aussprache stellt der Vorsitzende unter Nennung der noch gemeldeten
                     Redner sofort zur Abstimmung.  4 Wird der Antrag angenommen, erhält der Einführende in jedem Fall das Schlusswort. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Zu persönlichen Bemerkungen wird das Wort erst nach der Abstimmung gegeben.
                  

               

               
                     § 7
Antragsrecht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Recht, Anträge zu stellen, steht nur den Mitgliedern des Landeskirchenrates (§ 3 Absatz 1 Nummer 1 und 2) zu.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Abänderungs- und Gegenanträge können zu jedem Gegenstand gestellt werden, solange die Aussprache über den betreffenden Tagesordnungspunkt
                     nicht geschlossen ist.
                  

               

               
                     § 8
Beschlussfassung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Landeskirchenrat ist beschlussfähig, wenn von den stimmberechtigten Mitgliedern mehr als die Hälfte anwesend sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Landeskirchenrat fasst seine Beschlüsse in geschwisterlicher Beratung.  2 Bei Abstimmungen entscheidet die Mehrheit der Stimmen der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder; bei Stimmengleichheit gilt
                     der Antrag als abgelehnt.  3 Abweichend von Satz 2 gilt der Antrag auch dann als abgelehnt, wenn die Mehrheit der Mitglieder nach Artikel 62 Absatz 1 Nummer 4 und 5 der Verfassung den Antrag ablehnt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Vor jeder Abstimmung wird der Antrag, über den abgestimmt werden soll, von dem Vorsitzenden unmissverständlich bezeichnet
                     und auf Verlangen verlesen.  2 Zuerst wird über Anträge, die den Hauptantrag verändern oder erweitern, danach über den Hauptantrag selbst abgestimmt, und
                     zwar über den Inhalt, den er durch Annahme der Abänderungsvorschläge erhalten hat.  3 Liegen zum Hauptantrag mehrere Abänderungs- oder Zusatzanträge vor, so gehen bei der Abstimmung die weitergehenden Anträge
                     den übrigen vor.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Vor allen übrigen Anträgen haben die folgenden in der aufgeführten Reihefolge den Vorrang: 
                  

                  Anträge auf

                  
                     
                        	
                            Übergang zum nächsten Tagesordnungspunkt,

                        

                        	
                            Vertagung,

                        

                        	
                            Überweisung an ein anderes Gremium oder Rücküberweisung an das Landeskirchenamt.

                        

                     

                  

                   2 Die Abstimmung nach Absatz 2 kann nur erfolgen, wenn die in Satz 1 genannten Anträge abgelehnt worden sind.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Wahlen können durch offene Abstimmung vorgenommen werden, wenn kein Mitglied widerspricht.  2 Bei Stimmengleichheit wird der Ausscheidende durch Los bestimmt, das vom Vorsitzenden zu ziehen ist.
                  

               

               
                     § 8a
Umlaufverfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Beschlüsse können im Umlaufverfahren zustande kommen, wenn die Entscheidung nicht bis zur nächsten Sitzung aufgeschoben werden
                     kann und kein Mitglied der Beschlussfassung auf diesem Wege innerhalb der Frist nach Absatz 2 widerspricht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Beschlussvorschlag muss allen Mitgliedern schriftlich mit der Bitte um Abgabe des Votums innerhalb einer Frist von mindestens
                     sieben Tagen vorliegen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Umlaufverfahren ist abgeschlossen, wenn alle Voten vorliegen oder die gesetzte Frist abgelaufen ist und der Vorsitzende
                     das Ergebnis festgestellt hat.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Bei der nächsten Sitzung sind die im schriftlichen Verfahren zustande gekommenen Beschlüsse zur Kenntnis zu geben.
                  

               

               
                     § 9
Protokoll
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Über die Sitzungen des Landeskirchenrates ist ein Protokoll zu führen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Protokoll muss enthalten:
                  

                  
                     
                        	
                            Ort und Tag der Sitzung,

                        

                        	
                            die Namen der anwesenden Mitglieder des Landeskirchenrates und der übrigen an der Sitzung Teilnehmenden sowie die Feststellung
                              der Beschlussfähigkeit,
                           

                        

                        	
                            den Gang der Verhandlungen im Allgemeinen und

                        

                        	
                            wörtlich die gefassten Beschlüsse.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Das Protokoll wird von dem Vorsitzenden und vom Protokollführer unterzeichnet und vom Landeskirchenrat in der nächsten Sitzung
                     genehmigt.  2 Das Protokoll der geschlossenen Sitzung wird nur an die Mitglieder nach § 3 Absatz 1 Nummer 1 verschickt.  3 Nach der Genehmigung auf der nächsten Sitzung sind die versendeten Protokolle der geschlossenen Sitzung zurückzugeben und
                     werden vernichtet.
                  

               

               
                     § 10
Geschäftsführung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Geschäfte des Landeskirchenrates werden durch das Landeskirchenamt geführt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Vorbereitung und Ausführung von Beschlüssen des Landeskirchenrates obliegt dem Landeskirchenamt.  2 Das Recht des Landeskirchenamtes zur Stellung selbständiger Anträge gemäß § 5 bleibt unberührt.
                  

               

               
                     § 11
Sprachregelung
                     

                  

                  Die in dieser Geschäftsordnung verwendeten Personen-, Funktions- und Amtsbezeichnungen gelten für Frauen und Männer in gleicher
                     Weise.
                  

               

               
                     § 12
Beschlussfassung und Änderungen der Geschäftsordnung
                     

                  

                  Die Beschlussfassung und Änderungen dieser Geschäftsordnung erfordern eine Mehrheit von zwölf stimmberechtigten Mitgliedern
                     des Landeskirchenrates.
                  

               

               
                     § 13
Inkrafttreten
                     

                  

                  Die Geschäftsordnung tritt mit ihrer Beschlussfassung in Kraft.

               

            

         

      

      

      1
            Gemäß Artikel 2 tritt diese Änderung der Geschäftsordnung mit ihrer Beschlussfassung in Kraft.

         

      

   
      

      
         Kirchengesetz über die Wahl des Landesbischofs
und der Regionalbischöfe der Evangelischen
Kirche in Mitteldeutschland
 (Bischofswahlgesetz – BischofsWG)
         

      

      
         in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. August 2013 

      

      
         (ABl. S. 238)
         

      

      
         Inhaltsübersicht

      

      
         
            
               	
                  
                     Abschnitt 1: Gemeinsame Bestimmungen

                  

               
            

            
               	§ 1
               	Grundsatz
            

            
               	§ 2
               	Bischofswahlausschuss
            

            
               	§ 3
               	Einberufung des Bischofswahlausschusses
            

            
               	§ 4
               	Aufgabe und Arbeitsweise des Bischofswahlausschusses
            

            
               	§ 5
               	Bekanntgabe des Wahlvorschlags
            

            
               	
                  
                     Abschnitt 2: Die Wahl des Landesbischofs

                  

               
            

            
               	§ 6
               	Einberufung der Landessynode
            

            
               	§ 7
               	Vorstellung der Kandidaten vor der Landessynode
            

            
               	§ 8
               	Wahlhandlung
            

            
               	§ 9
               	Weiteres Verfahren
            

            
               	§ 10
               	Beginn und Ende der Amtszeit
            

            
               	
                  
                     Abschnitt 3: Die Wahl der Regionalbischöfe und des ständigen Vertreters des Landesbischofs

                  

               
            

            
               	§ 11
               	Entsprechende Anwendung der Bestimmungen des zweiten Abschnitts
            

            
               	§ 12
               	Wahl des ständigen Vertreters des Landesbischofs
            

            
               	
                  
                     Abschnitt 4: Übergangs- und Schlussbestimmungen

                  

               
            

            
               	§ 13
               	Sprachregelung
            

            
               	§ 14
               	Übergangsbestimmungen
            

            
               	§ 15
               	(Inkrafttreten, Außerkrafttreten)
            

         
      

      

      
            Abschnitt 1:
Gemeinsame Bestimmungen
            

         

         
                     § 1
Grundsatz
                     

                  

                   1 Der Landesbischof und die Regionalbischöfe der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland werden auf Vorschlag eines Wahlausschusses
                     von der Landessynode für die Dauer von zehn Jahren gewählt.  2 Wiederwahl oder die einmalige Verlängerung des Dienstes um bis zu fünf Jahren ist möglich.
                  

               

               
                     § 2
Bischofswahlausschuss
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dem Bischofswahlausschuss gehören an:
                  

                  
                     
                        	
                            die Mitglieder des Landeskirchenrates, 

                        

                        	
                            bei der Wahl des Landesbischofs

                           
                              
                                 	
                                     sechs weitere von der Landessynode zu Beginn ihrer Amtsperiode gewählte Synodale, die nicht hauptberuflich in einem kirchlichen
                                       Anstellungsverhältnis stehen, 
                                    

                                 

                                 	
                                     je ein Vertreter der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands und
                                       der Union Evangelischer Kirchen in der Evangelischen Kirche in Deutschland, 
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            bei der Wahl der Regionalbischöfe die Superintendenten, die Präsides der Kreissynoden sowie die Landessynodalen aus dem Bereich
                              des Propstsprengels, für den der Regionalbischof gewählt werden soll.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Derjenige, dessen Nachfolger gewählt wird, ist von der Mitwirkung ausgeschlossen.  2 Ebenfalls von der Mitwirkung ausgeschlossen ist, wer auf dem Wahlvorschlag der Findungsgruppe steht oder gestanden hat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Den Vorsitz im Bischofswahlausschuss führt der Präses der Landessynode.  2 Er wird im Vorsitz durch einen seiner Stellvertreter vertreten.  3 Die Geschäftsführung obliegt dem Präsidenten des Landeskirchenamtes; er wird durch seinen Stellvertreter vertreten.
                  

               

               
                     § 3
Einberufung des Bischofswahlausschusses
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Präses der Landessynode beruft den Bischofswahlausschuss in der Regel neun Monate vor der Tagung, auf der die Wahl erfolgen
                     soll, ein. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Präses gibt die Einberufung des Bischofswahlausschusses auf der vorherigen Tagung der Landessynode und im Amtsblatt bekannt.
                      2 Er fordert die Mitglieder des Wahlausschusses auf, Personalvorschläge für die Aufstellung des Wahlvorschlags zu unterbreiten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Personalvorschläge sind an den Präses zu richten.  2 Der Gleichstellungsbeauftragte der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland kann dem Präses einen eigenen Personalvorschlag
                     unterbreiten. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Über die Personalvorschläge ist von den Einbringern Stillschweigen zu wahren; § 4 Absatz 6 gilt für sie entsprechend.
                  

               

               
                     § 4
Aufgabe und Arbeitsweise des Bischofswahlausschusses
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Aufgabe des Bischofswahlausschusses ist es, geeignete Kandidaten für die Wahl des Landesbischofs zu finden und der Landessynode
                     einen Wahlvorschlag zu unterbreiten.  2 Der Wahlvorschlag soll bis zu drei, in der Regel zwei Namen enthalten; er ist in alphabetischer Reihenfolge zu erstellen.
                      3 Enthält der Wahlvorschlag nur einen Namen, bedarf dieser abweichend von § 4 Absatz 5 Satz 3 der Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen der Mitglieder des Bischofswahlausschusses.  4 Insbesondere für den Fall, dass der bisherige Amtsinhaber nach Ablauf seiner Amtszeit zur Wiederwahl bereit ist, kann der
                     Bischofswahlausschuss davon absehen, auf den Wahlvorschlag einen zweiten Namen zu setzen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Zur Erarbeitung des Wahlvorschlags setzt der Bischofswahlausschuss eine Findungsgruppe ein.  2 Das Nähere, insbesondere die Zusammensetzung der Findungsgruppe und das Verfahren zur Aufstellung des Wahlvorschlags, wird
                     durch Verordnung des Landeskirchenrates geregelt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Die Findungsgruppe erstattet dem Bischofswahlausschuss Bericht und legt den von ihr erarbeiteten Wahlvorschlag vor.  2 Die in Aussicht genommenen Kandidaten stellen sich dem Bischofswahlausschuss vor. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Nach Vorstellung der Kandidaten beschließt der Bischofswahlausschuss über den Wahlvorschlag.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                          1 Der Bischofswahlausschuss ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Drittel seiner Mitglieder anwesend sind.  2 Beschlüsse werden mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder gefasst.  3 Wahlvorschläge bedürfen der Mehrheit der Stimmen der Mitglieder des Bischofswahlausschusses. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Sitzungen des Bischofswahlausschusses sind vertraulich. 
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Weitere Bestimmungen zur Arbeitsweise des Bischofswahlausschusses erlässt der Landeskirchenrat durch Verordnung.
                  

               

            

         

      

      
                     § 5
Bekanntgabe des Wahlvorschlags
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die vom Bischofswahlausschuss vorgeschlagenen Kandidaten werden den Mitgliedern der Landessynode spätestens einen Monat vor
                     der Wahl bekannt gegeben; in besonderen Fällen kann die Frist verkürzt werden.  2 Danach wird die Öffentlichkeit informiert.  3 Im Amtsblatt erfolgt eine entsprechende Mitteilung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Im Fall der Wahl des Landesbischofs ist vor der Bekanntgabe des Wahlvorschlags  mit der Evangelischen Kirche in Deutschland,
                     mit der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands und mit der Union Evangelischer Kirchen in der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland das Benehmen über den Wahlvorschlag herzustellen.  2 Das Benehmen gilt als hergestellt, soweit die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse nach § 2 Absatz 1 an der Aufstellung des Wahlvorschlags mitgewirkt haben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Bei der Wahl eines Regionalbischofs stellt sich jeder Kandidat nach der Bekanntgabe des Wahlvorschlages in einem Gottesdienst
                     im Propstsprengel vor.  2 Steht nur der bisherige Amtsinhaber zur Wiederwahl, findet Satz 1 keine Anwendung.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 2:
Die Wahl des Landesbischofs
            

         

         
                     § 6
Einberufung der Landessynode
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Zur Wahl des Landesbischofs wird die Landessynode zu einer besonderen Tagung einberufen oder es wird im Rahmen einer Tagung
                     der Landessynode eine besondere Sitzung angesetzt.  2 Den Mitgliedern ist spätestens mit der Einladung der besondere Zweck der Tagung mitzuteilen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kirchengemeinden werden zur Fürbitte für die Synodentagung aufgerufen.
                  

               

               
                     § 7
Vorstellung der Kandidaten vor der Landessynode
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In der ersten Sitzung der Tagung, auf der die Wahl erfolgen soll, gibt der Vorsitzende des Bischofswahlausschusses der versammelten
                     Landessynode den Wahlvorschlag bekannt und begründet ihn.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Anschließend stellen sich die Kandidaten der Landessynode auf geeignete Weise vor und beantworten Fragen der Synodalen.  2 Danach halten sie sich für Gespräche mit den Synodalen bereit.  3 Die Verhandlungen der Landessynode sind zu diesem Zweck für eine angemessene Zeitdauer zu unterbrechen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Synodalen beraten über den Wahlvorschlag in geschlossener Sitzung. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        An den Gesprächen nach Absatz 2 Satz 2 und der geschlossenen Sitzung nachAbsatz 3 dürfen nur Mitglieder der Landessynode gemäß Artikel 57 Absatz 1 Kirchenverfassung EKM, die beratenden Mitglieder gemäß Artikel 57 Absatz 4 Kirchenverfassung EKM sowie ständige Berater und kirchliche Beauftragte teilnehmen.
                  

               

               
                     § 8
Wahlhandlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Wahl des Landesbischofs erfolgt frühestens am darauffolgenden Verhandlungstag ohne erneute Aussprache mittels Stimmzettel
                     in geheimer Abstimmung.  2 Gewählt ist, wer mindestens zwei Drittel der Stimmen der anwesenden Synodalen auf sich vereint.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die ersten beiden Wahlgänge werden mit allen vorgeschlagenen Kandidaten durchgeführt.  2 Erhält auch im zweiten Wahlgang keiner der Vorgeschlagenen die erforderliche Stimmenzahl und tritt keiner der Vorgeschlagenen
                     von der Kandidatur zurück, so scheidet vor dem nächsten Wahlgang derjenige Kandidat aus, der die geringste Stimmenzahl erhalten
                     hat; bei Stimmengleichheit entscheidet über das Ausscheiden das Los.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Stehen danach noch zwei Kandidaten zur Wahl, scheidet nach zwei weiteren Wahlgängen der nächste Kandidat entsprechend Absatz
                     2 Satz 2 aus.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Steht in einem Wahlgang nur ein Kandidat zur Wahl und erreicht dieser auch im folgenden Wahlgang nicht die erforderliche Mehrheit,
                     ist die Wahl gescheitert.
                  

               

               
                     § 9
Weiteres Verfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ist ein Kandidat gewählt, teilt der Präses der Landessynode dem Gewählten das Ergebnis der Wahl mit. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Nach der Annahme der Wahl beruft der Landeskirchenrat den Landesbischof namens der Kirche in das Amt.  2 Der Landeskirchenrat bestimmt auf Vorschlag des Landeskirchenamts und in Abstimmung mit dem Kirchenkreis, in welcher Kirchengemeinde
                     seines Dienstbereichs er Pfarrer mit Predigtauftrag ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Einführung des Landesbischofs erfolgt in einem Gemeindegottesdienst, in dem auch die Berufungsurkunde übergeben wird.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Im Fall des Scheiterns der Wahl nach § 8 Absatz 4 leitet der Bischofswahlausschuss das Verfahren nach §§ 3 ff. erneut ein.  2 Die Fristen des § 3 Absatz 1 und § 5 Absatz 1 können verkürzt werden; die Ladungsfrist für die Synodentagung, auf der die Wahl stattfinden soll, muss jedoch mindestens
                     14 Tage betragen.
                  

               

               
                     § 10
Beginn und Ende der Amtszeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Amtszeit des Landesbischofs beginnt mit dem Tag der Berufung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Dienst des Landesbischofs endet mit Ablauf der Amtszeit, sofern er nicht für eine weitere Amtszeit gewählt wird, in jedem
                     Fall aber mit Erreichen der für Pfarrer geltenden gesetzlichen Altersgrenze.  2 Endet die Amtszeit bis zu fünf Jahren vor Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze, kann die Landessynode auf Antrag des Landeskirchenrates
                     mit Zustimmung des Landesbischofs die Amtszeit einmalig um bis zu fünf Jahre verlängern.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Landesbischof kann jederzeit ohne Angabe von Gründen durch Erklärung gegenüber dem Landeskirchenrat von seinem Dienst
                     zurücktreten.  2 Der Rücktritt wird wirksam, wenn der Betreffende nach einem Gespräch mit dem Wahlausschuss an dem Rücktritt festhält.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Landesbischof kann durch die Landessynode von seinem Dienst abberufen werden, wenn seine Amtsführung dem Bekenntnis oder
                     der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland widerspricht oder sein Lebenswandel die Würde des Amtes verletzt.
                      2 Er kann ferner von seinem Dienst abberufen werden, wenn er die zur Fortführung seines Dienstes erforderlichen Kräfte nicht
                     mehr besitzt.  3 Ob die Voraussetzungen für die Abberufung vorliegen, prüft der Bischofswahlausschuss; zuvor hat er über die Prüfung das Benehmen
                     mit der Evangelischen Kirche in Deutschland, mit der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands und mit der
                     Union Evangelischer Kirchen in der Evangelischen Kirche in Deutschland herzustellen.  4 Hält der Bischofswahlausschuss die Voraussetzungen für die Abberufung für gegeben, legt er den Sachverhalt der Landessynode vor.  5 Diese kann nach Anhörung des Superintendentenkonventes die Abberufung aussprechen.  6 Der Beschluss bedarf der Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder der Landessynode.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Mit dem Rücktritt tritt der Landesbischof in den Wartestand, sofern ihm nicht ein anderer Dienst übertragen wird oder die
                     Voraussetzungen für eine Versetzung in den Ruhestand gegeben sind.  2 Das gleiche gilt, wenn der Dienst des Landesbischofs durch Abberufung oder Ablauf der Amtszeit endet.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 3:
Die Wahl der Regionalbischöfe und des ständigen Vertreters des Landesbischofs
            

         

         
                     § 11
Entsprechende Anwendung der Bestimmungen des zweiten Abschnitts
                     

                  

                  Für die Wahl sowie Beginn und Ende der Amtszeit der Regionalbischöfe gelten die Bestimmungen des zweiten Abschnitts über die
                     Wahl des Landesbischofs entsprechend, soweit im Folgenden nichts anderes bestimmt ist.
                  

               

               
                     § 12
Wahl des ständigen Vertreters des Landesbischofs
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der ständige Vertreter des Landesbischofs wird auf Vorschlag des Landesbischofs aus dem Kreis der Regionalbischöfe mit Sitz
                     im Gebiet des Freistaats Thüringen durch die Landessynode gewählt.  2 Er muss auf die lutherischen Bekenntnisschriften ordiniert oder verpflichtet sein.  3 § 5 Absatz 2 Satz 1 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Vorgeschlagene ist gewählt, wenn er die Mehrheit der Stimmen der Mitglieder der Landessynode auf sich vereint.  2 § 8 Absatz 1 Satz 1 gilt entsprechend.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 4:
Übergangs- und Schlussbestimmungen
            

         

         
                     § 13
Sprachregelung
                     

                  

                  Die in diesem Kirchengesetz verwendeten Personen-, Funktions- und Amtsbezeichnungen gelten für Frauen und Männer in gleicher
                     Weise.
                  

               

               
                     § 14
Übergangsbestimmungen
                     

                  

                  - aufgehoben -

               

               
                     § 15
(Inkrafttreten, Außerkrafttreten)
                     

                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Ausführungsverordnung zum Bischofswahlgesetz
(BischofsWGAV)
         

      

      
         in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. August 2013 
         

      

      
         (ABl. S. 240)


      

      Der Landeskirchenrat der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 82 Absatz 1 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Kirchenverfassung EKM – KVerfEKM) vom 5. Juli 2008 (ABl. S. 183) und § 4 des Kirchengesetzes über die Wahl des Landesbischofs und der Regionalbischöfe der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
         (Bischofswahlgesetz - BischofsWG) vom 4. Juli 2008 (ABl. S. 204), in der Fassung des Änderungsgesetzes vom 20. März 2010 (ABl. S. 83), die folgende Ausführungsverordnung erlassen:
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            Abschnitt 1: 
Einberufung des Bischofswahlausschusses und Einsetzung der Findungsgruppe
            

         

         
                     § 1
Einberufung des Bischofswahlausschusses
(Zu § 3 Bischofswahlgesetz)
                     

                  

                  Zwischen der Einberufung des Bischofswahlausschusses durch den Präses und dem Zusammentreten des Bischofswahlausschusses soll
                     ein Zeitraum von mindestens vier Wochen liegen.
                  

               

               
                     § 2
Einsetzung der Findungsgruppe
(Zu § 4 Absatz 2 Bischofswahlgesetz)
                     

                  

                   
                        (
                        1
                        )
                          1 Der Bischofswahlausschuss setzt auf seiner ersten Sitzung eine Findungsgruppe ein.  2 Der Findungsgruppe gehören an:
                  

                  
                     
                        	
                            der Präses der Landessynode, der Landesbischof und der Präsident des Landeskirchenamtes,

                        

                        	
                            sechs weitere Mitglieder, die vom Bischofswahlausschuss aus der Zahl seiner ordentlichen Mitglieder gewählt werden; hierbei
                              sollen die hauptberuflichen Mitglieder aus den verschiedenen Bereichen und die ehrenamtlichen Mitglieder angemessen vertreten
                              sein,
                           

                        

                        	
                            bei der Wahl des Landesbischofs außerdem die Vertreter der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse gemäß § 2 Absatz 1 Nummer 2 Bischofswahlgesetz,
                           

                        

                        	
                            bei der Wahl der Regionalbischöfe außerdem bis zu drei weitere Mitglieder aus dem Propstsprengel gemäß § 2 Absatz 1 Nummer 3 Bischofswahlgesetz.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mitglieder nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 werden für jeden Fall einer Landesbischofs- oder Regionalbischofswahl neu gewählt.
                     
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Findungsgruppe kann den für Personalfragen des Verkündigungsdienstes zuständigen Dezernenten beratend hinzuziehen, sofern
                     er nicht bereits nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 Mitglied der Findungsgruppe ist. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Im Fall der Wahl eines Regionalbischofs sollen aus dem Propstsprengel, für den der Regionalbischof zu wählen ist, Gesichtspunkte
                     zum  Stellen- und Anforderungsprofil in den Bischofswahlausschuss eingebracht werden.
                  

               

               
                     § 3
Vertraulichkeit, Niederschrift
(Zu § 4 Absatz 9 Bischofswahlgesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Verhandlungen des Bischofswahlausschusses sind vertraulich.  2 Die Mitglieder haben über den Verlauf der Beratungen, die Namen der Kandidaten und die Abstimmungen strengste Verschwiegenheit
                     zu wahren.  3 Die Vertraulichkeit gilt darüber hinaus für sämtliche Angelegenheiten des Bischofswahlausschusses, soweit diese nicht durch
                     den Vorsitzenden oder durch Beschluss des Bischofswahlausschusses ausdrücklich von der Vertraulichkeit ausgenommen sind oder
                     nach der Natur der Sache nicht der Vertraulichkeit bedürfen.  4 Die Vertraulichkeit gilt auch über den Zeitraum des Bestehens des Bischofswahlausschusses fort. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Verlauf und Ergebnis der Verhandlungen des Bischofswahlausschusses werden in einer Niederschrift festgehalten, die vom Präsidenten
                     des Landeskirchenamtes verfasst und von ihm und dem Vorsitzenden des Bischofswahlausschusses unterzeichnet wird.  2 Die Niederschriften sind vom Präsidenten so aufzubewahren, dass gewährleistet ist, dass Unbefugte keine Kenntnis davon nehmen
                     können.  3 Digitale Fassungen sind in besonderer Weise vor dem Zugriff Unbefugter zu sichern und nach Erstellen der endgültigen Fassung
                     zu löschen.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 2: 
Geschäftsordnung der Findungsgruppe
            

         

         
                     § 4
Vorsitz und Geschäftsführung 
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Den Vorsitz in der Findungsgruppe führt der Präses der Landessynode.  2 Die Geschäftsführung obliegt dem Präsidenten des Landeskirchenamtes. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Findungsgruppe bestimmt in ihrer ersten Sitzung für den Vorsitz und die Geschäftsführung aus ihrer Mitte jeweils einen
                     Stellvertreter. 
                  

               

               
                     § 5
Zugehörigkeit zur Findungsgruppe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Wer mehr als zweimal an den Sitzungen der Findungsgruppe nicht teilgenommen hat, verliert für die Vorbereitung dieser Wahl
                     seine Zugehörigkeit zur Findungsgruppe.  2 Das Mandat bleibt in der Folge frei; Stellvertretung ist unzulässig. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Das Mandat eines Mitglieds erlischt, wenn die persönlichen Voraussetzungen für die Mitgliedschaft wegfallen, das Mitglied
                     dauernd verhindert ist oder das Mitglied in die Vorschlagsliste aufgenommen wird.  2 Das Mandat bleibt in der Folge frei.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Absatz 1 gilt nicht für Mitglieder kraft Amtes gemäß § 2 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1.
                  

               

               
                     § 6
Beschlussfähigkeit und Abstimmungen, Vertraulichkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Findungsgruppe ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Drittel ihrer Mitglieder anwesend sind. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Beschlüsse, insbesondere Beschlüsse über den Geschäftsgang, werden unbeschadet der Regelung in § 9 mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder gefasst.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Mitglieder der Findungsgruppe im Sinn der Absätze 1 und 2 sind die der Findungsgruppe gemäß § 2 Absatz 1 und § 5 angehörenden Mitglieder. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Verhandlungen der Findungsgruppe sind vertraulich; § 3 gilt entsprechend.  2 Die Pflicht der Findungsgruppe, dem Bischofswahlausschuss gemäß § 4 Absatz 3 Bischofswahlgesetz zu berichten, bleibt unberührt.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 3: 
Aufstellen des Wahlvorschlags der Findungsgruppe
            

         

         
                     § 7
Einbringen von Personalvorschlägen
                     

                  

                   1 Der Präses bringt die an ihn gerichteten Personalvorschläge in die Findungsgruppe ein.  2 Die Mitglieder der Findungsgruppe können weitere Personalvorschläge unterbreiten. 
                  

               

               
                     § 8
Aufstellen der Vorschlagsliste
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Findungsgruppe berät über die unterbreiteten Personalvorschläge und stellt eine Vorschlagsliste auf.  2 Diese soll mehr als zwei und nicht mehr als fünf Namen enthalten.  3 Die Vorschlagsliste bleibt offen, bis die Findungsgruppe sie durch ausdrücklichen Beschluss schließt. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ist der bisherige Amtsinhaber nach Ablauf seiner Amtszeit zur Wiederwahl bereit, so kann die Findungsgruppe, wenn sie von
                     der Eignung des bisherigen Amtsinhabers überzeugt ist, abweichend von Absatz 1 davon absehen, auf die Vorschlagsliste weitere
                     Namen zu setzen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Vorsitzende oder von der Findungsgruppe beauftragte Mitglieder klären, ob die vorgeschlagenen Personen zur Kandidatur
                     bereit sind. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Vorsitzende lädt die Personen, die sich für eine Kandidatur bereit erklärt haben, jeweils zu einem Gespräch mit der Findungsgruppe
                     ein.  2 Aufgrund der Gespräche berät die Findungsgruppe über die Aufnahme in ihren Wahlvorschlag.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Ist nur einer der Vorgeschlagenen zur Kandidatur bereit, kann die Findungsgruppe einen Beschluss entsprechend Absatz 2 fassen,
                     wenn sie aufgrund des Gesprächs zu der Einschätzung gelangt ist, dass diese Person in besonderer Weise für den bestimmten
                     Leitungsdienst geeignet ist.
                  

               

               
                     § 9
Beschlussfassung über den Wahlvorschlag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Findungsgruppe beschließt über die Aufnahme der Vorgeschlagenen in ihren Wahlvorschlag mittels Stimmzettel in geheimer
                     Abstimmung mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder.  2 Die Abstimmung findet für jeden Vorgeschlagenen getrennt statt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Wahlvorschlag der Findungsgruppe soll bis zu drei, in der Regel zwei Namen enthalten, sofern nicht ein Fall des § 8 Absatz 2 oder 5 vorliegt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der abschließende Beschluss der Findungsgruppe über den gesamten Wahlvorschlag bedarf der Mehrheit der Stimmen ihrer Mitglieder.
                     
                  

               

               
                     § 10
Einbringung des Wahlvorschlags in den Bischofswahlausschuss
(Zu § 4 Absatz 3 und 4 Bischofswahlgesetz)
                     

                  

                  Der Präses beruft den Bischofswahlausschuss zur Entgegennahme des Berichtes und des Wahlvorschlags der Findungsgruppe sowie
                     zur Vorstellung der Kandidaten ein.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 4: 
Schlussbestimmungen
            

         

         
                     § 11
Sprachregelung
                     

                  

                  Die in dieser Ausführungsverordnung verwendeten Personen-, Funktions- und Amtsbezeichnungen gelten für Frauen und Männer in
                     gleicher Weise.
                  

               

               
                     § 12
(Inkrafttreten, Außerkrafttreten)
                     

                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Kirchengesetz über Anzahl und Sitz der Regionalbischöfe
(Pröpste) sowie über die Bezeichnung
und Abgrenzung der Propstsprengel
in der Evangelischen Kirche in
Mitteldeutschland
(Propstsprengelgesetz – PropstSprG)
         

      

      
         Vom 4. Juli 2008

      

      
         (ABl. S. 207)
         

      

      Die Föderationssynode der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 7 Abs. 2 Nr. 2 und 8 der Vorläufigen Ordnung der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland mit Zustimmung der Synode der Evangelischen
         Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und der Landessynode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen das folgende Kirchengesetz
         beschlossen, das hiermit verkündet wird:
      

      
                     § 1
Anzahl und Bezeichnung der Propstsprengel
                     

                  

                  Das Gebiet der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland wird in folgende Propstsprengel gegliedert:
                     
                        	
                           Sprengel Stendal-Magdeburg,

                        

                        	
                           Sprengel Halle-Wittenberg,

                        

                        	
                           Sprengel Gera-Weimar,

                        

                        	
                           Sprengel Eisenach-Erfurt,

                        

                        	
                           Sprengel Meiningen-Suhl.

                        

                     

                  

               

               
                     § 2
Abgrenzung der Propstsprengel
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Propstsprengel werden in folgender Weise gebildet:
                     
                        	
                           Der Sprengel Stendal-Magdeburg wird gebildet aus den Kirchenkreisen Egeln, Elbe-Fläming, Halberstadt, Haldensleben-Wolmirstedt,
                              Magdeburg, Salzwedel und Stendal.
                           

                        

                        	
                           Der Sprengel Halle-Wittenberg wird gebildet aus den Kirchenkreisen Bad Liebenwerda, Eisleben, Halle-Saalkreis, Merseburg,
                              Naumburg-Zeitz, Torgau-Delitzsch und Wittenberg.
                           

                        

                        	
                           Der Sprengel Gera-Weimar wird gebildet aus den Kirchenkreisen Altenburger Land, Apolda-Buttstädt, Eisenberg, Gera, Greiz,
                              Jena, Schleiz und Weimar.
                           

                        

                        	
                           Der Sprengel Eisenach-Erfurt wird gebildet aus den Kirchenkreisen Bad Frankenhausen-Sondershausen, Eisenach-Gerstungen, Erfurt,
                              Gotha, Mühlhausen, Sömmerda, Südharz und Waltershausen-Ohrdruf.
                           

                        

                        	
                           Der Sprengel Meiningen-Suhl wird gebildet aus den Kirchenkreisen Arnstadt-Ilmenau, Bad Salzungen-Dermbach, Henneberger Land,
                              Hildburghausen-Eisfeld, Meiningen, Rudolstadt-Saalfeld und Sonneberg.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Schließen sich Kirchenkreise zusammen, die unterschiedlichen Propstsprengeln angehören, so entscheidet der Landeskirchenrat
                     nach Anhörung der Kirchenkreise und der beteiligten Regionalbischöfinnen und Regionalbischöfe, welchem Propstsprengel der
                     neue Kirchenkreis angehört.
                  

               

               
                     § 3
Anzahl und Sitz der Regionalbischöfinnen und Regionalbischöfe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Für jeden Sprengel wird eine Regionalbischöfin oder ein Regionalbischof gewählt.  2 Näheres über die Vorbereitung und die Durchführung der Wahl wird durch besonderes Kirchengesetz geregelt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Regionalbischöfin oder der Regionalbischof des Sprengels Stendal-Magdeburg hat ihren beziehungsweise seinen Sitz in Stendal.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Regionalbischöfin oder der Regionalbischof des Sprengels Halle-Wittenberg hat ihren beziehungsweise seinen Sitz in Halle
                     oder Wittenberg.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Regionalbischöfin oder der Regionalbischof des Sprengels Gera-Weimar hat ihren beziehungsweise seinen Sitz in Gera.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Regionalbischöfin oder der Regionalbischof des Sprengels Eisenach-Erfurt hat ihren beziehungsweise seinen Sitz in Eisenach.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Regionalbischöfin oder der Regionalbischof des Sprengels Meiningen-Suhl hat ihren beziehungsweise seinen Sitz in Meiningen.
                  

               

               
                     § 4
Übergangsbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Bildung der neuen Propstsprengel soll bis 2012 abgeschlossen sein.  2 Näheres wird durch Verordnung des Landeskirchenrates geregelt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Über den Sitz der Regionalbischöfin oder des Regionalbischofs des Propstsprengels Halle-Wittenberg entscheidet die Landessynode
                     der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland zu einem von ihr zu bestimmenden Zeitpunkt.
                  

               

               
                     § 5
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2009 in Kraft mit Ausnahme von § 4 Abs. 1 Satz 2, der mit Verkündung dieses Gesetzes in Kraft tritt mit der Maßgabe, dass vor dem 1. Januar 2009 an die Stelle des Landeskirchenrates
                     die Kirchenleitung der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland tritt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mit Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes treten außer Kraft
                     
                        	
                           das Kirchengesetz der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen zur Neuabgrenzung der Aufsichtsbezirke vom 15. November
                              1997 (ABl. ELKTh S. 287),
                           

                        

                        	
                           § 5 des Kirchengesetzes der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen über die Wahl des Bischofs und der Pröpste in
                              der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Februar 2001 (ABl. EKKPS S. 56).
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Von dem Inkrafttreten dieses Gesetzes an sind alle Rechtsvorschriften nicht mehr anzuwenden, die diesem Gesetz entgegenstehen
                     und die nicht ausdrücklich außer Kraft getreten oder aufgehoben worden sind.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Verordnung über die Bildung der Propstsprengel in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland

      

      
         Vom 16. Januar 2009 

      

      
         (ABl. S. 38)

      

      Aufgrund von Artikel 61 Abs. 1 Nr. 3 und Artikel 91 Abs. 1 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland vom 5. Juli 2008 (ABl. EKM S. 183) in Verbindung mit § 4 Abs. 1 des Kirchengesetzes über Anzahl und Sitz der Regionalbischöfe (Pröpste) sowie über die Bezeichnung und Abgrenzung
         der Propstsprengel in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Propstsprengelgesetz) vom 4. Juli 2008 (ABl. EKM S. 207) erlässt die Föderationskirchenleitung folgende Verordnung:
      

      
                     § 1
Bildung des Propstsprengels Stendal-Magdeburg


                  

                  Der Propstsprengel Stendal-Magdeburg (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 Propstsprengelgesetz) wird zum 1. April 2009 gebildet.
                  

               

               
                     § 2
Bildung weiterer Propstsprengel


                  

                  Die Bildung der weiteren Propstsprengel nach dem Propstsprengelgesetz erfolgt schrittweise zum jeweils frühestmöglichen Zeitpunkt
                     durch den Landeskirchenrat.
                  

               

               
                     § 3
Vertretungsregelung
                     

                  

                  Ist eine Regionalbischöfin oder ein Regionalbischof längere Zeit an der Wahrnehmung ihres beziehungsweise seines Dienstes
                     gehindert oder ist die Stelle einer Regionalbischöfin oder eines Regionalbischofs längere Zeit vakant, kann der Landeskirchenrat
                     ungeachtet des § 2 nach Anhörung der Superintendenten des betreffenden Propstsprengels eine Regionalbischöfin oder einen Regionalbischof mit
                     der vorübergehenden Wahrnehmung des Dienstes in diesem Sprengel beauftragen.
                  

               

               
                     § 4
Inkrafttreten


                  

                  Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2009 in Kraft.

               

            

         

      

      

   
      

      
         Beschlüsse des Landeskirchenrates der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland über die Bildung der Propstsprengel in der
            Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
         

      

      
         Vom 19. Februar/16. April 2010

      

      
         (ABl. S. 210)
         

      

      Der Landeskirchenrat der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland hat in Umsetzung von § 4 Absatz 1 des Kirchengesetzes über Anzahl und Sitz der Regionalbischöfe (Pröpste) sowie über die Bezeichnung und Abgrenzung
                     der Propstssprengel in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Propstsprengelgesetz - PropstSprG) vom 4. Juli 2008
                     (ABl. S. 207) in Verbindung mit § 2 der Verordnung über die Bildung der Propstsprengel in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland vom 16. Januar 2009 (ABl. S. 38)
                  

                  in seiner Sitzung am 19./20. Februar 2010 beschlossen:

                  
                     
                        	
                           der Propstsprengel Gera-Weimar (§ 2 Absatz 1 Nummer 3 Propstsprengelgesetz) wird zum 1. Januar 2012 gebildet,
                           

                        

                        	
                           der Propstsprengel Meiningen-Suhl (§ 2 Absatz 1 Nummer 5 Propstsprengelgesetz) wird zum 1. Januar 2012 gebildet,
                           

                        

                        	
                           der Propstsprengel Halle-Wittenberg (§ 2 Absatz 1 Nummer 2 Propstsprengelgesetz) wird zum 1. August 2012 gebildet,
                           

                        

                     

                  

                  in seiner Sitzung am 16./17. April 2010 beschlossen:

                  der Propstsprengel Eisenach-Erfurt (§ 2 Absatz 1 Nummer 4 Propstsprengelgesetz) wird zum 1. Januar 2013 gebildet.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Beschluss der Landessynode zum Dienstsitz des künftigen Propstsprengels Halle-Wittenberg

      

      
         Vom 20. November 2010 

      

      
         (ABl. S. 324)
         

      

      Die Landessynode der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland hat auf ihrer 5. Tagung vom 17. bis 20. November 2010 in Kloster
         Drübeck am 20. November 2010 beschlossen:
      

      Der Sitz des Regionalbischofs des Propstsprengels Halle-Wittenberg ist Halle. 
Der Beschluss wird mit dem Zeitpunkt der Bildung des Propstsprengels Halle-Wittenberg wirksam.
      

      

      

   
      

      
         Kirchengesetz über die Wahl des Präsidenten und der Dezernenten des Landeskirchenamtes und des Leiters des Diakonischen Werkes
            Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland e. V.
(Dezernentenwahlgesetz - DezWG)
         

      

      
         Vom 19. März 2011

      

      
         (ABl. S. 100)


      

      Änderungen
            
               
               
               
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Lfd. Nr.

                  
                  	
                     Änderndes Recht

                  
                  	
                     Datum

                  
                  	
                     Fundstelle
ABl. EKM
                     

                  
                  	
                     Geänderte
Paragrafen
                     

                  
                  	
                     Art der 
Änderung
                     

                  
               

            
            
               
                  	
                     1

                  
                  	
                     Erstes Kirchengesetz zur Änderung des Dezernentenwahlgesetzes1

                     

                  
                  	
                     18. April 2015

                  
                  	
                     S. 115

                  
                  	
                     § 1  Satz 2

                  
                  	
                     Änderung

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 3 Abs. 1 Satz 2

                  
                  	
                     Änderung

                  
               

            
         

      

      Die Landessynode der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 55 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 und Artikel 80 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland vom 5. Juli 2008 (Kirchenverfassung EKM - KVerfEKM, ABl. S. 183) das folgende Kirchengesetz beschlossen:
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               	§ 1
               	Grundsatz
            

            
               	§ 2
               	Ausschreibung
            

            
               	§ 3
               	Nominierungsausschuss
            

            
               	§ 4
               	Auswahlverfahren 
            

            
               	§ 5
               	Vertraulichkeit
            

            
               	§ 6
               	Bekanntgabe des Wahlvorschlags
            

            
               	§ 7
               	Wahl 
            

            
               	§ 8
               	Weiteres Verfahren
            

            
               	§ 9
               	Beginn und Ende der Amtszeit
            

            
               	§ 10
               	Die Wahl des Stellvertreters des Präsidenten
            

            
               	§ 11
               	Gleichstellungsklausel
            

            
               	§ 12
               	Inkrafttreten, Außerkrafttreten
            

            
               	
            

         
      

      

      
                     § 1
Grundsatz
                     

                  

                   1 Der Präsident und die Dezernenten des Landeskirchenamtes sowie der Leiter des Diakonischen Werkes Evangelischer Kirchen in
                     Mitteldeutschland e. V. (Leiter des Diakonischen Werkes) werden auf Vorschlag eines Nominierungsausschusses von der Landessynode
                     gewählt; der Leiter des Diakonischen Werkes im Einvernehmen mit der Evangelischen Landeskirche Anhalts. 2 Der Präsident, die Dezernenten und der Leiter des Diakonischen Werkes werden jeweils für zehn Jahre gewählt.  3 Wiederwahl oder die einmalige Verlängerung des Dienstes um bis zu fünf Jahre ist möglich. 
                  

               

               
                     § 2
Ausschreibung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Landeskirchenrat schreibt die zu besetzende Stelle grundsätzlich im Bereich der Evangelischen Kirche in Deutschland aus.
                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 In Ausnahmefällen kann der Landeskirchenrat die Ausschreibung beschränken oder von einer Ausschreibung ganz absehen.  2 Der Beschluss bedarf der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder, mindestens aber der Stimmenmehrheit der stimmberechtigten
                     Mitglieder des Landeskirchenrates.
                  

               

               
                     § 3
Nominierungsausschuss
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Für die Erarbeitung eines Wahlvorschlags setzt der Landeskirchenrat einen Nominierungsausschuss ein.  2 Diesem gehören an:
                  

                  
                     
                        	
                            der Präses der Landessynode, der Landesbischof, der Präsident und ein weiterer Dezernent des Landeskirchenamtes; steht der
                              Präsident selbst zur Wahl, tritt an seine Stelle sein Stellvertreter,
                           

                        

                        	
                            zwei weitere Mitglieder, die von der Landessynode aus ihrer Mitte für die Dauer der Wahlperiode der Landessynode gewählt
                              werden, 
                           

                        

                        	
                            im Fall der Wahl des Präsidenten außerdem ein Mitglied des Kollegiums des Kirchenamtes der Evangelischen Kirche in Deutschland,

                        

                        	
                            im Fall der Wahl eines Dezernenten außerdem bis zu zwei weitere Personen, die besondere Kenntnisse auf dem Fachgebiet, das
                              dem zu wählenden Dezernenten obliegt, aufweisen, 
                           

                        

                        	
                            im Fall der Wahl des Leiters des Diakonischen Werkes außerdem je ein Vertreter des Evangelischen Werkes für Diakonie und
                              Entwicklung e. V. und der Evangelischen Landeskirche Anhalts, sowie der Vorsitzende der Mitgliederversammlung des Diakonischen
                              Werkes und je zwei Vertreter des Diakonischen Rates und der Diakonischen Konferenz.  3 Bei den Vertretern des Diakonischen Rates und der Diakonischen Konferenz muss es sich um Personen handeln, die von der Mitgliederversammlung
                              in diese Gremien gewählt worden sind.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Den Vorsitz im Nominierungsausschuss führt der Präses der Landessynode.  2 Die Geschäftsführung obliegt dem Präsidenten; steht dieser selbst zur Wahl, tritt an seine Stelle sein Stellvertreter. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Nominierungsausschuss bestimmt in seiner ersten Sitzung für den Vorsitz und die Geschäftsführung aus seiner Mitte jeweils
                     einen Stellvertreter. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Derjenige, dessen Nachfolger zu wählen ist, kann nicht Mitglied des Nominierungsausschusses sein. 
                  

               

               
                     § 4
Auswahlverfahren 
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Nominierungsausschuss sichtet die Bewerbungen und entscheidet, welche Bewerber zu einem Vorstellungsgespräch eingeladen
                     werden.  2 Dazu kann er externe Beratung in Anspruch nehmen.  3 Es sollen mindestens zwei und höchstens fünf Bewerber eingeladen werden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Erscheint nach den Unterlagen nur einer oder keiner der Bewerber geeignet, kann der Nominierungsausschuss selbst geeignete
                     Personen ansprechen und bitten, sich auf die Stelle zu bewerben. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Bewerber stellen sich dem Nominierungsausschuss vor.  2 Anlässlich des Vorstellungsgesprächs sollen den Bewerbern eine oder mehrere Aufgaben gestellt werden, die zum Ziel haben zu
                     ermitteln, welcher Bewerber den Anforderungen der zu besetzenden Stelle am besten entspricht.  3 Der Nominierungsausschuss stellt das Ergebnis der Vorstellungsgespräche in einem Protokoll fest.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Im Fall der Wahl des Präsidenten oder eines Dezernenten kann das Kollegium ein eigenes Votum zum vorläufigen Wahlvorschlag
                     abgeben. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         In Auswertung der Vorstellungsgespräche und gegebenenfalls unter Einbeziehung des Votums des Kollegiums stellt der Nominierungsausschuss
                     den Wahlvorschlag auf und leitet ihn an die Landessynode weiter.
                  

               

               
                     § 5
Vertraulichkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Verhandlungen des Nominierungsausschusses sind vertraulich.  2 Die Teilnehmenden haben über den Verlauf der Beratungen, die Namen der Kandidaten und die Abstimmungen strengste Verschwiegenheit
                     zu wahren. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Niederschriften und sonstige Dokumente sind durch den Geschäftsführer des Nominierungsausschusses so aufzubewahren, dass
                     gewährleistet ist, dass Unbefugte keine Kenntnis davon nehmen.
                  

               

               
                     § 6
Bekanntgabe des Wahlvorschlags
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die vom Nominierungsausschuss vorgeschlagenen Kandidaten werden durch den Präses den Mitgliedern der Landessynode spätestens
                     einen Monat vor der Wahl bekannt gegeben; in besonderen Fällen kann die Frist verkürzt werden.  2 Danach wird die Öffentlichkeit informiert.  3 Im Amtsblatt erfolgt eine entsprechende Mitteilung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Im Fall der Wahl des Leiters des Diakonischen Werkes ist vor der Bekanntgabe des Wahlvorschlags das Einvernehmen mit der Evangelischen
                     Landeskirche Anhalts und das Benehmen mit dem Diakonischen Rat und mit der Diakonischen Konferenz über den Wahlvorschlag herzustellen.
                      2 Die Einvernehmens- beziehungsweise Benehmensherstellung erfolgt im schriftlichen Wege. 
                  

               

               
                     § 7
Wahl 
                     

                  

                  Für die Vorstellung der Kandidaten in der Landessynode und das Wahlverfahren gelten §§ 7 und 8 Bischofswahlgesetz entsprechend.
                  

               

               
                     § 8
Weiteres Verfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Ist ein Kandidat gewählt, teilt der Präses der Landessynode dem Gewählten das Ergebnis der Wahl mit.  2 Mit der Annahme der Wahl ist der Gewählte durch die Landessynode zum Präsidenten, Dezernenten beziehungsweise Leiter des Diakonischen
                     Werkes berufen.  3 Die Einführung erfolgt in einem Gottesdienst, in dem auch die Berufungsurkunde übergeben wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Im Fall des Scheiterns der Wahl leitet der Landeskirchenrat das Verfahren nach §§ 2 ff. erneut ein.  2 Die Frist des § 6 Absatz 1 Satz 1 kann verkürzt werden; die Ladungsfrist für die Synodentagung, auf der die Wahl stattfinden soll, muss jedoch
                     mindestens 14 Tage betragen.
                  

               

               
                     § 9
Beginn und Ende der Amtszeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Amtszeit beginnt mit dem Tag, auf den der Dienstantritt festgelegt worden ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Dienst endet mit Ablauf der Amtszeit, sofern der Betroffene nicht für eine weitere Amtszeit gewählt wird, in jedem Fall
                     aber mit Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze.  2 Endet die Amtszeit bis zu fünf Jahre vor Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze, kann die Landessynode auf Antrag des Landeskirchenrates
                     mit Zustimmung des Betroffenen die Amtszeit einmalig um bis zu fünf Jahre verlängern.  3 Im Fall der Verlängerung der Amtszeit des Leiters des Diakonischen Werkes ist das Einvernehmen mit der Evangelischen Landeskirche
                     Anhalts und das Benehmen mit dem Diakonischen Rat und der Diakonischen Konferenz herzustellen. 
                  

               

               
                     § 10
Die Wahl des Stellvertreters des Präsidenten2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Stellvertreter des Präsidenten wird aus der Mitte der Dezernenten auf Vorschlag des Kollegiums vom Landeskirchenrat gewählt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Vorgeschlagene ist gewählt, wenn er die Mehrheit der Stimmen der Mitglieder des Landeskirchenrates auf sich vereint.
                     
                  

               

               
                     § 11
Gleichstellungsklausel
                     

                  

                  Die in diesem Kirchengesetz verwendeten Personen-, Funktions- und Amtsbezeichnungen gelten für Frauen und Männer in gleicher
                     Weise.
                  

               

               
                     § 12
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 2011 in Kraft. 

               

            

         

      

      

      1
            Diese Änderung tritt gemäß Artikel 2 des Ersten Kirchengesetzes zur Änderung des Dezernentenwahlgesetzes am 1. Juni 2015 in
               Kraft.
            

         

      

      2
             Zwar enthält die Geschäftsordnung des Landeskirchenamtes eine entsprechende Regelung. Die Geschäftsordnung ist jedoch unterrangiges
               Recht und daher für diese Regelung nicht ganz angemessen. Der Grundsatz der Stellvertreterwahl sollte in diesem Kirchengesetz
               statuiert werden (analog der Wahl des Stellvertreters der Landesbischöfin im Bischofswahlgesetz).
            

         

      

   
      

      
         Geschäftsordnung des Landeskirchenamtes der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (GO.LKA)

      

      
         Vom 23. Oktober 2009 

      

      
         (ABl. S. 310)
         

      

      Das Kollegium des Landeskirchenamtes hat sich gemäß Artikel 64 Absatz 4 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland vom 5. Juli 2008 (KVerfEKM - ABl. S. 183) und für das Landeskirchenamt mit Zustimmung des Landeskirchenrates die folgende Geschäftsordnung gegeben:
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            Abschnitt 1
Grundbestimmungen
            

         

         
                     § 1
Sitz und Rechtsstellung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Landeskirchenamt hat seinen Sitz in Erfurt. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Landeskirchenamt berät und entscheidet durch das Kollegium oder nach Maßgabe der Geschäftsverteilung für das Kollegium
                     in seinen Dezernaten und Ausschüssen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Kollegium des Landeskirchenamtes ist Leitungsorgan der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland.
                  

               

               
                     § 2
Aufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Landeskirchenamt führt die laufenden Geschäfte der Landeskirche.  2 Es ist zuständig für alle Angelegenheiten der Verwaltung der Landeskirche, soweit die Zuständigkeit nicht anderen Stellen
                     übertragen ist.  3 Es kann Verwaltungsanordnungen erlassen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zu den Aufgaben des Landeskirchenamtes gehören insbesondere
                  

                  
                     
                        	
                            die Wahrung und Fortentwicklung der kirchlichen Ordnung,

                        

                        	
                            die Vorbereitung und Umsetzung von Konzeptionen für die kirchliche Arbeit,

                        

                        	
                            die rechtliche Vertretung der Landeskirche,

                        

                        	
                            die Vorbereitung und Umsetzung von Beschlüssen der Landessynode und des Landeskirchenrates,

                        

                        	
                            Entscheidungen in dienstrechtlichen Angelegenheiten der Pfarrer und Kirchenbeamten nach Maßgabe kirchengesetzlicher Regelungen,

                        

                        	
                            die Beratung und Unterstützung der Kirchengemeinden und Kirchenkreise bei der Erfüllung der diesen obliegenden Aufgaben,

                        

                        	
                            die Aufsicht über die Kirchengemeinden und Kirchenkreise sowie über die Dienste, Einrichtungen und Werke der Landeskirche
                              nach Maßgabe der kirchlichen Ordnung,
                           

                        

                        	
                            die Dienstaufsicht über die Pfarrer und weiteren Mitarbeiter auf der Ebene der Landeskirche und im Zusammenwirken mit den
                              Regionalbischöfen über die Superintendenten,
                           

                        

                        	
                            die Personal- und Stellenplanung sowie der Personaleinsatz,

                        

                        	
                           die Finanzplanung,

                        

                        	
                            Angelegenheiten der Aus-, Fort- und Weiterbildung und der Personalentwicklung,

                        

                        	
                           Stellenbesetzungen nach Maßgabe kirchengesetzlicher Regelungen, soweit nicht die Landessynode oder der Landeskirchenrat zuständig
                              ist.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 3
Verhältnis zu den anderen kirchenleitenden Organen und zum Bischofskonvent
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Landeskirchenamt wirkt in der Leitung und Verwaltung der Landeskirche mit der Landessynode und dem Landeskirchenrat in
                     arbeitsteiliger Gemeinschaft und gegenseitiger Verantwortung zusammen (Artikel 54 Absatz 1 KVerfEKM).  2 In Grundsatzfragen von Theologie und Verkündigung wirkt es mit dem Bischofskonvent zusammen (Artikel 67 KVerfEKM).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei Zweifeln über die Zuständigkeit in Angelegenheiten der Landeskirche wird zunächst das Landeskirchenamt tätig; der Landeskirchenrat
                     entscheidet abschließend über die Zuständigkeit. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Das Landeskirchenamt berichtet dem Landeskirchenrat laufend über seine Tätigkeit.  2 Es erstattet der Landessynode jährlich einen Bericht.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Landeskirchenamt unterstützt das Präsidium und die Ausschüsse der Landessynode durch die Bereitstellung einer Geschäftsstelle. 
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 2
Kollegium und Ausschüsse
            

         

         
               1. Kollegium

            

            
                     § 4
Zusammensetzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dem Kollegium gehören an
                  

                  
                     
                        	
                           die Präsidentin und die Dezernenten des Landeskirchenamtes,

                        

                        	
                           die Landesbischöfin.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Präsidentin und mindestens ein Dezernent müssen die Befähigung zum Richteramt oder zum höheren Verwaltungsdienst haben.
                     
                  

               

               
                     § 5
Aufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Kollegium entscheidet selbst in allen Angelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung.  2 Es kann Grundsätze und Richtlinien für die Arbeit der Ausschüsse und Dezernate aufstellen sowie in Einzelfällen Weisungen
                     erteilen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Kollegium entscheidet insbesondere über
                  

                  
                     
                        	
                           Entwürfe von Kirchengesetzen und Rechtsverordnungen sowie andere Vorlagen an den Landeskirchenrat und an die Landessynode,

                        

                        	
                           den Erlass von Verwaltungsanordnungen, insbesondere Richtlinien und Ausführungsbestimmungen zu Rechtsverordnungen, 

                        

                        	
                           den Erlass von Allgemeinverfügungen von besonderer Bedeutung,

                        

                        	
                           den Abschluss von Verträgen von besonderer Bedeutung, soweit nicht die Zuständigkeit des Landeskirchenrates gegeben ist,

                        

                        	
                           Entwürfe für den Haushaltsplan der Landeskirche sowie für Beschlüsse über die Erhebung von Kirchensteuern, Umlagen, Kirchgeld
                              und sonstigen Abgaben zur Vorlage an den Landeskirchenrat und an die Landessynode,
                           

                        

                        	
                           die Überschreitung von Haushaltsansätzen in Fällen besonderer Bedeutung und außerplanmäßige Ausgaben zur Vorlage an den Haushalts-
                              und Finanzausschuss der Landessynode beziehungsweise an den Landeskirchenrat (Artikel 87 Absatz 4 KVerfEKM),
                           

                        

                        	
                           den Erlass von Ordnungen für die Einrichtungen und Werke der Landeskirche,

                        

                        	
                           Erklärungen zu Gesetzgebungsvorhaben der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche
                              Deutschlands und der Union evangelischer Kirchen in Fällen besonderer Bedeutung vorbehaltlich der Zuständigkeit des Landeskirchenrates
                              nach Artikel 83 KVerfEKM,
                           

                        

                        	
                           die Bestätigung der Beschlüsse der Personalkommission (§ 17 Absatz 5),
                           

                        

                        	
                           die Bestellung von Superintendenten sowie von Pfarrern und anderen Mitarbeitenden mit allgemeinkirchlichen Aufgaben,

                        

                        	
                           die Einstellung von Kirchenbeamten im höheren Dienst oder von Angestellten vergleichbarer Vergütungsgruppen als Referatsleiter
                              oder Fachreferenten im Einvernehmen mit den zuständigen Dezernenten,
                           

                        

                        	
                           dienstrechtliche Maßnahmen als Folge von Dienstpflichtverletzungen und die Einleitung von Disziplinar- und Lehrbeanstandungsverfahren,
                              soweit diese nicht Kirchenleitungsmitglieder betreffen,
                           

                        

                        	
                           die Entsendung ständiger Vertreter der Landeskirche in kirchliche und nicht-kirchliche Organe, soweit nicht die Zuständigkeit
                              anderer Leitungsorgane gegeben ist, 
                           

                        

                        	
                           die Neubildung oder Veränderung von Kirchenkreisen zur Vorlage an den Landeskirchenrat (Artikel 34 Absatz 3 KVerfEKM),
                           

                        

                        	
                           die Errichtung, Aufhebung und Zusammenlegung von Kreiskirchenämtern im Einvernehmen mit den beteiligten Kreiskirchenräten,

                        

                        	
                           den Erlass und die Änderung der Geschäftsordnung des Landeskirchenamtes vorbehaltlich der Zustimmung des Landeskirchenrates
                              (Artikel 64 Absatz 4 Satz 1 KVerfEKM).
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 6
Vorsitz
                     

                  

                  Die Präsidentin führt in den Sitzungen des Kollegiums den Vorsitz; sie wird von ihrem Stellvertreter vertreten.

               

               
                     § 7
Termine der Sitzungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Kollegium tritt in der Regel zweimal im Monat zu einer ordentlichen Sitzung zusammen.  2 Die Präsidentin bestimmt die Termine der Sitzungen im Benehmen mit den Mitgliedern.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Jedes Mitglied kann unter Bezeichnung des Verhandlungsgegenstandes verlangen, dass eine außerordentliche Sitzung stattfindet.
                  

               

               
                     § 8
Teilnahme an den Sitzungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Mitglieder des Kollegiums sind zur Teilnahme an den Sitzungen verpflichtet.  2 Sie werden im Falle ihrer Verhinderung durch die nach § 19 Absatz 5  bestimmten Stellvertreter vertreten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Referatsleiter, Fachreferenten sowie weitere Mitarbeiter nehmen teil, soweit das erforderlich ist.  2 Sie haben das Recht, in Abstimmung mit dem zuständigen Dezernenten Vorlagen aus ihrem Zuständigkeitsbereich im Kollegium selbst
                     zu vertreten. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Teilnahme von Mitarbeitern nach Absatz 1 ist in der Einladung zur Sitzung (Tagesordnung) zu vermerken.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Regionalbischöfe und der Leiter des Diakonischen Werkes Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland e. V. werden in der
                     Regel einmal monatlich zu den Sitzungen des Kollegiums eingeladen.
                  

               

               
                     § 9
Tagesordnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Sitzungen des Kollegiums werden nach einer Tagesordnung durchgeführt, die in der Regel enthält:
                  

                  
                     
                        	
                           Berichte über die Ausführung von Kollegialbeschlüssen und Informationen über wichtige Vorgänge, Termine und Vorhaben,

                        

                        	
                           Angelegenheiten, die einer Beratung oder Entscheidung des Kollegiums bedürfen,

                        

                        	
                           Angelegenheiten der Personalkommission (§ 17 Absatz 5).
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Anmeldungen zur Tagesordnung sollen bis spätestens eine Woche vor der Sitzung der Präsidentin zugehen und einen Hinweis auf
                     den letztmöglichen Zeitpunkt der Beratung enthalten. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Präsidentin legt die vorläufige Tagesordnung fest und stellt sie spätestens zwei Werktage vor der Sitzung den Teilnehmern
                     zu.  2 Die Tagesordnung nennt den Verhandlungsgegenstand, das federführende und die beteiligten Dezernate.  3 Sie soll auch Angaben über den Zeitbedarf je Tagesordnungspunkt enthalten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die endgültige Tagesordnung wird zu Beginn der Sitzung beschlossen.
                  

               

               
                     § 10
Beschlussvorlagen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für jeden Tagesordnungspunkt ist, sofern sich nicht aus der Natur der Sache etwas anderes ergibt oder der Vorsitzende etwas
                     anderes anordnet, eine schriftliche Vorlage zu erstellen und mit der Tagesordnung zu versenden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die schriftliche Vorlage soll in gestraffter Form den Sachverhalt darstellen, einen Lösungsvorschlag enthalten und ihn begründen.
                      2 Die Vorlage soll insbesondere enthalten
                  

                  
                     
                        	
                           die Namen der federführenden und der beteiligten Dezernenten und Referatsleiter,

                        

                        	
                           einen Beschlussvorschlag für das Kollegium (gegebenenfalls mit Alternativen),

                        

                        	
                           die Begründung des Vorschlags,

                        

                        	
                           einen Hinweis auf die finanziellen Auswirkungen des Vorschlags, auf die Inanspruchnahme von Personal- und Sachmitteln sowie
                              auf die voraussichtliche Laufzeit,
                           

                        

                        	
                           einen Hinweis, welche anderen Organe oder Dienststellen beteiligt werden oder zu beteiligen sind,

                        

                        	
                           einen Hinweis, welche Organisationseinheiten (§ 25 Absatz 1) für die Umsetzung des Beschlusses zuständig sind.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 11
Beschlüsse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Kollegium ist beschlussfähig, wenn außer der Präsidentin oder ihrem Stellvertreter (§ 23) mindestens die Hälfte der Mitglieder beziehungsweise deren Stellvertreter anwesend ist. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Dezernenten werden durch ihre Stellvertreter (§ 19 Absatz 5) vertreten.  2 Für die Dauer der Stellvertretung haben die Stellvertreter alle Rechte eines Mitglieds, soweit im Einzelfall nicht etwas anderes
                     bestimmt ist. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit gefasst.  2 Bei Stimmengleichheit kann das Kollegium beschließen, den Tagesordnungspunkt noch einmal aufzurufen.  3 Bei erneuter Abstimmung gibt bei Stimmengleichheit die Stimme der Präsidentin den Ausschlag. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Auf Verlangen von mindestens einem Mitglied wird geheim abgestimmt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Ist jemand von einem Verhandlungsgegenstand persönlich betroffen, nimmt er an der Beratung und Abstimmung nicht teil.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Die Mitglieder des Kollegiums sind verpflichtet, die Entscheidungen des Kollegiums nach außen loyal zu vertreten, auch wenn
                     sie in der Abstimmung anders votiert haben.  2 Jedes  Mitglied des Kollegiums ist berechtigt, seine vom Beschluss des Kollegiums abweichende Meinung zur Niederschrift zu
                     geben (§ 14 Absatz 2).
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Gegen Beschlüsse des Kollegiums kann die Landesbischöfin Einspruch erheben (Artikel 70 Absatz 1 KVerfEKM).
                  

               

               
                     § 12
Nichtöffentlichkeit, Vertraulichkeit
                     

                  

                   1 Die Sitzungen des Kollegiums sind nicht öffentlich und, soweit sie nicht durch das Protokoll wiedergegeben werden, vertraulich.
                      2 Insbesondere sind Mitteilungen über das Abstimmungsverhalten einzelner Teilnehmer unzulässig.  3 Das Gleiche gilt für Äußerungen einzelner Teilnehmer, soweit sie nicht durch das Protokoll wiedergegeben werden. 
                  

               

               
                     § 13
Geschlossene Sitzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Jedes Mitglied hat das Recht, Tagesordnungspunkte zur geschlossenen Sitzung anzumelden, wenn die Beratung der Angelegenheit
                     eine besondere Vertraulichkeit erfordert.  2 Die betreffenden Tagesordnungspunkte werden in der schriftlichen Tagesordnung als „geschlossene Sitzung“ ohne Angabe des zu
                     verhandelnden Sachverhalts bezeichnet. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Antrag auf Verhandlung in geschlossener Sitzung kann auch noch während der Sitzung gestellt werden.  2 Die Präsidentin kann jederzeit Tagesordnungspunkte in die geschlossene Sitzung verweisen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 An geschlossenen Sitzungen nehmen nur die Mitglieder des Kollegiums teil.  2 Das Kollegium kann ausnahmsweise die Mitberatung weiterer Personen zulassen, wenn dies aus sachlichen Gründen erforderlich
                     ist. 
                  

               

               
                     § 14
Sitzungsniederschrift
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Über jede Sitzung des Kollegiums ist eine Niederschrift anzufertigen.  2 Die Niederschrift muss den Ort und den Tag der Sitzung sowie die Namen der Teilnehmer, den Wortlaut der Beschlüsse und das
                     Stimmenverhältnis enthalten.  3 Sie soll den Gang der Verhandlungen, soweit er für das Verständnis der Beschlussfassung wichtig ist, wiedergeben.  4 Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden und vom Schriftführer zu unterschreiben und soll spätestens mit der Einladung zur nachfolgenden
                     Sitzung versandt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Jedes Mitglied hat das Recht, zu einzelnen Beschlüssen persönliche Erklärungen in die Niederschrift aufnehmen zu lassen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Einwendungen gegen die Niederschrift sind spätestens in der nächstfolgenden Sitzung zu erheben.  2 Über Einwendungen entscheidet das Kollegium.  3 Es stellt die genehmigte Niederschrift fest.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Alle zur regelmäßigen Teilnahme an den Sitzungen Verpflichteten sowie die Referatsleiter erhalten die Niederschrift.  2 Sie geben ihren Mitarbeitern die für ihre Aufgabenerfüllung notwendigen Informationen über die Beschlüsse des Kollegiums weiter.
                      3 Die jeweiligen Organisationseinheiten (§ 25 Absatz 1) erhalten unverzüglich nach der Genehmigung der Niederschrift Auszüge zu den in ihre Zuständigkeit fallenden Tagesordnungspunkten.
                      4 Die Dezernenten und die Referatsleiter sind verantwortlich für die Erledigung von Aufträgen und Beschlüssen in ihrem Bereich.
                      5 Die Niederschrift wird den stimmberechtigten und den beratenden Mitgliedern des Landeskirchenrates zur Kenntnis gegeben.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Niederschriften über geschlossene Sitzungen erhalten abweichend von Absatz 4 nur die Mitglieder.  2 Die Übergabe erfolgt in einem geschlossenen Umschlag.  3 Der Umschlag enthält den Namen des Empfängers mit dem Zusatz „persönlich“.  4 Sind für die Umsetzung des Beschlusses aus einer geschlossenen Sitzung weitere Personen zuständig, erhalten diese die Niederschrift
                     auf die gleiche Weise.
                  

               

               
                     § 15
Umlaufverfahren und Eilentscheidungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Beschlüsse können auch durch Unterzeichnung im Umlaufverfahren oder in anderer Weise durch schriftliche Zustimmung zustande
                     kommen, wenn die Entscheidung nicht bis zur nächsten Sitzung aufgeschoben werden kann und kein Mitglied der Beschlussfassung
                     auf diesem Wege widerspricht. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Beschlussvorschlag muss allen Mitgliedern schriftlich mit der Bitte um Abgabe des Votums innerhalb einer Frist von mindestens
                     drei Tagen vorgelegen haben. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das schriftliche Verfahren ist abgeschlossen, wenn alle Voten vorliegen oder die gesetzte Frist abgelaufen ist und der Vorsitzende
                     das Ergebnis festgestellt hat.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Bei der nächsten Sitzung des Kollegiums sind die im schriftlichen Verfahren zustande gekommenen Beschlüsse zur Kenntnis zu
                     geben.
                  

               

            

         

         
               2. Ausschüsse

            

            
                     § 16
Allgemeines
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Kollegium kann für bestimmte Angelegenheiten vorberatende und beschließende Ausschüsse bilden, in die auch Personen berufen
                     werden können, die dem Kollegium nicht angehören.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Ausschüsse haben die Aufgabe,
                  

                  
                     
                        	
                            die ihnen vom Kollegium allgemein oder im Einzelfall zugewiesenen Angelegenheiten zu beraten und zu entscheiden,

                        

                        	
                            vom Kollegium zu treffende Entscheidungen vorzubereiten,

                        

                        	
                            in Angelegenheiten, die nach § 5 Absatz 2 dem Kollegium vorbehalten sind, zu entscheiden, wenn nach Beratung im Kollegium die abschließende Entscheidung dem
                              Ausschuss zugewiesen worden ist.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bestehen Zweifel darüber, ob eine von dem Ausschuss behandelte Sache der Entscheidung des Kollegiums vorbehalten ist, so ist
                     sie dem Kollegium vorzulegen.
                  

               

               
                     § 17
Personalkommission
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Bearbeitung der Aufgaben gemäß Artikel 67 Absatz 2 der Verfassung1 besteht eine Personalkommission.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Personalkommission gehören an
                  

                  
                     
                        	
                           die Mitglieder des Bischofskonventes, 

                        

                        	
                           der Personaldezernent,

                        

                        	
                           der Referatsleiter für Personaleinsatz und

                        

                        	
                           der Referatsleiter für Dienstrecht. 

                        

                     

                  

                   2 Die weiteren Mitglieder des Kollegiums, die Referatsleiter für Ausbildung und Personalentwicklung sowie der Gleichstellungsbeauftragte
                     sind zur beratenden Teilnahme berechtigt.  3 Bei Bedarf können auch andere Mitarbeiter beratend hinzugezogen werden.  4 Den Vorsitz führt die Landesbischöfin; sie wird durch den Personaldezernenten vertreten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Sitzungen der Personalkommission finden in der Regel jeweils am Tag vor den Sitzungen des Kollegiums statt.  2 Die Personalkommission berät und entscheidet auf der Grundlage von schriftlichen Vorlagen, die vorab mit den zuständigen Dezernaten
                     und Referaten abzustimmen sind und den Mitgliedern der Personalkommission in der Regel spätestens zwei Werktage vor dem Sitzungstermin
                     zugeleitet werden sollen. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Personalkommission ist beschlussfähig, wenn außer der Vorsitzenden mindestens die Hälfte der Mitglieder, darunter mindestens
                     zwei Regionalbischöfe, der Personaldezernent sowie der Referatsleiter für Dienstrecht oder deren jeweilige Stellvertreter
                     anwesend sind.  2 Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit gefasst; Enthaltungen werden dabei nicht gezählt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Beschlüsse der Personalkommission bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Bestätigung durch das Kollegium.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 3
Gliederung des Landeskirchenamtes
            

         

         
                     § 18
Dezernate, Referate, Sachgebiete
                     

                  

                   1 Das Landeskirchenamt ist in Dezernate, Referate und Sachgebiete gegliedert, deren Aufgaben und Zuständigkeiten durch den Geschäftsverteilungsplan
                     bestimmt sind.  2 Den Dezernaten sind auch die Einrichtungen und Werke der EKM sowie die Stabsstellen des Landeskirchenamtes zugeordnet.
                  

               

               
                     § 19
Dezernenten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Dezernenten sind verantwortlich für die Koordination und die sachgemäße Erledigung der Dienstaufgaben in ihrem Dezernat
                     im Rahmen der durch das Kollegium getroffenen Entscheidungen und allgemeinen Richtlinien. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Im Rahmen ihres Geschäftsbereichs können sie Verfügungen des Landeskirchenamtes (Verwaltungsvorschriften und Allgemeinverfügungen)2 erlassen, soweit nicht die Zuständigkeit des Kollegiums gegeben ist.  2 Der nach dem Geschäftsverteilungsplan zuständige juristische Referatsleiter oder juristische Fachreferent ist einzubeziehen.
                     
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Dezernenten tragen im Kollegium die Angelegenheiten des Dezernats vor und bringen die sich aus der Arbeit des Dezernats
                     ergebenden besonderen Gesichtspunkte in die Beratungen ein.  2 Sie vertreten das Dezernat gegenüber den anderen Organen und Einrichtungen der EKM.  3 Bei der Wahrnehmung dieser Aufgaben wirken die zuständigen Referatsleiter im Rahmen ihres Aufgabenbereichs im erforderlichen
                     Umfang mit.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Dezernenten führen die Dienst- und Fachaufsicht über alle in ihrem Dezernat tätigen Mitarbeiter sowie im Rahmen der kirchlichen
                     Ordnungen über die dem Dezernat zugeordneten Einrichtungen und Werke. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Das Kollegium bestellt für jeden Dezernenten auf dessen Vorschlag aus dem Kreis der dem jeweiligen Dezernat zugehörigen Referatsleiter
                     einen Stellvertreter.  2 Der Stellvertreter vertritt den Dezernenten bei dessen Verhinderung und nach Maßgabe von Absatz 3 Satz 3 und § 8 Absatz 2.  3 Die Vertretung der Präsidentin bestimmt sich nach § 23 Absatz 1.
                  

               

               
                     § 20
Referatsleiter, Fachreferenten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Referatsleiter erarbeiten die ihnen durch den Geschäftsverteilungsplan zugewiesenen Aufgaben im Rahmen der von dem Dezernenten
                     gesetzten Richtlinien und vereinbarten Ziele eigenverantwortlich und selbständig.  2 Ihnen obliegt die Entwicklung und Umsetzung von Konzeptionen für ihren Aufgabenbereich auf der Grundlage der strategischen
                     Vorgaben des Dezernats.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Im Rahmen ihres Aufgabenbereichs können sie Verwaltungsvorschriften erlassen, soweit nicht die Zuständigkeit des Kollegiums
                     oder des Dezernenten gegeben ist, und in Rundschreiben3 oder auf andere Weise allgemeine Informationen an die Kirchengemeinden, Kirchenkreise sowie die Werke und Einrichtungen geben;
                     § 19 Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.  2 Verwaltungsvorschriften bedürfen der Mitzeichnung des zuständigen Dezernenten.  3 Allgemeine Informationen, die Rechtsfragen zum Thema haben, sind vorab mit dem für Rechtsfragen zuständigen Dezernat abzustimmen.
                     
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Unbeschadet der Regelung des § 19 Absatz 4 üben die Referatsleiter die Dienst- und Fachaufsicht über die ihnen zugeordneten Mitarbeiter aus.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Referate eines Dezernats arbeiten bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zusammen.  2 Unbeschadet der Verpflichtung zur selbständigen und zügigen Erledigung der Angelegenheiten in ihrem Dezernat haben die Referate
                     für die Mitwirkung der entsprechenden anderen Arbeitsbereiche zu sorgen.  3 Insbesondere bei Entscheidungen von rechtlicher und finanzieller Bedeutung sind die für Recht und Finanzen zuständigen Dezernate
                     zu beteiligen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Fachreferenten ist in einem Referat ein abgegrenzter Aufgabenbereich zur eigenverantwortlichen und eigenständigen Wahrnehmung
                     übertragen.  2 Absatz 1 Satz 1 gilt für sie entsprechend.
                  

               

               
                     § 21
Sachgebietsleiter
                     

                  

                   1 Sachgebietsleiter nehmen ihre Aufgaben nach Maßgabe des Geschäftsverteilungsplanes in gegenseitiger Zusammenarbeit wahr und
                     arbeiten im Rahmen der von dem zuständigen Referatsleiter gesetzten Richtlinien und vereinbarten Ziele selbständig.  2 Sie sind für die ordnungsgemäße und zügige Erledigung der Geschäftsvorgänge im Sachgebiet verantwortlich.  3 Den Mitarbeitern ihres Sachgebietes sind sie weisungsberechtigt.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 4
Leitung und Vertretung des Landeskirchenamtes
            

         

         
                     § 22
Die Präsidentin 
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Landeskirchenamt wird von der Präsidentin geleitet.  2 Darüber hinaus hat sie die leitende Verantwortung für bestimmte Aufgabenbereiche des Landeskirchenamtes, insbesondere in dezernatsübergreifenden
                     Angelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung.  3 Zu ihrer Unterstützung in der Wahrnehmung dieser Aufgaben sind ihr Referate und Stabsstellen zugeordnet. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Präsidentin ist verantwortlich für den ordnungsgemäßen und effektiven Ablauf der Geschäfte im Landeskirchenamt.  2 In Fragen von grundsätzlicher Bedeutung handelt sie in enger Abstimmung mit ihrem Stellvertreter.  3 Sie ist insbesondere zuständig für 
                  

                  
                     
                        	
                            die Aufsicht über den gesamten äußeren Geschäftsablauf,

                        

                        	
                            die Bereitstellung der für den äußeren Geschäftsablauf erforderlichen Einrichtungen,

                        

                        	
                            den Erlass allgemeiner Regelungen zur Ausführung bestimmter Dienstgeschäfte (Geschäftsanweisungen),

                        

                        	
                            die allgemeine Dienstaufsicht über die Dezernenten sowie alle Mitarbeiter des Landeskirchenamtes,

                        

                        	
                            den Personaleinsatz im Rahmen des Geschäftsverteilungsplanes,

                        

                        	
                           die Genehmigung von gerichtlichen oder außergerichtlichen Vergleichen, die die Zahlung einer Abfindung oder die Gewährung
                              einer höheren Besoldung oder Vergütung beinhalten, in Abstimmung mit dem Finanzdezernat.
                           

                        

                     

                  

                   4 Kann in den Fällen von Satz 3 Nummer 6 kein Einvernehmen hergestellt werden, entscheidet das Kollegium.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 In sonstigen personalrechtlichen Fragen ist die Präsidentin zuständig für die Beförderung von Mitarbeitern in öffentlich-rechtlichen
                     Dienstverhältnissen im höheren Dienst oder die Höhergruppierung von Angestellten vergleichbarer Vergütungsgruppen.  2 Abweichend von Satz 1 trifft die Entscheidungen für die aufgrund des Geschäftsverteilungsplanes den Dezernaten des Landeskirchenamtes
                     zugeordneten Einrichtungen und Werke der zuständige Dezernent im Einvernehmen mit der Präsidentin.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Präsidentin ist über alle Vorgänge, die für das Landeskirchenamt von Bedeutung sind, zu unterrichten.  2 Sie kann sich über alle Arbeitsvorgänge unterrichten lassen und sich die Mitwirkung bei der abschließenden Bearbeitung vorbehalten.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Dem Referatsleiter für Personal und Zentrale Dienste obliegt die Erledigung der laufenden Geschäfte des Landeskirchenamtes
                     in Personal- und Organisationsfragen.  2 Er handelt in enger Abstimmung mit der Präsidentin und hält diese über alle wichtigen Geschäftsvorgänge auf dem Laufenden.
                      3 Er ist insbesondere zuständig für
                  

                  
                     
                        	
                           die allgemeine Dienstaufsicht und Personalentwicklung für die Mitarbeiter des Landeskirchenamtes mit Ausnahme der Mitglieder
                              des Kollegiums und der Referatsleiter sowie die Personalentwicklung, soweit nicht das Referat Personalentwicklung zuständig
                              ist,
                           

                        

                        	
                           Personalverwaltung, Personalplanung und Personaleinsatz für alle Mitarbeiter einschließlich der Verwaltung der Stellenpläne
                              (mit Stellenbeschreibung und Stellenbewertung) und der Geschäftsverteilungspläne,
                           

                        

                        	
                           die Einstellung von Angestellten und – in Abstimmung mit dem Dienstrechtsreferat – von Kirchenbeamten, soweit nicht die Zuständigkeit
                              der Präsidentin gegeben ist, im Einvernehmen mit dem zuständigen Dezernenten,
                           

                        

                        	
                           die Höherstufung von Angestellten und – in Abstimmung mit dem Dienstrechtsreferat – die Beförderung von Kirchenbeamten, soweit
                              nicht die Zuständigkeit der Präsidentin gegeben ist.
                           

                        

                     

                  

                   4 Kann in den Fällen von Satz 3 Nummer 3 kein Einvernehmen hergestellt werden, entscheidet das Kollegium.
                  

               

               
                     § 23
Der Stellvertreter der Präsidentin
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Präsidentin wird von ihrem Stellvertreter vertreten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Stellvertreter wird aus der Mitte der Dezernenten auf Vorschlag des Kollegiums vom Landeskirchenrat berufen.
                  

               

               
                     § 24
Vertretung des Landeskirchenamtes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Präsidentin vertritt das Landeskirchenamt nach außen.  2 Im Rahmen ihres Geschäftsbereiches sind auch die Dezernenten des Landeskirchenamtes befugt, das Landeskirchenamt nach außen,
                     insbesondere gegenüber staatlichen Stellen und der Öffentlichkeit sowie im Rechtsverkehr zu vertreten; sie sind insoweit auch
                     zeichnungsbefugt.  3 Die Bindung an interne Beschlüsse und Zustimmungserfordernisse bleibt jeweils unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Präsidentin und die Dezernenten können Referatsleitern sowie anderen Mitarbeitern des Landeskirchenamtes im Rahmen ihres
                     jeweiligen Aufgabenbereichs rechtsgeschäftliche Vollmacht für einzelne oder eine Vielzahl gleichartiger Rechtsgeschäfte als
                     Einzelvollmacht oder Spezialvollmacht erteilen.  2 Die Erteilung von Untervollmachten durch die nach Satz 1 Bevollmächtigten ist nur in dringenden Fällen und nur unter der Voraussetzung
                     zulässig, dass der zuständige Dezernent der Erteilung von Untervollmachten für dringende Fälle allgemein zugestimmt hat.  3 Untervollmachten dürfen nur als Einzelvollmacht erteilt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Referatsleiter und andere Mitarbeiter des Landeskirchenamtes treten in Abstimmung mit dem zuständigen Dezernenten nach außen,
                     insbesondere gegenüber staatlichen Stellen und der Öffentlichkeit, auf. 
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 5
Arbeitsweise und Geschäftsabläufe
            

         

         
                     § 25
Grundsätze der Zusammenarbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Leitungen und die Mitarbeiter der Dezernate, Referate und Sachgebiete (Organisationseinheiten) sind zur kollegialen Zusammenarbeit
                     verpflichtet.  2 Sie unterrichten sich rechtzeitig über für den jeweiligen Aufgabenbereich wichtige sowie über bereichsübergreifende Vorgänge
                     und weisen auf die Notwendigkeit von Beteiligungen hin. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In den Organisationseinheiten des Landeskirchenamtes werden regelmäßig Dienstbesprechungen durchgeführt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Präsidentin kann die Referatsleiter zur Information und Beratung in Grundsatzfragen zu Referatsleiterkonferenzen einladen.
                      2 Die Dezernenten nehmen an den Referatsleiterkonferenzen teil.
                  

               

               
                     § 26
Erlass weiterer Regelungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Kollegium erlässt zur näheren Regelung des Dienstbetriebs des Landeskirchenamtes eine Verwaltungsdienstordnung und einen
                     Geschäftsverteilungsplan.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Erlass allgemeiner Regelungen zur Ausführung bestimmter Dienstgeschäfte (Geschäftsanweisungen, § 22 Absatz 2 Satz 3 Nummer 3) obliegt der Präsidentin.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 6
Übergangs- und Schlussbestimmungen
            

         

         
                     § 27
Übergangsbestimmungen
                     

                  

                  Bis zum Umzug des Landeskirchenamtes nach Erfurt gelten folgende besondere Bestimmungen:
                     
                        	
                           Die Dienstgebäude des Landeskirchenamtes sind
                              
                                 	
                                    am Standort Eisenach die Gebäude Dr.-Moritz-Mitzenheim-Straße 2a und 2b und Sophienstraße 91,

                                 

                                 	
                                    am Standort Magdeburg die Gebäude Am Dom 2, Leibnizstraße 4, Leibnizstraße 50 und Hegelstraße 1.

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Die Stellvertreter der Dezernenten (§ 19 Absatz 5) sind grundsätzlich aus dem Kreis der Referatsleiter am jeweils anderen Standort zu bestimmen.
                           

                        

                        	
                            1 Der Stellvertreter der Präsidentin (§ 23) nimmt als ständige Vertretung der Präsidentin die diesem zugewiesenen Aufgaben am jeweils anderen Standort des Landeskirchenamtes
                              wahr.  2 Er handelt dabei in enger Abstimmung mit der Präsidentin.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 28
Sprachregelung
                     

                  

                  Die in dieser Geschäftsordnung verwendeten Personen-, Funktions- und Dienstbezeichnungen gelten für Frauen und Männer in gleicher
                     Weise.
                  

               

               
                      § 29
Inkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Geschäftsordnung tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung des Kirchenamtes der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland vom 5.
                     Oktober 2004 (ABl. ELKTh S. 163, EKKPS S. 141) außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Aufgaben gemäß Artikel 67 Absatz 2 KVerfEKM: 1. Grundsatzfragen der Aus-, Fort- und Weiterbildung sowie der Personalentwicklung von Pfarrern und ordinierten
               Gemeindepädagogen, 2. dienstrechtliche Angelegenheiten der Pfarrer und ordinierten Gemeindepädagogen, 3. Besetzung von Pfarr-
               und Superintendentenstellen sowie Pfarrstellen mit allgemeinkirchlichen Aufgaben, 4. Beauftragung von Prädikanten. 
            

         

      

      2
            Verwaltungsvorschriften sind verbindliche Regelungen über einzelne Verwaltungsvorgänge, die dazu dienen, eine einheitliche
               Ausübung der Verwaltung in den Körperschaften und Einrichtungen der EKM zu gewährleisten. Allgemeinverfügungen sind Verwaltungsakte,
               die sich an einen nach allgemeinen Merkmalen bestimmten oder bestimmbaren Personen- beziehungsweise Empfängerkreis richten
               oder die Eigenschaft einer kirchlich-öffentlichen Sache oder ihre Benutzung durch die Allgemeinheit  betreffen.
            

         

      

      3
            Rundschreiben und andere allgemeine Informationen dürfen keine eigenständigen verbindlichen Regelungen enthalten, sondern
               lediglich bereits erlassene verbindliche Regelungen und andere Informationen nachrichtlich weitergeben.
            

         

      

   
      

      
         Verwaltungsdienstordnung
des Landeskirchenamtes der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
         

      

      
         Vom 15. Dezember 2009 

      

      
         (ABl. 2010 S. 28)
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            Abschnitt 1
Allgemeines
            

         

         
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                   1 Diese Ordnung gilt für Mitarbeiter, die ihren Dienst im Landeskirchenamt der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland versehen.
                      2 Sie ist zugleich Musterdienstordnung für die zugeordneten Einrichtungen und Werke.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 2
Arbeitsweise
            

         

         
                     § 2
Dienstleistungsorientierte Verwaltung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Personen, die mit dem Landeskirchenamt in Kontakt treten, ist freundlich und mit Verständnis für ihre Belange sowie klar und
                     sachgerecht zu begegnen.  2 Ihnen ist soweit wie möglich Rat und Hilfe zu gewähren.  3 Sie sind bei der Abgabe von Anträgen und Erklärungen zu unterstützen, über notwendige Unterlagen und Zuständigkeiten zu informieren
                     und auf Möglichkeiten zur Gestaltung und Beschleunigung des Verfahrens hinzuweisen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Das kirchliche Verwaltungshandeln muss sachgemäß und nachvollziehbar sein.  2 Auf sachbezogenes Vorbringen und Entscheiden ist bei der Ermessungsausübung und bei der Ausführung unbestimmter Rechtsbegriffe
                     besonders zu achten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Mitarbeiter müssen schriftlich, telefonisch, per Fax, E-Mail und in persönlicher Vorsprache erreichbar sein.  2 Dies ist durch die Mitarbeiter sicherzustellen.
                  

               

               
                     § 3
Medien- und Öffentlichkeitsarbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Öffentlichkeit ist über Leistungen, Zuständigkeiten, Verfahren oder Termine angemessen und rechtzeitig zu informieren.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Soweit keine abweichende Regelung getroffen ist, sind Auskünfte und Informationen mit Öffentlichkeitswirkung (zum Beispiel
                     Presse, Rundfunk, andere Medien und Institutionen) der Landesbischöfin, der Präsidentin, den zuständigen Dezernenten und den
                     Pressesprechern vorbehalten.
                  

               

               
                     § 4
Grundsätze der Zusammenarbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Mitarbeiter unterrichten sich rechtzeitig über wichtige arbeitsbereichsübergreifende Vorgänge und weisen auf die Notwendigkeit
                     von Beteiligungen hin.  2 Die Vorgesetzten und Mitarbeiter informieren sich gegenseitig über die für den jeweiligen Aufgabenbereich wichtigen Vorgänge.
                      3 In den Arbeitsbereichen sollen deshalb in der Regel einmal monatlich Arbeitsbesprechungen durchgeführt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Sind für die Bearbeitung eines Vorgangs mehrere Arbeitsbereiche zuständig, stimmen die zuständigen Mitarbeiter ihr Handeln
                     miteinander ab und wirken auf eine einheitliche Sachbehandlung hin.  2 Federführend für die Bearbeitung ist derjenige Arbeitsbereich, der nach dem sachlichen Inhalt der Angelegenheit aufgrund der
                     Geschäftsverteilung überwiegend zuständig ist.  3 Bei Zweifeln über die Federführung bleibt der zuerst befasste Arbeitsbereich bis zur Klärung der Federführung zuständig.  4 Kommt eine Einigung nicht zustande, entscheidet der Dezernent, im Übrigen die Präsidentin des Landeskirchenamtes. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die von zuständigen Personen oder Gremien getroffenen Entscheidungen sind von allen Mitarbeitern bei der Erfüllung ihrer
                     dienstlichen Aufgaben zu beachten und zu vertreten.
                  

               

               
                     § 5
Einhaltung des Dienstweges
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Im Dienstverkehr haben alle Mitarbeiter den Dienstweg einzuhalten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Wer die Entscheidung seines Vorgesetzten für rechtlich unzulässig oder in der Sache unzweckmäßig hält, kann sich, wenn ein
                     Einvernehmen mit diesem nicht zu erreichen ist, an die Vorgesetzten der Person wenden, die die Entscheidung getroffen hat,
                     um diese überprüfen zu lassen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 In persönlichen Angelegenheiten kann jeder Mitarbeiter sich direkt an jeden Vorgesetzten wenden.  2 Dies gilt unabhängig von der Möglichkeit, sich auch an die Mitarbeitervertretung zu wenden (§ 35 Absatz 2 MVG-EKD).
                  

               

               
                     § 6
Pflicht zur Verschwiegenheit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Mitarbeiter sind nach Maßgabe der dienst- und arbeitsrechtlichen sowie der steuerrechtlichen Bestimmungen zur Verschwiegenheit
                     verpflichtet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Verteilung, Ablage, Verwaltung und der Transport von Schriftgut, insbesondere bei der Post- und Sachbearbeitung hat so
                     zu erfolgen, dass das Schriftgut vor dem Zugriff und der Einsichtnahme unberechtigter Dritter geschützt ist und den Belangen
                     des Datenschutzes und des Postgeheimnisses Rechnung getragen wird.  2 Dies gilt insbesondere für Schriftgut, welches persönliche Daten und Angaben enthält.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 An den Arbeitsplätzen haben die Mitarbeiter dafür Sorge zu tragen, dass in ihrer Abwesenheit dienstliche Vorgänge und elektronisch
                     gespeicherte Daten gegen unbefugte Einsichtnahme und unbefugte Nutzung geschützt sind.  2 Der Zugriff auf Vorgänge und Daten muss im Bedarfsfall für eine Vertretung möglich sein.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Bei als vertraulich gekennzeichneten Vorgängen ist zu sichern, dass ihr Inhalt Unbefugten nicht bekannt wird. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Bestimmungen über den Datenschutz sind besonders zu beachten.
                  

               

               
                     § 7
Allgemeine Grundsätze für die Sachbearbeitung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Sachbearbeitung hat einfach, zweckmäßig und so schnell als möglich zu erfolgen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Geschäftsvorgänge sind grundsätzlich in der Reihenfolge ihres Eingangs ohne Verzug zu bearbeiten.  2 Durch besondere Dringlichkeit ändert sich die Reihenfolge.  3 Können Anträge und Anfragen nicht innerhalb eines Monats bearbeitet werden, so ist eine Zwischennachricht zu erteilen.  4 Der Grund für die Verzögerung und der voraussichtliche Erledigungszeitpunkt sollen angegeben werden.  5 Wird die Zwischennachricht mündlich oder telefonisch erteilt, ist dies in der Akte zu vermerken.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Stellt ein Mitarbeiter seine Unzuständigkeit fest, ist der Eingang umgehend an die zuständige Stelle abzugeben.  2 Die Abgabe an die zuständige Stelle ist zu vermerken.  3 Wird ein Vorgang an eine Stelle außerhalb des Landeskirchenamtes abgegeben, so ist dies dem Absender mitzuteilen.  4 Die Abgabenachricht kann auch mündlich oder fernmündlich erteilt werden.  5 Auf dem Eingang ist zu vermerken, ob und in welcher Form eine Abgabenachricht erteilt wurde.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Schriftverkehr ist auf das notwendige Maß zu beschränken.  2 Soweit es zulässig und zweckmäßig ist, soll eine Angelegenheit mündlich, telefonisch, per Fax oder per E-Mail erledigt werden.
                      3 Wiederholungen sind zu vermeiden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Der Stand der Sache muss aus den Akten vollständig ersichtlich sein.  2 Aktenvermerke werden über alle aus den Akten nicht ersichtlichen Ereignisse (zum Beispiel Telefonate, Dienstgespräche und
                     -reisen) gefertigt, die für die Bearbeitung bedeutsam sind.  3 Sie sollen bei knapper Formulierung das Wesentliche mitteilen, um die für eine Weiterarbeit nötigen Schlussfolgerungen ziehen
                     zu können.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Aus jedem Schreiben müssen der Bearbeiter und das Datum der Ausfertigung ersichtlich sein.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Mit der Unterzeichnung eines Schriftstückes übernimmt der Mitarbeiter die Verantwortung für seine Zuständigkeit und den Inhalt.
                  

               

               
                     § 8
Sprachliche Gestaltungsregeln
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Dienstliche Schreiben sollen höflich, klar und für die Empfänger verständlich sein.  2 Nicht allgemein verständliche oder nicht sachlich notwendige Fremdwörter sind zu vermeiden.  3 Sachdarstellungen und Rechtsausführungen sind auf das Wesentliche zu beschränken; auf das Vorbringen des Empfängers ist angemessen
                     einzugehen.  4 Insbesondere bei Schreiben und Entscheidungen, die einem Begehren des Empfängers nicht entsprechen oder welche für den Empfänger
                     beschwerend wirken, ist eine sachgerechte Begründung anzugeben.  5 Die Begründung soll die Entscheidung verständlich und nachvollziehbar machen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Schreiben sollen grundsätzlich in persönlichem Briefstil mit Anrede und Schlussformel verfasst werden, es sei denn, der Briefstil
                     ist nach Inhalt und Zweck des Schreibens nicht angebracht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Rechts- und Verwaltungsvorschriften in dienstlichen Schreiben sollen nach den für die Redaktion von Vorschriften geltenden
                     Richtlinien beziehungsweise den Bezeichnungen der jeweils einschlägigen Rechtssammlung zitiert werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Abzukürzende Wörter werden beim erstmaligen Gebrauch ausgeschrieben und die Abkürzung in Klammern angegeben, es sei denn,
                     die Abkürzung ist allgemein üblich oder es kann davon ausgegangen werden, dass ihre Bedeutung dem Empfänger bekannt ist.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 3
Geschäftsablauf
            

         

         
                     § 9
Eingänge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Eingänge müssen ohne Verzug in die Hand des nach der Geschäftsverteilung zuständigen Mitarbeiters gelangen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Eingehende Post ist in der Poststelle zu öffnen und mit dem Eingangsstempel zu versehen, wobei die Zahl der Anlagen festzuhalten
                     ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Schreiben, die mit dem Zusatz „persönlich“, „vertraulich“ oder „c/o“ adressiert sind, werden ungeöffnet an die bezeichneten
                     Adressaten gegeben.  2 Ergibt sich, dass es sich um Dienstpost handelt, ist der Vorgang unverzüglich durch den Adressaten in den Geschäftsgang zu
                     bringen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Über E-Mail eingehende Nachrichten sind mit Ausnahme der Weglegesachen sofort auszudrucken.  2 Die Ausdrucke sind in den Geschäftsgang zu geben.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         In den Dezernaten oder Referaten eingehende Faxschreiben sind in den Geschäftsgang zu geben. 
                  

               

               
                     § 10
Registratur und Verteilung der Eingänge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Eingänge sind zu registrieren.  2 Nähere Regelungen können durch den Referatsleiter für Personal und Zentrale Dienste erlassen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Durch gesonderte Festlegung der Präsidentin im Einvernehmen mit ihrem Stellvertreter und der Landesbischöfin wird festgelegt,
                     welche Eingänge vor der Verteilung einem bestimmten Personenkreis vorzulegen sind. 
                  

               

               
                     § 11
Sicht- und Arbeitsvermerke, Verfügungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Eingänge werden mit Sichtvermerken, bei Bedarf mit Arbeitsvermerken und Verfügungen versehen.  2 Der Sichtvermerk wird durch das festgelegte Namenskürzel angebracht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Arbeitsvermerke und Verfügungen:
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Abs. (und Datum)

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	
                                          Absendung am ...

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Abs. per E-Mail

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	
                                          Absendung durch E-Mail

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Abs. per Fax

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	
                                          Absendung durch Fax

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 b. R.

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	
                                          bitte Rücksprache

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Eilt (und Datum)

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	
                                          bevorzugt bearbeiten

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Koll.

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	
                                          Behandlung im Kollegium notwendig

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 sofort

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	
                                          vor allen anderen Vorgängen zu bearbeiten

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 v. Abg. z. K.

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	
                                          vor Abgang zur Kenntnis vorzulegen

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 z. K.

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	
                                          zur Kenntnis

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 z. M.

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	
                                          vor Abgang zur Mitzeichnung vorzulegen

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 z. w. V.

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	
                                          zur weiteren Veranlassung

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 + (und Name)

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	
                                          abschließende Zeichnung vorbehalten von ...

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Bearbeitete Vorgänge müssen eine Verfügung erhalten:
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 z. d. A.

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	
                                          zu den Akten (wenn voraussichtlich eine weitere Bearbeitung des Vorgangs nicht mehr erforderlich sein wird)

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 W. v. (und Datum)

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	
                                          Wiedervorlage mit Angabe des Zeitpunktes (wenn zur Erledigung des Vorgangs Weiteres abzuwarten oder zu veranlassen ist)

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 z. V.

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	
                                          zum Vorgang (wenn die Weiterbehandlung des Vorgangs, zu dem sie gehören, bereits durch eine Wiedervorlage oder die Schlussverfügung
                                             „z. d. A.“ festgelegt ist)
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 wegl. (und Datum)

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	
                                          weglegen (wenn sie geringe Bedeutung haben und das Rückgriffsinteresse nur kurzfristig besteht; sie können ab genanntem Datum
                                             vernichtet werden, zum Beispiel Prospekte, unaufgeforderte Angebote, Eingänge mit Tageswert und Ähnliches)
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                   2 Die Verfügung ist mit Datum und handschriftlichem Zeichen durch die für die Bearbeitung zuständige Person zu signieren.
                  

               

               
                     § 12
Kopien
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Jede gefertigte Kopie eines Schriftstücks wird durch Stempel oder Schriftzug „Kopie“ gekennzeichnet.  2 Für die Bearbeitung kommt es allein auf das Original an. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Sind Schriftstücke mehreren Vorgängen und damit weiteren Akten zuzuordnen, ist jeder weiteren Akte eine Ablichtung des Schriftstücks
                     mit der Aufschrift „Kopie für Aktenzeichen ...“ beizufügen.  2 Diese wird wie ein Original behandelt.
                  

               

               
                     § 13
Vordrucke und Arbeitshilfen für standardisierte Arbeitsvorgänge
                     

                  

                   1 Für wiederkehrende, gleichartige Arbeitsvorgänge sowie sonstige standardisierte Dokumententeile sollen einheitliche und arbeitsgerechte
                     Vorlagen, Vordrucke und ähnliche Arbeitshilfen verwendet werden.  2 Sie sollen in elektronischen Medien- und Informationsdiensten zur allgemeinen Verwendung bereitgehalten werden.
                  

               

               
                     § 14
Zeichnung von Schriftstücken, Zuständigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Zuständigkeit für die Zeichnung von Schreiben richtet sich nach den durch §§ 18 bis 23 Geschäftsordnung des Landeskirchenamtes und durch die Geschäftsverteilung festgelegten Verantwortungsbereichen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Dezernenten unterzeichnen grundsätzlich,
                  

                  
                     
                        	
                            Schreiben, die in ihrer Bedeutung über den Aufgabenbereich eines Referates hinausgehen,

                        

                        	
                            Schreiben an die EKD, die VELKD, die UEK sowie andere Landeskirchen, soweit nicht einfache Angelegenheiten betroffen sind,

                        

                        	
                            Schreiben an Bundes- und Länderministerien, soweit nicht einfache Angelegenheiten betroffen sind,

                        

                        	
                            Schreiben von rechtlich oder sachlich besonders schwieriger Natur oder von weittragender (auch wirtschaftlicher und finanzieller)
                              Bedeutung,
                           

                        

                        	
                            Entscheidungen über Rechtsbehelfe, wenn der Erstbescheid von einem Referatsleiter unterzeichnet wurde,

                        

                        	
                            Verfügungen des Landeskirchenamtes (Verwaltungsvorschriften und Allgemeinverfügungen) im Sinne des § 19 Absatz 2 der Geschäftsordnung des Landeskirchenamtes vom 23. Oktober 2009 (GO.LKA - ABl. S. 310).
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Referatsleiter zeichnen grundsätzlich in allen Angelegenheiten ihres Aufgabengebietes insbesondere
                  

                  
                     
                        	
                            Schreiben und Bescheide von rechtlich oder sachlich schwieriger Natur oder größerer Bedeutung; bei größerer finanzieller
                              Bedeutung ist die Beteiligung des Finanzreferates zu beachten,
                           

                        

                        	
                            Entscheidungen über Rechtsbehelfe, wenn der Erstbescheid von einem Sachbearbeiter, einem Fachreferenten oder einem Referenten
                              unterzeichnet wurde, 
                           

                        

                        	
                            Schreiben an Ministerien des Bundes und der Länder, an mittlere und obere Verwaltungsbehörden, die EKD, die VELKD, die UEK
                              und andere Landeskirchen in einfachen Angelegenheiten,
                           

                        

                        	
                            Rundschreiben und andere allgemeine Informationen im Sinne des § 20 Absatz 2 GO.LKA. 
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Fachreferenten und Sachgebietsleiter haben in ihrem Zuständigkeitsbereich eine eigenständige Zeichnungsberechtigung.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Der Umfang der Zeichnungsberechtigung der Sachbearbeiter wird durch den jeweils zuständigen Referatsleiter festgelegt; der
                     zuständige Dezernent ist zu informieren.
                  

               

               
                     § 15
Zeichnungsform
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Es zeichnen die Präsidentin, die Dezernenten und die Referatsleiter mit Namen und ihrer Dienstbezeichnung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die übrigen Mitarbeiter zeichnen mit dem vorangestellten Zusatz „Im Auftrag“ oder „I. A.“.
                  

               

               
                     § 16
Mitzeichnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Präsidentin und die Dezernenten können sich die Mitzeichnung vorbehalten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Dezernenten können für Schreiben ihres Dezernates die abschließende Zeichnung der Präsidentin oder deren Mitzeichnung sowie
                     die Mitzeichnung anderer Dezernenten vorsehen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Referatsleiter können für Schreiben ihres Referates die abschließende Zeichnung des zuständigen Dezernenten, die Mitzeichnung
                     des Dezernenten oder anderer Dezernenten sowie die Mitzeichnung anderer Referatsleiter vorsehen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Sind bei der Bearbeitung eines Vorganges andere Mitarbeiter aufgrund ihrer sachlichen Zuständigkeit zu beteiligen, so wird
                     ihnen der Entwurf von dem federführenden Mitarbeiter zur Mitzeichnung vor Abgang zugeleitet.
                  

               

               
                     § 17
Postausgang
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Jedes ausgehende Schreiben ist nach Unterzeichnung und entsprechender Mitzeichnung als Papierkopie mit Ausgangsvermerk zu
                     den Akten zu nehmen.  2 Bei Post, die mittels E-Mail versandt wird, ist ein Ausdruck, bei Post, die per Telefax versandt wird, ist das Sendeprotokoll
                     zu den Akten zu nehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Unter Berücksichtigung sachlicher Erfordernisse ist die wirtschaftlichste Versendungsart zu wählen.  2 Der Postversand von Schriftstücken erfolgt durch die jeweilige Poststelle. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Sofern es der Schutz des Persönlichkeitsinteresses und der Datenschutz erfordern, sind Schriftstücke und Unterlagen verschlossen
                     der jeweiligen Poststelle zuzuleiten.  2 Dies gilt auch im Falle der Versendung als Sammelpost.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Wird aus dienstlichen Gründen ein Nachweis über die Absendung von Schriftstücken benötigt, können diese mit den Entwürfen
                     der Poststelle zugeleitet werden.  2 Die Poststelle bestätigt die Absendung auf dem Entwurf.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Nähere Regelungen können durch den Referatsleiter für Personal und Zentrale Dienste erlassen werden.
                  

               

               
                     § 18
Fax und E-Mail
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Bearbeiter einer Sache entscheidet im Einzelfall, ob ein Schreiben elektronisch versandt werden soll. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die besonderen Rechte und Pflichten bei der Nutzung von E-Mail, Intranet und Internet werden in einer Dienstvereinbarung
                     geregelt.
                  

               

               
                     § 19
Verfügungen und Rundschreiben des Landeskirchenamtes 
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Verfügungen des Landeskirchenamtes (Verwaltungsvorschriften und Allgemeinverfügungen) sowie Rundschreiben werden den davon
                     Betroffenen sowie allen Dezernenten und Referatsleitern zur Kenntnis gegeben. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Verfügungen und Rundschreiben werden zur Sachakte und zusätzlich zu dafür eingerichteten gesonderten Sammelakten gegeben.
                      2 Sie werden im Kalenderjahr in folgender Weise fortlaufend nummeriert:
                  

                  
                     
                        	
                            „Verfügung des Landeskirchenamtes Nr. ...../(Jahreszahl)“;

                        

                        	
                            „Rundschreiben des Landeskirchenamtes Nr. ..... /(Jahreszahl)“. 

                        

                     

                  

                   3 Die Nummern werden zentral durch das Referat „Personal und Zentrale Dienste“ vergeben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Verfügungen des Landeskirchenamtes werden im Amtsblatt veröffentlicht.  2 Rundschreiben und andere allgemeine Informationen werden in der Regel in „EKM-intern“ veröffentlicht.
                  

               

               
                     § 20
Dienstsiegel
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Ermächtigung zur Führung von Dienstsiegeln (§ 4 Absatz 2 Siegelordnung der EKM vom 20. Februar 2009, ABl. S. 94) wird aufgrund eines Beschlusses des Kollegiums von der Präsidentin des Landeskirchenamtes schriftlich erteilt.  2 Sie kann diese Befugnis übertragen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Dienstsiegel tragen Beizeichen und werden gegen Empfangsbestätigung ausgehändigt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die zur Führung des Dienstsiegels Berechtigten haben das Dienstsiegel unter Beachtung der geltenden Siegelordnung der EKM
                     und der geltenden Durchführungsbestimmungen zur Siegelordnung zu führen.  2 Sie haben das Dienstsiegel insbesondere unter Verschluss zu halten und dürfen dieses nicht Dritten aushändigen.  3 Der Verlust des Dienstsiegels ist unverzüglich der aushändigenden Stelle anzuzeigen.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 4
Innere Verwaltung
            

         

         
                     § 21
Dienstgebäude und Diensträume
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zentrales Dienstgebäude des Landeskirchenamtes ist das Collegium Maius in Erfurt, Michaelisstraße 39.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Dienstgebäude und Diensträume sind ordentlich und sauber zu halten.  2 Die Gestaltung der Diensträume mit persönlichen Gegenständen hat den Charakter der Dienststelle zu respektieren und darf dienstlichen
                     Belangen nicht entgegenstehen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Dienstgebäude, die Diensträume und ihre Einrichtungen dürfen nur mit Einwilligung des Referatsleiters für Personal und
                     Zentrale Dienste für außerdienstliche Zwecke genutzt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 In Dienstgebäuden, in Diensträumen und auf dienstlichen Grundstücken dürfen Waren und Dienstleistungen für private und kommerzielle
                     Zwecke nicht beworben, angeboten, vertrieben oder vermittelt werden.  2 Der Referatsleiter für Personal und Zentrale Dienste kann in begründeten Einzelfällen Ausnahmen zulassen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Dienstgebäude sind außerhalb der regelmäßigen, durch die Gleitzeitvereinbarung festgelegten Arbeitszeiten verschlossen
                     zu halten. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 In Dienstgebäuden und Diensträumen ist der Schutz der Nichtraucher zu gewährleisten.  2 In Dienstkraftfahrzeugen besteht Rauchverbot.  3 Eine Ausweitung des Rauchverbots ist durch Regelung zulässig; die Rechte der Mitarbeitervertretung bleiben unberührt.
                  

               

               
                     § 22
Regelarbeitszeit und Gleitzeitvereinbarung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Den Beginn und das Ende der täglichen Arbeitszeit der Mitarbeiter des Landeskirchenamtes regelt die Gleitzeitvereinbarung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für Mitarbeiter, für die die Gleitzeitvereinbarung keine Anwendung findet und für die auch keine Sonderregelung bezüglich
                     der persönlichen Arbeitszeit getroffen wurde, gilt die Regelarbeitszeit.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Regelarbeitszeit beginnt Montag bis Freitag 7.30 Uhr; ihr tägliches Ende berechnet sich, indem die Wochenarbeitszeit
                     auf gleich lange Arbeitstage verteilt wird, hierbei sind die gesetzlich vorgeschriebenen Pausen zu berücksichtigen.
                  

               

               
                     § 23
Dienstreisen und Dienstgänge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Dienstreisen genehmigt der zuständige Dezernent bei Vorlage eines Dienstreiseantrages.  2 Der Dezernent kann diese Befugnis auf seinen Stellvertreter delegieren.  3 Dienstreiseaufträge für Mitarbeiter, die der Präsidentin unterstehen, erteilt die Präsidentin.  4 Eine Dienstreise darf erst angetreten werden, nachdem sie genehmigt wurde.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für die Teilnahme der Dezernenten an den Tagungen und Sitzungen der kirchenleitenden Organe der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                     gelten die Dienstreisen als genehmigt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Dezernenten können den ihrem Dezernat zugeordneten Referatsleitern Dienstreisen zu bestimmten, regelmäßig wiederkehrenden
                     Anlässen generell genehmigen.  2 Diese Genehmigung muss schriftlich erteilt werden.  3 Sie ist dem Referat für Personal und Zentrale Dienste anzuzeigen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Notwendigkeit der Dienstreise ist vor der Genehmigung durch den zuständigen Referatsleiter zu bestätigen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Dienstgänge sind alle dienstlich veranlassten Gänge von Mitarbeitern außerhalb des Dienstgebäudes.  2 Vor Antritt eines Dienstganges hat jeder Mitarbeiter seine Abwesenheit und den Zweck des Dienstganges durch Eintragung in
                     eine entsprechende Liste zu dokumentieren.  3 Nähere Regelungen können durch den Referatsleiter für Personal und Zentrale Dienste erlassen werden.
                  

               

               
                     § 24
Urlaub und Freistellung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die langfristige Planung des Erholungsurlaubes der Mitarbeiter ist für eine kontinuierliche Arbeit des Landeskirchenamtes
                     unverzichtbar.  2 Verantwortlich für die Urlaubsplanung ist der Dezernent. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Planung des Erholungsurlaubes ist unter Beachtung der Vertretungsregeln in den Dezernaten bis zum Ende der 8. Kalenderwoche
                     vorzunehmen und dem Referat für Personal und Zentrale Dienste zur Kenntnis zu geben.  2 Der Urlaubsplan ist im Dezernat in geeigneter Form bekannt zu geben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Genehmigung von Urlaub und Freistellung ist rechtzeitig, die Genehmigung von Erholungsurlaub ist vierzehn Tage vor Antritt
                     zu beantragen.  2 Hierfür ist ein Formular zu verwenden.  3 Bei der Genehmigung ist die Urlaubsplanung zu beachten, Abweichungen bedürfen einer gesonderten Begründung. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Genehmigung erteilt 
                  

                  
                     
                        	
                            bei Dezernenten die Präsidentin des Landeskirchenamtes,

                        

                        	
                            bei Referatsleitern der zuständige Dezernent,

                        

                        	
                            bei allen anderen Mitarbeitern der direkte Vorgesetzte.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Dem Referat für Personal und Zentrale Dienste ist das Formular zur Bestätigung zuzuleiten, es verbleibt anschließend bei dem
                     Mitarbeiter.  2 Urlaub und Freistellungen dürfen erst angetreten werden, wenn ihre Genehmigung vom Referat für Personal und Zentrale Dienste
                     bestätigt wurde.
                  

               

               
                     § 25
Benutzung des Diensttelefons für Privatgespräche
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Vom Arbeitsplatz aus dürfen grundsätzlich nur Dienstgespräche geführt werden.  2 Private Telefongespräche während der Dienstzeit sind auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Müssen aus dringenden Gründen vom Arbeitsplatz aus Privatgespräche geführt werden, so ist vorher die Kennziffer zur Registrierung
                     des Gesprächs als Privatgespräch vorzuwählen.  2 Überschreitet die Dauer privater Telefongespräche 30 Minuten im Monat, wird die das Limit überschreitende Zeit vom Zeitkonto
                     abgezogen.
                  

               

               
                     § 26
Elektronische Medien
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Zugang zu elektronischen Medien wie E-Mail und Internet wird als Arbeitsmittel zur Verfügung gestellt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Nähere wird durch eine Dienstvereinbarung geregelt.
                  

               

               
                     § 27
Schriftgutverwaltung
                     

                  

                  Einzelheiten der Schriftgutverwaltung werden gesondert geregelt.

               

               
                     § 28
Sprachregelung
                     

                  

                  Die in dieser Verwaltungsdienstordnung verwendeten Personen-, Funktions- und Amtsbezeichnungen gelten für Frauen und Männer
                     in gleicher Weise.
                  

               

               
                     § 29
Ergänzende Bestimmungen, Dienstvereinbarungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zur Ausführung oder Konkretisierung der Geschäftsordnung des Landeskirchenamtes und dieser Verwaltungsdienstordnung kann
                     das Kollegium weitere ergänzende Bestimmungen erlassen oder bestimmte Sachverhalte durch Dienstvereinbarung zwischen der Dienststellenleitung
                     und der Mitarbeitervertretung regeln.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Referat für Personal und Zentrale Dienste führt ein Verzeichnis aller Bestimmungen und Dienstvereinbarungen im Sinne
                     des Absatzes 1 und stellt diese den Mitarbeitenden regelmäßig aktualisiert zur Verfügung. 
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 5
Übergangs- und Schlussbestimmungen
            

         

         
                     § 30
Übergangsbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bis auf Weiteres sind die Dienstgebäude des Landeskirchenamtes
                  

                  
                     
                        	
                            am Standort Eisenach die Gebäude Dr.-Moritz-Mitzenheim-Str. 2a und 2b und Sophienstraße 91,

                        

                        	
                            am Standort Magdeburg die Gebäude Am Dom 2, Leibnizstraße 4, Leibnizstraße 50 und Hegelstraße 1.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für die Schriftgutverwaltung gelten die bisherigen Regelungen am jeweiligen Standort, soweit nichts anderes bestimmt wird.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Ergänzend zu vorstehenden Bestimmungen sind von den Mitarbeitern an den Standorten des Landeskirchenamtes in Eisenach und
                     Magdeburg die jeweils für den Geschäftsablauf an diesen Standorten geltenden Bestimmungen der ehemaligen Teilkirchen beziehungsweise
                     der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland zu beachten, die noch nicht außer Kraft getreten, aufgehoben worden
                     oder gegenstandslos geworden sind, soweit sie nicht im Widerspruch zur Geschäftsordnung des Landeskirchenamtes, zu dieser
                     Verwaltungsdienstordnung oder zu sonstigem Recht der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland stehen. 
                  

               

               
                     § 31
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Verwaltungsdienstordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2010 in Kraft 

               

            

         

      

      

   
      

      
         Kirchengesetz über die Rechts- und Fachaufsicht über die kirchlichen Körperschaften in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
(Aufsichtsgesetz – AufsG)
         

      

      Das  Aufsichtsgesetz ist  zum 31. Dezember 2013 außer Kraft getreten. Die Regelungen wurden integriert in das Vermögensverwaltungs-
         und Aufsichtsgesetz, abgedruckt unter ON  870.  
      

      

      

   
      

      
         Verordnung über die Mustergeschäftsordnung
für Kreissynoden in der Evangelischen
Kirche in Mitteldeutschland
(VO MusterGO KS)
         

      

      
         Vom 13. September 2008 (ABl. S. 263), 

      

      
         geändert durch Verordnung vom 7. Dezember 2013 (ABl. 2014 S. 18, ber. 2014 S. 171)
         

      

      Änderungen
            
               
               
               
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Lfd. Nr.

                  
                  	
                     Änderndes Recht

                  
                  	
                     Datum

                  
                  	
                     Fundstelle
ABl. EKM
                     

                  
                  	
                     Geänderte
Paragrafen
                     

                  
                  	
                     Art der 
Änderung
                     

                  
               

            
            
               
                  	
                     1

                  
                  	
                     Verordnung zur Änderung und Aufhebung von Rechtsnormen zur Rechtsbereinigung

                  
                  	
                     7.12.2013

                  
                  	
                     ABl. 2014 S. 18

                  
                  	
                     Anlage

                     § 1 Abs. 4 Satz 2

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     2

                  
                  	
                     Berichtigung der Verordnung über die Mustergeschäftsordnung für Kreissynoden in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland

                     

                  
                  	
                     10.7.2014

                  
                  	
                     ABl. S: 171

                  
                  	
                     Anlage

                     § 18 Abs. 8 Satz 3

                  
                  	
                     geändert

                  
               

            
         

      

      Die Kirchenleitung der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 7 Absatz 2 Nummer 8, Artikel 11 Absatz 3 Nummer 2 der Vorläufigen Ordnung mit Zustimmung der Kirchenleitung der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen
         und des Landeskirchenrates der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen die folgende Verordnung erlassen:
      

      
                     § 1
Grundsätze
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Kreissynode ist verpflichtet, sich eine Geschäftsordnung zu geben.  2 Die Geschäftsordnung kann im Rahmen des geltenden Rechts von der Mustergeschäftsordnung für Kreissynoden (MusterGO KS) in
                     der Anlage, die Bestandteil dieser Verordnung ist, abweichen.  3 Bestimmungen in der Geschäftsordnung, die der Verfassung widersprechen, sind nichtig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Geschäftsordnung wird von der Kreissynode beschlossen.  2 Sie bedarf der Genehmigung durch das Landeskirchenamt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für Änderungen der Geschäftsordnung gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Übernimmt die Kreissynode die Mustergeschäftsordnung unverändert, genügt abweichend von Absatz 2 Satz 2 eine Anzeige an das
                     Landeskirchenamt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Geschäftsordnung gilt für die Dauer der Amtsperiode der Kreissynode.  2 Übernimmt die nachfolgende Kreissynode die bereits genehmigte Geschäftsordnung der vorhergehenden Kreissynode unverändert,
                     gilt Absatz 4 entsprechend.
                  

               

               
                     § 2
Übergangsbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Vor Inkrafttreten der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland treten an die Stelle der in dieser Verordnung
                     genannten Organe und Stellen der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland die entsprechenden Organe und Stellen der Föderation
                     Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Aufgaben des Legitimationsprüfungsausschusses für die Prüfung der Legitimation der Mitglieder der Kreissynode (§ 2 MusterGO KS) werden im Herbst 2008 in den Kirchenkreisen der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen von dem zum
                     Zeitpunkt des Erlasses dieser Mustergeschäftsordnung bestehenden jeweiligen Kreiskirchenrat oder einem von diesem gebildeten
                     Legitimationsprüfungsausschuss wahrgenommen.  2 In den Kirchenkreisen der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen tritt an die Stelle des Legitimationsprüfungsausschusses
                     der jeweilige Vorstand der Kreissynode oder ein von diesem gebildeter Legitimationsprüfungsausschuss.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Aufgaben des Wahlvorbereitungsausschusses für die auf der konstituierenden Tagung der Kreissynode im Herbst 2008 durchzuführenden
                     Wahlen (§ 14 Kirchengesetz über die Wahlen zu den Kreissynoden und zur Landessynode in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland –
                     Synodenwahlgesetz, ABl. 2008 S. 201) werden in den Kirchenkreisen der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen von
                     dem jeweiligen Wahlvorbereitungsausschuss der zum Zeitpunkt des Erlasses dieser Mustergeschäftsordnung bestehenden Kreissynode
                     wahrgenommen.  2 In den Kirchenkreisen der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen tritt an die Stelle des Wahlvorbereitungsausschusses
                     der jeweilige Vorstand der Kreissynode.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Solange die Kreissynode noch keinen Beschluss über die Übernahme der Mustergeschäftsordnung gefasst hat beziehungsweise eine
                     von der Mustergeschäftsordnung abweichende Geschäftsordnung noch nicht genehmigt ist, soll die Mustergeschäftsordnung entsprechend
                     angewendet werden.
                  

               

               
                     § 3
Inkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 2008 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gleichzeitig treten außer Kraft:
                     
                        	
                           die Mustergeschäftsordnung für Kreissynoden der Evangelisch- Lutherischen Kirche in Thüringen vom 31. Januar 1996 (ABl. ELKTh
                              S. 34),
                           

                        

                        	
                           Muster für eine Geschäftsordnung der Kreissynode der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen (ABl. EKKPS 1983, S.
                              18).
                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            Anlage: 
Mustergeschäftsordnung für Kreissynoden 
in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
            

         

         
               Geschäftsordnung der Kreissynode des Kirchenkreises …
Vom …
               

            

            Die Kreissynode des Kirchenkreises … hat sich auf ihrer Tagung am … die folgende Geschäftsordnung gegeben:

            
                  Inhaltsübersicht

               

               
                  
                     
                        
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 1

                           
                           	
                              Vorbereitung und Einberufung der Kreissynode

                           
                           	
                              § 12

                           
                           	
                              Redeordnung

                           
                        

                        
                           	
                              § 2

                           
                           	
                              Legitimationsprüfung

                           
                           	
                              § 13

                           
                           	
                              Anträge und Beschlüsse zur Geschäftsordnung

                           
                        

                        
                           	
                              § 3

                           
                           	
                              Eröffnung der Kreissynode

                           
                           	
                              § 14

                           
                           	
                              Wahlen

                           
                        

                        
                           	
                              § 4

                           
                           	
                              Synodalversprechen

                           
                           	
                              § 15

                           
                           	
                              Beschlussfassung

                           
                        

                        
                           	
                              § 5

                           
                           	
                              Präsidium der Kreissynode

                           
                           	
                              § 16

                           
                           	
                              Bericht über das kirchliche Leben, Fragestunde

                           
                        

                        
                           	
                              § 6

                           
                           	
                              Teilnahmepflicht, beratende Teilnahme, Gäste

                           
                           	
                              § 17

                           
                           	
                              Verhandlungsniederschrift

                           
                        

                        
                           	
                              § 7

                           
                           	
                              Öffentlichkeit

                           
                           	
                              § 18

                           
                           	
                              Ausschüsse

                           
                        

                        
                           	
                              § 8

                           
                           	
                              Beschlussfähigkeit

                           
                           	
                              § 19

                           
                           	
                              Visitationskommission

                           
                        

                        
                           	
                              § 9

                           
                           	
                              Verhandlungsgegenstände

                           
                           	
                              § 20

                           
                           	
                              Reisekostenerstattung

                           
                        

                        
                           	
                              § 10

                           
                           	
                              Sachanträge

                           
                           	
                              § 21

                           
                           	
                              Sprachregelung

                           
                        

                        
                           	
                              § 11

                           
                           	
                              Eingaben

                           
                           	
                              § 22

                           
                           	
                              Inkrafttreten

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 1
Vorbereitung und Einberufung der Kreissynode
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kreissynode tritt in der Regel zweimal jährlich zusammen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Kreissynode wird vom Präses einberufen.  2 Zu ihrer konstituierenden Tagung wird die Kreissynode abweichend von Satz 1 vom Superintendenten einberufen, der bis zur Wahl
                     des Präsidiums den Vorsitz führt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Präses und seine Stellvertreter bereiten im Zusammenwirken mit dem Kreiskirchenrat die Tagungen der Kreissynode vor.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die schriftliche Einladung mit der vorläufigen Tagesordnung soll den Synodalen und nachrichtlich den Stellvertretern mindestens
                     zwei Wochen vor Beginn der Tagung zugegangen sein.  2 Der zuständige Regionalbischof und der Leiter des Kreiskirchenamtes werden von der Einberufung der Kreissynode unterrichtet.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Kreissynode ist innerhalb von einem Monat einzuberufen, wenn ein Drittel ihrer Mitglieder, der Kreiskirchenrat oder das
                     Landeskirchenamt dies verlangt.
                  

               

               
                     § 2
Legitimationsprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Kreiskirchenrat oder ein von ihm bestellter Legitimationsprüfungsausschuss prüft gemäß § 11 Kirchengesetz über die Wahlen zu den Kreissynoden und zur Landessynode in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland vom
                     4. Juli 2008 (Synodenwahlgesetz, ABl. S. 201) die Legitimation der Synodalen und erstattet der Kreissynode zu Beginn ihrer
                     ersten Tagung Bericht.  2 Aufgrund des Prüfberichtes entscheidet die Kreissynode über die Legitimation der Synodalen.  3 Bis zur endgültigen Entscheidung gelten die erschienenen Synodalen als vorläufig legitimiert.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Stellt sich die Frage der Legitimation von Mitgliedern vor weiteren Tagungen, gilt Absatz 1 entsprechend.
                  

               

               
                     § 3
Eröffnung der Kreissynode
                     

                  

                   1 Die erste Tagung der Kreissynode wird mit einem Gottesdienst eröffnet.  2 Die weiteren Tagungen werden mit einem Gottesdienst oder einer Andacht eröffnet.
                  

               

               
                     § 4
Synodalversprechen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Im Gottesdienst der ersten Tagung der Kreissynode nimmt der Superintendent den Synodalen das folgende Synodalversprechen ab:
                  

                  „Wollt ihr euren Auftrag als Synodale im Gehorsam gegenüber Gottes Wort, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den
                        Bekenntnissen unserer Kirche bezeugt ist, und in Übereinstimmung mit den geltenden Ordnungen unserer Kirche treu und gewissenhaft
                        ausführen und darauf bedacht sein, dass das Evangelium von Jesus Christus durch die Kirche zum Heil der Welt in Wort und Tat
                        bezeugt werde?“ Sie antworten mit Handschlag: „Ja mit Gottes Hilfe.“

                  
                        (
                        2
                        )
                        Später eintretende Synodale geben das Synodalversprechen in der ersten Sitzung, zu der sie erschienen sind, gegenüber dem
                     Präses ab.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Verweigerung des Synodalversprechens zieht den Verlust der Mitgliedschaft in der Kreissynode nach sich.
                  

               

               
                     § 5
Präsidium der Kreissynode
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Kreissynode wählt auf ihrer ersten Tagung in geheimer Abstimmung unter der Leitung des Superintendenten den Präses und
                     bis zu zwei Stellvertreter.  2 Der Präses und ein Stellvertreter dürfen nicht hauptberuflich in einem kirchlichen Anstellungsverhältnis stehen.  3 Wählbar sind die ordentlichen Mitglieder der Kreissynode mit Ausnahme des Superintendenten.  4 Für das Wahlverfahren gilt § 12 Absatz 2 Synodenwahlgesetz.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Präses und seine Stellvertreter werden für die Dauer der Amtsperiode gewählt und bleiben bis zum Zusammentreten der neuen
                     Kreissynode im Amt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ersatzwahlen während der Amtsperiode erfolgen nach den gleichen Grundsätzen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Präses sorgt für die Einhaltung der Ordnung und nimmt das Hausrecht wahr.  2 Er leitet die Verhandlungen und vertritt die Kreissynode nach außen.  3 Er wird bei seinen Aufgaben von seinen Stellvertretern unterstützt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Präses führt die Geschäfte der Kreissynode; dazu wird eine Geschäftsstelle bestimmt.
                  

               

               
                     § 6
Teilnahmepflicht, beratende Teilnahme, Gäste
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Mitglieder sind verpflichtet, an jeder Tagung der Kreissynode teilzunehmen.  2 Ist ein Mitglied an der Teilnahme gehindert, so hat es dies der Geschäftsstelle unverzüglich unter Angabe der Gründe sowie
                     seinem Stellvertreter mitzuteilen.  3 Der Präses lädt den Stellvertreter des verhinderten Mitglieds ein; die Sätze 1 und 2 gelten für den Stellvertreter entsprechend.
                      4 Sofern ein zweiter Stellvertreter vorhanden ist, gilt Satz 3, 1. Halbsatz entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 An den Tagungen der Kreissynode nehmen zwei Jugendvertreter teil, die auf Vorschlag des Jugendkonventes des Kirchenkreises
                     oder eines vergleichbaren Zusammenschlusses vom Kreiskirchenrat berufen werden.  2 Die Jugendvertreter müssen zum Zeitpunkt ihrer Berufung das 14. Lebensjahr vollendet haben.  3 Sie haben Rede- und Antragsrecht; sobald sie das 18. Lebensjahr vollendet haben, haben sie auch das Stimmrecht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Landesbischof, der Regionalbischof, vom Kollegium des Landeskirchenamtes beauftragte Vertreter und der Leiter des Kreiskirchenamtes
                     können an den Verhandlungen der Kreissynode mit Rede- und Antragsrecht teilnehmen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Das Präsidium kann im Einvernehmen mit dem Kreiskirchenrat weitere Berater und Gäste zur Tagung der Kreissynode einladen.
                      2 Berater haben Rederecht.  3 Über das Rederecht von Gästen entscheidet das Präsidium.
                  

               

               
                     § 7
Öffentlichkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Verhandlungen der Kreissynode sind in der Regel öffentlich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Verhandlungen sind nicht öffentlich, soweit Personalangelegenheiten verhandelt werden oder die Öffentlichkeit durch Kirchengesetz
                     oder aufgrund eines Kirchengesetzes ausgeschlossen ist.  2 Die Kreissynode kann durch Beschluss die Öffentlichkeit für einzelne Verhandlungsgegenstände ausschließen; über den Antrag
                     auf Ausschluss der Öffentlichkeit wird in nicht öffentlicher Sitzung verhandelt und beschlossen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Präsidium kann Berater und Gäste zur Teilnahme an nicht öffentlichen Sitzungen zulassen, sofern die Kreissynode dem nicht
                     widerspricht.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Über Inhalt und Verlauf der Beratung in nicht öffentlicher Sitzung sind die Mitglieder zur Verschwiegenheit verpflichtet.
                  

               

               
                     § 8
Beschlussfähigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Präses der Kreissynode stellt zu Beginn der Sitzung die ordnungsgemäße Einberufung und die Beschlussfähigkeit der Kreissynode
                     fest.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kreissynode ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Drittel ihrer Mitglieder anwesend sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ist festgestellt, dass die Kreissynode nicht oder nicht mehr beschlussfähig ist, so entscheidet das Präsidium, ob
                     
                        	
                           einzelne Tagesordnungspunkte ohne Beschlussfassung beraten werden,

                        

                        	
                           die Sitzung bis zur Herstellung der Beschlussfähigkeit unterbrochen wird oder

                        

                        	
                           die Sitzung ohne Ergebnis beendet wird.

                        

                     

                  

               

               
                     § 9
Verhandlungsgegenstände
                     

                  

                  Gegenstand der Verhandlungen der Kreissynode bilden:
                     
                        	
                           Vorlagen des Kreiskirchenrates,

                        

                        	
                           Anträge von den Gemeindekirchenräten und der Visitationskommission des Kirchenkreises, von Ausschüssen und Mitgliedern der
                              Kreissynode und vom Leiter des Kreiskirchenamtes (§ 10 Absatz 1),
                           

                        

                        	
                           Anträge von Ausschüssen und Mitgliedern der Kreissynode während der Synodentagung (§ 10 Absatz 2),
                           

                        

                        	
                           Gegenstände, die der Kreissynode von der Landessynode, dem Landeskirchenrat oder dem Kollegium des Landeskirchenamtes vorgelegt
                              werden,
                           

                        

                        	
                           Eingaben von Gemeindegliedern aus dem Kirchenkreis (§ 11),
                           

                        

                        	
                           sonstige vom Präsidium zugelassene Verhandlungsgegenstände.

                        

                     

                  

               

               
                     § 10
Sachanträge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Anträge an die Synode nach § 9 Nummer 2 sind auf die Tagesordnung der Kreissynode zu setzen, wenn sie mindestens vier Wochen vor Beginn der Tagung der Kreissynode
                     bei der Geschäftsstelle eingegangen sind; später eingehende Anträge können vom Präsidium auf die Tagesordnung gesetzt werden.
                      2 Nach Beginn der Synodentagung können Anträge durch Beschluss der Kreissynode auf die Tagesordnung gesetzt werden.  3 Vor der Abstimmung kann das Präsidium je einem Befürworter und einem Gegner des Antrags das Wort erteilen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Während der Tagung der Kreissynode können Anträge nach § 9 Nummer 3 zu jeder Beschlussvorlage gestellt werden, solange die Verhandlung über den betreffenden Tagesordnungspunkt nicht
                     abgeschlossen ist.  2 Abänderungs- und Ergänzungsanträge können jederzeit bis zum Schluss der Aussprache über den Antrag gestellt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Anträge, die außerhalb der Zuständigkeit der Kreissynode liegen, werden vom Präsidium nicht zugelassen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Anträge, die durch Beschluss erledigt sind, dürfen während derselben Tagung der Kreissynode nicht noch einmal gestellt werden.
                  

               

               
                     § 11
Eingaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Jedes wahlberechtigte Gemeindeglied aus den Kirchengemeinden des Kirchenkreises hat das Recht, Eingaben an die Kreissynode
                     zu richten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kreissynode entscheidet auf Vorschlag des Präsidiums, ob eine Eingabe Gegenstand der Verhandlung wird oder dem Kreiskirchenrat
                     oder einer anderen Stelle zur weiteren Bearbeitung überwiesen wird.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Eingaben werden nur berücksichtigt, wenn sie spätestens zwei Tage vor Beginn der Tagung der Kreissynode beim Präsidium eingegangen
                     sind.
                  

               

               
                     § 12
Redeordnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Niemand darf das Wort ergreifen, ohne dass es ihm vom Präses erteilt worden ist.  2 Der Antragsteller oder der Berichterstatter erhalten das Wort bei Aufruf des Tagesordnungspunktes, die übrigen Mitglieder
                     nach der Reihenfolge der Wortmeldungen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Außer der Reihe, jedoch ohne Unterbrechung der Rede, erhalten das Wort:
                     
                        	
                           der Antragsteller oder der Berichterstatter,

                        

                        	
                           der Landesbischof, der Regionalbischof, die Vertreter des Landeskirchenamtes, der Superintendent und der Leiter des Kreiskirchenamtes,

                        

                        	
                           wer zur Geschäftsordnung sprechen will.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wer das Wort hat, darf nur vom Präses unterbrochen werden. Bekundungen des Beifalls oder des Missfallens sind zu unterlassen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Mit Ausnahme des Antragstellers beziehungsweise des Berichterstatters soll niemand das Wort über denselben Verhandlungsgegenstand
                     öfter als zweimal erhalten.  2 Der Präses kann die Redezeit beschränken.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Weicht ein Redner vom Gegenstand der Verhandlung ab, so kann ihn der Präses auf den Verhandlungsgegenstand verweisen, im Wiederholungsfall
                     zur Ordnung rufen oder ihm das Wort entziehen.  2 Der Präses soll auf eine sachliche Behandlung der Tagesordnungspunkte hinwirken.  3 Er ist berechtigt, zur Aufrechterhaltung der Ordnung der Kreissynode ein Mitglied von der Sitzung auszuschließen.
                  

               

               
                     § 13
Anträge und Beschlüsse zur Geschäftsordnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Wort zur Geschäftsordnung muss jederzeit, jedoch ohne Unterbrechung einer Rede gegeben werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Über Anträge zur Geschäftsordnung ist auf Verlangen des Antragstellers sofort durch Beschluss zu entscheiden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Anträge auf Schluss der Rednerliste oder Abbruch der Debatte stellt der Präses unter Nennung der noch gemeldeten Redner sofort
                     zur Abstimmung.  2 Wird der Antrag auf Abbruch der Debatte angenommen, so erhält der Berichterstatter oder der Antragsteller eines selbstständigen
                     Antrags das Schlusswort.
                  

               

               
                     § 14
Wahlen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Für die von der Kreissynode vorzunehmenden Wahlen bildet die Kreissynode aus ihrer Mitte einen Wahlvorbereitungsausschuss.
                      2 Der Wahlvorbereitungsausschuss der vorhergehenden Synode bleibt bis zum Abschluss der nach § 12 Absatz 2 Synodenwahlgesetz auf der konstituierenden Sitzung der neuen Kreissynode durchzuführenden Wahlen im Amt und wird
                     danach neu gebildet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wahlvorschläge werden an den Wahlvorbereitungsausschuss gerichtet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für die Wahlen nach § 12 Absatz 2 Synodenwahlgesetz gilt das dort geregelte Verfahren.1 Andere Wahlen können in offener Abstimmung erfolgen, sofern nicht etwas anderes bestimmt ist oder ein Mitglied der Kreissynode
                     auf geheimer Wahl mit Stimmzetteln besteht.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das vom Präsidium festgestellte und verkündete Ergebnis von Wahlen ist unanfechtbar.
                  

               

               
                     § 15
Beschlussfassung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für Beschlüsse der Kreissynode muss die Mehrheit der Stimmen der anwesenden Synodalen erreicht werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Vor jeder Abstimmung wird der Gegenstand der Beschlussfassung, über den abgestimmt werden soll, vom Präses unmissverständlich
                     bezeichnet und in eine Frage zusammengefasst, die mit „Ja“ oder „Nein“ beantwortet werden kann.  2 Über den weitergehenden Antrag wird zuerst abgestimmt.  3 Ist zweifelhaft, welcher der vorliegenden Anträge weitergehend ist, so entscheidet das Präsidium endgültig über die Reihenfolge
                     der Abstimmungen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Beschlüsse der Kreissynode können lauten auf:
                     
                        	
                           Annahme oder Ablehnung eines Antrags,

                        

                        	
                           Überweisung an einen Ausschuss,

                        

                        	
                           Vertagung,

                        

                        	
                           Übergang zur Tagesordnung.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Abstimmung erfolgt durch Handzeichen. Sie hat geheim und durch Stimmzettel zu erfolgen, falls ein Mitglied dies beantragt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Bei eindeutigen Mehrheitsverhältnissen kann auf das Auszählen der Stimmen verzichtet werden.  2 Wird die Beschlussfähigkeit der Kreissynode angezweifelt, so ist die Auszählung der Stimmen oder auf Antrag der Namensaufruf
                     der Synodalen vorzunehmen.  3 Dies kann auch unmittelbar nach der Abstimmung erfolgen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Wer am Gegenstand der Beschlussfassung persönlich beteiligt ist, darf nicht mitstimmen.2   2 Bei der Verhandlung darf das betroffene Mitglied nur mit ausdrücklicher Genehmigung der Kreissynode anwesend sein, hat sich
                     aber in jedem Fall vor der Abstimmung aus dem Sitzungsraum zu entfernen.  3 Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für Wahlen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Das vom Präsidium festgestellte und verkündete Ergebnis von Abstimmungen ist unanfechtbar.
                  

               

               
                     § 16
Bericht über das kirchliche Leben, Fragestunde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Vorsitzende des Kreiskirchenrates erstattet mindestens einmal im Jahr der Kreissynode einen Bericht über das Leben im
                     Kirchenkreis.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Auf jeder Tagung der Kreissynode soll Gelegenheit gegeben werden, in öffentlicher Sitzung Anfragen von Mitgliedern der Kreissynode
                     zu beantworten, die für das äußere und innere Leben des Kirchenkreises von allgemeiner Bedeutung sind.  2 Umfangreiche Anfragen sind spätestens zwei Wochen vor Beginn der Tagung schriftlich an das Präsidium der Kreissynode zu richten
                     und können schriftlich beantwortet werden.  3 Die Antwort wird in diesem Fall den Synodalen mit den Synodenunterlagen zur Kenntnis gegeben, der Anfragende kann in der Fragestunde
                     eine Zusatzfrage stellen.
                  

               

               
                     § 17
Verhandlungsniederschrift
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Über jede Tagung der Kreissynode wird eine Verhandlungsniederschrift gefertigt.  2 Hierfür werden durch das Präsidium zwei Schriftführer berufen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Verhandlungsniederschrift muss mindestens enthalten:
                     
                        	
                           die Namen der anwesenden Mitglieder und die Feststellung der Beschlussfähigkeit,

                        

                        	
                           die Feststellung über die Abgabe des Synodalversprechens,

                        

                        	
                           die Tagesordnung,

                        

                        	
                           das Ergebnis von Wahlen, dabei ist anzugeben, ob mit Stimmzettel oder offen gewählt worden ist,

                        

                        	
                           Anträge, auch wenn sie abgelehnt worden sind, sowie Beschlüsse im Wortlaut,

                        

                        	
                           den wesentlichen Gang der Verhandlungen.

                        

                     

                  

                   2 Vorlagen, schriftliche Berichte, Anträge sowie andere wichtige Schriftstücke, insbesondere die Stimmzettel von geheimen Wahlen,
                     sind der Verhandlungsniederschrift als Anlage beizufügen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Jedes bei einer Abstimmung unterlegene Mitglied kann verlangen, namentlich mit seiner vom Beschluss abweichenden Meinung in
                     die Niederschrift aufgenommen zu werden.  2 Abweichende schriftliche Voten sind auf Verlangen des Mitglieds der Niederschrift hinzuzufügen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Protokolle über nicht öffentliche Sitzungen sind gesondert zu führen und so aufzubewahren, dass sie vor der Kenntnisnahme
                     durch Unbefugte gesichert sind.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Verhandlungsniederschrift wird vom Präses und den Schriftführern unterzeichnet.
                  

               

               
                     § 18
Ausschüsse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Kreissynode bildet für die Dauer ihrer Amtszeit auf ihrer ersten Tagung mindestens folgende Ausschüsse:
                     
                        	
                           Finanzausschuss,

                        

                        	
                           Bauausschuss,

                        

                        	
                           Ausschuss für Fragen des kirchlichen Lebens,

                        

                        	
                           Ausschuss für Diakonie und Soziales,

                        

                        	
                           Wahlvorbereitungsausschuss,

                        

                        	
                           Stellenplanausschuss.

                        

                     

                  

                   2 Die Kreissynode kann Ausschüsse zusammenlegen sowie weitere Ausschüsse bilden und legt deren Aufgaben fest.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Mitglied in einem Ausschuss der Kreissynode kann jedes ordentliche und stellvertretende Mitglied der Kreissynode sein.  2 Die Kreissynode kann sachkundige Personen, die die Voraussetzungen nach Satz 1 nicht erfüllen, zur dauernden beratenden Mitwirkung
                     in einem Ausschuss hinzuberufen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Ausschüsse haben insbesondere die Aufgabe, im Auftrag der Kreissynode Anträge an die Kreissynode zu prüfen und Entscheidungen
                     der Kreissynode vorzubereiten.  2 Die Kreissynode kann ihnen weitere Aufgaben übertragen.  3 Im Einvernehmen mit dem Präsidium kann auch der Kreiskirchenrat den Ausschüssen Aufträge erteilen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Ausschüsse treten bei Bedarf auch zwischen den Tagungen der Kreissynode zusammen.  2 Der Präses und der Superintendent erhalten die Einladung mit Tagesordnung zur Kenntnis.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Ausschüsse wählen aus der Reihe ihrer ordentlichen Synodenmitglieder einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden.
                      2 Der Vorsitzende leitet die Sitzungen.  3 Er ist dafür verantwortlich, dass über die Ergebnisse der Sitzungen ein Protokoll hergestellt wird.  4 Der Präses und der Superintendent erhalten das Protokoll zur Kenntnis.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Ausschüsse sind beschlussfähig, wenn außer dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter die Hälfte der Mitglieder des Ausschusses
                     anwesend ist.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Die Beratungen in den Ausschüssen sind nicht öffentlich.  2 Die Verhandlungsgegenstände und die Beratungsunterlagen sind vertraulich zu behandeln.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         1 Die Mitglieder des Präsidiums der Kreissynode und der Superintendent haben das Recht, an jeder Ausschusssitzung teilzunehmen
                     und das Wort zu ergreifen.  2 Der Präses kann jederzeit über den Stand der Arbeit Auskunft verlangen.  3 Die Ausschüsse können ungeachtet von Absatz 2 Satz 2 von Fall zu Fall sachkundige Personen zur Beratung hinzuziehen.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                        Im Übrigen gelten die Bestimmungen dieser Geschäftsordnung für die Ausschüsse sinngemäß.
                  

               

               
                     § 19
Visitationskommission
                     

                  

                  Die Kreissynode bestellt nach Maßgabe kirchengesetzlicher Regelungen die Visitationskommission.

               

               
                     § 20
Reisekostenerstattung
                     

                  

                  Die Mitglieder der Kreissynode haben Anspruch auf Erstattung ihrer Reisekosten nach Maßgabe des kirchlichen Rechts.

               

               
                     § 21
Sprachregelung
                     

                  

                  Die in dieser Geschäftsordnung verwendeten Personen-, Funktions- und Amtsbezeichnungen gelten für Frauen und Männer in gleicher
                     Weise.
                  

               

               
                     § 22
Inkrafttreten
                     

                  

                  Die Geschäftsordnung tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft.

                  ____________________

                  (Ort, Datum)

                  Der/Die Präses

                  ____________________

                  (Unterschrift)

               

            

         

      

      

      1
             1 § 12 Absatz 3 Synodenwahlgesetz: Die Wahlen nach Absatz 2 erfolgen mittels Stimmzettel in geheimer Abstimmung.  2 Gewählt ist, wer die Mehrheit der Stimmen der Mitglieder der Kreissynode auf sich vereinigt; § 4 Absatz 4 gilt entsprechend.
                3 Die Wahlen nach Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a) und b) und Nummer 3 erfolgen jeweils getrennt nach den Mitgliedern, die hauptberuflich
               in einem kirchlichen Anstellungsverhältnis stehen, und den Mitgliedern, die nicht in einem solchen Anstellungsverhältnis stehen.
                4 § 4 Absatz 4 Synodenwahlgesetz: Jeder Stimmberechtigte hat so viele Stimmen, wie Kandidaten zu wählen sind.  7 Für einen Kandidaten kann jeweils nur eine Stimme vergeben werden; Stimmenthaltung ist zulässig.  5 Kommt nicht für so viele Kandidaten, wie zu wählen sind, die erforderliche Mehrheit zustande, so findet unter den nicht gewählten
               Kandidaten ein zweiter Wahlgang statt; Satz 1 und 2 gelten entsprechend.  6 Vor jedem weiteren Wahlgang scheidet derjenige Kandidat aus, der die wenigsten Stimmen auf sich vereinigt hat; bei Stimmengleichheit
               wird der Ausscheidende durch Los bestimmt.
            

         

      

      2
             1 Persönliche Beteiligung liegt vor, wenn ein Beschluss einem Mitglied der Kreissynode selbst oder seinem Ehegatten oder einem
               Verwandten oder Verschwägerten bis zum dritten Grad oder einer von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen natürlichen
               oder juristischen Person unmittelbar einen Vorteil oder Nachteil bringen kann.  2 Persönliche Beteiligung liegt nicht vor, wenn das Mitglied an der Entscheidung der Angelegenheit lediglich als Angehöriger
               einer Berufs- oder Bevölkerungsgruppe beteiligt ist, deren gemeinsame Interessen durch die Angelegenheit berührt werden.  3 Als unmittelbar gilt nur derjenige Vorteil oder Nachteil, der sich direkt aus der Entscheidung ergibt, ohne dass weitere Ereignisse
               eintreten oder Maßnahmen getroffen werden müssen, die über die Ausführung von Beschlüssen hinausgehen.
            

         

      

   
      

      
         Verordnung über die Mustergeschäftsordnung
für Kreiskirchenräte in der Evangelischen
Kirche in Mitteldeutschland
(VO Mustergeschäftsordnung Kreiskirchenräte
– VOMusterGO KKR)
         

      

      
         Vom 25. Oktober 2008 (ABl. S. 341), 

      

      
         geändert durch Verordnung vom 7. Dezember 2013 (ABl. 2014 S. 18)
         

      

      Änderungen
            
               
               
               
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Lfd. Nr.

                  
                  	
                     Änderndes Recht

                  
                  	
                     Datum

                  
                  	
                     Fundstelle
ABl. EKM
                     

                  
                  	
                     Geänderte
Paragrafen
                     

                  
                  	
                     Art der 
Änderung
                     

                  
               

            
            
               
                  	
                     1

                  
                  	
                     Verordnung zur Änderung und Aufhebung von Rechtsnormen zur Rechtsbereinigung

                  
                  	
                     7.12.2013

                  
                  	
                     ABl. 2014 S. 18

                  
                  	
                     Anlage

                     § 1 Abs. 3 Satz 2

                  
                  	
                     geändert

                  
               

            
         

      

      Die Kirchenleitung der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 7 Abs. 2 Nr. 8, Artikel 11 Abs. 3 Nr. 3 der Vorläufigen Ordnung der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland mit Zustimmung der Kirchenleitung
         der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und des Landeskirchenrates der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen
         die folgende Mustergeschäftsordnung für Kreiskirchenräte erlassen:
      

      
                     § 1
Grundsätze
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Kreiskirchenrat ist verpflichtet, sich eine Geschäftsordnung zu geben.  2 Die Geschäftsordnung kann im Rahmen des geltenden Rechts von der Mustergeschäftsordnung für Kreiskirchenräte (MusterGO KKR)
                     in der Anlage, die Bestandteil dieser Verordnung ist, abweichen.  3 Bestimmungen in der Geschäftsordnung, die der Verfassung widersprechen, sind nichtig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Geschäftsordnung wird vom Kreiskirchenrat beschlossen.  2 Sie bedarf der Genehmigung durch das Landeskirchenamt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für Änderungen der Geschäftsordnung gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Übernimmt der Kreiskirchenrat die Mustergeschäftsordnung unverändert, genügt abweichend von Absatz 2 Satz 2 eine Anzeige an
                     das Landeskirchenamt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Geschäftsordnung gilt für die Dauer der Amtsperiode des Kreiskirchenrates.  2 Übernimmt der nachfolgende Kreiskirchenrat die bereits genehmigte Geschäftsordnung des vorhergehenden Kreiskirchenrates unverändert,
                     gilt Absatz 4 entsprechend.
                  

               

               
                     § 2
Übergangsbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Vor Inkrafttreten der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland treten an die Stelle der in dieser Verordnung
                     genannten Organe und Stellen der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland die entsprechenden Organe und Stellen der Föderation
                     Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Solange der Kreiskirchenrat noch keinen Beschluss über die Übernahme der Mustergeschäftsordnung gefasst hat beziehungsweise
                     eine von der Mustergeschäftsordnung abweichende Geschäftsordnung noch nicht genehmigt ist, soll die Mustergeschäftsordnung
                     entsprechend angewendet werden.
                  

               

               
                     § 3
Inkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. November 2008 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gleichzeitig treten außer Kraft1:
                     
                        	
                           Rahmenkatalog für die Aufgaben in den Sachbereichen der Kirchenkreise vom 6. Februar 1981 (ABl. EKKPS S. 25) mit der Änderung vom 12. Dezember 1998 (ABl. EKKPS 1999 S. 33),

                        

                        	
                           Mustergeschäftsordnung für die Vorstände der Kreissynoden vom 20. Januar 1998 (ABl. ELKTh S. 43).

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            Anlage: 
Mustergeschäftsordnung für Kreiskirchenräte 
in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
            

         

         
               Geschäftsordnung des Kreiskirchenrates des Kirchenkreises …
Vom …
               

            

            Der Kreiskirchenrat des Kirchenkreises … hat sich auf seiner Sitzung am … die folgende Geschäftsordnung gegeben:

            
                  Inhaltsübersicht 

               

               
                  
                     
                        
                           	
                              § 1

                           
                           	
                              Vorbereitung und Einberufung des Kreiskirchenrates

                           
                        

                        
                           	
                              § 2

                           
                           	
                              Teilnahmepflicht, beratende Teilnahme, Gäste

                           
                        

                        
                           	
                              § 3

                           
                           	
                              Sitzungen

                           
                        

                        
                           	
                              § 4

                           
                           	
                              Beschlussfähigkeit

                           
                        

                        
                           	
                              § 5

                           
                           	
                              Verhandlungsgegenstände

                           
                        

                        
                           	
                              § 6

                           
                           	
                              Sachanträge

                           
                        

                        
                           	
                              § 7

                           
                           	
                              Eingaben

                           
                        

                        
                           	
                              § 8

                           
                           	
                              Beratung, Redeordnung

                           
                        

                        
                           	
                              § 9

                           
                           	
                              Anträge und Beschlüsse zur Geschäftsordnung

                           
                        

                        
                           	
                              § 10

                           
                           	
                              Beschlussfassung

                           
                        

                        
                           	
                              § 11

                           
                           	
                              Eilentscheidungen

                           
                        

                        
                           	
                              § 12

                           
                           	
                              Protokoll

                           
                        

                        
                           	
                              § 13

                           
                           	
                              Arbeitsgruppen

                           
                        

                        
                           	
                              § 14

                           
                           	
                              Geschäftsführung

                           
                        

                        
                           	
                              § 15

                           
                           	
                              Reisekostenerstattung

                           
                        

                        
                           	
                              § 16

                           
                           	
                              Sprachregelung

                           
                        

                        
                           	
                              § 17

                           
                           	
                              Inkrafttreten

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 1
Vorbereitung und Einberufung des Kreiskirchenrates
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Kreiskirchenrat wird vom Superintendenten in der Regel monatlich einberufen.  2 Er ist einzuberufen, wenn drei Mitglieder, der Regionalbischof, das Landeskirchenamt oder der Leiter des Kreiskirchenamtes
                     es verlangen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Superintendent als Vorsitzender des Kreiskirchenrates bereitet gemeinsam mit seinen Stellvertretern, dem Präses der Kreissynode
                     oder einem von diesem beauftragten Mitglied des Präsidiums der Kreissynode und dem Leiter des Kreiskirchenamtes die Sitzungen
                     vor und legt die vorläufige Tagesordnung fest.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die schriftliche Einladung mit der vorläufigen Tagesordnung soll den ordentlichen und beratenden Mitgliedern des Kreiskirchenrates
                     sowie nachrichtlich den Stellvertretern mindestens eine Woche vor Beginn der Sitzung zugegangen sein.  2 Der zuständige Regionalbischof wird von der Einberufung des Kreiskirchenrates unterrichtet.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Mitglieder der Landessynode aus dem Kirchenkreis werden zu den Sitzungen eingeladen.
                  

               

               
                     § 2
Teilnahmepflicht, beratende Teilnahme, Gäste
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Mitglieder sind verpflichtet, an den Sitzungen des Kreiskirchenrates teilzunehmen.  2 Ist ein Mitglied an der Teilnahme gehindert, so hat es dies dem Vorsitzenden unverzüglich unter Angabe der Gründe sowie seinem
                     Stellvertreter mitzuteilen.  3 Der Vorsitzende lädt den Stellvertreter des verhinderten Mitglieds ein; Satz 1 und 2 gelten für den Stellvertreter entsprechend.
                      4 Sofern ein zweiter Stellvertreter vorhanden ist, gilt Satz 3, 1. Halbsatz entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Landesbischof, der Regionalbischof und vom Kollegium des Landeskirchenamtes beauftragte Vertreter können mit Rede- und
                     Antragsrecht an den Sitzungen des Kreiskirchenrates teilnehmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Kreiskirchenrat kann beschließen, dass zu einzelnen Sitzungen die Stellvertreter der von der Kreissynode gewählten Mitglieder
                     des Kreiskirchenrates, der Stellvertreter des Präses der Kreissynode, der zweite Stellvertreter des Superintendenten und sachkundige
                     Personen, insbesondere Mitglieder von Ausschüssen der Kreissynode, mit Rederecht hinzugezogen werden.
                  

               

               
                     § 3
Sitzungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Superintendent als Vorsitzender leitet die Sitzungen des Kreiskirchenrates.  2 Er wird im Vorsitz von seinem ersten Stellvertreter vertreten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Verhandlungen des Kreiskirchenrates sind in der Regel nicht öffentlich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Über den Verlauf der Beratung und Abstimmung sind die Anwesenden zur Verschwiegenheit verpflichtet.  2 Diese Verschwiegenheit erstreckt sich auch auf die gefassten Beschlüsse, soweit sie ihrer Natur nach vertraulich sind oder
                     vom Kreiskirchenrat als vertraulich bezeichnet werden.
                  

               

               
                     § 4
Beschlussfähigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Vorsitzende stellt zu Beginn der Sitzung die ordnungsgemäße Einberufung und die Beschlussfähigkeit des Kreiskirchenrates
                     fest.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Kreiskirchenrat ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner stimmberechtigten Mitglieder einschließlich des Superintendenten
                     oder seines Stellvertreters anwesend ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ist festgestellt, dass der Kreiskirchenrat nicht oder nicht mehr beschlussfähig ist, so entscheidet der Vorsitzende mit Zustimmung
                     seines Stellvertreters und des Präses, ob
                     
                        	
                           einzelne Tagesordnungspunkte ohne Beschlussfassung beraten werden,

                        

                        	
                           die Sitzung bis zur Herstellung der Beschlussfähigkeit unterbrochen wird oder

                        

                        	
                           die Sitzung ohne Ergebnis beendet wird.

                        

                     

                  

               

               
                     § 5
Verhandlungsgegenstände
                     

                  

                  Gegenstand der Verhandlungen des Kreiskirchenrates bilden:
                     
                        	
                           Vorlagen des Superintendenten und des Leiters des Kreiskirchenamtes,

                        

                        	
                           Anträge von Mitgliedern des Kreiskirchenrates, von Gemeindekirchenräten, der Visitationskommission des Kirchenkreises und
                              den Dienstbereichen im Kirchenkreis (§ 6 Abs. 1),
                           

                        

                        	
                           Anträge von Mitgliedern des Kreiskirchenrates während der Sitzung (§ 6 Abs. 2),
                           

                        

                        	
                           Gegenstände, die dem Kreiskirchenrat von der Kreissynode, einem Ausschuss der Kreissynode, dem Landeskirchenrat, dem zuständigen
                              Regionalbischof oder dem Kollegium des Landeskirchenamtes vorgelegt werden,
                           

                        

                        	
                           Eingaben von Gemeindegliedern und Gemeindekirchenräten aus dem Kirchenkreis (§ 7),
                           

                        

                        	
                           sonstige vom Vorsitzenden zugelassene Verhandlungsgegenstände.

                        

                     

                  

               

               
                     § 6
Sachanträge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Anträge an den Kreiskirchenrat nach § 5 Nr. 2 sind auf die Tagesordnung des Kreiskirchenrates zu setzen, wenn sie mindestens eine Woche vor Beginn der Sitzung beim
                     Vorsitzenden eingegangen sind; später eingehende Anträge können vom Vorsitzenden auf die Tagesordnung gesetzt werden.  2 Nach Beginn der Sitzung können Anträge durch Beschluss des Kreiskirchenrates auf die Tagesordnung gesetzt werden.  3 Vor der Abstimmung kann der Vorsitzende je einem Befürworter und einem Gegner des Antrags das Wort erteilen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Während der Sitzung des Kreiskirchenrates können Anträge nach § 5 Nr. 3 zu jeder Beschlussvorlage gestellt werden, solange die Verhandlung über den betreffenden Tagesordnungspunkt nicht abgeschlossen
                     ist.  2 Abänderungs- und Ergänzungsanträge können jederzeit bis zum Schluss der Aussprache über den Antrag gestellt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Anträge, die außerhalb der Zuständigkeit des Kreiskirchenrates liegen, werden vom Vorsitzenden nicht zugelassen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Anträge, die durch Beschluss erledigt sind, dürfen frühestens nach Ablauf von sechs Monaten erneut gestellt werden, es sei
                     denn, die dem Antrag zugrunde liegende Sach- oder Rechtslage hat sich nachträglich geändert.
                  

               

               
                     § 7
Eingaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Jedes wahlberechtigte Gemeindeglied und jeder Gemeindekirchenrat aus dem Kirchenkreis hat das Recht, Eingaben an den Kreiskirchenrat
                     zu richten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Eingaben werden auf der nächsten Sitzung behandelt, sofern sie spätestens zwei Tage vor der Sitzung beim Vorsitzenden des
                     Kreiskirchenrates eingegangen sind und nicht an eine andere Stelle zur Befassung weiterzuleiten sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Eilbedürftige Eingaben können durch Beschluss des Kreiskirchenrates noch zu Beginn der Sitzung auf die Tagesordnung gesetzt
                     werden.
                  

               

               
                     § 8
Beratung, Redeordnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kreiskirchenrat stellt zu Beginn der Sitzung die endgültige Tagesordnung fest.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Niemand soll das Wort ergreifen, ohne dass es ihm vom Vorsitzenden erteilt worden ist.  2 Der Antragsteller oder Berichterstatter erhält das Wort bei Aufruf des Tagesordnungspunktes, die übrigen Mitglieder oder mit
                     Rederecht hinzugezogenen Personen nach der Reihenfolge ihrer Wortmeldungen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Außer der Reihe, jedoch ohne Unterbrechung der Rede, erhalten das Wort:
                     
                        	
                           der Antragsteller oder Berichterstatter,

                        

                        	
                           der Landesbischof, der Regionalbischof und die Vertreter des Landeskirchenamtes,

                        

                        	
                           wer zur Geschäftsordnung sprechen will.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Wer das Wort hat, darf nur vom Vorsitzenden unterbrochen werden.  2 Der Vorsitzende kann die Redezeit begrenzen.
                  

               

               
                     § 9
Anträge und Beschlüsse zur Geschäftsordnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Wort zur Geschäftsordnung muss jederzeit, jedoch ohne Unterbrechung einer Rede gegeben werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Über Anträge zur Geschäftsordnung ist auf Verlangen des Antragstellers sofort durch Beschluss zu entscheiden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Anträge auf Schluss der Rednerliste oder Abbruch der Debatte stellt der Vorsitzende unter Nennung der noch gemeldeten Redner
                     sofort zur Abstimmung.  2 Wird der Antrag auf Abbruch der Debatte angenommen, so erhält der Berichterstatter oder der Antragsteller eines selbstständigen
                     Antrags das Schlusswort.
                  

               

               
                     § 10
Beschlussfassung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kreiskirchenrat fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Vor jeder Abstimmung wird der Gegenstand der Beschlussfassung vom Vorsitzenden unmissverständlich bezeichnet und in eine Frage
                     zusammengefasst, die mit „Ja“ oder „Nein“ beantwortet werden kann.  2 Über den weitergehenden Antrag wird zuerst abgestimmt.  3 Ist zweifelhaft, welcher der vorliegenden Anträge weitergehend ist, so entscheidet der Vorsitzende über die Reihenfolge der
                     Abstimmungen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Beschlüsse können lauten auf:
                     
                        	
                           Annahme oder Ablehnung eines Antrags,

                        

                        	
                           Überweisung an den Amtsleiter des Kreiskirchenamtes oder an Ausschüsse,

                        

                        	
                           Vertagung,

                        

                        	
                           Übergang zur Tagesordnung.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Abstimmung erfolgt durch Handzeichen.  2 Sie hat geheim und durch Stimmzettel zu erfolgen, falls ein Mitglied dies beantragt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Wer am Gegenstand der Beschlussfassung persönlich beteiligt ist, darf nicht mitstimmen.2   2 Bei der Verhandlung darf das betroffene Mitglied nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Vorsitzenden anwesend sein, hat sich
                     aber in jedem Fall vor der Abstimmung aus dem Sitzungsraum zu entfernen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Das vom Vorsitzenden festgestellte und verkündete Ergebnis von Abstimmungen ist unanfechtbar.
                  

               

               
                     § 11
Eilentscheidungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Kreiskirchenrat kann im Ausnahmefall die der Kreissynode gemäß Artikel 38 Abs. 2 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland vom 5. Juli 2008 (ABl. S. 183) zugewiesenen Aufgaben wahrnehmen, wenn die Kreissynode nicht rechtzeitig einberufen werden kann und die Angelegenheit keinen
                     Aufschub duldet.  2 Solche Beschlüsse bedürfen der Bestätigung durch die Kreissynode.  3 Versagt die Kreissynode die Bestätigung, so ist der Beschluss aufgehoben.  4 Maßnahmen, die aufgrund des Beschlusses vollzogen sind, bleiben gültig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Superintendent kann im Einvernehmen mit dem Präses der Kreissynode dem Kreiskirchenrat vorbehaltene Entscheidungen treffen,
                     wenn der Kreiskirchenrat nicht rechtzeitig einberufen werden kann und die betreffende Angelegenheit keinen Aufschub duldet.
                      2 Die Entscheidung ist dem Kreiskirchenrat auf seiner nächsten Sitzung zur Bestätigung vorzulegen.  3 Wird die Bestätigung versagt, so ist die Entscheidung aufgehoben.  4 Maßnahmen, die aufgrund der Entscheidung vollzogen sind, bleiben gültig.
                  

               

               
                     § 12
Protokoll
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Über jede Sitzung des Kreiskirchenrates wird ein Protokoll gefertigt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Das Protokoll muss mindestens enthalten:
                     
                        	
                           die Namen der anwesenden Mitglieder und der übrigen Teilnehmenden,

                        

                        	
                           die Feststellung der Beschlussfähigkeit,

                        

                        	
                           die Tagesordnung,

                        

                        	
                           Anträge, auch wenn sie abgelehnt worden sind, und Beschlüsse im Wortlaut,

                        

                        	
                           den wesentlichen Gang der Verhandlungen.

                        

                     
 2 Vorlagen, schriftliche Berichte, Anträge sowie andere wichtige Schriftstücke sind dem Protokoll als Anlage beizufügen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Das Protokoll wird vom Vorsitzenden des Kreiskirchenrates und dem Protokollführer unterzeichnet.  2 Es ist dem Kreiskirchenrat auf seiner nächsten Sitzung zur Bestätigung vorzulegen.
                  

               

               
                     § 13
Arbeitsgruppen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Kreiskirchenrat kann für besondere Aufgaben, Themen oder Projekte Arbeitsgruppen einsetzen.  2 Sachkundige Personen, die nicht Mitglied des Kreiskirchenrates sind, können zur beratenden Mitwirkung hinzugezogen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Arbeitsgruppen sind dem Kreiskirchenrat verantwortlich.  2 Zu Beschlüssen, die anderen kirchlichen Rechtsträgern oder sonstigen Dritten Verpflichtungen auferlegen, sind sie nicht befugt.
                  

               

               
                     § 14
Geschäftsführung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Geschäftsführung des Kreiskirchenrates obliegt dem Superintendenten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Geschäftsführung umfasst neben der Vorbereitung der Sitzungen die Ausführung der Beschlüsse des Kreiskirchenrates und
                     die Besorgung des Schriftwechsels.
                  

               

               
                     § 15
Reisekostenerstattung
                     

                  

                  Die Mitglieder des Kreiskirchenrates haben Anspruch auf Erstattung ihrer Reisekosten nach Maßgabe des kirchlichen Rechts.

               

               
                     § 16
Sprachregelung
                     

                  

                  Die in dieser Geschäftsordnung verwendeten Personen-, Funktions- und Amtsbezeichnungen gelten für Frauen und Männer in gleicher
                     Weise.
                  

               

               
                     § 17
Inkrafttreten
                     

                  

                  Die Geschäftsordnung tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft.

                  ____________________

                  (Ort, Datum)

                  Der/Die Vorsitzende des Kreiskirchenrates

                  ____________________

                  (Unterschrift)

               

            

         

      

      

      1
            Die Synode der EKKPS wird gebeten, das Kirchengesetz zur Ergänzung der Bestimmungen der Grundordnung über die Leitung des
               Kirchenkreises vom 26. April 1980 (Kirchenkreisleitungsgesetz, ABl. EKKPS Sdnr. S. 16) in der Fassung der Bekanntmachung vom
               2. Januar 2003 (ABl. EKKPS S. 5, 18) rückwirkend zum 1. November 2008 außer Kraft zu setzen, soweit es nicht bereits außer
               Kraft gesetzt worden ist.
            

         

      

      2
             1 Persönliche Beteiligung liegt vor, wenn ein Beschluss einem Mitglied des Kreiskirchenrates selbst oder seinem Ehegatten oder
               einem Verwandten oder Verschwägerten bis zum dritten Grad oder einer von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen natürlichen
               oder juristischen Person unmittelbar einen Vorteil oder Nachteil bringen kann.  2 Persönliche Beteiligung liegt nicht vor, wenn das Mitglied an der Entscheidung der Angelegenheit lediglich als Angehöriger
               einer Berufs- oder Bevölkerungsgruppe beteiligt ist, deren gemeinsame Interessen durch die Angelegenheit berührt werden.  3 Als unmittelbar gilt nur derjenige Vorteil oder Nachteil, der sich direkt aus der Entscheidung ergibt, ohne dass weitere Ereignisse
               eintreten oder Maßnahmen getroffen werden müssen, die über die Ausführung von Beschlüssen hinausgehen.
            

         

      

   
      

      
         Verordnung über die Wahl und die Rechtsstellung der Stellvertreter des Superintendenten 
(Verordnung Superintendentenstellvertreter - SupStellvV)
         

      

      
         Vom 16. April 2010 

      

      
         (ABl. S. 214))
         

      

      Der Landeskirchenrat der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 82 Absatz 1 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland vom 5. Juli 2008 (Kirchenverfassung EKM - KVerfEKM,
         ABl. S. 183) die folgende Verordnung erlassen:
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            Abschnitt 1
Die Wahl der Stellvertreter des Superintendenten
            

         

         
                     § 1
Gegenstand
                     

                  

                   1 Die Kreissynode wählt auf Vorschlag des Konventes der Pfarrer und der weiteren Mitarbeiter im Verkündigungsdienst für die
                     Dauer ihrer Wahlperiode aus dem Kreis der Pfarrer und ordinierten Gemeindepädagogen, die in einem unbefristeten Dienstverhältnis
                     stehen, bis zu  zwei Stellvertreter des Superintendenten (Artikel 50 Absatz 1 Kirchenverfassung EKM).  2 Bei der Wahl von zwei Stellvertretern hat die Kreissynode eine Reihenfolge zwischen den Stellvertretern festzustellen. 
                  

               

               
                     § 2
Festlegung des Wahltermins
                     

                  

                   1 Die Kreissynode beschließt zu Beginn ihrer Wahlperiode, ob ein oder zwei Stellvertreter des Superintendenten gewählt werden
                     sollen und legt den Termin für die Wahl fest.  2 Die bisherigen Stellvertreter bleiben bis zur Neuwahl von Stellvertretern im Amt.
                  

               

               
                     § 3
Wahlvorschlag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Präsidium der Kreissynode bittet den Konvent der Pfarrer und Mitarbeiter im Verkündigungsdienst, bis zu zwei Wochen vor
                     dem festgelegten Wahltermin einen Wahlvorschlag für den oder die Stellvertreter des Superintendenten zu unterbreiten. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Wahlvorschlag soll bei der Wahl eines Stellvertreters mindestens zwei Namen enthalten.  2 Er ist in alphabetischer Reihenfolge zu erstellen und dem Präsidium zuzuleiten. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Werden zwei Stellvertreter gewählt, soll für die Wahl des ersten und des zweiten Stellvertreters jeweils ein eigener Wahlvorschlag
                     aufgestellt werden.  2 Absatz 2 gilt für jeden Wahlvorschlag entsprechend. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Abweichend von Absatz 3 kann die Kreissynode beschließen, für beide Stellvertreter nur einen Wahlvorschlag aufzustellen, wenn
                     alle Kandidaten für beide Ämter zur Verfügung stehen.  2 Der Wahlvorschlag soll in diesem Fall mindestens drei Namen enthalten.  3 Die Reihenfolge zwischen den Stellvertretern ergibt sich in diesem Fall aus dem Wahlergebnis, wobei der Kandidat mit den meisten
                     Stimmen erster Stellvertreter wird.  4 Bei Stimmengleichheit findet eine Stichwahl statt.
                  

               

               
                     § 4
Wählbarkeit
                     

                  

                  Gewählt werden können Pfarrer und ordinierte Gemeindepädagogen, die 

                  
                     
                        	
                            in einem unbefristeten Dienstverhältnis zur Landeskirche stehen, 

                        

                        	
                            Inhaber einer Pfarrstelle oder einer Stelle für ordinierte Gemeindepädagogen im Kirchenkreis sind und 

                        

                        	
                            zuvor schriftlich oder mündlich erklärt haben, dass sie die Wahl im Fall ihrer Wahl annehmen. 

                        

                     

                  

               

               
                     § 5
Durchführung der Wahl
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Wahlhandlung wird vom Präses der Kreissynode geleitet.  2 Bei der Wahl soll der zuständige Regionalbischof anwesend sein. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel in geheimer Abstimmung.  2 Im Fall des § 3 Absatz 2 werden getrennte Wahlen für das Amt des ersten und das Amt des zweiten Stellvertreters durchgeführt. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Gewählt ist jeweils, wer die meisten Stimmen, mindestens aber die Stimmenzahl auf sich vereinigt, die mehr als der Hälfte
                     der anwesenden Stimmberechtigten entspricht. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Jeder Stimmberechtigte hat so viel Stimmen, wie Kandidaten zu wählen sind.  2 Für einen Kandidaten kann jeweils nur eine Stimme vergeben werden; Stimmenthaltung ist zulässig.  3 Kommt für nicht so viele Kandidaten, wie zu wählen sind, die erforderliche Mehrheit zustande, so findet unter den nicht gewählten
                     Kandidaten ein zweiter Wahlgang statt; Satz 1 und 2 gilt entsprechend.  4 Vor jedem weiteren Wahlgang scheidet derjenige Kandidat aus, der die wenigsten Stimmen auf sich vereinigt hat; bei Stimmengleichheit
                     wird der Ausscheidende durch Los bestimmt. 
                  

               

               
                     § 6
Wahlergebnis
                     

                  

                   1 Der Präses der Kreissynode stellt das Wahlergebnis fest.  2 Über den Verlauf und das Ergebnis der Wahl ist eine Niederschrift anzufertigen, die vom Präses zu unterzeichnen ist.
                  

               

               
                     § 7
Bestätigung der Wahl 
                     

                  

                   1 Die Wahl bedarf der Bestätigung durch das Landeskirchenamt.  2 Die Bestätigung darf nur versagt werden, wenn gewichtige Bedenken gegen Lebenswandel, Lehre oder Eignung des Gewählten bestehen.
                     
                  

               

               
                     § 8
Nachwahl
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Endet der Dienst eines Stellvertreters vor Ablauf der Wahlperiode der Kreissynode durch Niederlegung des Amtes, Wechsel in
                     einen anderen Kirchenkreis, Ruhestandsversetzung oder aus anderen Gründen, erfolgt eine Nachwahl für den Rest der Wahlperiode
                     der Kreissynode.  2 Für das Wahlverfahren gelten die §§ 2 bis 7 entsprechend. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Sind zwei Stellvertreter vorhanden, kann die Kreissynode bei Ausscheiden eines Stellvertreters abweichend von Absatz 1 beschließen,
                     für den Rest der Wahlperiode keinen zweiten Stellvertreter nachzuwählen. 
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 2
Rechtsstellung der Stellvertreter des Superintendenten
            

         

         
                     § 9
Berufung
                     

                  

                  Die Berufung zum Stellvertreter des Superintendenten erfolgt durch das Landeskirchenamt durch Aushändigung einer Berufungsurkunde.

               

               
                     § 10
Aufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Stellvertreter nimmt im Fall der Verhinderung des Superintendenten dessen Aufgaben umfassend wahr, sofern nicht abzusehen
                     ist, dass die Verhinderung kurzfristig sein wird.  2 Entsprechendes gilt für den zweiten Stellvertreter im Fall der gleichzeitigen Verhinderung von Superintendent und erstem Stellvertreter.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Im Übrigen gilt für die Übertragung von Aufgaben aus dem Verantwortungsbereich des Superintendenten auf die Stellvertreter
                     Artikel 50 Absatz 2 bis 4 Kirchenverfassung EKM. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die dauerhafte Übertragung von Aufgaben aus dem Verantwortungsbereich des Superintendenten auf andere Personen als die Stellvertreter
                     ist unzulässig. 
                  

               

               
                     § 11
Zulage
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Stellvertreter des Superintendenten erhalten für die Dauer der Wahrnehmung der Stellvertreterfunktion eine nicht ruhegehaltfähige
                     Zulage.  2 Die Zulage beträgt für den ersten Stellvertreter 100 Euro und für den zweiten Stellvertreter 75 Euro monatlich. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Wird einem Stellvertreter für die Dauer der Nichtbesetzung der Superintendentenstelle die Funktion des Superintendenten vorübergehend
                     übertragen, erhält er eine Zulage nach den besoldungsrechtlichen Vorschriften.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 3
Übergangs- und Schlussbestimmungen
            

         

         
                     § 12
Übergangsbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrer, die vor Inkrafttreten dieser Verordnung nach der Wahlordnung für die Oberpfarrerwahlen vom 1. April 1988 (ABl. ELKTh
                     S. 107) zum Oberpfarrer gewählt wurden, sowie Stellvertreter des Vorsitzenden der Kreissynode, die nach § 8 Absatz 4 des Kirchenkreisleitungsgesetzes
                     vom 26. April 1980 (ABl. EKKPS Sdnr. S. 16), in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2003 (ABl. EKKPS S. 5, 18) zum Stellvertreter gewählt wurden, bleiben bis zum Ablauf ihrer Amtszeit im Amt und nehmen die Stellung eines Stellvertreters
                     nach § 1 ein. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         § 8 gilt entsprechend. 
                  

               

               
                     § 13
Sprachregelung
                     

                  

                  Die in diesem Kirchengesetz verwendeten Personen-, Funktions- und Amtsbezeichnungen gelten für Frauen und Männer in gleicher
                     Weise.
                  

               

               
                     § 14
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                   1 Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Mai 2010 in Kraft.  2 Gleichzeitig tritt die Wahlordnung für die Oberpfarrerwahlen vom 1. April 1988 (ABl. ELKTh S. 107) außer Kraft. 
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            Abschnitt I:
Grundsätze und Aufgaben
            

         

         
                     § 1
Stellung, Aufgaben und Zuständigkeiten der Kreiskirchenämter
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Kreiskirchenämter sind Verwaltungseinrichtungen eines oder mehrerer Kirchenkreise.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Gemeinsam mit dem Landeskirchenamt nehmen die Kreiskirchenämter zugleich Aufgaben der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                     (im Folgenden Landeskirche) wahr.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Den Kreiskirchenämtern obliegt
                  

                  
                     
                        	
                            die Erledigung der Verwaltungsaufgaben der Kirchenkreise und die Unterstützung der Kirchengemeinden bei der Erledigung von
                              Verwaltungsaufgaben ihres jeweils eigenen Verantwortungsbereiches und im übertragenen Verantwortungsbereich,
                           

                        

                        	
                            die Wahrnehmung von Aufgaben, die ihnen vom Landeskirchenamt übertragen worden sind,

                        

                        	
                            die Wahrnehmung der kirchlichen Aufsicht im Auftrag des Landeskirchenamtes nach Maßgabe gesonderter Regelung,

                        

                        	
                            die Erledigung von Aufgaben anderer selbstständiger Einrichtungen, soweit die Übernahme vom Verwaltungsrat beschlossen wurde.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Die Rechtsaufsicht über die Kreiskirchenämter führt das Landeskirchenamt.  2 Soweit die Kreiskirchenämter Aufgaben im Auftrag des Landeskirchenamtes wahrnehmen, führt das Landeskirchenamt auch die Fachaufsicht.
                  

               

               
                     § 2
Zuständigkeitsbereiche, Errichtung und Auflösung von Kreiskirchenämtern
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Zuständigkeitsbereich eines Kreiskirchenamtes soll ein Gebiet von mehreren Kirchenkreisen umfassen.  2 Bei der Neufestlegung von Zuständigkeitsbereichen sind insbesondere die räumliche Ausdehnung des Gebietes, die Gemeindegliederzahlen
                     und der Stellenplan des Kreiskirchenamtes zu beachten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Über die Errichtung eines Kreiskirchenamtes und die Veränderung seines Zuständigkeitsbereiches entscheiden die beteiligten
                     Kreiskirchenräte im Einvernehmen mit dem Landeskirchenamt.  2 Das Landeskirchenamt hat ein Vorschlagsrecht, dass sich bestimmte Kirchenkreise an der Errichtung eines Kreiskirchenamtes
                     beteiligen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für die Auflösung eines Kreiskirchenamtes gilt Absatz 2 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Kommt ein Einvernehmen gemäß Absatz 2 oder bei einer Entscheidung gemäß Absatz 3 nicht zustande, so kann das Landeskirchenamt
                     oder ein Kreiskirchenrat beim Landeskirchenrat beantragen, eine abschließende Entscheidung zu treffen.  2 Der Landeskirchenrat hat vor seiner Entscheidung das Landeskirchenamt und die beteiligten Kreiskirchenräte zu hören.
                  

               

               
                     § 3
Verwaltungsaufgaben der Kirchenkreise 
                     

                  

                  Die Kreiskirchenämter sind verpflichtet, die Verwaltungsaufgaben der Kirchenkreise zu erledigen und insbesondere folgende
                     Aufgaben zu übernehmen:
                  

                  
                     
                        	
                            die Verwaltung des beweglichen und unbeweglichen Vermögens des Kirchenkreises,

                        

                        	
                            die Personalverwaltung des Kirchenkreises,

                        

                        	
                            die Führung der Kasse des Kirchenkreises einschließlich der Erstellung des Entwurfes des Haushaltsplanes und der Jahresrechnung,

                        

                        	
                            die Führung der Kasse des Kreiskirchenamtes,

                        

                        	
                            die Verwaltung von besonderen Einrichtungen des Kirchenkreises, wie Kindertageseinrichtungen oder Diakoniestationen,

                        

                        	
                            die Erstellung der Entwürfe über den Lasten- und Finanzausgleich zwischen den Kirchengemeinden des Kirchenkreises,

                        

                        	
                            die Arbeitssicherheit, soweit sie nicht durch die Landeskirche übernommen wird.

                        

                     

                  

               

               
                     § 3a
Verwaltungsaufgaben für Kirchengemeinden
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Kreiskirchenämter sind verpflichtet, die Kirchengemeinden bei der Erledigung von Verwaltungsaufgaben im eigenen Verantwortungsbereich
                     zu unterstützen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Erledigung einzelner Verwaltungsaufgaben durch die Kreiskirchenämter erfolgt 
                  

                  
                     
                        	
                            von Amts wegen insbesondere für

                           
                              
                                 	
                                     die Personalverwaltung der Kirchengemeinden,

                                 

                                 	
                                     die Verwaltung der Grundstücke der Kirchengemeinden mit Ausnahme der Haus- und Wohnungsverwaltung,

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            durch Übertragung aufgrund eines besonderen kirchlichen Interesses insbesondere für

                           
                              
                                 	
                                     die Beratung und Unterstützung der Kirchengemeinden in Bauangelegenheiten,

                                 

                                 	
                                     die Arbeitssicherheit, soweit sie nicht durch die Landeskirche übernommen wird,

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            in der Regel auf Antrag der Kirchengemeinden insbesondere für

                           
                              
                                 	
                                     die Führung der Kassen der Kirchengemeinden und ihrer Einrichtungen einschließlich der Erstellung des Entwurfes des Haushaltsplanes
                                       und der Jahresrechnung,
                                    

                                 

                                 	
                                     die Bearbeitung der Gemeindebeiträge,

                                 

                                 	
                                     die Haus- und Wohnungsverwaltung. 

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                   2 Die Erledigung der Aufgabe nach Satz 1 Nummer 3 Buchstabe a geschieht von Amts wegen, wenn eine geordnete Verwaltung durch
                     die Kirchengemeinde nicht gewährleistet ist (§ 80 Haushalts-, Kassen und Rechnungswesengesetz).
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Über die in Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 genannten Fälle hinaus sollen die Kreiskirchenämter im Rahmen ihrer Möglichkeiten auf
                     Antrag einer Kirchengemeinde weitere Aufgaben übernehmen.  2 Zum Aufgabenumfang und zu dessen Finanzierung ist eine Vereinbarung mit der Kirchengemeinde abzuschließen.  3 Im Übrigen gilt § 9 Absatz 2 Nummer 4.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die abschließende Verantwortung der Kirchengemeinde bleibt jeweils unberührt.
                  

               

               
                     § 4
Verwaltungsaufgaben der Landeskirche
                     

                  

                  (1)  1 Die Verwaltungsaufgaben des Verantwortungsbereiches der Landeskirche nehmen die Kreiskirchenämter, soweit sie ihnen übertragen
                     sind, im Auftrag des Landeskirchenamtes wahr.  2 Zu den übertragenen Aufgaben gehören insbesondere
                  

                  
                     
                        	
                            die Bearbeitung des kirchlichen Meldewesens einschließlich der Statistik,

                        

                        	
                            die den Kreiskirchenämtern nach dem Grundstücksgesetz zugewiesenen Aufgaben der  Grundstücksverwaltung,

                        

                        	
                            die den Kreiskirchenämtern nach der Friedhofsverordnung zugewiesenen Aufgaben der Friedhofsverwaltung,

                        

                        	
                            die Verwaltung der Kollekten sowie der Straßen- und Haussammlungen,

                        

                        	
                            die Verteilung landeskirchlicher Mittel,

                        

                        	
                            die den Kreiskirchenämtern nach dem Kirchenbaugesetz zugewiesenen Aufgaben des kirchlichen Bauwesens,

                        

                        	
                            die Verwaltung einzelner unselbstständiger Einrichtungen der Landeskirche.

                        

                     

                  

                  (2)  1 Das Landeskirchenamt kann den Kreiskirchenämtern durch Verwaltungsanordnung weitere Aufgaben übertragen.  2 Mit der Übertragung von Aufgaben ist auch eine Regelung über ihre Finanzierung zu treffen.
                  

               

               
                     § 4a
Verwaltungsaufgaben von selbstständigen Einrichtungen
                     

                  

                   1 Die Kreiskirchenämter können im Rahmen ihrer Möglichkeiten und soweit kirchliche Interessen nicht entgegenstehen Aufgaben
                     anderer selbstständiger Einrichtungen übernehmen.  2 Zum Aufgabenumfang und zu dessen Finanzierung ist eine Vereinbarung mit der Einrichtung abzuschließen.  3 Im Übrigen gilt § 9 Absatz 2 Nummer 4.
                  

               

               
                     § 5
Verwaltungskosten
                     

                  

                   1 Die Kirchenkreise werden an der Deckung der Kosten, die für die Wahrnehmung von Verwaltungsaufgaben nach § 3 Nummer 5 und 7 entstehen, beteiligt.  2 Die Kirchengemeinden werden grundsätzlich an der Deckung der Kosten, die für die Wahrnehmung von Verwaltungsaufgaben gemäß
                     § 3a Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und 3 entstehen, beteiligt.  3 Näheres über Art und Umfang der Kostendeckung regelt eine vom Landeskirchenamt zu erlassende Verwaltungsanordnung.  4 Bestehende Regelungen zur Erhebung von Beiträgen zur Deckung von Verwaltungskosten bleiben unberührt.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt II:
Organisation und Leitung
            

         

         
                     § 6
Arbeitsbereiche
                     

                  

                  Die Kreiskirchenämter sind in die Arbeitsbereiche Finanzwesen, Personalwesen, Meldewesen, Grundstückswesen und Bauwesen gegliedert.

               

               
                     § 7
Amtsleiter, Stellvertreter und Mitarbeiter
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Kreiskirchenamt wird durch den Amtsleiter geleitet.  2 Er ist für die ordnungsgemäße Erfüllung der dem Kreiskirchenamt obliegenden Aufgaben verantwortlich.  3 Er ist zur regelmäßigen Beratung mit den Superintendenten der beteiligten Kirchenkreise verpflichtet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Amtsleiter vertritt das Kreiskirchenamt in Rechtsangelegenheiten.  2 Urkunden über Rechtsgeschäfte und Vollmachten sind vom Amtsleiter oder seinem Stellvertreter zu unterschreiben und mit dem
                     Siegel zu versehen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Anstellungskörperschaft des Amtsleiters und der weiteren Mitarbeiter ist der Rechtsträger des Kreiskirchenamtes.  2 Der Amtsleiter wird vom Verwaltungsrat im Einvernehmen mit dem Landeskirchenamt bestellt.  3 Er untersteht der Dienstaufsicht des Vorsitzenden des Verwaltungsrates.  4 Wenn ein Ehrenamtlicher Vorsitzender des Verwaltungsrates ist, untersteht der Amtsleiter der Dienstaufsicht des stellvertretenden
                     Vorsitzenden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Amtsleiter soll die Befähigung zum höheren Verwaltungsdienst oder zum Richteramt haben.  2 In besonderen Fällen kann von diesem Erfordernis abgesehen werden, wenn die Eignung für die Aufgabe des Amtsleiters vom Landeskirchenamt
                     festgestellt wird. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Der Amtsleiter stellt die weiteren Mitarbeiter des Kreiskirchenamtes ein.  2 Er ist Vorgesetzter der weiteren Mitarbeiter des Kreiskirchenamtes und führt die Dienstaufsicht.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Der Stellvertreter des Amtsleiters ist in der Regel der Leiter des Arbeitsbereiches Finanzwesen.  2 Er wird vom Amtsleiter im Einvernehmen mit dem Verwaltungsrat beauftragt.
                  

               

               
                     § 8
Zusammenarbeit der Amtsleiter mit dem Landeskirchenamt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Amtsleiter nehmen zu Vorlagen des Landeskirchenamtes Stellung, bereiten Eingaben vor und erarbeiten Vorschläge, die die
                     Arbeit in den Kreiskirchenämtern betreffen.  2 Bei Gesetzesvorhaben kann das Landeskirchenamt die Stellungnahme der Amtsleiter einholen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Landeskirchenamt ruft die Amtsleiter zum regelmäßigen fachlichen Austausch zusammen.
                  

               

               
                     § 9
Verwaltungsrat
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Verwaltungsrat trägt die Verantwortung für die Arbeit des Kreiskirchenamtes.  2 Er berät und unterstützt den Amtsleiter bei der Leitung des Kreiskirchenamtes.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Verwaltungsrat hat insbesondere folgende Aufgaben:
                  

                  
                     
                        	
                            Er beschließt den Stellenplan des Kreiskirchenamtes nach Maßgabe des Rahmenstellenplanes.

                        

                        	
                            Er beschließt den Haushaltsplan des Kreiskirchenamtes und stellt die Jahresrechnung fest.

                        

                        	
                            Er entscheidet über Investitionen größerer Art im Kreiskirchenamt.

                        

                        	
                            Er beschließt die Übernahme weiterer Aufgaben aus dem eigenen Verantwortungsbereich der Kirchengemeinden (§ 3a) und von Aufgaben gemäß § 4 Absatz 1 Nummer 7 sowie von Aufgaben anderer selbstständiger Einrichtungen durch das Kreiskirchenamt (§ 4a).
                           

                        

                        	
                            Er bestellt den Amtsleiter im Einvernehmen mit dem Landeskirchenamt (§ 7  Absatz 3 Satz 2).
                           

                        

                        	
                            Er erteilt das Einvernehmen bei der Beauftragung des Stellvertreters des Amtsleiters.

                        

                        	
                            Er berät den Amtsleiter in Personalfragen.

                        

                        	
                            Er bestätigt die Eilentscheidungen des Arbeitsausschusses des Verwaltungsrats.

                        

                     

                  

                   2 Der Rahmenstellenplan des Kreiskirchenamtes bedarf der Genehmigung des Landeskirchenamtes.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung.
                  

               

               
                     § 10
Zusammensetzung des Verwaltungsrates
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Dem Verwaltungsrat gehören die Superintendenten des Zuständigkeitsbereiches des Kreiskirchenamtes oder ihre Stellvertreter
                     an.  2 Die Kreiskirchenräte der beteiligten Kirchenkreise sollen jeweils ein weiteres Mitglied entsenden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Verwaltungsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter.  2 Wird ein Ehrenamtlicher als Vorsitzender gewählt, muss der Stellvertreter ein Superintendent sein.  3 Der Vorsitzende beruft den Verwaltungsrat in der Regel halbjährlich zu Sitzungen ein.  4 Dem Amtsleiter obliegt die Geschäftsführung des Verwaltungsrates.  5 Er nimmt mit Rede- und Antragsrecht an den Sitzungen des Verwaltungsrates teil.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Verwaltungsrat kann aus seiner Mitte und unter Leitung des Vorsitzenden des Verwaltungsrats einen Arbeitsausschuss bilden.
                      2 Näheres regelt die Geschäftsordnung des Verwaltungsrates.  3 Der Arbeitsausschuss kann Entscheidungen treffen, die dem Verwaltungsrat vorbehalten sind, wenn dieser nicht rechtzeitig einberufen
                     werden kann und die betreffende Angelegenheit keinen Aufschub duldet.  4 Die Entscheidung ist dem Verwaltungsrat auf seiner nächsten Sitzung zur Bestätigung vorzulegen.  5 Wird die Bestätigung versagt, so ist die Entscheidung aufgehoben.  6 Maßnahmen, die aufgrund der Entscheidung vollzogen sind, bleiben gültig.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Weitere sachkundige Personen können zu den Sitzungen des Verwaltungsrates mit Rederecht hinzugezogen werden.
                  

               

               
                     § 11
Finanzierung der Kreiskirchenämter
                     

                  

                  Die Kreiskirchenämter führen einen eigenen Haushalt und werden durch Zuweisungen der Landeskirche, durch Beiträge zur Deckung
                     von Verwaltungskosten (§ 5) sowie durch Umlagen von den beteiligten Kirchenkreisen finanziert.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt III:
Träger des Kreiskirchenamtes
            

         

         
                     § 12
Kreiskirchenamt in Trägerschaft eines Kirchenkreisverbandes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Mehrere Kirchenkreise können zum Betrieb und zur Unterhaltung eines Kreiskirchenamtes einen Kirchenkreisverband als Körperschaft
                     des öffentlichen Rechts errichten.  2 Rechtsträger des Kreiskirchenamtes ist der Kirchenkreisverband.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Kirchenkreisverband führt ein Siegel.  2 Er hat seinen Sitz am Sitz des Kreiskirchenamtes.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Kirchenkreisverband ist ein Zweckverband im Sinne des Kirchlichen Zweckverbandsgesetzes.  2 Die Vorschriften des Kirchlichen Zweckverbandsgesetzes gelten entsprechend, soweit im Folgenden nichts Abweichendes bestimmt
                     ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Organ des Kirchenkreisverbandes ist der Verwaltungsrat (§§ 9 und 10).  2 Der Verwaltungsrat nimmt die Aufgaben des Vorstands und der Verbandsversammlung nach dem Kirchlichen Zweckverbandsgesetz wahr.
                      3 Dem Amtsleiter obliegt die Geschäftsführung des Verwaltungsrates.
                  

               

               
                     § 13
Kreiskirchenamt auf Grundlage einer Zweckvereinbarung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Mehrere Kirchenkreise können über den Betrieb und die Unterhaltung eines gemeinsamen Kreiskirchenamtes eine Zweckvereinbarung
                     nach dem Kirchlichen Zweckverbandsgesetz schließen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         In der Zweckvereinbarung ist einem der beteiligten Kirchenkreise die Rechtsträgerschaft für das gemeinsame Kreiskirchenamt
                     zu übertragen und dessen Finanzierung zu regeln.
                  

               

               
                     § 13a
Kreiskirchenamt in Trägerschaft eines Kirchenkreises
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ist ein Kreiskirchenamt nur für einen Kirchenkreis zuständig, so ist der Kirchenkreis Rechtsträger des Kreiskirchenamtes.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Verwaltungsrat besteht in diesem Fall abweichend von § 10 Absatz 1 aus dem Superintendenten oder seinem Stellvertreter und zwei weiteren vom Kreiskirchenrat zu entsendenden Mitgliedern.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Soweit im Fall des Absatzes 1 die gültigen Kriterien nach Maßgabe gesonderter Ausführungsbestimmungen nicht erfüllt werden
                     und damit die für die Aufgabenerfüllung notwendige Finanzierung des Amtes nicht gewährleistet ist, sollen benachbarte Kirchenkreise
                     gemäß § 12 einen Kirchenkreisverband errichten oder gemäß § 13 eine Zweckvereinbarung schließen.  2 In diesem Fall wird dem Kirchenkreisverband beziehungsweise einem der Kirchenkreise die Anstellungsträgerschaft für die weiteren
                     Mitarbeiter des Kreiskirchenamtes übertragen.  3 Bestehende Anstellungsverhältnisse werden übergeleitet.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Zusammenschluss oder die Zusammenarbeit nach Absatz 3 kann auch in der Weise erfolgen, dass die Kassenführung für Kirchengemeinden
                     und Kirchenkreise an mehreren Standorten betrieben wird.  2 Dabei müssen die gültigen Kriterien nach Maßgabe gesonderter Ausführungsbestimmungen erfüllt sein.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt IV:
Übergangs- und Schlussbestimmungen
            

         

         
                     § 14
Rechtsnachfolge
                     

                  

                   1 Die Kirchlichen Verwaltungsämter im Bereich der ehemaligen Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und die Kreiskirchenämter
                     im Bereich der ehemaligen Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen erhalten mit Inkrafttreten dieses Gesetzes die Rechtsstellung
                     eines Kreiskirchenamtes.  2 Die zu diesem Zeitpunkt entsprechend § 3a übernommenen Aufgaben werden von den Kreiskirchenämtern weitergeführt.
                  

               

               
                     § 15
Ausführungsbestimmungen
                     

                  

                  Die weiteren Regelungen zur Ausführung dieses Kirchengesetzes erlässt der Landeskirchenrat, soweit nach diesem Gesetz nicht
                     das Landeskirchenamt zuständig ist.
                  

               

               
                     § 16
Sprachliche Gleichstellung
                     

                  

                  Personen- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form.

               

               
                     § 17
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                   1 Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2014 in Kraft.  2 Gleichzeitig tritt das Kirchengesetz über die Kreiskirchenämter vom 4. Juli 2008 (ABl. S. 214) außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Ausführungsverordnung zum Kreiskirchenamtsgesetz
(KKAGAV)
         

      

      
         Vom 17. Oktober 2014 

      

      
         (ABl. S. 257)


      

      Der Landeskirchenrat der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 61 Absatz 1 Nummer 3 in Verbindung mit Artikel 82 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Kirchenverfassung EKM – KVerfEKM) vom 5. Juli 2008 (ABl. S. 183) und § 15 des Kirchengesetzes über die Kreiskirchenämter (Kreiskirchenamtsgesetz – KKAG) vom 23. November 2013 (ABl. S. 318) die folgenden Ausführungsbestimmungen zum Kreiskirchenamtsgesetz (Ausführungsverordnung zum Kreiskirchenamtsgesetz - KKAGAV)
         beschlossen:
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                     § 1
(Zu § 1 Kreiskirchenamtsgesetz)
                     

                  

                  Zu § 1 Absatz 1: 
                  

                  Im allgemeinen Geschäftsverkehr muss erkennbar sein, für welchen Kirchenkreis das Kreiskirchenamt jeweils handelt.

               

               
                     § 2
(Zu § 2 Kreiskirchenamtsgesetz)
                     

                  

                  Zu § 2 Absatz 1: 
                  

                  Der Name des Kreiskirchenamtes wird durch Hinzufügen des Dienstsitzes (Ortsname) gebildet. 

               

               
                     § 3 
(Zu § 3 Kreiskirchenamtsgesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Kirchenkreise sind verpflichtet, dem Kreiskirchenamt die zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen Unterlagen vollständig
                     und zu den festgesetzten Terminen zu liefern.  2 Stellt ein Kirchenkreis seine Unterlagen nicht fristgerecht zur Verfügung, hat er die Folgen der Verzögerung zu tragen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zu § 3 Nummer 4:
                  

                  Die Führung der Kasse des Kreiskirchenamtes schließt im Falle der Trägerschaft des Kreiskirchenamtes durch einen Kirchenkreisverband
                     gemäß § 12 auch die Führung der Kasse des Kirchenkreisverbandes ein.
                  

               

               
                     § 3a 
(Zu § 3a Kreiskirchenamtsgesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Kirchengemeinden sind verpflichtet, dem Kreiskirchenamt die zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen Unterlagen vollständig
                     und zu den festgesetzten Terminen zu liefern.  2 Stellt eine Körperschaft ihre Unterlagen nicht fristgerecht zur Verfügung, hat sie die Folgen der Verzögerung zu tragen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zu § 3a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a: 
                  

                   1 Zur Personalverwaltung gehören insbesondere die Vorbereitung und die Genehmigung von Arbeitsverträgen, soweit die Genehmigungsbefugnis
                     den Kreiskirchenämtern übertragen wurde, die Meldungen an die Zentrale Gehaltsabrechnungsstelle und die Kontrolle der Gehaltszahlungen.
                      2 Das gilt auch für Kirchengemeinden, deren Kasse nicht durch das Kreiskirchenamt geführt wird.  3 Das Abrechnungsverfahren regelt das Kreiskirchenamt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zu § 3a Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe a:
                  

                  Das Kreiskirchenamt ist verpflichtet, der Kirchengemeinde auf Anforderung zeitnah Übersichten über den aktuellen Stand der
                     Haushaltsausführung zuzuleiten 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Zu § 3a Absatz 2 Satz 1 Nummer 3:
                  

                  
                     
                        	
                            Soweit Aufgaben nach § 3a Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 Kreiskirchenamtsgesetz auf Antrag einer Kirchengemeinde ganz oder teilweise auf das Kreiskirchenamt
                              übertragen werden, ist dabei auch der Umfang der Übertragung zu bezeichnen. 
                           

                        

                        	
                            1 Übertragung und Rückübertrag bedürfen eines Beschlusses des Gemeindekirchenrates.  2 Der Antrag auf Übertragung muss von der Kirchengemeinde bis zum 30. Juni für das Folgejahr gestellt werden.  3 Für die Rückübertragung gilt eine Frist von 18 Monaten zum Jahresende.
                           

                        

                        	
                            1 Zur Entlastung des Kreiskirchenamts kann mit der Rückübertragung eine Prüfung durch das Rechnungsprüfungsamt erfolgen.  2 Dieses entscheidet nach seinem Ermessen, ob und in welchem Umfang eine Prüfung eingeleitet wird.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Zu § 3a Absatz 3: 
                  

                  In der Vereinbarung mit der Kirchengemeinde ist auch eine Regelung über die Finanzierung der wahrzunehmenden Aufgaben zu treffen.
                     
                  

               

               
                     § 4
(Zu § 4 Kreiskirchenamtsgesetz)
                     

                  

                  (unbesetzt)
                  

               

               
                     § 4a
(Zu § 4a Kreiskirchenamtsgesetz)
                     

                  

                  (unbesetzt)
                  

               

               
                     § 5 
(Zu § 5 Kreiskirchenamtsgesetz) 
                     

                  

                  Der Beschluss über die Kostenbeteiligung ist dem Landeskirchenamt zur Kenntnis zu geben. 

               

               
                     § 6
(Zu § 6 Kreiskirchenamtsgesetz)
                     

                  

                  Die Aufgaben der Arbeitsbereiche werden durch Verwaltungsanordnung festgelegt.

               

               
                     § 7
(Zu § 7 Kreiskirchenamtsgesetz)
                     

                  

                  (1) und (2) (unbesetzt)
                  

                  (3) Zu § 7 Absatz 3: 
                  

                  Die Übergabe der Amtsgeschäfte an einen neuen Amtsleiter erfolgt unter Mitwirkung des Vorsitzenden des Veraltungsrates und
                     dem Vertreter des zuständigen Referates für das Finanzwesen im Landeskirchenamt.
                  

                  (4) und (5) (unbesetzt)
                  

                  (6) Zu § 7 Absatz 6: 
                  

                  In der Leitung des Kreiskirchenamts sollen sowohl finanz- und betriebswirtschaftliche als auch juristische Kompetenzen vorhanden
                     sein.
                  

               

               
                     § 8
(Zu § 8 Kreiskirchenamtsgesetz)
                     

                  

                  (unbesetzt)
                  

               

               
                     § 9
(Zu § 9 Kreiskirchenamtsgesetz)
                     

                  

                  Zu § 9 Absatz 3: 
                  

                   1 Die Geschäftsordnung bedarf der Genehmigung durch das Landeskirchenamt.  2 Die Genehmigung gilt als erteilt, sofern das Landeskirchenamt nicht innerhalb von vier Wochen nach Eingang beim Landeskirchenamt
                     gegen die Geschäftsordnung Bedenken erhebt.
                  

               

               
                     § 10
(Zu § 10 Kreiskirchenamtsgesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zu § 10 Absatz 1 Satz 1: 
                  

                   1 Die Entscheidung, ob der Superintendent oder einer seiner Stellvertreter Mitglied im Verwaltungsrat wird, trifft der Kreiskirchenrat
                     im Einvernehmen mit dem Superintendenten durch Beschluss.  2 Sofern ein Stellvertreter Mitglied im Verwaltungsrat ist, muss der Superintendent seine Stellvertretung übernehmen; das gilt
                     nicht für die Vertretung im Vorsitz des Verwaltungsrates. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zu § 10 Absatz 1 Satz 2: 
                  

                   1 Die weiteren Mitglieder müssen zum Gemeindekirchenrat wählbar und Glied einer Kirchengemeinde im Bereich des entsendenden
                     Kirchenkreises sein.  2 Sie werden für die Dauer der Amtsperiode des Kreiskirchenrates entsandt.  3 Sie sollen Kenntnisse und Erfahrung im betriebswirtschaftlichen Bereich haben.  4 Mitarbeiter des Kreiskirchenamtes dürfen dem Verwaltungsrat nicht angehören, das gilt vorbehaltlich des § 10 Absatz 2 Satz 4 und 5 Kreiskirchenamtsgesetzes auch für den Leiter des Kreiskirchenamtes.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Zusammensetzung des Verwaltungsrates ist dem Landeskirchenamt zur Kenntnis zu geben.
                  

               

               
                     § 11
(Zu § 11 Kreiskirchenamtsgesetz)
                     

                  

                   1 Decken die voraussichtlichen Einnahmen die notwendigen Personal- und Sachausgaben des Kreiskirchenamtes nicht in vollem Umfang,
                     erfolgt der Haushaltsausgleich durch Zuweisung einer Umlage in Höhe des Differenzbetrages vom Kirchenkreis gemäß § 13a Kreiskirchenamtsgesetz beziehungsweise von den beteiligten Kirchenkreisen gemäß §§ 12 und 13  Kreiskirchenamtsgesetz auf Beschluss des Verwaltungsrates.  2 Soweit die Satzung des Zweckverbandes oder die Zweckvereinbarung keine Regelung über die Berechnung der Umlage trifft, ermittelt
                     sich diese nach der Finanzkraft der Kirchenkreise gemessen am Verhältnis der sich aus der Anlage 1 der Ausführungsbestimmungen
                     zum Finanzgesetz EKM ergebenden Stellenfinanzierungskriterien.  3 Der auf den jeweiligen Kirchenkreis entfallende Betrag ist im Haushaltsplan der Kasse des Kirchenkreises als Ausgabe zu veranschlagen.
                  

               

               
                     § 12
(Zu § 12 Kreiskirchenamtsgesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zu Absatz 1:
                  

                  Das Landeskirchenamt erstellt ein Muster für die Errichtung eines Kirchenkreisverbandes sowie eine Mustersatzung. 

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zu Absatz 2:
                  

                  (unbesetzt)
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zu Absatz 3:
                  

                  (unbesetzt)
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Zu Absatz 4:
                  

                  Die Geschäftsführung beinhaltet insbesondere die gerichtliche und außergerichtliche Vertretung des Kirchenkreisverbandes.

               

               
                     § 13
(Zu § 13 Kreiskirchenamtsgesetz)
                     

                  

                  Das Landeskirchenamt erstellte eine Musterzweckvereinbarung über den Betrieb und die Unterhaltung eines gemeinsamen Kreiskirchenamtes.

               

               
                     § 13a
(Zu § 13a Kreiskirchenamtsgesetz)
                     

                  

                  (unbesetzt)
                  

               

               
                     § 14
(Zu § 14 Kreiskirchenamtsgesetz)
                     

                  

                  Soweit sich durch den Übergang nach § 14 Kreiskirchenamtsgesetz im Wege der Ausführung des Kreiskirchenamtsgesetzes der Umfang der Aufgaben der bis zum 31. Dezember
                     2008 bestehenden Kreiskirchenämter oder Kirchlichen Verwaltungsämter ändert, ist auch eine Regelung über die Finanzierung
                     der Aufgabenwahrnehmung zu treffen, sofern diese Finanzierung nicht über das derzeitige Modell in den Kirchenkreisen gesichert
                     ist. 
                  

               

               
                     § 15
(Zu § 15 Kreiskirchenamtsgesetz)
                     

                  

                  (unbesetzt)
                  

               

               
                     § 16
Kirchengemeindeverbände
                     

                  

                  Für Kirchengemeindeverbände gelten die Bestimmungen dieser Verordnung für Kirchengemeinden entsprechend. 

               

               
                     § 17
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diese Ausführungsverordnung tritt am 1. Januar 2015 in Kraft. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Gleichzeitig treten außer Kraft:
                  

                  
                     
                        	
                            die Ausführungsverordnung zum Kreiskirchenamtsgesetz vom 15. Januar 2010 (ABl. S. 66),
                           

                        

                        	
                            die Durchführungsbestimmung zum Kirchengesetz über die Stellung und Aufgaben der Kirchlichen Verwaltungsämter in der Evangelischen
                              Kirche der Kirchenprovinz Sachsen (Kirchliches Verwaltungsamts-Gesetz  – KVAG), Beschluss des Konsistoriums vom 23. November
                              1993 (ABl. EKKPS S. 18), zuletzt geändert durch Durchführungsbestimmung vom 24. Januar 2006 (ABl. S. 56),
                           

                        

                        	
                            die Dienstanweisung für die Kreiskirchenämter vom 1. April 1970 (ABl. ELKTh S. 81).  

                        

                     

                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Mustervereinbarungen zum Betrieb eines gemeinsamen Kreiskirchenamtes

      

      
         Vom 12. Oktober 2009 

      

      
         (ABl. S. 319)
         

      

      Mit dem Kreiskirchenamtsgesetz - KKAG vom 4. Juli 2008 (ABl. S. 214) und dem Kirchlichen Zweckverbandsgesetz - KZVG vom 16. November 2008 (ABl. S. 305) hat die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland die Voraussetzungen zur Unterhaltung gemeinsamer Kreiskirchenämter durch
         mehrere Kirchenkreise geschaffen. Damit zusammenhängend wird den Beteiligten eine Arbeitshilfe in Form von Mustervereinbarungen
         zum Betrieb eines gemeinsamen Kreiskirchenamtes zur Verfügung gestellt, die nachstehend veröffentlicht wird.
      

      
            Muster für eine Zweckvereinbarung zum Betrieb eines gemeinsamen Kreiskirchenamtes

         

         

         Der Kirchenkreis ____________________, vertreten durch den Kreiskirchenrat, dieser vertreten durch ____________________,

         

         (im Folgenden: Vertragspartner zu 1)

         

         der Kirchenkreis ____________________, vertreten durch den Kreiskirchenrat, dieser vertreten  durch ____________________,

         

         (im Folgenden: Vertragspartner zu 2)

         

         und

         der Kirchenkreis ____________________, vertreten durch den Kreiskirchenrat, dieser vertreten durch ____________________,

         

         (im Folgenden: Vertragspartner zu 3)

         

         schließen aufgrund des Kirchengesetzes über kirchliche Zweckvereinbarungen und kirchliche Zweckverbände (Kirchliches Zweckverbandsgesetz
            – KZVG) vom 16. November 2008 (ABl. S. 305) folgende
         

         

            

         

      

      
            Zweckvereinbarung zum Betrieb eines gemeinsamen Kreiskirchenamtes

         

         
                     § 1
Vertragsgegenstand
                     

                  

                  Vertragsgegenstand ist der Betrieb eines gemeinsamen Kreiskirchenamtes gemäß § 13 Kirchengesetz über die Kreiskirchenämter (Kreiskirchenamtsgesetz – KKAG) vom 4. Juli 2008 (ABl. S. 214).
                  

               

               
                     § 2
Errichtung, Rechtsträgerschaft
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Vertragspartner errichten ein gemeinsames Kreiskirchenamt im Sinn des Kreiskirchenamtsgesetzes.  2 Das Kreiskirchenamt hat seinen Sitz in ____________________ und führt den Namen „Kreiskirchenamt ____________________“.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Rechtsträger des Kreiskirchenamtes ist der Vertragspartner zu 1). 
                  

               

               
                     § 3
Einrichtungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Vertragspartner zu 1) stellt die für den Betrieb des Kreiskirchenamtes notwendigen Einrichtungen und Sachmittel zur Verfügung.
                      2 Diese bleiben alleiniges Eigentum des Vertragspartners zu 1).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Vertragspartner zu 2) verkauft und übereignet dem Vertragspartner zu 1) die in der Anlage 1 aufgeführten Gegenstände zum
                     Preis von insgesamt ____________________.1

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Vertragspartner zu 3) verkauft und übereignet dem Vertragspartner zu 1) die in der Anlage 2 aufgeführten Gegenstände zum
                     Preis von insgesamt ____________________.2

                  
                        (
                        4
                        )
                        Soweit der Vertragspartner zu 1) die nach den Absätzen 2 und 3 erworbenen Gegenstände in den Betrieb des Kreiskirchenamtes
                     einbringt, kann er die dafür aufgewendeten Mittel als Kosten des Kreiskirchenamtes nach § 7 auf die beteiligten Vertragspartner umlegen.3

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Vertragspartner zu 2) und 3) tragen die Kosten für die Abwicklung ihrer Kreiskirchenämter.
                  

                  alternativ:

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Kosten für die Abwicklung der Kreiskirchenämter der Vertragspartner zu 2) und 3) gehen zu Lasten des Haushaltes des gemeinsamen
                     Kreiskirchenamtes.
                  

               

               
                     § 4
Beschäftigte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Vertragspartner zu 1) ist Anstellungsträger für die Beschäftigten des Kreiskirchenamtes. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Anstellungsverhältnisse der zum Zeitpunkt des Vertragschlusses in den Kreiskirchenämtern der Vertragspartner zu 2) und
                     zu 3) Beschäftigten (Anlage 3) werden zum ____________________ in die Trägerschaft des Vertragspartners zu 1) übergeleitet.  2 Die Kosten der Überleitung trägt das gemeinsame Kreiskirchenamt.
                  

                  alternativ bei Umwandlung eines ehemaligen Kirchlichen Verwaltungsamtes in ein gemeinsames Kreiskirchenamt für die Kirchenkreise:

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Anstellungsverhältnisse der zum Zeitpunkt des Vertragschlusses in den ehemaligen Kirchlichen Verwaltungsämtern (Namensbezeichnungen)
                     / in dem ehemaligen Kirchlichen Verwaltungsamt (Namensbezeichnung)4 Beschäftigten (Anlage 3) werden zum ____________________ in die Anstellungsträgerschaft des Vertragspartners zu 1) übergeleitet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Vertragspartner zu 1) hält unter Beachtung der Stellenplankriterien und Richtzahlen soviel Personal vor, wie zur Erfüllung
                     der wahrzunehmenden Aufgaben erforderlich ist.  2 Die erstmalige Aufstellung des Stellenplanes für das Kreiskirchenamt erfolgt gemeinsam durch die Vertragspartner. 
                  

               

               
                     § 5
Aufgabenwahrnehmung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Vertragspartner zu 1) nimmt die Aufgaben des Kreiskirchenamtes nach dem Kreiskirchenamtsgesetz als beauftragte Körperschaft
                     für die Vertragspartner zu 2) und zu 3) im eigenen Namen wahr. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Vertragspartner zu 2) und zu 3) werden im Innenverhältnis von ihrer Pflicht zur Erfüllung der Aufgaben des Kreiskirchenamtes
                     nach dem Kreiskirchenamtsgesetz freigestellt.  2 Die Verpflichtungen im Außenverhältnis gegenüber Dritten bleiben unberührt. 
                  

               

               
                     § 6
Mitwirkungsrechte
                     

                  

                  Die Vertragspartner zu 2) und zu 3) sind nach Maßgabe von § 9 KKAG an den Entscheidungen zum Betrieb des Kreiskirchenamtes zu beteiligen.
                  

               

               
                     § 7
Kostentragung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Vertragspartner zu 1) hat das Kreiskirchenamt wirtschaftlich und sparsam zu betreiben. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Soweit die Kosten des Kreiskirchenamtes nicht durch Einnahmen (zum Beispiel erhobene Verwaltungskosten, Zuweisungen, Drittmittel)
                     gedeckt sind, tragen die Vertragspartner die ungedeckten Kosten anteilig nach dem Verhältnis der Gemeindegliederzahlen zum
                     Stand 31. Dezember des Vorvorjahres. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Zu den nach Absatz 2 umlagefähigen Kosten gehören auch die jährlichen Pflichtzuführungsbeträge/Zuführungsbeträge5 zur 
                  

                  
                     
                        	
                           Substanzerhaltungsrücklage,

                        

                        	
                           Personalkostenrücklage,

                        

                        	
                           Ausgleichsrücklage

                        

                     

                  

                  sowie sonstige Pflichtzuführungsbeträge/Zuführungsbeträge.6

               

               
                     § 8
Vermögen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das sich aus der Haushaltsführung des Kreiskirchenamtes ergebende Geld- und Sachvermögen ist gemeinschaftliches Vermögen der
                     Vertragspartner.  2 Das vom Vertragspartner zu 1) in das gemeinsame Kreiskirchenamt eingebrachte Vermögen bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Vertragspartner zu 1) bis 3) übertragen vorhandene Rücklagen ihrer Kreiskirchenämter nach dem Verhältnis der Gemeindegliederzahlen
                     auf das gemeinsame Kreiskirchenamt. 
                  

               

               
                     § 9
Gewährleistung, Haftung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Vertragspartner zu 1) hat die Aufgaben gemäß § 5 Absatz 1 für die übrigen Vertragspartner nach dem geltenden Recht sorgfältig zu erfüllen und ist ihnen verantwortlich. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Vertragspartner zu 1) haftet den anderen Vertragspartnern für Schäden, die diesen im Zusammenhang mit der Erfüllung des
                     Vertrages entstehen.  2 Die Haftung beschränkt sich dabei auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Absatz 2 gilt nicht, sofern eine Leistung aus einem Versicherungsvertrag erbracht wird. 
                  

               

               
                     § 10
Beitritt weiterer Vertragspartner
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Andere Kirchenkreise können dieser Zweckvereinbarung beitreten. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Antrag auf Beitritt ist allen Vertragspartnern gegenüber schriftlich zu erklären.  2 Über den Antrag entscheiden diese einvernehmlich. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Wird dem Antrag stattgegeben, ist diese Zweckvereinbarung entsprechend zu ändern und von allen Vertragspartnern neu zu unterzeichnen.
                      2 § 15 Absatz 1 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 11
Kündigung und Aufhebung der Zweckvereinbarung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Jeder Vertragspartner kann diese Zweckvereinbarung mit einer Frist von drei Jahren zum Jahresende kündigen.  2 Die Kündigung ist gegenüber allen Vertragspartnern schriftlich zu erklären.  3 Sie bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung des Landeskirchenamtes.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Besteht für die Kündigung ein wichtiger Grund, kann die Kündigungsfrist mit Genehmigung des Landeskirchenamtes abgekürzt werden.
                      2 Ein wichtiger Grund ist insbesondere dann gegeben, wenn aufgrund von Strukturveränderungen ein Festhalten an der Zweckvereinbarung
                     für den betreffenden Vertragspartner nicht möglich oder nicht zumutbar ist. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Kündigung durch den Vertragspartner zu 1) führt zur Aufhebung der Zweckvereinbarung. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Kündigung durch den Vertragspartner zu 2) oder zu 3) führt nur dann zur Aufhebung der Zweckvereinbarung, wenn die übrigen
                     Vertragspartner die Aufhebung ausdrücklich beschließen und der Aufhebungsbeschluss durch das Landeskirchenamt genehmigt worden
                     ist. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Verständigen sich die verbleibenden Vertragspartner im Fall das Absatzes 4 auf die Weiterführung der Zweckvereinbarung, ist
                     diese entsprechend anzupassen.  2 § 15Absatz 1 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 12
Vermögensauseinandersetzung bei Kündigung und Aufhebung der Zweckvereinbarung
                     

                  

                  In den Fällen des § 11 Absatz 3 und 4 schließen die Vertragspartner eine Vereinbarung über die Vermögensauseinandersetzung mit Fälligkeitstermin.
                  

                  alternativ

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Scheidet im Fall des § 11 Absatz 4 ein Vertragspartner zu 2) oder 3) aus und wird die Zweckvereinbarung nicht aufgehoben, hat der ausscheidende Vertragspartner
                     einen einmaligen Kostenbeitrag an 1) in Höhe seiner bisherigen durchschnittlichen anteiligen jährlichen Aufwendungen der letzten
                     drei Jahre zu leisten.  2 Dabei kann ein Ausgleich für die Personalkosten übernommener Mitarbeiter für die Vertragspartner zu 2) oder 3) vereinbart
                     werden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Vorhandenes gemeinschaftliches Geldvermögen (§ 8 Absatz 1 Satz 1) wird in den Fällen des § 11 Absatz 3 und 4 an die Vertragspartner zu 1), 2) und 3)7 nach dem Verhältnis der Gemeindegliederzahlen zum Stand 31. Dezember des Vorjahres innerhalb von sechs Monaten nach Ausscheiden
                     ausgezahlt. 
                  

               

               
                     § 13
Änderungen dieses Vertrages
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Änderungen dieses Vertrages sind nur im Einvernehmen aller Vertragspartner möglich; sie bedürfen der Schriftform und sind
                     von allen Vertragspartnern zu unterzeichnen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Übrigen gilt zur Wirksamkeit der Vertragsänderung § 15 Absatz 1 entsprechend.
                  

               

               
                     § 14
Salvatorische Klausel
                     

                  

                   1 Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam oder undurchführbar sein oder nach Vertragsschluss unwirksam oder
                     undurchführbar werden, so wird dadurch die Wirksamkeit des Vertrages im Übrigen nicht berührt.  2 An die Stelle der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung soll diejenige wirksame beziehungsweise durchführbare Regelung
                     treten, deren Wirkung der wirtschaftlichen Zielsetzung der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung möglichst nahe kommt.
                      3 Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend für den Fall, dass sich der Vertrag als lückenhaft erweist.  4 § 139 BGB ist ausgeschlossen.
                  

               

               
                     § 15
Genehmigungserfordernis, Inkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Diese Zweckvereinbarung bedarf zu seiner Wirksamkeit der Genehmigung durch das Landeskirchenamt.  2 Sie ist mit dem Genehmigungsvermerk im kirchlichen Amtsblatt bekannt zu machen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Diese Zweckvereinbarung tritt mit ihrer Bekanntmachung8 in Kraft. 
                  

               

            

         

      

      
            Muster über die Errichtung eines Zweckverbands zum Betrieb eines  gemeinsamen Kreiskirchenamtes

         

         Aufgrund Abschnitt II des Kirchengesetzes über kirchliche Zweckvereinbarungen und kirchliche Zweckverbände (Kirchliches Zweckverbandsgesetz
            – KZVG) vom 16. November 2008 (ABl. S. 305) haben die Kirchenkreise 
         

         ____________________

         ____________________

         ____________________

         

         durch Beschlüsse ihrer jeweiligen Kreissynoden vom ____________________ folgenden

      

      
            Beschluss über die Errichtung eines Zweckverbands

         

         gefasst:

         
                     1.
Errichtung des Zweckverbands
                     

                  

                  Die genannten Kirchenkreise errichten zum Betrieb eines gemeinsamen Kreiskirchenamtes mit Wirkung vom ____________________ einen Zweckverband im Sinn des Abschnitts II des Kirchlichen Zweckverbandsgesetzes.

               

               
                     2.
Ausstattung des Zweckverbands
                     

                  

                  2.1.  Die Kirchenkreise stellen dem Zweckverband anteilig nach dem Verhältnis der Gemeindegliederzahlen zum Stand 31. Dezember
                     des Vorvorjahres für die vom einzelnen Kirchenkreis nach dem Kreiskirchenamtsgesetz wahrzunehmenden Verwaltungsaufgaben eine
                     finanzielle Grundausstattung in Höhe von insgesamt ____________________ € zur Verfügung. 
                  

                  2.2.  Der Kirchenkreis ____________________ überträgt dem Zweckverband die in der Anlage 1 aufgeführten Einrichtungen und Gegenstände mit einem Wert von insgesamt ____________________ €.9

                  2.3.  Der Kirchenkreis ____________________ überträgt dem Zweckverband die in der Anlage 2 aufgeführten Einrichtungen und Gegenstände mit einem Wert von insgesamt ____________________ €.10

                  2.4.  Der Kirchenkreis ____________________ überträgt dem Zweckverband die in der Anlage 3 aufgeführten Einrichtungen und Gegenstände mit einem Wert von insgesamt ____________________ €.11

                  2.5.  Bei der Berechnung der Anteile nach 2.1. sind die in den Zweckverband eingebrachten Einrichtungen und Gegenstände nach
                     2.2. bis 2.4. mit den dort angegebenen Werten zu berücksichtigen. 
                  

               

               
                     3.
Beschäftigte
                     

                  

                  3.1.  Der Zweckverband ist Anstellungsträger für die Beschäftigten des Kreiskirchenamtes. 

                  3.2.  1 Die Anstellungsverhältnisse der zum Zeitpunkt der Errichtung des Zweckverbands in den Kreiskirchenämtern der beteiligten Kirchenkreise
                     Beschäftigten (Anlage 4) werden zum ____________________ in die Trägerschaft des Zweckverbands übergeleitet.  2 Die Kosten der Überleitung trägt der Zweckverband.
                  

                  3.3.  Der Zweckverband hält unter Beachtung der Stellenplankriterien und Richtzahlen soviel Personal vor, wie zur Erfüllung
                     der wahrzunehmenden Aufgaben erforderlich ist. 
                  

               

               
                     4.
Satzung
                     

                  

                  Der Zweckverband gibt sich eine Satzung:

                  Anlage

               

            

         

      

      
            Mustersatzung eines Zweckverbands 

         

         
                     § 1
Sitz, Name, Siegel
                     

                  

                  (1) Der Zweckverband führt den Namen „Evangelischer Kirchenkreisverband ____________________“.

                  (2) Der Zweckverband ist eine kirchliche Körperschaft des öffentlichen Rechts und hat seinen Sitz in ____________________.

                  (3) Der Zweckverband führt ein Siegel mit der Umschrift „Evangelischer Kirchenkreisverband ____________________“.

               

               
                     § 2
Mitglieder
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Mitglieder des Zweckverbands sind folgende Kirchenkreise:
                  

                  ____________________

                  ____________________

                  ____________________

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Dem Zweckverband können weitere Kirchenkreise beitreten.  2 Über ihre Aufnahme entscheidet der Verwaltungsrat.  3 Der Beschluss bedarf der Genehmigung durch das Landeskirchenamt.
                  

               

               
                     § 3
Aufgabe des Zweckverbands
                     

                  

                   1 Der Zweckverband ist Träger des Kreiskirchenamtes ____________________ mit Sitz in ____________________.  2 Das Kreiskirchenamt nimmt für die Mitglieder des Zweckverbands die Aufgaben nach dem Kreiskirchenamtsgesetz wahr. Näheres
                     regelt der Verwaltungsrat (§ 9 Kreiskirchenamtsgesetz).
                  

               

               
                     § 4
Organ des Zweckverbands
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Organ des Zweckverbands ist der Verwaltungsrat, der die Aufgaben des Vorstands und der Verbandsversammlung nach dem Kirchlichen
                     Zweckverbandsgesetz wahrnimmt. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Dem Verwaltungsrat gehören die Superintendenten der beteiligten Kirchenkreise an.  2 Der einzelne Kreiskirchenrat kann beschließen, dass anstelle des Superintendenten sein erster oder zweiter Stellvertreter
                     Mitglied im Verwaltungsrat ist.  3 Die Kreiskirchenräte der beteiligten Kirchenkreise können jeweils ein weiteres Mitglied entsenden.  4 Für jedes Mitglied des Verwaltungsrates ist ein Stellvertreter zu benennen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Amtszeit des Verwaltungsrates entspricht der Amtsperiode der Kreissynoden.  2 Die Mitglieder des Verwaltungsrates bleiben bis zur Konstituierung des neuen Verwaltungsrates im Amt. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Verwaltungsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Der Vorsitzende beruft den Verwaltungsrat in der Regel halbjährlich zu Sitzungen ein.  2 Der Verwaltungsrat ist einzuberufen, wenn ein Drittel seiner Mitglieder oder ein Mitglied des Zweckverbands dies unter Angabe
                     der zu beratenden Angelegenheit verlangt.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung.
                  

               

               
                     § 5
Aufgaben des Verwaltungsrates
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Verwaltungsrat trägt die Verantwortung für die Arbeit des Kreiskirchenamtes.  2 Er berät und unterstützt den Amtsleiter bei der Leitung des Kreiskirchenamtes.  3 Die Dienstaufsicht über den Amtsleiter führt der Vorsitzende des Verwaltungsrates.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Verwaltungsrat hat insbesondere folgende Aufgaben:
                  

                  
                     
                        	
                           Er beschließt den Stellenplan des Kirchenkreisamtes nach Maßgabe des Rahmenstellenplanes.

                        

                        	
                           Er beschließt den Haushaltsplan des Kirchenkreisamtes und stellt die Jahresrechnung fest. 

                        

                        	
                           Er entscheidet über Investitionen größerer Art im Kreiskirchenamt.

                        

                        	
                           Er beschließt die Übernahme weiterer Aufgaben aus dem eigenen Verantwortungsbereich der Kirchengemeinden sowie von Aufgaben
                              anderer selbständiger Einrichtungen durch das Kreiskirchenamt.
                           

                        

                        	
                           Er bestellt den Amtsleiter im Einvernehmen mit dem Landeskirchenamt.

                        

                        	
                           Er bestätigt die Einstellung des Leiters des Arbeitsbereiches Finanzwesen.

                        

                        	
                           Er berät den Amtsleiter in Personalfragen. 

                        

                        	
                           Er entscheidet über die Aufnahme neuer Mitglieder (§ 2 Absatz 2 der Satzung).
                           

                        

                        	
                           Er beschließt über die Änderung der Satzung.

                        

                        	
                           Er beschließt über die Auflösung des Zweckverbands.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Beschlüsse über Satzungsänderungen bedürfen einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Verwaltungsratsmitglieder, bei
                     Beschlüssen nach § 5 Absatz 2 Nummer 8 bis 10 jedoch mindestens der Mehrheit der satzungsmäßigen Verwaltungsratsmitglieder,
                     und der Zustimmung aller beteiligten Kreiskirchenräte. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Rahmenstellenplan und der Haushaltsplan des Kreiskirchenamtes sowie Änderungen der Satzung und die Auflösung des Zweckverbands
                     bedürfen der Genehmigung des Landeskirchenamtes. 
                  

               

               
                     § 6
 Geschäftsführung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Geschäftsführung des Verwaltungsrates obliegt dem Leiter des Kreiskirchenamtes.  2 Er nimmt  mit Rede- und Antragsrecht an den Sitzungen des Verwaltungsrates teil.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Amtsleiter hat insbesondere folgende Aufgaben:
                  

                  
                     
                        	
                           Er ist für die ordnungsgemäße Erfüllung der dem Kreiskirchenamt obliegenden Aufgaben verantwortlich (§ 3 KKAG). 
                           

                        

                        	
                           Er ist zur regelmäßigen Beratung mit den Superintendenten der beteiligten Kirchenkreise verpflichtet. 

                        

                        	
                           Er stellt den Entwurf des Haushaltsplanes des Kreiskirchenamtes auf.

                        

                        	
                           Er legt dem Verwaltungsrat die Jahresrechnung des Kreiskirchenamtes vor.

                        

                        	
                           Er stellt die Beschäftigten des Kreiskirchenamtes ein. 

                        

                        	
                           Er ist Vorgesetzter der Beschäftigten des Kreiskirchenamtes und führt die Dienstaufsicht.

                        

                        	
                            1 Er vertritt den Zweckverband in Rechtsangelegenheiten.  2 Urkunden über Rechtsgeschäfte und Vollmachten sind vom Amtsleiter oder seinem Stellvertreter zu unterschreiben und mit dem
                              Siegel zu versehen. 
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 7
Finanzierung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Soweit die Finanzierung des Zweckverbands zur Erfüllung seiner Aufgaben nicht durch Einnahmen (zum Beispiel erhobene Verwaltungskosten,
                     Zuweisungen, Drittmittel) gedeckt ist, tragen die Mitglieder des Zweckverbands die Kosten anteilig nach dem Verhältnis der
                     Gemeindegliederzahlen zum Stand 31. Dezember des Vorvorjahres.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zu den nach Absatz 1 umlagefähigen Kosten gehören auch die jährlichen Pflichtzuführungsbeträge/Zuführungsbeträge12 zur
                  

                  
                     
                        	
                            Substanzerhaltungsrücklage,

                        

                        	
                            Personalkostenrücklage,

                        

                        	
                            Ausgleichsrücklage

                        

                     

                  

                  sowie sonstige Pflichtzuführungsbeträge/Zuführungsbeträge.13

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Höhe der Umlage und ihre Verteilung auf die Verbandsmitglieder sind im Haushaltsplan des Kreiskirchenamtes festzusetzen.
                     
                  

               

               
                     § 8
Ausscheiden von Verbandsmitgliedern und Auflösung des Zweckverbands
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Jedes Mitglied kann sein Ausscheiden aus dem Zweckverband mit einer Frist von drei Jahren zum Jahresende erklären.  2 Besteht für die Kündigung ein wichtiger Grund, kann die Kündigungsfrist mit Genehmigung des Landeskirchenamtes abgekürzt werden.
                      3 Ein wichtiger Grund ist insbesondere dann gegeben, wenn aufgrund von Strukturveränderungen ein Verbleiben im Zweckverband
                     nicht möglich oder nicht zumutbar ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Erklärung erfolgt gegenüber dem Verwaltungsrat und bedarf der Schriftform.  2 Scheidet ein Mitglied aus dem Zweckverband aus, beschließen die übrigen Mitglieder über die Fortführung oder Auflösung des
                     Zweckverbands. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Im Übrigen können die Mitglieder einvernehmlich den Zweckverband auflösen. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Beschluss über die Auflösung des Zweckverbands bedarf der Mehrheit von drei Vierteln der Stimmen der satzungsmäßigen Mitglieder
                     des Verwaltungsrates und der Zustimmung aller beteiligten Kreiskirchenräte.  2 Bei einem Beschluss nach Absatz 2 Satz 2 gelten die Vertreter des ausscheidenden Mitglieds nicht als satzungsmäßige Mitglieder.
                     
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Das Ausscheiden eines Mitglieds und die Beschlüsse nach den Absätzen 1 bis 3 bedürfen der Genehmigung des Landeskirchenamtes.
                  

               

               
                     § 9
Vermögensauseinandersetzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Im Falle der Auflösung des Zweckverbands bestimmt der Verwaltungsrat aus seiner Mitte zwei Liquidatoren, welche die Abwicklung
                     betreiben.  2 Im Rahmen der Liquidation werden das Vermögen und die Verbindlichkeiten entsprechend der Verteilung der letzten Umlage auf
                     die Mitglieder verteilt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mitarbeiter des Zweckverbands werden nach dem Verhältnis der Mitglieder des Zweckverbands von den beteiligten Kirchenkreisen
                     übernommen, sofern sie nicht in den Dienst eines anderen Rechtsnachfolgers treten. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Im Fall des Ausscheidens eines Mitglieds wird über die Vermögensauseinandersetzung zwischen dem ausscheidenden Mitglied und
                     dem Zweckverband eine Vereinbarung geschlossen.  2 Ein Rechtsanspruch des austretenden Mitglieds auf Rückgabe von eingebrachten Vermögensgegenständen und auf Beteiligung am Verbandsvermögen besteht nicht.
                  

               

               
                     § 10 
Inkrafttreten
                     

                  

                   1 Diese Satzung bedarf der Genehmigung durch das Landeskirchenamt.  2 Sie wird mit dem Genehmigungsvermerk im Amtsblatt bekannt gemacht und tritt an dem der Bekanntmachung folgenden Tag in Kraft.
                  

               

            

         

         
               Erläuterungen
zum Muster für eine Zweckvereinbarung zum Betrieb eines gemeinsamen Kreiskirchenamtes und zum Muster über die Errichtung eines
                  Zweckverbandes
               

            

            
                     I. Allgemeines

                  

                   1 Die vorliegenden Muster sollen dem Anwender Orientierung bei der Gestaltung einer Mustersatzung zur Errichtung eines Zweckverbands
                     oder der vertraglichen Gestaltung einer Zweckvereinbarung zum Betrieb eines gemeinsamen Kreiskirchenamtes auf der Grundlage
                     des Kirchlichen Zweckverbandsgesetzes - KZVG vom 16. November 2008 (ABl. S. 305) geben.  2 Es steht dem Anwender frei, unter Einhaltung der kirchengesetzlichen Regelungen [Kirchliches Zweckverbandsgesetz - KZVG, Kreiskirchenamtsgesetz
                     - KKAG vom 4. Juli 2008 (ABl. S. 214) u. a.], seine eigenen Regelungen zu treffen. 
                  

               

               
                     II. Muster für eine Zweckvereinbarung zum Betrieb eines gemeinsamen Kreiskirchenamtes

                  

                  

                  
                     
                        	1.

                        	
                           Zu § 3 - Einrichtungen
                           

                        

                     

                  

                  Zu Absätzen 2 bis 4:

                   1 Diese Regelungen kommen nur bei Neubildung eines gemeinsamen Kreiskirchenamtes zur Anwendung.  2 Bei Umwandlung eines oder mehrerer ehemaliger Kirchlicher Verwaltungsämter in ein gemeinsames Kreiskirchenamt sind diese Regelungen
                     nicht aufzunehmen. 
                  

                  Zu Absatz 5:

                   1 Hier werden zwei Alternativen angeboten.  2 Es kann aber auch anderes vereinbart werden.
                  

                  

                  
                     
                        	2.

                        	
                           Zu § 4 - Beschäftigte
                           

                        

                     

                  

                  Zu Absatz 2:

                  Hier werden zwei Alternativen angeboten:
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Alternative 1 -

                              
                              	
                                 Überleitung der Anstellungsverhältnisse bei Neubildung eines gemeinsamen Kreiskirchenamtes,

                              
                           

                           
                              	
                                 Alternative 2 -

                              
                              	
                                 Überleitung der Anstellungsverhältnisse bei Umwandlung eines oder mehrerer ehemaliger Kirchlicher Verwaltungsämter in ein
                                    gemeinsames Kreiskirchenamt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  

                  Zu Absatz 3 Satz 2:

                   1 Die erstmalige Aufstellung des Stellenplanes für das Kreiskirchenamt durch die Vertragspartner garantiert eine effektive Einsatzplanung
                     der Beschäftigten.  2 Ansonsten erfolgen Aufstellung und Beschluss des Stellenplanes für das Kreiskirchenamt nach den Regelungen des Kreiskirchenamtsgesetzes.
                  

                  

                  
                     
                        	3.

                        	
                           Zu § 7 - Kostentragung
                           

                        

                     

                  

                  Zu Absatz 2:

                   1 Die Kostentragung erfolgt nach der Defizitdeckung auf der Basis der Gemeindegliederzahlen zum Stand 31. Dezember des Vorvorjahres.
                      2 Dieser Algorithmus garantiert die Kostentragung der Vertragspartner unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Finanzkraft
                     der Kirchenkreise. 
                  

                   Zu Absatz 3:

                   Zu den nach Absatz 2 umlagefähigen Kosten gehören:

                  
                     
                        	
                           im Bereich der ehemaligen Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen die Pflichtzuführungsbeträge,

                        

                        	
                           im Bereich der ehemaligen Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen die Zuführungsbeträge.

                        

                     

                  

                  

                  
                     
                        	4.

                        	
                           Zu § 12 - Vermögensauseinandersetzung bei Kündigung und Aufhebung der Zweckvereinbarung 
                           

                        

                     

                  

                  Hier werden zwei Alternativen angeboten. Es kann aber auch anderes vereinbart werden.

               

               
                     III. Muster über die Errichtung eines Zweckverbandes zum Betrieb eines gemeinsamen Kreiskirchenamtes:

                  

                  

                  Zu § 7 - Finanzierung 
                  

                  Zu Absatz 1:

                   1 Die Kostentragung erfolgt nach der Defizitdeckung auf der Basis der Gemeindegliederzahlen zum Stand  31. Dezember des Vorvorjahres.
                      2 Dieser Algorithmus garantiert die Kostentragung der Vertragspartner unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Finanzkraft
                     der Kirchenkreise. 
                  

                  Zu Absatz 2:

                  Zu den nach Absatz 2 umlagefähigen Kosten gehören

                  
                     
                        	
                           im Bereich der ehemaligen Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen die Pflichtzuführungsbeträge,

                        

                        	
                            im Bereich der ehemaligen Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen die  Zuführungsbeträge.

                        

                     

                  

               

            

         

      

      

      1
            entfällt bei Umwandlung eines ehemaligen Kirchlichen Verwaltungsamtes in ein gemeinsames Kreiskirchenamt für die Kirchenkreise

         

      

      2
            entfällt bei Umwandlung eines ehemaligen Kirchlichen Verwaltungsamtes in ein gemeinsames Kreiskirchenamt für die Kirchenkreise

         

      

      3
            entfällt bei Umwandlung eines ehemaligen Kirchlichen Verwaltungsamtes in ein gemeinsames Kreiskirchenamt für die Kirchenkreise

         

      

      4
            Nichtzutreffendes streichen

         

      

      5
            Nichtzutreffendes streichen

         

      

      6
            Nichtzutreffendes streichen

         

      

      7
            Nichtzutreffendes streichen

         

      

      8
            alternativ: tritt am (Datum) in Kraft

         

      

      9
            Entfällt, wenn kein Vermögen übertragen wird.

         

      

      10
            Entfällt, wenn kein Vermögen übertragen wird.

         

      

      11
            Entfällt, wenn kein Vermögen übertragen wird.

         

      

      12
            Nichtzutreffendes streichen

         

      

      13
            Nichtzutreffendes streichen

         

      

   
      

      
         Mustervereinbarungen für den Verwaltungsrat des Kreiskirchenamtes

      

      
         Vom 19. Juni 2012 

      

      
         (ABl. S. 266)
         

      

       1 Mit dem Kreiskirchenamtsgesetz vom 4. Juli 2008 (ABl. S. 214) und dem Kirchlichen Zweckverbandsgesetz vom 16. November 2008 (ABl. S. 305) hat die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland die Voraussetzungen zur Unterhaltung gemeinsamer Kreiskirchenämter durch
         mehrere Kirchenkreise geschaffen.  2 Damit zusammenhängend wird den Beteiligten eine Arbeitshilfe in Form einer Mustergeschäftsordnung für den Verwaltungsrat des
         Kreiskirchenamtes zur Verfügung gestellt, die nachstehend veröffentlicht wird.
      

      

      
            Mustergeschäftsordnung für den Verwaltungsrat des Kreiskirchenamtes

         

         Der Verwaltungsrat des Kreiskirchenamtes ........................... hat sich gemäß § 9 Absatz 3 Kirchengesetz über die Kreiskirchenämter (KKAG) vom 4. Juli 2008 (ABl. S. 214) in seiner Sitzung am ............ folgende Geschäftsordnung gegeben:
         

      

      
                     § 1
Zusammensetzung, Konstituierung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Dem Verwaltungsrat gehören an:
                  

                  
                     
                        	
                            die Superintendenten der beteiligten Kirchenkreise oder auf Beschluss des jeweiligen Kreiskirchenrates und im Einvernehmen
                              mit dem jeweiligen Superintendenten dessen erster oder zweiter Stellvertreter, 
                           

                        

                        	
                            die weiteren von den Kreiskirchenräten gemäß § 10 Absatz 1 Satz 2 KKAG entsandten Personen.
                           

                        

                     

                  

                   2 Der Amtsleiter des Kreiskirchenamtes nimmt an den Sitzungen des Verwaltungsrates mit Rede- und Antragsrecht teil.  3 Ihm obliegt die Geschäftsführung des Verwaltungsrates.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Die nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 entsandten Mitglieder müssen zum Gemeindekirchenrat wählbar und Glied einer Kirchengemeinde
                     im Bereich des entsendenden Kirchenkreises sein.  2 Sie sollen Kenntnisse und Erfahrungen im betriebswirtschaftlichen Bereich haben. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Der Superintendent wird, unbeschadet des § 10 Absatz 1 Satz 1 KKAGAV, durch seine Stellvertreter im Verwaltungsrat vertreten.  2 Dies gilt nicht für die Vertretung im Vorsitz des Verwaltungsrates.  3 Für die nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 entsandten Personen wird durch den entsendenden Kreiskirchenrat jeweils ein Stellvertreter
                     bestimmt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Der Verwaltungsrat wählt auf seiner ersten Sitzung aus der Mitte seiner ordentlichen Mitglieder einen Vorsitzenden und dessen
                     Stellvertreter.  2 Umfasst der Zuständigkeitsbereich des Kreiskirchenamtes mehrere Kirchenkreise, sollen beide aus verschiedenen Kirchenkreisen
                     kommen.
                  

               

               
                     § 2
Vorbereitung und Einberufung des Verwaltungsrates
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Der Verwaltungsrat wird vom Vorsitzenden in der Regel halbjährlich zu Sitzungen einberufen.  2 Die Einberufung der konstituierenden Sitzung obliegt dem bisherigen Vorsitzenden des Verwaltungsrates.  3 Der Verwaltungsrat ist einzuberufen, wenn ein Drittel seiner Mitglieder oder ein Mitglied des Zweckverbandes dies unter Angabe
                     der zu beratenden Angelegenheit verlangt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Vorsitzende und der Amtsleiter bereiten die Sitzungen des Verwaltungsrates gemeinsam vor. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die schriftliche Einladung mit der vorläufigen Tagesordnung soll den ordentlichen Mitgliedern des Verwaltungsrates und dem
                     Amtsleiter sowie nachrichtlich den Stellvertretern mindestens eine Woche vor Beginn der Sitzung zugegangen sein. 
                  

               

               
                     § 3
Teilnahmepflicht, beratende Teilnahme, Gäste
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Die Mitglieder sind verpflichtet, an den Sitzungen des Verwaltungsrates teilzunehmen.  2 Ist ein Mitglied an der Teilnahme gehindert, so hat es dies dem Vorsitzenden unverzüglich unter Angabe der Gründe mitzuteilen.
                      3 Der Vorsitzende lädt den Stellvertreter des verhinderten Mitglieds ein; Satz 1 und 2 gelten für ihn entsprechend. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Landesbischof, der Regionalbischof und vom Kollegium des Landeskirchenamtes beauftragte Vertreter können an den Sitzungen
                     des Verwaltungsrates mit Rede- und Antragsrecht teilnehmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Verwaltungsrat kann beschließen, dass zu einzelnen Tagesordnungspunkten sachkundige Personen mit Rederecht hinzugezogen
                     werden können. 
                  

               

               
                     § 4
Sitzungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Der Vorsitzende des Verwaltungsrates leitet die Sitzungen.  2 Er wird im Vorsitz von seinem Stellvertreter (§ 1 Absatz 4) vertreten. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Verhandlungen des Verwaltungsrates sind nicht öffentlich. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Über den Verlauf der Beratung und Abstimmung sind die Anwesenden zur Verschwiegenheit verpflichtet.  2 Diese Verschwiegenheit erstreckt sich auch auf die gefassten Beschlüsse, soweit sie ihrer Natur nach vertraulich sind oder
                     vom Verwaltungsrat als vertraulich bezeichnet werden.  3 Die Verpflichtung zur Verschwiegenheit besteht auch nach Beendigung der Mitgliedschaft im Verwaltungsrat fort. 
                  

               

               
                     § 5
Beschlussfähigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Vorsitzende stellt zu Beginn der Sitzung die ordnungsgemäße Einberufung und die Beschlussfähigkeit des Verwaltungsrates
                     fest.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner stimmberechtigten Mitglieder einschließlich des Vorsitzenden
                     oder seines Stellvertreters anwesend ist. 
                  

                   

               

               
                     § 6
Beschlussfassung, Wahlen 
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Der Verwaltungsrat fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder.  2 Die Abstimmung erfolgt durch Handzeichen.  3 Sie hat geheim und durch Stimmzettel zu erfolgen, falls ein Mitglied dies beantragt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Wer am Gegenstand der Beschlussfassung persönlich beteiligt ist, darf nicht mitstimmen. 1Bei der Verhandlung darf das betroffene Mitglied nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Vorsitzenden anwesend sein, hat sich
                     aber in jedem Fall vor der Abstimmung aus dem Sitzungsraum zu entfernen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Die vom Verwaltungsrat nach § 10 Absatz 2 Kreiskirchenamtsgesetz vorgesehenen Wahlen erfolgen mittels Stimmzettel in geheimer Wahl.  2 Andere Wahlen können offen erfolgen, sofern nicht etwas anderes bestimmt ist oder ein Mitglied des Verwaltungsrates auf geheime
                     Wahl mit Stimmzetteln besteht.  3 Gewählt ist, wer die Mehrheit der Stimmen der Mitglieder des Verwaltungsrates auf sich vereinigt.
                  

               

               
                     § 7
Eilentscheidungen
                     

                  

                   1 Der Vorsitzende kann im Benehmen mit dem Amtsleiter dem Verwaltungsrat vorbehaltene Entscheidungen treffen, wenn der Verwaltungsrat
                     nicht rechtzeitig einberufen werden kann und die Angelegenheit keinen Aufschub duldet.  2 Die Entscheidung ist dem Verwaltungsrat auf seiner nächsten Sitzung zur Bestätigung vorzulegen.  3 Wird die Bestätigung versagt, so ist die Entscheidung aufgehoben.  4 Maßnahmen, die aufgrund der Entscheidung vollzogen sind, bleiben gültig.
                  

               

               
                     § 8
Protokoll
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Über jede Sitzung des Verwaltungsrates wird ein Protokoll gefertigt. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Das Protokoll muss enthalten:
                  

                  
                     
                        	
                            die Namen der anwesenden Mitglieder und der übrigen Teilnehmer, 

                        

                        	
                            die Feststellung der Beschlussfähigkeit,

                        

                        	
                            die Tagesordnung,

                        

                        	
                            Anträge, auch wenn sie abgelehnt worden sind, und Beschlüsse im Wortlaut,

                        

                        	
                            den wesentlichen Gang der Verhandlungen.

                        

                     

                  

                    2 Vorlagen, schriftliche Berichte, Anträge sowie andere wichtige Schriftstücke sind dem Protokoll als Anlage beizufügen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Das Protokoll wird vom Vorsitzenden und dem Protokollführer unterzeichnet.  2 Es ist dem Verwaltungsrat auf seiner nächsten Sitzung zur Bestätigung vorzulegen.
                  

               

               
                     § 9
Reisekostenerstattung
                     

                  

                   1 Die Mitglieder des Verwaltungsrates haben Anspruch auf Erstattung ihrer Reisekosten nach Maßgabe des kirchlichen Rechts.  2 Die Kosten trägt der jeweils zuständige Kirchenkreis.
                  

               

               
                     § 10 
Sprachregelung
                     

                  

                  Die in dieser Geschäftsordnung verwendeten Personen-, Funktions- und Amtsbezeichnungen gelten für Frauen und Männer in gleicher
                     Weise. 
                  

               

               
                     § 11
Inkrafttreten
                     

                  

                  Die Geschäftsordnung tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft. 

                  

                  

                  

                  

                  ..........................................................

                  (Ort, Datum)

                  

                  

                  

                  

                  Der Vorsitzende des Verwaltungsrates 

                  

                  

                  

                  

                  ............................................................

                  (Unterschrift)

               

            

         

      

      

      1
              1 Persönliche Beteiligung liegt vor, wenn ein Beschluss einem Mitglied des Verwaltungsrates selbst oder seinem Ehegatten oder
               einem Verwandten oder Verschwägerten bis zum dritten Grad oder einer von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen natürlichen
               oder juristischen Person unmittelbar einen Vorteil oder Nachteil bringen kann.  2 Persönliche Beteiligung liegt nicht vor, wenn das Mitglied an der Entscheidung der Angelegenheit lediglich als Angehöriger
               einer Berufs- oder Bevölkerungsgruppe beteiligt ist, deren gemeinsame Interessen durch die Angelegenheit berührt werden.  3 Als unmittelbar gilt nur derjenige Vorteil oder Nachteil, der sich direkt aus der Entscheidung ergibt, ohne dass weitere Ereignisse
               eintreten oder Maßnahmen getroffen werden müssen, die über die Ausführung von Beschlüssen hinausgehen.
            

         

      

   
      

      
         Kirchengesetz über die Stellung und Aufgaben
der Kirchlichen Verwaltungsämter in
der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz
Sachsen (Kirchliches Verwaltungsamts-Gesetz-KVAG)
         

      

      
         Vom 31. Oktober 1993

      

      
         (ABl. EKKPS 1994 S. 15)

      

      Aufgrund von Artikel 74 Abs. 2 Ziffer 1 Grundordnung hat die Synode der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen in
         Ausführung von Artikel 67 Grundordnung das folgende Kirchengesetz beschlossen:
      

      
                     § 1
Grundsätze
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        (aufgehoben)

                  
                        (
                        2
                        )
                        (aufgehoben)

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Kirchliche Verwaltungsamt ist verpflichtet, mit den ihm anvertrauten Mitteln verantwortlich, sparsam und wirtschaftlich
                     umzugehen.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  (aufgehoben)

                  (1)  1 Das Kirchliche Verwaltungsamt ist eine gemeinschaftliche Einrichtung der beteiligten Kirchenkreise.  2 Es wird auf der Grundlage einer zwischen diesen Kirchenkreisen abgeschlossenen Verwaltungsvereinbarung namens der beteiligten
                        Kirchenkreise selbstständig tätig.

               

               
                     § 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        (aufgehoben)

                  
                        (
                        2
                        )
                        (aufgehoben)

                   1 Über die Errichtung eines Kirchlichen Verwaltungsamtes entscheiden die beteiligten Kreiskirchenräte und Vorstände im Einvernehmen
                        mit dem Konsistorium.  2 Bei der Entscheidung sind sowohl wirtschaftliche und personelle Gegebenheiten der Region als auch gesamtkirchliche Verantwortlichkeit
                        zu berücksichtigen.  3 Das Konsistorium hat ein Vorschlagsrecht, dass sich bestimmte Kirchenkreise an der Errichtung eines Kirchlichen Verwaltungsamtes
                        beteiligen.

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für den Beitritt oder den Austritt einzelner Kirchenkreise aus der Gemeinschaft gemäß § 2 Absatz 1 sowie für die Auflösung
                     eines Kirchlichen Verwaltungsamtes gilt Absatz 2 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        (aufgehoben)

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Das Konsistorium stellt die Errichtung des Kirchlichen Verwaltungsamtes durch Urkunde fest.  2 In der Urkunde sind Zeitpunkt der Errichtung, Zuständigkeitsbereich und Sitz des Kirchlichen Verwaltungsamtes zu benennen.
                      3 Satz 1 und 2 gelten bei Veränderungen gemäß Absatz 3 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        (aufgehoben)

               

               
                     §§ 4 – 6

                  

                  (aufgehoben)

               

               
                     § 7
Mitarbeiter
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        (aufgehoben)

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie nehmen die ihrem Bereich zugeordneten Aufgaben selbstständig wahr und sind für deren sachgerechte Erfüllung verantwortlich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Dienstanweisungen der Mitarbeiter werden auf Vorschlag des Amtsleiters vom Vorstand beschlossen.  2 Darüber hinaus können zur Sicherung des Arbeitsablaufes andere Aufgaben durch den Amtsleiter zugewiesen werden.
                  

               

               
                     §§ 8 – 9

                  

                  (aufgehoben)

               

               
                     § 10
Kassen- und Rechnungsführung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Verwaltung von Kreis- und Gemeindekirchenkassen und sonstigen Kassen gelten die allgemeinen kirchenrechtlichen Bestimmungen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Im Kirchlichen Verwaltungsamt sind entsprechend den kirchenrechtlichen Bestimmungen ordentliche und außerordentliche (unvermutete)
                     Kassenprüfungen vorzunehmen, in die sämtliche verwalteten finanziellen Mittel einzubeziehen sind.  2 Über die Prüfungen ist eine Niederschrift zu fertigen, die vom Prüfer und vom Amtsleiter zu unterzeichnen ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Kirchliche Verwaltungsamt nimmt die Rechnungslegung für alle verwalteten Kassen vor.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Haushaltsplan und die Rechnung der Kasse des Kirchlichen Verwaltungsamtes sind dem Konsistorium einzureichen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Unabhängig von örtlichen Kassen- und Rechnungsprüfungen ist das Konsistorium jederzeit berechtigt, Einblick in die Geschäftsführung,
                     die Verwaltung der finanziellen Mittel und die allgemeine Verwaltungsorganisation zu nehmen.
                  

               

               
                     § 11
Zusammenarbeit mit den Kirchengemeinden
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Kirchliche Verwaltungsamt ist verpflichtet, die Gemeindekirchenräte in Angelegenheiten der Kirchlichen Verwaltung zu beraten
                     und sie rechtzeitig von Maßnahmen zu unterrichten, die das Gemeindeleben oder die Finanzsituation der Kirchengemeinde beeinflussen
                     könnten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kirchengemeinden des Zuständigkeitsbereiches stellen dem Kirchlichen Verwaltungsamt die Daten und Unterlagen, die es zu
                     Erfüllung seiner ihm übertragenen Aufgaben benötigt, zur Verfügung, erteilen Auskünfte und geben Hilfeleistungen im notwendigen
                     Umfang.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Vorsitzenden, Stellvertreter oder Beauftragten der Gemeindekirchenräte sind berechtigt, jederzeit Auskünfte über ihre
                     Gemeinde betreffende Vorgänge, für die Gemeindearbeit benötigte Daten sowie Einblick in die Geschäftsführung ihrer Gemeindekirchenkasse
                     zu erhalten.
                  

               

               
                     § 12
Zusammenarbeit mit den Kirchenkreisen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        (aufgehoben)

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kreiskirchenräte oder die jeweils zuständigen Sachbereichsleiter sorgen dafür, dass dem Kirchlichen Verwaltungsamt alle
                     für seine Arbeit erforderlichen Daten und Unterlagen zur Führung der Kreiskirchenkasse/n zukommen.
                  

               

               
                     §§ 13 – 18

                  

                  (aufgehoben)

               

            

         

      

      

   
      

      
         Kirchengesetz zur Übertragung von Aufgaben
der Aufsicht des Konsistoriums
         

      

      
         Vom 19. November 1995

      

      
         (ABl. EKKPS S. 105)

      

      Aufgrund von Art. 74 Abs. 2 Nr. 1 in Verbindung mit Art. 88 Abs. 3 Grundordnung hat die Synode das folgenden Kirchengesetz
         beschlossen:
      

      
                     § 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Stärkung der Verantwortung der Kirchenkreise sollen Aufgaben der Aufsicht über Kirchengemeinden, die dem Konsistorium
                     gemäß Art. 89 Abs. 3 Nr. 2 Grundordnung durch Kirchengesetze, Verordnungen und sonstige von der Kirchenleitung erlassene Ordnungen
                     zugeordnet sind, in die Zuständigkeit der Kreiskirchenräte oder der Kirchlichen Verwaltungsämter übertragen werden, soweit
                     
                        	
                           durch den Entscheidungsgegenstand gesamtkirchliche Belange nicht in besonderer Weise berührt sind,

                        

                        	
                           die zu übertragenden Angelegenheiten so einzuschätzen sind, dass darüber von den Kreiskirchenämtern oder Kirchlichen Verwaltungsämtern
                              sachkundig entschieden werden kann, und
                           

                        

                        	
                           die Übertragung geeignet ist, den Umfang kirchlicher Verwaltung einzuschränken und Entscheidungsabläufe zu beschleunigen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Es sollen insbesondere Aufgaben der Aufsicht aus den Arbeitsbereichen der Vermögensverwaltung und des Arbeitsrechts übertragen
                     werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Soweit das Konsistorium aufgrund von Verwaltungsanordnungen gemäß Art. 88 Abs. 1 Grundordnung Aufgaben der Aufsicht ausübt, ist es gehalten, unter Zugrundelegung der in Abs. 1 genannten Gesichtspunkte zu prüfen, ob eine Übertragung der Aufgaben der Aufsicht auf Kreiskirchenräte oder Kirchliche Verwaltungsämter
                     oder ein Verzicht auf Aufgaben der Aufsicht geboten ist.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Kirchenleitung wird ermächtigt, die Übertragung von Aufgaben der Aufsicht gemäß § 1 auf Vorschlag des Konsistoriums und
                     nach Anhörung des Ständigen Ordnungsausschusses der Synode durch Verordnung zu regeln.  2 In der Verordnung sind die jeweiligen Rechtsvorschriften anzugeben, die die Grundlage für die Wahrnehmung der Aufsichtsaufgaben
                     darstellen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kirchenleitung hat die Synode über die Regelungen gemäß Abs. 1 zu unterrichten.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Aufgaben der Aufsicht über Kirchenkreise entfallen, wenn diese den nach den §§ 1 und 2 übertragenen Aufgaben entsprechen.  2 Die Kirchenkreise haben die beabsichtigten Entscheidungen dem Konsistorium vorher anzuzeigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Darüber hinaus entfallen Aufgaben der Aufsicht, wenn es sich dabei um Angelegenheiten der Kirchengemeinden handelt, die
                     
                        	
                           durch die kirchliche Ordnung allgemein in die Verwaltung der Kirchenkreise oder

                        

                        	
                           im Einzelfall durch den Gemeindekirchenrat nach Maßgabe der kirchlichen Ordnung den Kirchlichen Verwaltungsämtern zur Verwaltung
                              übertragen sind
                           

                        

                     

                  

                  und die bisherige Zuständigkeit des Konsistoriums zur Wahrnehmung der Aufsichtsaufgaben den Aufgaben der Aufsicht über Kirchengemeinden,
                     die nach den §§ 1 und 2 übertragen sind, entspricht.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Konsistorium kann den Kreiskirchenräten und Kirchlichen Verwaltungsämtern für die Wahrnehmung von Aufgaben, die in die
                     abschließende Zuständigkeit der Kreiskirchenräte oder Kirchlichen Verwaltungsämter übertragen sind, gemäß Art. 88 Abs. 1 Satz
                     3 Grundordnung Verwaltungsanordnungen erteilen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kreiskirchenräte oder Kirchliche Verwaltungsämter können im begründeten Einzelfall ihnen zugewiesene Angelegenheiten von sich
                     aus an das Konsistorium zur Entscheidung herantragen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die besondere Verantwortung des Konsistoriums, Beschlüsse gem. Art. 91 Grundordnung außer Kraft zu setzen, bleibt unberührt.
                  

               

               
                     § 5

                  

                   1 Gemeindekirchenräte können gegen Aufsichtsentscheidungen, die in die Zuständigkeit der Kreiskirchenräte oder der Kirchlichen
                     Verwaltungsämter übertragen sind, bei der Stelle, die die Aufsichtsentscheidung getroffen hat, innerhalb von vier Wochen nach
                     Zugang der Entscheidung Widerspruch einlegen.  2 Hilft die Stelle dem Widerspruch nicht ab, so entscheidet das Konsistorium über den Widerspruch.
                  

               

               
                     § 6

                  

                  Durchführungsbestimmungen erlässt die Kirchenleitung

               

               
                     § 7

                  

                  Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1996 in Kraft.

               

            

         

      

      

   
      

      
         Verordnung über die Übertragung von Aufgaben
der Aufsicht des Konsistoriums
         

      

      
         in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. August 2004 (ABl. EKKPS S. 121),

      

      
          zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 19. November 2016 (ABl. S. 209)
         

      

      Änderungen
            
               
               
               
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Lfd. Nr.

                  
                  	
                     Änderndes Recht

                  
                  	
                     Datum

                  
                  	
                     Fundstelle
ABl. EKM
                     

                  
                  	
                     Geänderte
Paragrafen
                     

                  
                  	
                     Art der 
Änderung
                     

                  
               

            
            
               
                  	
                     1

                  
                  	
                     Kirchengesetz über die Vermögensverwaltung und die Aufsicht in der EKM

                  
                  	
                     23.11.2013

                  
                  	
                     S. 318

                  
                  	
                     § 1

                  
                  	
                     teilweise aufgehoben

                  
               

               
                  	
                     2

                  
                  	
                     Kirchengesetz über kirchenaufsichtliche Zustimmung und Genehmigung arbeitsrechtlicher Maßnahmen 

                  
                  	
                     19.11.20161

                  
                  	
                     S. 209

                  
                  	
                     § 1 Abs. 2

                  
                  	
                     außer Kraft getreten

                  
               

            
         

      

      

      Aufgrund der §§ 1 und 2 des Kirchengesetzes zur Übertragung von Aufgaben der Aufsicht des Konsistoriums vom 19. November 1995 (ABl. S. 105) sowie
         Artikel 80 Abs. 2 Nr. 7 Grundordnung erlässt die Kirchenleitung folgende Verordnung:
      

      
                     § 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Den Kreiskirchenräten wird in folgenden Angelegenheiten die Zuständigkeit des Konsistoriums zur kirchenaufsichtlichen Genehmigung
                     von Beschlüssen der Gemeindekirchenräte der Kirchengemeinden übertragen:
                     
                        	
                           (aufgehoben)

                        

                        	
                           (aufgehoben)

                        

                        	
                           die Veränderung des Umfangs der Pfarrdienstwohnung (§ 2 Abs. 1 Satz 4 und § 3 Abs. 2 Pfarrdienstwohnungsverordnung vom 9. September 1998, ABl. EKD S. 458, ABl. KPS 1999 S. 16);

                        

                        	
                           die tatsächliche Überlassung von Teilen der Pfarrdienstwohnung (§ 47 Abs. 4 Pfarrdienstgesetz i.V. mit § 5 Abs. 2 Pfarrdienstwohnungsverordnung);

                        

                        	
                           die Führung eines Gewerbe- oder Handelsbetriebs im Pfarrhaus (§ 47 Abs. 3 Pfarrdienstgesetz i.V. mit § 5 Abs. 1 Pfarrdienstwohnungsverordnung).

                        

                     

                  

                   2 Die Kreiskirchenräte entscheiden in den vorstehend bezeichneten Angelegenheiten jeweils nach Vorprüfung durch das zuständige
                     Kirchliche Verwaltungsamt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        (Außerkraftgetreten)
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        (aufgehoben) 

               

               
                     § 2

                  

                   1 Werden die in dieser Verordnung angeführten Rechtsvorschriften überarbeitet oder neu gefasst, ohne dass dadurch die Tatbestände
                     der kirchenaufsichtlichen Genehmigung inhaltlich verändert werden, so tritt die neugefasste Rechtsvorschrift an die Stelle
                     der Bisherigen.  2 Das Konsistorium wird ermächtigt, den Wortlaut der Verordnung den neugefassten Rechtsvorschriften anzupassen und die Verordnung
                     in der angepassten Form im Amtsblatt bekannt zu machen.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  (Inkrafttreten)

               

            

         

      

      

      1
            Gemäß Arbeitsrechtliches Zustimmungs-und Genehmigungsgesetz vom 19. November 2016 (ABl. S. 209) tritt § 1 Absatz 2 der Verordnung zum 1. Januar 2017 außer Kraft.
            

         

      

   
      

      
         Kirchengesetz über die Bildung und Arbeitsweise der Gemeindekirchenräte
(Gemeindekirchenratsgesetz – GKR-G)
         

      

      
         in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. September 2017 (ABl. S. 186)
         

      

      Die Landessynode der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 55 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2, Artikel 80 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Kirchenverfassung EKM – KVerfEKM) vom 5. Juli 2008 (ABl. S. 183) das folgende Kirchengesetz beschlossen:
      

      
         Inhaltsübersicht
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            Abschnitt 1: Allgemeine Bestimmungen

         

         
                     § 1
Grundsatz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In jeder Kirchengemeinde wird ein Gemeindekirchenrat gebildet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für Kirchengemeinden, die in einem Kirchengemeindeverband verbunden sind, wird ein gemeinsamer Gemeindekirchenrat gebildet.
                  

               

               
                     § 2
Zusammensetzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Dem Gemeindekirchenrat gehören an:
                  

                  
                     
                        	
                            die gewählten und hinzuberufenen Mitglieder (Kirchenälteste),

                        

                        	
                            die zum Dienst in der Kirchengemeinde berufenen Pfarrer oder die mit dem Pfarrdienst in der jeweiligen Kirchengemeinde Beauftragten,
                              soweit nachstehend nichts anderes bestimmt ist.
                           

                        

                     

                  

                   2 Der Gemeindekirchenrat kann beschließen, dass bis zu zwei Jugendvertreter mit Rede- und Antragsrecht an den Sitzungen des
                     Gemeindekirchenrates teilnehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Zahl der Pfarrer sowie der Mitarbeiter, die bei den Kirchengemeinden, Kirchenkreisen, der Landeskirche und ihren rechtsfähigen
                     Zusammenschlüssen gegen Entgelt beschäftigt sind, darf die Hälfte aller zu wählenden Kirchenältesten nicht erreichen.  2 In einer Kirchengemeinde mit mehreren Pfarrstellen ist die Zahl der Kirchenältesten so festzusetzen, dass mindestens zwei
                     Drittel der Mitglieder des Gemeindekirchenrates nicht Pfarrer sind.  3 In Kirchengemeinden mit mehr als fünf Pfarrstellen kann durch Satzung geregelt werden, dass die Pfarrer fünf aus ihrer Mitte
                     als Mitglieder des Gemeindekirchenrates und bis zu zwei weitere als Stellvertreter bestimmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Ist ein Ehepaar beauftragt, gemeinsam den Dienst in einer Pfarrstelle einer Kirchengemeinde wahrzunehmen, steht nur einem
                     der Eheleute im Gemeindekirchenrat das Stimmrecht zu; der andere nimmt an den Sitzungen beratend teil.  2 Der Gemeindekirchenrat entscheidet auf Vorschlag der Eheleute, wem von beiden das Stimmrecht zusteht.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Pfarrer mit landeskirchlichen Aufgaben und Inhaber von Kreispfarrstellen werden durch den Kreiskirchenrat dem Gemeindekirchenrat
                     einer Kirchengemeinde, in der sie regelmäßig einen gottesdienstlichen oder pfarrdienstlichen Auftrag wahrnehmen, zugewiesen.
                      2 Sie besitzen das Rede- und Antragsrecht.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Der Ehepartner des Pfarrers sowie in einem hauptamtlichen kirchlichen Dienstverhältnis stehende Ordinierte können nicht zu
                     Kirchenältesten gewählt oder berufen werden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Eheleute oder Verwandte gerader Linie dürfen nur dann gleichzeitig Mitglieder des Gemeindekirchenrates sein, wenn dem Gemeindekirchenrat
                     mindestens sechs gewählte Mitglieder angehören.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Gegen Entgelt beschäftigte kirchliche Mitarbeiter können nur dann Mitglieder des Gemeindekirchenrates sein, wenn der Dienstgeber
                     nicht die Kirchengemeinde ist, in der der Gemeindekirchenrat zu wählen ist.  2 Dies gilt nicht bei geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Regelungen für Eheleute sind entsprechend auf eingetragene Lebenspartnerschaften anzuwenden.
                  

               

               
                     § 3
Ehrenamt
                     

                  

                  Die Mitarbeit als Kirchenältester im Gemeindekirchenrat ist ehrenamtlich.

               

               
                     § 4
Zahl der Kirchenältesten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Gemeindekirchenrat legt die Zahl der Kirchenältesten fest.  2 Die Mindestzahl der Kirchenältesten beträgt vier.  3 Der Gemeindekirchenrat beschließt über die Größe gemäß § 9. Das Nähere regelt eine Rechtsverordnung des Landeskirchenrates.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Bei der Zusammensetzung des Gemeindekirchenrates soll jede Kirchengemeinde eines Kirchengemeindeverbandes im Gemeindekirchenrat
                     vertreten sein.  2 Das Gleiche gilt für die Sprengel einer in Sprengel aufgeteilten Kirchengemeinde.  3 Von dieser Bestimmung kann mit Zustimmung des Kreiskirchenrates abgewichen werden, wenn der Gemeindekirchenrat dadurch eine
                     unverhältnismäßige Größe erreicht.  4 In diesem Fall sind innerhalb eines Kirchengemeindeverbandes Wahlgemeinschaften von mehreren Kirchengemeinden beziehungsweise
                     innerhalb einer Kirchengemeinde Wahlgemeinschaften von mehreren Sprengeln zu bilden, die jeweils einen gemeinsamen Vertreter
                     und dessen Stellvertreter für den Gemeindekirchenrat wählen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Für Kirchengemeinden eines Kirchengemeindeverbandes, die nicht durch ein eigenes Gemeindeglied im Gemeindekirchenrat vertreten
                     sind, ist ungeachtet des Absatzes 2 Satz 3 und unabhängig von den Regelungen zur Stellvertretung im Gemeindekirchenrat ein
                     besonderer Vertreter der Kirchengemeinde zu bestellen, sofern für die Kirchengemeinde nicht ein örtlicher Beirat gebildet
                     wird.  2 Der besondere Vertreter ist vom Gemeindekirchenrat hinzuzuziehen in Fällen, in denen dies ausdrücklich geregelt oder wegen
                     der Bedeutung der Sache für die Kirchengemeinde geboten ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Unterschreitet die Zahl der Kirchenältesten während der Amtsperiode die Hälfte der nach Absatz 1 Satz 1 zu wählenden Kirchenältesten
                     oder unterschreitet die Zahl der Mitglieder die Zahl vier oder ändert sich die Zusammensetzung des Gemeindekirchenrates so,
                     dass den Bestimmungen des § 2 Absatz 2 oder Absatz 6 Satz 2 nicht mehr Rechnung getragen ist, bestimmt der Kreiskirchenrat das Erforderliche wegen der einstweiligen
                     Wahrnehmung der Obliegenheiten.  2 Die Rechte des Gemeindekirchenrates werden bis zu dessen Neubildung, Ergänzung durch Berufung oder Nachwahl von Kirchenältesten
                     durch den Kreiskirchenrat oder durch von ihm Beauftragte wahrgenommen.
                  

               

               
                     § 5
Wahlrechtsgrundsätze
                     

                  

                  Die Kirchenältesten werden von den wahlberechtigten Gemeindegliedern in allgemeiner, gleicher, unmittelbarer und geheimer
                     Wahl gewählt.
                  

               

               
                     § 6
Wahlberechtigung und Wählbarkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Wahlberechtigt ist jedes Gemeindeglied, das am Tage der Wahl das 14. Lebensjahr vollendet hat und das zum Abendmahl zugelassen
                     ist.  2 Die Ausübung des Wahlrechts setzt die Eintragung in die Wählerliste voraus.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 In den Gemeindekirchenrat kann gewählt oder berufen werden, wer das 18. Lebensjahr vollendet hat, der Kirchengemeinde seit
                     mindestens sechs Monaten angehört, zum Abendmahl zugelassen ist, am Leben der Kirchengemeinde teilnimmt und wem die Wählbarkeit
                     nicht gemäß Artikel 29 Absatz 2 Satz 2 Kirchenverfassung EKM entzogen worden ist.  2 Wählbar ist nicht, wer seine Pflichten als Gemeindeglied erheblich verletzt, sich kirchenfeindlich betätigt oder sich im Widerspruch
                     zur Heiligen Schrift, dem christlichen Glauben oder der Kirche verhält.
                  

               

               
                     § 7
Amtsperiode
                     

                  

                  Die Bildung des Gemeindekirchenrates erfolgt jeweils für sechs Jahre.

               

               
                     § 8
Vorbereitung und Durchführung der Wahl
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Landeskirchenamt bestimmt den Zeitraum, innerhalb dessen die Wahl zum Gemeindekirchenrat durchzuführen ist und gibt einen
                     Terminplan vor. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für die Vorbereitung und Durchführung der Wahl ist der Gemeindekirchenrat zuständig. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Beaufsichtigung der Vorbereitung und Durchführung der Wahl obliegt dem Kreiskirchenrat.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 2: Vorbereitung der Wahl

         

         
                     § 9
Beschluss über Größe
                     

                  

                   Zu Beginn der Wahlvorbereitungen beschließt der Gemeindekirchenrat über die Größe des neu zu bildenden Gemeindekirchenrates
                     und die Zahl der gemäß § 4 zu wählenden Kirchenältesten.
                  

               

               
                     § 10
Aufstellen der Wählerliste
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Innerhalb des vom Landeskirchenamt festgesetzten Zeitraumes stellt der Gemeindekirchenrat auf der Grundlage des Gemeindegliederverzeichnisses
                     eine Wählerliste auf, in der alle gemäß § 6 Absatz 1 wahlberechtigten Gemeindeglieder erfasst werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Aufstellung der Wählerliste ist in ortsüblicher Weise bekannt zu machen.  2 Dabei ist darauf hinzuweisen, dass jeder Auskunft darüber verlangen kann, ob er in die Wählerliste aufgenommen wurde. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Eine Aufnahme in die Wählerliste kann bis zum Ablauf der Wahl vorgenommen werden, wenn das betreffende Gemeindeglied seine
                     Zugehörigkeit zur Kirchengemeinde und seine Wahlberechtigung nachweisen kann.
                  

               

               
                     § 11
Aufstellen der Kandidatenliste und Stimmzettel
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Gemeindekirchenrat fordert die Gemeindeglieder auf, Kandidatenvorschläge einzureichen. Der einzelne Vorschlag muss enthalten:
                  

                  
                     
                        	
                            Name, Alter und Wohnanschrift des vorgeschlagenen Gemeindegliedes,

                        

                        	
                            eine Aussage zur Wählbarkeit nach § 6 Absatz 2,
                           

                        

                        	
                            eine schriftliche Erklärung des vorgeschlagenen Gemeindegliedes, dass es bereit ist, zur Wahl zu kandidieren,

                        

                        	
                            die Unterschriften von mindestens fünf wahlberechtigten Gemeindegliedern.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Gemeindekirchenrat überprüft die Wählbarkeit der Vorgeschlagenen. Ist ein Vorgeschlagener nicht wählbar, so teilt der
                     Gemeindekirchenrat dies dem Erstunterzeichner des Wahlvorschlags und dem Betroffenen unter Angabe der Gründe mit Rechtsmittelbelehrung
                     schriftlich mit.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Gemeindekirchenrat hat das Recht, selbst Kandidaten zu benennen.  2 Bestehen in der Kirchengemeinde oder im Kirchengemeindeverband Sprengelbeiräte beziehungsweise örtliche Beiräte, so sind diese
                     zu hören.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Im Ergebnis der Prüfung aller Wahlvorschläge erstellt der Gemeindekirchenrat eine Kandidatenliste.  2 Die Namen der Kandidaten werden dabei in alphabetischer Reihenfolge aufgeführt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Kandidatenliste ist in ortsüblicher Weise bekannt zu machen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Auf der Grundlage der Kandidatenliste ist der Stimmzettel nach dem vom Landeskirchenamt herausgegebenen Muster zu erstellen.
                      2 Der Stimmzettel enthält in alphabetischer Reihenfolge die Namen der Kandidaten, ihren Wohnort und Geburtsjahrgang sowie die
                     Angabe, wie viele Kirchenälteste zu wählen sind.
                  

               

               
                     § 12
Bildung von Stimmbezirken
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In Kirchengemeindeverbänden bilden die angehörenden Kirchengemeinden für die Wahl einzelne Stimmbezirke; das Gleiche gilt
                     für die Sprengel einer in Sprengel aufgeteilten Kirchengemeinde. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Für die Aufstellung von Kandidatenlisten sowie die Durchführung und Auswertung der Wahl in den Stimmbezirken gelten die Bestimmungen
                     für die Wahl in Kirchengemeinden entsprechend; an die Stelle des Gemeindekirchenrates tritt der örtliche Beirat beziehungsweise
                     der Sprengelbeirat.  2 Der Gemeindekirchenrat trägt die Gesamtverantwortung gemäß § 8 Absatz 2.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Gemeindekirchenrat kann beschließen, von der Bildung einzelner Stimmbezirke abzusehen, wenn kein örtlicher Beirat beziehungsweise
                     Sprengelbeirat dem widerspricht.
                  

               

               
                     § 13
Bekanntgabe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Gemeindekirchenrat legt unter Beachtung des Terminplans den Wahltag, Beginn und Ende der Wahlzeit und den Ort der Wahl
                     fest.  2 Die Wahlzeit muss im Fall, dass alle Wahlberechtigten Briefwahlunterlagen erhalten haben, mindestens eine Stunde betragen.
                      3 Andernfalls muss die Wahlzeit mindestens drei Stunden betragen.  4 Die Wahl soll im Kirchengebäude oder in einem dafür geeigneten Raum stattfinden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Wahltag, Wahlzeit und Ort sind ortsüblich bekannt zu machen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Gemeindekirchenrat kann darüber hinaus an Tagen, die in zeitlicher Nähe zum Wahltag liegen, Zeiten zur Durchführung der
                     Wahl festlegen.
                  

               

               
                     § 14
Rechtsbehelfe gegen Entscheidungen des Gemeindekirchenrates
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Gegen Entscheidungen des Gemeindekirchenrates in Wahlangelegenheiten steht den unmittelbar Betroffenen die Beschwerde an
                     den Kreiskirchenrat zu. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Gegen Entscheidungen des Kreiskirchenrates ist weitere Beschwerde an das Landeskirchenamt zulässig.  2 Dieses entscheidet endgültig.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Beschwerdefrist in Wahlangelegenheiten beträgt eine Woche nach Eingang der schriftlichen Entscheidung oder öffentlichen
                     Bekanntgabe. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Beschwerden nach Absatz 1 und 2 haben keine aufschiebende Wirkung.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 3: Durchführung der Wahl

         

         
                     § 15
Wahlvorstand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Für die Wahlhandlung wird ein Wahlvorstand eingesetzt.  2 In den Wahlvorstand kann jedes wahlberechtigte Gemeindeglied berufen werden, das nicht als Kandidat in den Wahlvorschlag aufgenommen
                     ist und das 18. Lebensjahr vollendet hat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Wahlvorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Mindestens zwei Mitglieder müssen während der Wahlzeit ständig
                     im Wahlraum anwesend sein.
                  

               

               
                     § 16
Wahlablauf
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Vor Beginn der Stimmabgabe überzeugt sich der Wahlvorstand davon, dass die Wahlurne leer ist.  2 Die Wahlurne ist zu versiegeln und darf bis zum Abschluss der Wahlhandlung nicht geöffnet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Anhand der Wählerliste wird die Wahlberechtigung jedes einzelnen Wählers überprüft.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 ) Auf dem Stimmzettel dürfen höchstens so viele Namen angekreuzt werden, wie Kandidaten zu wählen sind.  2 Für jeden Kandidaten darf nur eine Stimme abgegeben werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Stimmabgabe muss persönlich ausgeübt werden.  2 Wer an der Ausübung der Stimmabgabe aus gesundheitlichen Gründen gehindert ist, darf sich der Hilfe einer anderen Person bedienen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Wahl wird vollzogen, indem die Wähler die von ihnen ausgefüllten Stimmzettel in die Wahlurne einlegen.  2 Das Einlegen des Stimmzettels in die Wahlurne wird vom Wahlvorstand in der Wählerliste vermerkt.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Findet die Wahlhandlung in mehreren Wahlakten statt, so ist die Wahlurne in der Zwischenzeit vor unzulässigem Zugriff zu
                     sichern.
                  

               

               
                     § 17
Briefwahl
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Grundsätzlich wird die Wahl im Verfahren der Briefwahl durchgeführt.  2 Dabei erhalten alle Wahlberechtigten Briefwahlunterlagen.  3 Die Möglichkeit der persönlichen Stimmabgabe in einem Wahllokal am Wahltag ist zu gewährleisten.  4 Abweichend hiervon kann der Gemeindekirchenrat beschließen, dass die Wahl im Verfahren der persönlichen Stimmabgabe durchgeführt
                     wird und Wahlberechtigte die Briefwahl beantragen können.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Briefwahlunterlagen enthalten den Briefwahlschein, einen Stimmzettel, einen Stimmzettelumschlag und einen Briefumschlag.
                      2 Der Briefwahlschein enthält die Bestätigung, dass das Gemeindeglied wahlberechtigt und in die Wählerliste aufgenommen ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Hat der Gemeindekirchenrat beschlossen, dass die Wahl nicht im Verfahren der Briefwahl durchgeführt wird, können Gemeindeglieder
                     bis spätestens eine Woche vor dem Wahltag bei der Kirchengemeinde die Briefwahl beantragen.  2 Die Aushändigung erfolgt persönlich.  3 Sie kann auch an Dritte gegen Vorlage einer Vollmacht erfolgen.  4 Die Ausstellung eines Briefwahlscheines auf Antrag eines Gemeindegliedes wird in der Wählerliste vermerkt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Das Gemeindeglied hat auf dem Briefwahlschein zu versichern, dass es den Stimmzettel persönlich ausgefüllt hat.  2 § 16 Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Wahlbriefe können bis zum Ende der Wahlzeit dem Wahlvorstand zugeleitet werden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Der Wahlvorstand entnimmt den Wahlbriefen die Briefwahlscheine und die Stimmzettelumschläge, vermerkt die vollzogenen Briefwahlen
                     in der Wählerliste und legt die Stimmzettelumschläge ungeöffnet in die Wahlurne.
                  

               

               
                     § 18
Stimmenauszählung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Unmittelbar nach Beendigung der gesamten Wahlhandlung erfolgt die Stimmenauszählung.  2 Sie ist öffentlich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Wahlvorstand entnimmt die Stimmzettel der Wahlurne und zählt sie.  2 Zugleich zählt er die Abstimmungsvermerke in der Wählerliste.  3 Ergibt sich dabei eine Differenz, vermerkt er dies in einer Niederschrift und erläutert die Differenz, soweit dies möglich
                     ist. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Stimmen auf den Stimmzetteln werden sodann gezählt, indem die angekreuzten Namen laut verlesen und die für jeden Kandidaten
                     abgegebenen Stimmen notiert werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Ungültig sind Stimmzettel, 
                  

                  
                     
                        	
                            die als nicht amtlich erstellt erkennbar sind,

                        

                        	
                            die mit einem Vermerk oder einem Vorbehalt versehen sind oder

                        

                        	
                            auf denen mehr Namen angekreuzt als Kandidaten zu wählen sind.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Der Wahlvorstand stellt anhand der Reihenfolge der erhaltenen Stimmenanzahl das Wahlergebnis fest.  2 Gewählt sind dabei in der vom Gemeindekirchenrat festgelegten Anzahl diejenigen Kandidaten, die die meisten Stimmen auf sich
                     vereinigen konnten.  3 Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Sind Hinderungsgründe nach § 2 Absatz 2, 6 oder 7 gegeben, ist derjenige gewählt, der die meisten Stimmen erhalten hat.
                  

               

               
                     § 19
Stellvertreter
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Erhalten mehr Kandidaten, als zu wählen sind, Stimmenanteile, sind sie unter Beachtung von Absatz 2 in der Reihenfolge der
                     bei der Wahl erhaltenen Stimmen Stellvertreter im Gemeindekirchenrat. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Zahl der Stellvertreter darf die Hälfte der zu wählenden Mitglieder nicht überschreiten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Bei Verhinderung von Mitgliedern vertreten die Stellvertreter die verhinderten Mitglieder in der Reihenfolge der bei der Wahl
                     erhaltenen Stimmen.  2 Tritt hierbei ein Fall entsprechend § 2 Absatz 6 auf, nimmt der nächstfolgende Stellvertreter die Stellvertretung wahr.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Beim Ausscheiden gewählter Mitglieder rücken die Stellvertreter in der Reihenfolge der bei der Wahl erhaltenen Stimmen an
                     die Stelle der Ausgeschiedenen als Mitglieder in den Gemeindekirchenrat ein.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Steht kein Stellvertreter mehr zur Verfügung, soll der Gemeindekirchenrat entsprechend § 25 mindestens ein weiteres wählbares Gemeindeglied als Stellvertreter nachberufen.
                  

               

               
                     § 20
Wahlniederschrift
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Über den gesamten Wahlvorgang einschließlich der Feststellung des Wahlergebnisses wird eine Niederschrift angefertigt und
                     von sämtlichen Mitgliedern des Wahlvorstandes unterschrieben.  2 Das Landeskirchenamt kann hierfür die Verwendung eines verbindlichen Formulars vorschreiben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die schriftlichen Wahlunterlagen müssen so beschaffen sein, dass jederzeit eine Nachprüfung der Wahl auf ihre Ordnungsmäßigkeit
                     möglich ist.
                  

               

               
                     § 21
Bekanntmachung des Wahlergebnisses
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Gemeindekirchenrat benachrichtigt die gewählten Mitglieder und ihre Stellvertreter unverzüglich und fordert sie auf,
                     sich bis zu einem bestimmten Termin über die Annahme der Wahl zu erklären.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Ergebnis der Wahl ist in ortsüblicher Weise bekannt zu machen.
                  

               

               
                     § 22
Wahlanfechtung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Gegen das Wahlergebnis kann binnen einer Woche nach seiner Bekanntmachung von jedem wahlberechtigten Gemeindeglied Beschwerde
                     eingelegt werden.  2 Es kann dabei nur geltend gemacht werden, dass in der Vorbereitung und Durchführung der Wahl gegen Bestimmungen der kirchlichen
                     Ordnung verstoßen wurde.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Beschwerde ist gegenüber dem Gemeindekirchenrat schriftlich zu erklären.  2 Hilft der Gemeindekirchenrat der Beschwerde nicht ab, legt er diese mit den Wahlunterlagen und einer Stellungnahme dem Kreiskirchenamt
                     vor.  3 Dieses erarbeitet eine Empfehlung für den Kreiskirchenrat. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Gegen die Entscheidung des Kreiskirchenrates ist weitere Beschwerde an das Landeskirchenamt zulässig.  2 Dieses entscheidet endgültig.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Das Landeskirchenamt kann in Bewertung festgestellter Verstöße gegen die kirchliche Ordnung bestimmen, in welcher Weise die
                     Mängel zu beheben sind.  2 Es kann die Wiederholung der Wahl anordnen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 4: Einführung und Konstituierung des Gemeindekirchenrates

         

         
                     § 23
Einführung der Kirchenältesten
                     

                  

                   1 Die gewählten Kirchenältesten und ihre Stellvertreter werden in einem Gottesdienst gemäß Artikel 26 Kirchenverfassung EKM in ihr Amt eingeführt.  2 Die Einführung soll am Sonntag nach Ablauf der Beschwerdefrist erfolgen.
                  

               

               
                     § 24
Konstituierung und Vorsitz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Ein dem Gemeindekirchenrat angehörender Pfarrer beruft innerhalb von vier Wochen nach der Einführung den neu gebildeten Gemeindekirchenrat
                     zur konstituierenden Sitzung ein.  2 Bis zur Konstituierung des neuen Gemeindekirchenrates führt der bisherige Gemeindekirchenrat die Geschäfte fort.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der neu gebildete Gemeindekirchenrat wählt gemäß Artikel 27 Kirchenverfassung EKM in getrennten Wahlgängen den Vorsitzenden und seine Stellvertreter.  2 Die Wahl erfolgt mit Stimmzetteln in geheimer Wahl.  3 Gewählt ist, wer die Mehrheit der Stimmen der Mitglieder des Gemeindekirchenrates auf sich vereinigt.  4 Kommt eine solche Mehrheit nicht zustande, so scheidet vor jedem weiteren Wahlvorgang derjenige Kandidat aus, der die wenigsten
                     Stimmen auf sich vereinigt hat.  5 Bei Stimmengleichheit wird der Ausscheidende durch Los bestimmt.  6 Stellvertreter gemäß § 19 Absatz 1 sind nicht wählbar.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Für die Wahl des Vorsitzenden sollen nur Kirchenälteste kandidieren.  2 Kommt eine Wahl für den Vorsitz im Gemeindekirchenrat nicht zustande, so fällt der Vorsitz dem Pfarrer zu.  3 Sind mehrere Pfarrer Mitglied im Gemeindekirchenrat, so entscheidet der Gemeindekirchenrat durch Beschluss, wem der Vorsitz
                     zufällt.  4 Der Gemeindekirchenrat wählt einen Kirchenältesten gemäß Absatz 2 zum Stellvertreter.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Bei Veränderungen im Vorsitz ist entsprechend Absatz 2 und 3 zu verfahren.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Der Vorsitzende und der Stellvertreter können mit der Mehrheit der Mitglieder des Gemeindekirchenrates abgewählt werden.
                  

               

               
                     § 25
Hinzuberufung von Kirchenältesten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Gemeindekirchenrat kann unter Beachtung des § 2 Absatz 2, 5, 6 und 7 weitere wählbare Gemeindeglieder in den Gemeindekirchenrat berufen.  2 Bei bis zu acht gewählten Kirchenältesten dürfen bis zu zwei weitere, bei mehr als acht gewählten Kirchenältesten bis zu drei
                     weitere berufen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Ist in einer in Sprengel aufgeteilten Kirchengemeinde oder in einem Kirchengemeindeverband auf die Bildung von Stimmbezirken
                     verzichtet worden und hat die Wahl ergeben, dass ein Sprengel oder eine Kirchengemeinde nicht im gemeinsamen Gemeindekirchenrat
                     vertreten ist, soll aus diesem Sprengel beziehungsweise aus dieser Kirchengemeinde ein wählbares Gemeindeglied hinzuberufen
                     werden.  2 Die Beschränkungen des Absatzes 1 finden insoweit keine Anwendung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Berufung kann längstens bis zum Ablauf der laufenden Amtsperiode ausgesprochen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Berufung bedarf der Bestätigung durch den Kreiskirchenrat.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 5: Beendigung der Mitgliedschaft und Auflösung des Gemeindekirchenrates

         

         
                     § 26
Beendigung der Mitgliedschaft
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Mitgliedschaft im Gemeindekirchenrat endet 
                  

                  
                     
                        	
                            mit dem Ausscheiden nach Ablauf der Wahlperiode, 

                        

                        	
                            mit dem Wegfall der Wählbarkeitsvoraussetzungen,

                        

                        	
                            durch Rücktritt, 

                        

                        	
                            durch Entziehung des Mandats gemäß Artikel 29 Absatz 2 Kirchenverfassung EKM,
                           

                        

                        	
                            durch Auflösung des Gemeindekirchenrates gemäß Artikel 29 Absatz 1 Kirchenverfassung EKM.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die gewählten und die berufenen Mitglieder des Gemeindekirchenrates können jederzeit von ihrem Amt zurücktreten.  2 Der Rücktritt ist schriftlich oder zu Protokoll des Gemeindekirchenrates zu erklären.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Entzieht der Kreiskirchenrat gemäß Artikel 29 Absatz 2 Satz 2 Kirchenverfassung EKM das Mandat, endet die Mitgliedschaft mit dem Zugang der Entscheidung des Kreiskirchenrates.
                      2 Dem betroffenen Mitglied und dem zuständigen Gemeindekirchenrat ist vor der zu treffenden Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung
                     zu geben.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Gegen die nach Absatz 3 getroffenen Entscheidungen steht dem betroffenen Mitglied das Recht der Beschwerde zu.  2 Die Beschwerde ist innerhalb von 2 Wochen nach Zugang der Entscheidung beim Landeskirchenamt einzulegen.  3 Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung.  4 Das Landeskirchenamt entscheidet endgültig.
                  

               

               
                     § 27
Auflösung des Gemeindekirchenrates
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Wird ein Gemeindekirchenrat gemäß Artikel 29 Absatz 1 Kirchenverfassung EKM aufgelöst, endet die Mitgliedschaft mit dem Auflösungsbeschluss.  2 Dem betroffenen Gemeindekirchenrat ist vor der Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Gegen die Entscheidung steht dem Gemeindekirchenrat der Widerspruch zu.  2 Hilft das Landeskirchenamt dem Widerspruch nicht ab, entscheidet der Landeskirchenrat.  3 Gegen die Entscheidung des Landeskirchenrates ist Klage beim Verwaltungsgericht zulässig.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 6: Gemeindekirchenrat in besonderen Fällen

         

         
                     § 28
Scheitern der Bildung des Gemeindekirchenrates
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ist kein Gemeindekirchenrat mit der Mindestzahl von vier Kirchenältesten gebildet worden, kann der Kreiskirchenrat die Wiederholung
                     der Wahl innerhalb von sechs Monaten anordnen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Scheitert die Wiederholung der Wahl, kann der Kreiskirchenrat den bisherigen Gemeindekirchenrat für eine weitere Amtsperiode
                     bestätigen oder durch Berufung von Gemeindegliedern einen Gemeindekirchenrat bilden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Kommt auch nach Absatz 2 kein Gemeindekirchenrat zustande, ist ein gemeinsamer Gemeindekirchenrat nach § 29 zu bilden.
                  

               

               
                     § 29
Bildung eines gemeinsamen Gemeindekirchenrates
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Bildung eines gemeinsamen Gemeindekirchenrates für mehrere Kirchengemeinden erfolgt auf Anordnung des Kreiskirchenrates
                     nach Anhörung der beteiligten Gemeindekirchenräte. Ist in einer Kirchengemeinde kein Gemeindekirchenrat vorhanden, ist der
                     vormalige Gemeindekirchenrat anzuhören oder eine Gemeindeversammlung einzuberufen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 In der Anordnung gemäß Absatz 1 bestimmt der Kreiskirchenrat, wie viele Kirchenälteste aus jeder der beteiligten Kirchengemeinden
                     in den Gemeindekirchenrat entsandt werden sollen.  2 Sind in einer Kirchengemeinde Kirchenälteste gewählt worden, ohne dass es zur Bildung eines Gemeindekirchenrates gekommen
                     ist, sollen diese dem gemeinsamen Gemeindekirchenrat angehören.
                  

               

               
                     § 30
Amtsperiode
                     

                  

                   1 Ungeachtet des Zeitpunkts der Bildung des Gemeindekirchenrates findet die nächste Wahl zum Gemeindekirchenrat zu dem Zeitpunkt
                     statt, der allgemein durch das Landeskirchenamt bestimmt wird.  2 Die Amtsperiode des nach §§ 28 und 29 gebildeten Gemeindekirchenrates verkürzt sich entsprechend.
                  

               

               
                     § 31
Zuständigkeit des Kreiskirchenrates in besonderen Fällen
                     

                  

                  Besteht in einer Kirchengemeinde oder Kirchengemeindeverband kein Gemeindekirchenrat nach diesem Gesetz, werden die Rechte
                     des Gemeindekirchenrates durch den Kreiskirchenrat oder durch von ihm Bevollmächtigte wahrgenommen.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 7: Örtliche Beiräte

         

      

      
                     § 32
Bildung örtlicher Beiräte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 In einer Kirchengemeinde, die in Sprengel aufgeteilt ist, und in Kirchengemeindeverbänden entscheidet der Gemeindekirchenrat
                     über die Bildung von örtlichen Beiräten.  2 Die Zahl der Mitglieder der einzelnen Beiräte wird durch den Gemeindekirchenrat festgelegt.  3 Gehört dem Kirchengemeindeverband eine reformierte Kirchengemeinde an, muss für diese ein örtlicher Beirat gebildet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Ist der Sprengel der Kirchengemeinde oder die einzelne Kirchengemeinde des Kirchengemeindeverbandes im Gemeindekirchenrat
                     vertreten, gehören diese Vertreter dem örtlichen Beirat an.  2 Für die weiteren Mitglieder entscheidet der Gemeindekirchenrat, ob sie gewählt oder durch ihn berufen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für die Wahl finden die Bestimmungen dieses Gesetzes entsprechend Anwendung, soweit nicht durch das Kirchengemeindestrukturgesetz
                     oder durch Verordnung des Landeskirchenrates etwas anderes bestimmt ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Berufene Mitglieder müssen entsprechend diesem Gesetz für den Gemeindekirchenrat wählbar sein.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Der Beirat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die zum Pfarrdienst in der Kirchengemeinde Beauftragten können an den Sitzungen des Beirates mit Rede- und Antragsrecht teilnehmen.
                  

               

               
                     § 33
Aufgaben und Arbeitsweise
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Für die Geschäftsführung der örtlichen Beiräte der Kirchengemeinden eines Kirchengemeindeverbandes oder der Sprengel einer
                     Kirchengemeinde werden die für den Gemeindekirchenrat geltenden Bestimmungen entsprechend angewendet.  2 Die Protokolle über die Sitzungen des örtlichen Beirates sind dem Gemeindekirchenrat zur Kenntnis zu geben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die örtlichen Beiräte tragen Mitverantwortung für die Wahrnehmung des Verkündigungsauftrags.  2 Ihnen können unbeschadet der Gesamtverantwortung des Gemeindekirchenrates insbesondere Aufgaben aus Artikel 24 Absatz 3 Nummer 1 bis 4 und Nummer 8 Kirchenverfassung EKM übertragen werden.  3 Dazu kann auch die Verfügung über die entsprechenden Haushaltsmittel gehören.  4 Die Übertragung von Aufgaben erfolgt durch Beschluss des Gemeindekirchenrates.  5 Der Gemeindekirchenrat kann dazu eine Satzung gemäß Artikel 24 Absatz 4 Kirchenverfassung EKM erlassen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Bildung von Ausschüssen für einzelne Aufgabenbereiche nach Artikel 28 Absatz 4 Kirchenverfassung EKM bleibt unberührt.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 8: Geschäftsführung im Gemeindekirchenrat

         

         
                     § 34
Zuständigkeit
                     

                  

                  Zur Geschäftsordnung im Gemeindekirchenrat kann der Landeskirchenrat die erforderlichen Regelungen durch Rechtsverordnung
                     erlassen.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 9: Schlussbestimmungen

         

         
                     § 35
Ordinierte Gemeindepädagogen
                     

                  

                  Im Rahmen dieses Kirchengesetzes sind ordinierte Gemeindepädagogen den Pfarrern gleichgestellt.

               

               
                     § 36
Gleichstellungsklausel
                     

                  

                  Die in diesem Kirchengesetz verwendeten Personen-, Funktions- und Amtsbezeichnungen gelten für Frauen und Männer in gleicher
                     Weise.
                  

               

               
                     § 37
[Inkrafttreten, Außerkrafttreten,] Übergangsregelung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ausführungsbestimmungen zu diesem Gesetz erlässt der Landeskirchenrat der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        [Inkrafttreten, Außerkrafttreten] 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bestehende Gemeindekirchenräte bleiben bis zu einer Neuwahl unverändert im Amt.
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            Abschnitt 1: 
Allgemeine Bestimmungen
            

         

      

      
                     § 1
(Zu § 1 Gemeindekirchenratsgesetz)
                     

                  

                  (unbesetzt)

               

               
                     § 2
(Zu § 2 Gemeindekirchenratsgesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zu Absatz 1 Satz 2:
                  

                   1 Jugendvertreter müssen mindestens 14 und sollen nicht älter als 27 Jahre alt sein.  2 Sie müssen zum Abendmahl zugelassen und Mitglied der Kirchengemeinde sein, in der sie als Jugendvertreter an den Sitzungen
                     des Gemeindekirchenrates teilnehmen.  3 Als Jugendvertreter in einem Kirchengemeindeverband müssen sie Mitglied einer Kirchengemeinde des Kirchengemeindeverbandes
                     sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zu Absatz 2:
                  

                   1 Die anderen Pfarrer nehmen mit Rede- und Antragsrecht an den Sitzungen teil.  2 Nach einem Jahr ist die Mitgliedschaft neu zu bestimmen, dabei sind zuerst die Pfarrer zu berücksichtigen, die nicht Mitglied
                     sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zu Absatz 3:
                  

                  (unbesetzt)

                  
                        (
                        4
                        )
                         Zu Absatz 4:
                  

                  (unbesetzt)

                  
                        (
                        5
                        )
                         Zu Absatz 5:
                  

                  Als in einem hauptamtlichen kirchlichen Dienstverhältnis stehend gelten auch Pfarrer und Pfarrerinnen beziehungsweise Pastorinnen
                     im Ruhestand.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Zu Absatz 6:
                  

                    1 Darf nur eine dieser Personen dem Gemeindekirchenrat angehören, dürfen trotzdem mehrere kandidieren.  2 Mitglied im Gemeindekirchenrat wird derjenige, der von diesen Personen die meisten Stimmen der Wähler auf sich vereinigt,
                     sofern die weiteren Voraussetzungen erfüllt sind.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Zu Absatz 7:
                  

                  Was als geringfügige Beschäftigung gilt, richtet sich nach den allgemeinen Bestimmungen des Arbeits- und Sozialrechts.

               

            

         

      

      
                     § 3
(Zu § 3 Gemeindekirchenratsgesetz)
                     

                  

                  (unbesetzt)

               

               
                     § 4
(Zu § 4 Gemeindekirchenratsgesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zu Absatz 1:
                  

                  Für die Zahl der zu wählenden Kirchenältesten können folgende Zahlen als Richtwerte zugrunde gelegt werden:

                  bis    500 Gemeindeglieder   4 Kirchenälteste

                  bis 1.000 Gemeindeglieder   6 Kirchenälteste

                  bis 3.000 Gemeindeglieder   8 Kirchenälteste

                  bis 5.000 Gemeindeglieder 10 Kirchenälteste

                  über 5.000 Gemeindeglieder 12 Kirchenälteste

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zu Absatz 2:
                  

                  (unbesetzt)

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zu Absatz 3:
                  

                  (unbesetzt)

                  
                        (
                        4
                        )
                         Zu Absatz 4:
                  

                   1 Der Kreiskirchenrat stimmt seine Entscheidungen mit dem Landeskirchenamt ab.  2 Für die Neuwahl, Berufung oder Nachwahl können die verbliebenen Gemeindekirchenratsmitglieder Vorschläge unterbreiten.
                  

               

               
                     § 5
(Zu § 5 Gemeindekirchenratsgesetz)
                     

                  

                  (unbesetzt)

               

            

            
                     § 6
(Zu § 6 Gemeindekirchenratsgesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zu Absatz 1:
                  

                   1 Die Zulassung zum Abendmahl richtet sich nach Artikel 28 der Ordnung des kirchlichen Lebens der Evangelischen Kirche der Union
                     oder nach Abschnitt A Nummer 3.3. der Leitlinien kirchlichen Lebens der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche in Deutschland.
                      2 Mit der Teilnahme an der Wahl bringt der Wähler zum Ausdruck, dass er die Voraussetzungen für die Wahlberechtigung erfüllt,
                     insbesondere auch zum Abendmahl zugelassen ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zu Absatz 2:
                  

                   1 Die Feststellung, dass ein Gemeindeglied gemäß Satz 2 nicht wählbar ist, trifft der Kreiskirchenrat auf Antrag der Kirchengemeinde
                     durch Beschluss.  2 Gegen die Entscheidung des Kreiskirchenrates ist innerhalb von zwei Wochen Beschwerde beim Landeskirchenamt zulässig.  3 Über die Beschwerde ist zeitnah zu entscheiden.  4 Sie hat keine aufschiebende Wirkung.  5 Die Bestimmungen über den Entzug der kirchlichen Rechte bleiben unberührt.  6 Als kirchenfeindlich gilt unter anderem die Betätigung in Organisationen, die verfassungsfeindliche, extremistische, antisemitische
                     oder fremdenfeindliche Positionen vertreten.
                  

               

               
                     § 7
(Zu § 7 Gemeindekirchenratsgesetz)
                     

                  

                  Die Amtsdauer des Gemeindekirchenrats beginnt mit der Verpflichtung der gewählten Kirchenältesten gemäß Artikel 26 Kirchenverfassung EKM und endet mit der Einführung und Verpflichtung der Nachfolger.
                  

               

               
                     § 8
(Zu § 8 Gemeindekirchenratsgesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zu Absatz 1:
                  

                   1 Der Wahlzeitraum und der Terminplan sollen mindestens zehn Monate vor dem Beginn des Wahlzeitraumes bekannt gegeben werden.
                      2 Anträge auf Abweichung vom Wahlzeitraum oder vom Terminplan sind nur innerhalb von vier Wochen nach Bekanntgabe des Terminplanes
                     zulässig.  3 Sie sind an das Landeskirchenamt zu richten.  4 Dem Antrag wird nur in besonders begründeten Fällen stattgegeben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zu Absatz 2:
                  

                   1 Die Kosten der Durchführung der Wahl in der Kirchengemeinde, insbesondere für die Herstellung von Wahlunterlagen, den Versand
                     von Briefen an Wahlberechtigte und die Durchführung der Wahl, trägt die Kirchengemeinde.  2 Kosten, die im Zusammenhang mit der Wahl dem Landeskirchenamt oder dem Kirchenkreis entstehen, gehen nicht zu Lasten der Kirchengemeinden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zu Absatz 3:
                  

                  Für die Wahrnehmung der Aufsicht gelten die Bestimmungen des Vermögensverwaltungs- und Aufsichtsgesetzes der Evangelischen
                     Kirche in Mitteldeutschland.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 2:
Vorbereitung der Wahl
            

         

         
                     § 9
(Zu § 9 Gemeindekirchenratsgesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zu Absatz 1:
                  

                   1 Änderungen der Größe sind dem Kreiskirchenrat anzuzeigen.  2 Der Gemeindekirchenrat überprüft in diesem Zusammenhang auch die Größe und Zusammensetzung örtlicher Beiräte gemäß §§ 32 und 33 dieses Gesetzes und bezieht die Wahlen zu den Beiräten in die Wahlvorbereitung ein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zu Absatz 2:
                  

                  (unbesetzt)

               

               
                     § 10
(Zu § 10 Gemeindekirchenratsgesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zu Absatz 1:
                  

                   1 Maßgeblich für die Erstellung der Wählerliste sind die Gemeindegliederverzeichnisse der Kirchengemeinden.  2 Sie sind rechtzeitig mit den Listen der Kreiskirchenämter abzugleichen und auf aktuellem Stand zu halten.  3 Der Vorsitzende oder der stellvertretende Vorsitzende bestätigt mit seiner Unterschrift auf der Wähler- liste die Wahlberechtigung
                     der verzeichneten Gemeindeglieder.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zu Absatz 2:
                  

                   1 Bekannt zu machen ist nur die Tatsache, dass die Wählerliste aufgestellt ist, dass Auskunft darüber erteilt wird, ob der Anfragende
                     in die Wählerliste aufgenommen wurde und an wen Anfragen zu richten sind.  2 Eine Einsichtnahme in die Wählerliste kann aus datenschutzrechtlichen Gründen nicht gewährt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zu Absatz 3:
                  

                   1 Der Nachweis kann durch Vorlage der Tauf- oder Konfirmationsurkunde erfolgen.  2 Der Gemeindekirchenrat sorgt im Nachgang zur Wahl für die Aufnahme in das Gemeindegliederverzeichnis.
                  

               

               
                     § 11
(Zu § 11 Gemeindekirchenratsgesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zu Absatz 1:
                  

                  Vorschläge, die nicht die Formerfordernisse eines Kandidatenvorschlags erfüllen, kann der Gemeindekirchenrat im Rahmen seiner
                     Benennung von Kandidaten nach Absatz 3 aufnehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zu Absatz 2:
                  

                  (unbesetzt)

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zu Absatz 3:
                  

                  Die Erstellung eines Kandidatenvorschlags nach Absatz 1 ist für durch Beschluss des Gemeindekirchenrates benannte Kandidaten
                     nicht erforderlich.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Zu Absatz 4:
                  

                  (unbesetzt)

                  
                        (
                        5
                        )
                         Zu Absatz 5:
                  

                   1 Die Bekanntmachung und eine damit verbundene Vorstellung der Kandidaten kann insbesondere in folgender Weise erfolgen:
                  

                  
                     
                        	
                            Bekanntmachung im Gottesdienst oder in einer Gemeindeversammlung,

                        

                        	
                            Veröffentlichung im Gemeindeblatt,

                        

                        	
                            Vorstellung auf der Internetseite der Kirchengemeinde,

                        

                        	
                            Veröffentlichung in der örtlichen Presse,

                        

                        	
                            Aushang an den für Gemeindeveranstaltungen üblichen Plätzen,

                        

                        	
                            Schreiben an alle wahlberechtigten Gemeindeglieder.

                        

                     

                  

                   2 In der Regel sollen verschiedene Möglichkeiten entsprechend den örtlichen Gegebenheiten kombiniert werden.  3 Es ist sicherzustellen, dass jedes Gemeindeglied die Möglichkeit hat, die Kandidatenliste zur Kenntnis zu nehmen und sich
                     über die Kandidaten zu informieren.  4 Sollen zu den Kandidaten mehr als Name, Vorname und Wohnort veröffentlicht werden, ist dazu das Einverständnis der Kandidaten
                     einzuholen.
                  

               

               
                     § 12
(Zu § 12 Gemeindekirchenratsgesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zu Absatz 1:
                  

                  (unbesetzt)

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zu Absatz 2:
                  

                  Zur Gesamtverantwortung des Gemeindekirchenrates gehören insbesondere alle Beschlüsse im Rahmen der §§ 9,10 und 13.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zu Absatz 3:
                  

                   1 In einem Kirchengemeindeverband können Stimmbezirke auch durch die Zusammenfassung mehre Kirchengemeinden zu einem Stimmbezirk
                     gebildet werden.  2 Dabei ist besonders auf die Vertretung der Kirchengemeinden nach § 4 Absatz 2 zu achten.
                  

               

               
                     § 13
(Zu § 13 Gemeindekirchenratsgesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zu Absatz 1:
                  

                   1 Ist die Kirche oder ein anderer Raum der Kirchengemeinde ungeeignet, kann auch in einem anderen öffentlich zugänglichen Raum
                     gewählt werden.  2 Sofern es die örtlichen Verhältnisse zulassen, kann der Gemeindekirchenrat beschließen, für mehrere Stimmbezirke ein gemeinsames
                     Wahllokal einzurichten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zu Absatz 2:
                  

                  (unbesetzt)

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zu Absatz 3:
                  

                   1 Wird an mehreren Tagen gewählt, darf der Wahlzeitraum von insgesamt acht Tagen nicht überschritten werden.  2 Die Regelung kann insbesondere angewandt werden, wenn an zusätzlichen Wahltagen mehr Gemeindeglieder erreicht werden können,
                     zum Beispiel im Zusammenhang mit einem Gottesdienst in einem Gemeindebereich.
                  

               

               
                     § 14
(Zu § 14 Gemeindekirchenratsgesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         und 
                        (
                        2
                        )
                          
                  

                  (unbesetzt)

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zu Absatz 3:
                  

                   1 Eine Entscheidung gilt bei der Übermittlung durch die Post im Inland am dritten Tage nach der Aufgabe zur Post als eingegangen.
                      2 Eine Entscheidung, die elektronisch übermittelt wird, gilt am dritten Tage nach der Absendung als bekannt gegeben.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 3:
Durchführung der Wahl
            

         

         
                     § 15
(Zu § 15 Gemeindekirchenratsgesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zu Absatz 1:
                  

                   1 Der Wahlvorstand wird vom amtierenden Gemeindekirchenrat eingesetzt.  2 Der Wahlvorstand soll aus seiner Mitte einen Vorsitzenden wählen.  3 Je Stimmbezirk ist ein Wahlvorstand einzusetzen.  4 Die Mitglieder dürfen auch einem anderen Stimmbezirk angehören.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zu Absatz 2:
                  

                  (unbesetzt)

               

               
                     § 16
(Zu § 16 Gemeindekirchenratsgesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zu Absatz 1:
                  

                  Sind Stimmbezirke gebildet, gilt die Wahl in jedem Stimmbezirk als eigene Wahlhandlung.

                  
                        (
                        2
                        )
                        und 
                        (
                        3
                        )
                        

                  (unbesetzt)

                  
                        (
                        4
                        )
                         Zu Absatz 4:
                  

                  Der Wähler muss die Möglichkeit haben, den Stimmzettel unbeobachtet ankreuzen zu können.

                  
                        (
                        5
                        )
                         und (6) 
                  

                  (unbesetzt)

               

               
                     § 17
(Zu § 17 Gemeindekirchenratsgesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zu Absatz 1:
                  

                  Das Landeskirchenamt kann Briefwahlunterlagen für alle Kirchengemeinden zur Verfügung stellen.

                  
                        (
                        2
                        )
                         und 
                        (
                        3
                        )
                        

                  (unbesetzt)

                  
                        (
                        4
                        )
                         zu Absatz 4:
                  

                  Die Hilfestellung durch andere Personen ist auf dem Briefwahlschein zu vermerken.

                  
                        (
                        5
                        )
                         Zu Absatz 5: 
                  

                  (unbesetzt)

                  
                        (
                        6
                        )
                         Zu Absatz 6:
                  

                   1 Ist auf einem Stimmzettelumschlag der Name des Wählers verzeichnet, ist dieser vor Einlegen in die Wahlurne unkenntlich zu
                     machen.  2 Stimmzettel ohne Briefwahlschein gelten als nicht abgegebene Stimmen und werden nicht in die Wahlurne eingelegt.
                  

               

               
                     § 18
(Zu § 18 Gemeindekirchenratsgesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         bis 
                        (
                        3
                        )
                        

                  (unbesetzt)

                  
                        (
                        4
                        )
                        

                  Ungültig sind Stimmzettel auch, soweit der Erklärungsgehalt nicht eindeutig erkennbar ist, insbesondere wenn mehr Stimmen
                     als zulässig vergeben wurden.
                  

               

            

         

         
                     § 19
(Zu § 19 Gemeindekirchenratsgesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zu Absatz 1:
                  

                  (unbesetzt)

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zu Absatz 2:
                  

                   1 Ergibt die Hälfte der Mitgliederzahl eine gebrochene Zahl, so ist die nächst niedrigere Zahl festzulegen.  2 Das gilt nicht, wenn in einem Stimmbezirk nur ein Kirchenältester zu wählen ist; in diesem Fall wird abweichend von Satz 1
                     die gebrochene Zahl aufgerundet, damit zumindest ein Stellvertreter gewählt werden kann.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        ) 
                  

                  (unbesetzt)

                  
                        (
                        4
                        )
                         zu Absatz 4
                  

                  Sämtliche Veränderungen in der Zusammensetzung des Gemeindekirchenrates sind dem Kirchenkreis mitzuteilen.

                  
                        (
                        5
                        )
                         Zu Absatz 5:
                  

                   1 Sind nach dem Nachrücken gemäß Absatz 4 noch Plätze im Gemeindekirchenrat selbst unbesetzt, erfolgt die Nachberufung zuerst
                     direkt auf diese Plätze und erst danach auf die Plätze der Stellvertreter.  2 Für die Nachberufung findet § 25 Absatz 1 Satz 2 keine Anwendung.
                  

               

               
                     § 20
(Zu § 20 Gemeindekirchenratsgesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zu Absatz 1:
                  

                   1 Die Niederschrift ist unmittelbar nach Auszählung der Stimmen und Feststellung des Wahlergebnisses anzufertigen.  2 Sie ist dem Gemeindekirchenrat zu übergeben.  3 Dieser übersendet eine Kopie dem Kreiskirchenrat und dem Kreiskirchenamt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zu Absatz 2:
                  

                   1 Alle Wahlunterlagen einschließlich der Stimmzettel sind bis zum Ablauf der Wahlperiode aufzubewahren.  2 Eine unbefugte Einsichtnahme ist auszuschließen.
                  

               

               
                     § 21
(Zu § 21 Gemeindekirchenratsgesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zu Absatz 1:
                  

                  Die Erklärung kann schriftlich oder zu Protokoll des Gemeindekirchenrates erfolgen.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zu Absatz 2:
                  

                  (unbesetzt)

               

               
                     § 22
(Zu § 22 Gemeindekirchenratsgesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zu Absatz 1:
                  

                  (unbesetzt)

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zu Absatz 2:
                  

                  Die Weiterleitung der Beschwerde und die Entscheidung des Gemeindekirchenrates hierüber sollen jeweils innerhalb von zwei
                     Wochen erfolgen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         bis 
                        (
                        5
                        )
                          
                  

                  (unbesetzt)

               

            

         

      

      
            Abschnitt 4:
Einführung und Konstituierung des Gemeindekirchenrates
            

         

         
                     § 23
(Zu § 23 Gemeindekirchenratsgesetz)
                     

                  

                  (unbesetzt) 

               

               
                     § 24
(Zu § 24 Gemeindekirchenratsgesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zu Absatz 1:
                  

                  Erfolgt die Wahl eines Gemeindekirchenrates für eine zum 1. Januar des Folgejahres neu zu bildende Kirchengemeinde oder einen
                     Kirchengemeindeverband, muss die Konstituierung bis zum 15. Januar erfolgen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zu Absatz 2:
                  

                  Der Gemeindekirchenrat wählt den Vorsitzenden und dessen Stellvertreter aus seiner Mitte.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zu Absatz 3:
                  

                   1 Ist der Vorsitz dem Pfarrer zugefallen oder ist er im Ausnahmefall zum Vorsitzenden gewählt worden, ist die Wahl eines Kirchenältesten
                     zum Stellvertreter gemäß Artikel 27 Absatz 2 Satz 2 Kirchenverfassung EKM zwingend erforderlich.  2 Ist ein Kirchenältester zum Vorsitzenden gewählt worden, kann auch ein Pfarrer zum Stellvertreter gewählt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Zu Absatz 4:
                  

                  Ist der Vorsitz dem Pfarrer zugefallen, weil die Wahl eines Vorsitzenden nicht zustande gekommen ist, kann die Wahl eines
                     Kirchenältesten zum Vorsitzenden jederzeit innerhalb der Legislaturperiode erfolgen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Zu Absatz 5:
                  

                  (unbesetzt) 

               

               
                     § 25
(Zu § 25 Gemeindekirchenratsgesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zu Absatz 1:
                  

                  Jugendvertreter zählen nicht zu den berufenen Mitgliedern nach dieser Regelung.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zu Absatz 2:
                  

                  Die Hinzuberufung darf nur dann unterbleiben, wenn sich aus dem betreffenden Sprengel beziehungsweise aus der betreffenden
                     Kirchengemeinde kein wählbares Gemeindeglied bereit erklärt, im Gemeindekirchenrat mitzuarbeiten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         und 
                        (
                        4
                        )
                          
                  

                  (unbesetzt) 

               

            

         

      

      
            Abschnitt 5:
Beendigung der Mitgliedschaft und Auflösung des Gemeindekirchenrates
            

         

         
                     § 26
(Zu § 26 Gemeindekirchenratsgesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         und (2) 
                  

                  (unbesetzt)

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zu Absatz 3:
                  

                   1 Die schriftliche Entscheidung ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und dem Betroffenen bekannt zu geben.  2 Die Zustellung erfolgt durch persönliche Übergabe mit Empfangsbekenntnis oder mittels Einschreibens per Post.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Zu Absatz 4:
                  

                  (unbesetzt) 

               

               
                     § 27
(Zu § 27 Gemeindekirchenratsgesetz)
                     

                  

                  (unbesetzt)

               

            

         

      

      
            Abschnitt 6:
Gemeindekirchenrat in besonderen Fällen
            

         

         
                     § 28
(Zu § 28 Gemeindekirchenratsgesetz)
                     

                  

                  (unbesetzt)

               

               
                     § 29
(Zu § 29 Gemeindekirchenratsgesetz)
                     

                  

                  (unbesetzt)

               

            

            
                     § 30
(Zu § 30 Gemeindekirchenratsgesetz)
                     

                  

                  (unbesetzt)

               

               
                     § 31
(Zu § 31 Gemeindekirchenratsgesetz)
                     

                  

                  (unbesetzt)

               

            

         

      

      
            Abschnitt 7:
Örtliche Beiräte
            

         

         
                     § 32
(Zu § 32 Gemeindekirchenratsgesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zu § 32 Absatz 1:
                  

                  Der Gemeindekirchenrat kann festlegen, dass nicht für alle Sprengel oder Kirchengemeinden örtliche Beiräte gebildet werden.
                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         bis 
                        (
                        6
                        )
                        : 
                  

                  (unbesetzt) 

               

            

         

      

      
            Abschnitt 8:
Schlussbestimmungen
            

         

         
                     § 33 
(Zu § 33 Gemeindekirchenratsgesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zu  Absatz 1:
                  

                  (unbesetzt) 

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zu  Absatz 2:
                  

                  Der örtliche Beirat einer reformierten Kirchengemeinde ist über die genannten Aufgaben hinaus zuständig für Fragen der Gestaltung
                     des Gottesdienstes und der Anwendung liturgischen Rechts, soweit in diesen Angelegenheiten nach den Bestimmungen des reformierten
                     Kirchenkreises eine Zuständigkeit der reformierten Kirchengemeinde gegeben ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zu  Absatz 3:
                  

                  (unbesetzt) 

               

               
                     § 34-35
(Zu § 34 Gemeindekirchenratsgesetz)
                     

                  

                  (unbesetzt) 

               

               
                     § 36

                  

                  Diese Ausführungsverordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juli 2012 in Kraft.

               

            

         

      

      

      1
            Diese Verordnung tritt zum 1. Januar 2013 in Kraft.

         

      

      2
            Diese Verordnung tritt zum 1. Januar 2018 in Kraft.
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               Abschnitt 1:
Aufgaben des Gemeindekirchenrates und Stellung seiner Mitglieder
               

            

         

         
                     § 1
Aufgaben des Gemeindekirchenrates
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Gemeindekirchenrat erfüllt seine Aufgaben gemäß Artikel 24 Kirchenverfassung EKM für eine Kirchengemeinde oder einen Kirchengemeindeverband.  2 Dazu gehören auch die Aufgaben, die ihm durch Gesetz, Verordnung oder Verfügung besonders zugewiesen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         In Angelegenheiten, die den Verkündigungsdienst berühren, stimmt er sich mit den Mitarbeitern im Verkündigungsdienst, die
                     seinem Verantwortungsbereich zugeordnet sind, ab.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Im Bereich der Verkündigung und Seelsorge ist die Unabhängigkeit des Pfarrdienstes zu wahren.  2 Die Aufgaben und die Zuständigkeiten in diesem Bereich regeln insbesondere die Lebensordnungen und die Dienstanweisung des
                     Pfarrers.
                  

               

               
                     § 2 
Stellung der Mitglieder des Gemeindekirchenrates
                     

                  

                   1 Die Mitglieder des Gemeindekirchenrates üben einen im Sinne von Artikel 15 Kirchenverfassung EKM besonders geordneten Dienst aus.  2 Sie sind in ihrem dienstlichen Handeln und in ihrer Lebensführung dem Auftrag der Kirche verpflichtet und an das in der Evangelischen
                     Kirche in Mitteldeutschland geltende Recht gebunden.  3 Sie sind in Angelegenheiten, die ihnen in Ausübung ihres Dienstes bekannt werden, zur Verschwiegenheit verpflichtet.  4 Die Verschwiegenheitspflicht gilt über die Zeit der Ausübung des Dienstes hinaus.
                  

               

            

         

         
               Abschnitt 2:
Sitzungen des Gemeindekirchenrates
               

            

            
                     § 3 
Einberufung des Gemeindekirchenrates
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Vorsitzende beruft den Gemeindekirchenrat in der Regel einmal monatlich, mindestens jedoch viermal im Jahr, ein.  2 Darüber hinaus kann der Superintendent gemäß Artikel 48 Absatz 1 Nummer 6 Kirchenverfassung EKM den Gemeindekirchenrat zu Sitzungen einberufen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Vorsitzende muss den Gemeindekirchenrat einberufen, wenn
                  

                  
                     
                        	
                            ein Drittel der Kirchenältesten,

                        

                        	
                            ein mit dem Pfarrdienst in der Kirchengemeinde Beauftragter,

                        

                        	
                            der Superintendent,

                        

                        	
                            der Leiter des Kreiskirchenamtes,

                        

                        	
                            der Regionalbischof oder

                        

                        	
                            das Landeskirchenamt

                        

                     

                  

                  es verlangt.

               

               
                     § 4 
Vorbereitung der Sitzungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Vorsitzende des Gemeindekirchenrates bereitet die Sitzungen vor und legt die vorläufige Tagesordnung fest.  2 Dabei sind die mit dem Pfarrdienst in der Kirchengemeinde Beauftragten zu beteiligen.  3 Der stellvertretende Vorsitzende soll beteiligt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Sind einem Mitglied des Gemeindekirchenrates aufgrund Artikel 23 Absatz 2 Satz 3 Kirchenverfassung EKM Aufgaben der laufenden Geschäftsführung der Kirchengemeinde übertragen, so ist auch
                     dieses an der Vorbereitung der Sitzung zu beteiligen.  2 Der Vorsitzende kann gemäß § 16 Absatz 3 Satz 1 Beauftragte hinzuziehen.
                  

               

               
                     § 5 
Einladung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Mitglieder des Gemeindekirchenrates, der Ehepartner des Pfarrers bei gemeinsamer Wahrnehmung des Dienstes in der Pfarrstelle,
                     Pfarrer mit landeskirchlichem Auftrag oder Inhaber von Kreispfarrstellen, die einen gottesdienstlichen oder pfarramtlichen
                     Auftrag wahrnehmen (§ 2 Absatz 3 und 4 Gemeindekirchenratsgesetz) und Prädikanten, die einen Dienstauftrag wahrnehmen (§ 8 Absatz 5 Prädikanten- und Lektorengesetz), sollen spätestens eine Woche vor der Sitzung schriftlich unter Mitteilung der
                     vorläufigen Tagesordnung eingeladen werden.  2 Es gilt der Absendetermin.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         In Angelegenheiten ihres Aufgabenbereichs zieht der Gemeindekirchenrat gemäß Artikel 28 Absatz 3 Kirchenverfassung EKM die dazu in der Kirchengemeinde beauftragten Mitarbeiter zu seinen Beratungen hinzu.
                  

               

               
                     § 6 
Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Beschlussfähigkeit und der Tagesordnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Sitzung des Gemeindekirchenrates wird vom Vorsitzenden geleitet.  2 Er kann ein anderes Mitglied mit der Sitzungsleitung beauftragen.  3 Die Sitzung wird mit Schriftlesung und Gebet eröffnet und schließt mit Gebet und Segen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Zu Beginn der Beratungen stellt der Vorsitzende die Beschlussfähigkeit fest.  2 Der Gemeindekirchenrat ist beschlussfähig, wenn die Mitglieder ordnungsgemäß eingeladen sind und einschließlich des Vorsitzenden
                     oder seines Stellvertreters mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Sodann fragt der Vorsitzende, ob Ergänzungen oder Änderungen der Tagesordnung gewünscht sind.  2 Die endgültige Tagesordnung wird durch Beschluss festgelegt.
                  

               

               
                     § 7 
Anträge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Jedes Mitglied des Gemeindekirchenrates kann in der Sitzung zu den einzelnen Tagesordnungspunkten Anträge stellen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Superintendent, der Leiter des Kreiskirchenamtes, der Landesbischof, der Regionalbischof und die Vertreter des Landeskirchenamtes
                     können in der Sitzung jederzeit das Wort ergreifen und Anträge stellen.  2 Der Superintendent kann den Vorsitz übernehmen.
                  

               

               
                     § 8 
Beschlussfassung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Gemeindekirchenrat fasst seine Beschlüsse zu den einzelnen Tagesordnungspunkten jeweils nach geschwisterlicher Beratung.
                      2 Bei Abstimmungen entscheidet die Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder.  3 Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 In der Regel erfolgt die Abstimmung offen durch Handzeichen.  2 Auf Antrag eines Mitglieds ist die Abstimmung geheim mittels Stimmzettel durchzuführen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Wahlen sind in der Regel geheim mittels Stimmzettel durchzuführen.  2 Gewählt ist, wer die meisten Stimmen erhalten hat.  3 Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.  4 Für die Wahl des Vorsitzenden des Gemeindekirchenrates und seines Stellvertreters gelten die besonderen Bestimmungen des Gemeindekirchenratsgesetzes.
                  

               

               
                     § 9 
Persönliche Beteiligung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Wer am Gegenstand der Beschlussfassung persönlich beteiligt ist, darf nicht mit stimmen.1  
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Bei der Beratung darf das betroffene Mitglied nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Gemeindekirchenrates anwesend sein, hat
                     sich aber in jedem Fall vor der Abstimmung aus dem Sitzungsraum zu entfernen.  2 Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für Wahlen.  3 Die Abwesenheit bei der Beschlussfassung und bei der Beratung ist im Protokoll zu vermerken.
                  

               

               
                     § 10 
Beschlussfassung im schriftlichen Verfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Beschlussfassung im schriftlichen Verfahren ist in eilbedürftigen Angelegenheiten ausnahmsweise zulässig, wenn ihr kein
                     Mitglied widerspricht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Beschlussfassung im schriftlichen Verfahren veranlasst der Vorsitzende des Gemeindekirchenrates.  2 Der Beschlussfassung ist eine schriftliche Vorlage gemäß dem Muster der Anlage 1 zugrunde zu legen.  3 Das Ergebnis der Abstimmung ist in einer Niederschrift gemäß dem Muster der Anlage 2 festzuhalten.
                  

               

               
                     § 11 
Grundsatz der Nichtöffentlichkeit und der Vertraulichkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Verhandlungen des Gemeindekirchenrates sind in der Regel nicht öffentlich.  2 Der Gemeindekirchenrat kann in Ausnahmefällen beschließen, dass die Öffentlichkeit zu einzelnen Verhandlungsgegenständen zugelassen
                     wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Verhandlungen des Gemeindekirchenrates sind vertraulich.  2 Die Mitglieder und die sonst an den Beratungen Teilnehmenden haben über den Gang der Verhandlungen und über das Abstimmungsverhalten
                     einzelner Mitglieder Verschwiegenheit zu wahren, es sei denn, dass der Gemeindekirchenrat einstimmig etwas anderes beschließt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Zur Besprechung von Fragen des gemeindlichen und gesamtkirchlichen Lebens kann der Gemeindekirchenrat Gemeindeversammlungen
                     einberufen.  2 Die Verpflichtung zur jährlichen Einberufung einer Gemeindeversammlung gemäß Artikel 30 Kirchenverfassung EKM bleibt davon unberührt.
                  

               

               
                     § 12 
Protokoll
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Gemeindekirchenrat führt ein Protokollbuch.  2 Über jede Sitzung wird ein Protokoll angefertigt.  3 Als Mindestinhalt sind Anwesenheit, Beschlussfähigkeit und Beschlüsse aufzunehmen.  4 Beschlüsse sind im Wortlaut niederzuschreiben.  5 Sie sind am Ende der Sitzung vorzulesen und nach Genehmigung der Protokollierung durch den Gemeindekirchenrat vom Vorsitzenden
                     und zwei Mitgliedern des Gemeindekirchenrates zu unterschreiben.  6 Die Genehmigung des Wortlauts erfolgt durch Beschluss.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Protokoll kann handschriftlich in einem Protokollbuch gefertigt oder nach elektronischer Fertigung in ein fortlaufendes
                     Protokollbuch aufgenommen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Gemeindekirchenrat legt zum Schluss einer jeden Sitzung fest, welche Beschlüsse den Gemeindegliedern bekannt gemacht werden.
                      2 Die Bekanntmachung erfolgt in ortsüblicher Weise.  3 Dabei ist die Vertraulichkeit der Beratung des Gemeindekirchenrates zu wahren.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Bei Personalentscheidungen ist in der Regel nur die Einstellung oder das Ausscheiden von Mitarbeitern mitzuteilen.  2 Abstimmungsergebnisse werden nicht mitgeteilt.
                  

               

               
                     § 13 
Beanstandung von Beschlüssen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Vorsitzende sowie die ordinierten Mitglieder des Gemeindekirchenrates haben die Pflicht, Beschlüsse, die nach ihrer Einschätzung
                     gegen Schrift und Bekenntnis oder die kirchliche Ordnung verstoßen, zu beanstanden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bleibt der Gemeindekirchenrat bei seinem Beschluss, so hat der Vorsitzende unverzüglich den Superintendenten, das Kreiskirchenamt
                     und das Landeskirchenamt zu unterrichten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Ausführung des Beschlusses ist ausgesetzt, bis die Beanstandung einvernehmlich ausgeräumt ist oder das Landeskirchenamt
                     den Beschluss bestätigt oder aufhebt (Artikel 28 Absatz 7 Kirchenverfassung EKM).
                  

               

               
                     § 14 
Ausschüsse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Gemeindekirchenrat kann für einzelne Aufgabenbereiche Ausschüsse einsetzen.  2 Neben Mitgliedern des Gemeindekirchenrates können in die Ausschüsse auch andere Personen zur beratenden Mitarbeit berufen
                     werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Vorsitzende des Gemeindekirchenrates und die mit dem Pfarrdienst Beauftragten können an den Sitzungen der Ausschüsse teilnehmen.
                      2 Berühren die Aufgaben eines Ausschusses ein Arbeitsgebiet, für das Mitarbeitende im Haupt-, Neben- oder Ehrenamt beauftragt
                     sind, sind diese zu den Beratungen des Ausschusses einzuladen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Ausschüsse bereiten die Beschlüsse des Gemeindekirchenrates vor.  2 Der Gemeindekirchenrat kann einem Ausschuss im Rahmen der Festlegungen des Haushalts der Kirchengemeinde und unter Beachtung
                     des § 18 die Ausführung von Beschlüssen und die dazu erforderlichen Befugnisse übertragen.  3 Die Letztverantwortung des Gemeindekirchenrates bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Neben den Fachausschüssen arbeiten als Ausschüsse auch die örtlichen Beiräte und Sprengelbeiräte.  2 Für sie gelten die Regelungen des Kirchengemeindestrukturgesetzes.
                  

               

            

         

         
               Abschnitt 3:
Laufende Geschäfte
               

            

            
                     § 15 
Geschäftsführung für den Gemeindekirchenrat
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Geschäftsführung des Gemeindekirchenrates obliegt dem Vorsitzenden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Geschäftsführung umfasst neben der Vorbereitung der Sitzungen die Durchführung der Beschlüsse des Gemeindekirchenrates,
                     die Besorgung des Schriftwechsels und die Vertretung der Kirchengemeinde.
                  

               

               
                     § 16 
Führung der laufenden Geschäfte der Kirchengemeinde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Soweit der Gemeindekirchenrat keine andere Regelung im Sinne des Absatzes 2 trifft, führt der Vorsitzende des Gemeindekirchenrates
                     auch die laufenden Geschäfte der Kirchengemeinde.  2 Dazu gehören insbesondere:
                  

                  
                     
                        	
                            die Verantwortung für die Vorbereitung und Durchführung der Beschlüsse des Gemeindekirchenrates,

                        

                        	
                            die Führung des Schriftwechsels für die Kirchengemeinde,

                        

                        	
                            die Erteilung von Kassenanordnungen für die Geschäfte der Kirchengemeinde,

                        

                        	
                            die Führung der Dienstaufsicht über die von der Kirchengemeinde angestellten Mitarbeiter. 

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Gemeindekirchenrat kann gemäß Artikel 23 Absatz 2 Satz 3 Kirchenverfassung EKM im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden Aufgaben der laufenden Geschäftsführung für die
                     Kirchengemeinde ganz oder teilweise einem Pfarrer der Kirchengemeinde oder einem anderen Mitglied des Gemeindekirchenrates
                     mit dessen Zustimmung übertragen.  2 Der Pfarrer kann die Übertragung nicht ablehnen.  3 Die Übertragung an einen Pfarrer bedarf der Genehmigung des Superintendenten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Möglichkeit, durch Beschluss des Gemeindekirchenrates einzelne seiner Mitglieder mit bestimmten Aufgaben der Vorbereitung
                     und Durchführung von Beschlüssen zu beauftragen, bleibt unberührt.  2 Die Übertragung der Befugnis zur Erteilung von Kassenanordnungen erfolgt nach den dafür geltenden kirchlichen Bestimmungen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Ungeachtet der Übertragung von Aufgaben der laufenden Geschäftsführung der Kirchengemeinde nach Absatz 2 gelten für Willenserklärungen,
                     die die Kirchengemeinde gegenüber Dritten verpflichten, und für Vollmachten die Vorschriften des § 18 Absatz 2.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Bei Schriftverkehr ist grundsätzlich die Adresse des Gemeindebüros zu verwenden.  2 Im Gemeindebüro sind auch die Akten zu führen.  3 Die dauerhafte Aufbewahrung von Akten der Kirchengemeinde oder des Kirchengemeindeverbandes in Privatwohnungen, die über den
                     laufenden Schriftwechsel des ehrenamtlichen Vorsitzenden des Gemeindekirchenrates hinaus geht, ist unzulässig.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Von der Geschäftsführung der Kirchengemeinde ist die Geschäftsführung im Pfarrdienst zu unterscheiden.  2 Diese betrifft insbesondere alle Verwaltungsaufgaben im Zusammenhang mit Amtshandlungen.  3 Bei mehreren Pfarrern in einer Kirchengemeinde können durch Beschluss des Gemeindekirchenrates im Einvernehmen mit den Pfarrern
                     diese Aufgaben ganz oder teilweise einem Pfarrer übertragen werden.2  
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Für die Siegelführung und die Aufbewahrung von Siegeln gelten die Vorschriften der Siegelordnung.
                  

               

               
                     § 17 
Bestellung eines Geschäftsführers
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In größeren Kirchengemeinden kann der Gemeindekirchenrat Aufgaben der laufenden Geschäftsführung einem bestellten Geschäftsführer
                     (Kirchmeister) übertragen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Zum Geschäftsführer wird in der Regel ein ehrenamtlich tätiger Kirchenältester bestellt.  2 Die Bestellung eines haupt- oder nebenberuflich tätigen Geschäftsführers ist im Einzelfall zulässig, wenn die langfristige
                     Finanzierbarkeit der Stelle durch die Kirchengemeinde gesichert ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Aufgaben und Befugnisse des Geschäftsführers werden durch den Gemeindekirchenrat festgestellt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Vor der Bestellung des Geschäftsführers ist der Superintendent und das Kreiskirchenamt zu hören.
                  

               

               
                     § 18 
Rechtliche Vertretung der Kirchengemeinde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Gemeindekirchenrat vertritt die Kirchengemeinde gerichtlich und außergerichtlich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Willenserklärungen, die die Kirchengemeinde gegenüber Dritten verpflichten, und Vollmachten bedürfen gemäß Artikel 28 Absatz 6 Kirchenverfassung EKM der Unterschrift des Vorsitzenden oder seines Stellvertreters und eines weiteren Mitglieds
                     des Gemeindekirchenrates.  2 Sie sind mit dem Siegel der Kirchengemeinde zu versehen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Ist durch den Gemeindekirchenrat gemäß § 17 ein Geschäftsführer für die Kirchengemeinde bestellt, kann diesem im Rahmen seines Aufgabenbereichs Vertretungs- und Zeichnungsbefugnis
                     an Stelle des Vorsitzenden eingeräumt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Anderen Mitarbeitern kann der Gemeindekirchenrat eine Vollmacht zum Abschluss von Rechtsgeschäften erteilen.  2 Die Vollmachterteilung muss schriftlich erfolgen und Art und Umfang der umfassten Rechtsgeschäfte benennen.
                  

               

               
                     § 19 
Vertretung der Kirchengemeinde in der Öffentlichkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 In der Öffentlichkeit wird die Kirchengemeinde, sofern es sich nicht um rechtliche Vertretung im Sinne des § 18 handelt, durch den Vorsitzenden des Gemeindekirchenrates oder seinen Stellvertreter und die mit dem Pfarrdienst in der Kirchengemeinde
                     Beauftragten gemeinsam vertreten.  2 Sind Mehrere mit dem Pfarrdienst beauftragt, ist die Vertretung in der Öffentlichkeit abzusprechen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Beteiligten nach Absatz 1 sind bei bedeutsamen öffentlichkeitswirksamen Fragen zu einer vertrauensvollen Zusammenarbeit
                     verpflichtet.  2 Das betrifft insbesondere das Verhältnis zur politischen Gemeinde und staatlichen Behörden und die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
                     der Kirchengemeinde.
                  

               

            

         

         
               Abschnitt 4:
Sonstige Rechte der Kirchengemeinde
               

            

            
                     § 20 
Satzungsrecht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Soweit durch das kirchliche Recht vorgeschrieben, ist die Kirchengemeinde zum Erlass von Satzungen verpflichtet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Kirchengemeinde kann darüber hinaus ihre Angelegenheiten im Rahmen ihrer Zuständigkeit durch Satzung regeln.  2 Insbesondere können durch Satzung die Benutzung des Eigentums und der Einrichtungen der Kirchengemeinde geregelt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Kirchengemeindesatzungen bedürfen unbeschadet weiterer Wirksamkeitsvoraussetzungen der Genehmigung der zuständigen kirchlichen
                     Aufsichtsbehörde.
                  

               

               
                     § 21 
Erlass einer Geschäftsordnung
                     

                  

                  Zur Durchführung und Ausführung dieser Verordnung kann sich der Gemeindekirchenrat eine Geschäftsordnung geben.

               

               
                     § 22 
Regelung gemeinsamer Angelegenheiten von Kirchengemeinden und Kirchengemeindeverbänden
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Gemeinsame Angelegenheiten mehrerer Kirchengemeinden oder Kirchengemeindeverbände können gemäß Artikel 32 Kirchenverfassung EKM durch Vereinbarung oder Zweckvereinbarung geregelt werden.  2 Für Zweckvereinbarungen gilt das Zweckverbandsgesetz.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Zur Beratung gemeinsamer Angelegenheiten können mehrere Gemeindekirchenräte zu gemeinsamen Sitzungen zusammentreten.  2 Die Sitzungsleitung hat der Vorsitzende des Gemeindekirchenrates in dessen Bereich die Sitzung stattfindet, soweit nichts
                     anderes bestimmt wird.  3 Soll ein Beschluss gefasst werden, ist hierfür erforderlich, dass jeder anwesende Gemeindekirchenrat beschlussfähig ist (§ 6 Absatz 2 Satz 2).  4 Der Beschluss ist gefasst, wenn jeder Gemeindekirchenrat mit der Mehrheit seiner anwesenden Mitglieder der Vorlage zustimmt
                     (§ 8 Absatz 1 Satz 2 und 3).  5 Das Protokoll der gemeinsamen Beratung ist in das Protokollbuch der Kirchengemeinde oder des Kirchengemeindeverbandes aufzunehmen,
                     in deren beziehungsweise dessen Bereich die Sitzung stattfindet.  6 Jeder Gemeindekirchenrat unterzeichnet das Protokoll gemäß § 12 Absatz 1. Den anderen beteiligten Gemeindekirchenräten ist eine Abschrift auszufertigen, die in das eigene Protokollbuch
                     einzufügen ist.
                  

               

            

         

         
               Abschnitt 5:
Schlussbestimmungen
               

            

            
                     § 23 
Gleichstellungsklausel
                     

                  

                  Personen-, Funktions- und Amtsbezeichnungen in dieser Verordnung gelten jeweils für Frauen und Männer in gleicher Weise.

               

               
                     § 24 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2012 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Gleichzeitig tritt die Anweisung für Gemeindekirchenräte vom 9. Dezember 1953 (ABl. ELKTh 1954 S. 5) in der Fassung vom 30.
                     Oktober 2001 (ABl. ELKTh S. 263) außer Kraft.
                  

                  

                  

               

               
                     Anlage 1:
Vorschlag für die Gliederung einer schriftlichen Vorlage für die Durchführung eines Verfahrens für schriftliche Befragung
                        und Abstimmung gemäß § 10 Absatz 2 GKR-GfV
                     

                  

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 1.  Darstellung des Sachverhalts:

                                 (ggf. auf gesondertem Blatt)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 2. Formulierung der Beschlussvorlage:

                                 (ggf. auf gesondertem Blatt)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 3. Beschlussfassung

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                  Ich stimme der Beschlussfassung im schriftlichen Verfahren zu:3
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                                 Enthaltung   
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                     Anlage 2:
Niederschrift des Gemeindekirchenrates der Kirchengemeinde/des Kirchspiels über die Durchführung eines Verfahrens für schriftliche
                        Befragung und Abstimmung gemäß § 10 Absatz 2 GKR-GfV
                     

                  

                  Am ____________________ ist ein schriftliches Verfahren gemäß § 10 Absatz 2 GKR-GfV eingeleitet worden. Dem Gemeindekirchenrat gehören insgesamt ____________________ Mitglieder an.
                  

                  An dem schriftlichen Verfahren haben folgende ordentliche Mitglieder des GKR teilgenommen:

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 __________

                              
                              	
                                 __________

                              
                              	
                                 __________

                              
                              	
                                 __________

                              
                           

                           
                              	
                                 __________

                              
                              	
                                 __________

                              
                              	
                                 __________

                              
                              	
                                 __________

                              
                           

                        
                     

                  

                   Sämtliche dem Gemeindekirchenrat angehörende ordentliche Mitglieder – wie vorstehend aufgeführt – sind an dem schriftlichen
                     Verfahren beteiligt worden.
                  

                   Folgende ordentliche Mitglieder des Gemeindekirchenrates waren durch Abwesenheit/Krankheit verhindert _____________________________________________________
                     Dafür sind die nachfolgenden Stellvertreter ________________________________________________ an dem schriftlichen Verfahren
                     beteiligt worden.
                  

                  Die schriftliche Befragung und Abstimmung ist unter Zugrundelegung einer an die Mitglieder des Gemeindekirchenrates einschließlich
                     der zu beteiligenden Stellvertreter gerichteten schriftlichen Vorlage (Anlage) durchgeführt worden.
                  

                   Von den beteiligten Mitgliedern und Stellvertretern hat niemand der Durchführung des schriftlichen Verfahrens widersprochen.

                   Da der Durchführung des schriftlichen Verfahrens widersprochen worden ist, ist das Verfahren abgebrochen worden.

                  In dem schriftlichen Verfahren ist über folgenden Antrag abgestimmt worden:

                  Ergebnis der Abstimmung:

                  _______ Ja-Stimmen _______ Nein-Stimmen _______ Enthaltungen

                  ____________________, den ____________________

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	Unterschriften
                              	
                              	
                           

                           
                              	
                                 Vorsitzende(r)**)/stellvertr. Vorsitzende(r)**)

                              
                              	
                                 Mitglied

                              
                              	
                                 Mitglied

                              
                           

                           
                              	
                                  Zutreffendes ankreuzen

                              
                              	
                                  **) Unzutreffendes streichen

                              
                           

                        
                     

                  

                  

               

            

         

      

      

      1
             Persönliche Beteiligung liegt vor, wenn ein Beschluss einem Mitglied des Gemeindekirchenrates selbst oder seinem Ehegatten,
               seinem Lebenspartner oder einer mit ihm in einem Haushalt lebenden Person oder einem Verwandten oder Verschwägerten bis zum
               dritten Grad oder einer von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen natürlichen oder juristischen Person unmittelbar
               einen Vorteil oder Nachteil bringen kann. Persönliche Beteiligung liegt nicht vor, wenn das Mitglied an der Entscheidung der
               Angelegenheit lediglich als Angehöriger einer Berufs- oder Bevölkerungsgruppe beteiligt ist, deren gemeinsame Interessen durch
               die Angelegenheit berührt werden. Als unmittelbar gilt nur derjenige Vorteil oder Nachteil, der sich direkt aus der Entscheidung
               ergibt, ohne dass weitere Ereignisse eintreten oder Maßnahmen getroffen werden müssen, die über die Ausführung von Beschlüssen
               hinausgehen.
            

         

      

      2
             Vgl. § 13 Ausführungsverordnung zum Kirchengemeindestrukturgesetz – KGStruktGAV vom 20. August 2010 (ABl. S.268).

         

      

      3
            Wenn hier nein angekreuzt wird, entfällt eine Entscheidung in der Sache und darf in den Kästchen der nachfolgenden Reihe nicht
               angekreuzt werden.
            

         

      

   
      

      
         Richtlinie für Gemeindeberatung/ Organisationsentwicklung
in der Föderation Evangelischer
Kirchen in Mitteldeutschland
         

      

      
         Vom 19. April 2005

      

      
         (ABl. S. 182)
         

      

      Das Kollegium des Kirchenamtes hat aufgrund von Artikel 14 Abs. 2 Nr. 1 der Vorläufigen Ordnung der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland folgende Richtlinien für Gemeindeberatung/Organisationsentwicklung
         der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland beschlossen:
      

      1. Grundsätzliches

      1.1. Gemeindeberatung/Organisationsentwicklung versteht sich als eine interne kirchliche Beratungseinrichtung und ist ein
         Angebot der Gesamtkirche.
      

      1.2. Gemeindeberatung/Organisationsentwicklung versteht sich als kirchlicher Dienst in der Tradition einer sich ständig erneuernden
         Kirche.
      

      1.3. Gemeindeberatung/Organisationsentwicklung arbeitet auf der Grundlage des christlichen Menschenbildes.

      1.4.  1 Gemeindeberatung/Organisationsentwicklung versteht Gemeinde und Kirche als lernende Organisation.  2 Mit ihrer Arbeit stärkt sie die Selbststeuerung von Gemeinde und Kirche.
      

      1.5. Gemeindeberatung/Organisationsentwicklung sieht in Konflikten Chancen zu Entwicklung und Veränderung.

      2. Ziele

      Gemeindeberatung/Organisationsentwicklung hat das Ziel kirchliche Systeme und Leitungsorgane so zu fördern, dass sie ihre
         Ziele klären, Entwicklungschancen erkennen und nutzen, Konflikte auch als Entwicklungspotenzial wert schätzen, Kommunikationsformen
         überprüfen und verbessern sowie in ihrer Identität wachsen können.
      

      3. Grundlagen der Arbeit und Selbstverständnis der Beratung

      3.1. Gemeindeberatung/Organisationsentwicklung nimmt sozialwissenschaftliche Erkenntnisse und Methoden der Organisationsentwicklung,
         der systemischen Beratung und andere Beratungsansätze auf, soweit sie der christlichen Grundlegung entsprechen.
      

      3.2.  1 Gemeindeberatung/Organisationsentwicklung geschieht auf Anfrage von Gemeinden, Einrichtungen oder Gremien.  2 Diese bestimmen in Absprache mit dem Beratungsteam, mit welchem Ziel und in welcher Weise die Beratung geschehen soll.  3 Dies wird als Vereinbarung in einem Beratungskontrakt festgehalten.
      

      3.3. Um Arbeitsfähigkeit und Ergebnisse zu ermöglichen, kann Gemeindeberatung/Organisationsentwicklung nur unter aktiver Teilnahme
         aller Beteiligten und damit freiwillig geschehen.
      

      3.4. In besonderen Fällen kann Gemeindeberatung/Organisationsentwicklung von der Aufsicht führenden Dienststelle bzw. der
         oder dem Dienstvorgesetzten dringend zur Klärung von Problemen und Konflikten empfohlen werden.
      

      3.5.  1 In diesen Fällen kann auch ein „Dreieckskontrakt“ geschlossen werden.  2 Die Aufsicht führende Dienststelle bzw. die oder der Dienstvorgesetzte hat das Recht, Gemeindeberatung/Organisationsentwicklung
         und die Beteiligten mit einer Klärung zu beauftragen, allerdings ohne Zielvorgabe für den Beratungsprozess.
      

      3.6.  1 Die Beraterinnen und Berater behandeln alle mit dem Beratungsprozess zusammenhängenden Inhalte vertraulich.  2 Sie sind in ihrer Beratungstätigkeit unabhängig und unterliegen keiner Berichtspflicht.  3 Im Falle eines Dreieckskontraktes werden Form und Inhalt der Mitteilungen an die Leitung vorab im „Dreieckskontrakt“ vereinbart.
      

      3.7. Gemeindeberatung/Organisationsentwicklung unterscheidet sich von Therapie und Seelsorge und einem ergebnisgebundenen
         Beratungsansatz sowie von Personalentwicklung im Auftrag von Leitung.
      

      3.8.  1 Die Beraterinnen und Berater befinden sich über den Beratungsprozess hinaus in keiner strukturellen Beziehung zu den zu Beratenden.
          2 Sie haben keine Aufsichtsbefugnisse oder -pflichten.  3 Sie arbeiten in der Regel zu zweit.
      

      4. Inhalte und Anlässe von Beratung

      4.1.  1 Inhalte von Gemeindeberatung/Organisationsentwicklung sind vor allem Prozesse von Kommunikation und Kooperation, Leitung und
         Konfliktbearbeitung.  2 Thematisiert werden auch Fragen des gemeindlichen oder kirchlich-institutionellen Selbstverständnisses, von Leitbildern und
         Identifikation der Beteiligten mit der gemeinsamen Arbeit.
      

      4.2. Anlässe für Gemeindeberatung/Organisationsentwicklung auf unterschiedlichen Ebenen können Neuanfänge, Wünsche nach Bilanzierung,
         Konzeptentwicklung und Planung, Veränderungen im sozialen Umfeld, strukturelle Neuordnung sowie Konflikte in Kirchengemeinden,
         Regionen bzw. Kirchenkreisen sein.
      

      5. Finanzierung der Beratung

      5.1.  1 Die Evangelisch-Lutherische Landeskirche in Thüringen (ELKTh) und die Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen (EKKPS)
         schaffen im Rahmen ihrer finanziellen Möglichkeiten die Voraussetzungen für die Fort- und Weiterbildung der Gemeindeberaterinnen
         und Gemeindeberater und weiterer berufsbegleitender Maßnahmen.  2 Eine angemessene Eigenbeteiligung wird erwartet.
      

      5.2.  1 Die Kosten (Beratungspauschale, Fahrtkosten, Unterkunft und Verpflegung) und sonstige Auslagen der landeskirchlich beauftragten
         Beraterinnen und Berater sowie ggf. Honorare für andere Beratungskräfte trägt die zu beratende Gemeinde oder Einrichtung (Anlage).  2 Eingehende Erstattungen werden vom Gemeindekolleg vereinnahmt.
      

      6. Arbeitsgemeinschaft Gemeindeberatung/Organisationsentwicklung

       1 Es wird die Arbeitsgemeinschaft Gemeindeberatung/Organisationsentwicklung der Föderation gebildet.  2 Für die Zusammenarbeit in der Arbeitsgemeinschaft Gemeindeberatung/Organisationsentwicklung der Föderation gilt:
      

      6.1. Die beauftragten Gemeindeberaterinnen und Gemeindeberater bilden die Arbeitsgemeinschaft Gemeindeberatung/ Organisationsentwicklung
         der Föderation.
      

      6.2.  1 Die Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft Gemeindeberatung/ Organisationsentwicklung der Föderation nehmen regelmäßig an den
         Treffen der Arbeitsgruppe teil.  2 Diese verpflichtenden Treffen garantieren, dass alle in einem kollegialen Verbund stehen und durch den fachlichen Austausch
         die Qualitätssicherung und die Fortbildung gesichert sind.  3 Die entstehenden Sachkosten werden nach Maßgabe des Haushalts durch das Kirchenamt erstattet.
      

      6.3.  1 Supervision und kollegiale Beratung/Intervision sind für die Beraterinnen und Berater verpflichtend.  2 Supervision ist im Rahmen der kirchlichen Weiterbildungsordnung wahrzunehmen.
      

      6.4. Die Arbeitsgemeinschaft Gemeindeberatung/Organisationsentwicklung der Föderation ist Mitglied in der Arbeitsgemeinschaft
         Gemeindeberatung/Organisationsentwicklung der Evangelischen und der Römisch-Katholischen Kirche in Deutschland, Österreich
         und der Schweiz („DACH“).
      

      7. Beraterinnen und Berater – Vernetzungsstruktur

      7.1.  1 Voraussetzung für die Arbeit als Gemeindeberater/in im Auftrag der Föderation ist eine abgeschlossene Weiterbildung in Gemeindeberatung/Organisationsentwicklung
         (Zertifikat).  2 Diese Weiterbildungen orientieren sich an den Standards, die von der Arbeitsgemeinschaft Gemeindeberatung/Organisationsentwicklung
         der Evangelischen und der Römisch-Katholischen Kirche in Deutschland, Österreich und der Schweiz (DACH) vereinbart wurden.
      

      7.2. Die Zulassung zur Weiterbildung in der ELKTh und der EKKPS erfolgt im Einvernehmen zwischen der Arbeitsgemeinschaft Gemeindeberatung/Organisationsentwicklung
         der Föderation, dem jeweiligen Ausbildungsträger, sowie bei kirchlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Einvernehmen
         mit der Referatsleiterin oder dem Referatsleiter für Personalentwicklung im Kirchenamt, der Dezernentin oder dem Dezernenten
         des Dezernats Gemeinde und den unmittelbaren Dienstvorgesetzten.
      

      7.3.  1 Die Beraterinnen und Berater werden nach Beratung in der Arbeitsgemeinschaft Gemeindeberatung/Organisationsentwicklung in
         der Regel für 5 Jahre beauftragt.  2 Erneute Beauftragungen sind möglich.  3 Die Beauftragung erfolgt durch das Kirchenamt in Absprache mit der Arbeitsgemeinschaft.
      

      7.4. Mit der Beauftragung ist die Festlegung der Rahmenbedingungen verbunden (Arbeitsverhältnis, Zeitumfang, Freistellung,
         Finanzen).
      

      7.5.  1 Die Beauftragung zur Gemeindeberatung/Organisationsentwicklung für vollzeitbeschäftigte kirchliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
         umfasst in der Regel eine Freistellung von maximal 20 Tagen im Jahr.  2 In der Zeit der Beanspruchung durch Gemeindeberatung/Organisationsentwicklung sind sie im Rahmen der allgemeinen Vertretungsregelungen
         angemessen zu entlasten.  3 Ebenso besteht die Möglichkeit Gemeindeberatung/ Organisationsentwicklung als Nebentätigkeit zu beantragen.  4 Einzelheiten regeln die Beraterinnen und Berater mit ihren jeweiligen Dienststellen.  5 Sie werden dabei vom Referat Gemeindeentwicklung und Mission des Kirchenamtes unterstützt.
      

      8. Einbindung in das Kirchenamt

      8.1. Die Arbeitsgemeinschaft Gemeindeberatung/Organisationsentwicklung ist dem Referat „Gemeindeentwicklung und Mission“ des
         Kirchenamts der EKM zugeordnet.
      

      8.2.  1 Das Referat „Gemeindeentwicklung und Mission“ ist Ansprechpartner für alle Fragen betreffend Gemeindeberatung/Organisationsentwicklung.
          2 Es ist zuständig für die Organisation der Arbeitsgemeinschaft Gemeindeberatung/Organisationsentwicklung der Föderation, Klärung
         finanzieller Fragen und die Qualitätssicherung von Gemeindeberatung/ Organisationsentwicklung.
      

      8.3. Das Referat Gemeindeentwicklung und Mission übernimmt die Abrechnungen für die Beraterinnen und Berater sowie die Rechnungsstellung
         an die beratenen Gemeinden und Einrichtungen.
      

      9. Inkrafttreten

       1 Diese Richtlinie tritt mit Beschlussfassung in Kraft.  2 Gleichzeitig treten alle bisherigen Regelungen der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen und der Evangelischen Kirche
         der Kirchenprovinz Sachsen außer Kraft.
      

      
            Anlage

         

         
               KOSTENSÄTZE BERATUNGSPAUSCHALE

            

            Gemäß Nr. 5.2. der Richtlinie werden nachfolgende Beratungspauschalen für Gemeindeberatung/Organisationsentwicklung
erhoben:
               
                  
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Erstkontakt:

                        
                        	
                             35 Euro

                        
                     

                     
                        	
                           (bis 90 Minuten)

                        
                        	
                     

                     
                        	
                           Beratungstermin

                        
                        	
                             90 Euro

                        
                     

                     
                        	
                           (90 Minuten)

                        
                        	
                     

                     
                        	
                           Eintägig

                        
                        	
                     

                     
                        	
                           (3 Arbeitseinheiten à 90 Minuten)

                        
                        	
                           270 Euro

                        
                     

                     
                        	
                           (4 Arbeitseinheiten à 90 Minuten)

                        
                        	
                           360 Euro

                        
                     

                  
               

            

         

      

      

   
      

      
         Kirchengesetz über den Zusammenschluss von Kirchengemeinden, die Bildung von Kirchengemeindeverbänden und die Bildung von
            Untergliederungen von Kirchengemeinden in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Kirchengemeindestrukturgesetz – KGStruktG)
         

      

      
         Vom 21. November 2009 (ABl. S. 291), 
         

      

      
         zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 29. April 2017 (ABl. S. 120)
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            Abschnitt 1 
Die Neubildung von Kirchengemeindeverbänden und Kirchengemeinden
            

         

         
                     § 1
Grundsätze
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Mehrere Kirchengemeinden können sich gemäß Artikel 21 Absatz 5 und Artikel 32 Kirchenverfassung EKM zu einem Kirchengemeindeverband oder zu einer neuen beziehungsweise größeren Kirchengemeinde zusammenschließen.
                      2 Durch den Zusammenschluss soll insbesondere gewährleistet werden, dass die Kirchengemeinden ihre Aufgaben nach Artikel 21 in Verbindung mit Artikel 2 Kirchenverfassung EKM erfüllen können. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Schließen sich mehrere Kirchengemeinden zu einem Kirchengemeindeverband zusammen, behalten sie ihre Rechtsfähigkeit und ihren
                     Status als Körperschaft des öffentlichen Rechts. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Schließen sich mehrere Kirchengemeinden durch Vereinigung zu einer neuen Kirchengemeinde zusammen, verlieren die bisherigen
                     Kirchengemeinden ihre Rechtsfähigkeit und ihren Status als Körperschaft des öffentlichen Rechts.  2 Die neue Kirchengemeinde ist Rechtsnachfolgerin der in ihr zusammengeschlossenen Kirchengemeinden. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Vereinigung von Kirchengemeinden kann abweichend von Absatz 3 auch in der Weise erfolgen, dass eine Kirchengemeinde aufgehoben
                     und in eine andere Kirchengemeinde eingegliedert wird.  2 In diesem Fall verliert nur die aufgehobene Kirchengemeinde ihre Rechtsfähigkeit, während die aufnehmende Kirchengemeinde
                     fortbesteht und Rechtsnachfolgerin der aufgehobenen Kirchengemeinde ist.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Kirchengemeinden, die in einem Kirchengemeindeverband zusammengeschlossen sind, können sich unter Aufhebung des Kirchengemeindeverbandes
                     durch Vereinigung nach Absatz 3 oder Absatz 4 zusammenschließen.  2 Die so gebildete Kirchengemeinde ist Rechtsnachfolgerin der in ihr zusammengeschlossenen Kirchengemeinden und des Kirchengemeindeverbandes.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Nach Absatz 2 bis 5 gebildete Kirchengemeinden und Kirchengemeindeverbände sind Körperschaften des öffentlichen Rechts (Artikel 7 Kirchenverfassung EKM).
                  

               

               
                     § 2
Verfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Zusammenschluss zu einem Kirchengemeindeverband oder die Vereinigung von Kirchengemeinden nach § 1 Absatz 3 oder Absatz 4 erfolgt auf übereinstimmenden Antrag der Gemeindekirchenräte der beteiligten Kirchengemeinden oder
                     auf Vorschlag des Kreiskirchenrates (Artikel 21 Absatz 5 Satz 1 Kirchenverfassung EKM).  2 Erfolgt der Zusammenschluss auf Vorschlag des Kreiskirchenrates, sind die Gemeindekirchenräte zuvor anzuhören; die Stellungnahme
                     erfolgt durch Beschluss.  3 Im Fall des § 1 Absatz 5 ist die Zustimmung des Gemeindekirchenrates des Kirchengemeindeverbandes erforderlich; das gilt auch, wenn sich
                     Kirchengemeinden innerhalb eines Kirchengemeindeverbandes durch Vereinigung nach § 1 Absatz 3 oder Absatz 4 zusammenschließen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Über den Zusammenschluss beschließt der Kreiskirchenrat.  2 Der zuständige Regionalbischof ist zuvor zu hören.  3 In den Fällen des § 1 Absatz 3 bis 5 sind außerdem die jeweils zu einer Gemeindeversammlung einberufenen wahlberechtigten Gemeindeglieder der beteiligten
                     Kirchengemeinden anzuhören, die durch den Zusammenschluss ihre Rechtsfähigkeit verlieren. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Lässt sich ein Einvernehmen über den Zusammenschluss zwischen den Gemeindekirchenräten und dem Kreiskirchenrat nicht herstellen,
                     beschließt die Kreissynode. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Beschlüsse nach Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 bedürfen der Genehmigung durch das Landeskirchenamt. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Ein betroffener Gemeindekirchenrat kann innerhalb eines Monats nach Zustellung der Entscheidung Beschwerde bei der Landessynode
                     einlegen.  2 Die Beschwerde ist zu begründen. 
                  

               

               
                     § 3
Name, Siegel
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Name der neu gebildeten kirchlichen Körperschaft soll an eine den betreffenden räumlichen Bereich prägende Ortsbezeichnung
                     anknüpfen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Können sich die beteiligten Gemeindekirchenräte nicht auf einen Namen einigen, entscheidet der Kreiskirchenrat.  2 Gegen die Entscheidung ist Beschwerde beim Landeskirchenamt zulässig.  3 Dieses entscheidet abschließend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die neu gebildete kirchliche Körperschaft führt ein eigenes Siegel.
                  

               

               
                     § 4
Pfarrstellen
                     

                  

                  Die Pfarrstellen der am Zusammenschluss beteiligten Kirchengemeinden gehen auf die nach § 1 Absatz 2 bis 5 gebildete kirchliche Körperschaft über, soweit der Stellenplan des Kirchenkreises nichts anderes vorsieht.
                  

               

               
                     § 5
Bildung des Gemeindekirchenrates bei Vereinigung von Kirchengemeinden
                     

                  

                   1 Bei der Vereinigung von Kirchengemeinden nach § 1 Absatz 3 oder Absatz 4 während der laufenden Wahlperiode wird der Gemeindekirchenrat der so gebildeten Kirchengemeinde aus
                     den Gemeindekirchenräten der an der Vereinigung beteiligten Kirchengemeinden gebildet.  2 § 6 Absatz 2 Satz 3 und 4 gelten entsprechend. 
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 2
Besondere Bestimmungen für Kirchengemeindeverbände
            

         

         
                     § 6
Bildung des Gemeindekirchenrates
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Gemeindekirchenrat des Kirchengemeindeverbandes wird nach den Vorschriften des Gemeindekirchenratswahlgesetzes gebildet.
                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Bei der Neubildung eines Kirchengemeindeverbandes während der laufenden Wahlperiode wählen die Gemeindekirchenräte der beteiligten
                     Kirchengemeinden aus dem Kreis ihrer ordentlichen Mitglieder die Mitglieder und Stellvertreter des Gemeindekirchenrates des
                     Kirchengemeindeverbandes.  2 Die Zahl der zu Wählenden wird vom Kreiskirchenrat auf Vorschlag der Gemeindekirchenräte bestimmt.  3 Der so gebildete Gemeindekirchenrat bleibt bis zur Konstituierung des neuen Gemeindekirchenrates im Rahmen der nächsten allgemeinen
                     Gemeindekirchenratswahlen in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland im Amt.  4 Im Übrigen gelten für den Gemeindekirchenrat die allgemeinen Bestimmungen des Gemeindekirchenratswahlgesetzes. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Mit der Bildung des Gemeindekirchenrates des Kirchengemeindeverbandes gehen die Aufgaben der Gemeindekirchenräte der zum Kirchengemeindeverband
                     gehörenden Kirchengemeinden auf diesen über, soweit nicht durch dieses Kirchengesetz oder durch Verordnung des Landeskirchenrates
                     etwas anderes bestimmt ist. 
                  

               

               
                     § 7
Bildung örtlicher Beiräte
                     

                  

                   1 In einem neu gebildeten Kirchengemeindeverband nehmen bis zur Bildung von örtlichen Beiräten die bisherigen Gemeindekirchenräte
                     der am Kirchengemeindeverband beteiligten Kirchengemeinden die Aufgaben der örtlichen Beiräte wahr. 
                  

               

               
                     § 8
Eigentum und Vermögensverwaltung 
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Bei Errichtung des Kirchengemeindeverbandes ist für jede Kirchengemeinde das vorhandene Sach- und Geldvermögen festzustellen.
                      2 Ein Verzeichnis der Vermögenswerte ist dem zuständigen Kreiskirchenamt einzureichen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Das Eigentum der Kirchengemeinden bleibt durch den Zusammenschluss unberührt.  2 Die Übertragung von Eigentum innerhalb der am Kirchengemeindeverband beteiligten kirchlichen Körperschaften bedarf der Genehmigung
                     durch das Kreiskirchenamt.  3 Genehmigungsvorbehalte nach anderen Rechtsvorschriften bleiben unberührt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Gemeindekirchenrat des Kirchengemeindeverbandes verwaltet das Vermögen der beteiligten Kirchengemeinden und nimmt gegenüber
                     Dritten deren Rechte und Pflichten wahr. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Haushalte der Kirchengemeinden werden zu einem gemeinsamen Haushalt des Kirchengemeindeverbandes zusammengefasst.  2 Für die Anwendung des Umsatzsteuergesetzes gelten die Kirchengemeinden weiterhin als einzelne Steuersubjekte.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Bei Vermögensstreitigkeiten zwischen einzelnen Kirchengemeinden oder diesen und dem Kirchengemeindeverband entscheidet der
                     Kreiskirchenrat.  2 Gegen die Entscheidung des Kreiskirchenrates ist Beschwerde beim Landeskirchenamt zulässig.  3 Dieses entscheidet endgültig.
                  

               

               
                     § 9
Verfügungen über kirchliche Grundstücke
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Gegen Verfügungen über bebaute kirchliche Grundstücke einer beteiligten Kirchengemeinde sowie gegen den Beschluss über die
                     Zweckänderung eines Gebäudes steht jedem Mitglied des Gemeindekirchenrates des Kirchengemeindeverbandes, das Glied der betroffenen
                     Kirchengemeinde ist, innerhalb eines Monats ein Einspruchsrecht zu.  2 Besteht ein örtlicher Beirat, ist dieser vor Erhebung des Einspruchs zu beteiligen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Ist kein Glied der betroffenen Kirchengemeinde Mitglied im Gemeindekirchenrat, wird das Einspruchsrecht vom örtlichen Beirat
                     wahrgenommen.  2 Besteht auch kein örtlicher Beirat, nimmt der besondere Vertreter gemäß § 4 Absatz 4 Gemeindekirchenratswahlgesetz das Einspruchsrecht für die Kirchengemeinde wahr.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Einspruchsberechtigten sind über ihr Recht zu unterrichten.  2 Die Verfügung beziehungsweise die Zweckänderung darf nicht vor Ablauf der Einspruchsfrist vollzogen werden. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Über den Einspruch entscheidet der Kreiskirchenrat.  2 Gegen die Entscheidung ist innerhalb eines weiteren Monats Beschwerde an das Landeskirchenamt zulässig.  3 Der Einspruch und die Beschwerde haben aufschiebende Wirkung.
                  

               

               
                     § 10
Aufhebung oder Änderung eines Kirchengemeindeverbandes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Aufhebung oder Änderung eines Kirchengemeindeverbandes sowie für das Ausscheiden einzelner Kirchengemeinden aus einem
                     Kirchengemeindeverband gilt § 2 entsprechend, soweit im Folgenden nichts anderes bestimmt ist. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Das Ausscheiden einer Kirchengemeinde aus dem Kirchengemeindeverband kann auch von den zu einer Versammlung einberufenen wahlberechtigten
                     Gemeindegliedern dieser Kirchengemeinde beantragt werden.  2 Der Vorsitzende des Gemeindekirchenrates des Kirchengemeindeverbandes ist zur Einberufung der Gemeindeversammlung verpflichtet,
                     wenn diese von der Mehrheit der Vertreter dieser Kirchengemeinde im Gemeindekirchenrat des Kirchengemeindeverbandes gefordert
                     wird. 
                  

               

               
                     § 11
Beteiligung reformierter Kirchengemeinden 
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Schließt sich eine reformierte Kirchengemeinde mit Kirchengemeinden des örtlichen Kirchenkreises zu einem Kirchengemeindeverband
                     zusammen, so finden die Bestimmungen dieses Gesetzes mit folgenden Maßgaben Anwendung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Kirchengemeindeverband gehört dem örtlichen Kirchenkreis an.  2 Die Zugehörigkeit der reformierten Kirchengemeinde zum reformierten Kirchenkreis bleibt unberührt.  3 Der örtliche Kirchenkreis hat die umfassende Aufsicht über den Kirchengemeindeverband im Sinne der kirchlichen Ordnung, soweit
                     nachstehend nichts anderes bestimmt ist. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Dem Gemeindekirchenrat des Kirchengemeindeverbandes sollen bis zu drei Vertreter der reformierten Kirchengemeinde angehören.
                     
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Wenden die Vertreter der reformierten Kirchengemeinde im Gemeindekirchenrat des Kirchengemeindeverbandes gegenüber einem Beschluss
                     des Gemeindekirchenrates mehrheitlich ein, dass dieser mit Bekenntnis und Ordnung der reformierten Gemeinde nicht im Einklang
                     steht, und bestätigt der reformierte Senior diesen Einwand, so hat der Beschluss insoweit für die reformierte Kirchengemeinde
                     keine Geltung.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Pfarrstelle einer reformierten Kirchengemeinde bleibt trotz der Einbindung der reformierten Kirchengemeinde in einen örtlichen
                     Kirchengemeindeverband abweichend von § 4 der reformierten Kirchengemeinde zugeordnet.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Der Senior des reformierten Kirchenkreises kann an den Sitzungen des Gemeindekirchenrates des Kirchengemeindeverbandes beratend
                     teilnehmen und Anträge stellen, soweit Belange der reformierten Kirchengemeinde betroffen sind.
                  

               

               
                     § 12
Geltung des Rechts der Kirchengemeinden
                     

                  

                  Im Übrigen gelten für Kirchengemeindeverbände die Bestimmungen der kirchlichen Ordnung für Kirchengemeinden entsprechend.

               

            

         

      

      
            Abschnitt 3
Untergliederungen von Kirchengemeinden
            

         

         
                     § 13
Bildung von Untergliederungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchengemeinden können Untergliederungen (Sprengel) bilden, insbesondere wenn
                  

                  
                     
                        	
                           die Kirchengemeinde aus mehreren Kirchengemeinden zusammengeschlossen worden ist (§ 1 Absatz 3),
                           

                        

                        	
                           das Gebiet der Kirchengemeinde mehrere voneinander abgrenzbare Ortsteile oder selbständige Orte umfasst oder

                        

                        	
                           in der Kirchengemeinde mehrere Pfarrstellen bestehen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Bildung von Sprengeln erfolgt durch Beschluss des Gemeindekirchenrates.  2 Der Beschluss ist dem Kreiskirchenrat zur Kenntnis zu geben. 
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 4
Schlussbestimmungen
            

         

         
                     § 14
Sprachregelung
                     

                  

                  Die in diesem Kirchengesetz verwandten Personen-, Funktions- und Amtsbezeichnungen gelten für Frauen und Männer in gleicher
                     Weise.
                  

               

               
                     § 15
Parochialverbände
                     

                  

                  Soweit im Bereich der ehemaligen Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen noch Parochialverbände (Gesamtverbände) bestehen,
                     gilt für deren Aufhebung § 10  Absatz 1 entsprechend. 
                  

               

               
                     § 16
Durchführungsbestimmungen
                     

                  

                  Durchführungsbestimmungen zu diesem Kirchengesetz erlässt der Landeskirchenrat.

               

            

         

      

      

      1
            Diese Änderungen treten gemäß Artikel 4 des Ersten Kirchengesetz zur Änderung des Gemeindekirchenratsgesetzes und des Kirchengemeindestrukturgesetzes
               am 1. Januar 2018 in Kraft. Artikel 2 Nummer 2 tritt am 1. Januar 2021 außer Kraft.
            

         

      

   
      

      
         Ausführungsverordnung zum Kirchengemeindestrukturgesetz
(KGStruktGAV)
         

      

      
         Vom 20. August 2010

      

      
         (ABl. S. 268),
zuletzt geändert am 2. Dezember 2017 (ABl. 2018 S. 28)

      

      Änderungen

      
         
            
               
               
               
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Lfd. Nr.

                  
                  	
                     Änderndes Recht
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ABl. EKM
                     

                  
                  	
                     Geänderte
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                     Art der 
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                     1

                  
                  	
                     Erste Verordnung zur Änderung der Ausführungsverordnung zum Gemeindekirchenratsgesetz und der Ausführungsverordnung zum Kirchengemeindestrukturgesetz

                  
                  	
                     2. 12. 20171

                  
                  	
                     2018 S. 28

                  
                  	
                     §§ 4 bis 7

                  
                  	
                     ersetzt

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 14 

                  
                  	
                     geändert

                  
               

            
         

      

      Der Landeskirchenrat der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 61 Absatz 1 Nummer 3 in Verbindung mit Artikel 82 Absatz 1 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Kirchenverfassung EKM – KVerfEKM) vom 5. Juli 2008
         (ABl. S. 183) und § 37 Absatz 1 des Kirchengesetzes über die Bildung und Arbeitsweise der Gemeindekirchenräte (Gemeindekirchenratsgesetz – GKR-G)
         in der Fassung vom 13. September 2017 (ABl. S. 186) und § 16 des Kirchengesetzes über den Zusammenschluss von Kirchengemeinden, die Bildung von Kirchengemeindeverbänden und die Bildung
         von Untergliederungen von Kirchengemeinden in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Kirchengemeindestrukturgesetz
         - KGStruktG) vom 21. November 2009 (ABl. S. 291), geändert durch Kirchengesetz vom 29. April 2017 (ABl. S. 120) die folgende Verordnung erlassen:
      

      
         Inhaltsübersicht

      

      
         
            
            
         
         
            
               	§ 1
               	(Zu § 1 Kirchengemeindestrukturgesetz)
            

            
               	§ 2
               	(Zu § 2 Kirchengemeindestrukturgesetz)
            

            
               	§ 3
               	(Zu § 3 Kirchengemeindestrukturgesetz)
            

            
               	§§ 4 bis 7
               	(Zu §§ 4 bis 7 Kirchengemeindestrukturgesetz)
            

            
               	§ 8
               	(Zu § 8 Kirchengemeindestrukturgesetz)
            

            
               	§ 9 
               	(Zu § 9  Kirchengemeindestrukturgesetz)
            

            
               	§ 10
               	(Zu § 10 Kirchengemeindestrukturgesetz)
            

            
               	§ 11
               	(Zu § 11 Kirchengemeindestrukturgesetz)
            

            
               	§ 12
               	(Zu § 12 Kirchengemeindestrukturgesetz)
            

            
               	§ 13
               	(Zu § 13 Kirchengemeindestrukturgesetz)
            

            
               	§ 14
               	(Zu § 14 Kirchengemeindestrukturgesetz)
            

            
               	§§ 15 bis 16
               	(Zu §§ 15 bis 16 Kirchengemeindestrukturgesetz)
            

            
               	§ 17
               	Inkrafttreten
            

            
               	
                  
                     Anlage

                  

               
            

         
      

      

      

      
                     § 1
(Zu § 1 Kirchengemeindestrukturgesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zu § 1 Absatz 1:
                  

                  
                     
                        	
                            Eine Kirchengemeinde erfüllt ihre Aufgaben insbesondere dadurch, dass sie

                           
                              	
                                  regelmäßig und öffentlich Gottesdienst feiert,

                              

                              	
                                  Menschen findet, die bereit sind, an der Gestaltung des gemeindlichen Lebens in Anbetung und Zeugnis, Gemeinschaft und Dienst
                                    aktiv mitzuwirken,
                                 

                              

                              	
                                  alters- und gruppenspezifische Formen anbietet, in denen Menschen gemeinsam leben und glauben lernen können,

                              

                              	
                                  in Beziehung und in einem Austausch mit dem gesellschaftlichen Umfeld steht und

                              

                              	
                                  sich an der Wahrnehmung der diakonischen Aufgaben in ihrer Mitte und im gesellschaftlichen Umfeld beteiligt.

                              

                           

                        

                        	
                            Darüber hinaus muss die Kirchengemeinde 

                           
                              	
                                  ein eigenes Vertretungsorgan aufstellen können, das sich an der Gestaltung und Leitung der Gemeinde beteiligt, und 

                              

                              	
                                  ihre Verantwortung für die Aufbringung und Verwaltung der finanziellen Mittel sowie die Erhaltung und Pflege der Gebäude
                                    und Sachmittel wahrnehmen können. 
                                 

                              

                           

                        

                        	
                            Kirchengemeinden, die mehrere der in Nummer 1 genannten Aufgaben oder die in Nummer 2 genannten Anforderungen nicht mehr
                              oder nicht mehr ausreichend erfüllen können, sollen sich mit einer oder mehreren anderen Kirchengemeinden zusammenschließen.
                              
                           

                        

                        	
                             1 Die Kirchenkreise und die zuständigen Kreiskirchenämter unterstützen die Kirchengemeinden und tragen Verantwortung dafür,
                              dass diese ihre Aufgaben erfüllen können.  2 Erscheint dies dauerhaft nicht gewährleistet, wirken sie auf Zusammenschlüsse von Kirchengemeinden hin.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         bis (4) unbesetzt
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Zu Absatz 5:
                  

                  Für das Verfahren gilt § 2 Kirchengemeindestrukturgesetz entsprechend.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         unbesetzt
                  

                  

               

               
                     § 2
(Zu § 2 Kirchengemeindestrukturgesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zu § 2 Absatz 1:
                  

                  
                     
                        	
                            Die Bildung neuer Kirchengemeinden und Kirchengemeindeverbände sowie deren Veränderung soll jeweils mit Wirkung zum 1. Januar
                              eines  Kalenderjahres2 erfolgen. 
                           

                        

                        	
                             1 Ausnahmen bedürfen der Zustimmung des Landeskirchenamtes.  2 Der entsprechende Antrag soll mindestens sechs Monate vor dem vorgesehenen Termin des Zusammenschlusses gestellt werden; er
                              ist zu begründen und mit einem Votum des Kreiskirchenrates und des zuständigen Kreiskirchenamtes zu versehen. 
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zu § 2 Absatz 2:
                  

                  
                     
                        	
                             1 Der Kreiskirchenrat kann zusätzlich die Visitationskommission um ein Votum bitten.  2 Der Regionalbischof und die Visitationskommission geben ihr Votum schriftlich ab.  3 Über die Gemeindeversammlung ist ein Protokoll zu erstellen.
                           

                        

                        	
                             1 Sind an einem Zusammenschluss Kirchengemeinden mehrerer Kirchenkreise beteiligt, ist auf Antrag der beteiligten Kreissynoden
                              oder auf Vorschlag des Landeskirchenamtes durch den Landeskirchenrat oder die Landessynode über die Zuordnung der neuen Körperschaft
                              zu einem der beteiligten Kirchenkreise zu entscheiden (Artikel 34  Absatz 3 Kirchenverfassung EKM).  2 Der Zusammenschluss der Kirchengemeinden wird nur wirksam bei entsprechender Neuordnung der beteiligten Kirchenkreise.
                           

                        

                        	
                             1 Für das Verfahren des Zusammenschlusses erstellen die beteiligten Gemeindekirchenräte im Zusammenwirken mit dem Kreiskirchenamt
                              einen Ablaufplan, in dem die einzelnen Verfahrensschritte und die Verantwortlichkeiten festgestellt werden.  2 Für schriftliche Voten (Nummer 1) soll eine Frist von mindestens einem Monat eingeräumt werden; dies gilt auch für die Zeit
                              zwischen Bekanntgabe und Durchführung einer Gemeindeversammlung.  3 Das Landeskirchenamt stellt für den Ablaufplan ein Muster zur Verfügung (Anlage).
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         (unbesetzt) 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Zu § 2 Absatz 4:
                  

                  
                     
                        	
                            Der Superintendent beantragt beim Landeskirchenamt die Genehmigung des Beschlusses.

                        

                        	
                             1 Gleichzeitig übermittelt er den Beschluss förmlich an die beteiligten Gemeindekirchenräte.  2 Dem Schreiben ist eine Rechtsmittelbelehrung entsprechend § 2 Absatz 5 Kirchengemeindestrukturgesetz beizufügen. 
                           

                        

                        	
                             1 Dem Antrag an das Landeskirchenamt sind beizufügen
                           

                           
                              	
                                  die Beschlüsse der beteiligten Gemeindekirchenräte zum Zusammenschluss, zur Namensgebung und zum Siegel;

                              

                              	
                                  die Beschlüsse des Kreiskirchenrates und gegebenenfalls der Kreissynode zum Zusammenschluss, zum Namen der neuen Körperschaft
                                    und zur zahlenmäßigen Zusammensetzung des Gemeindekirchenrates;
                                 

                              

                              	
                                  die Voten des Regionalbischofs und gegebenenfalls der Visitationskommission;

                              

                              	
                                  in den Fällen des § 1 Absatz 3 bis 5 Kirchengemeindestrukturgesetz das Protokoll der Gemeindeversammlung.
                                 

                              

                           

                            2 Der Antrag ist spätestens bis zum 31. August eines Kalenderjahres für Veränderungen zum 1. Januar des Folgejahres einzureichen.
                               3 Zeitgleich ist das zuständige Kreiskirchenamt zu informieren.  4 Ein im Fall des § 2 Absatz 3 Kirchengemeindestrukturgesetz erforderlicher Beschluss der Kreissynode kann nachgereicht werden.  5 Im Fall einer Ausnahmegenehmigung nach § 2 Absatz 1 Nummer 2 dieser Ausführungsverordnung legt das Landeskirchenamt fest, zu welchem Termin die Unterlagen vorliegen
                              müssen.
                           

                        

                        	
                            Im Falle eines Beschlusses der Kreissynode erteilt die Genehmigung das Kollegium des Landeskirchenamtes. 

                        

                        	
                            Das Landeskirchenamt stellt über den Zusammenschluss eine Urkunde aus, die im Amtsblatt bekannt gemacht wird.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Zu § 2 Absatz 5:
                  

                  
                     
                        	
                             1 Die Beschwerde ist gegen die Entscheidung des Kreiskirchenrates beziehungsweise der Kreissynode möglich.  2 Sie ist beim Landeskirchenamt einzureichen, das die Entscheidung der Landessynode vorbereitet.
                           

                        

                        	
                            Entscheidungen des Landeskirchenamtes nach § 2 Absatz 4 Kirchengemeindestrukturgesetz können entsprechend dem Kirchengesetz über die Verfassungs- und Verwaltungsgerichtsbarkeit
                              in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (VVGG) auf dem Verwaltungsgerichtsweg überprüft werden.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 3
(Zu § 3 Kirchengemeindestrukturgesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zu § 3 Absatz 1:
                  

                  
                     
                        	
                             1 Der Name einer kirchlichen Körperschaft wird wie folgt gebildet:
   2 An erster Stelle steht der Bekenntnisstand der Körperschaft („Reformierte[r]“ beziehungsweise – je nach bisheriger Bezeichnung
                              – „Evangelische[r]“ oder „Evangelisch-Lutherische[r]“), an zweiter Stelle steht die Bezeichnung der Körperschaft („Kirchengemeinde“
                              beziehungsweise „Kirchengemeindeverband“), an dritter Stelle steht die Ortsbezeichnung.
                           

                        

                        	
                            Kirchengemeinden können durch Beschluss des Gemeindekirchenrates, abweichend von der bisherigen Bezeichnung, „Evangelische(r)“
                              in „Evangelisch-Lutherische(r)“ ändern und umgekehrt. 
                           

                        

                        	
                             1 Können sich die Beteiligten nicht auf eine Ortsbezeichnung einigen, sind zur Kennzeichnung des Namens auch zwei Ortsbezeichnungen,
                              die mit einem Bindestrich voneinander zu trennen sind, zulässig.  2 Eine Aneinanderreihung von mehr als zwei Ortsbezeichnungen ist ausgeschlossen.
                           

                        

                        	
                             1 Die Verwendung von Landschaftsbezeichnungen ist unzulässig, soweit sie nicht zur Ortsbezeichnung von Kommunen geworden sind.
                               2 Wo im Ausnahmefall aufgrund früherer Bestimmungen eine Landschaftsbezeichnung an Stelle der Ortsbezeichnung anerkannt wurde,
                              kann diese für die bestehende Körperschaft weiter verwendet werden; dies gilt auch bei Aufnahme weiterer Kirchengemeinden
                              in den so bezeichneten Kirchengemeindeverband oder die so bezeichnete Kirchengemeinde.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         unbesetzt
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zu § 3 Absatz 3:
                  

                  
                     
                        	
                            Der Gemeindekirchenrat kann beschließen, dass das Siegel einer an einer Vereinigung nach § 1 Absatz 3 bis 5 Kirchengemeindestrukturgesetz
                              beteiligten Kirchengemeinde als Siegel der neuen Kirchengemeinde im Gebrauch bleibt, sofern der Name der neuen Körperschaft
                              mit dem Namen auf der Siegelumschrift übereinstimmt.
                           

                        

                        	
                            Die Siegel der an einem Kirchengemeindeverband beteiligten Kirchengemeinden bleiben weiterhin gültig und können für Rechtsgeschäfte
                              verwendet werden, die nur diese Kirchengemeinde betreffen. 
                           

                        

                        	
                            Im Übrigen gilt die Siegelordnung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland.

                        

                     

                  

               

               
                     §§ 4 bis 7
(Zu §§ 4 bis 7 Kirchengemeindestrukturgesetz)
                     

                  

                  (unbesetzt)

               

               
                     § 8
(Zu § 8 Kirchengemeindestrukturgesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zu § 8 Absatz 1:
                  

                  
                     
                        	
                            Das zuständige Kreiskirchenamt unterstützt die Kirchengemeinden bei der Feststellung des Vermögens.

                        

                        	
                             1 Über die Zuordnung und Verwendung des Vermögens können die Kirchengemeinden eine Vereinbarung abschließen.  2 Das Landeskirchenamt stellt hierfür ein Muster zur Verfügung.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         unbesetzt
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         unbesetzt
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Zu § 8 Absatz 4:
                  

                   1 Über den Haushaltsplan des ersten gemeinsamen Haushaltsjahres beschließen die bisherigen Gemeindekirchenräte.  2 Zur Vereinfachung des Verfahrens können die bisherigen Einzelhaushalte durch Addition zusammengefasst werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Zu § 8 Absatz 5:
                  

                  Für die Vertretung der einzelnen Kirchengemeinden bei der Wahrnehmung des Beschwerderechts gilt § 9 Absatz 1 und 2 Kirchengemeindestrukturgesetz entsprechend.
                  

               

               
                     § 9 
(Zu § 9 Kirchengemeindestrukturgesetz)
                     

                  

                  (unbesetzt)

               

               
                     § 10
(Zu § 10 Kirchengemeindestrukturgesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zu § 10 Absatz 1:
                  

                   1 Für aus einem Kirchengemeindeverband ausscheidende Kirchengemeinden ist unverzüglich ein Gemeindekirchenrat nach den Vorschriften
                     des Gemeindekirchenratswahlgesetzes zu bilden.  2 Bis zu dessen Bildung führt der örtliche Beirat die Geschäfte des Gemeindekirchenrates.  3 Ist ein Beirat nicht vorhanden, treffen der bisherige Gemeindekirchenrat und der Kreiskirchenrat in gegenseitiger Abstimmung
                     die nötigen Regelungen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         unbesetzt
                  

               

               
                     § 11
(Zu § 11 Kirchengemeindestrukturgesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zu § 11 Absatz 1:
                  

                   1 Der Kreiskirchenrat des örtlichen Kirchenkreises und der Kreiskirchenrat des reformierten Kirchenkreises verständigen sich
                     vor der Einleitung eines Verfahrens über die Bildung eines Kirchengemeindeverbandes über das Ziel der Einbindung der reformierten
                     Kirchengemeinde in den zu bildenden Kirchengemeindeverband.  2 Die Anhörung der reformierten Kirchengemeinde geschieht durch den Kreiskirchenrat des reformierten Kirchenkreises.  3 Die Entscheidung über die Einbeziehung der reformierten Kirchengemeinde in den Kirchengemeindeverband bedarf einvernehmlicher
                     Beschlüsse der Kreiskirchenräte des örtlichen und des reformierten Kirchenkreises.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         unbesetzt
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zu § 11 Absatz 3:
                  

                  Die Festlegung des Kreiskirchenrates des örtlichen Kirchenkreises über die Anzahl der Vertreter der reformierten Kirchengemeinde
                     im Gemeindekirchenrat des Kirchengemeindeverbands bedarf der Zustimmung des Kreiskirchenrates des reformierten Kirchenkreises.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         bis (6) unbesetzt
                  

               

               
                     § 12
(Zu § 12 Kirchengemeindestrukturgesetz)
                     

                  

                  (unbesetzt)

               

               
                     § 13
(Zu § 13 Kirchengemeindestrukturgesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zu § 13 Absatz 1 Nummer 3:
                  

                  
                     
                        	
                            In Kirchengemeinden mit mehreren Pfarrstellen kann einer der Pfarrstelleninhaber durch den Gemeindekirchenrat zum geschäftsführenden
                              Pfarrer gewählt werden. 
                           

                        

                        	
                             1 Der geschäftsführende Pfarrer ist erster Ansprechpartner der Kirchengemeinde für Dritte, soweit nicht für bestimmte Angelegenheiten
                              besondere Zuständigkeiten geregelt sind.  2 Er hat insbesondere die Aufgabe, das Auftreten der Kirchengemeinde in der Öffentlichkeit zu koordinieren, für den Informationsaustausch
                              innerhalb der Kirchengemeinde zu sorgen sowie ein abgestimmtes Handeln der Pfarrer und der sonstigen Mitarbeiter der Kirchengemeinde
                              sicherzustellen.  3 Er nimmt für den Gemeindekirchenrat die Dienstaufsicht über die von der Kirchengemeinde angestellten Mitarbeiter wahr.  4 Die auf den Sprengel bezogenen pfarrdienstlichen Aufgaben der einzelnen Pfarrstelleninhaber bleiben unberührt. 
                           

                        

                        	
                             1 Der Gemeindekirchenrat und die mit dem Pfarrdienst in der Kirchengemeinde Beauftragten regeln einvernehmlich, welche weiteren
                              Aufgaben dem geschäftsführenden Pfarrer zugewiesen werden.  2 Obliegt dem geschäftsführenden Pfarrer nach Nummer 1 nicht zugleich auch die Führung der laufenden Geschäfte der Kirchengemeinde
                              gemäß Artikel 23 Absatz 2 Satz 2 und 3 Kirchenverfassung EKM, hat der Gemeindekirchenrat eine Aufgabenabgrenzung zwischen diesen Funktionen
                              vorzunehmen.  3 Der geschäftsführende Pfarrer kann entsprechend des Umfangs der mit seiner Funktion einhergehenden Aufgaben von anderen Aufgaben
                              entlastet werden. 
                           

                        

                        	
                            Besteht eine Satzung nach Artikel 24 Absatz 4 Kirchenverfassung EKM, soll diese die nötigen Reglungen enthalten.
                           

                        

                        	
                             1 Die Wahl zum geschäftsführenden Pfarrer erfolgt für drei Jahre.  2 Wiederwahl ist zulässig.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zu § 13 Absatz 2:
                  

                  Der Beschluss des Gemeindekirchenrates ist außerdem dem zuständigen Kreiskirchenamt und dem Landeskirchenamt anzuzeigen.

               

               
                     § 14
(Zu § 14 Kirchengemeindestrukturgesetz)
                     

                  

                  (unbesetzt)

               

               
                     §§ 15 bis 16
(Zu §§ 15 bis 16 Kirchengemeindestrukturgesetz)
                     

                  

                  (unbesetzt)

               

               
                     § 17
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Ausführungsverordnung tritt mit Wirkung vom 1. September 2010 in Kraft.

               

            

         

      

      
            Anlage

         

         
                     Strukturveränderungen auf dem Gebiet der Kirchengemeinden nach dem 
Kirchengemeindestrukturgesetz (KGStruktG) vom 21. November 2009 (ABl. S. 291)
                     

                  

                  Die Bildung neuer Kirchengemeinden und Kirchengemeindeverbände sowie deren Veränderung soll jeweils mit Wirkung zum 1. Januar
                     eines Kalenderjahres (Beginn des Haushaltsjahres) erfolgen.
                  

                  Der Antrag ist 

                  spätestens bis zum 31. August

                  eines Kalenderjahres für Veränderungen zum 1. Januar des Folgejahres bei dem Landeskirchenamt einzureichen. 

               

               
                     Ablaufplan

                  

                  (Zu § 2 Absatz 2 Nummer 3 Ausführungsverordnung zum Kirchengemeindestrukturgesetz  - als Grundlage für einen im Zusammenwirken mit
                     dem Kreiskirchenamt zu erstellenden konkreten Ablaufplan)
                  

                  
                     
                        	
                            Beschlüsse der Gemeindekirchenräte der beteiligten Kirchengemeinden bis spätestens 15. Mai eines Kalenderjahres
                           

                           
                              
                                 	
                                     zur Strukturveränderung zum Namen,

                                 

                                 	
                                     zum Siegel.

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            Antrag an den Kreiskirchenrat unter Beifügung der Gemeindekirchenrats-Beschlüsse bis spätestens 30. Mai eines Kalenderjahres.
Ausnahmsweise können Anträge auf Strukturveränderungen zu einem anderen, vom 1. Januar abweichenden Termin, gestellt werden.
                              Dieser Ausnahmeantrag soll mindestens sechs Monate vor dem vorgesehenen Termin der Strukturveränderung gestellt werden und
                              bedarf vorab der Zustimmung des Landeskirchenamtes. Dem Antrag sind Voten des Kreiskirchenrates sowie des Kreiskirchenamtes
                              beizufügen.
                           

                        

                        	
                            Kreiskirchenrat achtet die Beteiligungsrechte vor Beschlussfassung

                           
                              	
                                  Votum des Regionalbischofs,

                              

                              	
                                  der Kreiskirchenrat kann zusätzlich die Visitationskommission um ein Votum bitten,

                              

                              	
                                 gegebenenfalls Einberufung einer Gemeindeversammlung.

                              

                           

                           Eine Gemeindeversammlung ist einzuberufen bei einer geplanten Vereinigung von Kirchengemeinden nach § 1 Absatz 3 beziehungsweise Eingliederung nach § 1 Absatz 4 Kirchengemeindestrukturgesetz für diejenigen Kirchengemeinden, die durch den Zusammenschluss ihre Rechtsfähigkeit verlieren.
Die Voten des Regionalbischofs und der Visitationskommission müssen in schriftlicher Form vorliegen. Über die Inhalte der
                              Gemeindeversammlung ist ein Protokoll zu erstellen.
Für schriftliche Anhörungen ist eine Frist von mindestens vier Wochen einzuräumen. Diese Frist gilt auch für die Zeit zwischen
                              Bekanntgabe und Durchführung einer Gemeindeversammlung.
                           

                        

                        	
                           Beschluss des Kreiskirchenrates bis spätestens 15. August

                           
                              
                                 	
                                     zur Strukturveränderung,

                                 

                                 	
                                     zum Namen (sofern die beteiligten Gemeindekirchenräte keine Einigung bei der Namensgebung erzielen konnten), 

                                 

                                 	
                                     zur zahlenmäßigen Zusammensetzung des neu zu bildenden Gemeindekirchenrates.

                                 

                              

                           

                           Sofern kein Einvernehmen über den Zusammenschluss zwischen den Gemeindekirchenräten und dem Kreiskirchenrat hergestellt wird,
                              beschließt die Kreissynode. 
                           

                        

                        	
                            Schriftliche Mitteilung der Entscheidung des Kreiskirchenrates an die betroffenen Gemeindekirchenräte mit Rechtsmittelbelehrung
                              unverzüglich nach Beschlussfassung.
Gegen die Entscheidung kann Beschwerde bei der Landessynode innerhalb eines Monats nach Zustellung erhoben werden, § 2 Absatz 5 Kirchengemeindestrukturgesetz. Die Beschwerde ist beim Landeskirchenamt einzureichen.
                           

                        

                        	
                            Vorlage durch den Superintendenten an das Landeskirchenamt zur Genehmigung bis spätestens 31. August. 
Der Beschluss der Kreissynode ist unverzüglich nachzureichen, insoweit kann von der Frist (31. August) abgewichen werden.
                              Alle anderen Unterlagen sind aber spätestens zum 31. August an das Landeskirchenamt einzureichen.
Dem Antrag sind beizufügen:
                           

                           
                              	
                                  Beschlüsse der beteiligten Gemeindekirchenräte

                                 
                                    
                                       	
                                           zur Strukturveränderung

                                       

                                       	
                                           zum Namen

                                       

                                       	
                                           zum Siegel

                                       

                                    

                                 

                              

                              	
                                  Beschluss des Kreiskirchenrates 

                                 
                                    
                                       	
                                           zur Strukturveränderung

                                       

                                       	
                                           zum Namen

                                       

                                       	
                                           zur zahlenmäßigen Zusammensetzung des neu zu bildenden Gemeindekirchenrates

                                       

                                    

                                 

                              

                              	
                                  schriftliches Votum des Regionalbischofs

                              

                              	
                                  eventuell schriftliches Votum der Visitationskommission

                              

                              	
                                  Protokoll der Gemeindeversammlung  in den Fällen des § 1 Absatz 3 bis 5 Kirchengemeindestrukturgesetz
                                 

                              

                              	
                                  Vereinbarungen der Kirchengemeinden zum Zusammenschluss

                              

                              	
                                  Beschluss der Kreissynode (wenn kein Einvernehmen hergestellt wurde) - muss gegebenenfalls unverzüglich nachgereicht werden.

                              

                           

                        

                        	
                            Mitteilung der beabsichtigten Strukturveränderung an das Kreiskirchenamt.

                        

                        	
                            Genehmigung durch das Landeskirchenamt und Erstellung einer Urkunde bis Jahresende.

                        

                     

                  

               

            

         

      

      

      1
            Diese Verordnung tritt gemäß Artikel 2 zum 1. Januar 2018 in Kraft.

         

      

      2
            Der 1. Januar ist Beginn des Haushaltsjahres. Daraus ergeben sich eine Reihe von Anforderungen aus dem Bereich des Finanzwesens,
               die den 1. Januar zu einem besonders günstigen Termin machen. Auch für das Meldewesen ist dieser Termin besonders günstig.
            

         

      

   
      

      
         Verordnung zur Förderung von Regionalarbeit

      

      
         Vom 3. Juni 1994

      

      
         (ABl. EKKPS S. 72)

      

      Aufgrund von Artikel 80 Absatz 1 Ziffer 7 Grundordnung erlässt die Kirchenleitung folgende Verordnung:

       1 Die Bedingungen des kirchlichen Dienstes machen die verstärkte Zusammenarbeit von Kirchengemeinden erforderlich, um einen
         wirksamen Einsatz von Kräften und Mitteln zu ermöglichen.  2 Bereits die Grundordnung fordert in Artikel 22 Absatz 3 und Artikel 48 Absatz 1 das Zusammenwirken von Kirchengemeinden in
         Regionen.  3 Zur Beförderung dieser notwendigen Zielstellung hat die Kirchenleitung die nachstehende Verordnung erlassen.  4 Sie ist sich darüber im klaren, dass damit die Bemühungen um angemessene strukturelle Veränderungen bei der Intensivierung
         der Zusammenarbeit von Kirchengemeinden nicht abgeschlossen sein können, sondern dieses Bemühen weitergehen muss.
      

      
                     § 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Kreiskirchenrat fasst nach Anhörung der Gemeindekirchenräte die Kirchengemeinden von zwei bis fünf Pfarrsprengeln zu einer
                     Region zusammen.  2 Durch die Zusammenfassung von Kirchengemeinden zu einer Region muss gewährleistet sein, dass im Bereich der Region mehrere
                     Mitarbeiter im Pfarrdienst und mindestens ein Mitarbeiter in einem anderen Verkündigungsdienst tätig sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kirchengemeinden einer Region bilden eine Arbeitsgemeinschaft zur Förderung und Koordinierung gemeinsam wahrzunehmender
                     Aufgaben der Gemeinden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Arbeitsgemeinschaft der Region wird von einem Beirat geleitet.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Beirat hat folgende Aufgaben:
                     
                        	
                           die Planung und Durchführung von übergemeindlichen Veranstaltungen,

                        

                        	
                           die Festlegung und Durchführung von Aufgaben, die gemeinsam auf der Ebene der Region wahrgenommen werden sollen (z. B. Arbeit
                              mit Kindern, Konfirmanden oder Jugendlichen, Erwachsenenunterricht, Gesprächskreise),
                           

                        

                        	
                           Vorschlagsrecht gegenüber den Gemeindekirchenräten der Region und gegenüber dem Kreiskirchenrat für Festlegungen über die
                              zeitliche Abfolge der Gottesdienste gemäß Artikel 32 Absatz 4 Nr. 1 Grundordnung,
                           

                        

                        	
                           Vorschlagsrecht gegenüber dem Kreiskirchenrat für den Einsatz von Mitarbeitern im Verkündigungsdienst,

                        

                        	
                           die Abstimmung über besondere Arbeitsvorhaben der Kirchengemeinden der Region.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 In Aufnahme und Zusammenfassung von Aufgaben gemäß Absatz 1 erstellt der Beirat für die in der Region wahrzunehmenden Aufgaben
                     des Verkündigungsdienstes eine Arbeitsbeschreibung, die der Bestätigung durch die Gemeindekirchenräte der Region bedarf.  2 Die Arbeitsbeschreibung ist an sich verändernde Bedingungen anzupassen.  3 Die Arbeitsbeschreibung ist vom Kreiskirchenrat bei seinen Entscheidungen für den Einsatz von Mitarbeitern im Verkündigungsdienst
                     in der Region und für die Erstellung von Dienstanweisungen zu berücksichtigen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Beirat soll die Vereinigung von Kirchengemeinden und den Zusammenschluss zu Kirchspielen in der Region befördern.  2 Er kann dem Kreiskirchenrat für entsprechende Entscheidungen Vorschläge unterbreiten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Beirat soll auch bedenken, wie die Voraussetzungen für die Durchführung des Dienstes in den Kirchengemeinden der Region,
                     insbesondere die baulichen und räumlichen Voraussetzungen, gesichert werden können.  2 Dabei soll auf eine erforderliche Konzentration der Mittel geachtet werden.  3 Den Gemeindekirchenräten und dem Kreiskirchenrat sollen Anregungen für Entscheidungen gegeben werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Festlegungen des Beirats gemäß Absatz 1 sind für die Kirchengemeinden der Region verbindlich, soweit sie gemäß Abs. 2
                     Satz 1 bestätigt und nicht ausdrücklich als Vorschlag bezeichnet sind.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Soweit nicht nach Absatz 1 der Arbeitsgemeinschaft Aufgaben übertragen sind, bleibt die Verantwortung der Gemeindekirchenräte
                     unberührt.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dem Beirat gehören an:
                     
                        	
                           die in den Kirchengemeinden der Region angestellten oder beauftragten hauptamtlichen Mitarbeiter im Verkündigungsdienst,

                        

                        	
                           die von den Gemeindekirchenräten für die Dauer ihrer Amtszeit in der vom Kreiskirchenrat bestimmten Anzahl aus dem Kreise
                              ihrer ordentlichen oder stellvertretenden Mitglieder Gewählten.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Beirat kann Gemeindeglieder, die ehrenamtlich oder nebenamtlich in den Kirchengemeinden der Region tätig sind, als Mitglieder
                     des Beirates für die Dauer der Amtszeit der Gemeindekirchenräte hinzuberufen.  2 Die Zahl der hinzuberufenen Mitglieder darf ein Viertel der Mitglieder gemäß Absatz 1 nicht überschreiten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Zahl der Mitarbeiter im Beirat darf die Hälfte aller seiner Mitglieder nicht erreichen.  2 Ein von einem Gemeindekirchenrat gewähltes Mitglied scheidet aus dem Beirat aus, wenn es aus dem entsendenden Gemeindekirchenrat
                     ausscheidet.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Beirat wählt einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden.  2 Einer muss Ältester, einer Mitarbeiter sein.  3 Für die Geschäftsführung des Beirates finden die Bestimmungen der §§ 20 und 21 des Kirchengesetzes über die Bildung und Geschäftsführung des Gemeindekirchenrates entsprechend Anwendung.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Kirchengemeinden haben sich anteilig an den erforderlichen Sachkosten zu beteiligen.  2 Der Beirat ist gegenüber den Kirchengemeinden für die ordnungsgemäße Verwendung der Mittel rechenschaftspflichtig.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Die Mitglieder des Beirates haben über dessen Tätigkeit dem Gemeindekirchenrat, dem sie angehören, regelmäßig zu berichten.
                      2 Der Beirat lässt sich regelmäßig über die Beschlüsse der Gemeindekirchenräte in der Region berichten.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im Verkündigungsdienst, die im Bereich der Region tätig sind, sind zur Zusammenarbeit
                     verpflichtet.  2 Der Kreiskirchenrat überträgt den Pfarrern und Pfarrerinnen auf Vorschlag des Beirates der Region unter Beachtung der entsprechenden
                     dienstrechtlichen Bestimmungen übergemeindliche Aufgaben, die auf den Bereich der Region bezogen sind.  3 Die Aufgaben der Pfarrer und Pfarrerinnen sind durch Dienstanweisungen nach Maßgabe der dienstrechtlichen Bestimmungen zu
                     regeln.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die in der Region tätigen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im Verkündigungsdienst kommen regelmäßig zu Dienstbesprechungen
                     zusammen.  2 Die Teilnahme an den entsprechenden Mitarbeiterkonventen wird davon nicht berührt.
                  

               

               
                     § 5

                  

                  Für die Veränderung von Regionen findet § 1 Absatz 1 entsprechend Anwendung mit der Maßgabe, dass auch die jeweiligen Beiräte
                     der Regionen anzuhören sind.
                  

               

               
                     § 6

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Konsistorium erlässt zu dieser Verordnung Durchführungsbestimmungen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1994 in Kraft.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Kirchengesetz über kirchliche Zweckvereinbarungen
und kirchliche Zweckverbände
(Kirchliches Zweckverbandsgesetz –
KZVG)
         

      

      
         Vom 16. November 2008

      

      
         (ABl. S. 305)
         

      

      Die Föderationssynode der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 7 Abs. 2 Nr. 8 der Vorläufigen Ordnung der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland mit Zustimmung der Synode
         der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und der Landessynode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen
         das folgende Kirchengesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:
      

      
         Inhaltsübersicht

      

      
         
            
               	
                  
                     Abschnitt I Allgemeine Vorschriften

                  

               
            

            
               	§ 1
               	Grundsatz
            

            
               	
                  
                     Abschnitt II Kirchliche Zweckvereinbarungen

                  

               
            

            
               	§ 2
               	Kirchliche Zweckvereinbarungen
            

            
               	§ 3
               	Inhalt der Zweckvereinbarung
            

            
               	§ 4
               	Genehmigung, Bekanntmachung
            

            
               	§ 5
               	Ausscheiden eines Vertragspartners und Aufhebung der Zweckvereinbarung
            

            
               	
                  
                     Abschnitt III Kirchliche Zweckverbände

                  

               
            

            
               	§ 6
               	Kirchliche Zweckverbände
            

            
               	§ 7
               	Verbandssatzung
            

            
               	§ 8
               	Organe des Zweckverbands
            

            
               	§ 9
               	Verbandsversammlung
            

            
               	§ 10
               	Aufgaben der Verbandsversammlung
            

            
               	§ 11
               	Verbandsvorstand
            

            
               	§ 12
               	Aufgaben des Verbandsvorstands
            

            
               	§ 13
               	Geschäfte der laufenden Verwaltung
            

            
               	§ 14
               	Ausscheiden eines Mitglieds und Auflösung des Zweckverbands
            

            
               	§ 15
               	Besondere Mehrheiten und Zustimmungserfordernisse
            

            
               	§ 16
               	Anwendung landeskirchlichen Rechts
            

            
               	§ 17
               	Besondere Bestimmungen für Kreiskirchenämter
            

            
               	§ 18
               	Aus- und Durchführungsbestimmungen
            

         
      

      

      

      
            Abschnitt I
Allgemeine Vorschriften
            

         

         
                     § 1
Grundsatz
                     

                  

                  Kirchengemeinden, Kirchengemeindeverbände und Kirchenkreise können zur gemeinsamen Wahrnehmung ihnen obliegender hoheitlicher
                     oder anderer Aufgaben sowie zur Unterhaltung gemeinsamer Einrichtungen nach den Vorschriften dieses Gesetzes kirchliche Zweckvereinbarungen
                     schließen und kirchliche Zweckverbände bilden.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt II
Kirchliche Zweckvereinbarungen
            

         

         
                     § 2
Kirchliche Zweckvereinbarungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchengemeinden, Kirchengemeindeverbände und Kirchenkreise können durch öffentlich-rechtlichen Vertrag eine kirchliche Zweckvereinbarung
                     schließen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Auf Grundlage einer kirchlichen Zweckvereinbarung können die Vertragspartner einem Beteiligten einzelne oder alle mit einem
                     bestimmten Zweck zusammenhängenden Aufgaben übertragen.  2 Ein Beteiligter kann dabei gestatten, dass die anderen Vertragspartner eine von ihm betriebene Einrichtung nutzen oder dass
                     seine Mitarbeiter auch für die anderen Vertragspartner Leistungen erbringen können.  3 Soweit Aufgaben auf einen Beteiligten übertragen sind, werden die anderen Vertragspartner von ihrer Pflicht zur Aufgabenerfüllung
                     im Innenverhältnis freigestellt.  4 Die Verpflichtungen gegenüber Dritten bleiben unberührt.
                  

               

               
                     § 3
Inhalt der Zweckvereinbarung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 In der Zweckvereinbarung müssen die Aufgaben benannt werden, die einem Beteiligten übertragen werden.  2 Den anderen Vertragspartnern soll das Recht auf Mitwirkung oder Zustimmung in bestimmten Angelegenheiten eingeräumt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Erfüllung der übertragenen Aufgaben soll ein angemessener, die Aufwendungen deckender Kostenersatz vorgesehen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        In der Zweckvereinbarung sind darüber hinaus Regelungen zur Haftung und Gewährleistung, zum Beitritt weiterer Vertragspartner
                     sowie zur finanziellen Auseinandersetzung im Fall des Ausscheidens eines Vertragspartners oder der Aufhebung der Zweckvereinbarung
                     zu treffen.
                  

               

               
                     § 4
Genehmigung, Bekanntmachung
                     

                  

                   1 Die kirchliche Zweckvereinbarung bedarf der kirchenaufsichtlichen Genehmigung durch das Landeskirchenamt.  2 Sie ist mit dem Genehmigungsvermerk im kirchlichen Amtsblatt bekannt zu machen.
                  

               

               
                     § 5
Ausscheiden eines Vertragspartners und Aufhebung der Zweckvereinbarung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Jeder Vertragspartner kann die Zweckvereinbarung mit einer Frist von drei Jahren zum Jahresende kündigen.  2 Die Kündigung ist gegenüber allen Vertragspartnern schriftlich zu erklären.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Besteht für die Kündigung ein wichtiger Grund, kann die Kündigungsfrist mit Genehmigung des Landeskirchenamtes verkürzt werden.
                      2 Ein wichtiger Grund ist insbesondere dann gegeben, wenn aufgrund von Strukturveränderungen ein Festhalten an der Zweckvereinbarung
                     nicht möglich oder nicht zumutbar ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Kündigung eines Vertragspartners führt nicht zur Aufhebung der Zweckvereinbarung, es sei denn, dass die verbleibenden
                     Vertragspartner die Aufhebung beschließen oder dass die Kündigung von dem Beteiligten ausgesprochen wird, der die Wahrnehmung
                     der Aufgaben für die anderen Vertragspartner übernommen hat.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Im Übrigen können die Vertragspartner einvernehmlich die Aufhebung der Zweckvereinbarung beschließen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Kündigung und die Aufhebung der Zweckvereinbarung bedürfen der Genehmigung des Landeskirchenamtes.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt III
Kirchliche Zweckverbände
            

         

         
                     § 6
Kirchliche Zweckverbände
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Kirchengemeinden, Kirchengemeindeverbände und Kirchenkreise können sich zu einem kirchlichen Zweckverband als kirchliche Körperschaft
                     des öffentlichen Rechts zusammenschließen.  2 Über die Beteiligung eines Kirchenkreises beschließt die jeweilige Kreissynode.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Name des Zweckverbands soll auf seine Zweckbestimmung hinweisen.
                  

               

               
                     § 7
Verbandssatzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Rechtsverhältnisse des Zweckverbands werden durch eine von den Beteiligten zu vereinbarende Verbandssatzung geregelt.
                      2 § 6 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Verbandssatzung muss mindestens enthalten:
                     
                        	
                           den Namen und den Sitz des Zweckverbands,

                        

                        	
                           die Namen der Verbandsmitglieder,

                        

                        	
                           die Aufgaben des Zweckverbands,

                        

                        	
                           Bestimmungen über die Zusammensetzung und die Aufgaben der Organe,

                        

                        	
                           das einzubringende Vermögen und die finanzielle Beteiligung der Mitglieder am Zweckverband,

                        

                        	
                           den Maßstab, nach dem die Verbandsmitglieder zur Deckung des Finanzbedarfs des Zweckverbands beizutragen haben (Umlageschlüssel),

                        

                        	
                           Regelungen über die Möglichkeit des Beitritts weiterer Mitglieder,

                        

                        	
                           Regelungen für den Fall des Ausscheidens eines Mitglieds und die Auflösung des Zweckverbands, insbesondere in Bezug auf die
                              Vermögensauseinandersetzung und die Arbeitsverhältnisse.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Verbandssatzung bedarf der kirchenaufsichtlichen Genehmigung durch das Landeskirchenamt.  2 Sie ist mit dem Genehmigungsvermerk im kirchlichen Amtsblatt bekannt zu machen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Zweckverband entsteht mit der Bekanntmachung der Satzung, sofern in der Satzung nicht ein späterer Zeitpunkt bestimmt
                     ist.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Für Änderung der Verbandssatzung gelten die Absätze 3 und 4 entsprechend.
                  

               

               
                     § 8
Organe des Zweckverbands
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Organe des Zweckverbands sind die Verbandsversammlung und der Verbandsvorstand.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Verbandssatzung kann bestimmen, dass bei einem Zweckverband mit nicht mehr als fünf Mitgliedern nur ein Verbandsvorstand
                     gebildet wird, der zugleich die Rechte der Verbandsversammlung wahrnimmt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Amtsperioden der Verbandsversammlung und des Verbandsvorstands entsprechen den Amtsperioden der Gemeindekirchenräte und
                     Kreissynoden.  2 Die Verbandsversammlung und der Verbandsvorstand bleiben jeweils bis zur Konstituierung der neuen Organe im Amt.
                  

               

               
                     § 9
Verbandsversammlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Verbandsversammlung gehören die von den Vertretungsorganen der Verbandsmitglieder bestimmten Personen an.  2 Die Zahl der jeweils zu entsendenden Mitglieder wird durch die Verbandssatzung bestimmt, jedoch muss jedes Verbandsmitglied
                     mit mindestens einer Person in der Verbandsversammlung vertreten sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Mitglieder der Verbandsversammlung ist jeweils ein Stellvertreter zu bestimmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Verbandsversammlung wählt auf ihrer ersten Sitzung aus dem Kreis ihrer ordentlichen Mitglieder einen Vorsitzenden sowie
                     einen stellvertretenden Vorsitzenden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Verbandsversammlung wird von dem Vorsitzenden jährlich mindestens einmal zu einer ordentlichen Sitzung einberufen.  2 Die Voraussetzungen für die Einberufung außerordentlicher Sitzungen werden in der Verbandssatzung geregelt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Im Übrigen finden für die Verbandsversammlung die Bestimmungen über die Arbeitsweise der Gemeindekirchenräte entsprechende
                     Anwendung.
                  

               

               
                     § 10
Aufgaben der Verbandsversammlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Im Rahmen der dem Zweckverband satzungsmäßig übertragenen Aufgaben obliegt der Verbandsversammlung insbesondere,
                     
                        	
                           den Haushalts- und Stellenplan des Verbands zu beschließen,

                        

                        	
                           die Jahresrechnung abzunehmen und den Verbandsvorstand zu entlasten,

                        

                        	
                           die allgemeine Aufsicht über den Verbandsvorstand zu führen,

                        

                        	
                           über die Aufnahme neuer Mitglieder zu entscheiden,

                        

                        	
                           über Änderungen der Satzung zu beschließen,

                        

                        	
                           über die Auflösung des Zweckverbands zu beschließen.

                        

                     

                  

                   2 Beschlüsse nach den Nummern 4 bis 6 bedürfen der Mehrheit der satzungsmäßigen Mitglieder der Verbandsversammlung.  3 § 15 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Durch die Verbandssatzung können der Verbandsversammlung weitere Aufgaben übertragen werden.
                  

               

               
                     § 11
Verbandsvorstand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Zahl der Mitglieder und die Zusammensetzung des Verbandsvorstands werden durch die Verbandssatzung geregelt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Mitglieder des Verbandsvorstands sollen aus der Mitte der Verbandsversammlung gewählt werden.  2 Die Verbandssatzung kann anderes bestimmen; insbesondere kann die Hinzuberufung von sachkundigen Personen vorgesehen werden.
                      3 Bestimmt die Verbandssatzung gemäß § 8 Abs. 2, dass nur ein Verbandsvorstand gebildet wird, muss jedes Verbandsmitglied mindestens eine Person in den Verbandsvorstand
                     entsenden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Verbandsvorstand wählt auf seiner ersten Sitzung aus dem Kreis seiner ordentlichen Mitglieder einen Vorsitzenden sowie
                     einen stellvertretenden Vorsitzenden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Verbandsvorstand ist durch seinen Vorsitzenden nach Bedarf, mindestens jedoch vierteljährlich, zu Sitzungen einzuberufen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Im Übrigen finden für den Verbandsvorstand die Bestimmungen über die Arbeitsweise der Gemeindekirchenräte entsprechende Anwendung.
                  

               

               
                     § 12
Aufgaben des Verbandsvorstands
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Verbandsvorstand vertritt den Zweckverband gerichtlich und außergerichtlich, soweit die rechtliche Vertretung nicht gemäß
                     § 13 Abs. 4 Satz 2 dem Geschäftsführer übertragen wird.  2 Im Übrigen ist er für alle Angelegenheiten des Zweckverbands zuständig, für die nicht die Zuständigkeit der Verbandsversammlung
                     begründet ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Dem Verbandsvorstand obliegt insbesondere,
                     
                        	
                           die Aufgaben und Ziele des Verbands im Rahmen seiner Zweckbestimmung zu planen,

                        

                        	
                           für die laufende Verwaltung einen Geschäftsführer anzustellen oder zu beauftragen,

                        

                        	
                           die Verwaltung der finanziellen Mittel und des Vermögens des Zweckverbands sowie die weitere Tätigkeit des Geschäftsführers
                              zu beaufsichtigen,
                           

                        

                        	
                           die Entscheidungen der Verbandsversammlung vorzubereiten.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Urkunden über Rechtsgeschäfte im Zuständigkeitsbereich des Verbandsvorstands, die den Zweckverband Dritten gegenüber verpflichten,
                     und Vollmachten sind namens des Zweckverbands von dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter sowie dem Geschäftsführer zu
                     unterschreiben und mit dem Siegel des Zweckverbands zu versehen.
                  

               

               
                     § 13
Geschäfte der laufenden Verwaltung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die laufende Verwaltung und Geschäftsführung des Zweckverbands obliegt einem Geschäftsführer, der vom Verbandsvorstand haupt-
                     oder nebenamtlich angestellt oder aus dem Kreis der Mitglieder des Vorstands auf ehrenamtlicher Grundlage beauftragt werden
                     kann.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Geschäftsführer gibt dem Vorstand auf jeder seiner Sitzung einen Rechenschaftsbericht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Dem Geschäftsführer obliegt insbesondere,
                     
                        	
                           die Aufgaben des Zweckverbands nach den Weisungen des Vorstands ordnungsgemäß zu erfüllen,

                        

                        	
                           die finanziellen Mittel und das Vermögen des Zweckverbands zu verwalten,

                        

                        	
                           den Haushaltsplan und die Jahresrechnung aufzustellen,

                        

                        	
                           die Mitarbeiter des Zweckverbands einzustellen und die Dienstaufsicht über sie zu führen,

                        

                        	
                           Pacht- und Mietverträge mit Genehmigung des Verbandsvorstands abzuschließen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Verbandsvorstand kann dem Geschäftsführer für die selbstständige Wahrnehmung einzelner oder bestimmter Arten von Geschäften
                     Vollmacht erteilen.  2 Besteht für den Zweckverband gemäß § 8 Abs. 2 nur ein Verbandsvorstand, der zugleich die Aufgaben der Verbandsversammlung wahrnimmt, so kann dem Geschäftsführer
                     gemäß § 12 Abs. 1 Satz 1 durch die Satzung die rechtliche Vertretung des Zweckverbands übertragen werden.
                  

               

               
                     § 14
Ausscheiden eines Mitglieds und Auflösung des Zweckverbands
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Ausscheiden eines Mitglieds aus dem Zweckverband kann mit einer Frist von drei Jahren zum Jahresende erklärt werden.  2 § 5 Abs. 2 gilt entsprechend.  3 Die Erklärung erfolgt gegenüber Verbandsvorstand und Mitgliederversammlung und bedarf der Schriftform.  4 Scheidet ein Mitglied aus dem Zweckverband aus, beschließen die übrigen Mitglieder über die Fortführung oder Auflösung des
                     Zweckverbands.  5 Bis zur Beschlussfassung gilt der Zweckverband als fortbestehend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Übrigen können die Mitglieder einvernehmlich den Zweckverband auflösen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Auflösung des Zweckverbands bedarf der übereinstimmenden Beschlüsse von Verbandsversammlung und Verbandsvorstand, die
                     jeweils mit den Stimmen der Mehrheit von mindestens drei Viertel der satzungsmäßigen Mitglieder dieser Organe zu fassen sind.
                      2 Bei einem Beschluss nach Absatz 1 Satz 4 gelten die Vertreter des ausscheidenden Mitglieds nicht als satzungsmäßige Mitglieder
                     von Verbandsversammlung und Verbandsvorstand.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Ausscheiden eines Mitglieds und die Beschlüsse nach den Absätzen 1 bis 3 bedürfen der Genehmigung des Landeskirchenamtes.
                  

               

               
                     § 15
Besondere Mehrheiten und Zustimmungserfordernisse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Satzung kann für Beschlüsse über Änderungen der Verbandssatzung, die Aufnahme neuer Mitglieder, das Ausscheiden eines
                     Mitglieds und die Auflösung des Zweckverbands größere Mehrheiten oder die Notwendigkeit der Zustimmung bestimmter oder aller
                     Verbandsmitglieder vorschreiben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ist die Zustimmung eines Verbandsmitglieds erforderlich, so ist für den Kirchenkreis im Fall des Absatzes 1 außerdem zu bestimmen,
                     in welchen Fällen die Kreissynode oder der Kreiskirchenrat für den Kirchenkreis zu handeln berechtigt ist.
                  

               

               
                     § 16
Anwendung landeskirchlichen Rechts
                     

                  

                   1 Im Übrigen gelten für die von Kirchengemeinden oder Kirchengemeindeverbänden gebildeten Zweckverbände die für Kirchengemeinden
                     erlassenen Bestimmungen entsprechend oder sinngemäß.  2 Gleiches gilt für die von Kirchenkreisen gebildeten Zweckverbände hinsichtlich der für Kirchenkreise erlassenen Bestimmungen.
                  

               

               
                     § 17
Besondere Bestimmungen für Kreiskirchenämter
                     

                  

                  Besondere Bestimmungen für Zweckverbände zur Unterhaltung gemeinsamer Kreiskirchenämter nach dem Kirchengesetz über die Kreiskirchenämter
                     (Kreiskirchenamtsgesetz) bleiben unberührt.
                  

               

               
                     § 18
Aus- und Durchführungsbestimmungen
                     

                  

                  Die zur Aus- und Durchführung dieses Kirchengesetzes erforderlichen Bestimmungen erlässt der Landeskirchenrat.

               

            

         

      

      

   
      

      
         Kirchengesetz über die Errichtung und Besetzung von Pfarrstellen in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Pfarrstellengesetz
            – PfStG)
         

      

      
         in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2017
(ABl. S. 2)
         

      

      

      Die Landessynode der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 55 Absatz 2 Nummer 2, Artikel 80 Absatz 1 Nummer 5 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Kirchenverfassung EKM – KVerfEKM) vom 5. Juli 2008 (ABl. S. 183) das folgende Kirchengesetz beschlossen:
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            Abschnitt 1: 
Allgemeine Bestimmungen
            

         

         
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dieses Kirchengesetz regelt die Errichtung und die Besetzung von
                  

                  
                     
                        	
                            Pfarrstellen mit gemeindlichem Auftrag (Gemeindepfarrstellen), 

                        

                        	
                            Pfarrstellen mit allgemeinem kirchlichen Auftrag auf der Ebene des Kirchenkreises (Kreispfarrstellen),

                        

                        	
                            Pfarrstellen für Leitungsaufgaben auf der Ebene der Kirchenkreise (Superintendentenstellen),

                        

                        	
                            Pfarrstellen mit allgemeinem kirchlichen Auftrag auf der Ebene der Landeskirche (landeskirchliche Pfarrstellen).

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Unberührt bleiben die kirchengesetzlichen Bestimmungen über die Wahl des Landesbischofs und der Regionalbischöfe.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Dieses Gesetz gilt entsprechend für Stellen für ordinierte Gemeindepädagogen soweit aufgrund eines Kirchengesetzes nichts
                     anderes geregelt ist. 
                  

               

            

         

      

      
            

         

         
                     § 2 
Errichtung, Veränderung und Aufhebung von Stellen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Grundlage für die Errichtung, Veränderung und Aufhebung von Stellen im Sinne von § 1 Absatz 1 sind die nach der kirchlichen Ordnung beschlossenen Stellenpläne.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Pfarrstellen gemäß § 1 Absatz 1 werden in der Regel für einen uneingeschränkten Dienstauftrag errichtet.  2 Sie können auch Teildienst im Rahmen eines Auftrages von 50 oder 75 vom Hundert eines vollen Dienstauftrages vorsehen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Pfarrstellen werden unbefristet errichtet; Kreispfarrstellen und landeskirchliche Pfarrstellen können auch befristet errichtet
                     werden.  2 Wird eine Kreispfarrstelle oder eine landeskirchliche Pfarrstelle befristet errichtet, so soll die Frist zwölf Jahre nicht
                     überschreiten und drei Jahre nicht unterschreiten.  3 Kreispfarrstellen für Sonderseelsorge sollen einen Zeitraum von sechs Jahren nicht unterschreiten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Über die Errichtung, Veränderung und die Aufhebung einer Gemeindepfarrstelle beschließt die Kreissynode nach Anhörung der
                     beteiligten Gemeindekirchenräte durch den Superintendenten oder dessen Stellvertreter und Vertreter des Stellenplanausschusses
                     der Kreissynode.  2 Dabei wird zugleich der räumliche Bereich der Pfarrstelle bestimmt.  3 Den Dienstsitz des Inhabers der Pfarrstelle legt der Kreiskirchenrat fest.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                          1 Über die Errichtung, Veränderung und Aufhebung sowie die Verlängerung von Kreispfarrstellen beschließt die Kreissynode auf
                     Antrag des Kreiskirchenrates.  2 Der Dienstsitz wird vom Kreiskirchenrat festgelegt.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                          1 Über die Errichtung, Veränderung und Aufhebung von Superintendentenstellen beschließt die Kreissynode.  2 Der Dienstsitz des Superintendenten wird vom Kreiskirchenrat festgelegt.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Eine durch die Kreissynode neu errichtete Stelle ist zu besetzen.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                          1 Die Beschlüsse der Kreissynode und des Kreiskirchenrates gemäß Absatz 4 bis 6 bedürfen der Genehmigung des Landeskirchenamtes.
                      2 Gegen die Entscheidungen der Kreissynode und des Kreiskirchenrates kann der Gemeindekirchenrat innerhalb eines Monats nach
                     Bekanntgabe der Entscheidung Widerspruch erheben.  3 Über den Widerspruch entscheidet das Kollegium des Landeskirchenamtes abschließend.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         Über die Errichtung, Veränderung und Aufhebung landeskirchlicher Pfarrstellen entscheidet auf Antrag des Landeskirchenamtes
                     die Landessynode. 
                  

               

            

         

         
                     § 3
Kosten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die mit der Vorstellung und der Amtseinführung verbundenen Reisekosten des Bewerbers, soweit diese nicht von Dritten zu tragen
                     sind, trägt
                  

                  
                     
                        	
                            bei der Besetzung von Gemeindepfarrstellen und von Kreispfarrstellen der Kirchenkreis,

                        

                        	
                            bei der Besetzung von landeskirchlichen Stellen die Landeskirche.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Erstattung der Umzugskosten richtet sich nach dem jeweils geltenden Umzugskostenrecht.
                  

               

               
                     § 4
Bewerbungsberechtigter Personenkreis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Bewerbungsberechtigt sind Pfarrer und ordinierte Gemeindepädagogen im Dienst der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                     nach Maßgabe jeweiligen berufsspezifischen Schwerpunktsetzung, der dafür notwendigen Ausbildungsvoraussetzungen und der fachlichen
                     Eignung.  2 Vereinbarungen mit anderen Landeskirchen über die Bildung eines gemeinsamen Bewerbungsraumes bleiben unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Um eine Pfarrstelle können sich Pfarrer und ordinierte Gemeindepädagogen bewerben, denen von der Evangelischen Kirche in
                     Mitteldeutschland die Anstellungsfähigkeit für den Pfarrdienst oder den ordinierten gemeindepädagogischen Dienst zuerkannt
                     wurde oder die sich im Entsendungsdienst befinden und für die die Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit zu erwarten ist. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Pfarrer und ordinierte Gemeindepädagogen, die bereits im Dienst in einer Pfarrstelle der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                     nach § 1 Absatz 1 oder Absatz 2 stehen, müssen ihren Dienst mindestens fünf Jahre in der bisherigen Pfarrstelle versehen haben; der
                     Entsendungsdienst wird auf die Frist angerechnet.  2 Bei Vorliegen wichtiger Gründe kann das Landeskirchenamt Ausnahmen von der Frist zulassen.  3 Der Superintendent ist zuvor zu hören, bei einer Gemeindepfarrstelle ebenso der Gemeindekirchenrat der bisherigen Kirchengemeinde.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Pfarrer und ordinierte Gemeindepädagogen aus anderen Landeskirchen können sich bewerben, wenn 
                  

                  
                     
                        	
                            die Pfarrstelle EKD-weit ausgeschrieben wurde,

                        

                        	
                            ihnen die Anstellungsfähigkeit von einer Gliedkirche der EKD zuerkannt worden ist und

                        

                        	
                            ihre Bewerbung vom Landeskirchenamt zugelassen wurde. 

                        

                     

                  

                   2 PAuf die Zulassung zur Bewerbung besteht kein Rechtsanspruch. Das Landeskirchenamt kann diesen Pfarrern auch ein befristetes
                     Bewerbungsrecht auf alle oder bestimmte Pfarrstellen der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland einräumen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                          1 Bewerbungsberechtigte Personen, insbesondere wenn sie miteinander in einer Ehe oder eingetragenen Lebenspartnerschaft verbunden
                     sind, können sich, wenn sie mit der Beschäftigung im eingeschränkten Dienst mit jeweils halbem Dienstauftrag einverstanden
                     sind, gemeinsam um eine Pfarrstelle bewerben oder gemeinsam vom Landeskirchenamt für die Übertragung einer Pfarrstelle in
                     Aussicht genommen werden.  2 Ist die Pfarrstelle bereits mit einem der Ehe- oder Lebenspartner besetzt, können beide einen Antrag auf gemeinsame Übertragung
                     der Pfarrstelle stellen.  3 Die Bestimmungen dieses Kirchengesetzes finden entsprechende Anwendung.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 2: 
Besetzung von Gemeindepfarrstellen
            

         

         
               Unterabschnitt 1: 
Gemeinsame Bestimmungen
               

            

            
                     § 5
Übertragung, Besetzungsrecht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Gemeindepfarrstellen werden unbefristet übertragen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Besetzung freier Gemeindepfarrstellen erfolgt im alternierenden Verfahren abwechselnd durch die Kirchengemeinde unter
                     Bestätigung durch das Landeskirchenamt und durch das Landeskirchenamt im Benehmen mit dem Gemeindekirchenrat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Besetzungsrecht liegt bei der Kirchengemeinde, wenn
                  

                  
                     
                        	
                            eine Gemeindepfarrstelle neu errichtet wurde,

                        

                        	
                            eine Gemeindepfarrstelle nach dem Entsendungsdienst wieder übertragen werden soll.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Das Besetzungsrecht liegt beim Landeskirchenamt, wenn das Besetzungsrecht zwar bei der Kirchengemeinde liegt, aber
                  

                  
                     
                        	
                            auch nach zweimaliger Ausschreibung eine Wahl nicht zustande gekommen oder ergebnislos geblieben ist oder

                        

                        	
                            das Landeskirchenamt auch die zweite und dritte Wahl nicht bestätigt hat (§ 15 Satz 3).
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                          1 Ein gegenseitiger Verzicht auf das Besetzungsrecht ist möglich.  2 Der Verzicht hat keine Änderung des nachfolgenden Besetzungsrechts zur Folge.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         In welchem Besetzungsfall sich eine vakante Pfarrstelle befindet, bestimmt sich nach dem beim Landeskirchenamt geführten
                     amtlichen Register.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Die Erteilung eines stellengebundenen Auftrags und die Entsendung in eine Gemeindepfarrstelle haben keinen Einfluss auf den
                     Besetzungsfall.
                  

               

               
                     § 6
Einleitung des Besetzungsverfahrens
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Eine frei gewordene Gemeindepfarrstelle kann nur wiederbesetzt oder für den Entsendungsdienst vorgesehen werden, wenn sie
                     auf Antrag des Gemeindekirchenrates vom Kreiskirchenrat freigegeben worden ist. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Eine zur Besetzung freigegebene Stelle, die nach zweimaliger Ausschreibung nicht besetzt wurde, kann das Landeskirchenamt
                     mit Zustimmung des Gemeindekirchenrates und des Kreiskirchenrates als Stelle für einen Pfarrer oder eine Pfarrerin im Probedienst
                     vorsehen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Gemeindekirchenrat tritt unter der Leitung des Superintendenten zur Beratung und Feststellung des Ausschreibungstextes
                     zusammen.  2 Im Rahmen der Feststellung des Ausschreibungstextes ist auch über die inhaltliche Schwerpunktsetzung der Stelle und den bewerbungsberechtigten
                     Personenkreis nach § 4 Absatz 1 zu entscheiden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Superintendent leitet den Beschluss über die Freigabe mit dem Antrag des Gemeindekirchenrates an das Landeskirchenamt
                     weiter und informiert den Regionalbischof.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Das Landeskirchenamt stellt den Besetzungsfall (§ 5) fest und veranlasst die Ausschreibung der Stelle. 
                  

               

               
                     § 7
Ausschreibung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zur Besetzung freigegebene Gemeindepfarrstellen werden zunächst ausschließlich im Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                     unter Angabe des bewerbungsberechtigten Personenkreises (§ 4) ausgeschrieben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ist eine Ausschreibung nach Absatz 1 ergebnislos geblieben oder ist aufgrund des besonderen Stellenprofils zu erwarten, dass
                     im Bereich der EKM nicht ausreichend geeignete Bewerber zur Verfügung stehen, kann das Kollegium des Landeskirchenamtes die
                     EKD-weite Ausschreibung beschließen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Abweichend von Absatz 1 kann von einer Ausschreibung abgesehen werden
                  

                  
                     
                        	
                           durch das Landeskirchenamt, wenn es das Besetzungsrecht hat,

                        

                        	
                           durch die Kirchengemeinde, wenn beim Besetzungsrecht der Kirchengemeinde der Gemeindekirchenrat auf eine Ausschreibung verzichtet,
                              insbesondere bei einer Wiederbesetzung nach dem Entsendungsdienst.  2 Der Beschluss bedarf der Stimmen von mindestens zwei Dritteln der anwesenden, mindestens aber der Hälfte der stimmberechtigten
                              Mitglieder des Gemeindekirchenrates und ist vom Landeskirchenamt zu genehmigen. 
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 8
Bewerbungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Bewerbungen sind an das Landeskirchenamt zu richten.  2 Nach Abgabe ihrer Bewerbung dürfen die Bewerber keinen Einfluss auf die Besetzungsentscheidung nehmen.  3 Die Unabhängigkeit des Gemeindekirchenrates hinsichtlich seiner Wahlentscheidung ist zu achten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bewerbungen können jederzeit vor Durchführung der Wahl oder der Herstellung des Benehmens mit dem Gemeindekirchenrat zurückgezogen
                     werden.
                  

               

            

         

         
               Unterabschnitt 2: 
Wahl durch den Gemeindekirchenrat
               

            

            
                     § 9
Weiterleitung der Bewerbungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Hat die Kirchengemeinde das Besetzungsrecht, leitet das Landeskirchenamt die Bewerbungen nach Ablauf der Bewerbungsfrist mit
                     der Bitte um Einleitung des Wahlverfahrens an den Superintendenten weiter.  2 Der zuständige Regionalbischof ist zu informieren.  3 Hat der Gemeindekirchenrat auf eine Ausschreibung verzichtet und wird deshalb von einer Ausschreibung abgesehen, so ist die
                     Bewerbung sogleich nach Eingang weiterzuleiten
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Weiterleitung von Bewerbungen unterbleibt, wenn
                  

                  
                     
                        	
                           die Frist des § 4 Absatz 3 nicht eingehalten ist und das Landeskirchenamt eine Ausnahme von der Frist nicht zugelassen hat oder
                           

                        

                        	
                            die in der Stellenausschreibung genannten Anforderungen offensichtlich nicht erfüllt sind.

                        

                     

                  

               

               
                     § 10
Aufstellung des Wahlvorschlags
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Gemeindekirchenrat erstellt nach Eingang der Bewerbungen unter dem Vorsitz des Superintendenten einen vorläufigen Wahlvorschlag.
                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die in den vorläufigen Wahlvorschlag aufgenommenen Bewerber werden durch den Superintendenten eingeladen, sich der Gemeinde
                     vorzustellen.  2 Der Gemeindekirchenrat kann beschließen, dass zusätzlich Pfarrer, die sich nicht beworben haben, zur Vorstellung eingeladen
                     werden. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Bewerber stellen sich mit Predigtgottesdienst und Gemeindeveranstaltung vor. Ist der Bewerber in der Kirchengemeinde hinreichend
                     bekannt, kann durch Beschluss des Gemeindekirchenrates von einer Vorstellung nach Satz 1 ganz oder teilweise abgesehen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Zwischen dem Gemeindekirchenrat und den einzelnen Bewerbern findet jeweils ein Gespräch statt.  2 Hierzu sind die im Bereich der Pfarrstelle entgeltlich und ehrenamtlich tätigen Mitarbeiter und die örtlichen Beiräte, soweit
                     solche bestehen, einzuladen. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Aufgrund der Auswertung der Vorstellungen und Gespräche entscheidet der Gemeindekirchenrat durch Beschluss, welche der Bewerber
                     in den endgültigen Wahlvorschlag, der nicht mehr als drei Namen enthalten soll, aufgenommen werden.  2 Sind an der Aufstellung des Wahlvorschlags mehrere Gemeindekirchenräte beteiligt, kann kein Bewerber in den Wahlvorschlag
                     aufgenommen werden, gegen den sich die Kirchenältesten eines Gemeindekirchenrates mit der Mehrheit der anwesenden Mitglieder
                     ausgesprochen haben.  3 Satz 2 gilt entsprechend, wenn die Pfarrstelle in einer Kirchengemeinde eines Kirchengemeindeverbands mit mehreren Pfarrstellen
                     oder die Pfarrstelle eines Sprengels in einer in Sprengel aufgeteilten Kirchengemeinde oder eine Regionalpfarrstelle zu besetzen
                     ist.
                  

               

               
                     § 11
Durchführung der Wahl
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Wahl obliegt dem Gemeindekirchenrat. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Superintendent bestimmt in Abstimmung mit dem Gemeindekirchenrat den Termin, an dem die Wahl durchgeführt werden soll.
                      2 Vor der Wahl sind die in § 10 Absatz 4 Satz 2 genannten Beteiligten zu hören.  3 Die Wahl findet frühestens eine Woche nach der letzten Vorstellung statt.  4 Von dieser Frist kann abgewichen werden, wenn nur ein Bewerber zur Wahl steht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Wahl leitet der Superintendent oder einer seiner Stellvertreter.  2 Ist der Superintendent zugleich Mitglied des wählenden Gemeindekirchenrates, so tritt an seine Stelle jedenfalls sein Stellvertreter.
                      3 Das gilt nicht, sofern der Superintendent lediglich im Rahmen der Verwaltung einer vakanten Pfarrstelle Mitglied des wählenden
                     Gemeindekirchenrates ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Wahl erfolgt geheim mittels Stimmzetteln, auf denen die Namen der Vorgeschlagenen in alphabetischer Reihenfolge aufgeführt
                     sind.  2 Jeder Wahlberechtigte hat eine Stimme.  3 Gewählt ist, wer die Mehrheit der Stimmen der anwesenden Stimmberechtigten auf sich vereint. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die ersten beiden Wahlgänge werden mit allen vorgeschlagenen Kandidaten durchgeführt.  2 Erhält auch im zweiten Wahlgang keiner der Vorgeschlagenen die erforderliche Stimmenzahl, so scheidet vor dem nächsten Wahlgang
                     derjenige Kandidat aus, der die geringste Stimmenzahl erhalten hat; bei Stimmengleichheit entscheidet über das Ausscheiden
                     das Los.  3 Ebenso ist in jedem weiteren Wahlgang zu verfahren.  4 Steht nur noch ein Kandidat zur Wahl und erreicht dieser auch im zweiten Wahlgang nicht die erforderliche Mehrheit, ist die
                     Wahl gescheitert.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Ist ein Kandidat gewählt, teilt der Superintendent dem Gewählten das Ergebnis der Wahl mit.  2 Die Erklärung über die Annahme der Wahl soll unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb einer Woche verbindlich erfolgen. 
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Im Fall des Scheiterns der Wahl ist ein neuer Wahlvorschlag aufzustellen.  2 Die Wahl ist auch gescheitert, wenn der Gewählte die Wahl nicht angenommen hat.  3 Bewerber, die bereits im ersten Verfahren zur Wahl standen, können in den neuen Wahlvorschlag aufgenommen werden. 
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Über die Wahlhandlung ist eine Niederschrift anzufertigen, die vom Superintendenten und zwei Mitgliedern des Gemeindekirchenrates
                     zu unterzeichnen ist.
                  

               

               
                     § 12
Mitwirkungsverbot
                     

                  

                  Ein Bewerber, der Mitglied des wählenden Gemeindekirchenrates ist oder derjenige, dessen Nachfolger gewählt wird, ist von
                     der Mitwirkung bei der Aufstellung des Wahlvorschlags (§ 10) und der Durchführung der Wahl (§ 11) ausgeschlossen. 
                  

               

               
                     § 13
Bekanntgabe des Wahlergebnisses
                     

                  

                   1 Das Ergebnis der Wahl wird im darauf folgenden Sonntagsgottesdienst unter Hinweis auf die Einspruchsmöglichkeit nach § 14 bekannt gegeben.  2 Sind der Pfarrstelle mehrere Kirchengemeinden zugeordnet, so erfolgt die Bekanntgabe in einem zentralen Gottesdienst oder
                     auf andere ortsübliche Weise.
                  

               

               
                     § 14
Anfechtung der Wahl
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Gegen die Wahl kann jedes wahlberechtigte Gemeindeglied innerhalb von zwei Wochen nach der Bekanntgabe des Wahlergebnisses
                     schriftlich beim Superintendenten Einspruch einlegen.  2 Der Einspruch ist zu begründen.  3 Er kann nur auf Einwendungen gegen die Amts- oder Lebensführung des Gewählten sowie auf Verletzung von Verfahrensvorschriften
                     gestützt werden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Superintendent gibt dem Gemeindekirchenrat die Möglichkeit, zu dem Einspruch Stellung zu nehmen und leitet den Einspruch
                     mit der Stellungnahme zur abschließenden Entscheidung an das Landeskirchenamt weiter. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Wird im Fall des § 4 Absatz 5 Satz 1 einem Einspruch gegen einen der beiden Pfarrer beziehungsweise gegen einen der Ehepartner stattgegeben, kann
                     die Pfarrstelle keinem von beiden übertragen werden.  2 Im Fall des § 4 Absatz 5 Satz 2 gilt Satz 1 mit der Maßgabe, dass im Fall eines erfolgreichen Einspruchs gegen die gemeinsame Übertragung
                     die Stelle nicht geteilt werden kann.
                  

               

               
                     § 15
Bestätigung der Wahl
                     

                  

                   1 Die Wahl bedarf der Bestätigung durch das Landeskirchenamt.  2 Wird diese versagt, so ist eine Neuwahl vorzunehmen.  3 Kann aus wichtigen Gründen auch die zweite und dritte Wahl vom Landeskirchenamt nicht bestätigt werden, wird die Stelle vom
                     Landeskirchenamt besetzt; der Superintendent und der Gemeindekirchenrat sind zuvor anzuhören. 
                  

               

               
                     § 16
Übertragung der Pfarrstelle
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Übertragung der Pfarrstelle erfolgt durch das Landeskirchenamt.  2 Sie wird durch Aushändigung der Übertragungsurkunde zu dem in ihr bezeichneten Tag wirksam. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Im Falle des Wechsels aus einer Gemeindepfarrstelle soll die Übertragung der neuen Stelle nicht vor Ablauf von drei Monaten
                     nach der Wahl erfolgen.
                  

               

               
                     § 17
Beteiligung mehrerer Kirchengemeinden und Beschlussfähigkeit
                     

                  

                   1 Gehören zu der zu besetzenden Gemeindepfarrstelle mehrere Kirchengemeinden, so werden die sich aus diesem Kirchengesetz ergebenden
                     Aufgaben des Gemeindekirchenrates, einschließlich der Aufstellung des Wahlvorschlags und der Wahlhandlung, von den Gemeindekirchenräten
                     der beteiligten Kirchengemeinden gemeinsam wahrgenommen.  2 Jeder der beteiligten Gemeindekirchenräte muss gemäß Artikel 28 Absatz 2 Kirchenverfassung EKM für sich beschlussfähig sein.
                  

               

            

         

         
               Unterabschnitt 3: 
Besetzung durch das Landeskirchenamt
               

            

            
                     § 18
Besetzungsverfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Hat das Landeskirchenamt das Besetzungsrecht, teilt es nach Ablauf der Bewerbungsfrist der Kirchengemeinde mit, welcher Bewerber
                     für die Besetzung der Stelle in Aussicht genommen wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der in Aussicht genommene Bewerber stellt sich der Gemeinde gemäß § 10 Absatz 3 vor.  2 Wird von einer Vorstellung abgesehen (§ 10 Absatz 3 Satz 2), so ist der Name der in Aussicht genommenen Person der Gemeinde im Gottesdienst bekannt zu geben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Nachdem sich der Bewerber der Gemeinde vorgestellt hat, stellt der Regionalbischof oder in seinem Auftrag der Superintendent
                     das Benehmen durch Beschluss mit der Mehrheit der anwesenden Mitglieder aller beteiligten Gemeindekirchenräte her.  2 Die Beschlussfähigkeit ist gegeben, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder jedes der beteiligten Gemeindekirchenräte anwesend
                     ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Spricht sich der Gemeindekirchenrat gegen den in Aussicht genommenen Bewerber aus, kann das Landeskirchenamt 
                  

                  
                     
                        	
                            die Pfarrstelle dem in Aussicht genommenen Bewerber übertragen, wenn ein besonderes kirchliches Interesse an der Übertragung
                              besteht.  2 Mit Zustimmung des Gemeindekirchenrates und des Bewerbers kann der in Aussicht genommene Bewerber auch zunächst für einen
                              befristeten Zeitraum kommissarisch mit der Versehung der Pfarrstelle beauftragt werden.  3 Gegen die Entscheidung nach Satz 2 oder Satz 3 kann der Gemeindekirchenrat innerhalb von zwei Wochen nach ihrer Bekanntgabe
                              Einspruch einlegen. § 14 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.  4 Über den Einspruch entscheidet das Landeskirchenamt abschließend.
                           

                        

                        	
                             5 im besonders begründeten Ausnahmefall einen zweiten Bewerber für die Stelle in Aussicht nehmen, ohne dass es einer erneuten
                              Ausschreibung bedarf.  6 Ein besonders begründeter Ausnahmefall liegt insbesondere vor, wenn die Stelle seit längerem vakant ist oder die Inaussichtnahme
                              eines zweiten Bewerbers aus Fürsorgegesichtspunkten angezeigt ist.
                           

                        

                     

                  

               

            

         

         
               Unterabschnitt 4:
Region und Gemeindepfarrstellen mit regionalem Dienstauftrag
(Regionalpfarrstelle)
               

            

            
                     § 19
Errichtung der Region
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Region im Sinne des Pfarrstellengesetzes ist ein Bereich im Kirchenkreis, in welchem der Verkündigungsdienst kooperativ
                     und arbeitsteilig organisiert wird.  2 In der Region sollen die unterschiedlichen Formen des Verkündigungsdienstes vertreten sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Über die Errichtung, Veränderung und Aufhebung einer Region im Sinne von Absatz 1 beschließt die Kreissynode nach Anhörung
                     der betroffenen Gemeindekirchenräte.  2 Der Beschluss der Kreissynode bedarf der Bestätigung durch das Landeskirchenamt. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Vertreter der betroffenen Gemeindekirchenräte und die Mitarbeiter im Verkündigungsdienst in der Region erarbeiten unter Federführung
                     des Superintendenten als Grundlage für den Beschluss der Kreissynode eine Konzeption der Arbeit in der Region.  2 Die Konzeption strukturiert Aufgaben- und Zuständigkeitsbereiche in der Region.  3 Sie ist gleichzeitig Grundlage für die zu erstellenden Dienstvereinbarungen.
                  

               

               
                     § 20
Regionalpfarrstelle und arbeitsteilige Zusammenarbeit in der Region
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Regionalpfarrstellen sind Gemeindepfarrstellen im Sinne von § 1 Absatz 1 Nummer 1  dieses Kirchengesetzes.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Mit Errichtung oder Veränderung der Region können Gemeindepfarrstellen  der Region verändert werden, indem im Rahmen der arbeitsteiligen
                     Zusammenarbeit einer Regionalpfarrstelle 
                  

                  
                     
                        	
                            ein örtlich begrenzter Dienst- und Seelsorgebereich und

                        

                        	
                            inhaltlich beschriebene  Dienste und Aufgaben in der Region

                        

                     

                  

                  zugeordnet werden.  2 Im Übrigen bleiben die Vorschriften über die Errichtung, Veränderung und Aufhebung von Gemeindepfarrstellen unberührt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Im örtlich begrenzten Dienst- und Seelsorgebereich gehört der Stelleninhaber den betreffenden Gemeindekirchenräten gemäß Artikel 25 Absatz 1 Nummer 2 Kirchenverfassung EKM an.  2 Gegenstand regionaler Arbeitsteilung nach Absatz 1 Nummer 2 können insbesondere die Verwaltung und pfarramtliche Geschäftsführung,
                     Personalverantwortung in kirchengemeindlichen Einrichtungen, Bildungsarbeit, Kinder- und Jugendarbeit, Konfirmandenunterricht,
                     Erteilung von Religionsunterricht, Arbeit mit Ehrenamtlichen, Projektarbeit und Öffentlichkeitsarbeit sein.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Mit Zustimmung der Gemeindekirchenräte der Region kann der Dienstbereich einer Regionalpfarrstelle auch ausschließlich auf
                     die Region oder Teile der Region bezogen beschrieben werden, sofern dabei sichergestellt ist, dass die Aufgaben im Dienstbereich
                     auch dem Auftrag aus der Ordination entsprechen. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Eine Dienstvereinbarung zwischen den Gemeindekirchenräten der Region, dem Pfarrstelleninhaber und dem Superintendenten ist
                     zu erstellen.  2 Die Stelleninhaber haben in Absprache mit den Gemeindekirchenräten und den betroffenen Mitarbeitern im Verkündigungsdienst
                     eine gemeinsame Jahresplanung zu erstellen.
                  

               

               
                     § 21
Besetzung
                     

                  

                   1 Bei der Besetzung von Regionalpfarrstellen gilt Abschnitt 2 dieses Kirchengesetzes mit der Maßgabe, dass die Aufgaben des
                     Gemeindekirchenrates durch eine Auswahlkommission wahrgenommen werden.  2 Der Auswahlkommission gehören im Fall von § 20 Absatz 2 der Gemeindekirchenrat des örtlich begrenzten Dienst- und Seelsorgebereichs und je ein Vertreter  aus jedem weiteren
                     Gemeindekirchenrat der Region  an.  3 Im Fall von § 20 Absatz 4 wird die Auswahlkommission gebildet, indem jeder Gemeindekirchenrat der Region  einen Vertreter entsendet.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 3: 
Besetzung von Kreispfarrstellen
            

         

         
                     § 22
Befristete Übertragung, Besetzungsrecht 
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Übertragung von Kreispfarrstellen soll unabhängig von der Dauer ihrer Errichtung befristet erfolgen.  2 Sonderseelsorgestellen werden in der Regel für den Zeitraum von sechs Jahren übertragen, Schulpfarrstellen für den Zeitraum
                     nicht unter drei Jahren.  3 Ein Jahr vor Ablauf der Übertragung entscheidet der Kreiskirchenrat über die erneute Ausschreibung, die Verlängerung der Übertragung
                     oder die Wiederwahl mit Ausschreibungsverzicht zugunsten des derzeitigen Stelleninhabers.  4 Im Falle der Verbindung einer unbefristet errichteten Kreispfarrstelle mit einer Gemeindepfarrstelle oder bei Übertragung
                     beider Stellen an eine Person soll die Kreispfarrstelle unbefristet übertragen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Das Besetzungsrecht von Kreispfarrstellen obliegt dem Kreiskirchenrat.  2 Der Kreiskirchenrat kann zugunsten der Entsendung eines Pfarrers auf die Besetzung der Kreispfarrstelle verzichten.  3 § 6 Absatz 2 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 23
Ausschreibung und Bewerbung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Kreispfarrstellen sind grundsätzlich auszuschreiben.  2 Der Kreiskirchenrat kann mit einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der Stimmen seiner Mitglieder auf die Ausschreibung
                     verzichten, insbesondere, wenn sich der derzeitige Bewerber zur Wiederwahl stellt oder der Ausschreibungsverzicht im besonderen
                     kirchlichen Interesse liegt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Ausschreibung erfolgt auf Antrag des Kreiskirchenrates durch das Landeskirchenamt.  2 Im Übrigen gilt § 7 Absatz 1 und 2 entsprechend.
                  

               

               
                     § 24
Vorbereitung und Durchführung der Wahl
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Kreiskirchenrat ist für die Vorbereitung und Durchführung der Wahl verantwortlich.  2 Er kann aus seiner Mitte einen Wahlausschuss bilden.  3 Zum Wahlausschuss sollen Personen aus den verschiedenen Dienstbereichen beratend hinzugezogen werden.  4 Bei Besetzung einer Schulpfarrstelle oder einer Pfarrstelle im Bereich der Sonderseelsorge ist ein Vertreter oder eine Vertreterin
                     des fachlich zuständigen Dezernates des Landeskirchenamtes beratend zu beteiligen.  5 Wird kein Wahlausschuss gebildet, gelten die Sätze 3 und 4 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Haben sich um die Stelle mehrere Kandidaten beworben, so stellt der Kreiskirchenrat auf Vorschlag des Wahlausschusses einen
                     Wahlvorschlag auf.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Kreiskirchenrat legt fest, in welcher Weise sich die Kandidaten vorstellen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Im Übrigen gelten für die Vorbereitung und Durchführung der Wahl §§ 10 und 11 entsprechend; an die Stelle des Gemeindekirchenrates tritt jeweils der Kreiskirchenrat.
                  

               

               
                     § 25
Bestätigung der Wahl und Übertragung der Pfarrstelle
                     

                  

                  Für die Bestätigung der Wahl und die Übertragung der Kreispfarrstelle sowie die Verlängerung der Übertragung durch den Kreiskirchenrat
                     gelten § 15 Absatz 1 und § 16 entsprechend.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 4: 
Besetzung von Superintendentenstellen
            

         

         
               Unterabschnitt 1: Wiederbesetzung

            

         

         
                     § 26
Pflicht zu Wiederbesetzung
                     

                  

                   1 Eine frei gewordene Superintendentenstelle ist wiederzubesetzen.  2 Ausnahmsweise kann von einer Wiederbesetzung abgesehen werden, wenn ein Beschluss der Kreissynode vorsieht, dass der Kirchenkreis
                     in absehbarer Zeit aufgelöst wird beziehungsweise sich mit einem Kirchenkreis oder mehreren Kirchenkreisen zusammenschließt
                     und übergangsweise eine Vertretungslösung möglich erscheint oder zwei Kirchenkreise auch hinsichtlich des Dienstes des Superintendenten
                     kooperieren.
                  

               

            

         

         
               Unterabschnitt 2: Amt und Rechtsstellung

            

            
                     § 27
Grundsatz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Superintendent ist Inhaber einer Pfarrstelle.  2 Er nimmt neben seinem Leitungsdienst einen Predigtauftrag in einer Kirchengemeinde oder einen allgemeinkirchlichen Auftrag
                     im Kirchenkreis wahr.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Superintendent wird von der Kreissynode für die Dauer von zehn Jahren gewählt.  2 Die Wahl bedarf der Bestätigung durch den Landeskirchenrat.
                  

               

               
                     § 28
Beginn und Ende der Amtszeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Amtszeit des Superintendenten beginnt mit dem Tag der Berufung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Dienst des Superintendenten endet mit Ablauf der Amtszeit, sofern er nicht für eine weitere Amtszeit gewählt wird, in
                     jedem Fall aber mit Erreichen der für Pfarrer geltenden gesetzlichen Altersgrenze.  2 Endet die Amtszeit bis zu fünf Jahren vor Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze, kann die Kreissynode auf Antrag des Nominierungsausschusses
                     mit Zustimmung des Landeskirchenrates die Amtszeit einmalig um bis zu fünf Jahre verlängern.
                  

               

            

         

         
               Unterabschnitt 3: Der Nominierungsausschuss

            

            
                     § 29
Zusammensetzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Vorbereitung der Wahl obliegt einem Nominierungsausschuss.  2 Dem Nominierungsausschuss gehören an:
                  

                  
                     
                        	
                            der Präses der Kreissynode als dessen Vorsitzender,

                        

                        	
                            der zuständige Regionalbischof,

                        

                        	
                            der zuständige Dezernent des Landeskirchenamtes oder ein von ihm beauftragter Referatsleiter,

                        

                        	
                            drei Mitglieder des Kreiskirchenrates, von denen höchstens eines im Pfarrdienst stehen darf;

                        

                        	
                            vier von der Kreissynode gewählte Mitglieder,

                        

                        	
                            gegebenenfalls ein Kirchenältester des Gemeindekirchenrates der Kirchengemeinde, welcher der Superintendent zugeordnet ist.

                        

                     

                  

                   3 Die Mitglieder nach Satz 1 Nummern 4 bis 6 werden zu Beginn der jeweiligen Amtsperiode der entsendenden Gremien benannt.  4 Unter den Mitgliedern nach Satz 2 Nummer 4 und 5 sollen die verschiedenen Dienstbereiche angemessen vertreten sein.  5 Der Leiter des zuständigen Kreiskirchenamtes kann auf Beschluss des Nominierungsausschusses beratend zu den Sitzungen des
                     Nominierungsausschusses hinzugezogen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Derjenige, dessen Nachfolger gewählt wird, ist von der Mitwirkung ausgeschlossen.  2 Ebenfalls von der Mitwirkung ausgeschlossen ist, wer auf dem Wahlvorschlag steht oder gestanden hat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Anzahl der hauptamtlich von kirchlichen Körperschaften angestellten Mitglieder des Nominierungsausschusses darf die Hälfte
                     der Gesamtzahl seiner Mitglieder nicht erreichen.
                  

               

               
                     § 30
Aufgabe und Arbeitsweise 
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Nominierungsausschuss wird vom Landeskirchenamt in  Abstimmung mit dem Präses der Kreissynode und dem zuständigen Regionalbischof
                     in der Regel neun Monate vor der Wahltagung der Kreissynode einberufen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Aufgabe des Nominierungsausschusses ist es, die für die Besetzung der Stelle wesentlichen Anforderungen zu beschreiben, geeignete
                     Kandidaten für die Wahl des Superintendenten zu finden und der Kreissynode einen Wahlvorschlag zu unterbreiten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Nach Vorstellung der Kandidaten beschließt der Nominierungsausschuss über den Wahlvorschlag.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Nominierungsausschuss ist beschlussfähig, wenn zwei Drittel seiner Mitglieder, darunter der Vorsitzende des Nominierungsausschusses,
                     der Regionalbischof und der Vertreter des Landeskirchenamtes anwesend sind.  2 Beschlüsse werden mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder gefasst.  3 Wahlvorschläge bedürfen der Mehrheit der Stimmen der Mitglieder des Nominierungsausschusses.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Alle Beratungen und die Beschlussfassung über den Wahlvorschlag erfolgen in nicht öffentlicher Sitzung.  2 Darüber ist Verschwiegenheit zu wahren.
                  

               

            

         

         
               Unterabschnitt 4: Ausschreibung und Wahl

            

            
                     § 31
Ausschreibung
                     

                  

                   1 Das Landeskirchenamt schreibt die zu besetzende Superintendentenstelle auf Antrag des Nominierungsausschusses im Amtsblatt
                     der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland aus, es sei denn, dass die Verlängerung der Amtszeit oder die Wiederwahl des
                     amtierenden Superintendenten beabsichtigt ist.  2 Darüber hinaus kann das Landeskirchenamt auf Antrag des Nominierungsausschusses von der Ausschreibung der Superintendentenstelle
                     absehen, wenn es feststellt, dass das gesamtkirchliche Interesse dies erfordert.  3 § 7 Absatz 1 und 2 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 32
Vorbereitung der Wahl
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Nach Ablauf der Bewerbungsfrist entscheidet der Nominierungsausschuss, wer in den Wahlvorschlag aufgenommen wird.  2 Dabei kann er 
                  

                  
                     
                        	
                            offensichtlich für diese Stelle nicht geeignete oder nicht bewerbungsberechtigte Bewerber von der Aufnahme in den Wahlvorschlag
                              ausschließen und 
                           

                        

                        	
                            geeignete Pfarrer, die sich nicht beworben haben, bitten, ihrer Aufnahme in den Wahlvorschlag zuzustimmen, sofern dafür ein
                              besonderes Interesse besteht. 
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ein besonderes Interesse im Sinne von Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 ist insbesondere dann anzunehmen, wenn aufgrund der Ausschreibung
                     nur eine oder keine geeignete Bewerbung vorliegt. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Wahlvorschlag soll bis zu drei, in der Regel zwei Namen enthalten.  2 Ist der bisherige Superintendent nach Ablauf seiner Amtszeit zur Wiederwahl bereit, so kann der Nominierungsausschuss trotz
                     vorangegangener Ausschreibung davon absehen, auf den Wahlvorschlag einen zweiten Namen zu setzen. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Wahlvorschlag bedarf der Bestätigung durch das Landeskirchenamt.  2 Verweigert das Landeskirchenamt aus wichtigen Gründen im Einzelfall die Bestätigung, wird die abgelehnte Person aus dem Wahlvorschlag
                     gestrichen.  3 Die Streichung soll im Benehmen mit dem Nominierungsausschuss erfolgen. 
                  

               

            

            
                     § 33
Bekanntgabe des Wahlvorschlags
                     

                  

                   1 Der Vorsitzende des Nominierungsausschusses gibt den vom Landeskirchenamt bestätigten Wahlvorschlag spätestens einen Monat
                     vor der Wahl der Kreissynode bekannt; in besonderen Fällen kann die Frist verkürzt werden.  2 Danach wird zu einem mit dem Landeskirchenamt abgestimmten Termin die Öffentlichkeit informiert. 
                  

               

               
                     § 34 
Gastpredigt 
                     

                  

                   1 Der Präses der Kreissynode lädt die Kandidaten jeweils zur Vorstellung mit einem Gottesdienst ein.  2 Die Mitglieder der Kreissynode und die Gemeinden des Kirchenkreises sind hierauf hinzuweisen. 
                  

               

               
                     § 35
Einberufung der Kreissynode
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Zur Wahl des Superintendenten wird die Kreissynode einberufen.  2 Den Mitgliedern ist spätestens mit der Einladung der besondere Zweck der Tagung mitzuteilen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Kirchengemeinden werden zur Fürbitte für die Synodentagung aufgerufen. 
                  

               

               
                     § 36 
Vorstellung der Kandidaten vor der Kreissynode 
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Auf der Wahltagung der Kreissynode gibt der Präses der Kreissynode der versammelten Kreissynode den Wahlvorschlag bekannt
                     und begründet ihn. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Anschließend stellen sich die Kandidaten der Kreissynode auf geeignete Weise vor und beantworten Fragen der Synodalen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Synodalen beraten über den Wahlvorschlag in geschlossener Sitzung. 
                  

               

               
                     § 37 
Wahlhandlung 
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Wahl des Superintendenten erfolgt mittels Stimmzettel in geheimer Abstimmung.  2 Gewählt ist, wer die Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen der anwesenden Mitglieder der Kreissynode, mindestens aber die
                     Mehrheit der Stimmen der stimmberechtigten Mitglieder der Kreissynode, auf sich vereint. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die ersten beiden Wahlgänge werden mit allen vorgeschlagenen Kandidaten durchgeführt.  2 Erhält auch im zweiten Wahlgang keiner der Vorgeschlagenen die erforderliche Stimmenzahl und tritt keiner der Vorgeschlagenen
                     von der Kandidatur zurück, so scheidet vor dem nächsten Wahlgang derjenige Kandidat aus, der die geringste Stimmenzahl erhalten
                     hat; bei Stimmengleichheit entscheidet über das Ausscheiden das Los. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Stehen danach noch zwei Kandidaten zur Wahl, scheidet nach zwei weiteren Wahlgängen der nächste Kandidat entsprechend Absatz
                     2 Satz 2 aus. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Steht in einem Wahlgang nur ein Kandidat zur Wahl und erreicht dieser auch im folgenden Wahlgang nicht die erforderliche
                     Mehrheit, ist die Wahl gescheitert. 
                  

               

               
                     § 38
Annahme und Bestätigung der Wahl, Übertragung der Superintendentenstelle
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für die Annahme der Wahl gilt § 11 Absatz 7 Satz 2 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Wahl beziehungsweise die Wiederwahl sowie die Verlängerung des Dienstes bedürfen der Bestätigung durch den Landeskirchenrat.
                      2 Die Übertragung der Superintendentenstelle erfolgt durch das Landeskirchenamt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Einführung des Superintendenten erfolgt in einem Gemeindegottesdienst, in dem auch die Berufungsurkunde übergeben wird.
                     
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Im Fall des Scheiterns der Wahl nach § 37 Absatz 4 leitet der Nominierungsausschuss das Verfahren nach §§ 31 ff. erneut ein.
                  

               

            

         

         
               Unterabschnitt 5: Reformierter Senior

            

            
                     § 39
Besetzung der Stelle des reformierten Seniors
                     

                  

                  Die Besetzung der Stelle des reformierten Seniors des reformierten Kirchenkreises erfolgt in entsprechender Anwendung der
                     Regelungen des Abschnittes 4 mit der Maßgabe, dass an die Stelle der Kreissynode das Moderamen des reformierten Kirchenkreises
                     tritt.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 5: 
Besetzung von landeskirchlichen Pfarrstellen
            

         

         
                     § 40
Ausschreibung und Übertragung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Landeskirchliche Pfarrstellen werden im Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland unter Angabe des bewerbungsberechtigten
                     Personenkreises ausgeschrieben.  2 § 7 Absatz 1 und 2 gelten entsprechend.  3 Das Kollegium des Landeskirchenamtes kann beschließen, dass wegen der Besonderheiten der Stelle oder wegen besonderer Erfordernisse
                     von einer Ausschreibung abgesehen wird oder eine Ausschreibung in der Evangelischen Kirche in Deutschland erfolgt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Soweit keine andere kirchenrechtliche Regelung besteht, werden landeskirchliche Stellen vom Kollegium des Landeskirchenamtes
                     besetzt.  2 Für die Durchführung des Bewerbungsverfahrens ist eine Auswahlkommission zu bilden.  3 Gegebenenfalls bestehende Beteiligungsrechte Dritter sind zu beachten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Übertragung von landeskirchlichen Pfarrstellen erfolgt in der Regel befristet.  2 Sie werden in der Regel für einen Zeitraum nicht unter sechs Jahren übertragen, sofern keine anderen kirchenrechtlichen Regelungen
                     getroffen sind oder die Besonderheit der Stelle eine andere Frist erfordert.  3 Die erneute Berufung des derzeitigen Stelleninhabers und eine Verlängerung der Übertragung der Stelle sind möglich.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 6: 
Besetzung von verbundenen Pfarrstellen
            

         

      

      
                     § 41
Übertragung mehrerer Aufträge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Einem Pfarrer oder einer Pfarrerin können gleichzeitig mehrere stellengebundene Aufträge übertragen werden.  2 Der Umfang eines vollen Dienstauftrags darf dabei nicht überschritten werden.  3 Für die Übertragung gelten die Bestimmungen der Abschnitte 1 bis 5, soweit nachfolgend keine besonderen Regelungen getroffen
                     sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Umfasst der mit einer Pfarrstelle verbundene Dienstauftrag keinen vollen aber mindestens einen halben Dienstauftrag, kann
                     ein zusätzlicher nicht stellengebundener Dienstauftrag erteilt werden. 
                  

               

               
                     § 42
Ausschreibung
                     

                  

                   1 Die Ausschreibung von nach § 41 Absatz 1 verbundenen Pfarrstellen erfolgt in einem zwischen den beteiligten Gremien und Personen abgestimmten Ausschreibungstext.
                      2 Im Falle der Ausschreibung von Schulpfarrstellen oder Pfarrstellen im Bereich der Sonderseelsorge ist die jeweils zuständige Fachaufsicht einzubeziehen. 
                  

               

               
                     § 43
Besetzungsverfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Besetzungsverfahren richtet sich nach dem Besetzungsverfahren für die Pfarrstelle mit dem höheren Dienstumfang oder bei
                     gleichem Dienstumfang nach dem Besetzungsverfahren für die ohne Befristung zu besetzende Pfarrstelle.  2 Bei Verbindung von zwei befristeten Stellen mit gleichem Dienstumfang klären die für die Besetzung zuständigen Gremien und
                     Personen gemeinsam, welches Besetzungsrecht anzuwenden ist. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Vor Aufstellung des endgültigen Wahl- oder Besetzungsvorschlags hat das für die Wahl oder die Besetzung zuständige Gremium
                     die Voten der für die Besetzung der anderen Pfarrstelle zuständigen Gremien und Personen einzuholen und bei seiner Entscheidung
                     angemessen zu berücksichtigen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Entscheidung zur Besetzung der verbundenen Pfarrstelle trifft das nach Absatz 1 zuständige Gremium.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 7: 
Übergangs- und Schlussbestimmungen
            

         

         
                     § 44
Sprachregelung
                     

                  

                  Die in diesem Kirchengesetz verwendeten Personen-, Funktions- und Amtsbezeichnungen gelten für Frauen und Männer in gleicher
                     Weise.
                  

               

               
                     § 45
(Inkrafttreten, Außerkrafttreten)
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       1 Visitation der Kirchengemeinden, Kirchenkreise und landeskirchlicher Einrichtungen und Werke ist ein geordneter Besuchsdienst
         nach Schrift und Bekenntnis und darin Ausdruck der gemeinschaftlichen Leitung der Evangelischen Kirche.  2 In den neutestamentlichen Schriften ist die geschwisterliche Beratung und Mahnung in Fragen und Belangen des Gottesdienstes,
         der Mission, der Bildung, der Diakonie sowie der Seelsorge und der verantwortlichen Leitung der Gemeinde Jesu Christi belegt.
          3 Schon dort wird deutlich, dass diese Begleitung von Gemeinden sich als besonderes Instrument der Leitung versteht.  4 Indem nach den Geschwistern gesehen wird (Apg 15,36), werden sie getröstet und ermutigt und ebenso ermahnt und gewarnt (1
         Thess 3).  5 Visitation dient der Einheit der durch ihren Herrn reich beschenkten Kirche (1 Kor 12 und Röm 12).
      

      
            Teil I: Allgemeines

         

         
               1. Grundsätze

            

            
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                  Diese Visitationsordnung gilt für die Visitation auf allen Ebenen der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland sowie für
                     die Visitation von kirchlichen Einrichtungen und Werken.
                  

               

               
                     § 2
Aufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Visitation ist als besondere Ausprägung des gemeinsamen Dienstes der Getauften am Wort Gottes darauf gerichtet, in konkreten
                     Situationen nach der auftragsgemäßen Verkündigung zu fragen.  2 Dabei geht es darum, sich gegenseitig wahrzunehmen, Veränderungsprozesse zu erkennen, anzuregen sowie zu begleiten, sich gegebenenfalls
                     zu ermahnen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Visitation setzt eine ausführliche Selbstreflexion der Besuchten zu ihrem auftragsgemäßen Dienst in der je eigenen Situation
                     voraus.  2 Der Prozess der Visitation soll von der Bereitschaft zum aktiven Zuhören und einer offenen Kommunikation aller Beteiligten
                     geprägt sein.  3 Visitation ist als Kommunikationsgeschehen im Geist Jesu Christi zu verstehen, in dem durch Wahrnehmung und kritische Wertschätzung
                     Perspektiven gesucht und auf ihre Tragfähigkeit für die Zukunft befragt werden.
                  

               

               
                     § 3
Visitationsplanung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Kirchengemeinden, Kirchengemeindeverbände und Kirchenkreise sollen regelmäßig im Rahmen der von den Visitationskommissionen
                     verantworteten Planung visitiert werden.  2 Dabei sind ihre unselbständigen Einrichtungen und Werke zu berücksichtigen.  3 Darüber hinaus planen die Visitationskommissionen die Visitation von Einrichtungen und Werken im Rahmen der nachfolgenden
                     Regelungen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Gemeindekirchenräte können für die Kirchengemeinden oder Kirchengemeindeverbände bei der Visitationskommission der Kreissynode
                     und die Leitungsgremien der Kirchenkreise bei der Visitationskommission der Landessynode eine Visitation beantragen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Visitationen können im Auftrag des Kreiskirchenrates oder des Landeskirchenrates, insbesondere als anlassbezogene Visitation
                     gemäß § 7, durchgeführt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die zuständige Visitationskommission entscheidet über das jeweilige Visitationsvorhaben und stellt über die Durchführung
                     das Benehmen mit dem Leitungsgremium des zu Visitierenden her.
                  

               

            

         

         
               2. Formen der Visitation

            

         

         
                     § 4
Visitationsarten
                     

                  

                   1 Durch Visitation wird das Leben der Kirchengemeinden, Kirchengemeindeverbände und Kirchenkreise sowie von Einrichtungen und
                     Werken umfassend wahrgenommen.  2 Visitationen können auch als Arbeitsfeldvisitation (§ 5), Visitation mit Schwerpunktsetzung (§ 6) oder als anlassbezogene Visitation (§ 7) durchgeführt werden.
                  

               

               
                     § 5
Arbeitsfeldvisitationen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Arbeitsfeldvisitationen in Arbeitsbereichen des kirchlichen Dienstes werden mit dem Ziel durchgeführt, ein zusammenhängendes
                     Bild über die Wahrnehmung bestimmter Teilaufgaben des kirchlichen Auftrags zu gewinnen und zu deren Weiterentwicklung und
                     Profilbildung durch Empfehlungen beizutragen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Mit Arbeitsfeldvisitationen wird die Visitationskommission von dem jeweils zuständigen Leitungsgremium beauftragt.
                  

               

               
                     § 6
Visitation mit Schwerpunktsetzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Visitationen mit Schwerpunktsetzung werden mit dem Ziel durchgeführt, einzelne Teilbereiche des kirchlichen Dienstes gezielt
                     wahrzunehmen und Perspektiven zu deren Weiterentwicklung und Profilierung zu erarbeiten.  2 Sie beziehen sich auf die konzeptionellen, personellen und sächlichen Bedingungen einzelner Arbeitsfelder, Einrichtungen oder
                     Werke.  3 Diese Form der Visitation kann sich auch auf mehrere Kirchenkreise oder die gesamte Landeskirche beziehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Visitationen mit Schwerpunktsetzung sind von der Visitationskommission der Landessynode zu verantworten, sobald mehrere Kirchenkreise
                     davon betroffen sind.
                  

               

               
                     § 7
Anlassbezogene Visitation
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Anlassbezogene Visitationen werden mit dem Ziel durchgeführt, in einer konkreten Situation und ihrer Problemstellung Wege
                     zu deren Lösung zu finden.  2 Sie sind ein besonderes Instrument zur Vorbereitung, Begleitung und Auswertung von Veränderungsprozessen.   3 Personalkonflikte sind kein Gegenstand anlassbezogener Visitation.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Anlassbezogene Visitationen können beim Vorliegen besonderer Umstände auf Antrag des zuständigen Leitungsgremiums erfolgen.
                      2 Der Antrag ist an die zuständige Visitationskommission zu richten.  3 Darüber hinaus können anlassbezogene Visitationen auf Empfehlung oder im Auftrag der jeweils übergeordneten Ebene durchgeführt
                     werden.  4 Das Einvernehmen mit dem zu Visitierenden ist Voraussetzung anlassbezogener Visitationen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei der Zusammensetzung der Visitationsgruppe ist darauf zu achten, dass dem Anlass entsprechende Kompetenz vertreten ist.
                  

               

            

         

         
               3. Verantwortliche

            

            
                     § 8
Visitationskommission
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Visitation wird von einer Visitationskommission verantwortet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Für die Visitation von Kirchengemeinden und Kirchengemeindeverbänden sowie  von kreiskirchlichen Einrichtungen und Werken
                     bildet die Kreissynode entsprechend Artikel 38 Absatz 2 Nummer 9 Kirchenverfassung EKM vom 5. Juli 2008 (ABl. S. 183) eine Visitationskommission.  2 Ihr gehören neben den gewählten Mitgliedern der Superintendent und ein Vertreter des zuständigen Kreiskirchenamtes an.  3 Der Anteil hauptberuflicher kirchlicher Mitarbeiter soll die Hälfte nicht überschreiten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Für die Visitation der Kirchenkreise und von Einrichtungen und Werken in der Landeskirche bildet die Landessynode eine Visitationskommission.
                      2 Ihr gehören neben den gewählten Mitgliedern aus der Mitte der Synode der Landesbischof, mindestens ein Regionalbischof und
                     ein vom Landeskirchenamt entsandter Vertreter an.  3 Der Anteil hauptberuflicher kirchlicher Mitarbeiter soll die Hälfte nicht überschreiten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Visitationskommission wird für die jeweilige Amtszeit gebildet.  2 Die Visitationskommission der Kreissynode wählt aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden
                     mit Mehrheit der Anwesenden Mitglieder.  3 Vorsitzender der Visitationskommission der Landessynode ist der Landesbischof.  4 Die Visitationskommission der Landessynode wählt aus ihrer Mitte einen stellvertretenden Vorsitzenden mit Mehrheit der Stimmen
                     der anwesenden Mitglieder.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Visitationskommission ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder einschließlich des Vorsitzenden oder
                     des stellvertretenden Vorsitzenden anwesend sind.  2 Sie entscheidet mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Visitationskommission hat folgende Aufgaben:
                  

                  
                     
                        	
                            Entwicklung von Leitfragen für Visitationen,

                        

                        	
                            Planung von Visitationen; Erstellung eines langfristigen Visitationsplans,

                        

                        	
                            Bildung und Beauftragung von Visitationsgruppen,

                        

                        	
                            Auswertung von Visitationsberichten und Erarbeitung von Rückmeldungen und Hinweisen,

                        

                        	
                            Erarbeitung von Grundsätzen und Methoden der visitatorischen Arbeit und

                        

                        	
                            Befähigung und Entwicklung von Visitationskompetenz.

                        

                     

                  

               

               
                     § 9
Visitationsgruppe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Visitationskommission bildet für die jeweilige Visitation eine Visitationsgruppe.  2 Bei geographisch oder sachlich umfänglichen Visitationen können Untergruppen gebildet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Visitationsgruppe wird aus Mitgliedern der Visitationskommission und weiteren fachkundigen Personen gebildet.  2 Fachkundige Personen müssen der Evangelischen Kirche angehören, sie müssen nicht einer Kirchengemeinde des Kirchenkreises
                     oder der Landeskirche angehören.  3 Andere fachkundige Personen können beratend mitwirken. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Bei der Bildung der Visitationsgruppe sollen Personen mit den erforderlichen Kompetenzen berufen werden.  2 Ein ausgewogenes Verhältnis zwischen ehrenamtlichen und beruflichen Mitarbeitern ist anzustreben.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Visitationsgruppe wählt aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden mit Mehrheit der
                     Stimmen der anwesenden Mitglieder.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Visitationsgruppe stellt den Zeitplan für die Visitation auf.  2 Dabei sind der von der Visitationskommission vorgegebenen Zeitrahmen und die Form der Visitation zu berücksichtigen. 
                  

                  (6)  1 Die Visitationsgruppe verantwortet die Visitation in allen Phasen.  2 Für die Geschäftsführung gilt § 8 Absatz 5 entsprechend.
                  

               

               
                     § 10
Pflichten der zu Visitierenden
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die zu Visitierenden stellen der Visitationsgruppe die erbetenen Informationen zur Verfügung.  2 Sie ermöglichen die Teilnahme an Aktivitäten des zu Visitierenden und sorgen dafür, dass gewünschte Gesprächspartner zur Verfügung
                     stehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die zu Visitierenden ermöglichen Einsichtnahmen in Akten und Kassenunterlagen, soweit dies für die Visitation erforderlich
                     ist und datenschutzrechtliche Gründe dem nicht entgegenstehen.
                  

               

            

         

         
               4. Durchführung

            

            
                     § 11
Ablauf der Visitation
                     

                  

                   1 Zur Visitation gehören insbesondere:
                  

                  
                     
                        	
                            ein Gottesdienst zur Eröffnung unter Beteiligung der Visitationsgruppe,

                        

                        	
                            Besuche von Veranstaltungen in der Regel durch jeweils mindestens zwei Mitglieder der Visitationsgruppe,

                        

                        	
                            Gespräche entsprechend der Visitationsplanung,

                        

                        	
                            mindestens eine Sitzung mit dem Leitungsgremium des zu Visitierenden,

                        

                        	
                            Entgegennahme von angeforderten Berichten des zu Visitierenden, dabei können auch von Mitarbeitern oder Gremien des zu Visitierenden
                              Einzelberichte erbeten werden,
                           

                        

                        	
                            Entwurf des Berichtes der Visitationsgruppe (Visitationsbericht),

                        

                        	
                            Verabschiedung des Visitationsberichtes nach Beratung mit dem Leitungsgremium und

                        

                        	
                            ein Gottesdienst zum Abschluss unter Beteiligung der Visitationsgruppe.

                        

                     

                  

                   2 Weitere Maßnahmen des visitatorischen Handelns können vereinbart werden.
                  

               

               
                     § 12
Vorbereitungsphase
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Visitationskommission entscheidet mindestens vier Monate vor dem Gottesdienst zur Eröffnung der Visitation im Benehmen
                     mit den zu Visitierenden über
                  

                  
                     
                        	
                            den Zeitpunkt und den Zeitplan der Visitation,

                        

                        	
                            die Zusammensetzung der Visitationsgruppe,

                        

                        	
                            die Schwerpunkte und Themenmodule des Eröffnungsberichtes der zu Visitierenden.  2 Dieser Bericht ist so zu gestalten, dass er zum Gespräch zwischen zu Visitierenden und der Visitationsgruppe anregt.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Vorsitzende der Visitationsgruppe ist verantwortlich für die Koordinierung des konkreten Ablaufes der Visitation mit
                     den Leitungsgremien der zu Visitierenden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Vorsitzende der Visitationsgruppe erbittet von den zu Visitierenden
                  

                  
                     
                        	
                            den Eröffnungsbericht nach Absatz 1 Nummer 3,

                        

                        	
                            statistische Angaben, gegebenenfalls über die zuständige Verwaltung,

                        

                        	
                            einen aktuellen Bericht über die Revision beziehungsweise Rechnungsprüfung,

                        

                        	
                            einen Bericht über den Zustand von Gebäuden und Grundstücken, die im Eigentum beziehungsweise der Verwaltung der zu Visitierenden
                              stehen.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Visitationsgruppe kann zur Ergänzung des Eröffnungsberichtes von den Leitungsgremien der zu Visitierenden die Bearbeitung
                     eines Fragebogens erbitten.
                  

               

               
                     § 13
Besuchsphase
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Besuchsphase soll den Zeitraum von drei Wochen nicht überschreiten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Mitglieder der Visitationsgruppe tragen Verantwortung für eine wertschätzende Kommunikation mit allen am Visitationsgeschehen
                     Beteiligten. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Mitglieder der Visitationsgruppe melden sich mindestens eine Woche vor dem Besuch von Veranstaltungen bei den Verantwortlichen
                     an.  2 Ebenso sind die Gespräche mit Einzelpersonen mindestens eine Woche vor dem Termin zu vereinbaren.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         In den Gesprächen mit einzelnen Personen ist zu vereinbaren, welche Dinge zur Bearbeitung in der Visitationsgruppe bestimmt
                     sind und welche Sachverhalte aus seelsorgerlichen Gründen vertraulich zu behandeln sind. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Von allen Besuchen wird in der Visitationsgruppe berichtet. 
                  

               

               
                     § 14
Auswertungsphase
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Vorsitzende der Visitationsgruppe ist für die Erstellung des Visitationsberichtes verantwortlich. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Bericht ist auf einer Sitzung des Leitungsgremiums des Visitierten unter Beteiligung einer Vertretung der Visitationsgruppe
                     vorzubereiten.  2 Die Visitationsgruppe legt dazu einen Entwurf ihres Berichtes vor.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Beobachtungen, Erkenntnisse und Empfehlungen der Visitationsgruppe bilden den Schwerpunkt des Visitationsberichtes.  2 Aus dem Bericht sollen Grundzüge des Ablaufes der Visitation erkennbar sein.  3 Inhalte, die als vertraulich gelten, sind nicht aufzunehmen. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Visitationsbericht soll eine Vereinbarung für einen Nachbesuch zur Visitation enthalten.  2 Der Nachbesuch soll 12 bis 18 Monate nach dem Abschluss der Visitation stattfinden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Der Visitationsbericht ist von der Visitationsgruppe mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder durch Abstimmung
                     zu verabschieden.  2 Im Visitationsbericht ist die Möglichkeit von Minderheitenvoten innerhalb der Visitationsgruppe einzuräumen.
                  

               

               
                     § 15
Abschluss der Visitation
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Visitation endet mit dem Beschluss der Visitationsgruppe zum Visitationsbericht und dem Gottesdienst zum Abschluss der
                     Visitation.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Visitationsbericht wird an die zuständige Visitationskommission, an das Leitungsgremium der Visitierten, die Visitationsgruppe
                     des Propstsprengels und das Landeskirchenamt übergeben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Kommt die Visitationsgruppe zu dem Ergebnis, dass Erkenntnisse aus der Visitation von besonderem landeskirchlichem Interesse
                     sind, ist das Landeskirchenamt unverzüglich darauf hinzuweisen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Visitationsberichte werden im Landeskirchenamt im Hinblick auf landeskirchlich relevante Aspekte ausgewertet.  2 Nachfragen und Anregungen zum Visitationsbericht richtet das Landeskirchenamt an den Vorsitzenden der Visitationskommission.
                  

               

               
                     § 16
Finanzierung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für die Finanzierung der Kosten und Auslagen der Visitationskommission und Visitationsgruppe ist zuständig, wer sie eingesetzt
                     hat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die dem Visitierten im Zusammenhang mit der Visitation entstehenden Kosten und Auslagen trägt grundsätzlich der Visitierte.
                     
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Abweichende Regelungen zur Finanzierung können mit dem zu Visitierenden vereinbart werden.
                  

               

            

         

      

      
            Teil II: Visitationen auf den Ebenen

         

         
                     § 17
Visitationen in der Kirchengemeinde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Kirchengemeinden werden in der Regel durch die Visitationskommission der Kreissynode visitiert.  2 Im Rahmen einer Arbeitsfeldvisitation, einer Visitation mit Schwerpunktsetzung oder einer anlassbezogenen Visitation können
                     sie auch von der Visitationskommission der Landessynode visitiert werden.  3 Der Regionalbischof kann Visitationen anregen.  4 Er ist über Visitationsvorhaben zu informieren und kann an Visitationen in seinem Zuständigkeitsbereich teilnehmen.  5 Der Regionalbischof soll an Visitationen in den Kirchengemeinden teilnehmen, in denen der Superintendent Dienst tut.  6 In der Kirchengemeinde, in der der reformierte Senior Dienst tut, soll der Regionalbischof des Propstsprengels Halle-Wittenberg
                     hinzugezogen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Visitation von Kirchengemeinden und Kirchengemeindeverbänden erstreckt sich grundsätzlich auf alle zu einem oder mehreren
                     Pfarrbereichen gehörenden Kirchengemeinden.  2 In großen Kirchengemeinden kann die Visitation auf einzelne Sprengel und Seelsorgebezirke beschränkt werden.  3 Abweichend von Satz 1 kann bei einer Visitation auf Antrag eines Gemeindekirchenrates diese auf die beantragende Kirchengemeinde
                     beschränkt werden, wenn sich die Gemeindekirchenräte der anderen Kirchengemeinden des Pfarrbereichs dem Antrag auf Visitation
                     nicht angeschlossen haben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Visitationsgruppe stimmt mit dem Leitungsgremium des zu Visitierenden ab, ob und welche Träger des öffentlichen und wirtschaftlichen
                     Lebens im Rahmen der Visitation besucht werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Neben den von der Visitationsgruppe mit dem Bericht nach § 12 Absatz 1 und 3 erbetenen Inhalten kann die Kirchengemeinde zu weiteren selbst gewählten Bereichen, die für sie eine besondere
                     Bedeutung haben, berichten.
                  

               

               
                     § 18
Visitationen im Kirchenkreis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Visitationskommission der Kreissynode führt auf der Ebene des Kirchenkreises insbesondere Arbeitsfeldvisitationen und
                     Visitationen der Einrichtungen und Werke im Kirchenkreis durch. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der zuständige Regionalbischof ist von Visitationsvorhaben auf der Ebene der Kirchenkreise zu informieren.  2 Er kann an der Visitation teilnehmen.  3 Bei Visitationen zum Leitungshandeln arbeitet er in der Visitationsgruppe mit.
                  

               

               
                     § 19
Visitation des Kirchenkreises
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Visitationskommission der Landessynode setzt je Propstsprengel eine Visitationsgruppe ein.  2 Diese übernimmt die regelmäßige Visitation der Kirchenkreise im Propstsprengel.  3 Außerdem wertet sie die Visitationsberichte aus dem gesamten Propstsprengel aus und gibt ihre Auswertung an die Visitationskommission
                     und an das Landeskirchenamt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Sie kann nach Abstimmung mit der Visitationskommission der Landessynode alle Formen der Visitation gemäß §§ 4 bis 7 durchführen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Visitationsgruppe des Propstsprengels steht abweichend von § 9 Absatz 4 unter dem Vorsitz des zuständigen Regionalbischofs.  2 Der reformierte Kirchenkreis wird von einer Visitationsgruppe unter Vorsitz des Landesbischofs visitiert. 
                  

               

               
                     § 20
Visitationen in der Landeskirche
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Visitationskommission der Landessynode führt auf der Ebene der Landeskirche insbesondere Arbeitsfeldvisitationen und Visitationen
                     der Einrichtungen und Werke durch.  2 Der Landesbischof und die Regionalbischöfe können Vorschläge für Visitationsvorhaben einbringen.  3 Der Landesbischof entscheidet, an welchen Visitationsvorhaben er sich direkt in der Visitationsgruppe beteiligt und bei welchen
                     er den Vorsitz der Visitationsgruppe übernimmt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Visitationskommission der Landessynode kann alle Formen der Visitation durchführen.  2 Kirchengemeinden visitiert sie in der Regel nur im Rahmen von Arbeitsfeldvisitationen oder Visitationen mit Schwerpunktsetzungen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Visitationskommission der Landesynode kann Visitationsvorhaben gemeinsam mit den Visitationskommissionen der Kreissynoden
                     umsetzen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Bei Visitationsvorhaben der Landeskirche soll die Beteiligung ökumenischer Gäste in der Visitationsgruppe geprüft werden.
                  

               

               
                     § 21
Visitation durch Landesbischof und Regionalbischöfe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Landesbischof und die Regionalbischöfe visitieren gemäß den Artikeln 65  Absatz 3, 69 Nummer 2 und 72 Absatz 2 Nummer 2 Kirchenverfassung EKM vom 5. Juli 2005 (ABl. S. 183).  2 Dieses Recht besteht neben dem Recht der Visitation durch Visitationskommissionen nach diesem Gesetz. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Visitationsvorhaben des Landesbischofs und der Regionalbischöfe werden mit der Visitationskommission der Landessynode abgestimmt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die für ein Visitationsvorhaben zu bildende Visitationsgruppe wird durch den Landesbischof oder den Regionalbischof einberufen.
                      2 Für die Vorbereitung und Durchführung der Visitation gelten im Übrigen die Regelungen dieses Gesetzes entsprechend.
                  

               

               
                     § 22
Visitation von Einrichtungen und Werken
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Visitation von Einrichtungen und Werken erfolgt in Verantwortung der jeweils zuständigen Visitationskommission.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Visitation von rechtlich unselbständigen Einrichtungen und Werken erfolgt in Abstimmung mit dem jeweils zuständigen Leitungsgremium.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Visitation rechtlich selbständiger Einrichtungen und Werke bedarf der Zustimmung des Leitungsgremiums der jeweiligen Einrichtung.
                      2 Der Abschluss einer Visitationsvereinbarung, in der insbesondere Inhalte der Visitation, der zeitliche Rahmen und Zugänge
                     zu Daten und Personen geregelt werden, wird empfohlen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Visitation von Einrichtungen und Werken erfolgt in Absprache mit dem zuständigen Dezernat im Landeskirchenamt.  2 Die Erfordernisse der Fach- und Dienstaufsicht sind zu beachten.
                  

               

            

         

      

      
            Teil III: Schlussbestimmungen

         

         
                     § 23
Gleichstellungsklausel
                     

                  

                  Die in diesem Kirchengesetz verwendeten Personen-, Funktions- und Amtsbezeichnungen gelten für Frauen und Männer in gleicher
                     Weise
                  

               

               
                     § 24
Ausführungsbestimmungen, Inkrafttreten und Außerkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ausführende Regelungen zu diesem Kirchengesetz erlässt der Landeskirchenrat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2014 in Kraft.  2 Gleichzeitig treten 
                  

                  
                     
                        	

                        	
                            - das Kirchengesetz über die Ordnung der Visitation in der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen (Visitationsordnung
                              – VisO) vom 18. November 2000 (ABl. EKKPS S. 189), geändert durch Kirchengesetz vom 17. November 2005 (ABl. 2006 S. 14) und
                           

                            - die Vorläufige Ordnung für die Visitation von Kirchgemeinden und Kirchspielen vom 28. Oktober 2004 (ABl. ELKTh S. 184) außer Kraft.
                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Kirchengesetz über die Zuordnung der reformierten
Kirchengemeinden zu den örtlichen
Kirchenkreisen
         

      

      
         Vom 19. November 1995

      

      
         (ABl. EKKPS S. 104)

      

      Aufgrund von Artikel 74 Abs. 2 Nr. 1 in Verbindung mit Artikel 68 Abs. 1 Grundordnung hat die Synode folgendes Kirchengesetz
         beschlossen:
      

      
                     § 1

                  

                   1 Die reformierten Kirchengemeinden sind unbeschadet ihrer Zugehörigkeit zum reformierten Kirchenkreis nach Maßgabe dieses Kirchengesetzes
                     in bestimmten Aufgabengebieten dem örtlichen Kirchenkreis zugeordnet.  2 Der örtliche Kirchenkreis hat die besondere Tradition und Ordnung der reformierten Kirchengemeinden zu beachten.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die reformierte Kirchengemeinde ist in den Stellenplan des örtlichen Kirchenkreises über die Mitarbeiter im Verkündigungsdienst
                     einbezogen.  2 Die Kirchenleitung legt im Benehmen mit der Kreissynode des reformierten Kirchenkreises durch den Rahmenstellenplan fest,
                     in welchem Umfang Planstellen für den Pfarrdienst in reformierten Kirchengemeinden in den Stellenplänen der örtlichen Kirchenkreise
                     zur Verfügung stehen.  3 Die Festlegungen sind für die Kreissynoden und die Kreiskirchenräte der örtlichen Kirchenkreise bindend.  4 Die Beteiligung der reformierten Kreissynode nach Satz 2 ist gleichbedeutend mit einer Beschlussfassung der Kreissynode gemäß
                     Artikel 50 Abs. 2 Nr. 4 Grundordnung und § 1 Abs. 1 Kirchengesetz über die Zusammenarbeit von Kirchenkreis und Kirchengemeinde
                     in der Stellen- und Gebäudeplanung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Freigewordene reformierte Pfarrstellen sind zur Wiederbesetzung freigegeben.  2 Soweit im Zusammenhang mit der Wiederbesetzung eine Zuordnung von Kirchengemeinden des örtlichen Kirchenkreises zu der reformierten
                     Pfarrstelle erforderlich ist, ist über die Zuordnung das Einvernehmen zwischen den Kreiskirchenräten des örtlichen und des
                     reformierten Kirchenkreises herbeizuführen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Erweist sich die Wiederbesetzung einer Pfarrstelle einer reformierten Kirchengemeinde als nicht möglich, so ist vom Kreiskirchenrat
                     des örtlichen Kirchenkreises im Einvernehmen mit dem Kreiskirchenrat des reformierten Kirchenkreises über eine Zuordnung gemäß
                     Artikel 42 Abs. 2 Grundordnung zu entscheiden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Kommt ein Einvernehmen bei Entscheidungen gemäß Absatz 2 und Absatz 3 nicht zustande, so entscheidet die Kirchenleitung.
                  

               

               
                     § 3

                  

                   1 Soweit nachstehend nicht Abweichendes bestimmt ist, finden für die reformierten Kirchengemeinden die Bestimmungen des Finanzgesetzes
                     in der Weise Anwendung, dass die reformierten Kirchengemeinden in den örtlichen Kirchenkreis einbezogen sind.  2 Abweichend von diesem Grundsatz und in Ergänzung dazu wird bestimmt:
                     
                        	
                           Der reformierte Kirchenkreis erhält für seine besonderen Aufgaben den Grundanteil von Kirchensteuereinnahmen gemäß § 25 Abs.
                              2 Nr. 3 Finanzgesetz.  3 Er kann darüber hinaus Mittel aus dem Ausgleichsfonds beantragen.
                           

                        

                        	
                           Die Aufgaben gemäß § 6 Abs. 3 Finanzgesetz über die Förderung der Gemeindearbeit und über die Unterstützung der Kirchengemeinden
                              bei besonderen Vorhaben und Belastungen nimmt gegenüber den reformierten Kirchengemeinden sowohl der reformierte Kirchenkreis
                              als auch der örtlich zuständige Kirchenkreis wahr.
                           

                        

                        	
                           Die in den reformierten Kirchengemeinden gemäß § 7 Nr. 4 Finanzgesetz gesammelten Kollekten und Spenden erhält der reformierte
                              Kirchenkreis, soweit der Kirchenkreis über die Zweckbestimmung der Kollekten und Spenden nach eigenem Ermessen entscheiden
                              kann.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 4

                  

                   1 Über die in den §§ 2 und 3 geregelten Zuständigkeiten und Verantwortungen hinaus haben die örtlichen Kirchenkreise folgende Zuständigkeiten gegenüber
                     reformierten Kirchengemeinden:
                     
                        	
                           Aufsicht in Angelegenheiten der Vermögens- und Finanzverwaltung nach Maßgabe der kirchlichen Ordnung; die Aufsicht ist im
                              Benehmen mit dem reformierten Senior auszuüben.  2 Eine allgemeine Aufsicht des reformierten Kreiskirchenrates im Sinne von § 12 Abs. 2 Satz 2 der kirchlichen Verwaltungsordnung bleibt unberührt.
                           

                        

                        	
                           Verantwortung des Gebäudeplans mit der Maßgabe, dass Festlegungen des Gebäudeplans hinsichtlich der Gebäude der reformierten
                              Kirchengemeinde nur gelten, wenn Kreissynode und Kreiskirchenrat des reformierten Kirchenkreises diesen Festlegungen zustimmen.
                           

                        

                        	
                           Befugnis des Vorsitzenden des Kreiskirchenrates und der Sachbereichsleiter zur Teilnahme an Sitzungen des Presbyteriums gemäß
                              § 20 Abs. 4 des Kirchengesetzes über die Bildung und Geschäftsführung des Gemeindekirchenrates im Benehmen mit dem reformierten Senior.
                           

                        

                        	
                           Für Maßnahmen der Dienstaufsicht gegenüber den Inhabern reformierter Pfarrstellen ist der reformierte Senior zuständig.  2 Soweit zu dem Auftrag des Inhabers einer reformierten Pfarrstelle auch Aufgaben im örtlichen Kirchenkreis gehören, hat der
                              reformierte Senior für Maßnahmen der Dienstaufsicht das Einvernehmen des Vorsitzenden des Kreiskirchenrates des örtlichen
                              Kirchenkreises herbeizuführen.  3 Die Erteilung des Erholungsurlaubs geschieht im Kontakt mit dem örtlichen Kirchenkreis.  4 Hält der Vorsitzende des Kreiskirchenrates des örtlichen Kirchenkreises Maßnahmen der Dienstaufsicht für erforderlich, so
                              wendet er sich an den reformierten Senior.  5 Können sich reformierter Senior und Vorsitzender des Kreiskirchenrates des örtlichen Kirchenkreises über Maßnahmen der Dienstaufsicht
                              nicht einigen, so entscheidet das Konsistorium.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 5

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Eine reformierte Kirchengemeinde nimmt in gleicher Weise wie die Kirchengemeinden des örtlichen Kirchenkreises an der Bildung
                     der Kreissynode des örtlichen Kirchenkreises teil.  2 Ebenso nimmt der Pfarrer einer reformierten Kirchengemeinde an der Wahl in die Kreissynode des örtlichen Kirchenkreises teil.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Vorsitzende von Presbyterien und Inhaber reformierter Pfarrstellen, die nicht ordentliche Mitglieder der Kreissynode des örtlichen
                     Kirchenkreises sind, nehmen an den Verhandlungen der Kreissynode des örtlichen Kirchenkreises beratend teil.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Hat ein Kreiskirchenrat über den Antrag des Presbyteriums einer reformierten Kirchengemeinde zu entscheiden, so ist das Presbyterium
                     einzuladen., einen Vertreter zu entsenden, der an der Verhandlung Kreiskirchenrates bestimmend teilnimmt.  2 Satz 1 findet keine Anwendung, sofern bereits ein Glied der reformierten Kirchengemeinde in den Kreiskirchenrat gewählt ist
                     und dieses nicht verhindert ist, an der Sitzung des Kreiskirchenrates teilzunehmen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Inhaber der Pfarrstellen reformierter Kirchengemeinden nehmen am Pfarrkonvent des örtlichen Kirchenkreises teil.
                  

               

               
                     § 6

                  

                   1 Soweit für Aufgaben der Verwaltung und der Haushaltsführung eine Zuständigkeit des reformierten Kirchenkreises gegeben ist,
                     gehört der reformierte Kirchenkreis zum Zuständigkeitsbereich des kirchlichen Verwaltungsamtes, in dessen räumlichem Zuständigkeitsbereich
                     der Dienstsitz des reformierten Seniors liegt.  2 Die Kirchengemeinden des reformierten Kirchenkreises gehören in den  Zuständigkeitsbereich des örtlich zuständigen kirchlichen
                     Verwaltungsamtes.
                  

               

               
                     § 7

                  

                  Durchführungsbestimmungen zu diesem Kirchengesetz erlässt die Kirchenleitung.

               

            

         

      

      

   
      

      
         Durchführungsbestimmungen für das Kirchengesetz
über die Zuordnung der reformierten
Kirchengemeinden zu den örtlichen
Kirchenkreisen
         

      

      
         Vom 11. Mai 1996

      

      
         (ABl. EKKPS S. 69)

      

      Aufgrund des § 7 des Kirchengesetzes über die Zuordnung der reformierten Kirchengemeinden zu den örtlichen Kirchenkreisen vom 19. November
         1995 (ABl. S. 104) erlässt die Kirchenleitung folgende Durchführungsbestimmungen:
      

      
                     § 1

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              1.

                           
                           	
                              zu § 1:
 1 Das Konsistorium trifft besondere Festlegungen über den Dienstweg zwischen dem Konsistorium und den reformierten Kirchengemeinden.
                                  2 Dabei ist zu berücksichtigen, dass die reformierten Kirchengemeinden in bestimmten Aufgabengebieten dem örtlichen Kirchenkreis
                                 zugeordnet sind.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              2.

                           
                           	
                              zu § 2 Abs. 1:
 1 Übersteigt der Umfang der der reformierten Kirchengemeinde für den Pfarrdienst zur Verfügung stehenden Planstelle den Umfang,
                                 der sich aus den allgemeinen Kriterien für die Bemessung von Planstellen ergeben würde, so wird die sich daraus ergebende
                                 Belastung des Haushalts des örtlichen Kirchenkreises als Bedürftigkeit im Sinne von § 1 Nr. 55 der Durchführungsbestimmungen
                                 zum Finanzgesetz vom 11. November 1991 (ABl. 1992 S. 9) anerkannt.  2 Der örtliche Kirchenkreis kann einen Antrag auf Ausgleichszulage bei der Kirchenprovinz stellen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              3.

                           
                           	
                              zu § 3:
Die Ephoralzulage des reformierten Seniors wird vom Haushalt der Kirchenprovinz getragen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              4.

                           
                           	
                              zu § 4 Nr. 4:
 1 Die Übertragung übergemeindlicher Aufgaben an den Inhaber einer reformierten Pfarrstelle durch den reformierten Kirchenkreis
                                 geschieht im Benehmen mit dem Kreiskirchenrat des örtlichen Kirchenkreises.  2 Die Übertragung übergemeindlicher Aufgaben durch den örtlichen Kirchenkreis geschieht im Einvernehmen mit dem Kreiskirchenrat
                                 des reformierten Kirchenkreises.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              5.

                           
                           	
                              zu § 5:

                           
                        

                        
                           	
                              5.1

                           
                           	
                              Eine reformierte Kirchengemeinde und der Pfarrer einer reformierten Kirchengemeinde werden an der Bildung der Kreissynode
                                 des örtlichen Kirchenkreises erstmalig bei der Neubildung der Kreissynoden im Herbst 1998 beteiligt.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              5.2

                           
                           	
                               1 Gehören Gemeindeglieder oder Mitarbeiter einer reformierten Kirchengemeinde zugleich Organen des reformierten Kirchenkreises
                                 und des örtlichen Kirchenkreises an, so sind örtlicher Kirchenkreis und reformierter Kirchenkreis darum bemüht, terminliche
                                 Überschneidungen zu vermeiden.  2 Ist eine Überschneidung nicht vermeidbar, so hat die Zugehörigkeit zu dem Organ des reformierten Kirchenkreises Vorrang.  3 Satz 1 und 2 gilt für die Zugehörigkeit zum Pfarrkonvent entsprechend.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 2

                  

                  Diese Durchführungsbestimmungen treten am 1. Juli 1996 in Kraft.

               

            

         

      

      

   
      

      
         Theologische Erklärung zur gegenwärtigen
Lage der Deutschen Evangelischen Kirche
(Barmer Theologische Erklärung)
         

      

      
         vom 31. Mai 1934

      

       1 Die Deutsche Evangelische Kirche ist nach den Eingangsworten ihrer Verfassung vom 11. Juli 1933 ein Bund der aus der Reformation erwachsenen, gleichberechtigt nebeneinanderstehenden Bekenntniskirchen.  2 Die theologische Voraussetzung der Vereinigung dieser Kirchen ist in Artikel 1 und Artikel 2, 1 der von der Reichsregierung
            am 14. Juli 1933 anerkannten Verfassung der Deutschen Evangelischen Kirche angegeben:
         

         Art. 1: Die unantastbare Grundlage der Deutschen Evangelischen Kirche ist das Evangelium von Jesus Christus, wie es uns in
            der Heiligen Schrift bezeugt und in den Bekenntnissen der Reformation neu ans Licht getreten ist.  3 Hierdurch werden die Vollmachten, deren die Kirche für ihre Sendung bedarf, bestimmt und begrenzt.
         

          4 Art. 2, 1: Die Deutsche Evangelische Kirche gliedert sich in Kirchen (Landeskirchen).
         

          5 Wir, die zur Bekenntnissynode der Deutschen Evangelischen Kirche vereinigten Vertreter lutherischer, reformierter und unierter
            Kirchen, freier Synoden, Kirchentage und Gemeindekreise erklären, daß wir gemeinsam auf dem Boden der Deutschen Evangelischen
            Kirche als eines Bundes der deutschen Bekenntniskirchen stehen.  6 Uns fügt dabei zusammen das Bekenntnis zu dem einen Herrn der einen, heiligen, allgemeinen und apostolischen Kirche.  7 Wir erklären vor der Öffentlichkeit aller evangelischen Kirchen Deutschlands, daß die Gemeinsamkeit dieses Bekenntnisses und
            damit auch die Einheit der Deutschen Evangelischen Kirche aufs schwerste gefährdet ist.  8 Sie ist bedroht durch die in dem ersten Jahr des Bestehens der Deutschen Evangelischen Kirche mehr und mehr sichtbar gewordene
            Lehr- und Handlungsweise der herrschenden Kirchenpartei der Deutschen Christen und des von ihr getragenen Kirchenregimentes.
             9 Diese Bedrohung besteht darin, daß die theologische Voraussetzung, in der die Deutsche Evangelische Kirche vereinigt ist,
            sowohl seitens der Führer und Sprecher der Deutschen Christen als auch seitens des Kirchenregimentes dauernd und grundsätzlich
            durch fremde Voraussetzungen durchkreuzt und unwirksam gemacht wird.  10 Bei deren Geltung hört die Kirche nach allen bei uns in Kraft stehenden Bekenntnissen auf, Kirche zu sein.  11 Bei deren Geltung wird also auch die Deutsche Evangelische Kirche als Bund der Bekenntniskirchen innerlich unmöglich.
 12 Gemeinsam dürfen und müssen wir als Glieder lutherischer, reformierter und unierter Kirchen heute in dieser Sache reden.  13 Gerade weil wir unseren verschiedenen Bekenntnissen treu sein und bleiben wollen, dürfen wir nicht schweigen, da wir glauben,
            daß uns in einer Zeit gemeinsamer Not und Anfechtung ein gemeinsames Wort in den Mund gelegt ist.  14 Wir befehlen es Gott, was dies für das Verhältnis der Bekenntniskirchen untereinander bedeuten mag.  15 Wir bekennen uns angesichts der die Kirche verwüstenden und damit auch die Einheit der Deutschen Evangelischen Kirche sprengenden
            Irrtümer der Deutschen Christen und der gegenwärtigen Reichskirchenregierung zu folgenden evangelischen Wahrheiten:
         

         1.  1 Ich bin der Weg und die Wahrheit und das Leben; niemand kommt zum Vater denn durch mich. (Joh. 14, 6.)
 2 „Wahrlich, wahrlich, ich sage euch: Wer nicht zur Tür hineingeht in den Schafstall, sondern steigt anderswo hinein, der ist
            ein Dieb und Räuber. Ich bin die Tür; wenn jemand durch mich hineingeht, wird er selig werden.“  (Joh 10,1.9.)
 3 Jesus Christus, wie er uns in der Heiligen Schrift bezeugt wird, ist das eine Wort Gottes, das wir zu hören, dem wir im Leben
            und im Sterben zu vertrauen und zu gehorchen haben.
 4 Wir verwerfen die falsche Lehre, als könne und müsse die Kirche als Quelle ihrer Verkündigung außer und neben diesem einen
            Worte Gottes auch noch andere Ereignisse und Mächte, Gestalten und Wahrheiten als Gottes Offenbarung anerkennen.
         

         2.  1 „Jesus Christus hat uns gemacht von Gott zur Weisheit und zur Gerechtigkeit und zur Heiligung und zur Erlösung.“ (1. Kor.
            1, 30.)
 2 Wie Jesus Christus Gottes Zuspruch der Vergebung aller unserer Sünden ist, so und mit gleichem Ernst ist er auch Gottes kräftiger
            Anspruch auf unser ganzes Leben; durch ihn widerfährt uns frohe Befreiung aus den gottlosen Bindungen dieser Welt zu freiem,
            dankbarem Dienst an seinen Geschöpfen.
 3 Wir verwerfen die falsche Lehre, als gebe es Bereiche unseres Lebens, in denen wir nicht Jesus Christus, sondern anderen Herren
            zu eigen wären, Bereiche, in denen wir nicht der Rechtfertigung und Heiligung durch ihn bedürften.
         

         3.  1 „Lasset uns aber rechtschaffen sein in der Liebe und wachsen in allen Stücken an dem, der das Haupt ist, Christus, von welchem
            aus der ganze Leib zusammengefügt ist.“ (Eph. 4, 15. 16.)
 2 Die christliche Kirche ist die Gemeinde von Brüdern, in der Jesus Christus in Wort und Sakrament durch den Heiligen Geist
            als der Herr gegenwärtig handelt.  3 Sie hat mit ihrem Glauben wie mit ihrem Gehorsam, mit ihrer Botschaft wie mit ihrer Ordnung mitten in der Welt der Sünde als
            die Kirche der begnadigten Sünder zu bezeugen, daß sie allein sein Eigentum ist, allein von seinem Trost und von seiner Weisung
            in Erwartung seiner Erscheinung lebt und leben möchte.
 4 Wir verwerfen die falsche Lehre, als dürfe die Kirche die Gestalt ihrer Botschaft und ihrer Ordnung ihrem Belieben oder dem
            Wechsel der jeweils herrschenden weltanschaulichen und politischen Überzeugungen überlassen.
         

         4.  1 „Ihr wißt, daß die Herrscher ihre Völker niederhalten und die Mächtigen ihnen Gewalt antun. So soll es nicht sein unter euch;
            sondern wer unter euch groß sein will, der sei euer Diener.“ (Matth 20, 25.26.)
 2 Die verschiedenen Ämter in der Kirche begründen keine Herrschaft der einen über die anderen, sondern die Ausübung des der
            ganzen Gemeinde anvertrauten und befohlenen Dienstes.  3 Wir verwerfen die falsche Lehre, als könne und dürfe sich die Kirche abseits von diesem Dienst besondere, mit Herrschaftsbefugnissen
            ausgestattete Führer geben und geben lassen.
         

         5.  1 „Fürchtet Gott, ehret den König!“ (1. Petr. 2, 17.)
 2 Die Schrift sagt uns, daß der Staat nach göttlicher Anordnung die Aufgabe hat in der noch nicht erlösten Welt, in der auch
            die Kirche steht, nach dem Maß menschlicher Einsicht und menschlichen Vermögens unter Androhung und Ausübung von Gewalt für
            Recht und Frieden zu sorgen.  3 Die Kirche erkennt in Dank und Ehrfurcht gegen Gott die Wohltat dieser seiner Anordnung an.  4 Sie erinnert an Gottes Reich, an Gottes Gebot und Gerechtigkeit und damit an die Verantwortung der Regierenden und Regierten.
             5 Sie vertraut und gehorcht der Kraft des Wortes, durch das Gott alle Dinge trägt.
 6 Wir verwerfen die falsche Lehre, als solle und könne der Staat über seinen besonderen Auftrag hinaus die einzige und totale
            Ordnung menschlichen Lebens werden und also auch die Bestimmung der Kirche erfüllen.
 7 Wir verwerfen die falsche Lehre, als solle und könne sich die Kirche über ihren besonderen Auftrag hinaus staatliche Art,
            staatliche Aufgaben und staatliche Würde aneignen und damit selbst zu einem Organ des Staates werden.
         

         6.  1 „Siehe, ich bin bei euch alle Tage bis an der Welt Ende.“ (Matth. 28, 20.)
 2 „Gottes Wort ist nicht gebunden.“ (2. Tim. 2, 9.)
 3 Der Auftrag der Kirche, in welchem ihre Freiheit gründet, besteht darin, an Christi Statt und also im Dienst seines eigenen
            Wortes und Werkes durch Predigt und Sakrament die Botschaft von der freien Gnade Gottes auszurichten an alles Volk.
 4 Wir verwerfen die falsche Lehre, als könne die Kirche in menschlicher Selbstherrlichkeit das Wort und Werk des Herrn in den
            Dienst irgendwelcher eigenmächtig gewählter Wünsche, Zwecke und Pläne stellen.
         

          5 Die Bekenntnissynode der Deutschen Evangelischen Kirche erklärt, daß sie in der Anerkennung dieser Wahrheiten und in der Verwerfung
            dieser Irrtümer die unumgängliche theologische Grundlage der Deutschen Evangelischen Kirche als eines Bundes der Bekenntniskirche
            sieht.  6 Sie fordert alle, die sich ihrer Erklärung anschließen können, auf, bei ihren kirchenpolitischen Entscheidungen dieser theologischen
            Erkenntnisse eingedenk zu sein.  7 Sie bitte allem die es angeht, in die Einheit des Glaubens, der Liebe und der Hoffnung zurückzukehren.
 8 Verbum Dei manet in aeternum.
         

      

      

   
      

      
         Konkordie Reformatorischer Kirchen in
Europa (Leuenberger Konkordie)
         

      

      
         Vom 16. März 1973

      

      1  1 Die dieser Konkordie zustimmenden lutherischen, reformierten und aus ihnen hervorgegangenen unierten Kirchen sowie die ihnen
         verwandten vorreformatorischen Kirchen der Waldenser und der Böhmischen Brüder stellen aufgrund ihrer Lehrgespräche unter
         sich das gemeinsame Verständnis des Evangeliums fest, wie es nachstehend ausgeführt wird.  2 Dieses ermöglicht ihnen, Kirchengemeinschaft zu erklären und zu verwirklichen.  3 Dankbar dafür, dass sie näher zueinander geführt worden sind, bekennen sie zugleich, dass das Ringen um Wahrheit und Einheit
         in der Kirche auch mit Schuld und Leid verbunden war und ist.
      

      2  1 Die Kirche ist allein auf Jesus Christus gegründet, der sie durch die Zuwendung seines Heils in der Verkündigung und in den
         Sakramenten sammelt und sendet.  2 Nach reformatorischer Einsicht ist darum zur wahren Einheit der Kirche die Übereinstimmung in der rechten Lehre des Evangeliums
         und in der rechten Verwaltung der Sakramente notwendig und ausreichend.  3 Von diesen reformatorischen Kriterien leiten die beteiligten Kirchen ihr Verständnis von Kirchengemeinschaft her, das im Folgenden
         dargelegt wird.
      

      
            I. Der Weg zur Gemeinschaft

         

         3  1 Angesichts wesentlicher Unterschiede in der Art des theologischen Denkens und des kirchlichen Handelns sahen sich die reformatorischen
            Väter um ihres Glaubens und Gewissens willen trotz vieler Gemeinsamkeiten nicht in der Lage, Trennungen zu vermeiden.  2 Mit dieser Konkordie erkennen die beteiligten Kirchen an, dass sich ihr Verhältnis zueinander seit der Reformationszeit gewandelt
            hat.
         

         
               1. Gemeinsame Aspekte im Aufbruch der Reformation

            

            4  1 Aus dem geschichtlichen Abstand heraus lässt sich heute deutlicher erkennen, was trotz aller Gegensätze den Kirchen der Reformation
               in ihrem Zeugnis gemeinsam war: Sie gingen aus von einer neuen befreienden und gewissmachenden Erfahrung des Evangeliums.
                2 Durch das Eintreten für die erkannte Wahrheit sind die Reformatoren gemeinsam in Gegensatz zu kirchlichen Überlieferungen
               jener Zeit geraten.  3 Übereinstimmend haben sie deshalb bekannt, dass Leben und Lehre an der ursprünglichen und reinen Bezeugung des Evangeliums
               in der Schrift zu messen sei.  4 Übereinstimmend haben sie die freie und bedingungslose Gnade Gottes im Leben, Sterben und Auferstehen Jesu Christi für jeden,
               der dieser Verheißung glaubt, bezeugt.  5 Übereinstimmend haben sie bekannt, dass Handeln und Gestalt der Kirche allein von dem Auftrag her zu bestimmen sind, dieses
               Zeugnis in der Welt aufzurichten, und dass das Wort des Herrn jeder menschlichen Gestaltung der christlichen Gemeinde überlegen
               bleibt.  6 Dabei haben sie gemeinsam mit der ganzen Christenheit das in den altkirchlichen Symbolen ausgesprochene Bekenntnis zum dreieinigen
               Gott und der Gott-Menschheit Jesu Christi aufgenommen und neu bekannt.
            

         

         
               2. Veränderte Voraussetzungen heutiger kirchlicher Situation

            

            5  1 In einer vierhundertjährigen Geschichte haben die theologische Auseinandersetzung mit den Fragen der Neuzeit, die Entwicklung
               der Schriftforschung, die kirchlichen Erneuerungsbewegungen und der wiederentdeckte ökumenische Horizont die Kirchen der Reformation
               zu neuen, einander ähnlichen Formen des Denkens und Lebens geführt.  2 Sie brachten freilich auch neue, quer durch die Konfessionen verlaufende Gegensätze mit sich.  3 Daneben wurde immer wieder, besonders in Zeiten gemeinsamen Leidens, brüderliche Gemeinschaft erfahren.  4 All dies veranlasste die Kirchen in neuer Weise, das biblische Zeugnis wie die reformatorischen Bekenntnisse, vor allem seit
               den Erweckungsbewegungen, für die Gegenwart zu aktualisieren.  5 Auf diesen Wegen haben sie gelernt, das grundlegende Zeugnis der reformatorischen Bekenntnisse von ihren geschichtlich bedingten
               Denkformen zu unterscheiden.  6 Weil die Bekenntnisse das Evangelium als das lebendige Wort Gottes in Jesus Christus bezeugen, schließen sie den Weg zu dessen
               verbindlicher Weiterbezeugung nicht ab, sondern eröffnen ihn und fordern auf, ihn in der Freiheit des Glaubens zu gehen.
            

         

      

      
            II. Das gemeinsame Verständnis des Evangeliums

         

         6 Im Folgenden beschreiben die beteiligten Kirchen ihr gemeinsames Verständnis des Evangeliums, soweit es für die Begründung
            einer Kirchengemeinschaft erforderlich ist.
         

         
               1. Die Rechtfertigungsbotschaft als die Botschaft von der freien Gnade Gottes

            

            7 Das Evangelium ist die Botschaft von Jesus Christus, dem Heil der Welt, in Erfüllung der an das Volk des Alten Bundes ergangenen
               Verheißung.
            

            8 a) Sein rechtes Verständnis haben die reformatorischen Väter in der Lehre von der Rechtfertigung zum Ausdruck gebracht.

            9 b) In dieser Botschaft wird Jesus Christus bezeugt als der Menschgewordene, in dem Gott sich mit dem Menschen verbunden
               hat;
als der Gekreuzigte und Auferstandene, der das Gericht Gottes auf sich genommen und darin die Liebe Gottes zum Sünder erwiesen
               hat, und
als der Kommende, der als Richter und Retter die Welt zur Vollendung führt.
            

            10 c)  1 Gott ruft durch sein Wort im Heiligen Geist alle Menschen zu Umkehr und Glauben und spricht dem Sünder, der glaubt, seine
               Gerechtigkeit in Jesus Christus zu.  2 Wer dem Evangelium vertraut, ist um Christi willen gerechtfertigt vor Gott und von der Anklage des Gesetzes befreit.  3 Er lebt in täglicher Umkehr und Erneuerung zusammen mit der Gemeinde im Lobpreis Gottes und im Dienst am anderen in der Gewissheit,
               dass Gott seine Herrschaft vollenden wird.  4 So schafft Gott neues Leben und setzt inmitten der Welt den Anfang einer neuen Menschheit.
            

            11 d)  1 Diese Botschaft macht die Christen frei zu verantwortlichem Dienst in der Welt und bereit, in diesem Dienst auch zu leiden.
                2 Sie erkennen, dass Gottes fordernder und gebender Wille die ganze Welt umfasst.  3 Sie treten ein für irdische Gerechtigkeit und Frieden zwischen den einzelnen Menschen und unter den Völkern.  4 Dies macht es notwendig, dass sie mit anderen Menschen nach vernünftigen, sachgemäßen Kriterien suchen und sich an ihrer Anwendung
               beteiligen.  5 Sie tun dies im Vertrauen darauf, dass Gott die Welt erhält, und in Verantwortung vor seinem Gericht.
            

            12 e) Mit diesem Verständnis des Evangeliums stellen wir uns auf den Boden der altkirchlichen Symbole und nehmen die gemeinsame
               Überzeugung der reformatorischen Bekenntnisse auf, dass die ausschließliche Heilsmittlerschaft Jesu Christi die Mitte der
               Schrift und die Rechtfertigungsbotschaft als die Botschaft von der freien Gnade Gottes Maßstab aller Verkündigung der Kirche
               ist.
            

         

         
               2. Verkündigung, Taufe und Abendmahl

            

            13  1 Das Evangelium wird uns grundlegend bezeugt durch das Wort der Apostel und Propheten in der Heiligen Schrift Alten und Neuen
               Testaments.  2 Die Kirche hat die Aufgabe, dieses Evangelium weiterzugeben durch das mündliche Wort der Predigt, durch den Zuspruch an den
               einzelnen und durch Taufe und Abendmahl.  3 In der Verkündigung, Taufe und Abendmahl ist Jesus Christus durch den Heiligen Geist gegenwärtig.  4 So wird den Menschen die Rechtfertigung in Christus zuteil, und so sammelt der Herr seine Gemeinde.  5 Er wirkt dabei in vielfältigen Ämtern und Diensten und im Zeugnis aller Glieder seiner Gemeinde.
            

            14 a) Taufe
 1 Die Taufe wird im Namen des Vaters, des Sohnes und des Heiligen Geistes mit Wasser vollzogen.  2 In ihr nimmt Jesus Christus den der Sünde und dem Sterben verfallenen Menschen unwiderruflich in seine Heilsgemeinschaft auf,
               damit er eine neue Kreatur sei.  3 Er beruft ihn in der Kraft des Heiligen Geistes in seine Gemeinde und zu einem Leben aus Glauben, zur täglichen Umkehr und
               Nachfolge.
            

            15 b) Abendmahl
 1 Im Abendmahl schenkt sich der auferstandene Jesus Christus in seinem für alle dahingegebenen Leib und Blut durch sein verheißendes
               Wort mit Brot und Wein.  2 Er gewährt uns dadurch Vergebung der Sünden und befreit uns zu einem neuen Leben aus Glauben.  3 Er lässt uns neu erfahren, dass wir Glieder an seinem Leibe sind.  4 Er stärkt uns zum Dienst an den Menschen.
            

            16  1 Wenn wir das Abendmahl feiern, verkündigen wir den Tod Christi, durch den Gott die Welt mit sich selbst versöhnt hat.  2 Wir bekennen die Gegenwart des auferstandenen Herrn unter uns.  3 In der Freude darüber, dass der Herr zu uns gekommen ist, warten wir auf seine Zukunft in Herrlichkeit.
            

         

      

      
            III. Die Übereinstimmung angesichts der Lehrverurteilungen der Reformationszeit

         

         17  1 Die Gegensätze, die von der Reformationszeit an eine Kirchengemeinschaft zwischen den lutherischen und reformierten Kirchen
            unmöglich gemacht und zu gegenseitigen Verwerfungsurteilen geführt haben, betrafen die Abendmahlslehre, die Christologie und
            die Lehre von der Prädestination.  2 Wir nehmen die Entscheidung der Väter ernst, könne aber heute folgendes gemeinsam dazu sagen:
         

         
               1. Abendmahl

            

            18  1 Im Abendmahl schenkt sich der auferstandene Jesus Christus in seinem für alle dahingegebenen Leib und Blut durch sein verheißendes
               Wort mit Brot und Wein.  2 So gibt er sich selbst vorbehaltlos allen, die Brot und Wein empfangen; der Glaube empfängt das Mahl zum Heil, der Unglaube
               zum Gericht.
            

            19  1 Die Gemeinschaft mit Jesus Christus in seinem Leib und Blut können wir nicht vom Akt des Essens und Trinkens trennen.  2 Ein Interesse an der Art der Gegenwart Christi im Abendmahl, das von dieser Handlung absieht, läuft Gefahr, den Sinn des Abendmahls
               zu verdunkeln.
            

            20 Wo solche Übereinstimmung zwischen Kirchen besteht, betreffen die Verwerfungen der reformatorischen Bekenntnisse nicht
               den Stand der Lehre dieser Kirchen.
            

         

         
               2. Christologie

            

            21  1 In dem wahren Menschen Jesus Christus hat sich der ewige Sohn und damit Gott selbst zum Heil in die verlorene Menschheit hineingegeben.
                2 Im Verheißungswort und Sakrament macht der Heilige Geist und damit Gott selbst uns Jesus als Gekreuzigten und Auferstandenen
               gegenwärtig.
            

            22 Im Glauben an diese Selbsthingabe Gottes in seinem Sohn sehen wir uns angesichts der geschichtlichen Bedingtheit überkommener
               Denkformen vor die Aufgabe gestellt, neu zur Geltung zu bringen, was die reformierte Tradition in ihrem besonderen Interesse
               an der Unversehrtheit von Gottheit und Menschheit Jesu und was die lutherische Tradition in ihrem besonderen Interesse an
               seiner völligen Personeinheit geleitet hat.
            

            23 Angesichts dieser Sachlage können wir heute die früheren Verwerfungen nicht nachvollziehen.

         

         
               3. Prädestination

            

            24  1 Im Evangelium wird die bedingungslose Annahme des sündigen Menschen durch Gott verheißen.  2 Wer darauf vertraut, darf des Heils gewiss sein und Gottes Erwählung preisen.  3 Über die Erwählung kann deshalb nur im Blick auf die Berufung zum Heil in Christus gesprochen werden.
            

            25  1 Der Glaube macht zwar die Erfahrung, dass die Heilsbotschaft nicht von allen angenommen wird, er achtet jedoch das Geheimnis
               von Gottes Wirken.  2 Er bezeugt zugleich den Ernst menschlicher Entscheidung wie die Realität des universalen Heilswillens Gottes.  3 Das Christuszeugnis der Schrift verwehrt uns, einen ewigen Ratschluss Gottes zur definitiven Verwerfung gewisser Personen
               oder eines Volkes anzunehmen.
            

            26 Wo solche Übereinstimmung zwischen Kirchen besteht, betreffen die Verwerfungen der reformatorischen Bekenntnisse nicht
               den Stand der Lehre dieser Kirchen.
            

         

         
               4. Folgerungen

            

            27  1 Wo diese Feststellungen anerkannt werden, betreffen die Verwerfungen der reformatorischen Bekenntnisse zum Abendmahl, zur
               Christologie und zur Prädestination den Stand der Lehre nicht.  2 Damit werden die von den Vätern vollzogenen Verwerfungen nicht als unsachgemäß bezeichnet, sie sind jedoch kein Hindernis
               mehr für die Kirchengemeinschaft.
            

            28  1 Zwischen unseren Kirchen bestehen beträchtliche Unterschiede in der Gestaltung des Gottesdienstes, in den Ausprägungen der
               Frömmigkeit und in den kirchlichen Ordnungen.  2 Diese Unterschiede werden in den Gemeinden oft stärker empfunden als die überkommenen Lehrgegensätze.  3 Dennoch vermögen wir nach dem Neuen Testament und den reformatorischen Kriterien der Kirchengemeinschaft in diesen Unterschieden
               keine kirchentrennenden Faktoren zu erblicken.
            

         

      

      
            IV. Erklärung der Verwirklichung der Kirchengemeinschaft

         

         29 Kirchengemeinschaft im Sinne dieser Konkordie bedeutet, dass Kirchen verschiedenen Bekenntnisstandes aufgrund der gewonnenen
            Übereinstimmung im Verständnis des Evangeliums einander Gemeinschaft an Wort und Sakrament gewähren und eine möglichst große
            Gemeinsamkeit in Zeugnis und Dienst an der Welt erstreben.
         

         
               1. Erklärung der Kirchengemeinschaft

            

            30 Mit der Zustimmung zu der Konkordie erklären die Kirchen in der Bindung an die sie verpflichtenden Bekenntnisse oder unter
               Berücksichtigung ihrer Traditionen:
            

            31 a) Sie stimmen im Verständnis des Evangeliums, wie es in den Teilen II und III Ausdruck gefunden hat, überein.
            

            32 b) Die in den Bekenntnisschriften ausgesprochenen Lehrverurteilungen betreffen entsprechend den Feststellungen des Teils III nicht den gegenwärtigen Stand der Lehre der zustimmenden Kirchen.
            

            33 c)  1 Sie gewähren einander Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft.  2 Das schließt die gegenseitige Anerkennung der Ordination und die Ermöglichung der Interzelebration ein.
            

            34  1 Mit diesen Feststellungen ist Kirchengemeinschaft erklärt.  2 Die dieser Gemeinschaft seit dem 16. Jahrhundert entgegenstehenden Trennungen sind aufgehoben.  3 Die beteiligten Kirchen sind der Überzeugung, dass sie gemeinsam an der einen Kirche Jesu Christi teilhaben und dass der Herr
               sie zum gemeinsamen Dienst befreit und verpflichtet.
            

         

         
               2. Verwirklichung der Kirchengemeinschaft

            

            35  1 Die Kirchengemeinschaft verwirklicht sich im Leben der Kirchen und Gemeinden.  2 Im Glauben an die einigende Kraft des Heiligen Geistes richten sie ihr Zeugnis und ihren Dienst gemeinsam aus und bemühen
               sich um die Stärkung und Vertiefung der gewonnenen Gemeinschaft.
            

            36 a) Zeugnis und Dienst
 1 Die Verkündigung der Kirchen gewinnt in der Welt an Glaubwürdigkeit, wenn sie das Evangelium in Einmütigkeit bezeugen.  2 Das Evangelium befreit und verbindet die Kirchen zum gemeinsamen Dienst.  3 Als Dienst der Liebe gilt er dem Menschen mit seinen Nöten und sucht deren Ursachen zu beheben.  4 Die Bemühung um Gerechtigkeit und Frieden in der Welt verlangt von den Kirchen zunehmend die Übernahme gemeinsamer Verantwortung.
            

            37 b) Theologische Weiterarbeit
 1 Die Konkordie lässt die verpflichtende Geltung der Bekenntnisse in den beteiligten Kirchen bestehen.  2 Sie versteht sich nicht als ein neues Bekenntnis.  3 Sie stellt eine im Zentralen gewonnene Übereinstimmung dar, die Kirchengemeinschaft zwischen Kirchen verschiedenen Bekenntnisstandes
               ermöglicht.  4 Die beteiligten Kirchen lassen sich bei der gemeinsamen Ausrichtung von Zeugnis und Dienst von dieser Übereinstimmung leiten
               und verpflichten sich zu kontinuierlichen Lehrgesprächen untereinander.
            

            38 Das gemeinsame Verständnis des Evangeliums, auf dem die Kirchengemeinschaft beruht, muss weiter vertieft, am Zeugnis der
               Heiligen Schrift geprüft und ständig aktualisiert werden.
            

            39  1 Es ist Aufgabe der Kirchen, an Lehrunterschieden, die in und zwischen den beteiligten Kirchen bestehen, ohne als kirchentrennend
               zu gelten, weiterzuarbeiten.  2 Dazu gehören:
hermeneutische Fragen im Verständnis der Schrift, Bekenntnis und Kirche,
Verhältnis von Gesetz und Evangelium,
Taufpraxis,
Amt und Ordination,
Zwei-Reiche-Lehre und Lehre von der Königsherrschaft Jesu Christi,
Kirche und Gesellschaft.
 3 Zugleich sind auch Probleme aufzunehmen, die sich im Hinblick auf Zeugnis und Dienst,
Ordnung und Praxis neu ergeben.
            

            40  1 Aufgrund ihres gemeinsamen Erbes müssen die reformatorischen Kirchen sich mit den Tendenzen theologischer Polarisierung auseinandersetzen,
               die sich gegenwärtig abzeichnen.  2 Die damit verbundenen Probleme greifen zum Teil weiter als die Lehrdifferenzen, die einmal den lutherisch-reformierten Gegensatz
               begründet haben.
            

            41 Es wird Aufgabe der gemeinsamen theologischen Arbeit sein, die Wahrheit des Evangeliums gegenüber Entstellungen zu bezeugen
               und abzugrenzen.
            

            42 c) Organisatorische Folgerungen
 1 Durch die Erklärung der Kirchengemeinschaft werden kirchenrechtliche Regelungen von Einzelfragen zwischen den Kirchen und
               innerhalb der Kirchen nicht vorweggenommen.  2 Die Kirchen werden jedoch bei diesen Regelungen die Konkordie berücksichtigen.
            

            43 Allein gilt, dass die Erklärung der Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft und die gegenseitige Anerkennung der Ordination
               die in den Kirchen geltenden Bestimmungen für die Anstellung im Pfarramt, die Ausübung des pfarramtlichen Dienstes und die
               Ordnungen des Gemeindelebens nicht beeinträchtigen.
            

            44  1 Die Frage eines organisatorischen Zusammenschlusses einzelner beteiligter Kirchen kann nur in der Situation entschieden werden,
               in der diese Kirchen leben.  2 Bei der Prüfung dieser Frage sollten folgende Gesichtspunkte beachtet werden:
            

            45  1 Eine Vereinheitlichung, die die lebendige Vielfalt der Verkündigungsweisen, des gottesdienstlichen Lebens, der kirchlichen
               Ordnung und der diakonischen wie gesellschaftlichen Tätigkeit beeinträchtigt, würde dem Wesen der mit dieser Erklärung eingegangenen
               Kirchengemeinschaft widersprechen.  2 Andererseits kann aber in bestimmten Situationen der Dienst der Kirche um des Sachzusammenhanges von Zeugnis und Ordnung willen
               rechtliche Zusammenschlüsse nahelegen.  3 Werden organisatorische Konsequenzen aus der Erklärung der Kirchengemeinschaft gezogen, so darf die Entscheidungsfreiheit
               der Minoritätskirchen nicht beeinträchtigt werden.
            

            46 d) Ökumenische Aspekte
Indem die beteiligten Kirchen unter sich Kirchengemeinschaft erklären und verwirklichen, handeln sie aus der Verpflichtung
               heraus, der ökumenischen Gemeinschaft aller christlichen Kirchen zu dienen.
            

            47  1 Sie verstehen eine solche Kirchengemeinschaft im europäischen Raum als einen Beitrag auf dieses Ziel hin.  2 Sie erwarten, dass die Überwindung ihrer bisherigen Trennung sich auf die ihnen konfessionell verwandten Kirchen in Europa
               und in anderen Kontinenten auswirken wird, und sind bereit, mit ihnen zusammen die Möglichkeit von Kirchengemeinschaft zu
               erwägen.
            

            48 Diese Erwartung gilt ebenfalls für das Verhältnis des Lutherischen Weltbundes und des Reformierten Weltbundes zueinander.

            49  1 Ebenso hoffen sie, dass die Kirchengemeinschaft der Begegnung und Zusammenarbeit mit Kirchen anderer Konfessionen einen neuen
               Anstoß geben wird.  2 Sie erklären sich bereit, die Lehrgespräche in diesen weiteren Horizont zu stellen.
            

         

      

      

   
      

      
         Vereinbarung über die Kirchenmitgliedschaft

      

      
         Vom 1. Februar 1970

      

      
         (ABl. EKD S. 2)

      

      Die unterzeichneten Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland bestätigen im Einvernehmen mit dem Rat der Evangelischen
         Kirche in Deutschland die nachstehenden in der Evangelischen Kirche in Deutschland geltenden Grundsätze des Kirchenmitgliedschaftsrechts
         und machen sie zum Inhalt dieser Vereinbarung.
      

      
            I.

         

          1 Innerhalb der Evangelischen Kirche in Deutschland wird nach herkömmlichem evangelischem Kirchenrecht die Kirchenmitgliedschaft
            durch die Taufe, durch evangelischen Bekenntnisstand (Zugehörigkeit zu einem in der Evangelischen Kirche in Deutschland geltenden
            Bekenntnis) und durch Wohnsitz in einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland begründet.
         

          2 Der evangelische Bekenntnisstand ergibt sich in der Regel aus der Taufe in einer Gemeinde evangelischen Bekenntnisses, bei
            Taufen außerhalb der evangelischen Kirche aus der Erziehung in einem evangelischen Bekenntnis nach dem Willen der Erziehungsberechtigten
            oder aus der Aufnahme in die evangelische Kirche.
         

      

      
            II.

         

          1 Die Kirchenmitgliedschaft besteht zur Kirchengemeinde und zur Gliedkirche des Wohnsitzes.  2 Durch die Kirchenmitgliedschaft in einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland gehört das Kirchenmitglied der
            bestehenden Gemeinschaft der deutschen evangelischen Christenheit an (Artikel 1 Absatz 2 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland).  3 Die sich daraus für das Kirchenmitglied ergebenden Rechte und Pflichten gelten im gesamten Bereich der Evangelischen Kirche
            in Deutschland.
         

          4 In dieser Gemeinschaft und in gegenseitiger Anerkennung bieten die Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland jedem
            Mitglied einer Gliedkirche den Dienst der Verkündigung, der Seelsorge und der Diakonie an und lassen es nach Maßgabe ihrer
            Ordnung zum Heiligen Abendmahl zu.
         

      

      
            III.

         

          1 Innerhalb der Evangelischen Kirche in Deutschland setzt sich bei einem Wohnsitzwechsel in den Bereich einer anderen Gliedkirche
            die Kirchenmitgliedschaft in der Gliedkirche des neuen Wohnsitzes fort.
         

          2 Zuziehende Evangelische haben das Recht, innerhalb eines Jahres zu erklären, dass sie einer anderen im Gebiet der Gliedkirche
            bestehenden evangelischen Kirche oder Religionsgemeinschaft angehören.  3 Die Erklärung hat die Wirkung, dass die Mitgliedschaft vom Zeitpunkt des Zuzuges an nicht fortgesetzt wird.
         

      

      
            IV.

         

          1 Die Gliedkirchen treffen im Benehmen mit der Evangelischen Kirche in Deutschland nähere Bestimmungen, insbesondere:
            
               	
                  über die Abgabe einer Erklärung gemäß Abschnitt III Absatz 2;
                  

               

               	
                  darüber, dass in Gebieten, in denen verschiedene Bekenntnisse oder verschiedene Gliedkirchen bestehen, zuziehende Kirchenmitglieder
                     die Möglichkeit der Wahl einer Kirchengemeinde oder Gliedkirche ihres Bekenntnisses haben;
                  

               

               	
                  über die Rechtsstellung von Kirchenmitgliedern, die sich ohne Begründung eines neuen Wohnsitzes längere Zeit im Bereich einer
                     anderen Gliedkirche aufhalten;
                  

               

               	
                  über das Ruhen der Kirchenmitgliedschaft von Kirchenmitgliedern, die aus dem Bereich der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     vorübergehend in das Ausland verziehen;
                  

               

               	
                  über die kirchlichen Wirkungen des Kirchenaustritts nach staatlichem Recht;

               

               	
                  über Form und Wirkung des Übertritts von einer Kirche oder Religionsgemeinschaft zur anderen;

               

               	
                  über die Aufnahme von aus dem Ausland zuziehenden Evangelischen;

               

               	
                  über die Doppelmitgliedschaft und die Vermeidung von kirchlichen Doppelbesteuerungen infolge Wohnsitzes im Bereich mehrerer
                     Gliedkirchen.
                  

               

            

         

          2 Die Evangelische Kirche in Deutschland wirkt darauf hin, dass die Bestimmungen der Gliedkirchen gemäß Buchst. a) bis h) übereinstimmen.
         

      

      
            V.

         

         Die vertragschließenden Gliedkirchen bestätigen diese Vereinbarung mit kirchengesetzlicher Kraft.

      

      
            VI.

         

          1 Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland wird ermächtigt, die Vereinbarung und ihre Bestätigung durch die vertragschließenden
            Gliedkirchen im Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland zu veröffentlichen und die Vereinbarung in Kraft zu setzen,
            sobald die Mehrheit der Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland in der Bundesrepublik Deutschland und in Berlin
            (West) die Vereinbarung unterzeichnet und bestätigt haben.  2 Die Inkraftsetzung ist nicht von einer Regelung der im Abschnitt IV enthaltenen Punkte durch die Gliedkirchen abhängig.
         

      

      

   
      

      
         Kirchengesetz über die Kirchenmitgliedschaft,
das kirchliche Meldewesen und den
Schutz der Daten der Kirchenmitglieder
(Kirchengesetz über die Kirchenmitgliedschaft)
         

      

      
         Vom 10. November 1976 (ABl. EKD S. 389), geändert durch Kirchengesetz
vom 8. November 2001
         

      

      
         (ABl. EKKPS 2004 S. 34; ABl. ELKTh S. 102; ABl. EKD S. 486)

      

      Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland hat aufgrund von Artikel 10 Buchst. b der Grundordnung folgendes Kirchengesetz beschlossen:
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            I.
Allgemeine Bestimmungen
            

         

         
                     § 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Innerhalb der Evangelischen Kirche in Deutschland sind Kirchenmitglieder die getauften evangelischen Christen, die ihren Wohnsitz
                     oder gewöhnlichen Aufenthalt im Bereich einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland haben, es sei denn, dass
                     sie einer anderen evangelischen Kirche oder Religionsgemeinschaft angehören.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Kirchenmitgliedschaft besteht zur Kirchengemeinde und zur Gliedkirche des Wohnsitzes des Kirchenmitgliedes.  2 Das Recht der Gliedkirchen kann bestimmen, dass die Kirchenmitgliedschaft unter besonderen Voraussetzungen auch zu einer anderen
                     Kirchengemeinde begründet wird.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Kirchenmitglied steht in der Gemeinschaft der deutschen evangelischen Christenheit.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Durch seine Mitgliedschaft in einer Kirchengemeinde und in einer Gliedkirche gehört das Kirchenmitglied zugleich der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland an.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die sich daraus ergebenden Rechte und Pflichten gelten im Gesamtbereich der Evangelischen Kirche in Deutschland.
                  

               

            

         

      

      
            II.
Rechte und Pflichten
            

         

         
                     § 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In der Gemeinschaft der deutschen evangelischen Christenheit bieten die Gliedkirchen allen Kirchenmitgliedern den Dienst der
                     Verkündigung, der Seelsorge und der Diakonie an und lassen sie nach Maßgabe ihrer Ordnungen zum Heiligen Abendmahl zu.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Rahmen der kirchlichen Ordnungen nehmen die Kirchenmitglieder an der Gestaltung des kirchlichen Lebens teil und wirken
                     bei der Besetzung kirchlicher Ämter und bei der Bildung kirchlicher Organe mit.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchenmitglieder sollen sich am kirchlichen Leben beteiligen, kirchliche Ämter und Dienste übernehmen und zu Spenden
                     bereit sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie sind verpflichtet, den Dienst der Kirche durch Leistung gesetzlich geordneter kirchlicher Abgaben mitzutragen und zu fördern.
                  

               

               
                     § 5

                  

                   1 Die Kirchenmitglieder sind verpflichtet, die Daten und Angaben mitzuteilen, die für die Wahrnehmung des Auftrages der Kirche
                     in Verkündigung, Seelsorge und Diakonie erforderlich sind.  2 Sie sind verpflichtet, auch bei den staatlichen und kommunalen Meldebehörden ihre Bekenntniszugehörigkeit anzugeben.
                  

               

            

         

      

      
            III.
Erwerb und Verlust der Kirchenmitgliedschaft
            

         

         
                     § 6

                  

                   1 Die Kirchenmitgliedschaft wird durch die Taufe in einer Kirchengemeinde, die einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in
                     Deutschland angehört, erworben.  2 Die Taufe wird im Kirchenbuch öffentlich beurkundet.
                  

               

               
                     § 7

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Getaufte ohne Kirchenmitgliedschaft erwerben die Kirchenmitgliedschaft durch Aufnahme, Wiederaufnahme oder Übertritt.  2 Ein religionsunmündiges Kind, dessen Taufe nicht in einer zu einer Gliedkirche gehörenden Kirchengemeinde stattgefunden hat,
                     erwirbt die Kirchenmitgliedschaft durch die Erklärung der Erziehungsberechtigten über die Zugehörigkeit des Kindes zu einem
                     evangelischen Bekenntnis gegenüber der nach kirchlichem Recht zuständigen Stelle.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Sinne dieses Gesetzes ist
                     
                        	
                           Aufnahme der Erwerb der Kirchenmitgliedschaft durch eine zuvor aus einer anderen christlichen Kirche oder Religionsgemeinschaft
                              mit bürgerlicher Wirkung ausgetretene Person,
                           

                        

                        	
                           Wiederaufnahme das Zurückerlangen der Rechte und Pflichten aus der Kirchenmitgliedschaft durch eine zuvor aus einer Gliedkirche
                              der Evangelischen Kirche in Deutschland mit bürgerlicher Wirkung ausgetretene Person,
                           

                        

                        	
                           Übertritt der Erwerb der Kirchenmitgliedschaft unter Aufgabe der Mitgliedschaft in einer anderen christlichen Kirche oder
                              Religionsgemeinschaft ohne vorherigen Austritt mit bürgerlicher Wirkung, sofern nicht das staatliche Recht einen vorherigen
                              Austritt erfordert.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Den Erwerb der Kirchenmitgliedschaft durch Aufnahme oder Übertritt und das Zurückerlangen der Rechte und Pflichten aus der
                     Kirchenmitgliedschaft durch Wiederaufnahme regelt das Recht der Gliedkirchen, sofern im Folgenden nichts anderes bestimmt
                     ist.
                  

               

               
                     § 7a

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Entscheidung über Aufnahme und Wiederaufnahme erfolgt aufgrund einer Erklärung über die Herstellung der Kirchenmitgliedschaft
                     bzw. das Zurückerlangen der Rechte und Pflichten aus der Kirchenmitgliedschaft gegenüber der nach gliedkirchlichem Recht zuständigen
                     Stelle.  2 § 9 Abs. 3 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Bei der Aufnahme kann die Kirchenmitgliedschaft zur Kirchengemeinde des Wohnsitzes auch in jeder Stelle im Bereich der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland erworben werden, die nach jeweiligem gliedkirchlichen Recht zu diesem Zweck besonders errichtet worden
                     ist.  2 Satz 1 gilt für das Zurückerlangen der Rechte und Pflichten aus der Kirchenmitgliedschaft durch Wiederaufnahme entsprechend.
                      3 Aufnahme und Wiederaufnahme vollziehen sich nach dem Recht der Gliedkirche, in der die besonders errichtete Stelle belegen
                     ist.  4 Soweit im Bereich des Wohnsitzes mehrere Gliedkirchen bestehen, weisen die Stellen darauf hin.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Gliedkirchen können durch gliedkirchliches Recht oder zwischenkirchliche Vereinbarungen mit Wirkung für den Geltungsbereich
                     der jeweiligen Bestimmungen weitergehende Regelungen über die Aufnahme und die Wiederaufnahme treffen.
                  

               

               
                     § 8

                  

                   1 Bei einem Wohnsitzwechsel in den Bereich einer anderen Gliedkirche setzt sich die Kirchenmitgliedschaft in der Gliedkirche
                     des neuen Wohnsitzes fort.  2 Dies gilt nicht, wenn das zuziehende Kirchenmitglied sich einer anderen evangelischen Kirche im Bereich der Gliedkirche seines
                     neuen Wohnsitzes anschließt und dies der nach kirchlichem Recht zuständigen Stelle innerhalb eines Jahres nach Zuzug nachweist.
                      3 In diesem Falle endet die Kirchenmitgliedschaft mit dem Zeitpunkt des Zuzugs.
                  

               

               
                     § 9

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zuziehende Evangelische, die keiner Gliedkirche angehören, erwerben die Kirchenmitgliedschaft durch Erklärung gegenüber der
                     nach kirchlichem Recht zuständigen Stelle:
                     
                        	
                           wenn sie früher Kirchenmitglieder waren und von dem Recht nach § 8 Satz 2 dieses Kirchengesetzes Gebrauch gemacht hatten;
                           

                        

                        	
                           wenn sie bisher Mitglieder einer evangelischen Kirche oder Religionsgemeinschaft waren.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zuziehende Evangelische, die einer evangelischen Kirche oder Religionsgemeinschaft angehört haben, mit der eine Vereinbarung
                     über die Kirchenmitgliedschaft abgeschlossen worden ist, erwerben die Kirchenmitgliedschaft nach den Bestimmungen dieser Vereinbarung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Angaben gegenüber der staatlichen Meldebehörde gelten als Erklärung im Sinne von Absatz 1.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Bestimmung des § 8 Satz 2 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 10

                  

                  Die Kirchenmitgliedschaft endet
                     
                        	
                           mit Fortzug aus dem Geltungsbereich dieses Kirchengesetzes; § 11 bleibt unberührt;
                           

                        

                        	
                           durch Übertritt zu einer anderen Kirche oder Religionsgemeinschaft nach dem Recht der Gliedkirche; oder

                        

                        	
                           mit dem Wirksamwerden der nach staatlichem Recht zulässigen Austrittserklärung.

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            IV.
Auslandsaufenthalt
            

         

         
                     § 11

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Gibt ein Kirchenmitglied seinen Wohnsitz im Inland nur vorübergehend auf, bleibt seine Kirchenmitgliedschaft bestehen.  2 Dies gilt auch, wenn sich das Kirchenmitglied einer evangelischen Kirche seines Aufenthaltsortes anschließt.  3 Für die Zeit der vorübergehenden Abwesenheit ist das Kirchenmitglied von seinen Pflichten gegenüber der Kirchengemeinde, der
                     Gliedkirche und der Evangelischen Kirche in Deutschland befreit und ist nicht wahlberechtigt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Bei Rückkehr in den Bereich einer anderen Gliedkirche setzt sich die Kirchenmitgliedschaft in der Gliedkirche des neuen Wohnsitzes
                     fort.  2 § 8 Satz 2 ist entsprechend anzuwenden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 gelten auch für kirchliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die in einen Auslandsdienst
                     entsandt werden; ihre dienst- oder arbeitsrechtlichen Beziehungen zur Evangelischen Kirche in Deutschland oder einer ihrer
                     Gliedkirchen bleiben unberührt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Gibt ein Kirchenmitglied seinen Wohnsitz im Inland vorübergehend oder endgültig auf, kann das Recht der Gliedkirchen ausnahmsweise
                     bestimmen, dass aufgrund ausdrücklicher Erklärung die Rechte und Pflichten aus der Kirchenmitgliedschaft bestehen bleiben,
                     wenn die Lage des Wohnsitzes im Ausland eine regelmäßige Teilnahme am Leben einer inländischen Kirchengemeinde zulässt und
                     ökumenische Belange nicht entgegenstehen.  2 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.  3 Die Erklärung kann mit Wirkung für die Zukunft gegenüber der inländischen Kirchengemeinde widerrufen werden.  4 Der Widerruf bedarf der Schriftform.
                  

               

               
                     § 11 a

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchenmitgliedschaft vorübergehend im Auslandseinsatz befindlicher Angehöriger der Bundeswehr und derer mit ihnen im
                     Ausland lebenden Familienmitglieder wird auch durch die Taufe im Rahmen der evangelischen Seelsorge in der Bundeswehr erworben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Personen nach Absatz 1, die getauft sind, können in entsprechender Anwendung von § 7 a Abs. 2 aufgrund einer Erklärung gegenüber einer Stelle der evangelischen Seelsorge in der Bundeswehr, die der Militärbischof oder
                     die Militärbischöfin zu diesem Zweck errichtet oder bevollmächtigt hat, durch Aufnahme die Kirchenmitgliedschaft erwerben
                     bzw. durch Wiederaufnahme die Rechte und Pflichten der Kirchenmitgliedschaft zurückerlangen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 In den Fällen der Absätze 1 und 2 entsteht die Kirchenmitgliedschaft zur Kirchengemeinde des bestehenden oder letzten inländischen
                     Wohnsitzes.  2 § 11 Abs. 1 gilt entsprechend.  3 Bei Rückkehr in den Bereich der Evangelischen Kirche in Deutschland setzt sich die Kirchenmitgliedschaft in der Gliedkirche
                     des Wohnsitzes fort.  4 § 8 Satz 2 ist entsprechend anzuwenden.
                  

               

            

         

      

      
            V.
Wahl der Gliedkirche und der Kirchengemeinde
            

         

         
                     § 12

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Soweit in Gebieten mehrere Gliedkirchen bestehen, treffen die beteiligten Gliedkirchen im Benehmen mit dem Rat der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland Regelungen darüber, dass zuziehende Kirchenmitglieder wählen können, welcher Gliedkirche sie angehören
                     wollen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In einer Gliedkirche, in der verschiedene Bekenntnisse bestehen, wird die Wahl der Kirchengemeinde des persönlichen Bekenntnisstandes
                     durch das Recht dieser Gliedkirche geregelt.
                  

               

            

         

      

      
            VI.
Übertritt
            

         

         
                     § 13

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bei einem Übertritt zu einer anderen Kirche (§ 10 Nr. 2) endet die Kirchenmitgliedschaft mit dem Ablauf des Monats, in dem die Übertrittserklärung wirksam geworden ist, jedoch nicht
                     vor dem Beginn der Mitgliedschaft in der anderen Kirche.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Vorschriften des staatlichen Rechts bleiben unberührt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Vereinbarungen der Gliedkirchen, die den Übertritt regeln, werden im Benehmen mit dem Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     getroffen.
                  

               

            

         

      

      
            VII.
Gemeindegliederverzeichnis
            

         

         
                     § 14

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 In den Gliedkirchen wird für jede Kirchengemeinde ein Verzeichnis der Kirchenmitglieder geführt (Gemeindegliederverzeichnis).
                      2 Das Gemeindegliederverzeichnis enthält die Daten der Kirchenmitglieder mit ihren Familienangehörigen (Familienverbund).  3 Der Datenkatalog des Gemeindegliederverzeichnisses wird durch Rechtsverordnung festgestellt und fortgeschrieben.  4 Die Rechtsverordnung erlässt der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland mit Zustimmung der Kirchenkonferenz.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Das Recht der Gliedkirchen bestimmt, welche kirchlichen Körperschaften und Stellen zur Führung der Gemeindegliederverzeichnisse
                     verpflichtet sind.  2 Die Gliedkirchen treffen ferner nähere Bestimmungen über den Aufbau und die Organisation der Gemeindegliederverzeichnisse.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die persönlichen Daten der Kirchenmitglieder sind in den Gemeindegliederverzeichnissen zu berichtigen, wenn sie unrichtig
                     sind oder unrichtig werden.
                  

               

            

         

      

      
            VIII.
Datenschutz
            

         

         
                     § 15

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die zur Führung der Gemeindegliederverzeichnisse bestimmten kirchlichen Körperschaften und Stellen sind berechtigt, den nach
                     dem Recht der Gliedkirche zuständigen kirchlichen Stellen die zur Wahrnehmung des Auftrages der Kirche erforderlichen Daten
                     zur Verfügung zu stellen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sind Werke und Einrichtungen für die Erfüllung des Auftrages der Kirche in den Gliedkirchen verantwortlich, können ihnen die
                     Daten insoweit weitergegeben werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Recht der Gliedkirchen regelt die Einhaltung der Zweckbestimmung sowie das Verfahren der Datenweitergabe.
                  

               

            

         

      

      
            IX.
Kirchliches Meldeverfahren
            

         

         
                     § 16

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Kirchenmitglied ist verpflichtet, sich bei der Begründung eines neuen oder eines weiteren Wohnsitzes bei der für den neuen
                     Wohnsitz zuständigen Kirchengemeinde oder der nach § 14 Abs. 2 bestimmten kirchlichen Stelle anzumelden.  2 Dieser Verpflichtung ist genügt, wenn sich das Kirchenmitglied unter Angabe der Religionszugehörigkeit bei der staatlichen
                     oder kommunalen Meldebehörde anmeldet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die kirchlichen Stellen fordern die in der Rechtsverordnung gemäß § 14 Abs. 1 Satz 3 aufgeführten Daten von dem Kirchenmitglied nur an, wenn sie die Daten von den staatlichen oder kommunalen Meldebehörden,
                     von der Kirchengemeinde des früheren Wohnsitzes des Kirchenmitgliedes oder aus eigenen Unterlagen nicht oder nur unvollständig
                     erhalten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Hat das Kirchenmitglied das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet, so sind seine gesetzlichen Vertreter oder seine Sorgeberechtigten
                     zur Angabe der Daten verpflichtet.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Kirchengemeinden oder die nach dem Recht der Gliedkirchen sonst zuständigen Stellen sind verpflichtet, die sich aus den
                     Kirchenbüchern ergebenden Daten über Taufen, Konfirmationen, Trauungen sowie Bestattungen sowie die Daten über Aufnahmen,
                     Wiederaufnahmen, Übertritte und Austritte von Kirchenmitgliedern umgehend der Stelle mitzuteilen, die das Gemeindegliederverzeichnis
                     führt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Kirchengemeinden können den staatlichen oder kommunalen Meldebehörden die in der Rechtsverordnung gemäß § 14 Abs. 1 Satz 3 aufgeführten Daten der Kirchenmitglieder übermitteln, soweit das nach staatlichem Recht zulässig ist und kirchliche Datenschutzbestimmungen
                     dem nicht entgegenstehen.
                  

               

            

         

      

      
            X.
Datenaustausch
            

         

         
                     § 17

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Gliedkirchen gewährleisten den für die Erfüllung des Auftrages der Kirche erforderlichen Datenaustausch.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Werden die Daten der Kirchenmitglieder mit Hilfe von Datenverarbeitungsanlagen gespeichert und verarbeitet, sind die Gliedkirchen
                     verpflichtet, ein einheitliches Programm der Datenverarbeitung für die Daten der Kirchenmitglieder zu entwickeln oder den
                     automatischen Datenträgeraustausch auf andere Weise sicherzustellen.
                  

               

            

         

      

      
            XI.
Datenschutz
            

         

         
                     § 18

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland und ihre Gliedkirchen sowie die ihrer Aufsicht unterstehenden Körperschaften, Werke
                     und Einrichtungen sind verpflichtet, die in den Gemeindegliederverzeichnissen enthaltenen persönlichen Daten der Kirchenmitglieder
                     gegen Missbrauch zu schützen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Weitergabe von Daten ist nur zulässig, wenn auch bei dem Empfänger ausreichende Maßnahmen gegen den Missbrauch der Daten
                     getroffen worden sind.
                  

               

               
                     § 19

                  

                  Die Kirchenmitgliedschaft wird vermutet, wenn die Daten des staatlichen oder kommunalen Melderegisters entsprechende Angaben
                     enthalten.
                  

               

            

         

      

      
            XII.
Schlussbestimmungen
            

         

         
                     § 20

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Gliedkirchen erlassen für ihren Bereich die zur Ergänzung und Durchführung dieses Kirchengesetzes erforderlichen Bestimmungen.
                      2 Durchführungsbestimmungen der Evangelischen Kirche in Deutschland erlässt der Rat durch Rechtsverordnung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Änderungen der in den Abschnitten I bis III dieses Kirchengesetzes niedergelegten Grundsätze bedürfen der Zustimmung aller Gliedkirchen.  2 Änderungen des Kirchengesetzes im Übrigen bedürfen der Zustimmung der Kirchenkonferenz mit einer Mehrheit von zwei Dritteln
                     ihrer gesetzlichen Mitgliederzahl.
                  

               

               
                     § 21

                  

                  Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1978 in Kraft.

               

            

         

      

      

   
      

      
         Verordnung zum Kirchengesetz über die
Kirchenmitgliedschaft
         

      

      
         Vom 21. Juni 1985

      

      
         (ABl. EKD S. 347)

      

      Gemäß § 20 Abs. 1 Satz 2 des Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft, das kirchliche Meldewesen und den Schutz der Daten der Kirchenmitglieder
         (Kirchengesetz über die Kirchenmitgliedschaft) vom 10. November 1976 (ABl. EKD S. 389) wird mit Zustimmung der Kirchenkonferenz
         verordnet:
      

      
                     § 1

                  

                  Wohnsitz im Sinne des kirchlichen Mitgliedschaftsrechts ist die nach dem staatlichen Melderecht ausgewiesene Hauptwohnung.

               

               
                     § 2

                  

                  Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1985 in Kraft.

               

            

         

      

      

   
      

      
         Verordnung zur Durchführung der §§ 7 a
und 11 a Kirchenmitgliedschaftsgesetz
(KMG-Durchführungs-VO)
         

      

      
         Vom 10. Dezember 2004

      

      
         (ABl. 2005 S. 134)
         

      

      Aufgrund der Zustimmung aller Gliedkirchen der EKD zum Ersten Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft
         und der damit verbundenen Anerkennung der durch die Gliedkirchen getroffenen Regelungen erlässt der Rat der EKD zur Durchführung
         der §§ 7a und 11a des Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft, das kirchliche Meldewesen und den Schutz der Daten der Kirchenmitglieder
         (Kirchenmitgliedschaftsgesetz – KMG) vom 10. November 1976 (ABI. EKD S. 398), geändert durch Kirchengesetz vom 8. November
         2001 (ABI. EKD S. 486), gemäß § 20 Abs. 1  Satz 2 des KMG folgende Verordnung:
      

      
                     § 1
Datenweiterleitung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Erfolgt die Aufnahme/Wiederaufnahme eines Kirchenmitgliedes in einer nach § 7a Abs. 2 KMG errichteten Stelle zur Kirchengemeinde des Wohnsitzes einer anderen Gliedkirche, sind die erhobenen Daten an die vom
                     Kirchenamt der EKD benannte zentrale Datenstelle weiterzuleiten.  2 Von dort werden sie an die Wohnsitzkirchengemeinde der das Kirchenmitglied aufnehmenden Gliedkirche weitergeleitet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die in einer nach § 11a Abs. 2 KMG errichteten Stelle erhobenen Daten sind entsprechend an die vom Kirchenamt der EKD benannte zentrale Datenstelle weiterzuleiten.
                      2 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 2
Kirchenbucheintrag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Jede Aufnahme/Wiederaufnahme ist nach gliedkirchlichem Recht mit Nummer in ein Kirchenbuch/Verzeichnis einzutragen.  2 Sieht das gliedkirchliche Recht der Wiedereintrittsstelle einen Eintrag mit Nummer nicht vor, so ist dies bei der Datenweiterleitung
                     an die zentrale Datenstelle nach § 1 mitzuteilen und bei der Datenweitergabe an die Wohnsitzkirchengemeinde zu vermerken.  3 In diesem Fall wird die Aufnahme/Wiederaufnahme mit Nummer in das bei der Wohnsitzkirchengemeinde geführte Kirchenbuch/Verzeichnis
                     eingetragen, anderenfalls ohne Nummer.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wird von der die Aufnahme/Wiederaufnahme vollziehenden Stelle kein eigenes Kirchenbuch/Verzeichnis geführt, ist ein anderer
                     Nachweis über die bei ihr erfolgte Aufnahme/Wiederaufnahme zu führen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Weitergehende Regelungen nach dem Recht der Gliedkirchen bleiben unberührt.
                  

               

               
                     § 3
Bestätigung
                     

                  

                   1 Dem aufgenommenen/wiederaufgenommenen Kirchenmitglied ist von der die Aufnahme/Wiederaufnahme vollziehenden Stelle eine schriftliche
                     Bestätigung über die erfolgte Aufnahme/Wiederaufnahme auszuhändigen.  2 Soweit keine Aushändigung erfolgt, ist die Bestätigung unverzüglich zuzustellen.
                  

               

               
                     § 4
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland in Kraft.

               

            

         

      

      

   
      

      
         Vereinbarung über die Kirchenmitgliedschaft
in besonderen Fällen
         

      

      
         Vom 7. Dezember 2005

      

      
         (ABl. 2006 S. 241)

      

      Die Ev. Landeskirche Anhalts · Ev. Landeskirche in Baden · Ev.-Luth. Kirche in Bayern · Ev. Kirche Berlin-Brandenburgschlesische
         Oberlausitz · Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig · Bremische Evangelische Kirche · Ev.-luth. Landeskirche Hannovers ·
         Ev. Kirche in Hessen und Nassau · Ev. Kirche von Kurhessen-Waldeck · Lippische Landeskirche · Ev.-Luth. Landeskirche Mecklenburgs
         · Nordelbische Ev.-Luth. Kirche · Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg · Ev. Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche) · Pommersche
         Ev. Kirche · Ev.-reformierte Kirche · Ev. Kirche im Rheinland · Ev. Kirche der Kirchenprovinz Sachsen · Ev.-Luth. Landeskirche
         Sachsens · Ev.-Luth. Landeskirche Schaumburg- Lippe · Ev.-Luth. Kirche in Thüringen · Ev. Kirche von Westfalen · Ev. Landeskirche
         in Württemberg schließen aufgrund von § 20 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 1 Abs. 2 Satz 2 des Kirchengesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland über die Kirchenmitgliedschaft, das kirchliche Meldewesen und
         den Schutz der Daten der Kirchenmitglieder (Kirchengesetz über die Kirchenmitgliedschaft) vom 10. November 1976 (ABl. EKD
         S. 389), geändert durch Gesetz vom 8. November 2001 (ABl. EKD S. 486) die folgende Vereinbarung:
      

      
                     § 1
Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen
                     

                  

                   1 Kirchenmitglieder können nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen über die landeskirchlichen Grenzen hinweg auch die Kirchenmitgliedschaft
                     in einer anderen Kirchengemeinde als der Kirchengemeinde ihres Wohnsitzes erwerben oder in Fällen der Verlegung ihres Wohnsitzes
                     die Kirchenmitgliedschaft zu ihrer bisherigen Kirchengemeinde fortsetzen (Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen).  2 Wohnsitz ist die nach staatlichem Melderecht ausgewiesene Hauptwohnung.
                  

               

               
                     § 2
Voraussetzung
                     

                  

                  Voraussetzung für die Kirchenmitgliedschaft zu einer anderen als der Kirchengemeinde des Wohnsitzes ist eine erkennbare Bindung
                     an die andere Kirchengemeinde und die Möglichkeit, am Leben dieser Kirchengemeinde teilnehmen zu können.
                  

               

               
                     § 3
Verfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Entscheidung ergeht auf schriftlichen Antrag des Kirchenmitgliedes.  2 Familienangehörige können sich dem Antrag anschließen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Ein Antrag auf Fortsetzung der Kirchenmitgliedschaft aufgrund eines Wohnsitzwechsels ist binnen zwei Monaten nach Eintritt
                     der Veränderung zu stellen.  2 Ein Antrag auf Fortsetzung der Kirchenmitgliedschaft, der verspätet eingeht, gilt als Antrag auf Erwerb der Kirchenmitgliedschaft.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Über Anträge auf Erwerb oder Fortsetzung der Kirchenmitgliedschaft entscheiden die nach gliedkirchlichem Recht zuständigen
                     Stellen der Gliedkirche, in der die Kirchenmitgliedschaft erworben oder fortgesetzt werden soll.  2 Vor der Entscheidung ist das zuständige Organ der Kirchengemeinde des Wohnsitzes zu hören.  3 Mit der Entscheidung ist bei Kirchengemeinden mit mehr als einem Pfarrbezirk auch die Zuordnung zu einem Pfarrbezirk zu treffen;
                     dem Wunsch des Kirchenmitgliedes ist insoweit zu entsprechen.  4 Das antragstellende Kirchenmitglied und die Kirchengemeinde des Wohnsitzes sind schriftlich zu informieren.  5 Kommunale Änderungsdaten sind von der Kirchengemeinde des Wohnsitzes an die aufnehmende Kirchengemeinde weiterzuleiten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Wird der Antrag abgelehnt, kann der Antragsteller gegen die Entscheidung innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe bei den dafür
                     nach gliedkirchlichem Recht zuständigen kirchlichen Stellen Einspruch einlegen.  2 Die Entscheidung ist endgültig.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Erwerb und die Fortsetzung der Kirchenmitgliedschaft in der aufnehmenden Kirchengemeinde wird mit der dem Antrag stattgebenden
                     Entscheidung wirksam.
                  

               

               
                     § 4
Rechtsfolgen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Mit der Zugehörigkeit zur aufnehmenden Kirchengemeinde erwirbt das Kirchenmitglied auch zugleich die Kirchenmitgliedschaft
                     in der zuständigen Gliedkirche der EKD.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Das Kirchenmitglied hat in der aufnehmenden Kirchengemeinde alle Rechte und Pflichten eines Kirchenmitgliedes; dies gilt nicht
                     für die Pflicht zur Entrichtung der Kirchensteuer.  2 Die Verpflichtung zur Entrichtung von Kirchensteuern gegenüber den Körperschaften, die im Bereich der Kirchengemeinde des
                     Wohnsitzes jeweils Kirchensteuergläubigerin sind, bleibt unberührt.
                  

               

               
                     § 5
Wegfall und Verzicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen endet mit dem Wegzug aus der bisherigen Kirchengemeinde des Wohnsitzes, es
                     sei denn, einem Antrag auf Fortsetzung der Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen wird stattgegeben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Auf die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen kann ein Kirchenmitglied verzichten mit der Folge, dass es Kirchenmitglied
                     der Kirchengemeinde des Wohnsitzes wird.  2 Der Verzicht ist schriftlich gegenüber der Kirchengemeinde zu erklären, zu der die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen
                     besteht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Erklärung nach Absatz 2 wird mit Ablauf des Monats wirksam, in dem diese zugegangen ist.  2 Die Kirchengemeinde, zu der die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen besteht, unterrichtet schriftlich die Kirchengemeinde
                     des Wohnsitzes über die bei ihr eingegangene Verzichtserklärung des Kirchenmitgliedes.
                  

               

               
                     § 6
Inkrafttreten
                     

                  

                   1 Diese Vereinbarung tritt für die vertragschließenden Gliedkirchen nach der gemäß ihrem jeweiligen Recht erforderlichen Zustimmung
                     in Kraft.  2 Für Gliedkirchen, die zu einem späteren Zeitpunkt der Vereinbarung zustimmen, tritt die Vereinbarung mit der späteren Zustimmung
                     in Kraft.
                  

               

               
                     § 7
Übergangsregelung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die bisher zwischen den Gliedkirchen der EKD bestehenden Vereinbarungen über die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen
                     treten außer Kraft, sobald diese Vereinbarung innerkirchlich in Kraft getreten ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die nach den bisherigen Vereinbarungen begründeten Kirchenmitgliedschaften in besonderen Fällen bleiben bestehen.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Kirchengesetz über die Zustimmung zur
Vereinbarung über die Kirchenmitgliedschaft
in besonderen Fällen vom 7. Dezember 2005
         

      

      
         Vom 18. November 2006

      

      
         (ABl. S. 248)

      

      Änderungen

      
         
            
               
               
               
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Lfd.
Nr.

                  
                  	
                     Änderndes Recht

                  
                  	
                     Datum

                  
                  	
                     Fundstelle
ABl. EKM

                  
                  	
                     Geänderte
Paragrafen

                  
                  	
                     Art der
Änderung

                  
               

            
            
               
                  	
                     1

                  
                  	
                     Kirchenmitgliedschaftsergänzungsgesetz

                  
                  	
                     16.11.
2008
                     

                  
                  	
                     2008
S. 308

                  
                  	
                     § 2

                  
                  	
                     aufgehoben

                  
               

            
         

      

      Die Synode der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen hat das folgende Kirchengesetz beschlossen, das hiermit verkündet
         wird:
      

      
                     § 1

                  

                  Der Vereinbarung über die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen vom 7. Dezember 2005 (ABl. EKD S. 571) wird zugestimmt.

               

               
                     § 21

                  

                  (aufgehoben)

               

               
                     § 3

                  

                  (Inkrafttreten)

               

            

         

      

      

      1
            § 2 aufgehoben durch § 7 Absatz 2 Nummer 4 KMEG vom 16.11.2008 (ABl. S. 308).
            

         

      

   
      

      
         Kirchengesetz über die Zustimmung zur
Vereinbarung über die Kirchenmitgliedschaft
in besonderen Fällen vom 7. Dezember 2005
         

      

      
         Vom 18. November 2006

      

      
         (ABl. S. 255)

      

      Änderungen

      
         
            
               
               
               
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Lfd.
Nr.

                  
                  	
                     Änderndes Recht

                  
                  	
                     Datum

                  
                  	
                     Fundstelle
ABl. EKM

                  
                  	
                     Geänderte
Paragrafen

                  
                  	
                     Art der
Änderung

                  
               

            
            
               
                  	
                     1

                  
                  	
                     Kirchenmitgliedschaftsergänzungsgesetz

                  
                  	
                     16.11.
2008
                     

                  
                  	
                     2008
S. 308

                  
                  	
                     § 2

                  
                  	
                     aufgehoben

                  
               

            
         

      

      Die Landessynode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen hat das folgende Kirchengesetz beschlossen, das hiermit
         verkündet wird:
      

      
                     § 1

                  

                  Der Vereinbarung über die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen vom 7. Dezember 2005 (ABl. EKD S. 571) wird zugestimmt.

               

               
                     § 21

                  

                  (aufgehoben)

               

               
                     § 3

                  

                  (Inkrafttreten)

               

            

         

      

      

      1
            § 2 aufgehoben durch § 7 Absatz 2 Nummer 5 KMEG vom 16.11.2008 (ABl. S. 308).
            

         

      

   
      

      
         Kirchengesetz zur Ergänzung und Durchführung kirchenmitgliedschaftsrechtlicher Bestimmungen (Kirchenmitgliedschaftsergänzungsgesetz
            - KMEG)
         

      

      
         Vom 16. November 2008 

      

      
         (ABl. S. 308)
         

      

      Die Föderationssynode hat auf Grund von Artikel 10 Abs. 3 Nr. 3 der Vorläufigen Ordnung der Föderation Evangelischer Kirchen
         in Mitteldeutschland in Verbindung mit § 20 Abs. 1 des Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft, das kirchliche Meldewesen und den Schutz der Daten der Kirchenmitglieder
         (KMG) das folgende Kirchengesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:
      

      
            I. Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen

         

         
                     § 1
Grundsätze und Verfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Kirchenmitglieder können auf schriftlichen Antrag die Kirchenmitgliedschaft zu einer anderen Kirchengemeinde als der Kirchengemeinde
                     des Wohnsitzes erwerben oder in Fällen der Verlegung ihres Wohnsitzes die Kirchenmitgliedschaft zu ihrer bisherigen Kirchengemeinde
                     fortsetzen (Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen).  2 Wohnsitz ist die nach staatlichem Melderecht ausgewiesene Hauptwohnung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Voraussetzung für die Kirchenmitgliedschaft zu einer anderen als der Kirchengemeinde des Wohnsitzes ist eine erkennbare Bindung
                     an die andere Kirchengemeinde und die Möglichkeit, am Leben dieser Kirchengemeinde teilnehmen zu können. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Verfahren zum Erwerb oder zur Fortsetzung einer Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen über die landeskirchlichen
                     Grenzen hinweg sowie Rechtsfolgen, Wegfall und Verzicht werden durch die Vereinbarung über die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen vom 7. Dezember 2005 (ABl. 2006 S. 240) bestimmt. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Für den Erwerb oder die Fortsetzung einer Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen innerhalb der Evangelischen Kirche in
                     Mitteldeutschland gilt das in der Vereinbarung nach § 1 Abs. 3 geregelte Verfahren entsprechend.  2 Ebenso finden die Bestimmungen dieser Vereinbarung zu Rechtsfolgen, Wegfall und Verzicht entsprechende Anwendung.
                  

               

               
                     § 2
Zuständige Stellen in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zuständige Stelle für Entscheidungen über Anträge auf Erwerb oder Fortsetzung der Kirchenmitgliedschaft gemäß § 3 Abs. 3 der Vereinbarung nach § 1 Abs. 3 ist der Gemeindekirchenrat der Kirchengemeinde, in der die Kirchenmitgliedschaft erworben oder fortgesetzt werden
                     soll (erwählte Kirchengemeinde). 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zuständige Stelle für Entscheidungen über Einsprüche gegen die Ablehnung eines Antrages auf Erwerb oder Fortsetzung der Kirchenmitgliedschaft
                     gemäß § 3 Abs. 4 der Vereinbarung nach § 1 Abs. 3 ist das Landeskirchenamt. 
                  

               

               
                     § 3
Gemeindeglieder reformierten Bekenntnisses
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Gemeindeglieder reformierten Bekenntnisses können auf Grund von Artikel 9 Abs. 4 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland ungeachtet der §§ 1 und 2 die Zugehörigkeit zu einer reformierten Kirchengemeinde in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland erklären, wenn an
                     ihrem Wohnsitz keine reformierte Kirchengemeinde besteht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Erklärung gilt bis auf Widerruf; sie wird durch einen Wohnsitzwechsel innerhalb der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                     nicht berührt. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Widerruf ist schriftlich gegenüber der reformierten Kirchengemeinde zu erklären, zu der die Kirchenmitgliedschaft in besonderen
                     Fällen besteht.  2 Diese unterrichtet unverzüglich schriftlich die Kirchengemeinde des Wohnsitzes über den bei ihr eingegangenen Widerruf.  3 Der Widerruf hat zur Folge, dass das Gemeindeglied Kirchenmitglied der Kirchengemeinde des Wohnsitzes wird.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen nach Absatz 1 endet mit dem Wegzug aus dem Gebiet der Evangelischen Kirche
                     in Mitteldeutschland.  2 Das Gemeindeglied kann einen Antrag entsprechend der Vereinbarung nach § 1 Abs. 3 stellen.
                  

               

            

         

      

      
            II. Aufnahme, Wiederaufnahme, Eintrittsstellen

         

         
                     § 4
Aufnahme und Wiederaufnahme durch den Gemeindekirchenrat
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Aufnahme ist der Erwerb der Kirchenmitgliedschaft durch eine zuvor aus einer anderen christlichen Kirche oder Religionsgemeinschaft
                     mit bürgerlicher Wirkung ausgetretene Person (§ 7 Abs. 2 KMG).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wiederaufnahme ist das Zurückerlangen der Rechte und Pflichten aus der Kirchenmitgliedschaft durch eine zuvor aus einer Gliedkirche
                     der Evangelischen Kirche in Deutschland mit bürgerlicher Wirkung ausgetretene Person (§ 7 Abs. 2 KMG).
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Übertritt ist der Erwerb der Kirchenmitgliedschaft unter Aufgabe der Mitgliedschaft in einer anderen christlichen Kirche oder
                     Religionsgemeinschaft ohne vorherigen Austritt mit bürgerlicher Wirkung, sofern nicht das staatliche Recht einen vorherigen
                     Austritt erfordert (§ 7 Abs. 2 KMG). 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Aufnahme und Wiederaufnahme erfolgen auf Grund eines persönlichen Antrags.  2 Über den Antrag entscheidet der Gemeindekirchenrat der Kirchengemeinde des Wohnsitzes des Antragstellers oder, wenn dieser
                     die Zugehörigkeit zu einer anderen Kirchengemeinde als der Kirchengemeinde seines Wohnsitzes anstrebt (Kirchenmitgliedschaft
                     in besonderen Fällen), der Gemeindekirchenrat der erwählten Kirchengemeinde.  3 In diesem Fall ist der Gemeindekirchenrat der Kirchengemeinde des Wohnsitzes vor der Entscheidung zu hören.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Aufnahme oder Wiederaufnahme begründet die Zugehörigkeit zur betreffenden Kirchengemeinde und zugleich zur Evangelischen
                     Kirche in Mitteldeutschland.  2 Im Falle der Begründung der Zugehörigkeit zu einer anderen Kirchengemeinde als der Kirchengemeinde des Wohnsitzes hat der
                     Gemeindekirchenrat der erwählten Kirchengemeinde den Gemeindekirchenrat der Kirchengemeinde des Wohnsitzes zu unterrichten.
                      3 Aufnahme und Wiederaufnahme finden in der Teilnahme am Abendmahl ihren angemessenen Ausdruck. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Lehnt der Gemeindekirchenrat die Aufnahme oder Wiederaufnahme ab, kann der oder die Betroffene Beschwerde beim Kreiskirchenrat
                     einlegen.  2 Dieser entscheidet abschließend.  3 Ist Grund der Ablehnung die angestrebte Zugehörigkeit zu einer anderen Kirchengemeinde als der Kirchengemeinde des Wohnsitzes
                     (Abs. 4 Satz 2 zweite Alternative), ist gemäß § 2 Abs. 2 zuständige Stelle das Landeskirchenamt. 
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Die Absätze 4 bis 6 gelten bei einem Übertritt entsprechend.
                  

               

               
                     § 5
Eintrittsstellen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchenmitgliedschaft kann auch durch Aufnahme oder Wiederaufnahme in jeder Stelle im Bereich der Evangelischen Kirche
                     in Deutschland erworben werden, die nach jeweiligem gliedkirchlichen Recht zu diesem Zweck besonders errichtet worden ist
                     (§ 7a Abs. 2 KMG).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Landeskirchenrat kann Stellen in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland einrichten oder anerkennen, die zur Entscheidung
                     über Aufnahmen oder Wiederaufnahmen nach § 7a Abs. 2 KMG befugt sind (Eintrittsstellen).  2 Das Nähere wird durch Rechtsverordnung geregelt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Durch die Entscheidung der Eintrittsstelle über die Aufnahme oder Wiederaufnahme wird stets die Zugehörigkeit zur Kirchengemeinde
                     des Wohnsitzes begründet (§ 7a Abs. 2 KMG).  2 Die Eintrittsstelle hat den Gemeindekirchenrat der Kirchengemeinde des Wohnsitzes unverzüglich zu unterrichten.
                  

               

            

         

      

      
            III. Übergangs- und Schlussbestimmungen

         

         
                     § 6
Aus- und Durchführungsbestimmungen
                     

                  

                  Die zur Aus- und Durchführung dieses Kirchengesetzes erforderlichen Bestimmungen erlässt der Landeskirchenrat. 

               

               
                     § 7
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2009 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gleichzeitig treten außer Kraft: 
                  

                  
                     
                        	
                           das Kirchengesetz der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen über die Zugehörigkeit zur Kirchengemeinde in besonderen
                              Fällen vom 25. Oktober 1992 (ABl. EKKPS 1993 S. 5), geändert durch Kirchengesetz vom 18. November 2000 (ABl. EKKPS S. 201),
                           

                        

                        	
                           das Kirchengesetz der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen über die Wiederaufnahme in die Evangelische Kirche (Wiederaufnahmegesetz)
                              vom 18. November 2000 (ABl. EKKPS S. 195),
                           

                        

                        	
                           die Paragraphen 2 und 3 des Kirchengesetzes der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen über die Zustimmung zum Ersten
                              Kirchengesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland zur Änderung des Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft vom
                              23. März 2002 (ABl. ELKTh S. 91),
                           

                        

                        	
                           § 2 des Kirchengesetzes der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen über die Zustimmung zur Vereinbarung über die
                              Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen vom 7. Dezember 20051 vom 18. November 2006 (ABl. EKM S. 248),
                           

                        

                        	
                           § 2 des Kirchengesetzes der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen über die Zustimmung zur Vereinbarung über die Kirchenmitgliedschaft
                              in besonderen Fällen vom 7. Dezember 20052 vom 18. November 2006 (ABl. EKM S. 255).
                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      

      1
             (ABl. EKD S.571)

         

      

      2
            (ABl. EKD S. 571)

         

      

   
      

      
         Verordnung zur Durchführung des Kirchenmitgliedschaftsergänzungsgesetzes
(KMEG-Durchführungsverordnung - KMEG-DV)
         

      

      
         Vom 4. Dezember 2009 

      

      
         (ABl. 2010 S. 7)
         

      

      Änderungen
            
               
               
               
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Lfd. Nr.

                  
                  	
                     Änderndes Recht

                  
                  	
                     Datum

                  
                  	
                     Fundstelle
ABl. EKM
                     

                  
                  	
                     Geänderte
Paragrafen
                     

                  
                  	
                     Art der 
Änderung
                     

                  
               

            
            
               
                  	
                     1

                  
                  	
                     Erste Verordnung zur Änderung der KMEG-Durchführungsverordnung

                  
                  	
                     9. Mai 2015

                  
                  	
                     S. 202

                  
                  	
                     § 4 Abs. 2

                  
                  	
                     Satz 3 angefügt

                  
               

            
         

      

      

      Der Landeskirchenrat der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 61 Absatz 1 Nummer 3 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland vom 5. Juli 2008 (Kirchenverfassung EKM -
         KVerfEKM, ABl. S. 183) in Verbindung mit § 6 des Kirchengesetzes zur Ergänzung und Durchführung kirchenmitgliedschaftsrechtlicher Bestimmungen vom 16. November 2008 (Kirchenmitgliedschaftsergänzungsgesetz
         - KMEG, ABl. S. 308) die folgende Verordnung beschlossen:
      

      

      
                     § 1
Antrag auf Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen
(Zu § 1 Absatz 1 und 2 KMEG)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Antrag muss folgende Angaben enthalten:
                  

                  
                     
                        	
                           den Namen, den Geburtsnamen, die Vornamen, das Geburtsdatum und die Anschrift der Antragstellerin oder des Antragstellers,

                        

                        	
                           die Bezeichnung der Kirchengemeinde des Wohnsitzes und der erwählten Kirchengemeinde.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Antrag erstreckt sich auf Kinder, die das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, wenn der Antrag diese ausdrücklich
                     einschließt und die Erklärung von den sorgeberechtigten Eltern gemeinsam oder von dem allein sorgeberechtigten Elternteil
                     abgegeben wird. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Antrag ist zu begründen.  2 Es ist darzulegen, dass eine Bindung zur erwählten Kirchengemeinde besteht und dem Kirchenmitglied die Teilnahme am Leben
                     der erwählten Kirchengemeinde möglich ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Ablehnung eines Antrages kann sich insbesondere darauf stützen, dass 
                  

                  
                     
                        	
                           eine Bindung zur erwählten Kirchengemeinde nicht erkennbar ist oder 

                        

                        	
                           aufgrund der räumlichen Entfernung oder anderer Gegebenheiten die Teilnahme am Leben der erwählten Kirchengemeinde nicht möglich
                              erscheint. 
                           

                        

                     

                  

                   2 Der persönlichen Begründung der Antragstellerin oder des Antragstellers ist bei der Entscheidung ein besonderes Gewicht beizumessen.
                     
                  

               

               
                     § 2
Mitteilungspflichten
(Zu § 1 Absatz 3 und 4 KMEG)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Entscheidung über den Antrag nach § 1 ist dem antragstellenden Kirchenmitglied und der Kirchengemeinde des Wohnsitzes durch die erwählte Kirchengemeinde schriftlich
                     mitzuteilen.  2 Liegt die erwählte Kirchengemeinde außerhalb der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland, soll die Kirchengemeinde des Wohnsitzes
                     die Entscheidung im Zweifel von der erwählten Kirchengemeinde anfordern. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wird einem Antrag nach § 1 stattgegeben, haben die erwählte Kirchengemeinde und die Kirchengemeinde des Wohnsitzes, sofern sie in der Evangelischen
                     Kirche in Mitteldeutschland liegen, außerdem das jeweils für sie zuständige Kreiskirchenamt zu informieren. 
                  

               

               
                     § 3
Wohnsitzwechsel reformierter Gemeindeglieder
(Zu § 3 Absatz 2 KMEG)
                     

                  

                   1 Besteht an dem neuen Wohnsitz eine reformierte Kirchengemeinde, gilt Artikel 9Absatz 4 Kirchenverfassung EKM mit der Folge, dass die nach § 3 Absatz 1 KMEG begründete Kirchenmitgliedschaft endet.  2 Eines Widerrufes bedarf es in diesem Falle nicht. 
                  

               

               
                     § 4
Entscheidung über Aufnahme oder Wiederaufnahme Getaufter
(Zu § 4 Absatz 4 bis 6 KMEG)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Vor der Entscheidung über den Antrag auf Aufnahme Getaufter (§ 4 Absatz 1 KMEG) durch Beschluss des Gemeindekirchenrates führt der zuständige Gemeindepfarrer mit der Antragstellerin oder
                     dem Antragsteller ein seelsorgerliches Gespräch und entscheidet, ob vor der Aufnahme eine Unterweisung im christlichen Glauben
                     geboten ist. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Bei einer Wiederaufnahme Getaufter (§ 4 Absatz 2 KMEG) gilt Absatz 1 entsprechend.  2 Für Getaufte, die nicht konfirmiert worden sind, soll vor der Wiederaufnahme eine Unterweisung im christlichen Glauben erfolgen.
                      3 Liegt die Erklärung des Kirchenaustrittes nicht länger als drei Jahre zurück, kann im Einvernehmen mit der Antragstellerin
                     oder dem Antragsteller auf das Gespräch nach Absatz 1 verzichtet werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Erstreckt sich der Antrag auf Aufnahme oder Wiederaufnahme auf getaufte Kinder, die das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet
                     haben, gilt § 6 Absatz 2 dieser Verordnung entsprechend. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Kirchenmitgliedschaft beginnt mit dem Tag der Beschlussfassung durch den Gemeindekirchenrat.  2 Über die Aufnahme oder Wiederaufnahme ist eine Bescheinigung auszustellen und der Antragstellerin oder dem Antragsteller auszuhändigen.
                      3 Das zuständige Kreiskirchenamt ist durch beglaubigte Abschrift der Bescheinigung zu unterrichten. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Für Aufnahme und Wiederaufnahme gelten die Taufablehnungsgründe nach Artikel 18 Absatz 1 und 3 Lebensordnung der EKU beziehungsweise Abschnitt A. Nummer 2.8. Absatz 1 Leitlinien kirchlichen Lebens der VELKD entsprechend.  2 Insbesondere sind Aufnahme oder Wiederaufnahme abzulehnen, wenn eine erforderliche Unterweisung im christlichen Glauben abgelehnt
                     wird oder das seelsorgerliche Gespräch ergibt, dass das Begehren nicht ernsthaft ist.  3 Aufnahme oder Wiederaufnahme sind auch abzulehnen, wenn Gründe vorliegen, die den Entzug der Zulassung zum Abendmahl zur Folge
                     hätten.  4 Dies ist insbesondere der Fall, wenn jemand durch Wort oder Tat die Wahrheit des Evangeliums leugnet, die Kirche unglaubwürdig
                     zu machen versucht oder die kirchliche Gemeinschaft zerstört (Artikel 35 Lebensordnung der EKU).
                  

               

               
                     § 5
Einrichtung von Eintrittsstellen
(Zu § 5 Absatz 2 KMEG)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Eintrittsstellen werden entweder durch den Landeskirchenrat oder durch den Kreiskirchenrat eines Kirchenkreises im Benehmen
                     mit dem örtlich zuständigen Gemeindekirchenrat eingerichtet.  2 Die durch den Kreiskirchenrat eines Kirchenkreises eingerichteten Stellen bedürfen der Anerkennung durch den Landeskirchenrat.
                      3 Richtet der Landeskirchenrat eine Eintrittsstelle ein, stellt er zuvor das Einvernehmen mit dem örtlich zuständigen Kreiskirchenrat
                     her.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Einrichtung beziehungsweise Anerkennung von Eintrittsstellen wird durch das Landeskirchenamt im Amtsblatt der Evangelischen
                     Kirche in Mitteldeutschland bekannt gemacht. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Entscheidung über Aufnahme oder Wiederaufnahme treffen die mit dem Dienst in den Eintrittsstellen beauftragten ordinierten
                     Mitarbeiter im Pfarrdienst oder im gemeindepädagogischen Dienst.  2 Die Beauftragung erfolgt durch die Stelle, die die Entscheidung über die Einrichtung der Eintrittsstelle getroffen hat (Landeskirchenrat
                     oder Kreiskirchenrat).  3 Landeskirchenrat und Kreiskirchenrat unterrichten sich gegenseitig über die vorgenommenen Beauftragungen. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Mitarbeiter, die mit dem Dienst in einer Eintrittsstelle beauftragt sind, sind befugt, im Rahmen ihrer Bevollmächtigung
                     das Siegel der Körperschaft, die die Eintrittsstelle eingerichtet hat, zu führen.  2 Die Siegelordnung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland ist zu beachten. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die erforderlichen Sachkosten für die Einrichtung und Unterhaltung einer Eintrittsstelle werden von der Körperschaft getragen,
                     die die Eintrittsstelle eingerichtet hat.
                  

               

               
                     § 6
Verfahren vor den Eintrittsstellen
(Zu § 5 Absatz 3 KMEG)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Voraussetzung für die Aufnahme oder die Wiederaufnahme ist der Nachweis der Taufe und des späteren Austritts.  2 Der Nachweis erfolgt in der Regel durch Vorlage der Tauf- oder Konfirmationsurkunde sowie der Austrittsbescheinigung.  3 Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter hat sich vor der Entscheidung von der Ernsthaftigkeit des Antrages zu überzeugen.  4 Ist die wiederaufgenommene Person nicht konfirmiert, so ist der für den Wohnsitz zuständige Gemeindekirchenrat auf diesen
                     Umstand ausdrücklich hinzuweisen, damit die aufgenommene Person eine christliche Unterweisung in geeigneter Weise erhalten
                     kann. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Entscheidung über die Aufnahme oder die Wiederaufnahme erstreckt sich auf getaufte Kinder, die das 14. Lebensjahr noch
                     nicht vollendet haben, wenn der Antrag die Kinder ausdrücklich einschließt und entweder
                  

                  
                     
                        	
                           von den sorgeberechtigten Eltern gemeinsam gestellt wird oder 

                        

                        	
                           von einem sorgeberechtigten Elternteil gestellt wird und der andere sorgeberechtigte Elternteil der Erstreckung der Rechtswirkung
                              auf das Kind zustimmt oder 
                           

                        

                        	
                           von einem allein sorgeberechtigten Elternteil gestellt wird.

                        

                     

                  

                   2 Hat ein Kind das 12. Lebensjahr vollendet, so erstreckt sich die Aufnahme oder Wiederaufnahme auf dieses nur dann, wenn es
                     dem Antrag zustimmt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Über die Aufnahme oder die Wiederaufnahme ist eine Bescheinigung auszustellen, die der Person ausgehändigt wird, die den Antrag
                     gestellt hat. 2  Der Gemeindekirchenrat der Kirchengemeinde des Wohnsitzes und das zuständige Kreiskirchenamt erhalten jeweils eine beglaubigte
                     Abschrift der Bescheinigung.  3 Erfolgt die Aufnahme oder die Wiederaufnahme eines Kirchenmitgliedes zur Kirchengemeinde des Wohnsitzes einer anderen Gliedkirche,
                     sind die Daten entsprechend § 1 Absatz 1 der KMG-Durchführungs-VO vom 10. Dezember 2004 (ABl. EKD 2005 S. 1, ABl. EKM 2005 S. 134) an die vom Kirchenamt der EKD benannte zentrale Datenstelle weiterzuleiten.
                  

               

               
                     § 7
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2010 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gleichzeitig treten außer Kraft:
                  

                  
                     
                        	
                            die Durchführungsbestimmungen zum Kirchengesetz über die Zugehörigkeit zur Kirchengemeinde in besonderen Fällen vom 26. September
                              1997 (ABl. EKKPS S. 169), geändert durch Verordnung vom 2. Dezember 2000 (ABl. EKKPS S. 202),
                           

                        

                        	
                            die Verordnung zur Aus- und Durchführung des Wiederaufnahmegesetzes vom 23. Juni 2001 (ABl. EKKPS S. 109).

                        

                     

                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Vereinbarung zur Regelung des Übertritts
zwischen christlichen Kirchen im Freistaat
Sachsen
         

      

      
         (ABl. EKKPS 1998 S. 131)

      

      Als Ausdruck der gewachsenen Gemeinschaft zwischen den Kirchen und kirchlichen Gemeinschaften (nachstehend „Kirchen“ genannt)
         hat sich am 14. Oktober 1992 in Dresden die Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen im Freistaat Sachsen (nachstehend ACK Sachsen genannt) konstituiert. Ihre Mitglieder, die gemeinsam den Herrn Jesus Christus gemäß der Heiligen Schrift als Gott und Heiland
         bekennen, haben sich zu ökumenischer Zusammenarbeit verpflichtet.
      

      Dazu dient auch die Regelung des Übertritts von Kirche zu Staat. Sie war bereits durch zwischenkirchliche Vereinbarungen und
         durch die Empfehlung der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in der DDR vom 11. Mai 1979 einvernehmlich geordnet. Die
         Rechtslage im Freistaat Sachsen macht deren Neufassung erforderlich. Deshalb wird zwischen den Mitgliedern der ACK Sachsen
         
            	
               Gemeinden in Sachsen des Bundes Freier evangelischer Gemeinden, Kreis Anhalt-Sachsen-Thüringen,

            

            	
               Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden, Vereinigung Sachsen,

            

            	
               Bund Freikirchlicher Pfingstgemeinden, Region Sachsen,

            

            	
               Evangelische Brüder-Unität, Sitz Herrnhut,

            

            	
               Evangelische Kirche der schlesischen Oberlausitz,

            

            	
               Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens,

            

            	
               Evangelisch-methodistische Kirche, Ostdeutsche jährliche Konferenz,

            

            	
               Evangelisch-reformierte Gemeinde zu Dresden,

            

            	
               Evangelisch-reformierte Kirche (Synode evangelisch-reformierter Kirchen in Bayern und Nordwestdeutschland) für die Gemeinden
                  in Leipzig und Chemnitz,
               

            

            	
               Gemeindeverband Sachsen der Altkatholischen Kirche,

            

            	
               Gemeinden in Sachsen der Selbstständigen Evangelisch-Lutherischen Kirche und der

            

            	
               Gemeinden in Sachsen der Diözese Berlin und Deutschland der Russischen Orthodoxen Kirche (Moskauer Patriarchat)

            

         

      

      sowie der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg, der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und der Evangelisch-Lutherischen
         Kirche in Thüringen, sofern es sich um Gemeinden handelt, die sich auf dem Territorium des Freistaats Sachsens befinden, folgende
         Vereinbarung geschlossen:
      

      
                     § 1

                  

                   1 Will ein Kirchenmitglied zu einer anderen Kirche übertreten, die im Bereich seines Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthaltes
                     tätig und dieser Vereinbarung beigetreten ist, so teilt es diese Absicht dem zuständigen Amtsträger dieser Kirche persönlich
                     und schriftlich mit.  2 Diese Erklärung darf keine Vorbehalte, Bedingungen oder Zusätze enthalten.  3 Der Amtsträger prüft in einem seelsorgerischen Gespräch mit dem Übertrittswilligen die Ernsthaftigkeit des beabsichtigten
                     Wechsels der Kirchenzugehörigkeit.  4 Hält dieser sein Aufnahmeersuchen aufrecht, so ist darüber eine Niederschrift aufzunehmen.
                  

               

               
                     § 2

                  

                   1 Vor dem Aufnahmeersuchen ist dem zuständigen Amtsträger der Kirche, der der Übertrittswillige angehört, durch den Amtsträger
                     der anderen Kirche unverzüglich Mitteilung zu machen.  2 Dabei soll auch festgestellt werden, ob Gründe vorliegen, die den Wechsel der Kirchenzugehörigkeit hindern oder belasten könnten.
                  

               

               
                     § 3

                  

                   1 Soll sich der Übertritt zugleich auf Kinder bis zum vollendeten 14. Lebensjahr erstrecken, sind ihre Personalien in den Antrag
                     aufzunehmen.  2 Kinder nach Vollendung des 12. Lebensjahres können nicht gegen ihren ausdrücklichen Willen zu einem Konfessionswechsel veranlasst
                     werden.  3 Nach Vollendung es 14. Lebensjahres ist eine eigene Erklärung abzugeben.
                  

               

               
                     § 4

                  

                   1 Die Aufnahme erfolgt nach der Ordnung der jeweiligen Kirche.  2 Sie soll nicht vor Ablauf von vier Wochen nach Abgang der Mitteilung gemäß § 2 erfolgen.  3 Bis zur Aufnahme kann das Aufnahmeersuchen schriftlich widerrufen werden.
                  

               

               
                     § 5

                  

                   1 Die Mitgliedschaft in der aufnehmenden Kirche beginnt mit dem Vollzug der Aufnahme.  2 Über den Übertritt ist dem Aufgenommenen eine kirchenamtliche Bescheinigung auszuhändigen (vgl. Muster in der Anlage).  3 Beglaubigte Abschriften übersendet die aufnehmende Kirche dem zuständigen Amtsträger der Kirche, der der Übergetretene bisher
                     angehört hat, und dem zuständigen Standesbeamten.
                  

               

               
                     § 6

                  

                   1 Erfolgt ein Übertritt nach dieser Vereinbarung, so richtet sich die öffentlich-rechtliche Wirksamkeit nach den entsprechenden
                     staatlichen Bestimmungen.  2 § 5 Satz 1 wird hiervon nicht berührt.
                  

               

               
                     § 7

                  

                  Sollten bei der Anwendung dieser Vereinbarung Meinungsverschiedenheiten auftreten, werden die zuständigen Leitungsgremien
                     der Kirchen um gütliche Beilegung bemüht sein.
                  

               

               
                     § 8

                  

                  Mit Zustimmung der unterzeichnenden Kirchen können weitere Kirchen und kirchliche Gemeinschaften, die die Richtlinien der
                     ACK Sachsen anerkennen, dieser Vereinbarung beitreten.
                  

               

               
                     § 9

                  

                   1 Nach Ablauf von drei Jahren werden die Erfahrungen mit dieser Vereinbarung durch die ACK Sachsen überprüft.  2 Auf Antrag einer unterzeichnenden Kirche sind Verhandlungen über eine Änderung der Vereinbarung aufzunehmen.  3 Jede antragstellende Kirche hat das Recht, sich frühestens nach Ablauf von fünf Jahren nach Inkrafttreten der Vereinbarung
                     durch schriftliche Erklärung gegenüber den anderen unterzeichnenden Kirchen von der Vereinbarung zu lösen.  4 Diese Erklärung ist mindestens drei Monate vorher anzukündigen.
                  

               

               
                     § 10

                  

                   1 Dieser Vereinbarung haben die beteiligten Kirchen zugestimmt.  2 Die Konferenz der ACK Sachsen hat sie am 30. September 1994 verabschiedet.  3 Sie tritt mit der Unterzeichnung durch die beteiligten Kirchen am 1. Juli 1998 in Kraft.  4 Die Kirchen veröffentlichen sie in ihrem Bereich.  5 Das Inkrafttreten wird der Staatsregierung des Freistaates Sachsen angezeigt.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Kirchengesetz über die Verfassungs- und Verwaltungsgerichtsbarkeit in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
(Verfassungs- und Verwaltungsgerichtsgesetz der EKM - VVGG-EKM)
         

      

      
         Vom 19. März 2011


      

      
         (ABl. S. 102)
         

      

      Die Landessynode der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 55 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2, Artikel 80 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland vom 5. Juli 2008 (Kirchenverfassung EKM - KVerfEKM, ABl. S. 183) das folgende Kirchengesetz1 beschlossen:
      

      
                     § 1
Verfassungsgerichtsbarkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In Verfassungssachen entscheidet nach Maßgabe von § 2 der Verfassungsgerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Verfahren richtet sich nach dem Kirchengerichtsgesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland vom 6. November 2003 (ABl.
                     EKD S. 408) in der jeweils geltenden Fassung.
                  

               

               
                     § 2
Zuständigkeit des Verfassungsgerichtshofs
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Der Verfassungsgerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland entscheidet über die Auslegung verfassungsrechtlicher Bestimmungen
                     der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland, wenn Meinungsverschiedenheiten zwischen Organen über den Umfang ihrer Rechte
                     und Pflichten bestehen, auf Antrag eines Organs.  2 Der Antrag nach Satz 1 ist nur zulässig, wenn der Antragsteller geltend macht, durch eine Maßnahme oder Unterlassung des Antragsgegners
                     in seinen Rechten verletzt oder unmittelbar gefährdet zu sein. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Zuständigkeit des Verfassungs- und Verwaltungsgerichts der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands nach
                     § 2 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a des Kirchengesetzes über die Errichtung eines Verfassungs- und Verwaltungsgerichts der Vereinigten
                     Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. November 1978 (ABl. VELKD Bd. V S. 142)
                     bleibt unberührt.2

               

               
                     § 3
Verwaltungsgerichtsbarkeit
                     

                  

                  In Verwaltungssachen entscheidet im ersten Rechtszug das Verwaltungsgericht der Evangelischen Kirche in Deutschland und im
                     Revisionsrechtszug der Verwaltungsgerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland. 
                  

               

               
                     § 4
Übergangs- und Schlussbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Das Verwaltungsgericht der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland bleibt für Verfahren, die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes
                     bereits rechtshängig waren, im Amt und nimmt seine Aufgaben insoweit unverändert wahr.  2 Diese Verfahren werden nach dem bisherigen Recht zu Ende geführt.  3 Die Amtszeit endet mit dem rechtskräftigen Abschluss des letzten Verfahrens, das bei Änderung der Zuständigkeit rechtshängig
                     war.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Bis zum Inkrafttreten des Pfarrdienstgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland für die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland
                     ist im Bereich der ehemaligen Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen für Verwaltungsstreitigkeiten aus öffentlich-rechtlichen
                     Dienstverhältnissen von Pfarrern und ordinierten Gemeindepädagogen und für Streitigkeiten, die sich auf die Entstehung eines
                     solchen Dienstverhältnisses beziehen, anstelle des Verwaltungsgerichtshofs der Evangelischen Kirche in Deutschland das Verfassungs-
                     und Verwaltungsgericht der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands Revisionsinstanz.  2 Für das Revisionsverfahren finden die Bestimmungen des Verwaltungsgerichtsgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     in der jeweils geltenden Fassung entsprechende Anwendung.
                  

               

               
                     § 5
Gleichstellungsklausel
                     

                  

                  Die in diesem Kirchengesetz verwendeten Personen-, Funktions- und Amtsbezeichnungen gelten für Frauen und Männer in gleicher
                     Weise.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Das Verfassungs- und Verwaltungsgerichtsgesetz der EKM ist als Artikel 2 des Kirchengesetzes über die Zustimmung zum Verwaltungsgerichtsgesetz
               der Evangelischen Kirche in Deutschland und über die Verfassungs- und Verwaltungsgerichtsbarkeit in der Evangelischen Kirche
               in Mitteldeutschland vom 19. März 2011 (ABL. S. 102) verkündet worden und am 1. Juli 2011 in Kraft getreten. 
            

         

      

      2
            § 2 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a des Kirchengesetzes über die Errichtung eines Verfassungs- und Verwaltungsgerichts der Vereinigten
               Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands hat folgenden Wortlaut:
            

             „Das Verfassungs- und Verwaltungsgericht (Anm.: der VELKD) entscheidet

             1.  über Verfassungsstreitigkeiten, die sich ergeben aus der Verfassung oder anderen Normen mit Verfassungsrang

             a) der Vereinigten Kirche, insbesondere über die Verfassungsmäßigkeit der Gesetze und Verordnungen der Vereinigten Kirche
               und über ihr Verhältnis zu den Gesetzen und Verordnungen der Gliedkirchen,...“
            

         

      

   
      

      
         Kirchengesetz über die Verwaltungsgerichtsbarkeit der Evangelischen Kirche in Deutschland
(Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD - VwGG.EKD)
         

      

      
         Vom 10. November 2010 

      

      
         (ABl. EKD 2010, S. 330 )

      

      

      
         
            
            
            
            
            
            
         
         
            
               	
                  Lfd.Nr.

               
               	
                  Änderndes Recht

               
               	
                  Datum

               
               	
                  Fundstelle

               
               	
                  Paragrafen

               
               	
                  Art der Änderung

               
            

         
         
            
               	
                  1

               
               	
                  Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD - Berichtigung
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                  ABl. EKD S. 149

               
               	
                  § 6 Abs. 2 Satz 2

               
               	
                  berichtigt

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
            

         
      

      Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland hat mit Zustimmung der Kirchenkonferenz auf Grund des Artikels 10 Absatz
         1 und des Artikels 10 a Absatz 2 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland1 das folgende Kirchengesetz beschlossen:
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            Abschnitt 1 Kirchliche Verwaltungsgerichtsbarkeit

         

         
                     § 1 Grundsatzregelung

                  

                  Die kirchliche Verwaltungsgerichtsbarkeit in der Evangelischen Kirche in Deutschland, den Gliedkirchen und gliedkirchlichen
                     Zusammenschlüssen wird durch unabhängige, von den Verwaltungen getrennte Kirchengerichte ausgeübt.
                  

               

               
                     § 2 Kirchengerichte und Instanzen

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse bilden eigene oder gemeinsame Verwaltungsgerichte des ersten Rechtszuges,
                     sofern sie nicht die Zuständigkeit des Verwaltungsgerichts der Evangelischen Kirche in Deutschland bestimmen. Die Aufgaben
                     des Verwaltungsgerichts der Evangelischen Kirche in Deutschland werden vom Kirchengericht der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     wahrgenommen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Verwaltungsgericht für den Revisionsrechtszug ist für die Verwaltungsgerichte nach Absatz 1 der Verwaltungsgerichtshof
                     der Evangelischen Kirche in Deutschland. Die Aufgaben des Verwaltungsgerichtshofes der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     nimmt der Kirchengerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland wahr.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei den Verwaltungsgerichten können Kammern, beim Verwaltungsgerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland können Senate
                     gebildet werden.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 2 Richter und Richterinnen

         

         
                     § 3 Richter und Richterinnen der Verwaltungsgerichte

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Mitglieder der Verwaltungsgerichte sind an Schrift und Bekenntnis sowie an das in der Kirche geltende Recht gebunden.
                     Sie üben ihr Amt unparteiisch und in richterlicher Unabhängigkeit aus; sie sind zur Verschwiegenheit, auch nach Beendigung
                     ihres Amtes, verpflichtet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Mitglieder der Verwaltungsgerichte müssen einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland angehören und zu
                     kirchlichen Ämtern wählbar sein. Zu Mitgliedern können nur Personen berufen werden, die bei Beginn der Amtszeit das 66. Lebensjahr
                     noch nicht vollendet haben. Bei der Berufung der Mitglieder sollen Männer und Frauen in gleicher Weise berücksichtigt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Mitglieder von Kirchenleitungen und Mitglieder und Mitarbeitende der Leitung der Kirchenverwaltung der Evangelischen Kirche
                     in Deutschland, der Gliedkirche oder des gliedkirchlichen Zusammenschlusses, für die ein Verwaltungsgericht zuständig ist,
                     können nicht Mitglieder des Verwaltungsgerichts sein. Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen
                     und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse bestimmt das Nähere.
                  

               

               
                     § 4 Mitglieder der Verwaltungsgerichte

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Verwaltungsgerichte bestehen aus den rechtskundigen Vorsitzenden und weiteren rechtskundigen und theologischen Mitgliedern
                     in der erforderlichen Anzahl.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Rechtskundige müssen die Befähigung zum Richteramt nach dem Deutschen Richtergesetz haben, sofern nicht das Recht einer Gliedkirche
                     oder eines gliedkirchlichen Zusammenschlusses etwas Abweichendes bestimmt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Theologische Mitglieder müssen ordinierte Theologen oder Theologinnen sein.
                  

               

               
                     § 5 Berufung und Amtszeit der Mitglieder der Verwaltungsgerichte

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Mitglieder des Verwaltungsgerichts der Evangelischen Kirche in Deutschland werden vom Rat der Evangelischen Kirche in
                     Deutschland berufen. Das Recht der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse regelt die Berufung der Mitglieder ihrer
                     Verwaltungsgerichte.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Mitglieder des Verwaltungsgerichtshofes der Evangelischen Kirche in Deutschland werden vom Rat der Evangelischen Kirche
                     in Deutschland unter Berücksichtigung von Vorschlagslisten der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse berufen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Amtszeit der Verwaltungsgerichte beträgt sechs Jahre. Eine erneute Berufung ist zulässig. Solange eine Neuberufung nicht
                     erfolgt ist, bleiben die bisherigen Mitglieder im Amt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Scheidet ein Mitglied während der Amtszeit aus, erfolgt eine Nachberufung bis zum Ab-lauf der regelmäßigen Amtszeit.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Bis zu zwei beisitzende rechtskundige Mitglieder werden für die Stellvertretung des oder der Vorsitzenden berufen; dabei
                     ist die Reihenfolge des Eintritts festzulegen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Für die beisitzenden Mitglieder sind jeweils mindestens zwei stellvertretende Mitglieder zu berufen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Ein Mitglied kann mehreren Kammern und Senaten angehören. Die Angehörigkeit ist bei der Berufung festzulegen.
                  

               

               
                     § 6 Besetzung der Verwaltungsgerichte

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Verwaltungsgerichte entscheiden in der Besetzung mit dem oder der rechtskundigen Vorsitzenden, einem beisitzenden rechtskundigen
                     und einem beisitzenden ordinierten Mitglied, wenn nicht ein rechtskundiges Mitglied als Einzelrichter oder Einzelrichterin
                     entscheidet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ist der oder die Vorsitzende in einem laufenden Verfahren verhindert, so wird abweichend von § 5 Absatz 5 die Vertretung durch das beisitzende rechtskundige Mitglied des laufenden Verfahrens wahrgenommen. Dieses wird durch sein
                     stellvertretendes Mitglied nach § 5 Absatz 6 vertreten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für die Verwaltungsgerichte des ersten Rechtszuges kann das Recht der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
                     bestimmen, dass zwei weitere beisitzende Mitglieder zur Besetzung gehören, von denen eines rechtskundig sein muss.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der oder die Vorsitzende bestimmt das berichterstattende Mitglied und stellt den Mitwirkungsplan auf, wenn dem Gericht mehr
                     Mitglieder angehören als für die Besetzung erforderlich sind.
                  

               

               
                     § 7 Verpflichtung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Vor Beginn ihrer Tätigkeit werden die Mitglieder der Verwaltungsgerichte durch die Stellen, die sie berufen haben, mit nachfolgendem
                     Richtergelöbnis verpflichtet:
                  

                  "Ich gelobe vor Gott, mein Amt in Bindung an die Heilige Schrift und an das Bekenntnis meiner Kirche und getreu dem in der
                     Kirche geltenden Recht auszuüben, nach bestem Wissen und Gewissen ohne Ansehen der Person zu urteilen und Verschwiegenheit
                     über alles zu wahren, was mir in meinem Amt bekannt geworden ist."
                  

                  Mit dem Richtergelöbnis wird die Annahme des Amtes erklärt.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Verpflichtung kann auf andere Stellen delegiert werden. Sie ist schriftlich festzuhalten.
                  

               

               
                     § 8 Ehrenamt

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Tätigkeit der Mitglieder der Verwaltungsgerichte ist ein Ehrenamt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Mitglieder erhalten Auslagenersatz und eine Aufwandsentschädigung unter Berücksichtigung von Zeitversäumnis und Arbeitsaufwand
                     nach Maßgabe der Bestimmungen der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse.
                  

               

               
                     § 9 Beendigung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ein Mitglied eines Verwaltungsgerichts kann jederzeit sein Amt niederlegen. Das Amt endet mit Zugang der schriftlichen Mitteilung
                     bei der Stelle, die das Mitglied berufen hat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Amt eines Mitgliedes ist von der Stelle, die das Mitglied berufen hat, für beendet zu erklären, wenn
                  

                  1. die rechtlichen Voraussetzungen seiner Berufung nicht vorlagen oder weggefallen sind,

                  2. es infolge gesundheitlicher Beeinträchtigungen oder infolge Verlegung seines ständigen Wohnsitzes in das Ausland zur Ausübung
                     seines Amtes nicht mehr in der Lage ist,
                  

                  3. es seine kirchlichen Pflichten gröblich verletzt hat,

                  4. das Ergebnis eines straf-, disziplinar- oder berufsgerichtlichen Verfahrens eine weitere Ausübung des Amtes nicht zulässt.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Stelle, die das Mitglied berufen hat, kann bis zu ihrer Entscheidung nach Absatz 2 das vorläufige Ruhen des Amtes anordnen.
                     Die Entscheidung ist unanfechtbar.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Vor den Entscheidungen nach den Absätzen 2 und 3 ist das Mitglied zu hören.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Zuständigkeiten nach Absatz 1 bis 4 können auf eine andere Stelle übertragen wer-den.
                  

               

               
                     § 10 Ausschluss

                  

                  Ein Mitglied ist von der Ausübung seines Richteramtes ausgeschlossen, wenn es

                  1. selbst Beteiligter oder Beteiligte ist,

                  2. gesetzliche Vertretung oder angehörige Person im Sinne des § 41 Nummer 2 bis 3 der Zivilprozessordnung eines oder einer
                     Beteiligten ist oder gewesen ist,
                  

                  3. in dieser Sache bereits als Zeuge oder Zeugin oder Sachverständiger oder Sachverständige gehört wurde,

                  4. bei dem vorausgegangenen Verwaltungsverfahren oder im ersten Rechtszug mitgewirkt hat,

                  5. Bevollmächtigter oder Bevollmächtigte oder Beistand des oder der Beteiligten war.

               

               
                     § 11 Ablehnung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ein Mitglied eines Verwaltungsgerichts kann wegen Besorgnis der Befangenheit von jedem oder jeder Beteiligten abgelehnt werden,
                     wenn ein Grund vorliegt, der geeignet ist, Misstrauen gegen die Unparteilichkeit des Mitgliedes zu rechtfertigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das abgelehnte Mitglied hat sich zu dem Ablehnungsgrund zu äußern. Bis zur Erledigung des Ablehnungsantrages darf es nur
                     solche Handlungen vornehmen, die keinen Aufschub dulden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Über die Ablehnung eines Mitgliedes entscheidet das Verwaltungsgericht durch unanfechtbaren Beschluss. Dabei wirkt anstelle
                     des Mitgliedes seine Stellvertretung mit.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Einen Ablehnungsantrag kann nicht stellen, wer sich in Kenntnis eines Ablehnungsgrundes in eine Verhandlung eingelassen oder
                     Anträge gestellt hat.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Auch ohne Ablehnungsantrag findet eine Entscheidung nach Absatz 3 statt, wenn ein Mitglied einen Sachverhalt mitteilt, der
                     seine Ablehnung nach Absatz 1 rechtfertigen könnte, oder wenn Zweifel darüber entstehen, ob es von der Ausübung seines Richteramtes
                     nach § 10 ausgeschlossen ist.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 3 Gerichtsorganisation, Amts- und Rechtshilfe, Bevollmächtigte und Beistände

         

         
                     § 12 Geschäftsstellen

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zu den Aufgaben der Geschäftsstelle gehört die Protokollführung in den Verhandlungen und Beweisaufnahmen; Tonaufnahmen sind
                     zulässig. Der oder die Vorsitzende kann von der Zuziehung eines Protokollführers oder einer Protokollführerin absehen und
                     das Protokoll selbst führen oder ein beisitzendes Mitglied mit der Protokollführung beauftragen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Protokollführer oder die Protokollführerin ist vor Beginn der Tätigkeit durch den Vorsitzenden oder die Vorsitzende wie
                     folgt zu verpflichten:
                  

                  "Ich gelobe vor Gott, das mir anvertraute Amt treu, unparteiisch und gewissenhaft zu erfüllen und Verschwiegenheit über alles
                     zu wahren, was mir in ihm bekannt geworden ist."
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Nähere über die Geschäftsstellen der Verwaltungsgerichte regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
                     und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich.
                  

               

               
                     § 13 Amts- und Rechtshilfe

                  

                  Die Kirchenbehörden im Sinne von § 1 Absatz 1 Satz 32 des Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland und die Kirchengerichte der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse sind zur Amts- und Rechtshilfe verpflichtet.
                     Soweit die Einsicht in Urkunden oder Akten oder die Erteilung von Auskünften gesetzlich beschränkt ist oder wenn es sich um
                     Vorgänge handelt, die ihrem Wesen nach geheim zu halten sind, kann die zuständige oberste Dienstbehörde die Vorlage von Urkunden
                     oder Akten oder die Erteilung von Auskünften verweigern. Die Mitteilung soll den Beteiligten zugestellt werden. Auf Antrag
                     eines oder einer Beteiligten, der innerhalb eines Monats ab Zustellung der Mitteilung zu stellen ist, ist durch den Verfassungsgerichtshof
                     der Evangelischen Kirche in Deutschland durch Beschluss festzustellen, ob die Weigerung zulässig ist.
                  

               

               
                     § 14 Bevollmächtigte und Beistände

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Vor den Verwaltungsgerichten kann sich jeder oder jede Beteiligte durch einen Bevollmächtigten oder eine Bevollmächtigte
                     in jeder Lage des Verfahrens vertreten lassen und sich in der mündlichen Verhandlung eines Beistandes bedienen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bevollmächtigte und Beistände müssen Mitglied einer Kirche sein, die der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland
                     angehört. Soweit sie nicht zur Rechtsanwaltschaft zugelassen sind, kann ihnen der weitere Vortrag durch Beschluss untersagt
                     werden, wenn ihnen die Fähigkeit zum sachgemäßen Vortrag mangelt. Der Beschluss ist unanfechtbar. Die Verfahrensbevollmächtigung
                     ist schriftlich zu den Verfahrensakten zu geben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bevollmächtigte und Beistände sind verpflichtet, über Kenntnisse, die sie bei Wahrnehmung dieser Tätigkeit erlangen, Verschwiegenheit
                     zu bewahren.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 4 Kirchlicher Verwaltungsrechtsweg

         

         
                     § 15 Kirchlicher Verwaltungsrechtsweg

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der kirchliche Verwaltungsrechtsweg ist eröffnet für
                  

                  1. kirchenrechtliche Streitigkeiten aus dem Recht der kirchlichen Aufsicht über Kirchengemeinden, Kirchenkreise und andere
                     juristische Personen des Kirchenrechts,
                  

                  2. kirchenrechtliche Streitigkeiten aus dem öffentlichen Dienstrecht der Kirche,

                  3. andere kirchenrechtliche Streitigkeiten, für die der kirchliche Verwaltungsrechtsweg durch kirchliches Recht ausdrücklich
                     eröffnet ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der kirchliche Verwaltungsrechtsweg ist nicht eröffnet, soweit eine Streitigkeit durch Kirchengesetz der Evangelischen Kirche
                     in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse einem anderen Gericht oder Verfahren ausdrücklich zugewiesen
                     ist.
                  

               

               
                     § 16 Ausschluss der Zuständigkeit

                  

                  Der Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte unterliegen nicht:

                  1. Entscheidungen im Bereich der kirchlichen Lebensordnung, insbesondere des Dienstes an Wort und Sakrament,

                  2. Entscheidungen der Synoden,

                  3. Entscheidungen aus dem kirchlichen Wahlrecht, sofern das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen
                     und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse nicht etwas anderes bestimmt.
                  

               

               
                     § 17 Klagebefugnis, Anfechtungs-, Leistungs- und Feststellungsklage

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Eine Klage mit dem Ziel der Aufhebung einer kirchlichen Entscheidung kann nur erheben, wer geltend machen kann, durch die
                     Entscheidung in seinen Rechten verletzt zu sein (Anfechtungsklage).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Eine Klage mit dem Ziel des Erlasses einer kirchlichen Entscheidung oder einer sonstigen Leistung kann nur erheben, wer geltend
                     machen kann, in einem Anspruch auf das Begehrte verletzt zu sein (Leistungsklage).
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Eine Klage mit dem Ziel der Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens eines Rechtsverhältnisses oder der Nichtigkeit
                     einer kirchlichen Entscheidung kann nur erheben, wer ein berechtigtes Interesse an der baldigen Feststellung hat und dieses
                     Interesse nicht durch Anfechtungs- oder Leistungsklage verfolgen kann oder hätte verfolgen können (Fest-stellungsklage). Der
                     Vorrang der Anfechtungs- und Leistungsklage gilt nicht, wenn die Feststellung der Nichtigkeit einer kirchlichen Entscheidung
                     begehrt wird.
                  

               

               
                     § 18 Vorverfahren

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Erhebung der Klage setzt voraus, dass der oder die Betroffene von den nach dem Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland,
                     der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse vorgesehenen Rechtsbehelfen erfolglos Gebrauch gemacht hat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ist ein Rechtsbehelf nach Absatz 1 nicht gegeben, so ist die Klage mit dem Ziel der Aufhebung oder des Erlasses eines Verwaltungsaktes
                     erst zulässig, wenn ein Vorverfahren durchgeführt worden ist. Das Recht der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
                     kann vorsehen, dass vor weiteren Klagearten ein Vorverfahren durchzuführen ist. Das Vorverfahren beginnt mit der Erhebung
                     des Widerspruchs. Der Widerspruch ist nur innerhalb eines Monats seit Zustellung der angefochtenen Entscheidung zulässig.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Klage ist ohne Vorverfahren zulässig,
                  

                  1. wenn eine oberste Kirchenbehörde entschieden hat, sofern nicht das Recht der Gliedkirchen die Nachprüfung vorschreibt,
                     oder
                  

                  2. ein Vorverfahren durch Kirchengesetz ausgeschlossen ist.

               

               
                     § 19 Untätigkeitsklage

                  

                  Ist über einen geltend gemachten Rechtsanspruch oder über einen Rechtsbehelf ohne zureichenden Grund innerhalb von drei Monaten
                     seit dem Antrag auf Entscheidung oder seit Einlegung des Rechtsbehelfs nicht entschieden worden, ist die Klage abweichend
                     von § 18 zulässig. Liegt ein zureichender Grund dafür vor, dass die beantragte Entscheidung noch nicht erlassen oder über den Rechtsbehelf
                     noch nicht entschieden ist, setzt das Verwaltungsgericht das Verfahren bis zum Ablauf einer von ihm bestimmten Frist aus,
                     die verlängert wer-den kann. Wird innerhalb der gesetzten Frist die begehrte Entscheidung getroffen oder wird dem Rechtsbehelf
                     stattgegeben, so ist die Hauptsache für erledigt zu erklären.
                  

               

               
                     § 20 Aufschiebende Wirkung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Widerspruch und Klage, die einen Verwaltungsakt anfechten, haben aufschiebende Wirkung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die aufschiebende Wirkung entfällt in den Fällen, in denen die sofortige Vollziehung im besonderen kirchlichen Interesse
                     von der kirchlichen Stelle, die die Entscheidung getroffen oder die über den Widerspruch zu entscheiden hat, angeordnet wird
                     oder wenn die auf-schiebende Wirkung kirchengesetzlich ausgeschlossen ist. Eine Anordnung der sofortigen Vollziehung kann
                     jederzeit ausgesetzt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Auf Antrag kann das Verwaltungsgericht in den Fällen des Absatzes 2 die aufschiebende Wirkung ganz oder teilweise anordnen
                     oder wiederherstellen. Der Antrag ist schon vor Erhebung der Klage zulässig. Ist die Entscheidung im Zeitpunkt der Entscheidung
                     des Verwaltungsgerichts schon vollzogen, kann das Verwaltungsgericht die Aufhebung der Vollziehung anordnen. Die Wiederherstellung
                     der aufschiebenden Wirkung kann von Auflagen abhängig gemacht werden. Sie kann auch befristet werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Beschlüsse über Anträge nach Absatz 3 können jederzeit geändert oder aufgehoben werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         In dringenden Fällen kann der oder die Vorsitzende entscheiden. Gegen diese Entscheidung kann innerhalb von zwei Wochen nach
                     Bekanntgabe das Verwaltungsgericht angerufen werden, soweit das Recht der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
                     dies nicht ausschließt.
                  

               

               
                     § 21 Beginn der Fristen für Rechtsmittel und Rechtsbehelfe

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Frist für ein Rechtsmittel oder einen anderen Rechtsbehelf beginnt nur zu laufen, wenn der oder die Beteiligte über
                  

                  1. den Rechtsbehelf,

                  2. die Kirchenbehörde oder das Verwaltungsgericht, bei denen der Rechtsbehelf anzubringen ist,

                  3. die Anschrift und

                  4. die einzuhaltende Frist

                  schriftlich belehrt worden ist.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ist die Belehrung unterblieben oder unrichtig erteilt, ist die Einlegung des Rechtsbehelfs oder Rechtsmittels nur innerhalb
                     eines Jahres seit Zustellung, Eröffnung oder Verkündung zulässig, außer wenn die Einlegung vor Ablauf der Jahresfrist infolge
                     höherer Gewalt unmöglich war oder eine schriftliche Belehrung dahin erfolgt ist, dass ein Rechtsbehelf nicht gegeben sei.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 5 Verfahren vor dem Verwaltungsgericht des ersten Rechtszuges

         

         
                     § 22 Klagefrist

                  

                  Die Klage ist innerhalb eines Monats nach Zustellung oder Bekanntgabe der Entscheidung über den Widerspruch oder einen anderen
                     Rechtsbehelf zu erheben. Ist ein Widerspruchs  bescheid nicht erforderlich, muss die Klage innerhalb eines Monats nach Zustellung
                     oder Bekanntgabe der Entscheidung erhoben werden. Über diese Fristen sind die Beteiligten zu belehren.
                  

               

               
                     § 23 Klageschrift

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Klage ist schriftlich bei dem Gericht oder zu Protokoll der Geschäftsstelle einzureichen. Sie muss außer den Namen der
                     Beteiligten den Streitgegenstand bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung des Klageantrags
                     bestehenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, Bescheide aus einem vorangegangenen Verwaltungs- und Vorverfahren
                     sollen in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für die übrigen Beteiligten des Verfahrens sollen Abschriften der Klage und sonstiger Schriftsätze beigefügt werden.
                  

               

               
                     § 24 Beiladung

                  

                  Das Gericht kann bis zum Abschluss des Rechtszuges von Amts wegen oder auf Antrag andere, deren rechtliche Interessen durch
                     die Entscheidung berührt werden, beiladen.
                  

               

               
                     § 25 Gerichtsbescheid

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Gericht kann ohne mündliche Verhandlung durch Gerichtsbescheid entscheiden, wenn die Sache keine besonderen Schwierigkeiten
                     tatsächlicher oder rechtlicher Art aufweist und der Sachverhalt geklärt ist. Die Beteiligten sind vorher zu hören. Die Vorschriften
                     über Urteile gelten entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Beteiligten können innerhalb eines Monats nach Zustellung des Gerichtsbescheids Revision einlegen oder mündliche Verhandlung
                     beantragen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Gerichtsbescheid wirkt als Urteil; wird gemäß Absatz 2 rechtzeitig mündliche Verhandlung beantragt, gilt er als nicht
                     ergangen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Wird mündliche Verhandlung beantragt, kann das Gericht in dem Urteil von einer weiteren Darstellung des Tatbestandes und
                     der Entscheidungsgründe absehen, soweit es der Begründung des Gerichtsbescheides folgt und dies in seiner Entscheidung feststellt.
                  

               

               
                     § 26 Einzelrichter oder Einzelrichterin

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Kammer kann den Rechtsstreit einem ihrer rechtskundigen Mitglieder als Einzelrichter oder Einzelrichterin zur Entscheidung
                     übertragen, wenn
                  

                  1. die Sache keine besonderen Schwierigkeiten tatsächlicher oder rechtlicher Art aufweist und

                  2. die Rechtssache keine grundsätzliche Bedeutung hat.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Rechtsstreit darf nicht übertragen werden, wenn bereits vor der Kammer mündlich verhandelt worden ist, es sei denn, dass
                     inzwischen ein Vorbehalts-, Teil- oder Zwischenurteil ergangen ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Einzelrichter oder die Einzelrichterin kann nach Anhörung der Beteiligten den Rechtsstreit auf die Kammer zurückübertragen,
                     wenn sich aus einer wesentlichen Änderung der Prozesslage ergibt, dass die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat oder die
                     Sache besondere Schwierigkeiten tatsächlicher oder rechtlicher Art aufweist. Eine erneute Übertragung auf den Einzelrichter
                     oder die Einzelrichterin ist ausgeschlossen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Beschlüsse nach den Absätzen 1 und 3 sind unanfechtbar. Auf eine unterlassene Übertragung kann ein Rechtsbehelf nicht gestützt
                     werden.
                  

               

               
                     § 27 Einzelentscheidungen im vorbereitenden Verfahren

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der oder die Vorsitzende entscheidet, wenn die Entscheidung im vorbereitenden Verfahren ergeht,
                  

                  1. über die Aussetzung und das Ruhen des Verfahrens;

                  2. bei Zurücknahme der Klage, Verzicht auf den geltend gemachten Anspruch oder Anerkenntnis des Anspruchs, auch über einen
                     Antrag auf Prozesskostenhilfe;
                  

                  3. bei Erledigung des Rechtsstreits in der Hauptsache, auch über einen Antrag auf Prozesskostenhilfe;

                  4. über den Gegenstandswert für die Rechtsanwaltsvergütung;

                  5. über Kosten;

                  6. über die Beiladung.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ist ein berichterstattendes Mitglied bestimmt, kann ihm die Entscheidung übertragen wer-den.
                  

               

               
                     § 28 Untersuchungsgrundsatz

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Gericht erforscht den Sachverhalt von Amts wegen; die Beteiligten sind dabei heran-zuziehen. Das Gericht ist an das Vorbringen
                     und an die Beweisanträge der Beteiligten nicht gebunden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der oder die Vorsitzende hat darauf hinzuwirken, dass Formfehler beseitigt, unklare Anträge erläutert, sachdienliche Anträge
                     gestellt, ungenügende tatsächliche Angaben ergänzt, ferner alle für die Feststellung und Beurteilung des Sachverhalts wesentlichen
                     Erklärungen abgegeben werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Beteiligten sollen zur Vorbereitung der mündlichen Verhandlung Schriftsätze einreichen. Hierzu kann sie der oder die
                     Vorsitzende unter Fristsetzung auffordern. Auf Antrag kann diese Frist verlängert werden. Die Schriftsätze sind den Beteiligten
                     von Amts wegen zu übersenden.
                  

               

               
                     § 29 Fristsetzung für Vorbringen, Zurückweisen verspäteten Vorbringens

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der oder die Vorsitzende oder das berichterstattende Mitglied kann dem Kläger oder der Klägerin eine Frist setzen zur Angabe
                     der Tatsachen, durch deren Berücksichtigung oder Nichtberücksichtigung im Verwaltungsverfahren er oder sie sich beschwert
                     fühlt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der oder die Vorsitzende oder das berichterstattende Mitglied kann den Beteiligten unter Fristsetzung aufgeben, zu bestimmten
                     Vorgängen
                  

                  1. Tatsachen anzugeben oder Beweismittel zu bezeichnen,

                  2. Urkunden oder andere bewegliche Sachen vorzulegen, soweit der oder die Beteiligte dazu verpflichtet ist.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Gericht kann Erklärungen und Beweismittel, die erst nach Ablauf einer nach den Absätzen 1 und 2 gesetzten Frist vorgebracht
                     werden, zurückweisen und ohne weitere Ermittlungen entscheiden, wenn
                  

                  1. ihre Zulassung nach der freien Überzeugung des Gerichts die Erledigung des Rechtsstreits verzögern würde und

                  2. die Verspätung nicht genügend entschuldigt ist und

                  3. über die Folgen einer Fristversäumung belehrt worden ist.

                  Der Entschuldigungsgrund ist auf Verlangen des Gerichts glaubhaft zu machen. Satz 1 gilt nicht, wenn es mit geringem Aufwand
                     möglich ist, den Sachverhalt auch ohne Mitwirkung der Beteiligten zu ermitteln.
                  

               

               
                     § 30 Akteneinsicht, Abschriften

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Beteiligten können die Gerichtsakten und die dem Gericht vorgelegten Akten einsehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Beteiligten können sich auf ihre Kosten Kopien oder Abschriften durch die Geschäftsstelle fertigen lassen.
                  

               

               
                     § 31 Beweisaufnahme

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Gericht erhebt die erforderlichen Beweise. Es kann insbesondere den Augenschein einnehmen, Zeugen oder Zeuginnen, Sachverständige
                     und Beteiligte vernehmen und Urkunden heranziehen. Beweise sind nach Möglichkeit unmittelbar zu erheben, jedoch können auch
                     Protokolle über Beweiserhebungen sowie Urteile und Beschlüsse aus einem anderen kirchengesetzlich geordneten Verfahren zum
                     Gegenstand der mündlichen Verhandlung gemacht werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Beteiligten werden von allen Beweisterminen benachrichtigt und können der Beweisaufnahme beiwohnen. Sie können an Zeugen
                     oder Zeuginnen und Sachverständige sachdienliche Fragen stellen. Wird eine Frage beanstandet, entscheidet das Gericht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Ein in der mündlichen Verhandlung gestellter Beweisantrag kann nur durch einen Beschluss des Gerichts, der zu begründen ist,
                     abgelehnt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Zeuginnen und Zeugen sowie Sachverständige können vereidigt werden, soweit das Recht der Gliedkirche oder des gliedkirchlichen
                     Zusammenschlusses eine Vereidigung zulässt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Vor der Vernehmung werden die Zeuginnen und Zeugen zur Wahrheit ermahnt. Wenn sie nach Absatz 4 vereidigt werden können,
                     werden sie auf die Möglichkeit der Vereidigung hin-gewiesen und über die strafrechtlichen Folgen einer unrichtigen oder unvollständigen
                     Aussage belehrt.
                  

               

               
                     § 32 Ladung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Sobald der oder die Vorsitzende den Termin zur mündlichen Verhandlung bestimmt hat, sind die Beteiligten mit einer Ladungsfrist
                     von mindestens zwei Wochen zu laden. In dringenden Fällen kann die Frist abgekürzt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         In der Ladung ist darauf hinzuweisen, dass beim Ausbleiben auch ohne die Beteiligten verhandelt und entschieden werden kann.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der oder die Vorsitzende kann das persönliche Erscheinen der Beteiligten anordnen oder einer kirchlichen Stelle aufgeben,
                     zur mündlichen Verhandlung eine Vertretung zu entsenden.
                  

               

               
                     § 33 Mündliche Verhandlung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Gericht entscheidet, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, auf Grund mündlicher Verhandlung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Mit Einverständnis der Beteiligten kann das Gericht auch ohne mündliche Verhandlung entscheiden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Entscheidungen des Gerichts, die nicht Urteile sind, können ohne mündliche Verhandlung ergehen, soweit nicht etwas anderes
                     bestimmt ist.
                  

               

               
                     § 34 Öffentlichkeit der Verhandlung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Verhandlungen einschließlich der Verkündung der Beschlüsse und Urteile sind öffentlich, sofern die Öffentlichkeit nicht
                     aus wichtigem Grunde ausgeschlossen wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Über den Ausschluss der Öffentlichkeit ist in nichtöffentlicher Sitzung zu verhandeln, wenn Beteiligte es beantragen oder
                     das Gericht es für angemessen erachtet. Der Beschluss, der die Öffentlichkeit ausschließt, muss öffentlich verkündet werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Wird die Öffentlichkeit ausgeschlossen, kann der oder die Vorsitzende Beauftragte kirchlicher Dienststellen sowie andere
                     Personen, die ein berechtigtes Interesse glaubhaft machen, zu den Verhandlungen zulassen.
                  

               

               
                     § 35 Gang der mündlichen Verhandlung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die mündliche Verhandlung soll mit einer Schriftlesung eröffnet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der oder die Vorsitzende leitet die mündliche Verhandlung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der oder die Vorsitzende oder das berichterstattende Mitglied trägt in Abwesenheit der Zeugen und Zeuginnen den wesentlichen
                     Inhalt der Akten vor.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Beteiligten erhalten hierauf das Wort, um ihre Anträge zu stellen und zu begründen.
                  

               

               
                     § 36 Richterliche Frage- und Erörterungspflicht

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der oder die Vorsitzende hat die Streitsache mit den Beteiligten tatsächlich und rechtlich zu erörtern.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der oder die Vorsitzende hat jedem Mitglied des Gerichts zu gestatten, Fragen zu stellen.
                  

               

               
                     § 37 Gütliche Einigung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Gericht soll sich bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung um eine gütliche Beilegung der Streitsache bemühen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Vergleiche können zu Protokoll des Gerichts vor ihm, vor dem oder der Vorsitzenden oder vor dem berichterstattenden Mitglied
                     geschlossen werden. Ein gerichtlicher Vergleich kann auch dadurch geschlossen werden, dass die Beteiligten einen in der Form
                     eines Beschlusses ergangenen Vorschlag des Gerichts, des oder der Vorsitzenden oder des berichterstattenden Mitglieds schriftlich
                     gegenüber dem Gericht annehmen.
                  

               

               
                     § 38 Protokoll

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In das Protokoll sind die wesentlichen Vorgänge der Verhandlung, insbesondere die von den Beteiligten gestellten Anträge,
                     aufzunehmen. Der oder die Vorsitzende kann anordnen, dass bestimmte Vorgänge oder Äußerungen in das Protokoll aufgenommen
                     werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Protokolle über Zeugenaussagen, über Erklärungen von Sachverständigen oder Beteiligten sind den Betreffenden vorzulesen oder
                     zur Durchsicht vorzulegen; Tonaufnahmen sind abzuspielen. Im Protokoll ist zu vermerken, dass es genehmigt ist oder welche
                     Einwendungen erhoben sind.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 6 Entscheidungen

         

         
                     § 39 Abstimmung, Urteil

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Gericht entscheidet mit der Mehrheit der Stimmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Mitglieder sind verpflichtet, über die Beratung und Abstimmung Stillschweigen zu bewahren.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Über die Klage wird durch Urteil entschieden, soweit dieses Kirchengesetz nicht etwas anderes bestimmt. Das Urteil kann nur
                     von den Mitgliedern des Gerichts gefällt werden, die an der letzten Verhandlung vor dem Urteil teilgenommen haben.
                  

               

               
                     § 40 Freie Beweiswürdigung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Gericht entscheidet nach seiner freien, aus dem Gesamtergebnis des Verfahrens gewonnenen Überzeugung. In dem Urteil sind
                     die Gründe anzugeben, die für die richterliche Überzeugung leitend gewesen sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Urteil darf nur auf Tatsachen und Beweisergebnisse gestützt werden, zu denen die Beteiligten sich äußern konnten.
                  

               

               
                     § 41 Nachprüfung von Ermessensentscheidungen

                  

                  Ermessensentscheidungen sind daraufhin nachzuprüfen, ob die Entscheidung oder die Ablehnung oder Unterlassung der Entscheidung
                     rechtswidrig ist, weil die gesetzlichen Grenzen des Ermessens überschritten sind oder von dem Ermessen in einer dem Zweck
                     der Ermächtigung nicht entsprechenden Weise Gebrauch gemacht ist. Die Kirchenbehörde kann ihre Ermessenserwägungen auch noch
                     im verwaltungsgerichtlichen Verfahren ergänzen.
                  

               

               
                     § 42 Verkündung und Zustellung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Urteil wird in der Regel in dem Termin verkündet, in dem die mündliche Verhandlung geschlossen wird. In besonderen Fällen
                     kann das Urteil in einem Termin verkündet werden, der nicht über zwei Wochen hinaus angesetzt werden soll. Das Urteil ist
                     den Beteiligten zu-zustellen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Statt der Verkündung ist die Zustellung des Urteils zulässig. In diesem Fall ist die Zustellung der Urteilsformel binnen
                     drei Wochen nach der mündlichen Verhandlung zu veranlassen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Entscheidet das Gericht ohne mündliche Verhandlung, wird die Verkündung durch Zustellung an die Beteiligten ersetzt.
                  

               

               
                     § 43 Abfassung und Form

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Urteil ist schriftlich abzufassen und von den Mitgliedern, die bei der Entscheidung mitgewirkt haben, zu unterschreiben.
                     Ist ein Mitglied verhindert, seine Unterschrift beizufügen, wird dies mit dem Hinderungsgrund von dem oder der Vorsitzenden,
                     bei Verhinderung vom ältesten Mitglied, unter dem Urteil vermerkt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ein Urteil, das bei der Verkündung noch nicht vollständig abgefasst war, ist innerhalb von drei Monaten, vom Tage der Verkündung
                     an gerechnet, vollständig abgefasst der Geschäftsstelle zu übergeben. Ist dies aus besonderen Gründen nicht möglich, ist innerhalb
                     dieser Frist das von den Mitgliedern unterschriebene Urteil ohne Tatbestand und Entscheidungsgründe der Geschäftsstelle zu
                     übergeben. Tatbestand und Entscheidungsgründe sind alsbald nachträglich niederzulegen, von den Mitgliedern besonders zu unterschreiben
                     und der Geschäftsstelle zu übergeben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Geschäftsstelle hat auf dem Urteil im Fall des § 42 Absatz 1 den Tag der Verkündung, sonst den Tag der Zustellung zu vermerken und diesen Vermerk zu unterschreiben.
                  

               

               
                     § 44 Rechtskraft

                  

                  Rechtskräftige Urteile binden die Beteiligten und ihre Rechtsnachfolger und Rechtsnachfolgerinnen insoweit, als über den Streitgegenstand
                     entschieden worden ist.
                  

               

               
                     § 45 Beschlüsse

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für Beschlüsse gelten die vorstehenden Vorschriften entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Beschlüsse, die durch Rechtsmittel angefochten werden können, sind zu begründen und mit einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 7 Einstweilige Anordnung

         

         
                     § 46 Einstweilige Anordnung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Auf Antrag kann das Gericht auch schon vor Klageerhebung eine einstweilige Anordnung in Bezug auf den Streitgegenstand treffen,
                     wenn die Gefahr besteht, dass durch eine Veränderung des bestehenden Zustandes die Verwirklichung eines Rechtes des Antragstellers
                     oder der Antragstellerin vereitelt oder wesentlich erschwert werden könnte. Einstweilige Anordnungen sind auch zur Regelung
                     eines vorläufigen Zustandes in Bezug auf einen streitigen Gegenstand zulässig, wenn diese Regelung vor allem bei dauernden
                     Rechtsverhältnissen, um wesentliche Nachteile abzuwenden, oder aus anderen Gründen nötig erscheint.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         In dringenden Fällen kann der oder die Vorsitzende entscheiden. Gegen diese Entscheidung kann innerhalb von zwei Wochen nach
                     Bekanntgabe das Gericht angerufen werden, sofern dies nicht durch Kirchengesetz der Gliedkirchen ausgeschlossen ist.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 8 Revisionsverfahren

         

         
                     § 47 Statthaftigkeit der Revision und Revisionsgründe

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Gegen Urteile des Verwaltungsgerichts des ersten Rechtszuges steht den Beteiligten die Revision an den Verwaltungsgerichtshof
                     zu. Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kann die Revision
                     ausschließen oder dem Erfordernis einer besonderen Zulassung unterwerfen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Revision kann nur darauf gestützt werden, dass das angefochtene Urteil auf der Verletzung materiellen Rechts oder auf
                     Verfahrensmängeln beruht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Verwaltungsgerichtshof ist an die in dem angefochtenen Urteil getroffenen tatsächlichen Feststellungen gebunden, außer
                     wenn in Bezug auf diese Feststellungen zulässige und begründete Revisionsgründe vorgebracht worden sind.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Soweit die Revision ausschließlich auf Verfahrensmängel gestützt ist, ist nur über die geltend gemachten Verfahrensmängel
                     zu entscheiden. Im Übrigen ist der Verwaltungsgerichtshof an die geltend gemachten Revisionsgründe nicht gebunden.
                  

               

               
                     § 48 Revisionseinlegung und Begründung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Vor dem Verwaltungsgerichtshof müssen sich die Beteiligten, soweit sie einen Antrag stellen, durch eine Person mit Befähigung
                     zum Richteramt oder vergleichbarer juristischer Qualifikation vertreten lassen. Dies gilt auch für die Einlegung der Revision
                     sowie für Beschwerden und sonstige Nebenverfahren, bei denen in der Hauptsache Vertretungszwang besteht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Revision ist beim Verwaltungsgericht innerhalb eines Monats nach Zustellung des vollständigen Urteils schriftlich oder
                     zu Protokoll der Geschäftsstelle einzulegen. Die Frist ist auch gewahrt, wenn die Revision innerhalb der Frist bei dem Verwaltungsgerichtshof
                     eingeht. Die Revision muss das angefochtene Urteil bezeichnen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Revision ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des vollständigen Urteils zu begründen. Die Begründung ist beim
                     Verwaltungsgerichtshof einzureichen. Die Begründungsfrist kann auf einen vor ihrem Ablauf gestellten Antrag von dem oder der
                     Vorsitzenden verlängert werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Ist die Revision nach dem Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
                     dem Erfordernis einer besonderen Zulassung unterworfen, so beginnen die Fristen zur Einlegung und zur Begründung der Revision
                     mit der Zustellung der Zulassungsentscheidung.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Begründung muss einen bestimmten Antrag enthalten, die verletzte Rechtsnorm und, soweit Verfahrensmängel gerügt werden,
                     die Tatsachen angeben, die den Mangel ergeben.
                  

               

               
                     § 49 Zurücknahme der Revision

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Revision kann bis zur Verkündung des Urteils oder bei Unterbleiben der Verkündung bis zur Zustellung zurückgenommen werden.
                     Die Zurücknahme nach Stellung der Anträge in der mündlichen Verhandlung setzt die Einwilligung des oder der Revisionsbeklagten
                     voraus.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Zurücknahme bewirkt den Verlust des eingelegten Rechtsmittels. Der Verwaltungsgerichtshof entscheidet durch Beschluss
                     über die Kostenfolge.
                  

               

               
                     § 50 Revisionsverfahren

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für das Revisionsverfahren gelten die §§ 15 bis 46 entsprechend, soweit sich aus diesem Kirchengesetz oder aus den Besonderheiten des Revisionsverfahrens nicht etwas anderes
                     ergibt. § 25 findet keine Anwendung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das angefochtene Urteil darf nur geändert werden, soweit eine Änderung beantragt ist.
                  

               

               
                     § 51 Anschlussrevision

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Revisionsbeklagte und andere Beteiligte können sich bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung, selbst wenn sie auf die Revision
                     verzichtet haben, der Revision anschließen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Wird die Anschlussrevision erst nach Ablauf der Revisionseinlegungsfrist eingelegt oder war auf die Revision verzichtet worden
                     (unselbständige Anschlussrevision), so wird die Anschlussrevision unwirksam, wenn die Revision zurückgenommen oder als unzulässig
                     verworfen wird.
                  

               

               
                     § 52 Revisionsentscheidung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ist die Revision nicht statthaft oder nicht  frist- und formgerecht eingelegt, verwirft der Verwaltungsgerichtshof sie als
                     unzulässig. Die Entscheidung kann durch Beschluss ergehen; die Beteiligten sind vorher zu hören.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ist die Revision unbegründet, so weist der Verwaltungsgerichtshof sie zurück. Das gilt auch, wenn das angefochtene Urteil
                     zwar in seinen Gründen unrichtig ist, sich im Ergebnis aber als richtig erweist. Die Entscheidung kann bis zur Anberaumung
                     der mündlichen Verhandlung durch einstimmigen Beschluss ergehen, wenn die Revision keine rechtsgrundsätzlichen Fragen aufwirft
                     und keine mündliche Verhandlung erfordert; die Beteiligten sind vorher zu hören.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Ist die Revision begründet, so hebt der Verwaltungsgerichtshof das angefochtene Urteil auf. Falls die Sache entscheidungsreif
                     ist, entscheidet der Verwaltungsgerichtshof in der Sache selbst. Anderenfalls verweist er sie an das Verwaltungsgericht zurück.
                     Dieses ist an die rechtliche Beurteilung durch den Verwaltungsgerichtshof gebunden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Wenn der Verwaltungsgerichtshof nicht nach Absatz 1 Satz 2 oder nach Absatz 2 Satz 3 verfährt, entscheidet er über die Revision
                     durch Urteil.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 9 Beschwerdeverfahren

         

         
                     § 53 Beschwerde

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Gegen Entscheidungen des Verwaltungsgerichts des ersten Rechtszuges, die nicht Urteile sind, steht den Beteiligten und den
                     sonst von der Entscheidung Betroffenen die Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof zu, soweit nicht in diesem oder einem
                     anderen Kirchengesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse etwas
                     anderes bestimmt ist. § 48 Absatz 1 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         In den Verfahren, in denen die Revision ausgeschlossen ist, findet eine Beschwerde zum Verwaltungsgerichtshof nicht statt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Prozessleitende Verfügungen, Beschlüsse über eine Vertagung oder die Bestimmung einer Frist, Beschlüsse über die Ablehnung
                     von Beweisanträgen, über Verbindung und Trennung von Verfahren und Ansprüchen können nicht mit der Beschwerde angefochten
                     werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         In Streitigkeiten über Kosten, Gebühren und Auslagen ist die Beschwerde ausgeschlossen, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes
                     200 Euro nicht übersteigt.
                  

               

               
                     § 54 Beschwerdefrist

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Beschwerde ist bei dem Verwaltungsgericht schriftlich oder zu Protokoll der Geschäftsstelle innerhalb von zwei Wochen
                     nach Bekanntgabe der Entscheidung einzulegen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Beschwerdefrist ist auch gewahrt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist bei dem Verwaltungsgerichtshof eingeht.
                  

               

               
                     § 55 Beschwerdewirkung

                  

                  Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung. Der oder die Vorsitzende des Verwaltungsgerichts kann jedoch bestimmen, dass
                     die Vollziehung der angefochtenen Entscheidung einstweilen auszusetzen ist.
                  

               

               
                     § 56 Verfahren und Entscheidung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Verwaltungsgericht entscheidet, ob der Beschwerde abzuhelfen ist. Die Entscheidung, dass der Beschwerde nicht abgeholfen
                     wird, kann der oder die Vorsitzende allein treffen. Wird der Beschwerde nicht abgeholfen, ist sie unverzüglich dem Verwaltungsgerichtshof
                     vorzulegen. Einer Nichtabhilfeentscheidung bedarf es nicht bei Entscheidungen des Verwaltungsgerichts nach §  57.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Verwaltungsgericht soll die Beteiligten von der Vorlage der Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof in Kenntnis setzen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Über die Beschwerde entscheidet der Verwaltungsgerichtshof durch Beschluss.
                  

               

               
                     § 57 Beschwerde an das Verwaltungsgericht

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Gegen Entscheidungen des oder der Vorsitzenden oder des berichterstattenden Mitgliedes steht den Beteiligten die Beschwerde
                     an das Verwaltungsgericht zu, soweit dieses Kirchengesetz nichts anderes bestimmt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Vorschriften der § 53 Absatz 3, § 54 Absatz 1, § 55 und § 56 Absatz 1 Satz 3 finden entsprechende Anwendung.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 10 Wiederaufnahme des Verfahrens

         

         
                     § 58 Grundsatz

                  

                  Ein rechtskräftig beendetes Verfahren kann in entsprechender Anwendung der Vorschriften der Zivilprozessordnung durch Klage
                     wieder aufgenommen werden (Wiederaufnahmeklage).
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 11 Kosten

         

         
                     § 59 Begriff

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Als Kosten des Verfahrens gelten:
                  

                  1. die zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung notwendigen Aufwendungen der Beteiligten,

                  2. die durch Vernehmung von Zeugen oder Zeuginnen oder Hinzuziehung von Sachverständigen entstandenen Aufwendungen,

                  3. sonstige Auslagen.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Soweit das Recht der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse nichts anderes bestimmt, werden Gerichtskosten nicht
                     erhoben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Vorschriften des Gesetzes über die Vergütung der Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte und des Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes
                     finden entsprechende Anwendung.
                  

               

               
                     § 60 Kostenlast

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der unterliegende Teil trägt die Kosten des Verfahrens.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Wenn ein Beteiligter oder eine Beteiligte teils obsiegt, teils unterliegt, sind die Kosten gegeneinander aufzuheben oder
                     verhältnismäßig zu teilen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Kosten eines ohne Erfolg eingelegten Rechtsmittels fallen denjenigen zur Last, die das Rechtsmittel eingelegt haben.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Wer einen Antrag, eine Klage, ein Rechtsmittel oder einen anderen Rechtsbehelf zurücknimmt, hat die Kosten zu tragen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Im Übrigen entscheidet das Gericht über die Kosten nach billigem Ermessen.
                  

               

               
                     § 61 Kostenentscheidung

                  

                  Das Gericht hat im Urteil oder, wenn das Verfahren in anderer Weise beendet worden ist, durch Beschluss über die Kosten zu
                     entscheiden.
                  

               

               
                     § 62 Anfechtung der Kostenentscheidung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Anfechtung der Entscheidung über die Kosten ist unzulässig, wenn nicht gegen die Entscheidung in der Hauptsache ein Rechtsmittel
                     eingelegt wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ist eine Entscheidung in der Hauptsache nicht ergangen, ist die Entscheidung über die Kosten unanfechtbar.
                  

               

               
                     § 63 Gegenstandswert

                  

                  Auf Antrag setzt das Gericht den Gegenstandswert nach billigem Ermessen fest. Die Festsetzung kann auch von Amts wegen erfolgen.

               

               
                     § 64 Kostenfestsetzung

                  

                  Der oder die Vorsitzende oder das berichterstattende Mitglied setzt auf Antrag den Betrag der zu erstattenden Kosten fest,
                     die Festsetzung kann der Geschäftsstelle übertragen wer-den. Die Beteiligten können innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe
                     der Kostenfestsetzung die Entscheidung des Gerichts beantragen.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 12 Verweisung auf die Verwaltungsgerichtsordnung

         

         
                     § 65 Verweisung auf die Verwaltungsgerichtsordnung

                  

                  Zur Ergänzung dieses Gesetzes finden die Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung entsprechende Anwendung, soweit nicht
                     Kirchengesetze der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse oder die Besonderheiten
                     des kirchlichen Verfahrens dem entgegenstehen.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 13 Übergangsvorschriften

         

         
                     § 66 Übergangsvorschriften

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Verfahren, die am 31. Dezember 2010 beim Verwaltungsgerichtshof der UEK oder bei dem Gemeinsamen Verwaltungsgericht der Union
                     Evangelischer Kirchen in der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Evangelischen Landeskirche Anhalts und der Pommerschen
                     Evangelischen Kirche gerichtshängig sind und zuständigkeitshalber den Verwaltungsgerichten der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     übertragen werden, werden nach bisherigem Recht zu Ende geführt. Für die Wiederaufnahme nach dem Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes
                     gelten die Bestimmungen dieses Kirchengesetzes.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland beruft die Mitglieder des Verwaltungsgerichtshofes der Evangelischen Kirche
                     in Deutschland für die erste Amtszeit abweichend von § 5 Absatz 2 in Abstimmung mit den Gliedkirchen und den gliedkirchlichen Zusammenschlüssen, die bisher die Verwaltungsgerichte der Union
                     Evangelischer Kirchen in der Evangelischen Kirche in Deutschland anrufen.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 14 Inkrafttreten

         

         
                     § 67 Inkrafttreten

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dieses Kirchengesetz tritt für die Evangelische Kirche in Deutschland am 1. Januar 2011 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Dieses Kirchengesetz tritt für die jeweilige Gliedkirche oder den jeweiligen gliedkirchlichen Zusammenschluss in Kraft, nachdem
                     diese oder dieser die Zustimmung erklärt hat. Die Zustimmung ist jederzeit, auch vor dem Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes,
                     möglich. Den Zeitpunkt, zu dem dieses Kirchengesetz in der jeweiligen Gliedkirche oder dem jeweiligen gliedkirchlichen Zusammenschluss
                     in Kraft tritt, bestimmt der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland durch Verordnung.3

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können dieses Kirchengesetz jederzeit je für ihren Bereich in der
                     zurzeit gültigen Fassung außer Kraft setzen. Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland stellt durch Verordnung fest,
                     dass und zu welchem Zeitpunkt das Kirchengesetz jeweils außer Kraft getreten ist.4

                  

               

            

         

      

      

      1
            Nr. 1.1 Grundordnung EKD.
            

         

      

      2
            Nr. 4.50 Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland.
            

         

      

      3
            Dies wird im ABl. EKD veröffentlich.

         

      

      4
            Dies wird im ABl. EKD veröffentlich.

         

      

   
      

      
         Kirchengesetz über die Zustimmung zum Verwaltungsgerichtsgesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland 
(Zustimmungsgesetz zum Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD - ZGVwGG)1

      

      
         Vom 19. März 2011

      

      
         (ABl. S. 102)
         

      

      

      
                     § 1
Zustimmung
                     

                  

                  Dem Verwaltungsgerichtsgesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland vom 10. November 2010 (ABl. EKD S. 330) wird zugestimmt.

               

               
                     § 2
Ermächtigung
                     

                  

                  Der Landeskirchenrat wird ermächtigt, die Zustimmung gemäß Artikel 10a Absatz 2 Buchstabe b der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland gegenüber dem Rat der Evangelischen Kirche
                     in Deutschland zu erklären und den Rat zu bitten, den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Verwaltungsgerichtsgesetzes der EKD
                     für die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland für den 1. Juli 2011 vorzusehen2.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Das Zustimmungsgesetz zum Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD ist als Artikel 1 des Kirchengesetzes über die Zustimmung zum Verwaltungsgerichtsgesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland und über die
               Verfassungs- und Verwaltungsgerichtsbarkeit in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland vom 19. März 2011 (ABl. S. 102) beschlossen worden und gemäß Artikel 3 Absatz 1 am 1. Juli 2011 in Kraft getreten. 
            

         

      

      2
            Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland hat durch Dritte Verordnung über das Inkrafttreten des Verwaltungsgerichtsgesetzes
               der EKD vom 27. Mai 2011 (ABl. EKD S. 127) das Verwaltungsgerichtsgesetz für die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland
               zum 1. Juli 2011 in Kraft gesetzt (ABl. EKM S. 182).
            

         

      

   
      

      
         Kirchengerichtsgesetz der Evangelischen Kirche
in Deutschland (KiGG.EKD)
         

      

      
         Vom 6. November 2003

      

      
         (ABl. EKD 2003 S. 408, 409),
zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 12. November 2014 (ABl. EKD 2014 S. 366) 
         

      

      Änderungen


      
         
            
            
            
            
            
            
         
         
            
               	
                  Lfd Nr.

               
               	
                  Änderndes Recht

               
               	
                  Datum

               
               	
                  Fundstelle
ABl. EKD
                  

               
               	
                  Paragrafen

               
               	
                  Art der Änderung

               
            

         
         
            
               	
                  1

               
               	
                  Kirchengesetz

               
               	
                  10.11.2010

               
               	
                  2010 S. 339

               
               	
                  vor Abschnitt 1
§ 5 Abs. 2 
§ 5 Abs. 4 
§ 6 
§ 7 
§ 8 Abs. 1 
§ 9 
§ 13 
§ 14 Abs. 1
§ 14 Abs. 3 
§ 19 
§ 22 Abs. 3 
§ 23 
nach § 24 
Abschnitt 5 
Abschnitt 6
Abschnitt 7 
§ 29 S. 1 
Abschnitt 4 
§ 29a 
Abschnitt 5 
§ 29b 
Abschnitt 8 
§ 31 
                  

               
               	
                  Teil 1 eingefügt
neu gefasst 
angefügt 
neu gefasst
neu gefasst 
geändert 
geändert
neu gefasst 
aufgehoben 
geändert 
neu gefasst 
neu gefasst 
neu gefasst 
Teil 2 eingefügt
neu gefasst 
neu gefasst 
neu gefasst 
geändert 
eingefügt 
eingefügt 
eingefügt 
eingefügt 
neu gefasst 
eingefügt 
                  

               
            

            
               	
                  2

               
               	
                  Kirchengesetz

               
               	
                  9.11.2011

               
               	
                  2011 S. 340

               
               	
                  Inhaltsübersicht 
§ 5 Abs. 2 Nr. 5 
§ 7 
§ 29b 
                  

               
               	
                  geändert
angefügt 
aufgehoben 
eingefügt 
                  

               
            

            
               	
                  3

               
               	
                  Kirchengesetz

               
               	
                  7.11.2012

               
               	
                  2012 S. 459
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            Teil 1 
Vorschriften für die Kirchengerichte der Evangelischen Kirche in Deutschland
            

         

         
               Abschnitt 1 
Kirchengerichte der Evangelischen Kirche in Deutschland
               

            

            
                     § 1 
Sitz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Verfassungsgerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland, das Kirchengericht der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     und der Kirchengerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland haben ihren Sitz in Hannover.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Es können Gerichtstage außerhalb des Sitzes im Inland abgehalten werden.  2 Das Nähere wird durch Verordnung des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland geregelt.
                  

               

               
                     § 2 
Besetzung des Verfassungsgerichtshofes der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Verfassungsgerichtshof besteht aus dem Präsidenten oder der Präsidentin und vier weiteren Richtern und Richterinnen.  2 Der Präsident oder die Präsidentin und zwei weitere Richter oder Richterinnen müssen die Befähigung zum Richteramt nach dem
                     Deutschen Richtergesetz haben.  3 Die übrigen Richter oder Richterinnen müssen ordinierte Theologen oder ordinierte Theologinnen sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Verfassungsgerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland entscheidet in der Besetzung nach Absatz 1 Satz 1.
                  

               

               
                     § 3 
Besetzung des Kirchengerichts und des Kirchengerichtshofes der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Kirchengericht der Evangelischen Kirche in Deutschland und der Kirchengerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     bestehen jeweils aus einem Präsidenten oder einer Präsidentin, aus Vorsitzenden Richtern oder Vorsitzenden Richterinnen und
                     weiteren Richtern und Richterinnen in erforderlicher Anzahl.  2 Die Präsidenten, Präsidentinnen, Vorsitzenden Richter und Vorsitzenden Richterinnen müssen die Befähigung zum Richteramt nach
                     dem Deutschen Richtergesetz haben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Bei dem Kirchengericht der Evangelischen Kirche in Deutschland werden Kammern, bei dem Kirchengerichtshof der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland Senate gebildet.  2 Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland errichtet die erforderliche Anzahl von Kammern und Senaten durch Verordnung
                     und legt ihre Bezeichnung fest.  3 Die Berufung der Richter und Richterinnen erfolgt bis zum Ablauf der regelmäßigen Amtszeit gemäß § 9 Absatz 4.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Kammern und Senate entscheiden in der Besetzung mit dem Präsidenten oder der Präsidentin oder dem Vorsitzenden Richter
                     oder der Vorsitzenden Richterin und zwei weiteren Richtern oder Richterinnen, soweit nicht gesetzlich vorgesehen ist, dass
                     der Präsident oder die Präsidentin oder der Vorsitzende Richter oder die Vorsitzende Richterin allein entscheidet.
                  

               

               
                     § 4 
Präsidien
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Verteilung der Geschäfte beim Verfassungsgerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland erfolgt durch den Präsidenten
                     oder die Präsidentin.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Zur Verteilung der Geschäfte wird bei dem Kirchengericht der Evangelischen Kirche in Deutschland und bei dem Kirchengerichtshof
                     der Evangelischen Kirche in Deutschland jeweils ein Präsidium gebildet.  2 Die Präsidien bestehen aus dem Präsidenten oder der Präsidentin und den Vorsitzenden Richtern und Vorsitzenden Richterinnen.
                      3 Das Präsidium entscheidet mit Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Präsidenten oder der Präsidentin
                     den Ausschlag.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Im Übrigen finden die Vorschriften des Zweiten Titels des Gerichtsverfassungsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung entsprechende
                     Anwendung.
                  

               

               
                     § 5 
Zuständigkeiten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Verfassungsgerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland entscheidet über die nach diesem Kirchengesetz geregelten
                     Angelegenheiten und in Streitigkeiten nach Artikel 32b und 32c der Grundordnung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Kirchengericht der Evangelischen Kirche in Deutschland entscheidet
                     
                        	
                           in Verfahren nach dem Disziplinargesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland, 

                        

                        	
                           über Streitigkeiten aus der Anwendung des Mitarbeitervertretungsgesetzes der EKD1

                        

                        	
                           in Verfahren nach dem Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD,

                        

                        	
                           über Streitigkeiten aus der Anwendung des Pfarrerratgesetzes,

                        

                        	
                           über Streitigkeiten aus der Anwendung des Arbeitsrechtsregelungsgrundsätzegesetzes, 

                        

                        	
                           in Streitigkeiten aus der Anwendung der Regelungen über den kirchlichen Datenschutz,

                        

                        	
                           über Streitigkeiten aus der Anwendung des Arbeitsrechtsregelungsgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland und 

                        

                        	
                           über Streigkeiten aus der Anwendung des Arbeitsrechtsregelungsgesetzes EKD-Ost. 

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Kirchengerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland ist Kirchengericht zweiter Instanz in Verfahren nach Absatz
                     2.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Werden die Kirchengerichte der Evangelischen Kirche in Deutschland von den Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüssen
                     als zuständige Kirchengerichte bestimmt, so ist dies im Voraus gegenüber dem Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland anzuzeigen.
                      2 Dies gilt auch, wenn entsprechende Regelungen geändert werden.
                  

               

               
                     § 6 
Erweiterung der Zuständigkeiten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können mit Zustimmung des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     durch Kirchengesetz die Zuständigkeit der Kirchengerichte der Evangelischen Kirche in Deutschland für andere Streitigkeiten
                     als die in § 5 genannten begründen.  2 Die Zustimmung des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland ist auch bei Änderung der Zuständigkeitsregelungen erforderlich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Evangelische Kirche in Deutschland kann durch Vereinbarung für kirchliche und freikirchliche Einrichtungen, Werke und
                     Dienste im Bereich der evangelischen Kirchen die Zuständigkeit der Kirchengerichte der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     begründen, wenn die Kirchengesetze der Evangelischen Kirche in Deutschland in der jeweils geltenden Fassung oder Bestimmungen
                     wesentlich gleichen Inhalts angewendet werden.  2 Dabei kann eine Beteiligung an den der Evangelischen Kirche in Deutschland durch die Inanspruchnahme entstehenden Kosten vorgesehen
                     werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 In Ausnahmefällen kann die Evangelische Kirche in Deutschland über die Fälle des Absatzes 2 hinaus durch Vereinbarung die
                     Zuständigkeit der Kirchengerichte der Evangelischen Kirche in Deutschland für kirchliche und freikirchliche Einrichtungen,
                     Werke und Dienste im Bereich der evangelischen Kirchen begründen, wenn ein besonderes kirchliches Interesse dafür vorliegt.
                      2 Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Ist die Zuständigkeit nach den Absätzen 1 und 2 begründet worden, gelten die §§ 27 bis 29f entsprechend.
                  

               

               
                     § 7 
(aufgehoben)
                     

                  

               

               
                     § 8 
Rechts- und Amtshilfe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Kirchengerichte, die Dienststellen der Evangelischen Kirche in Deutschland, ihrer Gliedkirchen und deren gliedkirchlichen
                     Zusammenschlüsse und die Einrichtungen der Diakonie, für deren Bereich die Zuständigkeit der Kirchengerichte der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland gegeben ist, sind den Kirchengerichten der Evangelischen Kirche in Deutschland zur Rechts- und Amtshilfe
                     verpflichtet.  2 Soweit die Einsicht in Urkunden oder Akten oder die Erteilung von Auskünften gesetzlich beschränkt ist oder wenn es sich um
                     Vorgänge handelt, die ihrem Wesen nach geheim zu halten sind, kann die zuständige oberste Dienstbehörde die Vorlage von Urkunden
                     oder Akten oder die Erteilung von Auskünften verweigern.  3 Die Mitteilung soll den Beteiligten zugestellt werden.  4 Auf Antrag eines oder einer Verfahrensbeteiligten, der innerhalb eines Monats ab Zustellung der Mitteilung zu stellen ist,
                     ist durch den Verfassungsgerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland durch Beschluss festzustellen, ob die Weigerung
                     zulässig ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Rechts- und Amtshilfe staatlicher Gerichte und Behörden richtet sich nach den staatlichen Vorschriften.
                  

               

            

         

      

      
               Abschnitt 2 
Richter und Richterinnen der Kirchengerichte der Evangelischen Kirche in Deutschland
               

            

            
                     § 9 
Wahl, Berufung und Amtszeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitglieder des Verfassungsgerichtshofes der Evangelischen Kirche in Deutschland und deren Vertreter und Vertreterinnen
                     werden auf gemeinsamen Vorschlag des Rates, der Kirchenkonferenz und des Präsidiums der Synode durch die Synode der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland gewählt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Mitglieder des Kirchengerichts und des Kirchengerichtshofs werden vom Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland berufen.
                      2 Für jeden Richter und jede Richterin wird je ein erstes und ein zweites stellvertretendes Mitglied berufen.  3 Für die stellvertretenden Mitglieder gelten die Vorschriften für die ordentlichen Mitglieder entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Ein Mitglied kann mehreren Kirchengerichten der Evangelischen Kirche in Deutschland und Kammern und Senaten angehören.  2 Die Angehörigkeit ist bei der Berufung festzulegen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Amtszeit der Kirchengerichte beträgt sechs Jahre.  2 Eine erneute Berufung ist zulässig.  3 Solange eine Neuberufung nicht erfolgt ist, bleiben die bisherigen Mitglieder im Amt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Scheidet ein Mitglied während der Amtszeit aus, erfolgt eine Nachberufung bis zum Ablauf der regelmäßigen Amtszeit. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Zu Mitgliedern können nur Personen berufen werden, die bei Beginn der Amtszeit das 66. Lebensjahr noch nicht vollendet haben.
                      2 Bei der Berufung der Mitglieder sollen Männer und Frauen in gleicher Weise berücksichtigt werden.
                  

               

               
                     § 10 
Verpflichtung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Vor Beginn ihrer Tätigkeit werden die Mitglieder mit nachfolgendem Richtergelöbnis verpflichtet:
»Ich gelobe vor Gott, mein Amt in Bindung an die Heilige Schrift und an das Bekenntnis meiner Kirche und getreu dem in der
                     Evangelischen Kirche in Deutschland geltenden Recht auszuüben und nach bestem Wissen und Gewissen ohne Ansehen der Person
                     zu urteilen.«
                  

                   2 Mit dem Richtergelöbnis wird die Annahme des Amtes erklärt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Verpflichtung erfolgt durch den Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland.  2 Der Präsident oder die Präsidentin des Kirchenamtes der Evangelischen Kirche in Deutschland kann vom Rat der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland hierzu ermächtigt werden.  3 Die Verpflichtung ist schriftlich festzuhalten.
                  

               

               
                     § 11 
Amtsbezeichnungen
                     

                  

                  Amtsbezeichnungen der Mitglieder sind »Präsident«, »Präsidentin«, »Vorsitzender Richter«, »Vorsitzende Richterin«, »Richter«
                     und »Richterin« mit einem die Kirchengerichte der Evangelischen Kirche in Deutschland bezeichnenden Zusatz.
                  

               

               
                     § 12 
Ehrenamt, Entschädigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Tätigkeit der Mitglieder ist ein kirchliches Ehrenamt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Mitglieder erhalten eine Aufwandsentschädigung.  2 Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland regelt die Aufwandsentschädigung unter Berücksichtigung der Beanspruchung
                     der Mitglieder durch Verordnung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Mitglieder erhalten Ersatz ihrer Reisekosten nach Maßgabe der Bestimmungen für Kirchenbeamte und Kirchenbeamtinnen der
                     Evangelischen Kirche in Deutschland und Ersatz ihrer sonstigen notwendigen Auslagen gegen Nachweis, eine Pauschalierung ist
                     möglich.
                  

               

               
                     § 13 
Verschwiegenheitspflicht
                     

                  

                  Die Mitglieder sind zur Verschwiegenheit, auch nach Beendigung ihres Amtes, verpflichtet.

               

               
                     § 14 
Beendigung und Ruhen des Amtes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         (aufgehoben)

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Ein Mitglied kann jederzeit sein Amt niederlegen.  2 Das Amt endet mit Zugang der schriftlichen Mitteilung beim Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Amt eines Mitglieds ist für beendet zu erklären, wenn
                     
                        	
                           die rechtlichen Voraussetzungen der Berufung nicht vorlagen oder weggefallen sind,

                        

                        	
                           es infolge gesundheitlicher Beeinträchtigungen oder infolge Verlegung seines ständigen Wohnsitzes in das Ausland zur Ausübung
                              seines Amtes nicht mehr in der Lage ist,
                           

                        

                        	
                           es seine Pflichten gröblich verletzt hat,

                        

                        	
                           das Ergebnis eines straf-, disziplinar- oder berufsgerichtlichen Verfahrens eine weitere Ausübung des Amtes nicht mehr zulässt.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland kann bis zu einer Entscheidung nach Absatz 3 das vorläufige Ruhen des Amtes
                     anordnen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Entscheidungen nach den Absätzen 3 und 4 trifft der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland nach Anhörung des Mitglieds
                     durch Beschluss.  2 Gegen die Entscheidung kann das Mitglied binnen eines Monats nach Zustellung Beschwerde bei dem Verfassungsgerichtshof der
                     Evangelischen Kirche in Deutschland einlegen.  3 Der Verfassungsgerichtshof entscheidet durch Beschluss.  4 Bis zur Beendigung des Beschwerdeverfahrens ruht das Amt.
                  

               

            

         

      

      
               Abschnitt 3 
Geschäftsstelle
               

            

            
                     § 15 
Geschäftsstelle
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Für die Kirchengerichte der Evangelischen Kirche in Deutschland werden Geschäftsstellen am Sitz des Kirchenamtes der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland gebildet.  2 Die Geschäftsstellen können gemeinsam verwaltet werden.  3 Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland hat für die erforderliche Personal- und Sachausstattung zu sorgen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mit den Aufgaben eines Urkundsbeamten oder einer Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle kann betraut werden, wer über die erforderliche
                     Sachkunde verfügt. Die Entscheidung hierüber trifft der Präsident oder die Präsidentin des Kirchenamtes der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für die Ausschließung und Ablehnung von Urkundsbeamten und Urkundsbeamtinnen gilt § 49 der Zivilprozessordnung entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Zu den Aufgaben der Geschäftsstelle gehören insbesondere
                     
                        	
                           die Vermittlung des gesamten Schriftverkehrs zwischen den Kirchengerichten der Evangelischen Kirche in Deutschland, ihren
                              Mitgliedern und den Verfahrensbeteiligten,
                           

                        

                        	
                           die Ausführung richterlicher Anordnungen,

                        

                        	
                           die Protokollführung und

                        

                        	
                           die Erteilung von  Ausfertigungen und Abschriften von Entscheidungen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Geschäftstelle haben über den ihnen bekannt gewordenen Inhalt der anhängigen Verfahren
                     Stillschweigen zu wahren.  2 Auskünfte dürfen nur zum Verfahrensstand erteilt werden.  3 Rechtsauskünfte dürfen nicht erteilt werden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Der Präsident oder die Präsidentin des Kirchenamtes der Evangelischen Kirche in Deutschland übt die Dienstaufsicht über die
                     Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Geschäftsstelle aus.  2 Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sind in der Bearbeitung der anhängigen Verfahren allein den jeweils zuständigen Präsidenten,
                     Präsidentinnen, Vorsitzenden Richtern und Vorsitzenden Richterinnen verantwortlich.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Der Präsident oder die Präsidentin des Kirchenamtes der Evangelischen Kirche in Deutschland hat dafür Sorge zu tragen, dass
                     die Tätigkeit der Geschäftsstelle organisatorisch vom Geschäftsbetrieb des Kirchenamtes der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     getrennt ist.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Das Nähere wird in einer Geschäftsordnung geregelt, die der Rat der Evangelischen Kirche auf Vorschlag des Präsidenten oder
                     der Präsidentin des Verfassungsgerichtshofes der Evangelischen Kirche in Deutschland als Verwaltungsvorschrift erlässt.
                  

               

            

         

      

      
               Abschnitt 4 
Allgemeine Verfahrensvorschriften für die Kirchengerichte der Evangelischen Kirche in Deutschland
               

            

            
                     § 16 
Mündliche Verhandlung und Beweisaufnahme
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die mündliche Verhandlung soll mit einer Schriftlesung eröffnet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Eine Anhörung oder zeugenschaftliche Vernehmung kann ein vom Verfahren betroffener Mitarbeiter oder eine betroffene Mitarbeiterin
                     verweigern, wenn die Aussage in einem ihn oder sie betreffenden Verfahren vor staatlichen Behörden oder Gerichten gegen ihn
                     oder sie verwendet werden kann.  2 Über das Verweigerungsrecht ist zu belehren.
                  

               

               
                     § 17 
Ordnungsvorschriften
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Verhandlungen gelten die Vorschriften der Titel 14 bis 16 des Gerichtsverfassungsgesetzes in der jeweils geltenden
                     Fassung entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Bei Störungen der Ordnung der mündlichen Verhandlung hat der Präsident oder die Präsidentin des Kirchenamtes der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland das Erforderliche zu veranlassen.  2 Soweit auf andere Weise die Ordnung der mündlichen Verhandlung nicht zu gewährleisten ist, kann die Öffentlichkeit ausgeschlossen
                     werden.
                  

               

               
                     § 18 
Form und Verkündung der Entscheidungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Verfahrensbeendende Entscheidungen ergehen »Im Namen der Evangelischen Kirche in Deutschland« durch Beschluss oder Urteil.
                      2 Sie sind von den Mitgliedern der Kirchengerichte der Evangelischen Kirche in Deutschland, die an der Entscheidung mitgewirkt
                     haben, zu unterschreiben.  3 Statt der Verkündung ist die Zustellung der Entscheidung zulässig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Den Ausfertigungen und Abschriften der Entscheidungen ist das Gerichtssiegel beizudrücken.
                  

               

               
                     § 19 
Zustellungen
                     

                  

                  Für Zustellungen finden die Vorschriften des Teils V des Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetzes der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland entsprechende Anwendung.
                  

               

               
                     § 20 
Verweisung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Verweisung von Verfahren gelten die §§ 17a und 17b des Gerichtsverfassungsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung mit der Maßgabe, dass nur eine Verweisung an andere Kirchengerichte erfolgen kann.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ist kein Kirchengericht zuständig, so ist das Verfahren als unzulässig zurückzuweisen.
                  

               

               
                     § 21 
Zulassungsvoraussetzungen der Verfahrensbevollmächtigten
                     

                  

                   1 Verfahrensbevollmächtigte müssen Mitglied einer Kirche sein, die der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen angehört.  2 Soweit sie nicht zur Rechtsanwaltschaft zugelassen sind, kann ihnen der weitere Vortrag durch Beschluss untersagt werden,
                     wenn ihnen die Fähigkeit zum sachgemäßen Vortrag mangelt.  3 Der Beschluss ist unanfechtbar.  4 Die Verfahrensbevollmächtigung ist schriftlich zu den Verfahrensakten abzugeben.
                  

               

               
                     § 22 
Verfahrenskosten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Gerichtskosten werden nicht erhoben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Eine Kostenfestsetzung findet nicht statt. Eine Festsetzung des Verfahrenswertes erfolgt auf Antrag.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Im Übrigen finden die Vorschriften des Gesetzes über die Vergütung der Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte entsprechende Anwendung.
                  

               

               
                     § 23 
Entschädigung für Zeugen, Zeuginnen und Sachverständige
                     

                  

                  Die Entschädigung für Zeugen, Zeuginnen und Sachverständige richtet sich nach dem Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz.

               

               
                     § 24 
Zwangsmaßnahmen
                     

                  

                  Vorschriften über staatliche Zwangsmaßnahmen sind nicht anwendbar.

               

            

         

      

      
            Teil 2 
Vorschriften für die einzelnen Rechtsgebiete
            

         

      

      
               Abschnitt 1 
Streitigkeiten vor dem Verfassungsgerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland
               

            

            
                     § 25 
Organstreitigkeiten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Verfassungsgerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland entscheidet über die Auslegung der Grundordnung aus Anlass
                     von Meinungsverschiedenheiten zwischen den verfassungsmäßigen Organen der Evangelischen Kirche in Deutschland, ihrer Gliedkirchen
                     und deren gliedkirchlichen Zusammenschlüsse, wenn der Antragsteller oder die Antragstellerin geltend macht, durch eine Maßnahme
                     oder Unterlassung des Antragsgegners oder der Antragsgegnerin in eigenen Rechten verletzt oder unmittelbar gefährdet zu sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Antrag ist die Bestimmung der Grundordnung zu bezeichnen, gegen die durch die beanstandete Maßnahme oder Unterlassung verstoßen
                     sein soll.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Antrag muss binnen sechs Monaten gestellt werden, nachdem die beanstandete Maßnahme oder Unterlassung dem Antragsteller
                     oder der Antragstellerin bekannt geworden ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Verfassungsgerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland stellt in seiner Entscheidung fest, ob die beanstandete
                     Maßnahme oder Unterlassung gegen eine Bestimmung der Grundordnung verstößt.  2 Die Bestimmung ist zu bezeichnen.  3 Der Verfassungsgerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland kann in der Entscheidungsformel zugleich eine für die Auslegung
                     der Bestimmung der Grundordnung erhebliche Rechtsfrage entscheiden, von der die Feststellung nach Satz 1 abhängt.
                  

               

               
                     § 26 
Normenkontrollverfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ausschließlich der Verfassungsgerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland entscheidet über die Vereinbarkeit von Kirchengesetzen
                     und Verordnungen der Evangelischen Kirche in Deutschland mit der Grundordnung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Vorlageberechtigt und -verpflichtet sind
                     
                        	
                           das Kirchengericht der Evangelischen Kirche in Deutschland und

                        

                        	
                           der Kirchengerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Begründung des Vorlagebeschlusses muss angeben, inwiefern die Entscheidung des Kirchengerichts von der Gültigkeit der
                     Rechtsvorschrift abhängig sein soll und mit welcher übergeordneten Rechtsnorm die anzuwendende Rechtsvorschrift unvereinbar
                     sein soll.  2 Die Verfahrensakten sind beizufügen.  3 Der Verfassungsgerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland entscheidet nur über die Rechtsfrage.  4 Die Organe der Evangelischen Kirche in Deutschland erhalten Gelegenheit zur Stellungnahme und werden zur mündlichen  Verhandlung
                     geladen.
                  

               

               
                     § 27 
Anzuwendende Vorschriften
                     

                  

                  Im Übrigen finden, soweit kirchengesetzlich nicht etwas anderes bestimmt ist, die Vorschriften des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes2 in der jeweils geltenden Fassung entsprechende Anwendung.
                  

               

            

         

      

      
               Abschnitt 2 
Verfahren nach dem Disziplinargesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland
               

            

            
                     § 28 
Anzuwendende Vorschriften
                     

                  

                   1 In Verfahren nach dem Disziplinargesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland gelten die Vorschriften des Disziplinargesetzes
                     der Evangelischen Kirche in Deutschland.  2 Die Vorschriften dieses Kirchengesetzes finden ergänzend Anwendung.
                  

               

            

         

      

      
               Abschnitt 3 
Streitigkeiten aus der Anwendung des Mitarbeitervertretungsgesetzes der EKD3

            

            
                     § 29
Anzuwendende Vorschriften
                     

                  

                   1 In Streitigkeiten aus der Anwendung des Mitarbeitervertretungsgesetzes der EKD gelten die Vorschriften des Mitarbeitervertretungsgesetzes
                     der EKD.  2 Die Vorschriften dieses Kirchengesetzes finden ergänzend Anwendung.
                  

               

            

         

         
               Abschnitt 4 
Verfahren nach dem Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD
               

            

            
                     § 29a 
Anzuwendende Vorschriften
                     

                  

                   1 In Verfahren nach dem Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD gelten die Vorschriften des Verwaltungsgerichtsgesetzes der EKD.  2 Die Vorschriften dieses Kirchengesetzes finden ergänzend Anwendung.
                  

               

            

         

         
               Abschnitt 5 
Streitigkeiten aus der Anwendung des Pfarrerratgesetzes
               

            

            
                     § 29b 
Anzuwendende Vorschriften
                     

                  

                   1 In Streitigkeiten nach dem Pfarrerratgesetz gelten die Vorschriften des Pfarrerratgesetzes.  2 Die Vorschriften dieses Kirchengesetzes finden ergänzend Anwendung.
                  

               

            

         

         
               Abschnitt 6 
Streitigkeiten aus der Anwendung des Arbeitsrechtsregelungsgrundsätzegesetzes 
               

            

            
                     § 29c 
Anzuwendende Vorschriften
                     

                  

                   1 In Streitigkeiten aus der Anwendung des Arbeitsrechtsregelungsgrundsätzegesetzes gelten die Vorschriften des Arbeitsrechtsregelungsgrundsätzegesetzes.
                      2 Die Vorschriften dieses Kirchengesetzes finden ergänzend Anwendung.
                  

               

            

         

         
               Abschnitt 7
Streitigkeiten aus der Anwendung der Regelungen über den kirchlichen Datenschutz
               

            

            
                     § 29d
Anzuwendende Vorschriften
                     

                  

                   1 In Streitigkeiten aus der Anwendung der Regelungen über den kirchlichen Datenschutz gelten die Vorschriften des EKD-Datenschutzgesetzes.
                      2 Die Vorschriften dieses Gesetzes finden ergänzend Anwendung.
                  

               

            

         

         
               Abschnitt 8
Streitigkeiten aus der Anwendung des Arbeitsrechtsregelungsgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland
               

            

            
                     § 29e
Anzuwendende Vorschriften
                     

                  

                   1 In Streitigkeiten aus der Anwendung des Arbeitsrechtsregelungsgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland gelten die
                     Vorschriften des Arbeitsrechtsregelungsgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland.  2 Die Vorschriften dieses Kirchengesetzes finden ergänzend Anwendung.
                  

               

            

         

      

      
               Abschnitt 9
Streitigkeiten aus der Anwendung des Arbeitsrechtsregelungsgesetzes EKD-Ost 
               

            

            
                     § 29f
Anzuwendende Vorschriften
                     

                  

                   1 In Streitigkeiten aus der Anwendung des Arbeitsrechtsregelungsgesetzes EKD-Ost gelten die Vorschriften des Arbeitsrechtsregelungsgesetzes
                     EKD-Ost.  2 Die Vorschriften dieses Kirchengesetzes finden ergänzend Anwendung.
                  

               

            

         

      

      
            Teil 3 
Schlussvorschriften
            

         

         
                     § 30 
Übergangsregelungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchengerichte der Evangelischen Kirche in Deutschland, die vor dem Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes besetzt wurden,
                     bleiben bis zum Ablauf der regelmäßigen Amtszeit ihrer Mitglieder bestehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Absatz 1 gilt nicht für den Schiedsgerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland.  2 Dort anhängige Verfahren werden dem Verfassungsgerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland zugeordnet.
                  

               

               
                     § 31 
Übergangsregelungen aus Anlass des Ersten Kirchengesetzes zur Änderung des Kirchengerichtsgesetzes der EKD
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Verfahren nach § 7 des Kirchengerichtsgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland in der bis zum Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes geltenden
                     Fassung, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Kirchengesetzes in erster Instanz beim Rechtshof der Konföderation evangelischer
                     Kirchen in Niedersachsen oder in zweiter Instanz beim Verfassungs- und Verwaltungsgericht der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen
                     Kirche Deutschlands gerichtshängig sind, werden dort fortgeführt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Auf die Mitglieder des Verfassungsgerichtshofes der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Senate für mitarbeitervertretungsrechtliche
                     Streitigkeiten beim Kirchengerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland und der Kammern für mitarbeitervertretungsrechtliche
                     Streitigkeiten beim Kirchengericht der Evangelischen Kirche in Deutschland finden die § 14 Absatz 1 und § 9 Absatz 5 Satz
                     2 in der bis zum 31. Dezember 2010 geltenden Fassung bis zum Ablauf der jeweiligen Amtszeit weiter Anwendung.  2 § 9 Absatz 6 Satz 1 in der ab dem 1. Januar 2011 geltenden Fassung findet bis zum Ablauf der jeweiligen Amtszeit keine Anwendung.
                  

               

               
                     
Inkrafttreten 
                     

                  

                  Dieses Kirchengesetz tritt für die Evangelische Kirche in Deutschland am 1. Januar 2015 in Kraft.4

               

            

         

      

      

      1
            Inkrafttreten für die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland am 1. Januar 2015 (ABl. EKD 2015 S. 8).

         

      

      2
            Den Gesetzeswortlaut finden Sie z.B. unter www.bundesrecht.de.

         

      

      3
            Inkrafttreten für die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland am 1. Januar 2015 (ABl. EKD 2015 S. 8).

         

      

      4
            Hinsichtlich der Erweiterung der Zuständigkeiten auf die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse vgl. § 6.
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         in Deutschland 3das folgende Kirchengesetz beschlossen:
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            Teil 1 Allgemeine Bestimmungen

         

         
                     § 1
Zweck kirchlicher Disziplinarverfahren
                     

                  

                  Kirchlicher Dienst ist durch den Auftrag zur Verkündigung des Evangeliums in Wort und Tat bestimmt. Das Verhalten der in der
                     Kirche mitarbeitenden Menschen kann die Glaubwürdigkeit der Kirche und ihrer Verkündigung beeinträchtigen. Ein kirchliches
                     Disziplinarverfahren soll auf ein solches Verhalten reagieren und dazu beitragen, das Ansehen der Kirche, die Funktionsfähigkeit
                     ihres Dienstes, eine auftragsgemäße Amtsführung und das Vertrauen in das Handeln der in der Kirche mitarbeitenden Menschen
                     zu sichern.
                  

               

               
                     § 2 
Geltungsbereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dieses Kirchengesetz gilt für Amtspflichtverletzungen von Pfarrerinnen, Pfarrern, Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten und
                     anderen Personen, die in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis zu einem kirchlichen Dienstherrn stehen.
                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist, findet dieses Kirchengesetz auf folgende Personen entsprechende Anwendung:
                  

                  
                     
                        	
                           Ordinierte, die nicht in einem Dienstverhältnis nach Absatz 1 stehen, 

                        

                        	
                           Personen im Vorbereitungsdienst, die im Dienst eines kirchlichen Dienstherrn, aber nicht in einem Dienstverhältnis nach Absatz
                              1 stehen. 
                           

                        

                     

                        (
                        3
                        )
                        Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen oder gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kann die Anwendbarkeit
                     dieses Kirchengesetzes für die in Absatz 2 genannten Personen abweichend regeln und die Anwendbarkeit auch für sonstige Mitarbeiterinnen
                     und Mitarbeiter, insbesondere für Personen, die mit der öffentlichen Verkündigung beauftragt sind, vorsehen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Dieses Kirchengesetz gilt auch für Amtspflichtverletzungen, die Personen, auf die dieses Gesetz anwendbar ist, in einem früheren
                     kirchlichen Dienstverhältnis begangen haben. Ein Wechsel des kirchlichen Dienstherrn steht der Anwendung dieses Kirchengesetzes
                     nicht entgegen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Kirchliche Dienstherren und kirchliche Anstellungsträger sind die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und
                     die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse sowie Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, über die die
                     Evangelische Kirche in Deutschland, eine Gliedkirche oder ein gliedkirchlicher Zusammenschluss die Aufsicht führt. Sie begründen
                     kirchliche Dienstverhältnisse.
                  

               

               
                     § 3
Amtspflichten und Abgrenzungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Amtspflichten ergeben sich aus dem für die jeweilige Person geltenden Dienst-, Arbeits- oder Auftragsrecht. Personen im Sinne
                     des § 2 verletzen ihre Amtspflicht, wenn sie innerhalb oder außerhalb des Dienstes schuldhaft gegen ihnen obliegende Pflichten
                     verstoßen. Pfarrerinnen, Pfarrer und andere Ordinierte verletzen ihre Amtspflicht auch, wenn sie schuldhaft gegen die in der
                     Ordination begründeten Pflichten verstoßen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Eine Verletzung der Lehrverpflichtung ist keine Amtspflichtverletzung im Sinne dieses Kirchengesetzes. Dies schließt die Durchführung
                     eines Disziplinarverfahrens nicht aus, wenn eine Amtspflichtverletzung im Zusammenhang mit einer Verletzung der Lehrverpflichtung
                     begangen wurde. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Seelsorge und Maßnahmen der Dienstaufsicht bleiben von der Einleitung eines Disziplinarverfahrens unberührt. Seelsorgliches
                     Handeln ist von Maßnahmen der Dienstaufsicht und des Disziplinarrechts zu trennen.
                  

               

               
                     § 4
Disziplinaraufsichtführende Stelle 
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Disziplinaraufsichtführende Stelle für Personen in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis ist die nach dem Recht des
                     jeweiligen Dienstherrn zuständige oberste Dienstbehörde.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Disziplinaraufsichtführende Stelle für Ordinierte, denen bei Einleitung des Disziplinarverfahrens ein Auftrag zur regelmäßigen
                     öffentlichen Wortverkündigung obliegt, ohne in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zu stehen, ist die Behörde, die
                     in der Gliedkirche, zu deren Bereich der Anstellungsträger gehört, als oberste Dienstbehörde für Pfarrerinnen und Pfarrer
                     bestimmt wurde. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Disziplinaraufsichtführende Stelle für Ordinierte, denen bei Einleitung des Disziplinarverfahrens kein Auftrag zur regelmäßigen
                     öffentlichen Wortverkündigung eines kirchlichen Dienstherrn oder Anstellungsträgers obliegt, ist die oberste Dienstbehörde
                     für Pfarrerinnen und Pfarrer der Gliedkirche, in deren Bereich sie zuletzt einen Auftrag zur regelmäßigen öffentlichen Wortverkündigung
                     wahrgenommen haben. Ist nie ein Auftrag zur regelmäßigen öffentlichen Wortverkündigung übertragen worden, ist disziplinaraufsichtführende
                     Stelle die oberste Dienstbehörde für Pfarrerinnen und Pfarrer der Gliedkirche, in deren Bereich sie ordiniert wurden. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ihren Bereich
                     andere Zuständigkeitsregelungen treffen. 
                  

               

               
                     § 5
Disziplinaraufsichtführende Stelle bei mehreren Ämtern
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Gegen eine Person, die zwei oder mehrere Ämter inne hat, die zueinander im Verhältnis von Haupt- zu Nebenamt stehen, kann
                     nur die disziplinaraufsichtführende Stelle ein Disziplinarverfahren einleiten, die für das Hauptamt zuständig ist. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Hat eine Person zwei oder mehrere Ämter oder Dienstaufträge inne, die nicht im Verhältnis von Haupt- und Nebenamt stehen,
                     so bestimmen die disziplinaraufsichtführenden Stellen der Ämter und Dienstaufträge, welche von ihnen die Funktion der disziplinaraufsichtführenden
                     Stelle wahrnehmen soll.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Zuständigkeiten nach § 4 und nach den Absätzen 1 und 2 werden durch eine Beurlaubung, eine Freistellung, eine Abordnung oder eine Zuweisung nicht
                     berührt. 
                  

               

               
                     § 6
Amts- und Rechtshilfe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Dienststellen und Kirchengerichte der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und  gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
                     leisten in Disziplinarverfahren einander Amts- und Rechtshilfe. Sie kooperieren mit den staatlichen Strafverfolgungsbehörden.
                     Sie können diese im Falle des Verdachts einer Straftat informieren und ihnen insbesondere die in einem Disziplinarverfahren
                     angelegten und beigezogenen Akten zur Verfügung stellen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Alle vorgesetzten und aufsichtführenden Personen, Organe und Stellen einer Person im Geltungsbereich dieses Kirchengesetzes
                     sind verpflichtet, der disziplinaraufsichtführenden Stelle Anhaltspunkte, die den Verdacht einer Amtspflichtverletzung rechtfertigen,
                     mitzuteilen und sie in Disziplinarangelegenheiten zu unterstützen. Dasselbe gilt für 
                     
                        	
                           die disziplinaraufsichtführende Stelle der Gliedkirche, in deren Bereich eine ordinierte Person ohne regelmäßigen Dienstauftrag
                              im Sinne des § 4 Absatz 3 wohnt,
                           

                        

                        	
                           die disziplinaraufsichtführende Stelle eines Nebenamtes gemäß § 5 sowie für Personen, Organe und Stellen, die im Rahmen des Nebenamtes Vorgesetzte oder Aufsichtführende sind, und
                           

                        

                        	
                           die vorgesetzten und aufsichtführenden Personen, Organe und Stellen einer beurlaubten, freigestellten, abgeordneten oder zugewiesenen
                              Person im Sinne des § 5 Absatz 3. 
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Staatliche Amts- und Rechtshilfe, insbesondere im Rahmen der Beweiserhebung, kann nach Maßgabe der jeweils anwendbaren staatskirchenrechtlichen
                     Bestimmungen in Anspruch genommen werden. Das behördliche und gerichtliche Verfahren nach der Eröffnung des Disziplinarverfahrens
                     nach diesem Kirchengesetz steht dem förmlichen Verfahren nach bisherigem Recht gleich. Verweigern Zeuginnen oder Zeugen ohne
                     Vorliegen eines der in § 32 bezeichneten Gründe die Aussage, kann ein staatliches Gericht um die Vernehmung ersucht werden, soweit die jeweils anwendbaren
                     staatskirchenrechtlichen Bestimmungen dies vorsehen. In dem Ersuchen sind der Gegenstand der Vernehmung darzulegen sowie die
                     Namen und Anschriften der Beteiligten anzugeben. 
                  

               

               
                     § 7
Ergänzende Anwendung des Verwaltungsverfahrensrechts und der Verwaltungsgerichtsordnung, Anfechtungsklage 
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Ergänzung dieses Kirchengesetzes sind die Bestimmungen des Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetzes der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland4 und der staatlichen Verwaltungsgerichtsordnung entsprechend anzuwenden, soweit sie nicht zu den Bestimmungen dieses Kirchengesetzes
                     in Widerspruch stehen oder soweit nicht in diesem Kirchengesetz oder anderen Kirchengesetzen der Gliedkirchen oder gliedkirchlichen
                     Zusammenschlüsse etwas anderes bestimmt ist. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Eines Vorverfahrens vor Erhebung der Klage gegen einen Verwaltungsakt nach Teil 3 Kapitel 3 und gegen eine Entscheidung nach § 19 Absatz 3 dieses Kirchengesetzes bedarf es nicht.
                  

               

               
                     § 8
Gebot der Beschleunigung
                     

                  

                  Disziplinarverfahren sind beschleunigt durchzuführen.

               

            

         

      

      
            Teil 2 Disziplinarmaßnahmen

         

         
                     § 9
Arten der Disziplinarmaßnahmen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Disziplinarmaßnahmen sind:
                     
                        	
                           Verweis (§ 10),
                           

                        

                        	
                            Geldbuße (§ 11),
                           

                        

                        	
                           Kürzung der Bezüge (§ 12),
                           

                        

                        	
                           Zurückstufung (§ 13),
                           

                        

                        	
                           Amtsenthebung zur Versetzung auf eine andere Stelle (§ 14 ),
                           

                        

                        	
                           Amtsenthebung unter Versetzung in den Wartestand (§ 15),
                           

                        

                        	
                           Amtsenthebung unter Versetzung in den Ruhestand (§ 16),
                           

                        

                        	
                           Entzug der Rechte aus der Ordination (§ 17),
                           

                        

                        	
                           Entfernung aus dem Dienst (§ 18).
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Disziplinarmaßnahmen gegen Personen gemäß § 2 Absatz 1, die sich im Wartestand oder Ruhestand befinden, sind Verweis, Geldbuße, Kürzung der Bezüge, Zurückstufung und Entfernung
                     aus dem Dienst. Disziplinarmaßnahme gegen Personen im Wartestand ist auch die Versetzung in den Ruhestand.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Disziplinarmaßnahmen gegen Personen im Dienstverhältnis auf Probe oder auf Widerruf oder im Vorbereitungsdienst sind Verweis
                     und Geldbuße. Ihre Entlassung wegen einer Amtspflichtverletzung regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
                     und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse durch ihre Dienst- und Anstellungsgesetze.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Disziplinarmaßnahmen gegen Ordinierte, die in einem privatrechtlichen Arbeitsverhältnis stehen, sind Verweis, Geldbuße, Amtsenthebung
                     zur Versetzung auf eine andere Stelle und Entzug der Rechte aus der Ordination. Die Möglichkeit, arbeitsrechtliche Maßnahmen
                     zu ergreifen, bleibt unberührt. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Disziplinarmaßnahmen gegen Ordinierte, die weder in einem besoldeten öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis noch
                     in einem privatrechtlichen Arbeitsverhältnis stehen, sind Verweis, Geldbuße, Entzug der Rechte aus der Ordination und Entfernung
                     aus dem Dienst. 
                  

               

               
                     § 10
Verweis
                     

                  

                  Der Verweis ist der schriftliche Tadel eines bestimmten Verhaltens. Missbilligende Äußerungen im Rahmen der Dienstaufsicht
                     sind keine Disziplinarmaßnahmen.
                  

               

               
                     § 11
Geldbuße
                     

                  

                  Die Geldbuße kann bis zur Höhe der monatlichen Bezüge im Sinne des § 12 Absatz 1 zugunsten des Dienstherrn auferlegt werden. Wird keine der genannten Leistungen bezogen, darf die Geldbuße bis zu dem Betrag
                     von 500 Euro auferlegt werden. Die Geldbuße kann - auch in Teilbeträgen - durch Aufrechnung von den Bezügen einbehalten werden.
                  

               

               
                     § 12
Kürzung der Bezüge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kürzung der Bezüge ist die bruchteilmäßige Verminderung der monatlichen Dienstbezüge, der Anwärterbezüge, der Wartestandsbezüge
                     oder des Ruhegehaltes (Bezüge) um höchstens ein Fünftel auf längstens fünf Jahre. Sie erstreckt sich auf alle Ämter, die die
                     beschuldigte Person bei Eintritt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung inne hat. Versorgungsansprüche aus früheren kirchlichen
                     oder öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen bleiben von der Kürzung der Bezüge unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kürzung der Bezüge beginnt mit dem Kalendermonat, der auf den Eintritt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung folgt. Im
                     Falle des Wechsels zwischen aktivem Dienst, Warte- oder Ruhestand vor Eintritt der Unanfechtbarkeit oder während der Dauer
                     der Kürzung werden die hieraus jeweils zustehenden Bezüge für den restlichen Zeitraum entsprechend gekürzt. Sterbegeld sowie
                     Witwen- und Waisengeld werden nicht gekürzt. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Kürzung der Bezüge wird während einer Beurlaubung ohne Bezüge gehemmt. Der Kürzungsbetrag kann jedoch für die Dauer der
                     Beurlaubung an den Dienstherrn entrichtet werden; die Dauer der Kürzung der Bezüge nach der Beendigung der Beurlaubung verringert
                     sich entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Solange die Bezüge gekürzt werden, ist eine Beförderung unzulässig. Der Zeitraum kann in der Entscheidung abgekürzt werden,
                     sofern dies im Hinblick auf die Dauer des Disziplinarverfahrens angezeigt ist.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Rechtsfolgen der Kürzung der Bezüge erstrecken sich auch auf ein neues öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis bei einem
                     anderen kirchlichen Dienstherrn. Hierbei steht bei Anwendung des Absatzes 4 die Einstellung oder Anstellung in einem höheren
                     als dem bisherigen Amt der Beförderung gleich.
                  

               

               
                     § 13
Zurückstufung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Zurückstufung ist die Versetzung in ein Amt derselben Laufbahn mit geringerem Endgrundgehalt. Sie hat den Verlust aller
                     Rechte aus dem bisherigen Amt einschließlich der damit verbundenen Bezüge und der Befugnis, die bisherige Amtsbezeichnung
                     zu führen, zur Folge. Soweit in der Entscheidung nichts anderes bestimmt ist, enden mit der Zurückstufung auch die Ehrenämter
                     und die Nebentätigkeiten, die im Zusammenhang mit dem bisherigen Amt oder auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung einer
                     vorgesetzten oder aufsichtführenden Person oder der obersten Dienstbehörde übernommen wurden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Personen gemäß § 2 Absatz 1, die sich im ersten Einstiegsamt der Laufbahn oder in einem laufbahnfreien Amt befinden, werden
                     zurückgestuft, indem für einen Zeitraum von fünf Jahren Bezüge aus einer vom Disziplinargericht zu bestimmenden niedrigeren
                     Besoldungsgruppe gezahlt werden. Der Zeitraum kann in der Entscheidung abgekürzt werden, sofern dies im Hinblick auf die Dauer
                     des Disziplinarverfahrens angezeigt ist. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Personen gemäß § 2 Absatz 1, die sich im Ruhestand oder Wartestand befinden, werden zurückgestuft, indem Versorgungs- oder
                     Wartestandsbezüge befristet oder unbefristet aus einer vom Disziplinargericht zu bestimmenden niedrigeren Besoldungsgruppe
                     gezahlt werden. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Bezüge aus dem neuen Amt oder aus der niedrigeren Besoldungsgruppe werden von dem Kalendermonat an gezahlt, der dem Eintritt
                     der Unanfechtbarkeit der Entscheidung folgt. Im Falle des Ruhestandes vor Unanfechtbarkeit der Entscheidung bestimmen sich
                     die Versorgungsbezüge nach der in der Entscheidung festgesetzten Besoldungsgruppe.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Eine Beförderung ist frühestens fünf Jahre nach Eintritt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung zulässig. Der Zeitraum kann
                     in der Entscheidung verkürzt werden, sofern dies im Hinblick auf die Dauer des Disziplinarverfahrens angezeigt ist.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Rechtsfolgen der Zurückstufung erstrecken sich auch auf ein neues kirchliches Dienstverhältnis auch bei einem anderen
                     kirchlichen Dienstherrn. Hierbei steht bei Anwendung des Absatzes 5 die Einstellung oder Anstellung in einem höheren Amt als
                     dem, in welches zurückgestuft wurde, der Beförderung gleich.
                  

               

               
                     § 14
Amtsenthebung zur Versetzung auf eine andere Stelle
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Amtsenthebung zur Versetzung auf eine andere Stelle bewirkt den Verlust der übertragenen Stelle. In der Entscheidung wird
                     bestimmt, ob mit der Amtsenthebung der Verlust eines Aufsichtsamtes oder kirchenleitenden Amtes verbunden ist. § 13 Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. Der Dienstherr kann aufgrund der Amtsenthebung auch eine Stelle bei einem anderen kirchlichen Dienstherrn
                     derselben obersten Dienstbehörde übertragen, ohne dass es der Zustimmung der amtsenthobenen Person bedarf. Bei Pfarrerinnen
                     und Pfarrern ist die Übertragung einer Pfarrstelle in der bisherigen Kirchengemeinde ausgeschlossen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In der Entscheidung über die Amtsenthebung zur Versetzung auf eine andere Stelle kann festgestellt werden, dass die ausgesprochene
                     Versetzung bereits durch einen zuvor erfolgten Stellenwechsel als vollzogen gilt. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ist die Versetzung auf eine andere Stelle nach Eintritt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung nicht möglich, so tritt die
                     amtsenthobene Person nach Ablauf von sechs Monaten in den Wartestand. Die disziplinaraufsichtführende Stelle stellt diese
                     Rechtsfolge fest. Der Beschluss ist unanfechtbar. Der Dienstherr bleibt verpflichtet, der amtsenthobenen Person eine andere
                     Stelle zu übertragen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Hat die Entscheidung den Verlust eines Aufsichtsamtes oder kirchenleitenden Amtes bestimmt, so sind der Berechnung der Wartestandsbezüge
                     entsprechend verringerte Bezüge zu Grunde zu legen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kann die Disziplinarmaßnahme
                     der Amtsenthebung zur Versetzung auf eine andere Stelle ausschließen.
                  

               

               
                     § 15
Amtsenthebung unter Versetzung in den Wartestand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Amtsenthebung unter Versetzung in den Wartestand bewirkt den Verlust der übertragenen Stelle einschließlich eines etwa
                     bekleideten Aufsichtsamtes oder kirchenleitenden Amtes und die Versetzung in den Wartestand. § 13 Absatz 1 Satz 3 und § 14 Absatz 2 gelten entsprechend. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Entscheidung kann bestimmen, dass vor Ablauf einer Frist von höchstens fünf Jahren nach Eintritt der Unanfechtbarkeit
                     der Entscheidung eine neue Stelle nicht übertragen werden darf. Sie kann die Ruhegehaltfähigkeit der Zeit eines Wartestandes
                     nach einer Amtsenthebung unter Versetzung in den Wartestand für den Fall ausschließen, dass kein Wartestandsauftrag erteilt
                     wird. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Mit Beginn des Kalendermonats, der dem Eintritt der Rechtskraft der Entscheidung folgt, erhält die amtsenthobene Person Wartestandsbezüge
                     in Höhe von 80 Prozent der kirchengesetzlichen Wartestandsbezüge. Mit der erneuten Übertragung einer Stelle, spätestens jedoch
                     nach Ablauf von fünf Jahren nach Rechtskraft der Entscheidung, erhält sie die üblichen Bezüge. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Wird die amtsenthobene Person aus dem Wartestand in den Ruhestand versetzt, darf ihr Ruhegehalt bis zum Ablauf von fünf Jahren
                     nach Rechtskraft der Entscheidung, längstens aber bis zur Vollendung des für sie maßgeblichen gesetzlichen Ruhestandsalters
                     den Betrag nach Absatz 3 nicht übersteigen. Satz 1 gilt entsprechend bei Versetzung in den Ruhestand vor Rechtskraft der Entscheidung.
                     Sterbegeld sowie Witwen- und Waisengeld werden nicht gekürzt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kann die Disziplinarmaßnahme
                     der Amtsenthebung unter Versetzung in den Wartestand ausschließen.
                  

               

               
                     § 16
Amtsenthebung unter Versetzung in den Ruhestand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Amtsenthebung unter Versetzung in den Ruhestand bewirkt den Verlust der übertragenen Stelle einschließlich eines etwa
                     bekleideten Aufsichtsamtes oder kirchenleitenden Amtes und die Versetzung in den Ruhestand. § 13 Absatz 1 Satz 3 und § 14 Absatz 2 gelten entsprechend. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mit Beginn des Kalendermonats, der dem Eintritt der Rechtskraft der Entscheidung folgt, erhält die amtsenthobene Person ein
                     Ruhegehalt, welches für jedes Jahr, um das die Versetzung in den Ruhestand vor Erreichen der Regelaltersgrenze erfolgt, um
                     3,6 Prozent, höchstens aber um 14,4 Prozent, vermindert wird. Im Falle einer Schwerbehinderung im Sinne des Neunten Buches
                     Sozialgesetzbuch wird das Ruhegehalt für jedes Jahr, um das die Versetzung in den Ruhestand vor Erreichen des 65. Lebensjahres
                     erfolgt, um 3,6 Prozent, höchstens aber um 10,8 Prozent gemindert. Die Rundungsvorschriften des Beamtenversorgungsgesetzes
                     zur Höhe des Ruhegehaltes gelten entsprechend. Von dem so berechneten Ruhegehalt erhält die amtsenthobene Person 80 Prozent,
                     mindestens aber das Mindestruhegehalt. Sterbegeld sowie Witwen- und Waisengeld werden nicht gekürzt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wird die beschuldigte Person vor Rechtskraft der Entscheidung in den Ruhestand versetzt, so gelten die Bestimmungen des Absatzes
                     2 entsprechend.
                  

               

               
                     § 17
Entzug der Rechte aus der Ordination
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Entzug der Rechte aus der Ordination bewirkt den Verlust des Auftrags und des Rechts zur öffentlichen Wortverkündigung
                     und Sakramentsverwaltung sowie des Rechts, die Amtskleidung zu tragen und kirchliche Amtsbezeichnungen oder Titel zu führen.
                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Entzug der Rechte aus der Ordination kann gegen Personen in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis nicht als selbständige
                     Disziplinarmaßnahme verhängt werden. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ein privatrechtliches Dienst- oder Auftragsverhältnis, für dessen Begründung die Ordination Voraussetzung war, ist nach dem
                     Entzug der Rechte aus der Ordination unverzüglich zu beenden. Der Entzug der Rechte aus der Ordination ist ein wichtiger Grund
                     zur außerordentlichen Kündigung. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Vorschriften des Pfarrdienstrechts über den Umgang mit den Rechten aus der Ordination bleiben unberührt.
                  

               

               
                     § 18
Entfernung aus dem Dienst
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Mit der Entfernung aus dem Dienst enden das Dienst- oder Auftragsverhältnis und alle damit verbundenen Nebentätigkeiten im
                     kirchlichen Dienst. Die Entfernung aus dem Dienst hat den Entzug der Rechte aus der Ordination und den Verlust sämtlicher
                     Ansprüche aus dem Dienstverhältnis einschließlich des Anspruchs auf Versorgung zur Folge. § 13 Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. Wer aus dem Dienst entfernt wurde, kann einen Unterhaltsbeitrag nach Maßgabe der §§ 81 und 82 erhalten. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Zahlung der Bezüge wird mit dem Ende des Kalendermonats eingestellt, in dem die Entscheidung unanfechtbar wird. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wer aus dem Dienst entfernt wurde, darf nicht wieder in ein öffentlich-rechtliches oder privatrechtliches Dienst- oder Auftragsverhältnis
                     bei einem kirchlichen Dienstherrn oder Anstellungsträger berufen werden.
                  

               

               
                     § 19
Nebenmaßnahmen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Neben einer Disziplinarmaßnahme kann, vorbehaltlich entgegenstehender Bestimmungen der Evangelischen Kirche in Deutschland,
                     der Gliedkirchen oder gliedkirchlichen Zusammenschlüsse ganz oder teilweise, befristet oder unbefristet untersagt werden,
                     
                  

                  
                     
                        	
                           eine Nebentätigkeit (Nebenamt, Nebenbeschäftigung oder ein öffentliches oder kirchliches Ehrenamt) auszuüben,

                        

                        	
                           in bestimmten Teilbereichen des Dienstes tätig zu sein, insbesondere

                           
                              
                                 	
                                    den Vorsitz und die Geschäftsführung in Organen und Leitungsgremien wahrzunehmen,

                                 

                                 	
                                    im Rahmen der dienstlichen Tätigkeit fremde Gelder zu verwalten oder

                                 

                                 	
                                    in bestimmten Arbeitsbereichen oder mit bestimmten Zielgruppen tätig zu sein.

                                 

                              

                           

                        

                     
In Fällen besonderer Wiederholungsgefahr kann das Disziplinargericht abweichend von § 23 Absatz 1 eine längere Frist bis zum Eintritt des Verwertungsverbots bestimmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ordinierten Personen ohne öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis oder im Warte- oder Ruhestand können neben einer Disziplinarmaßnahme
                     vorbehaltlich entgegenstehender Bestimmungen der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen oder gliedkirchlichen
                     Zusammenschlüsse ganz oder teilweise, befristet oder unbefristet Beschränkungen in der Ausübung von Auftrag und Recht zur
                     öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung, zum Führen der Amtsbezeichnung und etwaiger kirchlicher Titel und
                     zum Tragen der Amtskleidung auferlegt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die disziplinaraufsichtführende Stelle kann auf Antrag der Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren gerichtet hat,
                     oder auf Antrag einer dienstaufsichtführenden Stelle eine Nebenmaßnahme aufheben oder abändern. Der Antrag kann frühestens
                     nach Ablauf von fünf Jahren nach Eintritt der Unanfechtbarkeit der Disziplinarverfügung oder nach Rechtskraft des Urteils,
                     womit die Nebenmaßnahme verhängt wurde, gestellt werden. Nach Ablehnung eines Antrags nach Satz 1 kann frühestens fünf Jahre
                     nach Unanfechtbarkeit oder Rechtskraft der hierzu ergangenen Entscheidung ein erneuter Antrag gestellt werden.
                  

               

               
                     § 20
Bemessung der Disziplinarmaßnahme
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Entscheidung über eine Disziplinarmaßnahme ergeht unter Berücksichtigung des Zwecks eines kirchlichen Disziplinarverfahrens
                     nach pflichtgemäßem Ermessen. Sie ist nach der Schwere der Amtspflichtverletzung zu bemessen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei der Bemessung einer Disziplinarmaßnahme sollen insbesondere angemessen berücksichtigt werden:
                     
                        	
                           das Persönlichkeitsbild der beschuldigten Person und ihr Verhalten während des Disziplinarverfahrens, 

                        

                        	
                           ihr bisheriges dienstliches und außerdienstliches Verhalten,

                        

                        	
                           der Umfang, in dem die beschuldigte Person das Vertrauen des Dienstherrn in die Amtsführung, die Glaubwürdigkeit der Wahrnehmung
                              des kirchlichen Auftrags und das Ansehen der Kirche beeinträchtigt hat,
                           

                        

                        	
                           die Auswirkungen einer Amtspflichtverletzung für die betroffene Person oder Stelle (§ 33a),
                           

                        

                        	
                           der Beitrag, den die beschuldigte Person zur Verhinderung weiterer Amtspflichtverletzungen oder zu deren Aufklärung oder Schadensbegrenzung
                              geleistet hat,
                           

                        

                        	
                           die besonderen dienstrechtlichen Verhältnisse einer Beurlaubung oder Freistellung, sowie des Warte- oder Ruhestandes.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wer durch eine schwere Amtspflichtverletzung das Vertrauen des Dienstherrn in die Amtsführung endgültig verloren hat oder
                     wessen Verbleiben im Dienst geeignet wäre, der Glaubwürdigkeit der Wahrnehmung des kirchlichen Auftrages oder dem Ansehen
                     der Kirche erheblich zu schaden, ist aus dem Dienst zu entfernen. Das gilt in gleicher Weise, wenn sich die beschuldigte Person
                     im Ruhestand befindet, unabhängig davon, ob eine Amtspflichtverletzung vor oder nach Beginn des Ruhestandes begangen wurde.
                  

               

               
                     § 21
Zulässigkeit von Disziplinarmaßnahmen nach staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ist in einem staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren unanfechtbar eine Strafe, Geldbuße oder Ordnungsmaßnahme verhängt worden
                     oder kann eine Tat nach den Bestimmungen der Strafprozessordnung nach der Erfüllung von Auflagen und Weisungen nicht mehr
                     als Vergehen verfolgt werden, darf wegen desselben Sachverhalts ein Verweis, eine Geldbuße oder eine Kürzung der Bezüge nur
                     ausgesprochen werden, wenn dies zusätzlich erforderlich ist, um die beschuldigte Person zur Pflichterfüllung anzuhalten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Nach einem rechtskräftigen Freispruch in einem staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren darf wegen des Sachverhalts, der Gegenstand
                     dieser Entscheidung war, eine Disziplinarmaßnahme nur ausgesprochen werden, wenn der Sachverhalt eine Amtspflichtverletzung
                     darstellt, ohne den Tatbestand einer Straf- oder Bußgeldvorschrift zu erfüllen.
                  

               

               
                     § 22
Disziplinarmaßnahmeverbot wegen Zeitablaufs
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Sind seit der Vollendung einer Amtspflichtverletzung mehr als vier Jahre vergangen, darf ein Verweis, eine Geldbuße oder
                     eine Kürzung der Bezüge nicht mehr ausgesprochen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Frist des Absatzes 1 beginnt erneut, wenn 
                     
                        	
                           ein Disziplinarverfahren eingeleitet oder ausgedehnt oder

                        

                        	
                           eine Disziplinarklage oder Nachtragsdisziplinarklage erhoben wird oder 

                        

                        	
                           Ermittlungen gegen eine Person im Dienstverhältnis auf Probe, auf Widerruf oder im Vorbereitungsdienst angeordnet oder ausgedehnt
                              werden wegen eines Verhaltens, das im Dienstverhältnis auf Lebenszeit mindestens eine Kürzung der Bezüge oder Amtsenthebung
                              zur Versetzung auf eine andere Stelle zur Folge hätte.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Frist des Absatzes 1 ist für die Dauer des gerichtlichen Disziplinarverfahrens, für die Dauer einer Aussetzung des Disziplinarverfahrens
                     nach § 29 oder für die Dauer einer gesetzlich vorgesehenen Beteiligung der Mitarbeiter- oder Pfarrvertretung gehemmt. Ist
                     vor Ablauf der Frist wegen desselben Sachverhalts ein Lehrbeanstandungsverfahren, ein Verfahren wegen nachhaltiger Störung
                     in der Wahrnehmung des Dienstes oder ein staatliches Straf- oder Bußgeldverfahren eingeleitet oder eine Klage aus dem Dienstverhältnis
                     erhoben worden, ist die Frist für die Dauer dieses Verfahrens gehemmt.
                  

               

               
                     § 23
Verwertungsverbot, Entfernung aus der Personalakte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ein Verweis, eine Geldbuße und eine Kürzung der Bezüge dürfen, unbeschadet des § 19 Absatz 1 Satz 2, nach vier Jahren bei weiteren Disziplinarmaßnahmen und bei sonstigen Personalmaßnahmen nicht mehr berücksichtigt werden
                     (Verwertungsverbot). Die Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren gerichtet hat, gilt nach dem Eintritt des Verwertungsverbots
                     als von der Disziplinarmaßnahme nicht betroffen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Frist für das Verwertungsverbot beginnt, sobald die Entscheidung über die Disziplinarmaßnahme unanfechtbar ist. Sie endet
                     nicht, solange gegen die Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren gerichtet hat, 
                     
                        	
                           ein staatliches Strafverfahren oder ein Disziplinarverfahren nicht unanfechtbar abgeschlossen ist,

                        

                        	
                           eine andere Disziplinarmaßnahme berücksichtigt werden darf,

                        

                        	
                           eine Entscheidung über die Kürzung der Bezüge noch nicht vollstreckt ist,

                        

                        	
                           ein gerichtliches Verfahren über die Beendigung des Dienstverhältnisses, die Versetzung in den Ruhestand oder Wartestand oder
                              über die Geltendmachung von Schadenersatz anhängig ist oder
                           

                        

                        	
                           eine Nebenmaßnahme nach § 19  wirksam ist. 
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Eintragungen in der Personalakte über die Disziplinarmaßnahme sind nach Eintritt des Verwertungsverbots auf Antrag der Person,
                     gegen die sich das Disziplinarverfahren gerichtet hat, zu entfernen und zu vernichten. Die disziplinaraufsichtsführende Stelle
                     oder eine von ihr beauftragte Stelle weist auf das Antragsrecht und den frühestmöglichen Zeitpunkt der Entfernung hin.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für Disziplinarvorgänge, die nicht zu einer Disziplinarmaßnahme geführt haben. Die
                     Frist für das Verwertungsverbot beträgt vier Jahre. Die Frist beginnt mit dem Eintritt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung,
                     die das Disziplinarverfahren abschließt, im Übrigen mit dem Tag, an dem die disziplinaraufsichtführende Stelle zureichende
                     tatsächliche Anhaltspunkte erhält, die den Verdacht einer Amtspflichtverletzung rechtfertigen.
                  

               

            

         

      

      
            Teil 3 Behördliches Disziplinarverfahren

         

         
               Kapitel 1 Einleitung, Ausdehnung und Beschränkung

            

            
                     § 24
Einleitung eines Disziplinarverfahrens
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Liegen zureichende tatsächliche Anhaltspunkte vor, die den Verdacht einer Amtspflichtverletzung begründen, so ist die disziplinaraufsichtführende
                     Stelle verpflichtet, ein Disziplinarverfahren einzuleiten. Die Einleitung ist aktenkundig zu machen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ist zu erwarten, dass nach den §§ 21 und 22 eine Disziplinarmaßnahme nicht in Betracht kommt, wird ein Disziplinarverfahren nicht eingeleitet. Die Gründe sind aktenkundig
                     zu machen und der Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren gerichtet hätte, bekannt zu geben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Person, gegen die sich ein Disziplinarverfahren richten kann, kann bei der obersten kirchlichen Dienstbehörde die Einleitung
                     eines Disziplinarverfahrens gegen sich selbst beantragen, um sich von dem Verdacht einer Amtspflichtverletzung zu entlasten.
                     Der Antrag darf nur abgelehnt werden, wenn keine zureichenden tatsächlichen Anhaltspunkte vorliegen, die den Verdacht einer
                     Amtspflichtverletzung rechtfertigen. Die Entscheidung ist der betroffenen Person mitzuteilen.
                  

               

               
                     § 25
Ausdehnung und Beschränkung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Disziplinarverfahren kann bis zum Erlass einer Entscheidung nach den §§ 38 bis 41 auf neue Handlungen ausgedehnt werden, die den Verdacht einer Amtspflichtverletzung begründen. Die Ausdehnung ist aktenkundig
                     zu machen und der beschuldigten Person mitzuteilen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Disziplinarverfahren kann bis zum Erlass einer Entscheidung nach den §§ 38 bis 41 beschränkt werden, indem solche Handlungen ausgeschieden werden, die für die Art und Höhe der zu erwartenden Disziplinarmaßnahme
                     voraussichtlich nicht ins Gewicht fallen. Die Beschränkung ist aktenkundig zu machen und der beschuldigten Person mitzuteilen.
                     Die ausgeschiedenen Handlungen können nicht wieder in das Disziplinarverfahren einbezogen werden, es sei denn, die Voraussetzungen
                     für die Beschränkung entfallen nachträglich. Werden die ausgeschiedenen Handlungen nicht wieder einbezogen, können sie nach
                     dem unanfechtbaren Abschluss des Disziplinarverfahrens nicht Gegenstand eines neuen Disziplinarverfahrens sein.
                  

               

            

         

         
               Kapitel 2 Durchführung 

            

            
                     § 26
Unterrichtung, Belehrung und Anhörung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren richtet, ist über die Einleitung und Ausdehnung des Disziplinarverfahrens
                     unverzüglich zu unterrichten, sobald dies ohne Gefährdung der Aufklärung des Sachverhalts möglich ist. Hierbei ist ihr zu
                     eröffnen, welche Amtspflichtverletzung ihr zur Last gelegt wird. Es ist gleichzeitig darauf hinzuweisen, dass es ihr freisteht,
                     sich zu äußern oder nicht zur Sache auszusagen und sich jederzeit einer beistehenden oder bevollmächtigten Person gemäß § 27 zu bedienen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die beschuldigte Person und die beistehenden oder bevollmächtigten Personen haben ein Recht auf Einsicht in die Akten des
                     Disziplinarverfahrens und die beigezogenen Schriftstücke sowie ein Recht auf Unterrichtung über die Erhebung und Speicherung
                     personenbezogener Daten für diese Akten, soweit dies ohne Gefährdung des Ermittlungszwecks möglich ist. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für die Abgabe einer schriftlichen Äußerung wird eine Frist von einem Monat und für die Abgabe der Erklärung, sich mündlich
                     äußern zu wollen, eine Frist von zwei Wochen gesetzt. Ist die beschuldigte Person aus zwingenden Gründen gehindert, eine Frist
                     nach Satz 1 einzuhalten oder einer Ladung zur mündlichen Verhandlung Folge zu leisten, und hat sie dies unverzüglich mitgeteilt,
                     ist die maßgebliche Frist zu verlängern oder erneut zu laden. Zur Feststellung, ob zwingende Gründe vorliegen, kann ein amts-
                     oder vertrauensärztliches Gutachten angefordert werden. Die Fristsetzungen und Ladungen sind zuzustellen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Ist die nach Absatz 1 Satz 2 und 3 vorgeschriebene Belehrung unterblieben oder unrichtig erfolgt, darf die Aussage der beschuldigten
                     Person nicht zu ihrem Nachteil verwertet werden.
                  

               

               
                     § 27
Beistände und Bevollmächtigte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren richtet, kann sich im Disziplinarverfahren beistehender und bevollmächtigter
                     Personen bedienen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Als beistehende und bevollmächtigte Personen kann die disziplinaraufsichtführende Stelle höchstens insgesamt zwei Personen
                     zulassen. Beide müssen einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland angehören und zu kirchlichen Ämtern wählbar
                     sein. Wer die Dienstaufsicht über die beschuldigte Person führt oder geführt hat, darf nicht Beistand oder bevollmächtigte
                     Person sein.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Gegen die Nichtzulassung als Beistand oder bevollmächtigte Person durch die disziplinaraufsichtführende Stelle ist die Beschwerde
                     zum Disziplinargericht zulässig, über die das vorsitzende Mitglied abschließend entscheidet.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Beistände und Bevollmächtigte sind verpflichtet, über Kenntnisse, die sie bei Wahrnehmung dieser Tätigkeit erlangen, Verschwiegenheit
                     zu bewahren.
                  

               

               
                     § 28
Aufklärung des Sachverhalts
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Aufklärung des Sachverhalts sind die erforderlichen Ermittlungen durchzuführen. Dabei sind die belastenden, die entlastenden
                     und die Umstände zu ermitteln, die für die Bemessung einer Disziplinarmaßnahme bedeutsam sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Von Ermittlungen ist abzusehen, soweit der Sachverhalt auf Grund der tatsächlichen Feststellungen eines rechtskräftigen Urteils
                     in einem staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren oder in einem verwaltungsgerichtlichen Verfahren, durch das über den Verlust
                     der Besoldung bei schuldhaftem Fernbleiben vom Dienst entschieden worden ist, feststeht. Von Ermittlungen kann auch abgesehen
                     werden, soweit der Sachverhalt auf Grund eines anderen gesetzlich geordneten Verfahrens oder auf sonstige Weise aufgeklärt
                     ist.
                  

               

               
                     § 29
Zusammentreffen von Disziplinarverfahren mit staatlichen Strafverfahren oder anderen Verfahren, Aussetzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ist gegen die beschuldigte Person wegen des Sachverhalts, der dem Disziplinarverfahren zugrunde liegt, das Ermittlungsverfahren
                     einer staatlichen Strafverfolgungsbehörde eröffnet oder die öffentliche Klage im staatlichen Strafverfahren erhoben worden,
                     kann das Disziplinarverfahren ausgesetzt werden. Das Disziplinarverfahren kann auch ausgesetzt werden, wenn in einem anderen
                     gesetzlich geordneten Verfahren über eine Frage zu entscheiden ist, deren Beurteilung für die Entscheidung im Disziplinarverfahren
                     von wesentlicher Bedeutung ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ein ausgesetztes Disziplinarverfahren kann jederzeit von Amts wegen fortgesetzt werden; es ist spätestens mit dem rechtskräftigen
                     Abschluss eines Verfahrens nach Absatz 1 fortzusetzen.
                  

               

               
                     § 30
Bindung an tatsächliche Feststellungen aus staatlichen Strafverfahren oder anderen Verfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die tatsächlichen Feststellungen eines rechtskräftigen Urteils im staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren sind im Disziplinarverfahren,
                     das denselben Sachverhalt zum Gegenstand hat, bindend. Dasselbe gilt für tatsächliche Feststellungen in verwaltungsgerichtlichen
                     Verfahren, in denen über den Verlust der Bezüge bei schuldhaftem Fernbleiben vom Dienst entschieden worden ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die in einem anderen gesetzlich geordneten Verfahren getroffenen tatsächlichen Feststellungen sind nicht bindend, können aber
                     der Entscheidung im Disziplinarverfahren ohne nochmalige Prüfung zugrunde gelegt werden.
                  

               

               
                     § 31
Beweiserhebung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die erforderlichen Beweise sind zu erheben. Hierbei können insbesondere 
                     
                        	
                           schriftliche dienstliche Auskünfte eingeholt werden,

                        

                        	
                           Zeuginnen, Zeugen und Sachverständige vernommen oder ihre schriftliche Äußerung eingeholt werden,

                        

                        	
                           Urkunden und Akten beigezogen werden sowie

                        

                        	
                            der Augenschein eingenommen werden.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Niederschriften oder Aufzeichnungen über Aussagen von Personen, die schon in einem anderen gesetzlich geordneten Verfahren
                     vernommen worden sind, sowie Niederschriften über einen richterlichen Augenschein können ohne erneute Beweiserhebung verwertet
                     werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Über einen Beweisantrag der beschuldigten Person ist nach pflichtgemäßem Ermessen gemäß seiner Bedeutung für die Tat- oder
                     Schuldfrage oder für die Bemessung der Art und Höhe einer Disziplinarmaßnahme zu entscheiden. Er kann insbesondere abgelehnt
                     werden, wenn ein Ablehnungsgrund nach den Bestimmungen der Strafprozessordnung vorliegt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Beteiligte und befragte Personen sind vor einer Vernehmung darauf hinzuweisen, dass die Niederschriften oder Aufzeichnungen
                     im gerichtlichen Disziplinarverfahren verwertet werden können.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der beschuldigten Person und ihrer beistehenden oder bevollmächtigten Person ist Gelegenheit zu geben, an der Vernehmung von
                     Zeuginnen, Zeugen und Sachverständigen sowie an der Einnahme des Augenscheins teilzunehmen und hierbei sachdienliche Fragen
                     zu stellen. Aus wichtigen Gründen, insbesondere zur Wahrung schutzwürdiger Interessen von Zeuginnen und Zeugen oder zur Sicherung
                     des Ermittlungszwecks, kann die beschuldigte Person für die Dauer der Vernehmung von der Teilnahme an der Vernehmung ausgeschlossen
                     oder die Vernehmung an einem anderen Ort angeordnet werden. Die Entscheidung trifft die die Vernehmung leitende Person; die
                     Entscheidung ist unanfechtbar. Der ausgeschlossenen beschuldigten Person ist das Ergebnis der Vernehmung mitzuteilen. Die
                     Vernehmung an einem anderen Ort wird den übrigen an der Vernehmung Beteiligten zeitgleich in Bild und Ton übertragen. Ihr
                     Recht, Fragen zu stellen, bleibt unberührt. Eine beistehende oder bevollmächtigte Person kann nur aus zwingenden Gründen,
                     insbesondere wegen ungebührlichen Verhaltens, ausgeschlossen werden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Ein schriftliches Gutachten ist der beschuldigten Person und ihrer beistehenden oder bevollmächtigten Person zugänglich zu
                     machen, soweit nicht zwingende Gründe dem entgegenstehen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Mit Rücksicht auf die zu erwartende Bedeutung einer Aussage kann die disziplinaraufsichtführende Stelle die zuständige Disziplinarkammer
                     um die Vernehmung einer Zeugin, eines Zeugen oder von Sachverständigen ersuchen. Die Vernehmung kann durch das vorsitzende
                     Mitglied als Einzelrichterin oder Einzelrichter erfolgen.
                  

               

               
                     § 32
Zeuginnen, Zeugen und Sachverständige
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zeuginnen und Zeugen sind zur Aussage und Sachverständige zur Erstattung von Gutachten verpflichtet. Für sie gelten die Bestimmungen
                     der Strafprozessordnung über die Pflicht auszusagen oder ein Gutachten zu erstatten, über die Ablehnung von Sachverständigen
                     sowie über die Vernehmung von Angehörigen des öffentlichen Dienstes entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zur Verweigerung des Zeugnisses sind ferner berechtigt 
                     
                        	
                            Personen, die einen bestimmten kirchlichen Seelsorgeauftrag erhalten haben, über das, was ihnen in der Eigenschaft als Seelsorgerin
                              oder Seelsorger anvertraut worden oder bekannt geworden ist,
                           

                        

                        	
                           Beraterinnen und Berater in einer Stelle für besondere Beratungsaufgaben, die von einer Körperschaft, Anstalt oder Stiftung
                              des öffentlichen Rechts anerkannt ist, über das, was ihnen in der Eigenschaft als Beraterin oder Berater anvertraut worden
                              oder bekannt geworden ist,
                           

                        

                        	
                           Zeugenbeistände, Beistände und Bevollmächtigte nach diesem Kirchengesetz über das, was ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut
                              worden oder bekannt geworden ist.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Den in Absatz 2 Genannten stehen ihre Gehilfinnen und Gehilfen und die Personen gleich, die zur Vorbereitung auf den Beruf
                     an der berufsmäßigen Tätigkeit teilnehmen. Über die Ausübung des Rechts dieser Hilfspersonen, das Zeugnis zu verweigern, entscheiden
                     die in Absatz 2 Genannten, es sei denn, dass diese Entscheidung in absehbarer Zeit nicht herbeigeführt werden kann.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die in den Absätzen 2 und 3 Genannten dürfen das Zeugnis nicht verweigern, wenn sie von der Verpflichtung zur Verschwiegenheit
                     entbunden sind. Die Bestimmungen der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
                     über das Beicht- und Seelsorgegeheimnis bleiben unberührt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die in den Absätzen 1 bis 3 bezeichneten Personen sind vor jeder Vernehmung über ihr Recht zur Verweigerung des Zeugnisses
                     zu belehren. Von der Belehrung über Auskunfts- oder Zeugnisverweigerungsrechte, die im konkreten Fall nicht ernsthaft in Betracht
                     kommen, kann abgesehen werden.
                  

               

               
                     § 33
Zeugenbeistand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zeuginnen und Zeugen können sich bei ihrer Vernehmung von einem Zeugenbeistand begleiten lassen, soweit dies ohne Gefährdung
                     des Ermittlungszwecks möglich ist. Die Entscheidung trifft die die Vernehmung leitende Person; die Entscheidung ist unanfechtbar.
                     Die Gründe einer Ablehnung sind aktenkundig zu machen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Zeugenbeistand kann für Zeuginnen und Zeugen Fragen beanstanden oder gemäß § 31 Absatz 5 den Ausschluss einer Person beantragen. Zeuginnen und Zeugen sind in der Ladung zur Vernehmung auf die Möglichkeit eines
                     Zeugenbeistandes hinzuweisen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Zeugenbeistand ist verpflichtet, über die Kenntnisse, die er bei Wahrnehmung seiner Tätigkeit als Zeugenbeistand erlangt,
                     Verschwiegenheit zu bewahren. Er ist hierüber zu belehren.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die notwendigen Kosten eines Zeugenbeistandes werden auf Antrag der Zeugin oder des Zeugen erstattet, wenn die die Vernehmung
                     leitende Person die Zuziehung für notwendig erklärt. Die Entscheidung ist unanfechtbar. Die §§ 43 und 79 gelten entsprechend.
                  

               

               
                     § 33a
Betroffene Person oder Stelle
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In einem Disziplinarverfahren ist auf die schutzwürdigen Interessen einer von einer Amtspflichtverletzung verletzten oder
                     geschädigten Person oder geschädigten Stelle (betroffene Person oder Stelle) Rücksicht zu nehmen. Sie wird von der disziplinaraufsichtführenden
                     Stelle frühzeitig auf ihre Rechte nach den folgenden Absätzen hingewiesen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Soweit dies ohne Gefährdung des Ermittlungszwecks möglich ist, können in einem Disziplinarverfahren eine
                  

                  
                     
                        	
                            betroffene Person sich eines Zeugenbeistandes und eines weiteren Beistandes,

                        

                        	
                            betroffene Stelle sich eines Beistandes

                        

                     

                  

                  bedienen. § 33 Absatz 1 Satz 2 und 3 und § 33 Absatz 2 und 3 gelten für den Zeugenbeistand und den Beistand entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Auf Antrag werden die notwendigen Kosten einer
                  

                  
                     
                        	
                            betroffenen Person für einen Zeugenbeistand und einen weiteren Beistand,

                        

                        	
                            betroffenen Stelle für einen Beistand

                        

                     

                  

                  erstattet. Die §§ 43 und 79 gelten entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die disziplinaraufsichtführende Stelle kann einer betroffenen Person oder Stelle auf Antrag Auskunft über den Stand, den
                     Fortgang und das Ergebnis eines Disziplinarverfahrens geben, soweit dies ohne Gefährdung des Ermittlungszwecks möglich ist
                     und schutzwürdige Interessen der beschuldigten Person nicht entgegenstehen.
                  

               

               
                     § 34
Herausgabe von Unterlagen
                     

                  

                  Die beschuldigte Person hat Schriftstücke, Zeichnungen, bildliche Darstellungen und Aufzeichnungen einschließlich technischer
                     Aufzeichnungen, die einen dienstlichen Bezug aufweisen, auf Verlangen für das Disziplinarverfahren zur Verfügung zu stellen.
                     Die Disziplinarkammer kann auf Antrag der disziplinaraufsichtführenden Stelle die Herausgabe durch Beschluss anordnen und
                     zur Durchsetzung der Herausgabe ein Zwangsgeld zugunsten des Dienstherrn festsetzen. Der Beschluss ist unanfechtbar. Der Dienstherr
                     kann das festgesetzte Zwangsgeld durch Aufrechnung von den Bezügen einbehalten.
                  

               

               
                     § 35
Protokoll
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bei allen Anhörungen und Beweiserhebungen ist eine Niederschrift anzufertigen, die alle rechtserheblichen Tatsachen enthalten
                     muss.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Niederschrift kann entweder durch Wortprotokoll oder unmittelbare Aufnahme sowie vorläufig durch eine Tonbandaufnahme
                     erstellt werden. Ein Wortprotokoll ist von den beteiligten Personen gegenzuzeichnen. Ein Diktat ist den beteiligten Personen
                     vorzulesen; eine Tonbandaufnahme ist ihnen vorzuspielen. Die beteiligten Personen können darauf verzichten. Eine vorläufige
                     Tonbandaufnahme ist unverzüglich in eine Niederschrift zu übertragen; dazu kann eine Hilfsperson herangezogen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei der Einholung von dienstlichen Auskünften sowie der Beiziehung von Urkunden und Akten genügt die Aufnahme eines Aktenvermerks.
                  

               

               
                     § 36
Innerdienstliche Informationen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Vorlage von Personalakten und anderen Behördenunterlagen mit personenbezogenen Daten sowie die Erteilung von Auskünften
                     aus diesen Akten und Unterlagen an die mit Disziplinarvorgängen befassten Stellen und die Verarbeitung oder Nutzung der so
                     erhobenen personenbezogenen Daten im Disziplinarverfahren sind, soweit nicht andere Rechtsvorschriften dem entgegenstehen,
                     auch gegen den Willen der beschuldigten Person oder anderer Betroffener zulässig, wenn und soweit die Durchführung des Disziplinarverfahrens
                     dies erfordert und überwiegende Belange der beschuldigten Person, anderer Betroffener oder der ersuchten Stellen nicht entgegenstehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zwischen den Dienststellen eines oder verschiedener Dienstherren sowie zwischen den Teilen einer Dienststelle sind Mitteilungen
                     über Disziplinarverfahren, über Tatsachen aus Disziplinarverfahren und über Entscheidungen der Disziplinarorgane sowie die
                     Vorlage von Akten zulässig, wenn und soweit dies zur Durchführung des Disziplinarverfahrens, im Hinblick auf die gegenwärtige
                     Wahrnehmung von Aufgaben oder Ämtern durch die beschuldigte Person und die künftige Übertragung an sie oder im Einzelfall
                     aus besonderen dienstlichen Gründen erforderlich ist. Dasselbe gilt für die Information eines Rechtsträgers, bei dem die beschuldigte
                     Person einen kirchlichen Dienst versieht, zu dem sie aufgrund der Amtspflichtverletzung nicht mehr geeignet erscheint. Die
                     Belange der beschuldigten Person oder anderer Betroffener sind zu berücksichtigen.
                  

               

               
                     § 37
Abschließende Anhörung
                     

                  

                  Nach der Beendigung der Ermittlungen ist der beschuldigten Person Gelegenheit zu geben, sich abschließend zu äußern; § 26
                     Absatz 3 gilt entsprechend. Die Anhörung kann unterbleiben, wenn das Disziplinarverfahren nach § 38 Absatz 2 Nr. 2 oder 3 eingestellt werden soll. Einleitende und abschließende Anhörung können zusammenfallen, wenn keine neuen Ermittlungen in der
                     Sache stattgefunden haben.
                  

               

            

         

         
               Kapitel 3 Abschlussentscheidung

            

            
                     § 38
Einstellungsverfügung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Disziplinarverfahren wird eingestellt, wenn
                     
                        	
                           eine Amtspflichtverletzung nicht erwiesen ist,

                        

                        	
                           eine Amtspflichtverletzung zwar erwiesen ist, eine Disziplinarmaßnahme jedoch nicht angezeigt erscheint,

                        

                        	
                           nach den §§ 21 oder 22 eine Disziplinarmaßnahme nicht ausgesprochen werden darf oder
                           

                        

                        	
                            das Disziplinarverfahren oder eine Disziplinarmaßnahme aus sonstigen Gründen unzulässig ist.

                        

                     

                  

                  Die Einstellungsverfügung ist zu begründen und zuzustellen.

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Disziplinarverfahren ist ferner eingestellt, wenn
                     
                        	
                           die beschuldigte Person stirbt,

                        

                        	
                           das Dienstverhältnis der beschuldigten Person endet oder

                        

                        	
                           eine ordinierte Person die Rechte aus der Ordination aus einem anderen Grund dauerhaft verliert.

                        

                     

                  

                  

               

               
                     § 39
Einstellung gegen Auflagen oder Weisungen, Spruchverfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Mit Zustimmung der beschuldigten Person kann die disziplinaraufsichtführende Stelle das Disziplinarverfahren vorläufig einstellen
                     und der beschuldigten Person Auflagen oder Weisungen erteilen, die der Schwere der Amtspflichtverletzung, dem Persönlichkeitsbild
                     und dem bisherigen dienstlichen und außerdienstlichen Verhalten entsprechen und geeignet sind, die Zwecke eines kirchlichen
                     Disziplinarverfahrens ohne Verhängung einer Disziplinarmaßnahme zu erreichen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zur Erfüllung der Auflagen oder Weisungen ist eine angemessene Frist zu setzen, die höchstens sechs Monate betragen soll.
                     Werden die Auflagen nicht erfüllt, so werden Leistungen, die zu ihrer Erfüllung erbracht wurden, nicht erstattet. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei Erfüllung der Auflagen oder Weisungen stellt die disziplinaraufsichtführende Stelle das Disziplinarverfahren endgültig
                     ein. § 38 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. Die Amtspflichtverletzung kann dann nicht mehr Gegenstand eines neuen Disziplinarverfahrens sein.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können bestimmen, dass über die Einstellung gegen Auflagen durch ein
                     unabhängiges Gremium in einem Spruchverfahren entschieden wird, in dem auch ein Rat oder eine Empfehlung ausgesprochen werden
                     können.
                  

               

               
                     § 40
Disziplinarverfügung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die disziplinaraufsichtführende Stelle kann durch Disziplinarverfügung einen Verweis erteilen, eine Geldbuße auferlegen oder
                     eine Kürzung der Bezüge vornehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Disziplinarverfügung ist zu begründen und zuzustellen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die disziplinaraufsichtführende Stelle kann die von ihr erlassene Disziplinarverfügung oder eine Nebenmaßnahme jederzeit aufheben
                     und die Sache neu entscheiden. Eine Verschärfung der Disziplinarmaßnahme nach Art und Höhe oder die Erhebung der Disziplinarklage
                     ist nur zulässig, wenn nach Erlass der Disziplinarverfügung wegen desselben Sachverhalts ein rechtskräftiges Urteil auf Grund
                     von tatsächlichen Feststellungen ergeht, die von den der Disziplinarverfügung zugrunde liegenden tatsächlichen Feststellungen
                     abweichen.
                  

               

               
                     § 41
Erhebung der Disziplinarklage
                     

                  

                  Die Disziplinarmaßnahmen Zurückstufung, Amtsenthebung zur Versetzung auf eine andere Stelle, Amtsenthebung unter Versetzung
                     in den Wartestand, Amtsenthebung unter Versetzung in den Ruhestand, Entzug der Rechte aus der Ordination und Entfernung aus
                     dem Dienst können nur durch das Disziplinargericht verhängt werden. Sie setzen eine Disziplinarklage der disziplinaraufsichtführenden
                     Stelle voraus.
                  

               

               
                     § 42
Verfahren bei nachträglicher Entscheidung im staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ergeht nach dem Eintritt der Unanfechtbarkeit der Disziplinarverfügung in einem staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren,
                     das wegen desselben Sachverhalts eingeleitet worden ist, unanfechtbar eine Entscheidung, nach der gemäß § 21 die Disziplinarmaßnahme
                     nicht zulässig wäre, ist auf Antrag der Person, gegen die sich die Disziplinarverfügung gerichtet hat, die Disziplinarverfügung
                     aufzuheben und das Disziplinarverfahren einzustellen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Antragsfrist beträgt drei Monate. Sie beginnt mit dem Tag, an dem die Person, gegen die sich die Disziplinarverfügung
                     gerichtet hat, von der in Absatz 1 bezeichneten Entscheidung Kenntnis erhalten hat.
                  

               

               
                     § 43
Kostentragungspflicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Person, gegen die eine Disziplinarmaßnahme verhängt wird, können die entstandenen Auslagen auferlegt werden. Bildet die
                     zur Last gelegte Amtspflichtverletzung nur zum Teil die Grundlage für die Disziplinarverfügung werden die Auslagen in verhältnismäßigem
                     Umfang auferlegt; dasselbe gilt, wenn durch Ermittlungen besondere Kosten entstanden sind, deren Ergebnis zugunsten der Person,
                     gegen die sich das Disziplinarverfahren gerichtet hat, ausgefallen ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wird das Disziplinarverfahren eingestellt, trägt der Dienstherr die entstandenen Auslagen. Erfolgt die Einstellung trotz Vorliegens
                     einer Amtspflichtverletzung, können die Auslagen der Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren gerichtet hat, ganz oder
                     teilweise auferlegt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei einem Antrag nach § 42 gilt im Falle der Ablehnung des Antrags Absatz 1 und im Falle seiner Stattgabe Absatz 2 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Soweit der Dienstherr die entstandenen Auslagen trägt, hat er der Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren gerichtet
                     hat, auch die Aufwendungen zu erstatten, die zu ihrer zweckentsprechenden Rechtsverfolgung notwendig waren. Hat sich die Person
                     einer bevollmächtigten Person bedient, sind auch deren Gebühren und Auslagen erstattungsfähig. Aufwendungen, die durch das
                     Verschulden der Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren gerichtet hat, entstanden sind, hat diese selbst zu tragen;
                     das Verschulden einer Vertreterin oder eines Vertreters ist ihr zuzurechnen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Das behördliche Disziplinarverfahren ist gebührenfrei. Auslagen werden, vorbehaltlich abweichender Bestimmungen der Gliedkirchen
                     und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse, nach den Bestimmungen des Verwaltungskostengesetzes des Bundes erhoben.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Kosten, die der Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren gerichtet hat, auferlegt sind, können durch Aufrechnung
                     von ihren Bezügen einbehalten werden.
                  

               

            

         

         
               Kapitel 4 Vorläufige Dienstenthebung und Einbehaltung von Bezügen

            

            
                     § 44
Zulässigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die disziplinaraufsichtführende Stelle kann die beschuldigte Person gleichzeitig mit oder nach der Einleitung des Disziplinarverfahrens
                     vorläufig des Dienstes entheben, wenn im Disziplinarverfahren voraussichtlich auf Entfernung aus dem Dienst erkannt werden
                     wird oder wenn im Falle des Vorbereitungsdienstes oder eines Dienstverhältnisses auf Probe oder auf Widerruf voraussichtlich
                     eine Entlassung erfolgen wird. Sie kann die beschuldigte Person außerdem vorläufig ganz oder zum Teil des Dienstes entheben,
                     wenn ihr Verbleiben im Dienst geeignet ist, die Glaubwürdigkeit der Wahrnehmung des kirchlichen Auftrages, das Ansehen der
                     Kirche, den Dienstbetrieb oder die Ermittlungen wesentlich zu beeinträchtigen; sie kann ihr insbesondere ganz oder teilweise
                     
                     
                        	
                           die öffentliche Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung sowie die Vornahme von Amtshandlungen untersagen,

                        

                        	
                           vorbehaltlich entgegenstehender Bestimmungen der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen oder gliedkirchlichen
                              Zusammenschlüsse
                              
                                 	
                                    den Vorsitz und die Geschäftsführung im Kirchenvorstand sowie die Geschäftsführung des Pfarramts entziehen,

                                 

                                 	
                                    die Wahrnehmung von Mitgliedschaften in kirchlichen Organen und Leitungsgremien solcher Körperschaften, Anstalten und Stiftungen
                                       untersagen, die der Aufsicht der obersten kirchlichen Verwaltungsbehörde unterstehen und
                                    

                                 

                                 	
                                     die Verwaltung fremder Gelder verbieten.

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die disziplinaraufsichtführende Stelle kann gleichzeitig mit oder nach der vorläufigen Dienstenthebung anordnen, dass der
                     beschuldigten Person bis zu 50 Prozent der monatlichen Bezüge einbehalten werden, wenn im Disziplinarverfahren voraussichtlich
                     auf Entfernung aus dem Dienst erkannt werden wird oder im Falle des Vorbereitungsdienstes oder eines Dienstverhältnisses auf
                     Probe oder auf Widerruf voraussichtlich eine Entlassung erfolgen wird. In den übrigen Fällen der vorläufigen Dienstenthebung
                     können die Bezüge bis auf den Betrag der Wartestandsbezüge herabgesetzt werden, die zustehen würden, wenn die beschuldigte
                     Person zum Zeitpunkt der vorläufigen Dienstenthebung in den Wartestand versetzt worden wäre.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Richtet sich das Disziplinarverfahren gegen eine Person im Ruhestand oder Wartestand, kann die disziplinaraufsichtführende
                     Stelle gleichzeitig mit oder nach der Einleitung des Disziplinarverfahrens anordnen, dass bis zu 30 Prozent der Bezüge einbehalten
                     werden, wenn voraussichtlich auf Entfernung aus dem Dienst erkannt werden wird.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die disziplinaraufsichtführende Stelle kann die vorläufige Dienstenthebung sowie die Einbehaltung von Bezügen jederzeit ganz
                     oder teilweise aufheben.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Das Verfahren der Aussetzung der vorläufigen Dienstenthebung und der Einbehaltung von Bezügen richtet sich nach § 67.

               

               
                     § 45
Rechtswirkungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die vorläufige Dienstenthebung wird mit der Zustellung, die Einbehaltung von Bezügen mit dem auf die Zustellung folgenden
                     Fälligkeitstag wirksam und vollziehbar. Sie erstrecken sich auf alle Ämter, die die vorläufig dienstenthobene Person inne
                     hat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Dauer der vorläufigen Dienstenthebung ruhen die im Zusammenhang mit dem Amt entstandenen Ansprüche auf Aufwandsentschädigung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Im Falle einer vorläufigen Dienstenthebung während eines schuldhaften Fernbleibens vom Dienst dauert der durch das Fernbleiben
                     begründete Verlust der Bezüge fort. Er endet mit dem Zeitpunkt, zu dem die dienstenthobene Person ihren Dienst aufgenommen
                     hätte, wenn sie hieran nicht durch die vorläufige Dienstenthebung gehindert worden wäre. Der Zeitpunkt ist von der disziplinaraufsichtführenden
                     Stelle festzustellen und der dienstenthobenen Person mitzuteilen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die vorläufige Dienstenthebung und die Einbehaltung von Bezügen enden mit dem rechtskräftigen Abschluss des Disziplinarverfahrens.
                  

               

               
                     § 46
Verfall und Nachzahlung der einbehaltenen Beträge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die nach § 44 Absatz 2 und 3 einbehaltenen Bezüge verfallen, wenn
                     
                        	
                           im Disziplinarverfahren auf Entfernung aus dem Dienst erkannt worden oder im Falle des Vorbereitungsdienstes oder eines Dienstverhältnisses
                              auf Probe oder auf Widerruf eine Entlassung erfolgt ist,
                           

                        

                        	
                           in einem wegen desselben Sachverhalts eingeleiteten staatlichen Strafverfahren eine Strafe verhängt worden ist, die die Entlassung
                              aus dem Dienstverhältnis zur Folge hat,
                           

                        

                        	
                           das Disziplinarverfahren auf Grund des § 38 Absatz 1 Nr. 3 eingestellt worden ist und ein neues Disziplinarverfahren, das innerhalb von drei Monaten nach der Einstellung wegen desselben
                              Sachverhalts eingeleitet worden ist, zur Entfernung aus dem Dienst geführt hat oder
                           

                        

                        	
                           das Disziplinarverfahren aus den Gründen des § 38 Absatz 2 Nr. 2 oder 3 eingestellt worden ist und die disziplinaraufsichtführende Stelle festgestellt hat, dass die Entfernung aus dem Dienst
                              gerechtfertigt gewesen wäre.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wird das Disziplinarverfahren auf andere Weise als in den Fällen des Absatzes 1 unanfechtbar abgeschlossen, sind die nach
                     § 44 Absatz 2 und 3 einbehaltenen Bezüge nachzuzahlen. Auf die nachzuzahlenden Bezüge können Einkünfte aus genehmigungspflichtigen Nebentätigkeiten
                     angerechnet werden, die aus Anlass der vorläufigen Dienstenthebung ausgeübt wurden, wenn eine Disziplinarmaßnahme verhängt
                     worden ist oder die disziplinaraufsichtführende Stelle feststellt, dass eine Amtspflichtverletzung erwiesen ist. Die dienstenthobene
                     Person ist verpflichtet, über die Höhe solcher Einkünfte Auskunft zu geben.
                  

               

            

         

      

      
            Teil 4 Gerichtliches Disziplinarverfahren

         

         
               Kapitel 1 Disziplinargerichtsbarkeit

            

            
                     § 47
Disziplinargerichte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Disziplinargerichte des ersten Rechtszuges sind die Disziplinarkammern. Die Disziplinarkammer der Evangelischen Kirche in
                     Deutschland wird bei dem Kirchengericht der Evangelischen Kirche in Deutschland gebildet. Die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen
                     Zusammenschlüsse bilden eigene oder gemeinsame Disziplinarkammern, sofern sie nicht die Zuständigkeit der Disziplinarkammer
                     der Evangelischen Kirche in Deutschland bestimmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Disziplinargericht für den Berufungsrechtszug ist für alle Disziplinarkammern der Disziplinarhof der Evangelischen Kirche
                     in Deutschland. Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland errichtet die erforderliche Zahl an Senaten und beschließt
                     unter Berücksichtigung der Stellungnahmen der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse, inwieweit sich die Zuständigkeit
                     der Senate am Bekenntnis der beschuldigten Person orientiert. Die Aufgaben des Disziplinarhofes der Evangelischen Kirche in
                     Deutschland nimmt der Kirchengerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland wahr.
                  

               

               
                     § 48
Zuständigkeit
                     

                  

                  Örtlich zuständig ist auch im Falle eines zwischenzeitlichen Dienstherrnwechsels die Disziplinarkammer der disziplinaraufsichtführenden
                     Stelle, die das Disziplinarverfahren eingeleitet hat.
                  

               

               
                     § 49
Geschäftsstellen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bei den Disziplinargerichten werden Geschäftsstellen gebildet, zu deren Aufgaben auch die Protokollführung gehört. Das Nähere
                     regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die mit der Protokollführung beauftragte Person wird vor Beginn ihrer Tätigkeit durch das vorsitzende Mitglied wie folgt verpflichtet:
                     „Ich gelobe vor Gott, das mir anvertraute Amt treu, unparteiisch und gewissenhaft zu erfüllen und Verschwiegenheit über alles
                     zu wahren, was mir in ihm bekannt geworden ist.“
                  

               

               
                     § 50
Berufung der Mitglieder der Disziplinargerichte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitglieder der Disziplinargerichte müssen einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland angehören und zu kirchlichen
                     Ämtern wählbar sein. Zu Mitgliedern der Disziplinargerichte können nur Personen berufen werden, die bei Beginn der Amtszeit
                     das 66. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Ihre Tätigkeit ist ein kirchliches Ehrenamt. Bei der Berufung der Mitglieder
                     sollen Frauen und Männer in gleicher Weise berücksichtigt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Mitglieder der Disziplinargerichte sind mindestens je ein erstes und ein zweites stellvertretendes Mitglied zu berufen.
                     Ist das vorsitzende Mitglied in einem laufenden Verfahren verhindert, wird es von dem beisitzenden rechtskundigen Mitglied
                     vertreten. Dieses wird durch sein stellvertretendes Mitglied nach Satz 1 vertreten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Mitglieder der Disziplinarkammer der Evangelischen Kirche in Deutschland werden vom Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     berufen. Das Recht der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse regelt die Berufung der Mitglieder ihrer Disziplinarkammern.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Mitglieder des Disziplinarhofes der Evangelischen Kirche in Deutschland werden vom Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     unter Berücksichtigung von Vorschlagslisten der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse berufen, in denen das Bekenntnis
                     der Vorgeschlagenen angegeben ist.
                  

               

               
                     § 51
Verpflichtung der Mitglieder der Disziplinargerichte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitglieder sind an Schrift und Bekenntnis sowie an das in der Kirche geltende Recht gebunden. In diesem Rahmen üben sie
                     ihr Amt unparteiisch und in richterlicher Unabhängigkeit aus. Sie haben über den ihnen bekannt gewordenen Inhalt der anhängigen
                     Verfahren auch nach Beendigung ihres Amtes zu schweigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Vor Beginn ihrer Tätigkeit werden die Mitglieder der Disziplinargerichte durch die Stellen, die sie berufen haben, wie folgt
                     verpflichtet: 
                  

                  „Ich gelobe vor Gott, mein Amt in Bindung an die Heilige Schrift und das Bekenntnis meiner Kirche und getreu dem in der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland, in den Gliedkirchen und in den gliedkirchlichen Zusammenschlüssen geltenden Recht auszuüben, nach bestem
                     Wissen und Gewissen ohne Ansehen der Person zu urteilen und Verschwiegenheit über alles zu wahren, was mir in meinem Amt bekannt
                     geworden ist.“
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Verpflichtung kann auf andere Stellen delegiert werden.
                  

               

               
                     § 52
Amtszeit, Beendigung und Ruhen des Amtes eines Mitglieds des Disziplinargerichts
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Amtszeit des Disziplinargerichts beträgt sechs Jahre. Die Mitglieder des Disziplinargerichts können nach Ablauf der Amtszeit
                     wiederberufen werden. Solange eine Neuberufung nicht erfolgt ist, bleiben die bisherigen Mitglieder im Amt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Scheidet ein Mitglied während der Amtszeit aus, erfolgt eine Nachberufung bis zum Ablauf der regelmäßigen Amtszeit. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ein Mitglied kann jederzeit sein Amt niederlegen. Das Amt endet mit Zugang der schriftlichen Mitteilung bei dem Organ, das
                     das Mitglied nach § 50 berufen hat. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Amt eines Mitglieds ist von der Stelle, die das Mitglied berufen hat, für beendet zu erklären, wenn 
                  

                  
                     
                        	
                           die rechtlichen Voraussetzungen der Berufung weggefallen sind, 

                        

                        	
                           es infolge gesundheitlicher Beeinträchtigungen oder infolge Verlegung seines ständigen Wohnsitzes in das Ausland zur Ausübung
                              seines Amtes nicht mehr in der Lage ist, 
                           

                        

                        	
                           es seine Pflichten gröblich verletzt hat, 

                        

                        	
                           das Ergebnis eines straf-, disziplinar- oder berufsgerichtlichen Verfahrens eine weitere Ausübung des Amtes nicht mehr zulässt.
                              
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Stelle, die das Mitglied berufen hat, kann bis zu ihrer Entscheidung nach Absatz 4 das vorläufige Ruhen des Amtes anordnen.
                     Die Entscheidung ist unanfechtbar.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Vor den Entscheidungen nach den Absätzen 4 und 5 ist das Mitglied zu hören.
                  

               

               
                     § 53
Ausschluss von der Ausübung des Richteramts
                     

                  

                  Ein Mitglied des Disziplinargerichts ist von der Ausübung des Richteramts kraft Gesetzes ausgeschlossen, wenn 
                     
                        	
                           es durch die Amtspflichtverletzung verletzt ist,

                        

                        	
                           es gesetzliche Vertretung oder angehörige Person im Sinne des § 41 Absatz 1 Nr. 2 bis 3 der Zivilprozessordnung einer durch die Amtspflichtverletzung verletzten Person oder der beschuldigten Person ist oder war,
                           

                        

                        	
                           es als Zeugin oder Zeuge gehört wurde, als sachverständige Person ein Gutachten erstattet hat oder sonst in dem Disziplinarverfahren
                              bereits tätig war, soweit es nicht als Mitglied der Disziplinarkammer eine Zeugenvernehmung gemäß § 31  Absatz 7 durchgeführt hat, 
                           

                        

                        	
                           es in einem wegen desselben Sachverhalts eingeleiteten staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren gegen die beschuldigte Person
                              beteiligt war,
                           

                        

                        	
                           es ein Leitungs- oder Aufsichtsamt gegenüber der beschuldigten Person ausübt oder ausgeübt hat oder mit der Bearbeitung von
                              Personalangelegenheiten dieser Person befasst ist, 
                           

                        

                        	
                            es als Mitglied einer Mitarbeiter- oder Pfarrvertretung oder sonstigen Personalvertretung in dem Disziplinarverfahren gegen
                              die beschuldigte Person mitgewirkt hat,
                           

                        

                        	
                           es auf der mittleren kirchlichen Ebene demselben Pfarrkonvent wie die beschuldigte Person angehört, 

                        

                        	
                           gegen das Mitglied ein straf-, disziplinar- oder berufsgerichtliches Verfahren eingeleitet wurde oder es vorläufig des Dienstes
                              enthoben ist oder
                           

                        

                        	
                            es beistehende oder bevollmächtigte Person der beschuldigten Person war.

                        

                     

                  

               

               
                     § 54
Besetzung der Disziplinargerichte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Disziplinargerichte entscheiden in der Besetzung mit einem rechtskundigen vorsitzenden Mitglied, einem beisitzenden rechtskundigen
                     und einem beisitzenden ordinierten Mitglied, wenn nicht das vorsitzende Mitglied als Einzelrichterin oder Einzelrichter entscheidet.
                     An Beschlüssen außerhalb der mündlichen Verhandlung und an Gerichtsbescheiden wirken die beisitzenden Mitglieder nicht mit.
                     Das Recht der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kann eine Besetzung mit einem rechtskundigen vorsitzenden,
                     zwei ordinierten beisitzenden und zwei nichtordinierten beisitzenden Mitgliedern, davon mindestens einem rechtskundigen Mitglied,
                     vorsehen. In Verfahren vor dem Disziplinarhof sollen die Mitglieder jeweils demselben Bekenntnis angehören wie die beschuldigte
                     Person, sofern der Disziplinarhof in mehrere Senate gegliedert ist, die sich am Bekenntnis der beschuldigten Person orientieren.
                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In Verfahren gegen nicht ordinierte Personen tritt an die Stelle des ordinierten beisitzenden Mitglieds ein beisitzendes Mitglied
                     aus der Laufbahngruppe der beschuldigten Person. 
                  

                  (2a)  Bei einer Besetzung nach Absatz 1 Satz 3 treten an die Stelle der ordinierten beisitzenden Mitglieder zwei beisitzende
                     Mitglieder aus der Laufbahngruppe der beschuldigten Person. Das Recht der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
                     kann abweichend von Satz 1 vorsehen, dass eines dieser beisitzenden Mitglieder ordiniert ist.
                  

                   (2b)  Das Recht der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kann für Verfahren gegen nicht ordinierte Personen,
                     die im Vorbereitungsdienst oder Probedienst für den Pfarrdienst stehen, bestimmen, dass sich die Besetzung der Disziplinargerichte
                     nach den Bestimmungen für Verfahren gegen ordinierte Personen richtet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für die Übertragung des Rechtsstreits auf die Einzelrichterin oder den Einzelrichter gilt § 6 der Verwaltungsgerichtsordnung.
                     In dem Verfahren der Disziplinarklage, der Anfechtungsklage gegen eine Disziplinarverfügung und im Verfahren vor dem Disziplinarhof
                     ist eine Übertragung auf das vorsitzende Mitglied als Einzelrichterin oder Einzelrichter ausgeschlossen. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das vorsitzende Mitglied der Disziplinarkammer entscheidet, wenn die Entscheidung im vorbereitenden Verfahren ergeht,
                     
                        	
                           bei Zurücknahme der Klage, des Antrags oder eines Rechtsmittels,

                        

                        	
                            bei Erledigung des gerichtlichen Disziplinarverfahrens in der Hauptsache und

                        

                        	
                           über die Kosten.

                        

                     

                  

                  Ist ein Mitglied der Disziplinarkammer mit der Berichterstattung beauftragt, entscheidet dieses anstelle des vorsitzenden
                     Mitglieds.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Rechtskundige Mitglieder sind, vorbehaltlich abweichender Bestimmungen der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse,
                     Personen mit Befähigung zum Richteramt nach dem deutschen Richtergesetz.
                  

               

            

         

         
               Kapitel 2 Disziplinarverfahren vor dem Disziplinargericht 

            

            
                  Abschnitt 1 Klageverfahren

               

               
                     § 55
Disziplinarklage
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Disziplinarklage ist schriftlich zu erheben. Die Klageschrift muss den persönlichen und beruflichen Werdegang und das
                     Bekenntnis der Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren richtet, den bisherigen Gang des Disziplinarverfahrens, die
                     Tatsachen, in denen eine Amtspflichtverletzung gesehen wird, und die anderen Tatsachen und Beweismittel, die für die Entscheidung
                     bedeutsam sind, geordnet darstellen. Liegen die Voraussetzungen des § 30 Absatz 1 vor, kann wegen der Tatsachen, in denen eine Amtspflichtverletzung gesehen wird, auf die bindenden Feststellungen der ihnen
                     zugrunde liegenden Urteile verwiesen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Disziplinarklage muss den Antrag enthalten, den die disziplinaraufsichtführende Stelle in der mündlichen Verhandlung zu
                     stellen beabsichtigt. 
                  

               

               
                     § 56
Nachtragsdisziplinarklage
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Neue Handlungen, die nicht Gegenstand einer anhängigen Disziplinarklage sind, können nur durch Erhebung einer Nachtragsdisziplinarklage
                     in das Disziplinarverfahren einbezogen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Hält die disziplinaraufsichtführende Stelle die Einbeziehung neuer Handlungen für angezeigt, teilt sie dies dem Disziplinargericht
                     unter Angabe der konkreten Anhaltspunkte mit, die den Verdacht einer Amtspflichtverletzung rechtfertigen. Das Disziplinargericht
                     setzt das Disziplinarverfahren vorbehaltlich des Absatzes 3 aus und bestimmt eine Frist, bis zu der die Nachtragsdisziplinarklage
                     erhoben werden kann. Die Frist kann auf einen vor ihrem Ablauf gestellten Antrag der disziplinaraufsichtführenden Stelle verlängert
                     werden, wenn sie diese aus Gründen, die sie nicht zu vertreten hat, voraussichtlich nicht einhalten kann. Die Fristsetzung
                     und ihre Verlängerung erfolgen durch Beschluss. Der Beschluss ist unanfechtbar.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Disziplinargericht kann von einer Aussetzung des Disziplinarverfahrens nach Absatz 2 absehen, wenn die neuen Handlungen
                     für die Art und Höhe der zu erwartenden Disziplinarmaßnahme voraussichtlich nicht ins Gewicht fallen oder ihre Einbeziehung
                     das Disziplinarverfahren erheblich verzögern würde; Absatz 2 Satz 4 und 5 gilt entsprechend. Ungeachtet einer Fortsetzung
                     des Disziplinarverfahrens nach Satz 1 kann wegen der neuen Handlungen bis zur Zustellung der Ladung zur mündlichen Verhandlung
                     oder bis zur Zustellung eines Beschlusses nach § 63 Nachtragsdisziplinarklage erhoben werden. Die neuen Handlungen können
                     auch Gegenstand eines neuen Disziplinarverfahrens sein.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Wird nicht innerhalb der nach Absatz 2 bestimmten Frist Nachtragsdisziplinarklage erhoben, setzt das Disziplinargericht das
                     Disziplinarverfahren ohne Einbeziehung der neuen Handlungen fort; Absatz 3 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 57
Belehrung, Beistände und Bevollmächtigte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die beschuldigte Person wird gleichzeitig mit der Zustellung der Disziplinarklage oder der Nachtragsdisziplinarklage auf die
                     Fristen des § 58 Absatz 1 und des § 62 Absatz 2 sowie auf die Folgen der Fristversäumung hingewiesen. Sie wird ferner darauf hingewiesen, dass vor der Disziplinarkammer
                     als beistehende oder bevollmächtigte Person auftreten kann, wer die Voraussetzungen des § 27 Absatz 2 erfüllt und zum sachgemäßen Vortrag und zur Begleitung der beschuldigten Person in der Lage ist. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der beschuldigten Person ist mit der Ladung die Besetzung des Disziplinargerichts mit dem Hinweis bekannt zu geben, dass die
                     etwaige Ablehnung eines Mitglieds des Disziplinargerichts unverzüglich zu erfolgen hat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        § 26 Absatz 2 und § 27 gelten entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die §§ 33 und 33a gelten mit Ausnahme der Pflicht zur Verschwiegenheit entsprechend. Beistände der betroffenen Person und Zeugenbeistände können
                     den Ausschluss der Öffentlichkeit von der mündlichen Verhandlung oder Teilen davon beantragen.
                  

               

               
                     § 58
Mängel des behördlichen Disziplinarverfahrens oder der Klageschrift
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bei einer Disziplinarklage hat die beschuldigte Person wesentliche Mängel des behördlichen Disziplinarverfahrens oder der
                     Klageschrift innerhalb zweier Monate nach Zustellung der Klage oder der Nachtragsdisziplinarklage geltend zu machen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wesentliche Mängel, die nicht oder nicht innerhalb der Frist des Absatzes 1 geltend gemacht werden, kann das Disziplinargericht
                     unberücksichtigt lassen, wenn ihre Berücksichtigung nach seiner freien Überzeugung die Erledigung des Disziplinarverfahrens
                     verzögern würde und die beschuldigte Person über die Folgen der Fristversäumung belehrt worden ist; dies gilt nicht, wenn
                     zwingende Gründe für die Verspätung glaubhaft gemacht werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Disziplinargericht kann der disziplinaraufsichtführenden Stelle zur Beseitigung eines wesentlichen Mangels, den die beschuldigte
                     Person rechtzeitig geltend gemacht hat oder dessen Berücksichtigung es unabhängig davon für angezeigt hält, eine Frist setzen.
                     § 56 Absatz 2 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend. Wird der Mangel innerhalb der Frist nicht beseitigt, wird das Disziplinarverfahren durch Beschluss des
                     Disziplinargerichts eingestellt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die rechtskräftige Einstellung nach Absatz 3 steht einem rechtskräftigen Urteil gleich.
                  

               

               
                     § 59
Beschränkung des Disziplinarverfahrens
                     

                  

                  Das Disziplinargericht kann das Disziplinarverfahren beschränken, indem es solche Handlungen ausscheidet, die für die Art
                     und Höhe der zu erwartenden Disziplinarmaßnahme nicht oder voraussichtlich nicht ins Gewicht fallen. Die ausgeschiedenen Handlungen
                     können nicht wieder in das Disziplinarverfahren einbezogen werden, es sei denn, die Voraussetzungen für die Beschränkung entfallen
                     nachträglich. Werden die ausgeschiedenen Handlungen nicht wieder einbezogen, können sie nach dem unanfechtbaren Abschluss
                     des Disziplinarverfahrens nicht Gegenstand eines neuen Disziplinarverfahrens sein.
                  

               

               
                     § 60
Bindung an tatsächliche Feststellungen aus anderen Verfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die tatsächlichen Feststellungen eines rechtskräftigen Urteils im staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren oder im verwaltungsgerichtlichen
                     Verfahren, durch das über den Verlust der Bezüge bei schuldhaftem Fernbleiben vom Dienst entschieden worden ist, sind im Disziplinarverfahren,
                     das denselben Sachverhalt zum Gegenstand hat, für das Disziplinargericht bindend. Es hat jedoch die erneute Prüfung solcher
                     Feststellungen zu beschließen, die offenkundig unrichtig sind. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die in einem anderen gesetzlich geordneten Verfahren getroffenen tatsächlichen Feststellungen sind nicht bindend, können aber
                     der Entscheidung ohne erneute Prüfung zugrunde gelegt werden.
                  

               

               
                     § 61
Mündliche Verhandlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die mündliche Verhandlung vor dem Disziplinargericht ist öffentlich. Sie soll mit einer geistlichen Besinnung eröffnet werden.
                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Regelungen des Gerichtsverfassungsgesetzes zum Ausschluss der Öffentlichkeit finden Anwendung. Ferner kann auf Antrag
                     der beschuldigten Person, einer betroffenen Person, einer Zeugin oder eines Zeugen die Öffentlichkeit für die mündliche Verhandlung
                     oder einen Teil davon ausgeschlossen werden. Der Beschluss des Disziplinargerichts über den Ausschluss der Öffentlichkeit
                     ist unanfechtbar.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Verkündung des Urteils oder eines das Disziplinarverfahren abschließenden Beschlusses erfolgt in jedem Falle öffentlich.
                     Durch einen besonderen Beschluss des Disziplinargerichts kann unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 auch für die Verkündung
                     der Entscheidungsgründe oder eines Teiles davon die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden. Der Beschluss ist unanfechtbar.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Bei Ausschluss der Öffentlichkeit kann das Disziplinargericht Vertreterinnen und Vertreter kirchlicher Stellen oder einer
                     betroffenen Stelle und ihren Beistand sowie eine betroffene Person und ihren Zeugenbeistand und Beistand für die mündliche
                     Verhandlung oder einen Teil davon zulassen. Der Beschluss ist unanfechtbar.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Das Disziplinargericht kann den in einer nichtöffentlichen mündlichen Verhandlung anwesenden Personen die Geheimhaltung von
                     Tatsachen, die durch die Verhandlung oder durch ein die Sache betreffendes amtliches Schriftstück zu ihrer Kenntnis gelangen,
                     durch Beschluss und Belehrung zur Pflicht machen. Das gilt insbesondere für persönliche Lebensumstände der beschuldigten Person,
                     einer betroffenen Person und der Zeuginnen und Zeugen. Der Beschluss ist unanfechtbar.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Ton-, Bild- und Filmaufnahmen dürfen auch in öffentlichen Verhandlungen ausschließlich im Auftrag des Disziplinargerichts
                     gefertigt und nicht öffentlich vorgeführt oder veröffentlicht werden.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Dem vorsitzenden Mitglied obliegt die Aufrechterhaltung der Ordnung in der Sitzung.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Durch Beschluss des Disziplinargerichts können die beschuldigte Person, Zeuginnen und Zeugen, Beistände oder Bevollmächtigte,
                     Zeugenbeistände, Sachverständige und bei der Verhandlung nicht beteiligte Personen aus dem Verhandlungsraum verwiesen werden,
                     wenn sie den zur Aufrechterhaltung der Ordnung erlassenen Weisungen nicht Folge leisten.
                  

               

               
                     § 62
Beweisaufnahme
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Disziplinargericht erhebt die erforderlichen Beweise. Die Regelung des § 31 Absatz 3 gilt entsprechend. Niederschriften oder Aufzeichnungen von Beweiserhebungen des behördlichen Disziplinarverfahrens können
                     in der mündlichen Verhandlung wiedergegeben und verwertet werden, wenn die beteiligten und befragten Personen vor der Anhörung
                     darauf hingewiesen wurden, dass die Niederschriften oder Aufzeichnungen verwertet werden können.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei einer Disziplinarklage sind Beweisanträge von der disziplinaraufsichtführenden Stelle in der Klageschrift und von der
                     beschuldigten Person innerhalb zweier Monate nach Zustellung der Klage oder der Nachtragsdisziplinarklage zu stellen. Ein
                     verspäteter Antrag kann abgelehnt werden, wenn seine Berücksichtigung nach der freien Überzeugung des Disziplinargerichts
                     die Erledigung des Disziplinarverfahrens verzögern würde und die beschuldigte Person über die Folgen der Fristversäumung belehrt
                     worden ist; dies gilt nicht, wenn zwingende Gründe für die Verspätung glaubhaft gemacht werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Disziplinargericht kann eine schriftliche Beantwortung der Beweisfrage anordnen, wenn es dies im Hinblick auf den Inhalt
                     der Beweisfrage und die Person der Zeugin oder des Zeugen für ausreichend erachtet. Die Zeugin oder der Zeuge sind darauf
                     hinzuweisen, dass sie zur Vernehmung geladen werden können. Das Disziplinargericht ordnet die Ladung an, wenn es dies zur
                     weiteren Klärung der Beweisfrage für notwendig erachtet.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Aus wichtigen Gründen, insbesondere zur Wahrung schutzwürdiger Interessen von Zeuginnen und Zeugen oder zur Sicherung des
                     Ermittlungszwecks, kann die beschuldigte Person für die Dauer der Vernehmung von der Teilnahme an der Verhandlung ausgeschlossen
                     oder die Vernehmung an einem anderen Ort angeordnet werden. Die Entscheidung trifft die die Vernehmung leitende Person; die
                     Entscheidung ist unanfechtbar. Der ausgeschlossenen beschuldigten Person ist das Ergebnis der Vernehmung mitzuteilen. Die
                     Vernehmung an einem anderen Ort wird den übrigen an der Verhandlung Beteiligten zeitgleich in Bild und Ton übertragen. Ihr
                     Recht, Fragen zu stellen, bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Zeuginnen und Zeugen sowie Sachverständige können vereidigt werden, soweit das Recht der Gliedkirche oder des gliedkirchlichen
                     Zusammenschlusses der disziplinaraufsichtführenden Stelle eine Vereidigung zulässt. § 6 Absatz 3 Satz 2 findet entsprechende Anwendung.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Vor der Vernehmung werden die Zeuginnen und Zeugen zur Wahrheit ermahnt. Wenn sie nach Absatz 5 vereidigt werden können, werden
                     sie auf die Möglichkeit der Vereidigung hingewiesen und über die strafrechtlichen Folgen einer unrichtigen oder unvollständigen
                     Aussage belehrt.
                  

               

               
                     § 63
Entscheidung durch Beschluss
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bei einer Disziplinarklage kann das Disziplinargericht, auch nach der Eröffnung der mündlichen Verhandlung, mit Zustimmung
                     der Beteiligten durch Beschluss
                     
                        	
                           auf die erforderliche Disziplinarmaßnahme (§ 9) erkennen, wenn nur ein Verweis, eine Geldbuße oder eine Kürzung der Bezüge verwirkt ist, oder
                           

                        

                        	
                           die Disziplinarklage abweisen.

                        

                     

                  

                  Zur Erklärung der Zustimmung kann den Beteiligten von dem Disziplinargericht oder dem vorsitzenden Mitglied eine Frist gesetzt
                     werden, nach deren Ablauf die Zustimmung als erteilt gilt, wenn nicht widersprochen wurde.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der rechtskräftige Beschluss nach Absatz 1 steht einem rechtskräftigen Urteil gleich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das vorsitzende Mitglied des Disziplinargerichts entscheidet unter Berücksichtigung schutzwürdiger Interessen über die Veröffentlichung
                     des Beschlusses.
                  

               

               
                     § 64
Entscheidung durch Urteil
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Disziplinargericht entscheidet über die Klage, wenn das Disziplinarverfahren nicht auf andere Weise abgeschlossen wird,
                     auf Grund mündlicher Verhandlung durch Urteil. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei einer Disziplinarklage dürfen nur die Handlungen zum Gegenstand der Urteilsfindung gemacht werden, die der beschuldigten
                     Person in der Klage oder der Nachtragsdisziplinarklage als Amtspflichtverletzung zur Last gelegt werden. Das Disziplinargericht
                     ist an die Fassung der Anträge nicht gebunden und kann über das Klagebegehren der disziplinaraufsichtführenden Stelle nach
                     § 55 Absatz 2 hinausgehen. Es kann in dem Urteil
                     
                        	
                           auf die erforderliche Disziplinarmaßnahme und Nebenmaßnahmen erkennen oder 

                        

                        	
                           die Disziplinarklage abweisen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei der Klage gegen eine Disziplinarverfügung und gegen eine Entscheidung nach § 19 Absatz 3 prüft das Disziplinargericht neben der Rechtmäßigkeit auch die Zweckmäßigkeit der angefochtenen Entscheidung. Das Disziplinargericht
                     darf die angefochtene Entscheidung nicht zum Nachteil der beschuldigten Person abändern; es ist aber an die Fassung der Anträge
                     nicht gebunden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        § 63 Absatz 3 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 65
Grenzen der erneuten Ausübung der Disziplinarbefugnisse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Soweit die disziplinaraufsichtführende Stelle die Disziplinarklage zurückgenommen hat, können die ihr zugrunde liegenden Handlungen
                     nicht mehr Gegenstand eines Disziplinarverfahrens sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Hat das Disziplinargericht unanfechtbar über die Klage gegen eine Disziplinarverfügung entschieden, ist hinsichtlich der dieser
                     Entscheidung zugrunde liegenden Handlungen eine erneute Ausübung der Disziplinarbefugnisse nur wegen solcher erheblicher Tatsachen
                     und Beweismittel zulässig, die keinen Eingang in das gerichtliche Disziplinarverfahren gefunden haben.
                  

               

            

            
                  Abschnitt 2 Besondere Verfahren

               

               
                     § 66
Antrag auf gerichtliche Fristsetzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ist ein behördliches Disziplinarverfahren nicht innerhalb von zwölf Monaten seit der Einleitung durch Einstellung oder vorläufige
                     Einstellung gegen Auflagen, durch Erlass einer Disziplinarverfügung oder durch Erhebung der Disziplinarklage abgeschlossen
                     worden, kann die beschuldigte Person bei dem Disziplinargericht die gerichtliche Bestimmung einer Frist zum Abschluss des
                     Disziplinarverfahrens beantragen. Die Frist des Satzes 1 ist gehemmt, solange das Disziplinarverfahren nach § 29 ausgesetzt ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Liegt ein zureichender Grund für den fehlenden Abschluss des behördlichen Disziplinarverfahrens innerhalb von zwölf Monaten
                     nicht vor, bestimmt das Disziplinargericht eine Frist, in der es abzuschließen ist. Anderenfalls lehnt es den Antrag ab. § 56 Absatz 2 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wird das behördliche Disziplinarverfahren innerhalb der nach Absatz 2 bestimmten Frist nicht abgeschlossen, ist es durch Beschluss
                     des Disziplinargerichts einzustellen. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der rechtskräftige Beschluss nach Absatz 3 steht einem rechtskräftigen Urteil gleich.
                  

               

               
                     § 67
Antrag auf Aussetzung der vorläufigen Dienstenthebung und der Einbehaltung von Bezügen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die beschuldigte Person kann die Aussetzung der vorläufigen Dienstenthebung und der Einbehaltung von Bezügen beim Disziplinargericht
                     beantragen. Der Antrag ist beim Disziplinarhof zu stellen, wenn bei ihm in derselben Sache ein Disziplinarverfahren anhängig
                     ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die vorläufige Dienstenthebung und die Einbehaltung von Bezügen sind auszusetzen, wenn ernstliche Zweifel an ihrer Rechtmäßigkeit
                     bestehen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für die Änderung oder Aufhebung von Beschlüssen über Anträge nach Absatz 1 gelten die Bestimmungen der Verwaltungsgerichtsordnung
                     zur Änderung und Aufhebung von Beschlüssen über Anträge zur Anordnung der aufschiebenden Wirkung entsprechend.
                  

               

            

         

         
               Kapitel 3 Disziplinarverfahren vor dem Disziplinarhof

            

            
                  Abschnitt 1 Berufung

               

               
                     § 68
Statthaftigkeit, Form und Frist der Berufung, Vertretung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Gegen das Urteil der Disziplinarkammer über eine Disziplinarklage steht den Beteiligten die Berufung zum Disziplinarhof zu.
                     Die Berufung ist bei der Disziplinarkammer innerhalb eines Monats nach Zustellung des vollständigen Urteils schriftlich einzulegen
                     und zu begründen. Die Begründungsfrist kann auf einen vor ihrem Ablauf gestellten Antrag von dem vorsitzenden Mitglied verlängert
                     werden. Die Begründung muss einen bestimmten Antrag sowie die im Einzelnen anzuführenden Gründe der Anfechtung (Berufungsgründe)
                     enthalten. Mangelt es an einem dieser Erfordernisse, ist die Berufung unzulässig. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Übrigen steht den Beteiligten die Berufung gegen das Urteil der Disziplinarkammer nur zu, wenn sie von der Disziplinarkammer
                     oder dem Disziplinarhof zugelassen wird. Die Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung über die Zulassung zur Berufung gelten
                     entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Vor dem Disziplinarhof müssen sich die Beteiligten, soweit sie einen Antrag stellen, durch eine Person mit Befähigung zum
                     Richteramt oder vergleichbarer juristischer Qualifikation vertreten lassen. Dies gilt auch für die Einlegung der Berufung
                     und für den Antrag auf Zulassung der Berufung sowie für Beschwerden und sonstige Nebenverfahren, bei denen in der Hauptsache
                     Vertretungszwang besteht. § 26 Absatz 2 und § 27 Absatz 2 bis 4 gelten entsprechend. 
                  

               

               
                     § 69
Berufungsverfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für das Berufungsverfahren gelten die Bestimmungen über das Disziplinarverfahren vor der Disziplinarkammer entsprechend, soweit
                     sich aus diesem Kirchengesetz nichts anderes ergibt. Die §§ 56 und 57 Absatz 1 werden nicht angewandt. Zeuginnen und Zeugen sowie Sachverständige können vereidigt werden, soweit das Recht der Gliedkirche
                     oder des gliedkirchlichen Zusammenschlusses der disziplinaraufsichtführenden Stelle eine Vereidigung zulässt. § 6 Absatz 3 Satz 2 findet entsprechende Anwendung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wesentliche Mängel des behördlichen Disziplinarverfahrens, die nach § 58 Absatz 2 unberücksichtigt bleiben durften, bleiben auch im Berufungsverfahren unberücksichtigt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ein Beweisantrag, der vor der Disziplinarkammer nicht innerhalb der Frist des § 62 Absatz 2 gestellt worden ist, kann abgelehnt werden, wenn seine Berücksichtigung nach der freien Überzeugung des Disziplinarhofes
                     die Erledigung des Disziplinarverfahrens verzögern würde und die beschuldigte Person im ersten Rechtszug über die Folgen der
                     Fristversäumung belehrt worden ist; dies gilt nicht, wenn zwingende Gründe für die Verspätung glaubhaft gemacht werden. Beweisanträge,
                     die die Disziplinarkammer zu Recht abgelehnt hat, bleiben auch im Berufungsverfahren ausgeschlossen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die durch die Disziplinarkammer erhobenen Beweise können der Entscheidung ohne erneute Beweisaufnahme zugrunde gelegt werden.
                  

               

               
                     § 70
Mündliche Verhandlung, Entscheidung durch Urteil
                     

                  

                  Der Disziplinarhof entscheidet über die Berufung, wenn das Disziplinarverfahren nicht auf andere Weise abgeschlossen wird,
                     auf Grund mündlicher Verhandlung durch Urteil.
                  

               

            

            
                  Abschnitt 2 Beschwerde

               

               
                     § 71
Statthaftigkeit, Form und Frist der Beschwerde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Statthaftigkeit, Form und Frist der Beschwerde gelten die Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung entsprechend.
                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gegen Beschlüsse der Disziplinarkammer, durch die nach § 63 Absatz 1 über eine Disziplinarklage entschieden wird, kann die Beschwerde nur auf das Fehlen der Zustimmung der Beteiligten gestützt
                     werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für das Beschwerdeverfahren gegen Beschlüsse der Disziplinarkammer, mit denen über einen Antrag auf Aussetzung nach § 67 entschieden wurde, gelten die Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung über die Beschwerde gegen Beschlüsse im Verfahren
                     des vorläufigen Rechtsschutzes entsprechend.
                  

               

               
                     § 72
Entscheidung des Disziplinarhofes
                     

                  

                  Der Disziplinarhof entscheidet über die Beschwerde durch Beschluss. 

               

            

         

         
               Kapitel 4 Wiederaufnahme des gerichtlichen Disziplinarverfahrens

            

            
                     § 73
Wiederaufnahmegründe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wiederaufnahme des durch rechtskräftiges Urteil abgeschlossenen Disziplinarverfahrens ist zulässig, wenn
                     
                        	
                           in dem Urteil eine Disziplinarmaßnahme ausgesprochen worden ist, die nach Art oder Höhe im Gesetz nicht vorgesehen ist,

                        

                        	
                           Tatsachen oder Beweismittel beigebracht werden, die erheblich und neu sind,

                        

                        	
                           das Urteil auf dem Inhalt einer unechten oder verfälschten Urkunde oder auf einem vorsätzlich oder fahrlässig falsch abgegebenen
                              Zeugnis oder Gutachten beruht
                           

                        

                        	
                           ein Urteil, auf dessen tatsächlichen Feststellungen das Urteil im Disziplinarverfahren beruht, durch ein anderes rechtskräftiges
                              Urteil aufgehoben worden ist,
                           

                        

                        	
                           an dem Urteil ein Mitglied des Disziplinargerichts mitgewirkt hat, das sich in dieser Sache einer schweren Verletzung seiner
                              Pflichten als kirchliche Richterin oder kirchlicher Richter schuldig gemacht hat,
                           

                        

                        	
                           an dem Urteil ein Mitglied des Disziplinargerichts mitgewirkt hat, das von der Ausübung des Richteramts kraft Gesetzes ausgeschlossen
                              war, es sei denn, dass die Gründe für den gesetzlichen Ausschluss bereits erfolglos geltend gemacht worden waren,
                           

                        

                        	
                           die Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren richtet, nachträglich glaubhaft eine Amtspflichtverletzung eingesteht,
                              die in dem Disziplinarverfahren nicht hat festgestellt werden können, oder
                           

                        

                        	
                           im Verfahren der Disziplinarklage nach dessen rechtskräftigem Abschluss in einem wegen desselben Sachverhalts eingeleiteten
                              staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren unanfechtbar eine Entscheidung ergeht, nach der gemäß § 21 die Disziplinarmaßnahme nicht zulässig wäre.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Erheblich im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 sind Tatsachen und Beweismittel, wenn sie allein oder in Verbindung mit den früher
                     getroffenen Feststellungen geeignet sind, eine andere Entscheidung zu begründen, die Ziel der Wiederaufnahme des Disziplinarverfahrens
                     sein kann. Neu im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 sind Tatsachen und Beweismittel, die dem Disziplinargericht bei seiner Entscheidung
                     nicht bekannt gewesen sind. Ergeht nach Eintritt der Rechtskraft des Urteils im Disziplinarverfahren in einem wegen desselben
                     Sachverhalts eingeleiteten staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren ein rechtskräftiges Urteil auf Grund von tatsächlichen
                     Feststellungen, die von denjenigen tatsächlichen Feststellungen des Urteils im Disziplinarverfahren abweichen, auf denen es
                     beruht, gelten die abweichenden Feststellungen des Urteils im staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren als neue Tatsachen
                     im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 und 5 ist die Wiederaufnahme des Disziplinarverfahrens nur zulässig, wenn wegen der behaupteten
                     Handlung eine rechtskräftige Verurteilung durch ein staatliches Strafgericht erfolgt ist oder wenn ein staatliches strafgerichtliches
                     Verfahren aus anderen Gründen als wegen Mangels an Beweisen nicht eingeleitet oder nicht durchgeführt werden kann.
                  

               

               
                     § 74
Unzulässigkeit der Wiederaufnahme
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Wiederaufnahme des durch rechtskräftiges Urteil abgeschlossenen Disziplinarverfahrens ist unzulässig, wenn nach dem Eintritt
                     der Rechtskraft 
                     
                        	
                           ein Urteil im staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren ergangen ist, das sich auf denselben Sachverhalt gründet und diesen
                              ebenso würdigt, solange dieses Urteil nicht rechtskräftig aufgehoben worden ist, oder
                           

                        

                        	
                           ein Urteil in einem staatlichen Strafverfahren ergangen ist, das zu einer Entlassung aufgrund einer Straftat geführt hat oder
                              bei Fortbestehen des Dienstverhältnisses geführt hätte.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Wiederaufnahme des Disziplinarverfahrens zuungunsten der Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren gerichtet hat,
                     ist außerdem unzulässig, wenn seit dem Eintritt der Rechtskraft des Urteils drei Jahre vergangen sind.
                  

               

               
                     § 75
Frist und Verfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Antrag auf Wiederaufnahme des Disziplinarverfahrens muss bei dem Disziplinargericht, dessen Entscheidung angefochten wird,
                     binnen drei Monaten schriftlich eingereicht werden. Die Frist beginnt mit dem Tag, an dem die oder der Antragsberechtigte
                     von dem Grund für die Wiederaufnahme Kenntnis erhalten hat. In dem Antrag ist das angefochtene Urteil zu bezeichnen und anzugeben,
                     inwieweit es angefochten wird und welche Änderungen beantragt werden; die Anträge sind unter Bezeichnung der Beweismittel
                     zu begründen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für das weitere Verfahren gelten die Bestimmungen über das gerichtliche Disziplinarverfahren entsprechend, soweit sich aus
                     diesem Kirchengesetz nichts anderes ergibt.
                  

               

               
                     § 76
Entscheidung durch Beschluss
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Disziplinargericht kann den Antrag, auch nach der Eröffnung der mündlichen Verhandlung, durch Beschluss verwerfen, wenn
                     es die gesetzlichen Voraussetzungen für seine Zulassung nicht für gegeben oder ihn für offensichtlich unbegründet hält.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Disziplinargericht kann vor der Eröffnung der mündlichen Verhandlung mit Zustimmung der disziplinaraufsichtführenden Stelle
                     durch Beschluss das angefochtene Urteil aufheben und die Disziplinarklage abweisen oder die Disziplinarverfügung aufheben.
                     Der Beschluss ist unanfechtbar.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der rechtskräftige Beschluss nach Absatz 1 sowie der Beschluss nach Absatz 2 stehen einem rechtskräftigen Urteil gleich.
                  

               

               
                     § 77
Mündliche Verhandlung, Entscheidung des Disziplinargerichts
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Disziplinargericht entscheidet, wenn das Wiederaufnahmeverfahren nicht auf andere Weise abgeschlossen wird, auf Grund
                     mündlicher Verhandlung durch Urteil.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gegen das Urteil der Disziplinarkammer kann Berufung nach den §§ 68 bis 70 dieses Kirchengesetzes eingelegt werden.
                  

               

               
                     § 78
Rechtswirkungen, Entschädigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wird in einem Wiederaufnahmeverfahren das angefochtene Urteil zugunsten der Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren
                     gerichtet hat, aufgehoben, erhält diese von dem Eintritt der Rechtskraft des aufgehobenen Urteils an die Rechtsstellung, die
                     sie erhalten hätte, wenn das aufgehobene Urteil der Entscheidung entsprochen hätte, die im Wiederaufnahmeverfahren ergangen
                     ist. Wurde in dem aufgehobenen Urteil auf Entfernung aus dem Dienst erkannt, gilt § 78 des Kirchenbeamtengesetzes der EKD
                     entsprechend. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren gerichtet hat, und die Personen, denen sie kraft Gesetzes unterhaltspflichtig
                     ist, können im Falle des Absatzes 1 neben den hiernach nachträglich zu gewährenden Bezügen in entsprechender Anwendung des
                     Gesetzes über die Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen in der jeweils geltenden Fassung Ersatz des sonstigen Schadens
                     vom Dienstherrn verlangen. Der Anspruch ist innerhalb von drei Monaten nach dem rechtskräftigen Abschluss des Wiederaufnahmeverfahrens
                     bei der disziplinaraufsichtführenden Stelle geltend zu machen.
                  

               

            

         

         
               Kapitel 5 Kostenentscheidung im gerichtlichen Disziplinarverfahren

            

            
                     § 79
Kostentragung und erstattungsfähige Kosten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Kostentragungspflicht der Beteiligten und die Erstattungsfähigkeit von Kosten gelten die Bestimmungen der Verwaltungsgerichtsordnung
                     entsprechend, sofern sich aus den nachfolgenden Vorschriften nichts anderes ergibt. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wird eine Disziplinarverfügung trotz Vorliegens einer Amtspflichtverletzung aufgehoben, können die Kosten ganz oder teilweise
                     der Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren gerichtet hat, auferlegt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        In Verfahren über den Antrag auf gerichtliche Fristsetzung (§ 66) ist zugleich mit der Entscheidung über den Fristsetzungsantrag über die Kosten des Verfahrens zu befinden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Kosten im Sinne dieser Vorschrift sind auch die Kosten des behördlichen Disziplinarverfahrens.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Kosten, die der Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren gerichtet hat, auferlegt sind, können durch Aufrechnung
                     von ihren Bezügen einbehalten werden. 
                  

               

               
                     § 80
Gerichtskosten
                     

                  

                  Gerichtliche Disziplinarverfahren sind gebührenfrei. Auslagen werden nach den Bestimmungen des Gerichtskostengesetzes erhoben.

               

            

         

      

      
            Teil 5 Unterhaltsbeitrag, Begnadigung

         

         
                     § 81
Unterhaltsbeitrag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Wird auf Entfernung aus dem Dienst erkannt, so kann die Entscheidung des Disziplinargerichts bestimmen, dass der aus dem
                     Dienstverhältnis entfernten Person, soweit sie dessen würdig erscheint und bedürftig ist, für die Dauer von sechs Monaten
                     ein Unterhaltsbeitrag in Höhe von höchstens 70 Prozent der Bezüge, die ihr bei Eintritt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung
                     zustanden, gewährt wird. Eine Einbehaltung von Bezügen im Zusammenhang mit einer vorläufigen Dienstenthebung nach § 44 Absatz 2 bleibt unberücksichtigt. Personen, die sich bei Eintritt der Rechtskraft der Entscheidung im Ruhestand befinden, erhalten
                     keinen Unterhaltsbeitrag, soweit sie aufgrund ihrer Beschäftigung im kirchlichen Dienstverhältnis in der gesetzlichen Rentenversicherung
                     versichert waren. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Entscheidung kann die Gewährung des Unterhaltsbeitrags über sechs Monate hinaus auf längstens ein Jahr verlängern, soweit
                     dies notwendig ist, um eine unbillige Härte zu vermeiden; die Umstände sind durch die Empfängerin oder den Empfänger glaubhaft
                     zu machen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Dienstherr kann der aus dem Dienstverhältnis entfernten Person zur Vermeidung einer Nachversicherung in der gesetzlichen
                     Rentenversicherung unwiderruflich einen Unterhaltsbeitrag in Höhe der gesetzlichen Rente gewähren, die aufgrund einer Nachversicherung
                     zustehen würde.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Anspruch auf den Unterhaltsbeitrag erlischt, wenn die aus dem Dienstverhältnis entfernte Person wieder in ein öffentlich-rechtliches
                     Amts- oder Dienstverhältnis berufen wird.
                  

               

               
                     § 82
Zahlung des Unterhaltsbeitrags
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Zahlung des Unterhaltsbeitrags nach § 81 beginnt, soweit in der Entscheidung nichts anderes bestimmt ist, zum Zeitpunkt des Verlustes der Bezüge.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Zahlung des Unterhaltsbeitrags an Personen im Ruhestand steht unter dem Vorbehalt der Rückforderung, soweit für denselben
                     Zeitraum eine Rente auf Grund der Nachversicherung gewährt wird. Zur Sicherung des Rückforderungsanspruchs ist eine entsprechende
                     Abtretungserklärung abzugeben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        In der Entscheidung kann bestimmt werden, dass ein Unterhaltsbeitrag ganz oder teilweise an Personen gezahlt wird, zu deren
                     Unterhalt die aus dem Dienstverhältnis entfernte Person verpflichtet ist. Nach Rechtskraft der Entscheidung kann dies die
                     disziplinaraufsichtführende Stelle bestimmen. § 81 Absatz 2 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Auf den Unterhaltsbeitrag werden Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen im Sinne der gemeinsamen Vorschriften für die Sozialversicherung
                     angerechnet. Die aus dem Dienst entfernte Person ist verpflichtet, der obersten Dienstbehörde alle Änderungen in ihren Verhältnissen,
                     die für die Zahlung des Unterhaltsbeitrags bedeutsam sein können, unverzüglich anzuzeigen. Wird gegen diese Pflicht schuldhaft
                     verstoßen, soll der Unterhaltsbeitrag ganz oder teilweise mit Wirkung für die Vergangenheit entzogen werden. Die Entscheidung
                     trifft die oberste Dienstbehörde.
                  

               

               
                     § 83
Unterhaltsleistung bei Mithilfe zur Aufdeckung von Amtspflichtverletzungen oder Straftaten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die zuletzt disziplinaraufsichtführende Stelle kann einer aus dem Dienst entfernten Person die Gewährung einer monatlichen
                     Unterhaltsleistung zusagen, wenn die Person ihr Wissen über Tatsachen offenbart hat, deren Kenntnis dazu beigetragen hat,
                     Amtspflichtverletzungen oder Straftaten zu verhindern oder über ihren eigenen Tatbeitrag hinaus aufzuklären. Die Nachversicherung
                     ist durchzuführen, sofern nicht § 81 Absatz 3 eingreift.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Anspruch auf die Unterhaltsleistung erlischt bei erneutem Eintritt in den öffentlichen oder kirchlichen Dienst sowie bei
                     späterer Verwirklichung eines Tatbestandes der §§ 76, 77 und 79 Absatz 1 Nr. 3 des Kirchenbeamtengesetzes der EKD5. Hinterbliebene versorgungsberechtigte Angehörige im Sinne des § 9 Absatz 4 Nr. 2 und 3 des Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetzes
                     der Evangelischen Kirche in Deutschland6 erhalten 55 Prozent der Unterhaltsleistung, wenn zum Zeitpunkt der Entfernung aus dem Dienst das den Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung
                     begründende Rechtsverhältnis bereits bestanden hat. Die Zusage einer Unterhaltsleistung an andere unterhaltsberechtigte, bedürftige
                     Personen steht im Ermessen der obersten Dienstbehörde.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Unterhaltsberechtigten Personen, die eine Amtspflichtverletzung einer ihnen unterhaltsverpflichteten Person anzeigen, kann
                     die disziplinaraufsichtführende Stelle zusagen, ihnen und weiteren unterhaltsberechtigten Personen im Falle der Entfernung
                     der unterhaltsverpflichteten Person aus dem Dienst eine monatliche Unterhaltsleistung oder einmalige oder anlassbezogene Hilfen
                     zu erbringen, solange sie diese Unterstützung benötigen. § 82 Absatz 4 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 84
Begnadigung
                     

                  

                  Durch Begnadigung können getroffene Disziplinarmaßnahmen gemildert oder erlassen werden. Die Evangelische Kirche in Deutschland,
                     die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse bestimmen je für ihren Bereich, wer das Begnadigungsrecht ausübt.
                  

               

            

         

      

      
            Teil 6 Übergangs- und Schlussbestimmungen

         

         
                     § 85
Anwendung der Vorschriften über den Wartestand
                     

                  

                  Bestehen in einer Gliedkirche keine Vorschriften über Pfarrerinnen und Pfarrer oder Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im
                     Wartestand, so sind in Anwendung dieses Kirchengesetzes die Bestimmungen des Kirchenbeamtengesetzes der Evangelischen Kirche
                     in Deutschland über den Wartestand entsprechend anzuwenden.
                  

               

               
                     § 86
Übergangsbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die nach bisherigem Recht eingeleiteten Disziplinarverfahren und Wiederaufnahmeverfahren werden bis zur Vollstreckung nach
                     bisherigem Recht fortgeführt. Eine nach diesem Kirchengesetz zulässige Disziplinarmaßnahme darf wegen einer vor dem Inkrafttreten
                     dieses Kirchengesetzes begangenen Amtspflichtverletzung nur verhängt werden, wenn sie auch nach dem zur Zeit ihrer Begehung
                     geltenden Recht zulässig war.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Wiederaufnahme von Disziplinarverfahren nach dem Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes, gelten die Bestimmungen dieses
                     Gesetzes.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Frist für das Verwertungsverbot nach § 23 und ihre Berechnung für die Disziplinarmaßnahmen, die vor dem Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes verhängt worden sind,
                     bestimmen sich nach diesem Gesetz.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Bestehende Disziplinargerichte, die vor dem Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes besetzt wurden, bleiben bis zum Ablauf ihrer
                     Amtszeit unverändert im Amt. Für sie gelten die bisherigen Vorschriften für die Besetzung, Zuständigkeiten und Abstimmungsverhältnisse
                     fort. Wird die Zuständigkeit der Disziplinarkammer der Evangelischen Kirche in Deutschland erklärt oder zusammen mit anderen
                     Gliedkirchen oder gliedkirchlichen Zusammenschlüssen die Zuständigkeit einer gemeinsamen Disziplinarkammer begründet, so gelten
                     die Sätze 1 und 2 nur für solche Verfahren, die bei Änderung der Zuständigkeit bereits gerichtshängig waren.
                  

               

               
                     § 87
(Inkrafttreten)
                     

                  

                  

               

               
                     § 88
(Außerkrafttreten)
                     

                  

                  

               

            

         

      

      

      1
            Gemäß Artikel 4 (ABl. EKD 2014 S. 346) tritt dieses Kirchengesetz am 1. Januar 2015 in Kraft.

         

      

      2
            Gemäß Artikel 5 (ABl. EKD 2014 S. 361) tritt dieses Kirchengesetz am 1. Januar 2015 in Kraft.

         

      

      3
            ON 210.
            

         

      

      4
            ON 801

         

      

      5
            ON 660

         

      

      6
            ON 801

         

      

   
      

      
         Kirchengesetz
zur Ausführung des Disziplinargesetzes der EKD
(Ausführungsgesetz zum Disziplinargesetz - AGDG)
         

      

      
         Vom 20. März 2010 

      

      
         (ABl. S. 92)
         

      

      Änderungen
            
               
               
               
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Lfd. Nr.

                  
                  	
                     Änderndes Recht

                  
                  	
                     Datum

                  
                  	
                     Fundstelle
ABl. EKM
                     

                  
                  	
                     Geänderte
Paragrafen
                     

                  
                  	
                     Art der 
Änderung
                     

                  
               

            
            
               
                  	
                     1

                  
                  	
                     Erstes Kirchengesetz zur Änderung des Ausführungsgesetzes zum Disziplinargesetz

                  
                  	
                     20.11.2010

                  
                  	
                     2010 S. 308

                  
                  	
                     § 4

                  
                  	
                     neu gefasst

                  
               

            
         

      

      
                     § 1
Geltungsbereich
(Zu § 2 Disziplinargesetz)
                     

                  

                  Das Disziplinargesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland vom 28. Oktober 2009 (ABl. EKD 2009 S. 316) gilt für Disziplinarverfahren
                     gegen 
                  

                  
                     
                        	
                           Pfarrer, Kirchenbeamte, ordinierte Gemeindepädagogen und andere Personen, die in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und
                              Treueverhältnis der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland stehen, 
                           

                        

                        	
                           Ordinierte im Haupt-, Neben- oder Ehrenamt, die nicht in einem Dienstverhältnis nach Nummer 1 stehen, 

                        

                        	
                           Personen im Vorbereitungsdienst, die im Dienst der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland, aber nicht in einem Dienstverhältnis
                              nach Nummer 1 stehen, 
                           

                        

                        	
                           in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis stehende Personen der Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen
                              Rechts, über die die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland die Aufsicht führt. 
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 2
Disziplinaraufsichtsführende Stelle
(Zu § 4 Absatz 4 Disziplinargesetz)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Disziplinaraufsichtsführende Stelle ist der Landeskirchenrat für
                  

                  
                     
                        	
                           den Leiter des Rechnungsprüfungsamtes und seinen Stellvertreter,

                        

                        	
                           die Pfarrer und Kirchenbeamten, die Mitglieder eines kirchenleitenden Organs im Sinne von Artikel 54 Absatz 2 Kirchenverfassung EKM sind.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         In allen übrigen Fällen ist das Landeskirchenamt disziplinaraufsichtsführende Stelle. 
                  

               

               
                     § 3
Kürzung der Bezüge
(Zu § 12 Disziplinargesetz)
                     

                  

                  Bei der Berechnung der Bezüge wird nur das jeweilige Grundgehalt zugrunde gelegt. 

               

               
                     § 41
Disziplinargerichte
(Zu § 47 Disziplinargesetz)
                     

                  

                  Ständiges Disziplinargericht des ersten Rechtszuges ist die Disziplinarkammer der Evangelischen Kirche in Deutschland.

               

               
                     § 5
Begnadigungsrecht
(Zu § 84 Disziplinargesetz)
                     

                  

                  Das Begnadigungsrecht übt der Landesbischof aus (Artikel 69 Nummer 8 Kirchenverfassung EKM). 
                  

               

               
                     § 6
Sprachregelung
                     

                  

                  Die in diesem Kirchengesetz verwendeten Personen-, Funktions- und Amtsbezeichnungen gelten für Frauen und Männer in gleicher
                     Weise.
                  

               

               
                     § 7
Übergangsbestimmungen 
(Zu § 86 Absatz 4 Disziplinargesetz)
                     

                  

                  Verfahren, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Disziplinargesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland für die Evangelische
                     Kirche in Mitteldeutschland bereits beim Disziplinarsenat der VELKD oder beim gemeinsamen Disziplinarhof für die Union Evangelischer
                     Kirchen in der EKD und ihre Mitgliedskirchen gerichtshängig sind, werden durch diesen nach den bisher geltenden Bestimmungen
                     fortgeführt.
                  

               

               
                     § 8
(Inkrafttreten, Außerkrafttreten)
                     

                  

               

            

         

      

      

      1
            § 4 neu gefasst durch Art. 1 KG vom 20.11.2010 (ABl. S. 308).
            

         

      

   
      

      
         Ordnung des Verfahrens bei der Beanstandung
der Lehre ordinierter Diener am Wort
(Lehrbeanstandungsordnung)
         

      

      
         Vom 27. Juni 1963

      

      
         (ABl. EKKPS 1965 S. 42; ABl. EKD S. 476)

      

      
            Grundlegung

         

         
               I.

            

             1 Die Kirche hat den Auftrag, das Evangelium von Jesus Christus gemäß der Heiligen Schrift Alten und Neuen Testaments lauter
               und rein zu bezeugen.  2 Mit diesem Auftrag ist ihr die Verpflichtung gegeben, Verkündigung und Lehre an der Heiligen Schrift zu prüfen und um des
               Heils der Menschen willen eine Verführung der Gewissen und eine Zerstörung der Gemeinde durch schriftwidrige Verkündigung
               und Lehre abzuwehren.
            

             3 Die Kirche kann diesen Antrag nur wahrnehmen, weil sie die Verheißung hat, dass der Herr der Kirche selbst über der Verkündigung
               und Lehre des Evangeliums wacht und dass er seiner Kirche durch den Heiligen Geist hilft, das Evangelium in Vollmacht zu verkündigen
               und die rechte Lehre zu bewahren.
            

             4 Aufgrund seiner Taufe ist jeder Christ gerufen, das Evangelium zu bezeugen und auf die lautere Verkündigung und die rechte
               Lehre des Evangeliums achtzuhaben.  5 Die berufenen Diener am Wort tragen in ihrem Amt eine besondere Verantwortung für die Reinheit der Verkündigung und Lehre
               des Evangeliums.
            

         

         
               II.

            

             1 In der Evangelischen Kirche der Union und ihren Gliedkirchen sind evangelisch-lutherische, evangelisch-reformierte und evangelisch-unierte
               Gemeinden in Verantwortung vor den in ihnen geltenden Bekenntnissen in einer Kirche verbunden.  2 Lutheraner, Reformierte und Unierte wissen sich in ihr miteinander verantwortlich für die schriftgemäße Verkündigung des Evangeliums
               und dienen gemeinsam der Aufgabe, einer Verfälschung der Verkündigung und Lehre zu wehren.
            

             3 In der Evangelischen Kirche der Union und ihren Gliedkirchen wachen in den Gemeindekirchenräten (Presbyterien), Synoden und
               Kirchenleitungen ordinierte Diener am Wort und Gemeindeglieder in gemeinsamer Verantwortung über Verkündigung und Lehre.
            

         

         
               III.

            

             1 Die Diener am Wort geloben in der Ordination, keine andere Lehre zu verkündigen und auszubreiten als die, welche gegründet
               ist in Gottes lauterem und klaren Wort, wie es verfasst ist in der Heiligen Schrift Alten und Neuen Testaments, unserer alleinigen
               Glaubensnorm, wie es bezeugt ist in den drei altkirchlichen Glaubensbekenntnissen sowie in den reformatorischen Bekenntnisschriften
               unserer Kirche und wie es als Wegweisung für die angefochtene Kirche aufs neue bekannt worden ist in der Theologischen Erklärung
               von Barmen.
            

             2 Im Gehorsam gegen das Zeugnis der Heiligen Schrift und gemäß den Bekenntnissen der Reformation haben die Evangelische Kirche
               der Union und ihre Gliedkirchen in ihren Grundartikeln einmütig bekannt, dass Jesus Christus allein unser Heil ist, das allein
               aus Gnaden geschenkt und allein im Glauben empfangen wird, und dass die Heilige Schrift, indem sie dies bezeugt, die alleinige
               Quelle und Richtschnur für Glauben, Lehre und Leben der Kirche ist.
            

             3 Ein ordinierter Diener am Wort, der in seiner Verkündigung und Lehre im Widerspruch zu dem entscheidenden Inhalt der Heiligen
               Schrift steht, wie er in den Bekenntnissen der Reformation bezeugt und in den Grundartikeln der Evangelischen Kirche der Union
               und ihrer Gliedkirchen bekannt worden ist, kann nicht im Dienst der öffentlichen Verkündigung und Lehre des Evangeliums bleiben.
            

         

         
               IV.

            

             1 Die Verantwortung der Kirche für die schriftgemäße Verkündigung und Lehre des Evangeliums umfasst die gottesdienstliche Verkündigung,
               die Verwaltung der Sakramente, die kirchliche Unterweisung, den Dienst der Seelsorge, die theologische Lehrtätigkeit sowie
               jede andere Darbietung des Evangeliums in Wort und Schrift.
            

             2 Die Kirche nimmt ihre Verantwortung für die rechte Verkündigung und Lehre im besonderen dadurch wahr, dass sie für die Zurüstung
               und Bestellung geeigneter Prediger und Lehrer des Evangeliums durch Ausbildung, Prüfung, Ordination und Berufung Sorge trägt.
                3 Des weiteren wacht die Kirche über der in ihrem Bereich geschehenden Verkündigung und Lehre ständig durch den Dienst der brüderlichen
               Beratung, Mahnung und Visitation.
            

             4 Wenn dieser Dienst nicht ausreicht, einen Diener am Wort, der in seiner Verkündigung und Lehre im Widerspruch zum entscheidenden
               Inhalt der Heiligen Schrift steht, zur Wahrheit des Evangeliums zu weisen, so ist als äußerste Maßnahme ein Lehrbeanstandungsverfahren
               erforderlich.
            

             5 Für dieses Verfahren gilt die folgende Ordnung:
            

         

      

      
            Ordnung des Verfahrens

         

         
                     § 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ein Lehrbeanstandungsverfahren setzt voraus, dass Tatsachen vorliegen, welche die Annahme rechtfertigen, dass ein ordinierter
                     Diener am Wort durch seine Verkündigung und Lehre oder sonst öffentlich durch Wort und Schrift in Widerspruch zum entscheidenden
                     Inhalt der Heiligen Schrift getreten ist, wie er in den Bekenntnissen der Reformation bezeugt und in den Grundartikeln der
                     Evangelischen Kirche der Union und ihrer Gliedkirchen bekannt worden ist, und dass der ordinierte Diener am Wort trotz voraufgegangener
                     Ermahnung und Belehrung beharrlich an seiner als schriftwidrig beanstandeten Lehre festhält.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Liegen diese Voraussetzungen vor, so beschließt die Kirchenleitung, deren Dienstaufsicht der Betroffene untersteht, ein Lehrbeanstandungsverfahren
                     einzuleiten.  2 Je nachdem, ob der Betroffene im Dienst einer Kirchengemeinde, eines Kirchenkreises, einer Gliedkirche oder der Evangelischen
                     Kirche der Union steht, ist dem Gemeindekirchenrat (Presbyterium), dem Kreiskirchenrat (Kreissynodalvorstand), dem Konsistorium
                     (Landeskirchenamt, Landeskirchenrat) oder der Kirchenkanzlei vor dem Beschluss der Einleitung des Verfahrens Gelegenheit zur
                     mündlichen oder schriftlichen Stellungnahme zu geben.  3 Steht der Betroffene im Dienst einer Kirchengemeinde, so ist auch dem Kreiskirchenrat (Kreissynodalvorstand) Gelegenheit zur
                     Stellungnahme zu geben.  4 Bei den in § 33 und § 38 genannten Personen ist sinngemäß zu verfahren.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Beschluss der Kirchenleitung ist dem Betroffenen mit Begründung zuzustellen.  2 Dabei sind die Tatsachen nach Absatz 1 anzugeben.
                  

               

            

         

      

      
            A. Theologisches Lehrgespräch

         

         
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Lehrbeanstandungsverfahren beginnt mit einem theologischen Lehrgespräch.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zweck des Lehrgesprächs ist die Klärung des Sachverhalts und, soweit erforderlich, der Versuch, dem Betroffenen zu helfen,
                     dass er die Schriftwidrigkeit seiner Verkündigung und Lehre erkennt und von ihr lässt:
                  

               

               
                     § 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchenleitung beauftragt mit der Teilnahme am Lehrgespräch
                     
                        	
                           zwei ihrer theologischen Mitglieder,

                        

                        	
                           eines ihrer nichttheologischen Mitglieder,

                        

                        	
                           einen im Pfarramt stehenden Theologen, der der Kirchenleitung nicht angehört,

                        

                        	
                           ein ordentliches Mitglied einer Evangelisch-Theologischen Fakultät oder des Lehrkörpers einer Kirchlichen Hochschule oder
                              einen sonst im theologischen Lehramt stehenden Diener am Wort im Bereich der Evangelischen Kirche der Union.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Vorsitzende und sein Stellvertreter werden durch die Kirchenleitung bestimmt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Mehrheit der Beauftragten muss in der gleichen Bekenntnisbindung stehen wie der Betroffene.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Kirchenleitung kann außerdem einen Protokollführer bestellen, der sich nicht am Lehrgespräch beteiligt.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Lehrgespräch soll innerhalb von drei Monaten nach Zustellung des Beschlusses der Kirchenleitung (§ 1 Abs. 3) stattfinden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Vorsitzende setzt Ort und Zeit fest und lädt die Beteiligten ein.  2 Dabei ist der Betroffene darauf hinzuweisen, dass im Falle seines Fernbleibens das Verfahren vor der Spruchkammer eröffnet
                     werden kann.
                  

               

               
                     § 5

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Lehrgespräch ist nicht öffentlich.  2 Die Gliedkirchen können bestimmen, dass der zuständige Generalsuperintendent (Propst) und Superintendent als Zuhörer daran
                     teilnehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Es kann nur stattfinden, wenn außer dem Vorsitzenden mindestens drei weitere Mitglieder, darunter das in § 3 Absatz 1 d genannte Mitglied, anwesend sind.
                  

               

               
                     § 6

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Über den wesentlichen Inhalt des Gesprächs ist möglichst während seines Verlaufs, spätestens innerhalb einer Woche, eine Niederschrift
                     anzufertigen, die von allen Teilnehmern zu unterschreiben ist.  2 Verweigert der Betroffene die Unterschrift, so ist dies in der Niederschrift festzustellen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Dem Betroffenen ist eine Abschrift der Niederschrift zuzustellen.  2 Er kann binnen drei Wochen nach Zustellung der Niederschrift der Kirchenleitung seine Stellungnahme zu dem Lehrgespräch einreichen.
                  

               

               
                     § 7

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Nach Abschluss des Lehrgesprächs erstatten der Vorsitzende und die Beisitzer der Kirchenleitung ein Votum darüber, ob die
                     Lehrbeanstandung als behoben angesehen werden kann oder ob sie aufrechtzuerhalten ist, und welche Maßnahmen nach § 8 im letzteren Fall empfohlen werden.  2 Das Votum ist von dem Vorsitzenden und sämtlichen Beisitzern zu unterschreiben.  3 Wenn ein Mitglied eine abweichende Meinung hat, so reicht es seine Stellungnahme der Kirchenleitung ein.  4 Dies ist im Votum zu vermerken.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Vorsitzende legt der Kirchenleitung die Niederschrift und das Votum mit einem zusammenfassenden Bericht vor.
                  

               

               
                     § 8

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Nach Eingang aller Unterlagen entscheidet die Kirchenleitung, ob das Lehrbeanstandungsverfahren einzustellen oder auszusetzen
                     ist, oder ob gegen den Betroffenen ein Verfahren vor der Spruchkammer eröffnet werden soll.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wenn die Kirchenleitung gemäß Absatz 1 das Lehrbeanstandungsverfahren aussetzt, kann sie dem Betroffenen besondere theologische
                     Studien auftragen und ihn dafür erforderlichenfalls beurlauben.
                  

               

               
                     § 9

                  

                  Hat der Betroffene die Teilnahme am Lehrgespräch verweigert, ist er ohne zwingende Gründe nicht erschienen, oder lehnt er
                     es ab, sich den Maßnahmen gemäß § 8 Absatz 2 zu unterziehen, so entscheidet die Kirchenleitung darüber, ob das Verfahren vor der Spruchkammer eröffnet werden soll.
                  

               

               
                     § 10

                  

                  Hat die Kirchenleitung die Eröffnung des Verfahrens vor der Spruchkammer beschlossen, so kann sie den Betroffenen bis zur
                     Beendigung des Verfahrens unter Belassung seiner Dienstbezüge beurlauben.
                  

               

               
                     § 11

                  

                   1 Die Beschlüsse der Kirchenleitung sind dem Betroffenen mit Begründung zuzustellen.  2 Wird das Verfahren vor der Spruchkammer eröffnet, so hat der Beschluss die als schriftwidrig beanstandete Lehre zu bezeichnen.
                  

               

            

         

      

      
            B. Verfahren vor der Spruchkammer

         

         
               I. Allgemeine Bestimmungen

            

            
                     § 12

                  

                   1 In den Gliedkirchen werden durch die Provinzial-(Landes-)Synode Spruchkammern gebildet.  2 Dabei ist den in der Gliedkirche geltenden Bekenntnissen Rechnung zu tragen.  3 Erforderlichenfalls sind mehrere Spruchkammern zu bilden.  4 Das Nähere regelt das gliedkirchliche Recht.
                  

               

               
                     § 13

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Jeder Spruchkammer gehören an
                     
                        	
                           vier in einem Amt der Gliedkirche stehende ordinierte Theologen, von denen zwei in einem Gemeindepfarramt stehen sollen,

                        

                        	
                           zwei Gemeindeglieder, die die Befähigung zum Ältestenamt (Presbyteramt) besitzen,

                        

                        	
                           ein ordentliches Mitglied einer Evangelisch-Theologischen Fakultät oder des Lehrkörpers einer Kirchlichen Hochschule oder
                              ein sonst im theologischen Lehramt stehender Diener am Wort im Bereich der Evangelischen Kirche der Union.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Stellvertreter sind in der erforderlichen Anzahl zu berufen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Mitglieder jeder Spruchkammer, der Vorsitzende und sein Stellvertreter sowie die Reihenfolge der Stellvertreter und der
                     etwaigen Ersatzleute sind durch die Provinzial-(Landes-)Synode für die Dauer ihrer Amtsperiode im voraus zu bestimmen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Gliedkirchen können bestimmen, dass der Bischof (Präses) oder sein Stellvertreter den Vorsitz in der Spruchkammer führt.
                  

               

               
                     § 14

                  

                  Von der Mitwirkung in der Spruchkammer ist ausgeschlossen,
                     
                        	
                           wer am voraufgegangenen Lehrgespräch beteiligt war,

                        

                        	
                           wer Ehegatte oder Vormund des Betroffenen ist oder gewesen ist,

                        

                        	
                           wer mit dem Betroffenen in gerader Linie verwandt, verschwägert oder durch Annahme an Kindes Statt verbunden, in der Seitenlinie
                              bis zum dritten Grade verwandt oder bis zum zweiten Grade verschwägert ist, auch wenn die Ehe, durch welche die Schwägerschaft
                              begründet war, nicht mehr besteht.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 15

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Gliedkirchen, die nur eine Spruchkammer bilden, können bestimmen, dass der Betroffene das Recht hat, einzelne Mitglieder der
                     Kammer, die seiner Bekenntnisbindung nicht entsprechen, abzulehnen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Binnen zwei Wochen nach Zustellung der Mitteilung gemäß § 18 kann der Betroffene Mitglieder der Kammer wegen Besorgnis der Befangenheit ablehnen.  2 Die Ablehnung ist schriftlich zu begründen.  3 Die Kammer entscheidet darüber durch unanfechtbaren Beschluss, bei dem an Stelle der abgelehnten Mitglieder deren Stellvertreter
                     mitwirken.  4 Das gleiche gilt, wenn Mitglieder der Kammer, auch ohne von dem Betroffenen abgelehnt zu sein, sich selbst für befangen erklären.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Lehrmeinungen eines Mitgliedes, die von denen des Betroffenen abweichen, können als Ablehnungsgrund nicht geltend gemacht
                     werden.
                  

               

               
                     § 16

                  

                  Die Mitglieder der Spruchkammer führen ihr Amt in Unabhängigkeit und sind nur an die Heilige Schrift sowie an die Bekenntnisse
                     und an die Ordnungen ihrer Kirche gebunden.
                  

               

            

         

         
               II. Gang des Verfahrens

            

            
                     § 17

                  

                  Die Kirchenleitung übermittelt ihren Eröffnungsbeschluss mit den Vorgängen dem Vorsitzenden der Spruchkammer.

               

               
                     § 18

                  

                  Der Vorsitzende teilt dem Betroffenen die Besetzung der Spruchkammer unter Hinweis auf die Bestimmungen des § 15 durch Zustellung mit.
                  

               

               
                     § 19

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Vorsitzende der Spruchkammer beauftragt eins oder einige ihrer Mitglieder mit den notwendigen Ermittlungen und der Vorbereitung
                     der Verhandlung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Nach Abschluss der Ermittlungen bestellt der Vorsitzende ein Mitglied zum Berichterstatter für die mündliche Verhandlung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Vorsitzende bestellt im Benehmen mit dem Vorsitzenden der Kirchenleitung für die mündliche Verhandlung einen Protokollführer,
                     der der Spruchkammer nicht angehört.
                  

               

               
                     § 20

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Je nachdem, ob der Betroffene im Dienst einer Kirchengemeinde,  eines Kirchenkreises, einer Gliedkirche oder der Evangelischen
                     Kirche der Union steht, ist dem Gemeindekirchenrat (Presbyterium), dem Kreiskirchenrat (Kreissynodalvorstand), dem Konsistorium
                     (Landeskirchenamt, Landeskirchenrat) oder der Kirchenkanzlei Gelegenheit zur mündlichen oder schriftlichen Stellungnahme zu
                     geben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei den in § 33 und § 38 genannten Personen ist sinngemäß zu verfahren.
                  

               

               
                     § 21

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Dem Betroffenen ist Gelegenheit zu geben, mündlich oder schriftlich zum ermittelten Sachverhalt Stellung zu nehmen.  2 Der Betroffene kann Gutachten beibringen.  3 Auf Antrag ist ihm nach Eröffnung des Verfahrens vor der Spruchkammer Einsicht in die Akten des Verfahrens zu gewähren.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Betroffene kann sich während des Spruchkammerverfahrens eines Beistandes bedienen.  2 Dieser muss einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland angehören.
                  

               

               
                     § 22

                  

                  Der Vorsitzende der Kammer lädt die Beteiligten mit einer Frist von vier Wochen zur mündlichen Verhandlung ein.

               

               
                     § 23

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die mündliche Verhandlung kann nur bei Anwesenheit sämtlicher Mitglieder der Spruchkammer stattfinden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Ist der Betroffene aus zwingenden Gründen am Erscheinen verhindert, so ist ein neuer Verhandlungstermin anzuberaumen.  2 Erscheint der Betroffene ohne stichhaltige Entschuldigung nicht, so kann in seiner Abwesenheit verhandelt werden.
                  

               

               
                     § 24

                  

                   1 Die Verhandlung vor der Spruchkammer ist nicht öffentlich.  2 Die Kirchenleitung hat das Recht, eins ihrer Mitglieder als Zuhörer in die Verhandlung zu entsenden.
                  

               

               
                     § 25

                  

                  In der mündlichen Verhandlung sind die beanstandeten Lehraussagen im Rahmen der gesamten Verkündigung und Lehre des Betroffenen
                     in geistlicher Beurteilung einer umfassenden theologischen Prüfung zu unterziehen.
                  

               

               
                     § 26

                  

                   1 Über den Gang der Verhandlung ist eine Niederschrift anzufertigen, die vom Vorsitzenden und dem Protokollführer zu unterschreiben
                     ist.  2 Die Niederschrift muss den Gang der Verhandlung im Wesentlichen wiedergeben sowie die im Laufe der Verhandlung gestellten
                     Anträge und das Ergebnis der Verhandlung enthalten.
                  

               

               
                     § 27

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Aufgrund der mündlichen Verhandlung stellt die Spruchkammer fest, entweder
                     
                        	
                           dass der Betroffene in seiner Verkündigung und Lehre im Widerspruch zum entscheidenden Inhalt der Heiligen Schrift steht,
                              wie er in den Bekenntnissen der Reformation bezeugt und in den Grundartikeln der Evangelischen Kirche der Union und ihrer
                              Gliedkirchen bekannt worden ist, dass er darin beharrt und deshalb als ordinierter Diener am Wort nicht mehr tragbar ist,
                           

                        

                     

                  

                  oder
                     
                        	
                           dass dem Betroffenen nicht der Vorwurf gemacht werden kann, mit seiner Verkündigung und Lehre im Widerspruch zum entscheidenden
                              Inhalt der Heiligen Schrift zu stehen.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Eine Feststellung zu Absatz 1 a kann die Spruchkammer nur mit mindestens fünf Stimmen treffen.  2 Eine Feststellung zu Absatz 1 b kann mit einfacher Mehrheit getroffen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wird keine dieser Mehrheiten erreicht, so stellt die Spruchkammer fest, dass eine Entscheidung nicht getroffen werden konnte.
                  

               

               
                     § 28

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Feststellung der Spruchkammer gemäß § 27 Absatz 1 a oder b ist in einem Spruch niederzulegen, der schriftlich zu begründen und von den Mitgliedern der Spruchkammer zu unterschreiben
                     ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Vorsitzende stellt den Spruch nebst Begründung dem Betroffenen und der Kirchenleitung innerhalb von vier Wochen zu.  2 Der Spruch ist endgültig.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Kann die Spruchkammer eine Entscheidung nicht treffen (§ 27 Abs. 3), so teilt sie dies der Kirchenleitung unverzüglich mit.  2 In diesem Falle stellt die Kirchenleitung das Verfahren ein und macht dem Betroffenen davon Mitteilung.
                  

               

               
                     § 29

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Hat die Spruchkammer eine Feststellung gemäß § 27 Absatz 1 a getroffen, so verliert der Betroffene mit dem Tage der Zustellung des Spruches die in der Ordination begründeten Rechte und
                     scheidet aus dem Dienst der Kirche aus.  2 Die bisherigen Bezüge verbleiben dem Betroffenen bis zum Ablauf des zweiten Monats, der auf die Zustellung des Spruches folgt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Konsistorium (Landeskirchenamt, Landeskirchenrat) stellt das Ausscheiden und den Zeitpunkt fest, an dem die Rechtswirkungen
                     des Ausscheidens eingetreten sind, und teilt dies dem Betroffenen mit.
                  

               

               
                     § 34

                  

                   1 Ein Lehrbeanstandungsverfahren kann auch gegen einen ordinierten Amtsträger durchgeführt werden, der sich im Ruhe- oder Wartestand
                     befindet.  2 Die §§ 29 und 30 finden entsprechende Anwendung.
                  

               

               
                     § 35

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Tatbestand, der zu einem Lehrbeanstandungsverfahren führt, kann nicht Gegenstand eines Disziplinarverfahrens sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Liegt neben den Voraussetzungen des Lehrbeanstandungsverfahrens auch ein Tatbestand vor, der die Eröffnung eines Disziplinarverfahrens
                     rechtfertigt, so entscheidet die Kirchenleitung, ob das Lehrbeanstandungsverfahren bis zur Entscheidung des Disziplinarverfahrens
                     ausgesetzt werden soll.
                  

               

               
                     § 36

                  

                  Ein Lehrbeanstandungsverfahren ist, außer im Falle des § 27 Absatz 3, auch einzustellen,
                     
                        	
                           wenn der Betroffene aus dem Dienst der Kirche entlassen wird, ohne dass ihm die in der Ordination begründeten Rechte belassen
                              sind,
                           

                        

                        	
                           wenn der Betroffene aus dem Dienst der Kirche ausscheidet,

                        

                        	
                           wenn der Betroffene wegen Geisteskrankheit entmündigt worden ist,

                        

                        	
                           im Falle des Todes des Betroffenen.

                        

                     

                  

               

               
                     § 37

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zwei oder mehrere Gliedkirchen können aufgrund dieser Verordnung eine gemeinsame Spruchkammer bilden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Eine Gliedkirche kann auf die Bildung einer eigenen Spruchkammer verzichten und den Dienst der Spruchkammer einer anderen,
                     dazu bereiten Gliedkirche der Evangelischen Kirche der Union in Anspruch nehmen.
                  

               

               
                     § 38

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Ist die Kirchenleitung der Gliedkirche, deren Dienstaufsicht der Betroffene untersteht, nach Feststellung des Rates nicht
                     in der Lage, das Lehrbeanstandungsverfahren durchzuführen, und wohnt der Betroffene innerhalb einer anderen Gliedkirche der
                     Evangelischen Kirche der Union, so ist die Kirchenleitung der Wohnsitzgemeinde zuständig.  2 Wohnt er außerhalb des Geltungsbereichs dieser Ordnung, so bestimmt der Rat, welche Gliedkirche zuständig ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Untersteht der Betroffene nicht der Dienstaufsicht einer Gliedkirche, so ist die Kirchenleitung zuständig, in deren Bereich
                     der Betreffende seinen Dienst tut oder wohnt.  2 Absatz 1 gilt entsprechend.
                  

               

            

         

      

      
            D. Kosten- und Schlussvorschriften

         

         
                     § 39

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Durchführung des Lehrgesprächs und des Verfahrens vor der Spruchkammer werden Gebühren nicht erhoben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die der Kirche entstehenden Ausgaben werden von der Kirche getragen.  2 Sie können durch Beschluss der Spruchkammer ganz oder teilweise dem Betroffenen auferlegt werden, wenn er sie durch sein Verhalten
                     im Verfahren schuldhaft verursacht hat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Dem Betroffenen werden die zur Wahrnehmung seiner Rechte entstandenen Ausgaben  einschließlich der Kosten für die Hinzuziehung
                     eines Beistandes, soweit sie von dem Vorsitzenden der Spruchkammer als notwendig anerkannt sind, erstattet.
                  

               

               
                     § 40

                  

                  Die zur Ausführung dieses Kirchengesetzes erforderlichen Bestimmungen erlassen der Rat der Evangelischen Kirche der Union
                     und die Gliedkirchen jeweils für ihren Bereich.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Lehrordnung der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen
Kirche Deutschlands
         

      

      
         Vom 16. Juni 1956/3. Januar 1983

      

      
         (ABl. ELKTh 1992 S. 135)

      

      Generalsynode und Bischofskonferenz der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands haben die folgende:

      Erklärung zur Lehrverpflichtung und Handhabung der Lehrgewalt
und – in Ausführung von Artikel 151 der Verfassung – das nachstehende Kirchengesetz über das Verfahren bei Lehrbeanstandungen
      

      als Lehrordnung der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands beschlossen, die hiermit verkündet werden.

      Übersicht

      Erklärung zur Lehrverpflichtung und Handhabung der Lehrgewalt

      I. Die Verantwortung der Kirche für die rechte Lehre.

      II. Die Lehrnorm.

      III. Die Lehrgewalt

      IV. Die Handhabung der Lehrgewalt.

      Kirchengesetz
über das Verfahren bei Lehrbeanstandungen

      I. Abschnitt: Das Lehrverfahren gegen Amtsträger der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands.

      1. Das Lehrgespräch.

      2. Das Feststellungsverfahren.

      3. Gemeinsame Vorschriften für das Lehrgespräch und das Feststellungsverfahren.

      II. Abschnitt: Das Lehrverfahren gegen Amtsträger der Gliedkirchen.

      
            Anlage 1

         

         
            Erklärung zur Lehrverpflichtung und Handhabung der Lehrgewalt
Vom 16. Juni 1956
            

         

         
               I. Die Verantwortung der Kirche für die rechte Lehre

            

            Begründung

             1 Inhalt und Maßstab aller Lehre in der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands ist »das Evangelium von Jesus
               Christus, wie es in der Heiligen Schrift Alten und Neuen Testaments gegeben und in den Bekenntnisschriften der Evangelisch-Lutherischen Kirche, vornehmlich in der ungeänderten Augsburgischen Konfession von 1530 und im Kleinen Katechismus Martin Luthers bezeugt
               ist« (Verfassung der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands vom 8. Juli 1948, Art. 1 Abs. 1).
            

             2 Die Kirche lebt aus dem Evangelium.  3 Sie ist von Gott mit seiner Bezeugung und Weitergabe betraut.  4 Darum ist sie um des Heiles der Menschen willen vor Gott dafür verantwortlich, dass »das Evangelium rein gepredigt und die
               heiligen Sakrament lauts des Evangelii gereicht werden« (Augsb. Bek. Art. VII).
            

            Umfang

             1 Lehre bedeutet nicht nur die Lehrdarbietung im engeren Sinne, sondern umfasst die Verkündigung des Evangeliums auf jegliche
               Weise.  2 Die Verantwortung der Kirche für die rechte Lehre bezieht sich daher sowohl auf die theologische Lehrtätigkeit wie auf die
               gottesdienstliche Verkündigung, kirchliche Unterweisung, seelsorgerliche Tätigkeit und jede andere Darbietung des Evangeliums,
               in der es im geordneten kirchlichen Dienst der Gemeinde bezeugt wird.
            

            Betätigung

             1 Die Kirche betätigt ihre Verantwortung für die rechte Lehre in erster Linie positiv durch die schriftgemäße Lehrdarbietung
               selbst auf diesem Grunde und in ihrem Dienst dann aber auch regulativ-kritisch durch sorgfältiges Wachen über deren Reinheit.
            

             2 Das verpflichtet sie zur tätigen Sorge
               
                  	
                     für die rechte Zurüstung und Bestellung geeigneter Verkündiger und Lehrer des Evangeliums (Ausbildung und Prüfung, Ordination
                        und Vokation, Lehrverpflichtung) und
                     

                  

                  	
                     für die Aufrechterhaltung rechter und die Überwindung falscher Verkündigung und Lehre (Visitation, Beratung, Lehrverfahren).

                  

               

            

             3 Der Betätigung solcher Verantwortung hat alle Lehrordnung zu dienen.
            

         

         
               II. Die Lehrnorm

            

            Schrift und Bekenntnis

             1 Alle Verkündigung, Unterweisung und Sakramentsverwaltung in der Kirche ist an der Heiligen Schrift Alten und Neuen Testamentes
               auszurichten und daraufhin zu prüfen, ob sie mit der apostolischen Verkündigung des Evangeliums übereinstimmt.  2 Die Mitte und Summa der Heiligen Schrift ist in den Bekenntnisschriften der evangelisch-lutherischen Kirche bezeugt.  3 Die Bekenntnisse der Kirche sind nicht Autorität neben der Heiligen Schrift, sondern Richtweiser in ihrem zentralen Inhalt
               und Anweisung für eine dem Evangelium gemäße Lehrverkündigung.  4 Darum sind für die Beurteilung der Lehre die Heilige Schrift als norma normans und die Bekenntnisschriften der Kirche als
               norma normata in der rechten Weise aufeinander zu beziehen (F. C. Von dem summarischen Begriff usw.).
            

            Lehrverpflichtung

             1 Die Übertragung des Amtes der öffentlichen Verkündigung und Sakramentsverwaltung, wie sie in der Ordination geschieht, aber
               auch die Erteilung jedes anderen kirchlichen Auftrages zu Verkündigung, Unterweisung oder Lehre schließen die Übernahme einer
               Bindung an die Lehrnorm ein.  2 Die Übernahme dieser Lehrbindung findet ihren Ausdruck in einer förmlichen Verpflichtung.  3 Wer eine Lehrverpflichtung eingeht, muss zuvor über deren Inhalt und Bedeutung sorgfältig unterrichtet sein.
            

         

         
               III. Die Lehrgewalt

            

            Das Wort Gottes

             1 Lehrgewalt ist die Vollmacht, rechte Lehre in der Kirche festzustellen und dem Evangelium widerstreitende Lehre zu verwerfen.
                2 Diese Lehrgewalt hat letztlich das Wort Gottes selbst inne.  3 Alle Prüfung der kirchlichen Lehrverkündigung hat darum so zu geschehen, dass dadurch dem Urteil des Evangeliums Raum gegeben
               wird.  4 So bleibt das Wort Gottes Heiliger Schrift »der einig Richter, Regel und Richtschnur« (F. C. a.a.O.).
            

            Lehramt der Kirche

             1 Das Lehramt der Kirche besitzt keine eigene Lehrgewalt neben oder gar vor der Heiligen Schrift, sondern hat nur die Lehrgewalt
               des Wortes Gottes geltend zu machen.  2 In diesem abgeleiteten Sinne ist die Lehrgewalt von Gott der ganzen Kirche, Amt und Gemeinde, übertragen.  3 An ihr hat jeder, dem ein Amt in der Kirche übertragen ist, nach dem Maße seiner Berufung und seines Auftrages Anteil.  4 Weil Lehrdarbietung und Wachen über der Lehre zusammengehören, wird die Lehrgewalt in erster Linie durch solche ausgeübt,
               die zur geistlichen Aufsicht in der Kirche bestellt sind, und durch die theologischen Lehrer der Kirche.  5 Auch die Gemeinde und ihre berufenen Vertreter haben Recht und Pflicht, die ihnen dargebotene Verkündigung darauf zu prüfen,
               ob sie dem Evangelium gemäß ist.
            

         

         
               IV. Die Handhabung der Lehrgewalt

            

            Lehrdarbietung

             1 Die grundlegende und maßgebende Handhabung der Lehrgewalt ist die lautere und vollkräftige Verkündigung des Wortes Gottes.
                2 Sie erfordert vor allem die rechte Auswahl, Zurüstung und Anleitung aller derer, die im Predigtamt oder im sonstigen öffentlichen
               Dienst der Kirche stehen.
            

            Beratung und Mahnung

             1 Zur Handhabung der Lehrgewalt gehört ferner die Visitation als helfender Dienst am Amte der Verkündigung und Unterweisung.
                2 Dieser Dienst geschieht innerhalb und außerhalb der amtlichen Kirchenvisitationen in Erinnerung an die Lehrverpflichtung durch
               geistlich-brüderliche Beratung, Ermahnung und erforderlichenfalls Zurechtweisung.
            

            Lehrbeanstandung

             1 Die der Kirche auferlegte Verantwortung für das Aufrechterhalten rechter Lehre schließt ein, dass in der öffentlichen Lehrdarbietung
               bestimmte unüberschreitbare Grenzen gewahrt werden.  2 Werden diese Grenzen verletzt, so muss, wenn die Mittel der Beratung und Ermahnung nicht ausreichen, der Weg der Lehrbeanstandung
               in einem förmlichen Verfahren begangen werden.  3 Auch bei dieser äußersten Maßnahme ist im Auge zu behalten, dass alle Lehrordnung ein positives Ziel hat.
            

         

      

      
            Anlage 2

         

         
            Kirchengesetz über das Verfahren bei Lehrbeanstandungen
in der Fassung vom 3. Januar 1983
            

         

         
                     § 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ein Verfahren bei Lehrbeanstandung (Lehrverfahren) findet statt, wenn nachweisbar Tatsachen für die Annahme vorliegen, dass
                     ein ordinierter Geistlicher oder ein sonstiger Inhaber eines kirchlichen Amtes oder Auftrags öffentlich durch Wort oder Schrift
                     in der Darbietung der christlichen Lehre oder in seinem gottesdienstlichen Handeln in entscheidenden Punkten in Widerspruch
                     zum Bekenntnis der evangelisch-lutherischen Kirche tritt und daran beharrlich festhält, und wenn vorausgegangene seelsorgerliche
                     Bemühungen nicht zu einer Behebung der Anstöße geführt haben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Von einem Lehrverfahren kann bei Nichtordinierten abgesehen werden, wenn die Tätigkeit im kirchlichen Dienst auf andere Weise
                     beendet werden kann.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ein Lehrverfahren findet nicht statt oder ist einzustellen, wenn der Betroffene auf seinen Antrag hin aus dem kirchlichen
                     Dienst entlassen wird oder Kraft Gesetzes ausscheidet.
                  

               

            

         

         
               I. Abschnitt
Das Lehrverfahren gegen Amtsträger der Vereinigten
Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands
               

            

            
                  1.
Das Lehrgespräch
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Liegen die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 bei einem ordinierten Geistlichen oder sonstigen Inhaber eines kirchlichen Amtes oder Auftrages der Vereinigten Evangelisch-
                     Lutherischen Kirche Deutschlands oder einer ihrer Leitung unmittelbar unterstellten Kirche oder Gemeinde vor, beschließt die
                     Kirchenleitung im Einvernehmen mit der Bischofskonferenz, dass mit dem Betroffenen ein Lehrgespräch zu führen ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Beschluss der Kirchenleitung ist zu begründen und dem Betroffenen zuzustellen.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  Zweck des Lehrgesprächs ist die Klärung des Sachverhaltes und im Falle festgestellter Lehrabweichungen der Versuch, den Betroffenen
                     theologisch zur Einsicht in die Bekenntniswidrigkeit seiner Lehrmeinung zu führen.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Mit der Abhaltung des Lehrgesprächs beauftragt die Bischofskonferenz drei Theologen, die hierfür besonders sachkundig sind.
                      2 Einer von ihnen muss im akademischen Lehramt stehen.  3 Die Bischofskonferenz bestimmt einen der drei zum Obmann.  4 Der Betroffene kann eine Person seines Vertrauens benennen, die an dem Lehrgespräch teilnimmt; sie muss Mitglied einer Gliedkirche
                     der Evangelischen Kirche in Deutschland und zu kirchlichen Ämtern wählbar sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Obmann setzt Ort und Zeit des Lehrgesprächs fest und trifft die für seine Durchführung erforderlichen Anordnungen. Das
                     Lehrgespräch soll tunlichst innerhalb einer Frist von drei Monaten stattfinden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Lehrgespräch ist nicht öffentlich. Sein Verlauf wird in einer von allen Beteiligten zu unterschreibenden Niederschrift
                     festgehalten. Eine Abschrift erhält der Betroffene.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Nach Abschluss des Lehrgesprächs erstattet der Obmann der Kirchenleitung und der Bischofskonferenz einen schriftlichen Bericht,
                     der sich abschließend darüber auszusprechen hat, ob die Lehrbeanstandungen als bereinigt angesehen werden können oder nicht.
                      2 Der Bericht ist von sämtlichen Beauftragten zu unterzeichnen; gesonderte Stellungnahme einzelner Beauftragter ist zulässig.
                  

               

               
                     § 5

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Aufgrund des Ergebnisses des Lehrgesprächs beschließt die Kirchenleitung im Einvernehmen mit der Bischofskonferenz, ob von
                     weiteren Maßnahmen abzusehen oder ob das Feststellungsverfahren gegen den Betroffenen durchzuführen ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Hat der Betroffene die Teilnahme an dem Lehrgespräch abgelehnt, ist gleichfalls die Durchführung des Feststellungsverfahrens
                     zu beschließen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Beschlüsse zu den Absätzen 1 und 2 sind zu begründen und dem Betroffenen zuzustellen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 In dem Beschluss auf Durchführung des Feststellungsverfahrens kann eine Beurlaubung des Betroffenen bis zur Beendigung des
                     Feststellungsverfahrens angeordnet werden.  2 Bei der Beurlaubung ist gleichzeitig zu entscheiden, ob der Betroffene die von ihm bekleidete Stelle oder ihm übertragene
                     allgemeinkirchliche Aufgabe verliert, ob er seine Bezüge ganz oder teilweise verliert und ob ihm ein anderer Dienst übertragen
                     werden soll.
                  

               

            

            
                  2.
Das Feststellungsverfahren
                  

               

               
                     § 6

                  

                  Es wird ein Spruchkollegium der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands gebildet, dem die Durchführung des
                     Feststellungsverfahrens obliegt.
                  

               

               
                     § 7

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Spruchkollegium besteht aus:
                     
                        	
                           einem Mitglied der Bischofskonferenz, das den Vorsitz führt, und einem Theologen im akademischen Lehramt,

                        

                        	
                           fünf weiteren Mitgliedern, darunter zwei Theologen, die die Voraussetzungen für die Wahl eines geistlichen Mitgliedes in die
                              Generalsynode erfüllen.
                           

                        

                     

                  

                   2 Ein Mitglied nach Satz 1 Buchstabe b muss die Befähigung zum Richteramt haben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mitglieder nach Absatz 1 Satz 1 Buchstabe a werden von der Bischofskonferenz, die Mitglieder nach Absatz 1 Satz 1 Buchstabe
                     b von der Generalsynode gewählt. Die Wahlen erfolgen anlässlich der zweiten Tagung der jeweiligen Generalsynode.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Amtszeit dauert sechs Jahre. Die bisherigen Mitglieder führen die Geschäfte bis zur Bestellung der neuen Mitglieder weiter.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Für die Mitglieder nach Absatz 1 Buchstabe a wählt die Bischofskonferenz je einen Stellvertreter.  2 Für die Mitglieder nach Absatz 1 Satz 1 Buchstabe b wählt die Generalsynode unter Berücksichtigung der in Absatz 1 Satz 1
                     Buchstabe b genannten Gruppen je einen Stellvertreter.  3 Für die Stellvertreter gilt Absatz 3 entsprechend.  4 Sie erhalten nach jeder Sitzung des Spruchkollegiums das Wortprotokoll.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Ist bei Ablauf der Amtszeit des Spruchkollegiums ein Verfahren noch nicht abgeschlossen, so führen die Mitglieder des bisherigen
                     Spruchkollegiums das Verfahren als Spruchkollegium im Sinne dieses Kirchengesetzes zu Ende. § 8 findet Anwendung.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Der Vorsitzende kann zwei Ergänzungsmitglieder aus der Gruppe der Stellvertreter berufen, von denen einer Theologe nach Absatz
                     1 Satz 1 Buchstabe b sein und einer die Befähigung zum Richteramt nach Absatz 1 Satz 2 haben muss.  2 Die Ergänzungsmitglieder nehmen ohne Stimmrecht an der mündlichen Verhandlung und den Sitzungen des Spruchkollegiums teil.
                      3 Scheidet ein Mitglied aus, treten sie, entsprechend ihrer Gruppenzugehörigkeit, in das Spruchkollegium ein.  4 Scheidet der Vorsitzende aus, so entscheidet das Spruchkollegium, welcher Theologe den Vorsitz übernimmt.
                  

               

               
                     § 8

                  

                   1 Ein Mitglied des Spruchkollegiums scheidet aus, wenn eine Voraussetzung für seine Bestellung nach § 7 Abs. 1 entfällt, wenn es nach § 10 ausgeschlossen ist oder wenn es voraussichtlich für länger als sechs Monate, vornehmlich aus gesundheitlichen oder beruflichen
                     Gründen, verhindert ist.  2 Das Spruchkollegium stellt das Ausscheiden unanfechtbar fest.
                  

               

               
                     § 9

                  

                  Hat die Kirchenleitung im Einvernehmen mit der Bischofskonferenz die Durchführung des Feststellungsverfahrens beschlossen,
                     so leitet sie ihre Beschlüsse (§ 2 Abs. 2, § 5 Abs. 1, 2 und 4) mit der Niederschrift und dem Bericht über das Lehrgespräch (§ 4 Abs. 3 und 4) dem Spruchkollegium zu.
                  

               

               
                     § 10

                  

                  Von der Mitwirkung im Spruchkollegium ist ausgeschlossen:
                     
                        	
                           wer Ehegatte oder Vormund des Betroffenen ist oder gewesen ist,

                        

                        	
                           wer mit dem Betroffenen in gerader Linie verwandt oder verschwägert oder durch Annahme an Kindes Statt verbunden, in der Seitenlinie
                              bis zum dritten Grade verwandt oder bis zum zweiten Grad verschwägert ist, auch wenn die Ehe, durch welche die Schwägerschaft
                              begründet ist, nicht mehr besteht,
                           

                        

                        	
                           wer in der Sache am Lehrgespräch teilgenommen hat.

                        

                     

                  

               

               
                     § 11

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Betroffene kann die nach § 7 Abs. 1 Gewählten binnen eines Monats nach Zustellung des Beschlusses wegen Besorgnis der Befangenheit ablehnen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Ablehnung wegen Besorgnis der Befangenheit muss auf Gründe gestützt sein, die geeignet sind, Misstrauen gegen die Unparteilichkeit
                     des Abgelehnten zu rechtfertigen.  2 Der Ablehnungsgrund ist glaubhaft zu machen.  3 Eine Lehrauffassung, die von der des Betroffenen abweicht, kann nicht als solcher Grund geltend gemacht werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Über den Ablehnungsgrund entscheidet das Spruchkollegium unter Abwesenheit des Abgelehnten.  2 Bei Ablehnung aller Mitglieder entscheidet das Verfassungs- und Verwaltungsgericht.  3 Die Entscheidung über das Ablehnungsgesuch ist unanfechtbar.
                  

               

               
                     § 12

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Vorsitzende des Spruchkollegiums teilt dem Betroffenen die Namen der Mitglieder des Spruchkollegiums und der Ergänzungsmitglieder
                     mit.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Ist ein Stellvertreter nicht mehr vorhanden, so ist ein Stellvertreter für den Rest der Amtszeit des Spruchkollegiums nach
                     § 7 Abs. 4 neu zu wählen.  2 Wenn die Generalsynode nicht innerhalb der nächsten zwei Monate zusammentritt, erfolgt die Wahl durch deren Präsidium.
                  

               

               
                     § 13

                  

                   1 Der Vorsitzende des Spruchkollegiums kann eins oder einige seiner Mitglieder mit der Vorbereitung der Verhandlung beauftragen.
                      2 Nach Abschluss der Vorbereitung bestellt er ein Mitglied des Spruchkollegiums zum Berichterstatter für die von ihm anzuberaumende
                     mündliche Verhandlung.
                  

               

               
                     § 14

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Dem Betroffenen ist Gelegenheit zu geben, mündlich oder schriftlich zu jedem Sachverhalt Stellung zu nehmen, der sich aufgrund
                     der vorbereitenden Maßnahmen ergibt.  2 Akteneinsicht steht ihm zu, sobald Termin zur mündlichen Verhandlung anberaumt ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Betroffene kann einen theologischen Beistand und einen Beistand, der die Befähigung zum Richteramt hat, hinzuziehen.  2 Beistände müssen Mitglied einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland und zu kirchlichen Ämtern wählbar sein.
                  

               

               
                     § 15

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die mündliche Verhandlung kann nur in Anwesenheit aller Mitglieder des Spruchkollegiums und des Betroffenen stattfinden.  2 Ist der Betroffene verhindert, wird ein neuer Verhandlungstermin anberaumt; nimmt der Betroffene ohne hinreichenden Grund
                     an der Sitzung nicht teil, so kann in seiner Abwesenheit verhandelt werden.  3 Zur mündlichen Verhandlung wird die Kirchenleitung geladen; sie kann einen Vertreter entsenden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In der mündlichen Verhandlung sind die geltend gemachten Lehrbeanstandungen im Rahmen der gesamten Lehrdarbietung des Betroffenen
                     und gegebenenfalls seines gottesdienstlichen Handelns einer umfassenden Würdigung zu unterziehen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Verhandlung ist öffentlich.  2 Das Spruchkollegium kann auf Antrag des Betroffenen oder von sich aus die Öffentlichkeit einschränken oder ausschließen; bei
                     Ausschluss der Öffentlichkeit kann die Anwesenheit einzelner Personen zugelassen werden.  3 Die Entscheidung über Einschränkung oder Ausschluss der Öffentlichkeit ist zu begründen; sie ist unanfechtbar.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Über die mündliche Verhandlung wird ein Wortprotokoll geführt.
                  

               

               
                     § 16

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Kommt das Spruchkollegium aufgrund der mündlichen Verhandlung zu der Feststellung, dass der Betroffene öffentlich durch Wort
                     oder Schrift in der Darbietung der christlichen Lehre oder in seinem gottesdienstlichen Handeln in entscheidenden Punkten
                     in Widerspruch zum Bekenntnis der evangelisch-lutherischen Kirche getreten ist und dass er beharrlich daran festhält, so stellt
                     es dies in einem Spruch fest.  2 Dieser Beschluss bedarf der Zustimmung von mindestens fünf Mitgliedern.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wird diese Mehrheit nicht erreicht, so stellt das Spruchkollegium das Verfahren durch Beschluss ein.
                  

               

               
                     § 17

                  

                  Die Beschlüsse nach § 16 sind schriftlich zu begründen.
                  

               

               
                     § 18

                  

                  Der Vorsitzende des Spruchkollegiums stellt die Beschlüsse nach § 16 dem Betroffenen, der Kirchenleitung und der Bischofskonferenz zu.
                  

               

               
                     § 19

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Aufgrund des Beschlusses nach § 16 Abs. 1 verliert der Betroffene mit dem Tage der Zustellung des Spruches alle ihm aus der Ordination und aus seinem kirchlichen Amt
                     oder Auftrag zustehenden Rechte.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Wenn nicht besondere Umstände entgegenstehen, soll dem Betroffenen eine widerrufliche Unterhaltsbeihilfe in der Höhe der im
                     Zeitpunkt des Ausscheidens aus dem Dienst erworbenen Versorgungsbezüge gezahlt werden.  2 Die Unterhaltsbeihilfe darf zusammen mit dem Einkommen die zuletzt erhaltenen Dienstbezüge nicht übersteigen.  3 Von dem Widerruf soll nur bei Vorliegen schwerwiegender Gründe Gebrauch gemacht werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Entscheidung über die Gewährung einer Unterhaltsbeihilfe trifft die Kirchenleitung unter Berücksichtigung des Spruches
                     und der persönlichen Verhältnisse des Betroffenen.  2 Diese Entscheidung ist unanfechtbar.
                  

               

            

            
                  3.
Gemeinsame Vorschriften für das Lehrgespräch und das Feststellungsverfahren
                  

               

               
                     § 20

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Obmann des Lehrgesprächs und der Vorsitzende des Spruchkollegiums bedienen sich bei der Durchführung ihrer Aufgaben des
                     Lutherischen Kirchenamtes als Geschäftsstelle.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Gebühren werden für die Durchführung des Lehrgesprächs und des Feststellungsverfahrens nicht erhoben.  2 Die entstehenden Auslagen trägt die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands.  3 Sie können ganz oder teilweise auf Beschluss des Spruchkollegiums dem Betroffenen auferlegt werden, soweit er sie durch sein
                     Verhalten im Verfahren schuldhaft verursacht hat.  4 Ein Anspruch des Betroffenen auf Reisekosten und auf Erstattung der Kosten für Zuziehung der Beistände besteht im Falle eines
                     Beschlusses nach § 16 Abs. 1 nicht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Mitglieder des Spruchkollegiums haben Anspruch auf Reisekosten.  2 Sie erhalten eine Aufwandsentschädigung, die von der Kirchenleitung festgesetzt wird.
                  

               

               
                     § 21

                  

                  Einzelheiten des Verfahrens werden in einer Ausführungsverordnung geregelt, welche die Kirchenleitung im Einvernehmen mit
                     der Bischofskonferenz erlässt.
                  

               

            

         

         
               II. Abschnitt
Das Lehrverfahren gegen Amtsträger der Gliedkirchen
               

            

            
                     § 22

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Liegen die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 bei einem ordinierten Geistlichen oder sonstigen Inhaber eines kirchlichen Amtes oder Auftrages einer Gliedkirche der Vereinigten
                     Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands vor, so finden die Vorschriften des 1. Abschnittes mit der Maßgabe Anwendung, dass in den §§ 2, 4, 5, 9, 15 Abs. 1, §§ 18, 19 und 20 Abs. 1 an die Stelle von Kirchenleitung, Bischofskonferenz und Lutherischem Kirchenamt gliedkirchliche Organe treten.  2 Wird ein Feststellungsverfahren erforderlich, so ist das nach § 6 gebildete Spruchkollegium zuständig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sobald eine Gliedkirche die Durchführung eines Lehrgesprächs nach § 2 beschlossen hat, informiert sie die Vereinigte Kirche darüber.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Soweit Kosten vor den Organen der Gliedkirche erwachsen, werden sie von der Gliedkirche getragen.
                  

               

               
                     § 23

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Gliedkirchen treffen die zur Durchführung des Gesetzes erforderliche Regelung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Dabei können die Gliedkirchen in Ergänzung der §§ 1 und 16 des Gesetzes den Kreis der in ihrem Bereich von dem Gesetz zu erfassenden Personen abweichend regeln.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die von einer Gliedkirche getroffene Regelung bedarf der Zustimmung der Kirchenleitung der Vereinigten Kirche.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Jetzt Artikel 23.
            

         

      

   
      

      
         Kirchengesetz zur Übernahme der Ordnung
des Verfahrens bei der Beanstandung der
Lehre ordinierter Diener am Wort (Lehrbeanstandungsordnung)
der Evangelischen Kirche der Union
         

      

      
         Vom 27. Juni 1964

      

      
         (ABl. EKKPS S. 57)

      

      Die Synode der Ev. Kirche der Kirchenprovinz Sachsen hat gemäß Art. 132 Abs. 1 der Grundordnung folgendes Kirchengesetz beschlossen:

      
            Artikel I

         

         Die Ordnung des Verfahrens bei der Beanstandung der Lehre ordinierter Diener am Wort (Lehrbeanstandungsordnung) der Evangelischen
            Kirche der Union vom 27. Juni 1963 (ABl. EKD 1963 Nr. 113) wird von der Ev. Kirche der Kirchenprovinz Sachsen übernommen.
         

      

      
            Artikel II

         

         Aufgrund des § 40 der Lehrbeanstandungsordnung wird folgendes bestimmt:
         

         
                     § 1

                  

                  Am Lehrgespräch können gemäß § 5 der Lehrbeanstandungsordnung Propst und Superintendant als Zuhörer teilnehmen.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  Für das Verfahren vor der Spruchkammer wird nur eine Spruchkammer gebildet.

               

               
                     § 3

                  

                   1 Ist der Betroffene ein Diener am Wort reformierten Bekenntnissen, so tritt an die Stelle eines ordinierten Theologen und an
                     die Stelle eines Gemeindeglieds (§ 13 Abs. 1 Buchst. a und b der Lehrbeanstandungsordnung) je ein Vertreter reformierten Bekenntnissen.  2 An wessen Stelle sie treten, bestimmt die Synode.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  Die Synode beruft für jedes Mitglied der Spruchkammer zwei Stellvertreter, die gleichzeitig Ersatzleute sind.

               

               
                     § 5

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Vor Beginn ihrer Tätigkeit werden der Vorsitzende durch den Bischof, die übrigen Mitglieder durch den Vorsitzenden verpflichtet.
                      2 Sie legen folgendes Gelöbnis ab:
                  

                  „Ich gelobe vor Gott, dass ich meine Obliegenheiten als Mitglied der Spruchkammer für Lehrbeanstandungen im Gehorsam gegen
                     Gottes Wort und gemäß den Ordnungen der Kirche sorgfältig erfüllen und danach trachten werde, dass die Kirche in allen Stücken
                     wachse an dem, der das Haupt ist, Christus.“
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mitglieder, die bereits ein Gelöbnis nach Artikel 28,1; 46,2; 95,1 oder 161,6 GrO geleistet haben, werden auf ihre Bitte unter
                     Hinweis auf das früher geleistete Gelübde durch Handschlag verpflichtet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Darüber, dass das Gelöbnis abgelegt wurde oder die Verpflichtung durch Handschlag geleistet wurde, ist eine Niederschrift
                     zu fertigen.
                  

               

               
                     § 6

                  

                  Endet die Amtszeit der Spruchkammer gemäß § 13 Abs. 3 der Lehrbeanstandungsordnung während eines schwebenden Verfahrens, so bleiben die bisher mit der Sache befassten Mitglieder
                     für dieses Verfahren bis zu seinem Abschluss im Amt.
                  

               

               
                     § 7

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Auf Pfarrverwalter finden die §§ 29 bis 31 der Lehrbeanstandungsordnung keine Anwendung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Hat die Spruchkammer gegen einen Pfarrverwalter eine Feststellung gemäß § 27 Abs. 1 a getroffen, so verliert er mit dem Tage der Zustellung des Spruches die in der Ordination begründeten Rechte und die Anstellungsfähigkeit
                     als Pfarrverwalter.  2 Sofern seine anderweitige Verwendung im kirchlichen Dienst nicht möglich ist, behält er seine Anwartschaft auf zusätzliche
                     Altersversorgung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das gleiche gilt bei einem Verzicht im Sinne des § 31 der Lehrbeanstandungsordnung.
                  

               

            

         

      

      
            Artikel III

         

         
               (
               1
               )
               Artikel II dieses Kirchengesetzes tritt an dem Tage in Kraft, mit dem die Lehrbeanstandungsordnung der Ev. Kirche der Union für die
            Ev. Kirche der Kirchenprovinz Sachsen wirksam wird.
         

         
               (
               2
               )
               Wahlen für die Spruchkammer, welche die Synode vor Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes vorgenommen hat, sind rechtswirksam,
            wenn sie den Bestimmungen des Artikels II entsprechen.
         

      

      

   
      

      
         Gesetz über die Mitgliedschaft der Evangelisch-Lutherischen
Kirche in Thüringen in
der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen
Kirche Deutschlands
         

      

      
         Vom 17. März 1991 (ABl. ELKTh S. 93), in der Fassung vom 11. Juni 1991

      

      
         (ABl. ELKTh S. 94)

      

      Die Synode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen hat nach § 68 Absatz 2 Ziffer 1 der Verfassung das folgende Gesetz
         über die Mitgliedschaft der Evangelischen-Lutherischen Kirche in Thüringen in der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche
         Deutschlands mit einer zur Verfassungsänderung ausreichenden Mehrheit beschlossen:
      

      
                     § 1

                  

                  Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Thüringen wird wieder Mitglied in der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands
                     (im Folgenden genannt: Vereinigte Kirche).
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Folgende in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen geltenden Kirchengesetze der Vereinigten Kirche erhalten mit
                     dem Wirksamwerden der Mitgliedschaft die Fassung, die zu diesem Zeitpunkt in der Vereinigten Kirche gilt:
                     
                        	
                           Das Kirchengesetz über das Verfahren bei Lehrbeanstandungen in der Fassung vom 3. Juni 1983;

                        

                        	
                           Das Amtspflichtverletzungsgesetz1 in der Fassung vom 4. Januar 1989 (früher Amtszuchtgesetz) mit Ausnahme seines § 53.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        § 53 des Amtspflichtverletzungsgesetzes bleibt in der Fassung des Kirchengesetzes zur Änderung des Amtszuchtgesetzes vom 30.
                     Oktober 1979 in Kraft.
                  

               

               
                     § 3

                  

                   1 Die Inkraftsetzung weiterer Kirchengesetze, die die Vereinigte Kirche mit Wirkung für ihre Gliedkirchen erlassen hat, sowie
                     die Übernahme der Fassung des § 53 Amtspflichtverletzungsgesetz, wie er in der Vereinigten Kirche gilt, erfolgen durch Gesetz
                     der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen.  2 Dabei ist ein gemeinsamer Zeitpunkt mit der Evangelisch-Lutherischen Kirche Mecklenburgs und der Evangelisch-Lutherischen
                     Landeskirche Sachsens anzustreben.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  In den §§ 3, 92 und 94 Absatz 4 der Verfassung werden die Worte »der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirchen in der Deutschen
                     Demokratischen Republik« ersetzt durch die Worte »der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands«.
                  

               

               
                     § 5

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Dieses Gesetz tritt zu dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem die Mitgliedschaft der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen
                     in der Vereinigten Kirche wirksam wird.  2 Dieser Zeitpunkt wird durch den Landeskirchenrat im Amtsblatt der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen bekannt gemacht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gleichzeitig tritt das Kirchengesetz vom 24. Oktober 1987 über gemeinschaftliches Handeln der Evangelisch-Lutherischen Gliedkirchen
                     im Bund der Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik (Amtsblatt 1988 S. 166) außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Jetzt: Disziplinargesetz (vgl. hierzu Nr. B 190).

         

      

   
      

      
         Kirchengesetz über Mitarbeitervertretungen
in der Evangelischen Kirche in
Deutschland
(Mitarbeitervertretungsgesetz – MVG)
         

      

      Abgedruckt unter Nr. 740

      

      

   
      

      
         Kirchengesetz der  Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland zur Ausführung des Kirchengesetzes über Mitarbeitervertretungen
in der Evangelischen Kirche in Deutschland
(MVG-Ausführungsgesetz - MVG-AusfG)
         

      

      Abgedruckt unter Nr. 742

      

      

   
      

      
         Verordnung zur Einteilung der Regionen für die Bildung der Regionalkonvente und Zuständigkeit der Kammern des Kirchengerichts
            für den Bereich des Diakonischen Werkes Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland e. V.
         

      

      Abgedruckt unter Nr. 742.1

      

      

   
      

      
         Ordnung über die Geschäftsstelle und die Geschäftsverteilung der Kammern des Kirchengerichts
nach dem Mitarbeitervertretungsgesetz
der EKD-MVG.EKD und des
MVG-Ausführungsgesetzes der EKM
(GO.GeschSt-Kirchengericht MVG.EKD)
         

      

      Abgedruckt unter Nr. 742.2

      

      

   
      

      
         Verordnung
über die Entschädigung der ehrenamtlichen Mitglieder der kirchlichen Gerichte, Disziplinarkammern und Spruchkammern und über
            die Kosten des Kirchengerichts (Entschädigungsverordnung - EntschV)
         

      

      
         Vom 4. Dezember 2009 

      

      
         (ABl. 2010 S. 12)
         

      

      Aufgrund von Artikel 82 Absatz 1 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland vom 5. Juli 2008 (Kirchenverfassung EKM - KVerfEKM,
         ABl. S. 183) hat der Landeskirchenrat der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland im Einvernehmen mit dem Vorstand des Diakonischen
         Werkes Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland e. V. die folgende Verordnung erlassen:
      

      
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Verordnung regelt 
                  

                  
                     
                        	
                           die Entschädigung der ehrenamtlichen Mitglieder des Verwaltungsgerichts, der Disziplinarkammern und der Spruchkammern der
                              Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland sowie der Kammern des Kirchengerichts nach dem Mitarbeitervertretungsgesetz der
                              EKD (MVG.EKD) und des MVG-Ausführungsgesetzes der EKM (im Folgenden: kirchliche Gerichte und Kammern),
                           

                        

                        	
                           die Kostentragung für die Geschäftsstelle des Kirchengerichts nach dem Mitarbeitervertretungsgesetz, 

                        

                        	
                           sonstige Unterstützung für die Mitglieder kirchlicher Gerichte und Kammern. 

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Ehrenamtliche Mitglieder im Sinne dieser Verordnung sind Mitglieder der kirchlichen Gerichte und Kammern, die in keinem entgeltlichen
                     Dienstverhältnis zur Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland oder einer ihrer Untergliederungen stehen.  2 Im Fall der Tätigkeit in einer Kammer des Kirchengerichts, die dem Diakonischen Werk Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland
                     e. V. (im Folgenden: Diakonisches Werk) zugeordnet ist, darf auch kein entgeltliches Dienstverhältnis zum Diakonischen Werk
                     oder einer ihrer Mitgliedseinrichtungen bestehen. 
                  

               

               
                     § 2
Entschädigung 
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Vorsitzende ehrenamtliche Mitglieder erhalten für jedes erledigte Verfahren eine Entschädigung in Höhe von 200,00 Euro.  2 Die Entschädigung wird auch gezahlt, wenn
                  

                  
                     
                        	
                           in einem Verfahren ohne mündliche Verhandlung entschieden wird,

                        

                        	
                           das Verfahren durch Vergleich abgeschlossen wird, 

                        

                        	
                           der Antrag oder die Klage nach Beginn der mündlichen Verhandlung zurückgenommen oder für erledigt erklärt wird. 

                        

                     

                  

                   3 Mit der Entschädigung ist auch die Berichterstattung abgegolten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Berichterstattende ehrenamtliche Mitglieder, die nicht den Vorsitz führen, erhalten die Entschädigung gemäß Absatz 1 in Höhe
                     von 150,00 Euro.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Sonstige beisitzende ehrenamtliche Mitglieder erhalten eine Entschädigung in Höhe von 100,00 Euro, jedoch nur, sofern in einem
                     Verfahren mündlich verhandelt wird.
                  

               

               
                     § 3
Sonstige Kosten, Freistellung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Vorsitzenden und Berichterstatter der kirchlichen Gerichte und Kammern erhalten für das im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit
                     notwendige Studium von Fachzeitschriften, aktueller Rechtsprechung und Literatur eine Entschädigung in Höhe von 200,00 Euro
                     im Jahr. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Reisekosten werden nach den Vorschriften der Reisekostenverordnung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland durch die
                     jeweils zuständige Geschäftsstelle erstattet. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Mitglieder der kirchlichen Gerichte und Kammern, die nicht ehrenamtlich sind, erhalten die für die Ausübung ihres Amtes erforderliche
                     Freistellung.  2 Kosten der Freistellung werden nicht erstattet.
                  

               

               
                     § 4
Kosten des Kirchengerichts
                     

                  

                  Die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland und das Diakonische Werk tragen die Kosten für die ihnen jeweils zugeordneten
                     Kammern des Kirchengerichts nach dem Mitarbeitervertretungsgesetz und für die von ihnen jeweils dafür eingerichtete Geschäftsstelle.
                     
                  

               

               
                     § 5
Zeitlicher Geltungsbereich
                     

                  

                  § 2 dieser Verordnung findet auf alle Verfahren Anwendung, die bei ihrem Inkrafttreten noch nicht abgeschlossen waren. 
                  

               

               
                     § 6
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Diese Verordnung tritt für die Kammern des Kirchengerichts nach dem Mitarbeitervertretungsgesetz mit Wirkung vom 1. Januar
                     2010 in Kraft.  2 Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Entschädigung der Vorsitzenden der Kammern des Kirchengerichts und die Kostentragung der Geschäftsstelle des Kirchengerichts
                     nach dem Mitarbeitervertretungsgesetz der EKD-MVD.EKD und des MVG-Ausführungsgesetzes der EKM vom 4. Mai 2005 (ABl. S. 179) außer Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Im Übrigen tritt diese Verordnung mit Wirkung vom 1. Januar 2009 in Kraft.  2 Gleichzeitig wird der Beschluss des Kollegiums über die Entschädigung der Vorsitzenden der Disziplinarkammern der beiden Teilkirchen
                     und des Verwaltungsgerichts der Föderation vom 25. Oktober 2005 aufgehoben. 
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Grundordnung der Evangelischen Kirche in
Deutschland
         

      

      
         in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. November 2003
(ABl. EKKPS 2004 S. 29; ABl. EKD 2004 S. 11), zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 15. November 2017 (ABl. EKD S. 350) 
         

      

      
         Änderungen

      

      
         
            
               
               
               
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Lfd. Nr.

                  
                  	
                     Änderndes Recht

                  
                  	
                     Datum

                  
                  	
                     Fundstelle

                  
                  	
                     Paragrafen

                  
                  	
                     Art der Änderung

                  
               

            
            
               
                  	
                     1

                  
                  	
                     Kirchengesetz 

                  
                  	
                     10.11.2005

                  
                  	
                     ABl.EKD 2005 S. 549

                  
                  	
                     Art. 2 Abs. 2 Satz 2

                  
                  	
                     angefügt

                  
               

               
                  	
                  	
                  	
                  	
                  	
                     Art. 10a

                  
                  	
                     neu gefasst

                  
               

               
                  	
                  	
                  	
                  	
                  	
                     Art. 10b

                  
                  	
                     eingefügt

                  
               

               
                  	
                  	
                  	
                  	
                  	
                     Art. 17 Abs. 5

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                  	
                  	
                  	
                  	
                     Art. 21 Abs. 3

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                  	
                  	
                  	
                  	
                     Überschrift III a

                  
                  	
                     eingefügt

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Art. 21a

                  
                  	
                     eingefügt

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Art. 24 Abs. 1

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Art. 24 Abs. 2 Satz 2

                  
                  	
                     angefügt

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Art. 28 Abs. 1 Satz 3

                  
                  	
                     angefügt

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Art. 28 Abs. 2 Satz 2

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Art. 28 Abs. 3

                  
                  	
                     eingefügt

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Art. 28 Abs. 4

                  
                  	
                     neu nummeriert

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Art. 28a

                  
                  	
                     eingefügt

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Art. 31 Abs. 1

                  
                  	
                     neu gefasst

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Art. 31 Abs. 2 Nr. 1

                  
                  	
                     neu gefasst

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Art. 31 Abs. 2 Nr. 2

                  
                  	
                     Wort ersetzt

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Art. 31 Abs. 2 Nr. 3

                  
                  	
                     Wort ersetzt

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Art. 31 Abs. 2 Nr. 4

                  
                  	
                     eingefügt

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Art. 31 Abs. 2 Nr. 4 bis 8

                  
                  	
                     neu nummeriert

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Art. 31 Abs. 4 Satz 2

                  
                  	
                     angefügt

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Art. 31 Abs. 5

                  
                  	
                     angefügt

                  
               

               
                  	
                     2

                  
                  	
                     Kirchengesetz

                  
                  	
                     7. 11.2012

                  
                  	
                     ABl. EKD 2012, S. 451

                  
                  	
                     Artikel 5, Satz 1

                  
                  	
                     Wort ersetzt

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Artikel 9,

                  
                  	
                     Wort eingefügt

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Artikel 17, Abs. 3 u. 4

                  
                  	
                     Wörter eingefügt

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Artikel 18,

                  
                  	
                     Wörter eingefügt

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Artikel 22, Abs. 2

                  
                  	
                     Satz angefügt

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Artikel 24, Abs. 2

                  
                  	
                     Satz angefügt

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Artikel 24, Abs. 3

                  
                  	
                     Satz angefügt

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Artikel 24, Abs. 5

                  
                  	
                     neu gefasst

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Artikel 26, Abs. 1

                  
                  	
                     Satz eingefügt

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Artikel 26a, Abs. 2

                  
                  	
                     Neu gefasst

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Artikel 26a, Abs. 4

                  
                  	
                     Satz eingefügt

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Artikel 26a, Abs. 4

                  
                  	
                     neu nummeriert

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Artikel 26a, Abs. 4

                  
                  	
                     Wort ersetzt

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Artikel 26a, Abs. 4

                  
                  	
                     neu gefasst

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Artikel 28 Abs. 2 Satz 2

                  
                  	
                     Wort ersetzt

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Artikel 28a, Abs. 1 Satz 1

                  
                  	
                     Wörter eingefügt

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Artikel 29 Abs. 2 Satz 4

                  
                  	
                     Satz eingefügt

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Artikel 30, Abs. 2

                  
                  	
                     neu gefasst

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Artikel 31, Abs. 5

                  
                  	
                     Satz angefügt

                  
               

               
                  	
                     3

                  
                  	
                     Kirchengesetz

                  
                  	
                     12.11.2013
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                     (Vorspruch)4

                  

                   1 Grundlage der Evangelischen Kirche in Deutschland ist das Evangelium von Jesus Christus, wie es uns in der Heiligen Schrift
                     Alten und Neuen Testaments gegeben ist.  2 Indem sie diese Grundlage anerkennt, bekennt sich die Evangelische Kirche in Deutschland zu dem Einen Herrn der einen heiligen
                     allgemeinen und apostolischen Kirche.
                  

                   1 Gemeinsam mit der alten Kirche steht die Evangelische Kirche in Deutschland auf dem Boden der altkirchlichen Bekenntnisse.
                  

                   1 Für das Verständnis der Heiligen Schrift wie auch der altkirchlichen Bekenntnisse sind in den lutherischen, reformierten und
                     unierten Gliedkirchen und Gemeinden die für sie geltenden Bekenntnisse der Reformation maßgebend.
                  

               

            

         

      

      
            I.
Grundbestimmungen
            

         

         
                     Artikel 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Evangelische Kirche in Deutschland ist die Gemeinschaft ihrer lutherischen, reformierten und unierten Gliedkirchen.  2 Sie versteht sich als Teil der einen Kirche Jesu Christi.  3 Sie achtet die Bekenntnisgrundlage der Gliedkirchen und Gemeinden und setzt voraus, dass sie ihr Bekenntnis in Lehre, Leben
                     und Ordnung der Kirche wirksam werden lassen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Zwischen den Gliedkirchen besteht Kirchengemeinschaft im Sinne der Konkordie reformatorischer Kirchen in Europa (Leuenberger
                     Konkordie).  2 Die Evangelische Kirche in Deutschland fördert darum das Zusammenwachsen ihrer Gliedkirchen in der Gemeinsamkeit des christlichen
                     Zeugnisses und Dienstes gemäß dem Auftrag des Herrn Jesus Christus.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Mit ihren Gliedkirchen bejaht die Evangelische Kirche in Deutschland die von der ersten Bekenntnissynode in Barmen getroffenen
                     Entscheidungen.  2 Sie weiß sich verpflichtet, als bekennende Kirche die Erkenntnisse des Kirchenkampfes über Wesen, Auftrag und Ordnung der
                     Kirche zur Auswirkung zu bringen.  3 Sie ruft die Gliedkirchen zum Hören auf das Zeugnis der Brüder und Schwestern.  4 Sie hilft ihnen, wo es gefordert wird, zur gemeinsamen Abwehr kirchenzerstörender Irrlehre.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Durch seine Mitgliedschaft in einer Kirchengemeinde und in einer Gliedkirche gehört das Kirchenmitglied zugleich der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland an.
                  

               

               
                     Artikel 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland und ihrer Gliedkirchen muss auf der im Vorspruch und in Artikel 1 bezeichneten Grundlage ruhen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die gesamtkirchliche Rechtsetzung darf das Bekenntnis der Gliedkirchen nicht verletzen; die Rechtsetzung der Gliedkirchen
                     darf dem gesamtkirchlichen Recht nicht widersprechen.  2 Das Bekenntnis ist nicht Gegenstand der Gesetzgebung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland steht in der Ordnung der Ökumene.5

               

               
                     Artikel 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland ist um ihres Auftrages willen unabhängig in der Aufstellung ihrer Grundsätze, in der
                     Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten und in der Verleihung und Aberkennung ihrer Ämter.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Regelung ihres Verhältnisses zum Staat bleibt einem Übereinkommen vorbehalten.
                  

               

               
                     Artikel 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In der Evangelischen Kirche in Deutschland gilt für den Dienst der Verkündigung und der Sakramentsverwaltung:
                     
                        	
                           Die in einer Gliedkirche ordnungsgemäß vollzogene Taufe wird in allen Gliedkirchen anerkannt.

                        

                        	
                           Es besteht Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft.

                        

                        	
                           Die in einer Gliedkirche ordnungsgemäß vollzogene Ordination wird in allen Gliedkirchen anerkannt; Ordinierte sind in allen
                              Gliedkirchen zum Dienst der Verkündigung, zur Vornahme von Taufen und Amtshandlungen zugelassen.
                           

                        

                        	
                           Ordnungsgemäß vollzogene Amtshandlungen werden in allen Gliedkirchen anerkannt.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die gliedkirchlichen Ordnungen und Vereinbarungen zwischen den Gliedkirchen bleiben unberührt.
                  

               

               
                     Artikel 5

                  

                   1 Die Ordnung des Verhältnisses der Gliedkirchen zueinander und zur Evangelischen Kirche in Deutschland ist eine Ordnung der
                     Geschwisterlichkeit.  2 Verhandlungen und Auseinandersetzungen sowie die Geltendmachung von Rechten und Pflichten zwischen ihnen sollen in diesem
                     Geiste stattfinden.
                  

               

            

         

      

      
            II.
Aufgaben
            

         

         
                     Artikel 6

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland bemüht sich um die Festigung und Vertiefung der Gemeinschaft unter den Gliedkirchen,
                     hilft ihnen bei der Erfüllung ihres Dienstes und fördert den Austausch ihrer Kräfte und Mittel.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie wirkt dahin, dass die Gliedkirchen, soweit nicht ihr Bekenntnis entgegensteht, in den wesentlichen Fragen des kirchlichen
                     Lebens und Handelns nach übereinstimmenden Grundsätzen verfahren.
                  

               

               
                     Artikel 7

                  

                  Die Evangelische Kirche in Deutschland fördert und unterstützt Einrichtungen und Arbeiten von gesamtkirchlicher Bedeutung,
                     insbesondere die wissenschaftliche Forschung auf den Gebieten der Theologie und des Kirchenrechts, die Kirchenmusik, die kirchliche
                     Kunst und die Herausgabe kirchlichen Schrifttums.
                  

               

               
                     Artikel 8

                  

                  Die Evangelische Kirche in Deutschland kann den Gliedkirchen für ihre Arbeit Anregungen geben, insbesondere für die Ordnungen
                     der Gliedkirchen, für die Zuordnung der kirchlichen Werke innerhalb einer Gliedkirche zu deren Leitung und für die Gestaltung
                     der kirchlichen Presse.
                  

               

               
                     Artikel 9

                  

                  Die Evangelische Kirche in Deutschland kann Richtlinien aufstellen, insbesondere
                     
                        	
                           für die wissenschaftliche und praktische Ausbildung der Pfarrer und Pfarrerinnen sowie der übrigen kirchlichen Amtsträger
                              und Amtsträgerinnen;
                           

                        

                        	
                           für die Rechtsverhältnisse und für die wirtschaftliche Versorgung der Pfarrer und Pfarrerinnen sowie der übrigen kirchlichen
                              Amtsträger und Amtsträgerinnen;
                           

                        

                        	
                           für die Erhebung kirchlicher Abgaben;

                        

                        	
                           für die Verwaltung des kirchlichen Vermögens;

                        

                        	
                           für die Vereinheitlichung der kirchlichen Amtsbezeichnungen und die Benennung der kirchlichen Amtsstellen;

                        

                        	
                           für das Archiv- und Kirchenbuchwesen und für die kirchliche Statistik.

                        

                     

                  

               

               
                     Artikel 10

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland kann ihre Angelegenheiten und ihre Beziehungen zu Kirchen im Ausland durch Kirchengesetz
                     regeln, soweit hierfür wegen der Bedeutung der Sache ein Bedürfnis besteht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Einer kirchengesetzlichen Regelung bedarf es
                     
                        	
                           zur Änderung der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland und zur Änderung oder Aufhebung von Kirchengesetzen,

                        

                        	
                           soweit Staatskirchenverträge, die die Evangelische Kirche in Deutschland abschließt, Regelungsgegenstand sind,

                        

                        	
                           in den Fällen des Artikels 33 Absatz 2.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     Artikel 10a

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Evangelische Kirche in Deutschland kann Kirchengesetze für Sachgebiete, die durch Kirchengesetz der Evangelischen Kirche
                     in Deutschland für alle oder mehrere Gliedkirchen oder für einen oder mehrere gliedkirchliche Zusammenschlüsse und die ihnen
                     angehörenden Glied- oder Mitgliedskirchen einheitlich geregelt sind, mit Wirkung für die betroffenen Gliedkirchen oder gliedkirchlichen
                     Zusammenschlüsse und die ihnen angehörenden Glied- oder Mitgliedskirchen erlassen, wenn die Kirchenkonferenz durch Beschluss
                     nach Artikel 26 a Absatz 4 zustimmt.  2 Das Zustimmungserfordernis gilt nicht für Kirchengesetze nach Artikel 33 Absatz 2.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Evangelische Kirche in Deutschland kann Kirchengesetze für Sachgebiete, die noch nicht einheitlich durch Kirchengesetz
                     der Evangelischen Kirche in Deutschland geregelt sind, mit Wirkung für die Gliedkirchen oder gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
                     und die ihnen angehörenden Glied- oder Mitgliedskirchen erlassen, soweit die Gesetzgebungskompetenz bei den Gliedkirchen oder
                     den gliedkirchlichen Zusammenschlüssen liegt, und zwar
                     
                        	
                           für alle Gliedkirchen, wenn alle Gliedkirchen dem Kirchengesetz zustimmen,

                        

                        	
                           für mehrere Gliedkirchen, wenn diese dem Kirchengesetz zustimmen oder

                        

                        	
                           für gliedkirchliche Zusammenschlüsse und die ihnen angehörenden Glied- oder Mitgliedskirchen, wenn der jeweilige gliedkirchliche
                              Zusammenschluss dem Kirchengesetz zustimmt.
                           

                        

                     

                  

                   2 Die Zustimmung ist gegenüber dem Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland zu erklären.  3 Sie kann auch nach Verkündung des Kirchengesetzes binnen eines Jahres erklärt werden, wenn nichts anderes bestimmt ist.  4 Die Frist beginnt mit dem Tage der Herausgabe des Amtsblatts der Evangelischen Kirche in Deutschland, das die Verkündung nach
                     Artikel 26 a Absatz 6 enthält.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 In einem Kirchengesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland nach Absatz 2 kann den betroffenen Gliedkirchen für sich oder
                     den gliedkirchlichen Zusammenschlüssen für sich und die ihnen angehörenden Glied- oder Mitgliedskirchen die Möglichkeit eingeräumt
                     werden, jederzeit dieses Kirchengesetz in der zurzeit gültigen Fassung außer Kraft zu setzen.  2 Für Gliedkirchen, die vor der Zustimmung zu einem Kirchengesetz aufgrund mitgliedschaftlicher Bindung das Kirchengesetz eines
                     gliedkirchlichen Zusammenschlusses angewendet haben, kann bestimmt werden, dass diese das Kirchengesetz für sich nur gemeinsam
                     außer Kraft setzen können.  3 Satz 1 und 2 gelten nicht für Teile von Kirchengesetzen und nicht für Kirchengesetze nach Artikel 33 Absatz 2.  4 Das Außerkraftsetzen ist gegenüber dem Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland zu erklären.  5 Der Rat stellt durch Verordnung fest, dass und zu welchem Zeitpunkt das Kirchengesetz für die betroffene Gliedkirche oder
                     den gliedkirchlichen Zusammenschluss und die ihm angehörenden Glied- oder Mitgliedskirchen außer Kraft getreten ist.
                  

               

               
                     Artikel 10b

                  

                   1 Kirchengesetze der Evangelischen Kirche in Deutschland können eine Ermächtigung zum Erlass ausführender Regelungen vorsehen.
                      2 Inhalt, Zweck und Ausmaß der erteilten Ermächtigung müssen im jeweiligen Kirchengesetz bestimmt werden.
                  

               

               
                     Artikel 11

                  

                  Die Gliedkirchen nehmen über die Bestellung des oder der Vorsitzenden ihrer Kirchenleitung mit dem Rat der Evangelischen Kirche
                     in Deutschland Fühlung.
                  

               

               
                     Artikel 12

                  

                   1 Kirchengesetze und sonstige Ordnungen mit Gesetzeskraft legen die Gliedkirchen spätestens mit der Verkündung dem Rat der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland vor.  2 Sie sind abzuändern, wenn der Rat mitteilt, dass sie gegen gesamtkirchliche Ordnungen verstoßen.
                  

               

               
                     Artikel 13

                  

                  Alle Gliedkirchen gemeinsam oder einzelne von ihnen können der Evangelischen Kirche in Deutschland mit Zustimmung des Rates
                     einzelne Aufgaben übertragen oder die Entscheidung in Fragen überlassen, für welche die Gliedkirchen zuständig sind.
                  

               

               
                     Artikel 14

                  

                   1 Die Evangelische Kirche in Deutschland fördert die Zusammenfassung der der Kirche aufgetragenen Arbeit an den verschiedenen
                     Gruppen von Gliedern der Kirche, insbesondere an den Männern, den Frauen und der Jugend, soweit sie über den Bereich der Gliedkirchen
                     hinausgeht und gesamtkirchlicher Ordnungen oder Organe bedarf.  2 Sie regelt die kirchliche Zuordnung dieser Arbeit so, dass die Mitarbeit freier Kräfte gewährleistet ist.
                  

               

               
                     Artikel 15

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Evangelische Kirche in Deutschland und die Gliedkirchen sind gerufen, Christi Liebe in Wort und Tat zu verkündigen.  2 Diese Liebe verpflichtet alle Glieder der Kirche zum Dienst und gewinnt in besonderer Weise Gestalt im Diakonat der Kirche;
                     demgemäß sind die diakonisch-missionarischen Werke Wesens- und Lebensäußerung der Kirche.6

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Evangelische Kirche in Deutschland fördert die in ihrem Gesamtbereich arbeitenden Werke der Inneren Mission, ungeachtet
                     deren Rechtsform.  2 Ihre Verbindung mit der Kirche und den Gemeinden sowie die freie Gestaltung ihrer Arbeit werden in Vereinbarungen und entsprechenden
                     Richtlinien gesichert.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Das Hilfswerk der Evangelischen Kirche in Deutschland wird von der Evangelischen Kirche in Deutschland, den Gliedkirchen und
                     ihren Gemeinden getragen.  2 Es dient dem kirchlichen Wiederaufbau sowie der Linderung und Behebung der Notstände der Zeit.  3 Die Ordnung des Hilfswerkes bedarf eines Gesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland.
                  

               

               
                     Artikel 16

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Evangelische Kirche in Deutschland und die Gliedkirchen wissen, dass die Kirche Christi das Evangelium an die ganze Welt
                     zu bezeugen hat.  2 Im Gehorsam gegen den Sendungsauftrag ihres Herrn treiben sie das Werk der Äußeren Mission.  3 Die Evangelische Kirche in Deutschland fördert die Arbeit der Äußeren Mission in Zusammenarbeit mit der von den Missionsgesellschaften
                     bestellten Vertretung.  4 Sie kann für diese Zusammenarbeit Grundsätze aufstellen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Ebenso weiß sich die Evangelische Kirche in Deutschland zum Dienst an der evangelischen Diaspora gerufen.  2 Sie fördert die zur Erfüllung dieses Dienstes bestehenden Einrichtungen und die anderen kirchlichen Werke, soweit sie im Gesamtbereich
                     der Evangelischen Kirche in Deutschland ihren Dienst tun.  3 Sie kann ihnen unter Wahrung ihrer sachlich erforderten Selbstständigkeit für ihre Arbeit und ihre Ordnung Richtlinien geben.
                  

               

               
                     Artikel 177

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland arbeitet in der Ökumene mit.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Evangelische Kirche in Deutschland ist Mitglied im Ökumenischen Rat der Kirchen, in der Konferenz Europäischer Kirchen
                     und in der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen.  2 Sie pflegt Beziehungen mit den weltweiten christlichen Gemeinschaften, mit ökumenischen Organisationen sowie mit anderen Kirchen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland fördert den Dienst an evangelischen Christen und Christinnen deutscher Sprache oder
                     Herkunft im Ausland in partnerschaftlicher Zusammenarbeit mit deren Kirchen und Gemeinden oder nimmt diesen Dienst in Gemeinschaft
                     mit anderen Kirchen wahr.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland fördert in ihrem Bereich den Dienst der Gliedkirchen an Christen und Christinnen fremder
                     Sprache oder Herkunft in partnerschaftlicher Zusammenarbeit mit den Kirchen der Heimatländer.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse sowie die kirchlichen Werke,
                     Verbände und Einrichtungen nehmen ihre ökumenischen Aufgaben unbeschadet ihrer unmittelbaren Beziehungen und Verpflichtungen
                     in gegenseitiger Fühlungnahme wahr.  2 Gemeinsam sind sie bemüht, das Bewusstsein ökumenischer Verantwortung zu stärken.
                  

               

               
                     Artikel 188

                  

                  Die Evangelische Seelsorge in der Bundeswehr und die Evangelische Seelsorge in der Bundespolizei sind je Gemeinschaftsaufgaben
                     der Evangelischen Kirche in Deutschland und der in ihr verbundenen Gliedkirchen.
                  

               

               
                     Artikel 19

                  

                   1 Die Evangelische Kirche in Deutschland vertritt die gesamtkirchlichen Anliegen gegenüber allen Inhabern öffentlicher Gewalt.
                      2 Sie erstrebt ein einheitliches Handeln ihrer Gliedkirchen auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens.
                  

               

               
                     Artikel 20

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In Erfüllung ihrer Aufgaben kann die Evangelische Kirche in Deutschland Ansprachen und Kundgebungen ergehen lassen, die leitenden
                     Stellen der Gliedkirchen zu Besprechungen versammeln und von ihnen Auskunft oder Stellungnahme einholen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Sie kann zur Erfüllung bestimmter Aufgaben Kollekten ausschreiben, die in allen Gliedkirchen einzusammeln sind.  2 Ihre Zahl soll jährlich nicht mehr als drei betragen.  3 Die Erhebung weiterer gesamtkirchlicher Kollekten kann sie den Gliedkirchen empfehlen.
                  

               

            

         

      

      
            III.
Gliederung
            

         

         
                     Artikel 21

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland sind die bestehenden Landes- und Provinzialkirchen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Zusammenschluss, die Neubildung und die Auflösung von Gliedkirchen erfolgt im Benehmen mit der Evangelischen Kirche in
                     Deutschland.  2 Das gleiche gilt, wenn sich Gliedkirchen ohne Aufgabe ihres rechtlichen Bestandes innerhalb der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     zusammenschließen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Jede Gliedkirche steht, unbeschadet ihrer Zugehörigkeit zu einem konfessionell oder territorial bestimmten gliedkirchlichen
                     Zusammenschluss, im unmittelbaren Verhältnis zur Leitung der Evangelischen Kirche in Deutschland.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Bekenntnisverwandte kirchliche Gemeinschaften können der Evangelischen Kirche in Deutschland durch Vereinbarung angeschlossen
                     werden.  2 Die Vereinbarung bedarf der Bestätigung durch Kirchengesetz.10

               

            

         

      

      
            III.a
Gliedkirchliche Zusammenschlüsse in der Evangelischen Kirche in Deutschland
            

         

         
                     Artikel 21a

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Gliedkirchliche Zusammenschlüsse können ihren Auftrag in der Evangelischen Kirche in Deutschland wahrnehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Nähere wird durch Vertrag geregelt.
                  

               

            

         

      

      
            IV.
Organe und Amtsstellen
            

         

         
                     Artikel 22

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Organe der Evangelischen Kirche in Deutschland sind die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland, die Kirchenkonferenz,
                     der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zur Beratung der leitenden Organe sind für bestimmte Sachgebiete kirchliche Kammern aus sachverständigen kirchlichen Persönlichkeiten
                     zu bilden.  Dabei ist die Ausgewogenheit des Geschlechterverhältnisses zu beachten.
                  

               

               
                     Artikel 23

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Synode hat die Aufgabe, der Erhaltung und dem inneren Wachstum der Evangelischen Kirche in Deutschland zu dienen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie beschließt Kirchengesetze nach Maßgabe des Artikels 26 a, erlässt Kundgebungen, bespricht die Arbeit der Evangelischen Kirche in Deutschland, erörtert Fragen des kirchlichen Lebens
                     und gibt dem Rat Richtlinien. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Sie wählt in Gemeinschaft mit der Kirchenkonferenz gemäß Artikel 30 den Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland.
                  

               

               
                     Artikel 2411

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Synode besteht aus
                  

                  
                     
                        	
                            100 Mitgliedern, die von den synodalen Organen der Gliedkirchen gewählt werden, und

                        

                        	
                            20 Mitgliedern, die vom Rat berufen werden.12  
                           

                        

                     

                  

                   2 Für jeden Synodalen und jede Synodale sind 2 Stellvertreter oder Stellvertreterinnen zu bestimmen.  3 Von den gewählten und berufenen Synodalen darf nicht mehr als die Hälfte Theologen und Theologinnen sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Verteilung der zu wählenden Synodalen auf die Gliedkirchen wird durch Gesetz geregelt.  2 Jede Gliedkirche hat in der Synode mindestens zwei Sitze.  3 Bei der Wahl soll auf ein ausgewogenes Geschlechterverhältnis geachtet werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Unter den vom Rat zu berufenden Synodalen sind besonders Persönlichkeiten zu berücksichtigen, die für das Leben der Gesamtkirche
                     und für die Arbeit der kirchlichen Werke Bedeutung haben.  2 Dabei ist die Ausgewogenheit des Geschlechterverhältnisses zu beachten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Mitglieder der Synode sind an Weisungen nicht gebunden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die von den Gliedkirchen in die Kirchenkonferenz entsandten Vertreterinnen und Vertreter nehmen an den Beratungen der Synode
                     ohne Stimmrecht teil.  2 Artikel 30 Absatz 1 bleibt unberührt.
                  

               

               
                     Artikel 25

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Synode wird für 6 Jahre gebildet.  2 Ihre Amtszeit beginnt mit dem ersten Zusammentritt und endet mit dem ersten Zusammentritt der nächsten Synode, der frühestens
                     70 und spätestens 73 Monate nach Beginn der Amtszeit stattfinden soll.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Synode tritt in der Regel einmal im Jahr zu einer ordentlichen Tagung zusammen.  2 Sie ist außerdem einzuberufen, wenn der Rat oder 30 Synodale es
verlangen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Sie wird mit einem Gottesdienst eröffnet.  2 Ihrer Tagung wird im Gottesdienst aller Gemeinden fürbittend gedacht.
                  

               

               
                     Artikel 26

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Synode wählt für ihre Amtsdauer aus ihrer Mitte ein Präsidium, bestehend aus dem oder der Präses, zwei Vizepräsides und
                     den Beisitzern oder Beisitzerinnen.  2 Die Mitglieder des Präsidiums bleiben bis zur Wahl ihrer Nachfolger oder Nachfolgerinnen im Amt.  3 Der oder die Vorsitzende des Rates soll nicht gleichzeitig Präses der Synode sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Synode beschließt mit Stimmenmehrheit.  2 Sie ist beschlussfähig, wenn zwei Drittel der Synodalen anwesend sind.  3 Sie gibt sich eine Geschäftsordnung.  2 Bei der Wahl ist die Ausgewogenheit des Geschlechterverhältnisses zu beachten.  3 Die Mitglieder des Präsidiums bleiben bis zur Wahl ihrer Nachfolger oder Nachfolgerinnen im Amt.  4 Der oder die Vorsitzende des Rates soll nicht gleichzeitig Präses der Synode sein.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Erhebt der Rat gegen einen Beschluss der Synode Einwendungen, so hat die Synode über den Gegenstand in einer nicht am gleichen
                     Tage stattfindenden Sitzung erneut zu beschließen.  2 Erklären sich zwei Drittel der anwesenden Mitglieder der Synode für die Aufrechterhaltung des Beschlusses, so bleibt er bestehen.
                      3 Gegen Wahlen durch die Synode kann der Rat Einwendungen nicht erheben.
                  

               

               
                     Artikel 26a

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Entwürfe zu Kirchengesetzen werden vom Rat, von der Kirchenkonferenz oder aus der Mitte der Synode eingebracht.  2 Sie sind mit einer Begründung zu versehen.  3 Vorlagen des Rates sind der Kirchenkonferenz, Vorlagen der Kirchenkonferenz dem Rat zur Stellungnahme zuzuleiten.  4 Der Rat legt der Synode alle Vorlagen mit den Stellungnahmen vor.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kirchengesetze bedürfen vor der Beschlussfassung der Beratung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Kirchengesetze, die die Grundordnung ändern oder die Gegenstände nach Art. 10 Abs. 2 Buchstabe b betreffen, bedürfen einer Stimmenmehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder der Synode.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Kirchengesetze nach Artikel 10 Absatz 2 Buchstaben a und b sowie Artikel 10 a Absatz 1 und 2 bedürfen der Zustimmung der Kirchenkonferenz.  2 In Kirchengesetzen nach Artikel 10 Absatz 1 kann das Erfordernis der Zustimmung der Kirchenkonferenz vorgesehen werden.  3 Zustimmungsbedürftige Kirchengesetze werden nach ihrer Verabschiedung durch die Synode von dem oder der Präses unverzüglich
                     der Kirchenkonferenz zugeleitet.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Kirchengesetze, die die Grundordnung ändern, bedürfen in der Kirchenkonferenz einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen
                     Stimmenzahl.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Kirchengesetze sind im Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland zu verkünden.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Kirchengesetze nach Artikel 10 Absatz 2 und Art. 10 a Absatz 1 treten mit dem 14. Tage nach der Herausgabe des Amtsblattes in Kraft, wenn nicht jeweils etwas anderes bestimmt ist.  2 Kirchengesetze nach Art. 10 a Absatz 2 treten in Kraft, nachdem die betroffenen Gliedkirchen ihre Zustimmung erklärt haben.  3 Den Zeitpunkt, zu dem diese Kirchengesetze in Kraft treten, bestimmt der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland durch
                     Verordnung.
                  

               

               
                     Artikel 27

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Werden in der Synode gegen eine Vorlage Bedenken erhoben mit der Begründung, dass sie dem lutherischen, dem reformierten oder
                     einem unierten Bekenntnis widerspreche, und können die Bedenken durch eine Aussprache in der Synode nicht behoben werden,
                     so versammeln sich die Angehörigen des Bekenntnisses zu einem Konvent.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Zugehörigkeit der Synodalen zu einem Konvent richtet sich nach dem Bekenntnisstand der Gliedkirchen, denen sie angehören.
                      2 Unierte Gliedkirchen können bestimmen, ob die von ihnen entsandten Synodalen dem unierten oder demjenigen Konvent beitreten
                     sollen, der ihrem persönlichen Bekenntnisstand entspricht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bestätigt der Konvent die Bedenken und können sie auch bei nochmaliger Beratung in der Synode nicht behoben werden, so kann
                     die Synode in dieser Frage nicht gegen die Stellungnahme des Konvents entscheiden.
                  

               

               
                     Artikel 28

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Kirchenkonferenz hat die Aufgabe, über die Arbeit der Evangelischen Kirche in Deutschland und die gemeinsamen Anliegen
                     der Gliedkirchen zu beraten und Vorlagen oder Anregungen an die Synode und den Rat gelangen zu lassen.  2 Sie wirkt bei der Wahl des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland und bei der Gesetzgebung nach Maßgabe von Artikel 23 Absatz 3 und 26 a Absätze 1 und 4 mit.  3 Die Kirchenkonferenz kann der Synode über ihre Arbeit berichten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Kirchenkonferenz wird von den Kirchenleitungen der Gliedkirchen gebildet.  2 Jede Kirchenleitung entsendet zwei Vertreter oder Vertreterinnen, die nicht dem Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     angehören.  3 Die Verteilung der Stimmen in der Kirchenkonferenz wird durch Gesetz geregelt.  4 Die Mitglieder des Rates nehmen an den Sitzungen ohne Stimmrecht teil.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Kirchenkonferenz kann Ausschüsse bilden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Kirchenkonferenz wird von dem oder der Vorsitzenden des Rates geleitet.  2 Sie tritt auf Einladung des oder der Vorsitzenden des Rates nach Bedarf zusammen.  3 Auf Verlangen von drei Gliedkirchen muss sie einberufen werden.
                  

               

               
                     Artikel 28a

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Vertreter und Vertreterinnen der zu einem gliedkirchlichen Zusammenschluss nach Artikel 21 a gehörenden Gliedkirchen in der Kirchenkonferenz bilden einen Konvent.  2 Nicht zu einem gliedkirchlichen Zusammenschluss gehörenden Gliedkirchen kann in diesen Konventen Gaststatus eingeräumt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können die Zuständigkeit zur Erfüllung bestimmter Aufgaben an sich ziehen.  2 Dies erfolgt durch Beschluss des Konvents des jeweiligen gliedkirchlichen Zusammenschlusses in der Kirchenkonferenz mit Zustimmung
                     der zuständigen Organe des gliedkirchlichen Zusammenschlusses.  3 Der Beschluss bedarf im Konvent einer Mehrheit von drei Vierteln der in diesem Konvent vertretenen Gliedkirchen, die mindestens
                     zwei Drittel der dem Konvent zuzurechnenden Kirchenglieder vertreten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Nach Absatz 2 erworbene Zuständigkeiten gelten nur für den jeweiligen gliedkirchlichen Zusammenschluss.  2 Die Zuständigkeit der Evangelischen Kirche in Deutschland im Übrigen bleibt unberührt.
                  

               

               
                     Artikel 29

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Rat hat die Aufgabe, die Evangelische Kirche in Deutschland zu leiten und zu verwalten.  2 Soweit die Befugnisse nicht anderen Organen beigelegt sind, ist er für alle Aufgaben der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     zuständig.  3 Der Rat vertritt die Evangelische Kirche in Deutschland nach außen.  4 Er kann Kundgebungen erlassen, wenn die Synode nicht versammelt ist.  5 Er legt der Synode auf jeder ordentlichen Tagung einen Rechenschaftsbericht vor, der zu besprechen ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Gegenstände, die durch Gesetz zu ordnen sind, können ausnahmsweise durch Verordnung des Rates geregelt werden, wenn die Sache
                     keinen Aufschub duldet, die Synode nicht versammelt und ihre Einberufung nicht möglich oder der Bedeutung der Sache nicht
                     entsprechend ist.  2 Die Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland darf durch Verordnung nicht geändert werden.  3 Verordnungen sind der Synode bei ihrem nächsten Zusammentritt vorzulegen.  4 Die Synode kann eine Verordnung des Rates ändern oder aufheben.  5 Verordnungen bedürfen der Zustimmung der Kirchenkonferenz, sofern sie Gegenstände betreffen, deren gesetzliche Regelung gemäß
                     Artikel 26 a Absatz 4 der Zustimmung der Kirchenkonferenz bedürfen.  6 Artikel 26 a Absatz 6 findet Anwendung. 
                  

               

               
                     Artikel 3013

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Rat besteht aus 15 Mitgliedern.  2 14 Mitglieder werden von der Synode und der Kirchenkonferenz gemeinsam in geheimer Abstimmung mit Zweidrittelmehrheit gewählt.
                      3 Die Kirchenkonferenz kann Vorschläge machen.  4 Die Wahl findet in der zweiten Tagung der Synode statt.  5 Als weiteres Mitglied gehört der oder die Präses der Synode dem Rat an.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Bei der Wahl der Mitglieder des Rates ist die bekenntnismäßige und landschaftliche Gliederung der Evangelischen Kirche in
                     Deutschland zu berücksichtigen.  2 Die Ausgewogenheit des Geschlechterverhältnisses ist zu beachten. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der oder die Vorsitzende des Rates sowie der oder die stellvertretende Vorsitzende des Rates werden aus der Mitte der Ratsmitglieder
                     von der Synode und der Kirchenkonferenz gemeinsam in getrennten Wahlgängen mit Zweidrittelmehrheit gewählt.  2 Der Rat kann Vorschläge machen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Amtsdauer des Rates beträgt 6 Jahre.  2 Wiederwahl ist zulässig.  3 Die Mitglieder bleiben bis zur Wahl ihrer Nachfolger und Nachfolgerinnen im Amt.  4 Nach dem Ausscheiden eines Mitgliedes erfolgt Neuwahl gemäß Absatz 1 und 3.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland tritt nach Bedarf zu Sitzungen zusammen.  2 In den Sitzungen wird mit Stimmenmehrheit entschieden; bei Stimmengleichheit gibt der oder die Vorsitzende den Ausschlag.
                      3 Der Rat gibt sich eine Geschäftsordnung.14   4 Sie kann vorsehen, dass die Erledigung bestimmter Aufgaben einem engeren Ausschuss des Rates übertragen wird.
                  

               

               
                     Artikel 31

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Kirchenamt dient den Organen der Evangelischen Kirche in Deutschland sowie der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse nach
                     Artikel 21 a zur Erfüllung ihrer Aufgaben.  2 Es führt die Verwaltung und die laufenden Geschäfte nach Richtlinien oder Weisungen des Rates im Rahmen des kirchlichen Rechts
                     und der vertraglichen Regelungen gemäß Artikel 21 a.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Kirchenamt hat für die Evangelische Kirche in Deutschland insbesondere
                     
                        	
                           die Organe in der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen und für sie die Aufgaben einer Geschäftsstelle wahrzunehmen sowie
                              für die Geschäftsführung in den Kammern und Kommissionen zu sorgen,
                           

                        

                        	
                           an der ständigen Zusammenarbeit zwischen der Evangelischen Kirche in Deutschland, ihren Gliedkirchen und den gliedkirchlichen
                              Zusammenschlüssen sowie den kirchlichen Werken, Verbänden und Einrichtungen mitzuwirken,
                           

                        

                        	
                           Stellungnahmen und Auskünfte der Gliedkirchen, der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse sowie der kirchlichen Werke, Verbände
                              und Einrichtungen in Angelegenheiten von gesamtkirchlicher Bedeutung einzuholen,
                           

                        

                        	
                           durch Beratung und Information die Gliedkirchen bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu unterstützen,

                        

                        	
                           Arbeiten und Planungen der Evangelischen Kirche in Deutschland einzuleiten und Entscheidungen der Organe, insbesondere auf
                              dem Gebiet der Rechtsetzung, vorzubereiten,
                           

                        

                        	
                           die ökumenischen Verbindungen der Evangelischen Kirche in Deutschland wahrzunehmen,

                        

                        	
                           die ihm kirchengesetzlich auf dem Gebiet der Auslandsarbeit und in anderen Bereichen zugewiesenen Aufgaben zu erfüllen,

                        

                        	
                           gesamtkirchliche Anliegen gegenüber staatlichen und anderen Stellen im Rahmen von Regelungen des Rates zu bearbeiten und sie
                              zu vertreten, soweit die Vertretung nicht besonderen Bevollmächtigten übertragen ist,
                           

                        

                        	
                           die Öffentlichkeit über die Arbeit der Evangelischen Kirche in Deutschland zu unterrichten und im
Rahmen von Regelungen des Rates öffentliche Erklärungen abzugeben.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Das Kirchenamt wird von einem Kollegium unter Vorsitz eines Präsidenten oder einer Präsidentin im Rahmen des kirchlichen Rechts
                     und der vertraglichen Regelungen gemäß Artikel 21a Absatz 2 geleitet.  2 Der Rat erlässt Richtlinien für die Organisation und Geschäftsverteilung und gibt dem Kirchenamt eine Geschäftsordnung.15

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Präsident oder die Präsidentin, sowie die Vizepräsidenten und Vizepräsidentinnen des Kirchenamtes werden vom Rat im Benehmen
                     mit der Kirchenkonferenz berufen.  2 Verträge nach Artikel 21 a Absatz 2 können vorsehen, dass und wie die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse bei der Berufung zu beteiligen sind.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Bei der Auswahl der Mitglieder des Kollegiums sowie der Referenten und Referentinnen ist auf eine ausgewogene Berücksichtigung
                     der unterschiedlichen Bekenntnisbindungen zu achten.  2 Die Ausgewogenheit des Geschlechterverhältnisses ist zu beachten. 
                  

               

               
                     Artikel 3216

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Auslegung kirchlichen Rechts, das gegründet ist auf der Heiligen Schrift und den Bekenntnisschriften, erfolgt durch die
                     verfassungsmäßigen Organe der Evangelischen Kirche in Deutschland.  2 Unbeschadet der Einheit der verfassungsmäßigen Organe der Evangelischen Kirche in Deutschland haben die Kirchengerichte der
                     Evangelischen Kirche in Deutschland die Aufgabe der Streitschlichtung.  3 Die kirchliche Rechtsprechung in der Evangelischen Kirche in Deutschland ist Richtern und Richterinnen anvertraut.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kirchengerichte der Evangelischen Kirche in Deutschland sind
                     
                        	
                           der Verfassungsgerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland,

                        

                        	
                           das Kirchengericht der Evangelischen Kirche in Deutschland als Kirchengericht erster Instanz und

                        

                        	
                           der Kirchengerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland als Kirchengericht zweiter Instanz.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Durch Kirchengesetz kann die Evangelische Kirche in Deutschland für sich die Zuständigkeit von Kirchengerichten ihrer Gliedkirchen
                     und deren gliedkirchlichen Zusammenschlüsse begründen, soweit dies das Recht der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
                     zulässt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Durch Kirchengesetz kann die Evangelische Kirche in Deutschland ihren Gliedkirchen, deren gliedkirchlichen Zusammenschlüssen
                     und für kirchliche und freikirchliche Einrichtungen, Werke und Dienste im Bereich der evangelischen Kirchen die Möglichkeit
                     eröffnen, die Zuständigkeit der Kirchengerichte der Evangelischen Kirche in Deutschland zu begründen.“
                  

               

               
                     Artikel 32a

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Richter und Richterinnen des Verfassungsgerichtshofs der Evangelischen Kirche in Deutschland sowie je ein stellvertretendes
                     Mitglied werden auf gemeinsamen Vorschlag des Rates, der Kirchenkonferenz und des Präsidiums der Synode durch die Synode gewählt.
                      2 Die Richter und Richterinnen des Kirchengerichts und des Kirchengerichtshofs der Evangelischen Kirche in Deutschland werden
                     vom Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland berufen.  3 Sie sind an die Heilige Schrift und an ihr Bekenntnis sowie an das in der Kirche geltende Recht gebunden.  4 In diesem Rahmen üben sie ihr Amt unparteiisch und in richterlicher Unabhängigkeit aus.  5 Sie haben sich innerhalb und außerhalb ihres Amtes, auch bei politischer Betätigung, so zu verhalten, dass das Vertrauen in
                     ihre Unabhängigkeit nicht gefährdet wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Zu Richtern und Richterinnen der Kirchengerichte der Evangelischen Kirche in Deutschland können nur Kirchenmitglieder der
                     Evangelischen Kirche in Deutschland berufen werden, die zu kirchlichen Ämtern in einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche
                     in Deutschland wählbar sind.  2 Nicht berufen werden können die Mitglieder der verfassungsmäßigen Organe der Evangelischen Kirche in Deutschland.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Richter und Richterinnen der Kirchengerichte der Evangelischen Kirche in Deutschland können gegen ihren Willen nur auf
                     kirchengesetzlich geordnetem Wege ihres Amtes enthoben oder an der Ausübung ihres Amtes gehindert werden.
                  

               

               
                     Artikel 32b

                  

                  Der Verfassungsgerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland entscheidet über die Auslegung der Grundordnung aus Anlass
                     von Meinungsverschiedenheiten zwischen den verfassungsmäßigen Organen der Evangelischen Kirche in Deutschland oder eines anderen
                     durch Kirchengesetz Berechtigten, wenn der Antragsteller oder die Antragstellerin geltend macht, durch eine Maßnahme oder
                     Unterlassung des Antragsgegners oder der Antragsgegnerin in eigenen Rechten verletzt oder unmittelbar gefährdet zu sein.
                  

               

               
                     Artikel 32c

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Hält ein Kirchengericht ein Kirchengesetz oder eine Verordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland, auf dessen oder deren
                     Gültigkeit es bei der Entscheidung ankommt, für mit der Grundordnung nicht vereinbar, so hat es das Verfahren auszusetzen
                     und die Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes der Evangelischen Kirche in Deutschland einzuholen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes der Evangelischen Kirche in Deutschland hat Gesetzeskraft.  2 Soweit ein Kirchengesetz oder eine Verordnung mit der Grundordnung für unvereinbar und daher für nichtig erklärt wird, ist
                     die Entscheidungsformel im Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland zu veröffentlichen."
                  

               

            

         

      

      
            V.
Besondere und Übergangsbestimmungen
            

         

         
                     Artikel 33

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Einnahmen und Ausgaben der Evangelischen Kirche in Deutschland sind für ein Jahr oder mehrere Jahre auf einen Haushaltsplan
                     zu bringen.  2 Ausgaben, die durch eigene Einnahmen nicht gedeckt sind, werden auf die Gliedkirchen umgelegt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Haushaltsplan sowie die Höhe und der Verteilungsmaßstab der Umlage werden durch Gesetz festgelegt.  2 Das gleiche gilt für Anleihen und Sicherheitsleistungen, die nicht aus Mitteln des laufenden Rechnungsjahres gedeckt werden
                     können.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Über die Haushalts- und Kassenführung ist jährlich Rechnung zu legen17.  2 Die Rechnung wird von einem hierzu bestimmten Ausschuss geprüft18.  3 Aufgrund seines Berichts beschließt die Synode über die Entlastung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Nähere über das Haushalts-, Umlagen- und Kassenwesen wird durch eine Verordnung des Rates geregelt19.
                  

               

               
                     Artikel 34

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Evangelische Kirche in Deutschland wird in Rechtsangelegenheiten durch den Rat vertreten.  2 Urkunden, welche die Evangelische Kirche in Deutschland Dritten gegenüber verpflichten sollen, und Vollmachten sind von dem
                     oder der Vorsitzenden des Rates oder dem oder der stellvertretenden Vorsitzenden des Rates zu vollziehen; das Siegel ist beizudrücken.
                      3 Dadurch wird die Rechtmäßigkeit der Beschlussfassung festgestellt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Rat kann die Vertretung allgemein oder im Einzelfall auf das Kirchenamt übertragen und dabei regeln, durch wen Urkunden,
                     welche die Evangelische Kirche in Deutschland Dritten gegenüber verpflichten sollen, und Vollmachten zu vollziehen sind.
                  

               

               
                     Artikel 35

                  

                   1 Die Evangelische Kirche in Deutschland als öffentlich-rechtliche Körperschaft ist Trägerin der Rechte und Verbindlichkeiten
                     des Deutschen Evangelischen Kirchenbundes und der Deutschen Evangelischen Kirche.  2 Die Verfassung der Deutschen Evangelischen Kirche vom 11. Juli 1933 wird hiermit aufgehoben.  3 Im Übrigen bleibt das gesamtkirchliche Recht in Kraft, soweit es dieser Grundordnung nicht widerspricht.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Über den Zeitpunkt des Inkraftretens einzelner Artikel der Grundordnung siehe den EKD-Synodenbeschluss vom 10. November 2005,
               Artikel 4 (Schlussbestimmung), ABl. EKD 2005, S. 549, 551 und die Verordnung des Rates der EKD vom 9. Dezember 2006, ABl.
               EKD 2007, S. 1.
            

         

      

      2
            Gemäß Artikel 5 tritt dieses Kirchengesetz am 1. Januar 2018 in Kraft.

         

      

      3
            Die Inhaltsübersicht ist nicht Bestandteil der Grundordnung.

         

      

      4
            Benennung erfogt in Artikel 2 Absatz 1.

         

      

      5
            Siehe Verfassung des Ökumenischen Rates der Kirchen (Nr. 10.4 EKD Recht) und Satzung des Ökumenischen Rates der Kirchen (Nr.
               10.4.1 EKD Recht).
            

         

      

      6
            Siehe Kirchengesetz über das Evangelische Werk für Diakonie und Entwicklung e. V. und ihre Satzung sowie Kirchengesetz über
               die Ordnung der Missionsarbeit vom 6. November 1975 (ABl.EKD S. 719) und die Satzung).
            

         

      

      7
            Siehe  Kirchengesetz über die Mitarbeit der EKD in der Ökumene (Nr. 7.1 EKD Recht), Auslandsfürsorgeverordnung (Nr. 7.2 EKD
               Recht) sowie Verordnung über die Ruhestands- und Hinterbliebenenversorgung von Auslandspfarrern und anderen nicht beamteten
               Mitarbeitern (Nr. 7.3 EKD Recht).
            

         

      

      8
            9Siehe auch Militärseelsorgevertrag (Nr. 5.3 EKD Recht), Kirchengesetz zur Regelung der Ev. Seelsorge in der Bundeswehr (Nr.
               5.1 EKD Recht) und Bundesgrenzschutzseelsorgegesetz der EKD (Nr. 5.9 EKD Recht).
            

         

      

      9
            

         

      

      10
            Siehe Kirchengesetz betreffend die Angliederung der Ev. Brüder-Unität in Deutschland an die EKD vom 12. Januar 1949 (ABl.EKD
               1949 S. 3) und Kirchengesetz betreffend die Angliederung des Bundes ev.-ref. Kirchen Deutschlands an die EKD vom 25. Februar
               1960 (ABl.EKD 1960 S. 115), Nr. 2.1 EKD Recht und Nr. 2.2 EKD Recht.
            

         

      

      11
            Artikel 24 Abs. 1 und 2  gilt erst für die Zusammensetzung der 11. Synode der EKD ab 2009. S. zur Sitzverteilung der 10. Synode
               KG über die Verteilung der von den Gliedkirchen zu wählenden Mitglieder der Synode der EKD vom 9. November 1995, ABl.EKD 1995
               S. 582, geändert durch Kirchengesetz vom 11. November 1999 (ABl.EKD 1999 S. 478), Nr. 1.2. EKD Recht
            

         

      

      12
            Artikel 24 Absatz 1 Satz 1 gilt erstmals für die Bildung der 12. Synode der EKD; § 3 Drittes Kirchengesetz zur Änderung des
               Kirchengesetzes über die Verteilung der von den Gliedkirchen zu wählenden Mitglieder der Synode der EKD vom 12. November 2013
               (ABl. EKD S. 446). 
            

         

      

      13
            Siehe aber Kirchengesetz über die Zahl der Mitglieder des Rates der EKD vom 10. März 1966 (ABl. EKD S. 153) und § 4 KG der
               EKD zur Regelung von Fragen im Zusammenhang mit der Herstellung der Einheit der EKD (Nr. 1.1.1 EKD Recht).
            

         

      

      14
            Siehe Geschäftsordnung für den Rat der EKD vom 25. Februar 1994 (ABl. EKD S. 205), Nr. 1.7 EKD Recht.

         

      

      15
            Nr. 1.20 EKD Recht.
            

         

      

      16
            Siehe auch Kirchengerichtsgesetz der EKD (Nr. 1.9 EKD Recht).

         

      

      17
            Haushalts- und Rechnungswesen der EKD vom 1. Juni 2012, Nr. 3.1 EKD Recht.

         

      

      18
            KG über das Oberrechnungsamt der EKD vom 12. November 1993, Nr. 3.3 EKD Recht.

         

      

      19
            Haushalts- und Rechnungswesen der EKD vom 1. Juni 2012, Nr. 3.1 EKD Recht.

         

      

   
      

      
         Beschluss über die Zustimmung zum Kirchengesetz des Bundes der Evangelischen Kirchen zur Regelung von Fragen im Zusammenhang
            mit der Herstellung der Einheit der Evangelischen Kirchen in Deutschland
         

      

      
         Vom 17. Juni 1991

      

      
         (ABl. EKKPS S. 45)

      

      Die XI. Synode der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen hat auf ihrer 5. Tagung vom 22. bis 24. März 1991 in Wittenberg
         beschlossen:
      

      1. Dem Kirchengesetz des Bundes der Evangelischen Kirchen zur Regelung von Fragen im Zusammenhang mit der Herstellung der
                     Einheit der Evangelischen Kirchen in Deutschland1 wird zugestimmt. 
                  

                  2.  1 Die Synode unterstützt das Anliegen einer Vertiefung der Gemeinschaft im Sinne des § 2 des Kirchengesetzes der EKD.  2 Sie bittet die Vertreter der Kirchenprovinz Sachsen in der Synode, im Rat und der Kirchenkonferenz der EKD, sich für dieses
                     Ziel einzusetzen. 
                  

               

            

            

         

      

      

      1
            Abgedruckt unter Nr. 212.
            

         

      

   
      

      
         Gesetz über die Zustimmung zum Kirchengesetz
des Bundes der Evangelischen Kirchen
zur Regelung von Fragen im Zusammenhang
mit der Herstellung der Einheit
der Evangelischen Kirchen in Deutschland
         

      

      
         Vom 17. März 1991

      

      
         (ABl. ELKTh S. 94)

      

      Die Synode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen hat nach § 68 Absatz 2 Ziffer 1 der Verfassung das folgende Gesetz
         über die Zustimmung zum Kirchengesetz des Bundes der Evangelischen Kirchen zur Regelung von Fragen im Zusammenhang mit der
         Herstellung der Einheit der Evangelischen Kirche in Deutschland vom 24. Februar 1991 beschlossen.
      

      
                     Artikel 1

                  

                  Dem Kirchengesetz des Bundes der Evangelischen Kirchen zur Regelung von Fragen im Zusammenhang mit der Herstellung der Einheit
                     der Evangelischen Kirche in Deutschland vom 24. Februar 19911 wird zugestimmt.
                  

               

               
                     Artikel 2

                  

                  In § 3 der Verfassung werden die Worte „Gliedkirche des Bundes der Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik“
                     ersetzt durch die Worte „Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland“.
                  

               

               
                     Artikel 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dieses Kirchengesetz tritt mit dem Ablauf des auf die Verkündung im Amtsblatt folgenden Tages in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Tag, an dem das Kirchengesetz des Bundes der Evangelischen Kirchen in Kraft tritt, wird durch den Landeskirchenrat im
                     Amtsblatt bekannt gegeben.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Abgedruckt unter Nr. 212.
            

         

      

   
      

      
         Kirchengesetz
über die Mitarbeit der Evangelischen Kirche
in Deutschland in der Ökumene
(Ökumenegesetz der EKD - ÖG-EKD)
         

      

      
         Vom 6. November 1996

      

      
         (ABl. EKD S. 525),
 zuletzt geändert am 15. November 2017 (ABl. EKD S. 374) 
         

      

      

      Änderungen

      
         
            
               
               
               
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Lfd.Nr.

                  
                  	
                     Änderndes Recht

                  
                  	
                     Datum

                  
                  	
                     Fundstelle
ABl. EKD 
                     

                  
                  	
                     Paragrafen

                  
                  	
                     Art der Änderung

                  
               

            
            
               
                  	
                     1

                  
                  	
                     Kirchengesetz

                  
                  	
                     09.11.2000

                  
                  	
                     2000 S. 461

                  
                  	
                     § 9 Abs. 2  S. 7
§ 10 Abs. 2 S. 5 
§ 17 Abs. 3 S. 2 
                     

                  
                  	
                     Wort gestrichen
Wörter eingefügt
S. 2 bis 6 ersetzt
                     

                  
               

               
                  	
                     2

                  
                  	
                     Kirchengesetz

                  
                  	
                     09.11.2011

                  
                  	
                     2011 S. 339

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Kurzbezeichnung +
Abkürzung eingefügt 
bzw. geändert
                     

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 8 Nr. 7
§ 16 
§ 17 Abs. 3 
§ 18 
                     

                  
                  	
                     Wort eingefügt
Wort ersetzt
neu gefasst
Wort ersetzt
                     

                  
               

               
                  	
                     3

                  
                  	
                     Kirchengesetz

                  
                  	
                     12.11.2014

                  
                  	
                     2014 S. 3611

                  
                  	
                     § 7 Abs. 3 
§ 9 Abs. 2 S. 6
§ 10 Abs. 2 S. 4 
§ 17 Abs. 3 S. 5 
                     

                  
                  	
                     neu gefasst 
Wörter angefügt 
Wörter angefügt 
Wörter angefügt 
                     

                  
               

               
                  	
                     4

                  
                  	
                     Kirchengesetz

                  
                  	
                     8.11.2016

                  
                  	
                     2016 S. 325 2

                  
                  	
                     § 7 Abs. 3 u. 4 
§ 8 Nr. 4, Nr. 5 u. Nr. 7 
§ 10 Abs. 1 Nr. 1 u. 2 
§ 10 Abs. 2 S. 3 
§ 11 Abs. 2 
§ 12 Abs. 1 Nr. 2 u.  4 
§ 12 Abs. 2 
                     

                  
                  	
                     Wort ersetzt
Wort ersetzt 
Wort ersetzt
neu gefasst 
eingefügt 
Wort ersetzt 
Wort ersetzt
                     

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 14 Abs. 1 
§ 17 Abs. 3 
                     

                  
                  	
                     Wort ersetzt 
Wort ersetzt 
                     

                  
               

               
                  	
                     5

                  
                  	
                     Kirchengesetz

                  
                  	
                     15.11.2017

                  
                  	
                     2017 S. 3743

                  
                  	
                     § 8 Nr. 1 


                  
                  	
                     neu gefasst

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 17 Abs. 3 


                  
                  	
                     neu gefasst

                  
               

            
         

      

      

      

      

      Die Synode hat aufgrund des Artikels 10 Buchstabe a der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland4 das folgende Kirchengesetz beschlossen:
      

      Inhaltsübersicht

      
         
            
               	
                  
                     Abschnitt I Allgemeine Bestimmung

                  

               
            

            
               	§ 1
               	Grundbestimmung
            

            
               	
                  
                     Abschnitt II Aufgaben der Evangelischen Kirche in Deutschland in der Ökumene

                  

               
            

            
               	§ 2
               	Mitgliedschaft in ökumenischen Gemeinschaften
            

            
               	§ 3
               	Beziehungen zu sonstigen ökumenischen Partnern
            

            
               	§ 4
               	Kirchliche Entwicklungsarbeit
            

            
               	§ 5
               	Dienst an evangelischen Christen deutscher Sprache oder Herkunft im Ausland
            

            
               	§ 6
               	Dienst an Christen fremder Sprache oder Herkunft im Inland
            

            
               	
                  
                     Abschnitt III Entsendungen

                  

               
            

            
               	§ 7
               	Entsendungsverhältnis
            

            
               	§ 8
               	Voraussetzungen der Entsendung
            

            
               	§ 9
               	Dauer der Entsendungszeit
            

            
               	§ 10
               	Beendigung der Entsendung
            

            
               	§ 11
               	Fürsorge
            

            
               	§ 12
               	Pflichten des Pfarrers oder der Pfarrerin
            

            
               	§ 13
               	Dienstaufsicht
            

            
               	§ 14
               	Disziplinargewalt und Lehraufsicht
            

            
               	§ 15
               	Versorgung
            

            
               	§ 16
               	Dienstunfallfürsorge
            

            
               	§ 17
               	Anstellungsverhältnis
            

            
               	§ 18
               	Rechtsweg
            

            
               	
                  
                     Abschnitt IV Dienst anderer Personen

                  

               
            

            
               	§ 19
               	Vermittlung und Förderung von Auslandsvikariaten
            

            
               	§ 20
               	Beauftragung zu besonderen Diensten
            

            
               	
                  
                     Abschnitt V Übergangs- und Schlussbestimmungen

                  

               
            

            
               	§ 21
               	Übergangsbestimmungen
            

            
               	§ 22
               	Inkrafttreten
            

         
      

      

      

      
            Abschnitt I
Allgemeine Bestimmung
            

         

         
                     § 1
Grundbestimmung
                     

                  

                   1 Auf der Grundlage von Artikel 17 der Grundordnung5 nimmt die Evangelische Kirche in Deutschland als Teil der weltweiten Gemeinschaft christlicher Kirchen ihre ökumenischen
                     Aufgaben in Fühlungnahme mit ihren Gliedkirchen, deren Vereinigungen sowie den kirchlichen Werken, Verbänden und Einrichtungen
                     wahr.  2 Deren Beziehungen und Verpflichtungen bleiben unberührt.  3 Sie berücksichtigt dabei bestehende Regelungen für die Diakonie (Artikel 15 der Grundordnung)6, die Mission und die Diaspora (Artikel 16 der Grundordnung)7.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt II
Aufgaben der Evangelischen Kirche in Deutschland in der Ökumene
            

         

         
                     § 2
Mitgliedschaft in ökumenischen Gemeinschaften
                     

                  

                  Die Evangelische Kirche in Deutschland beteiligt sich an der Förderung der Einheit der christlichen Kirchen in Zeugnis und
                     Dienst, insbesondere durch ihre Mitgliedschaft im Ökumenischen Rat der Kirchen8, in der Konferenz Europäischer Kirchen9 und in der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland e.V.10

               

               
                     § 3
Beziehungen zu sonstigen ökumenischen Partnern
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Evangelische Kirche in Deutschland kann auch ohne mitgliedschaftsrechtliche Bindungen außer zu den in § 2 genannten auch zu sonstigen ökumenischen Partnern Beziehungen pflegen.  2 Ökumenische Partner im Sinne dieses Gesetzes sind
                     
                        	
                           ökumenische Gemeinschaften, insbesondere nationale oder regionale kirchliche Zusammenschlüsse,

                        

                        	
                           Kirchen und Kirchengemeinden, insbesondere evangelische Kirchen und Kirchengemeinden deutscher Sprache oder Herkunft im Ausland.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Erwachsen aus den in Absatz 1 genannten Beziehungen nicht nur vorübergehende Verpflichtungen, insbesondere personeller und
                     finanzieller Art, soll eine schriftliche Vereinbarung, für deren Abschluss der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     zuständig ist, geschlossen werden.  2 Bestehen vertragliche Beziehungen des ökumenischen Partners zu einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland,
                     so ist vor Abschluss einer Vereinbarung nach Satz 1 Einvernehmen mit der betreffenden Gliedkirche herzustellen.
                  

               

               
                     § 4
Kirchliche Entwicklungsarbeit
                     

                  

                   1 Die Evangelische Kirche in Deutschland beteiligt sich an der kirchlichen Entwicklungsarbeit.  2 Sie nimmt dabei insbesondere den Kirchlichen Entwicklungsdienst als eine gemeinsame Aufgabe der Gliedkirchen wahr, unterstützt
                     die gemeinsame Ausrichtung der Arbeit der Gliedkirchen auf diesem Gebiet und pflegt die Zusammenarbeit mit den kirchlichen
                     Hilfs- und Missionswerken.
                  

               

               
                     § 5
Dienst an evangelischen Christen deutscher Sprache oder Herkunft im Ausland
                     

                  

                   1 Die Evangelische Kirche in Deutschland fördert den Dienst an evangelischen Christen deutscher Sprache oder Herkunft im Ausland.
                      2 Dies geschieht grundsätzlich in Zusammenarbeit mit den beteiligten ökumenischen Partnern.
                  

               

               
                     § 6
Dienst an Christen fremder Sprache oder Herkunft im Inland
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland fördert den Dienst ihrer Gliedkirchen an evangelischen Christen fremder Sprache oder
                     Herkunft in Deutschland.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Evangelische Kirche in Deutschland vertritt die Belange des Dienstes an evangelischen Christen fremder Sprache oder Herkunft
                     in Grundsatzfragen gegenüber der Bundesrepublik Deutschland sowie gegenüber nationalen und internationalen Organisationen.
                      2 Sie arbeitet in internationalen kirchlichen Fachgremien mit.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Evangelische Kirche in Deutschland kann im Einvernehmen mit ihren Gliedkirchen auch Kirchen, Gemeinden oder Gemeindeverbände
                     in Deutschland von Christen fremder Sprache oder Herkunft und anderer Konfession fördern.  2 Das setzt voraus, dass die Evangelische Kirche in Deutschland mit Kirchen dieser Konfession durch die gemeinsame Mitgliedschaft
                     im Ökumenischen Rat der Kirchen11 oder in der Konferenz Europäischer Kirchen12 oder in der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland e.V.13 verbunden ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Evangelische Kirche in Deutschland nimmt bei Erfüllung ihrer Aufgaben nach den Absätzen 1 bis 3 die Beziehungen zu den
                     Kirchen der Herkunftsländer im Einvernehmen mit den beteiligten Gliedkirchen wahr.  2 Sie berücksichtigt Belange anderer Mitgliedskirchen der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland e.V.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt III
Entsendungen
            

         

         
                     § 7
Entsendungsverhältnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Evangelische Kirche in Deutschland kann Pfarrer und Pfarrerinnen oder andere Personen, die in einem öffentlich-rechtlichen
                     Dienstverhältnis einer Gliedkirche stehen, in den Dienst ökumenischer Partner entsenden und dadurch Entsendungsverhältnisse
                     begründen.  2 Sie kann auch solche Personen entsenden, die nicht in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis einer Gliedkirche stehen.
                      3 Im Fall des Satzes 2 gelten die nachfolgenden Vorschriften entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 In der Regel nimmt die Evangelische Kirche in Deutschland Entsendungen zur Förderung des Dienstes an evangelischen Christen
                     deutscher Sprache oder Herkunft im Ausland vor.  2 Entsendungen zu anderen Diensten nimmt die Evangelische Kirche in Deutschland im Einvernehmen mit den jeweils beteiligten
                     Gliedkirchen, gliedkirchlichen Vereinigungen, kirchlichen Werken, Verbänden und Einrichtungen vor.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Ein Entsendungsverhältnis wird durch den Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland oder die von ihm benannte Stelle14 begründet.  2 Es beginnt mit dem Tag der Beurlaubung durch die Gliedkirche.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Das Entsendungsverhältnis umfasst
                     
                        	
                           die Zeit der Vorbereitung auf den vorgesehenen Dienst, wenn sie nach Beginn der Beurlaubung stattfindet (Vorbereitungszeit),

                        

                        	
                           die Dauer des Anstellungsverhältnisses (Entsendungszeit).

                        

                     

                  

                   2 Es kann sich verlängern um eine unvermeidbare Zeit des Überganges zwischen dem Ende der Entsendungszeit und der Wiederaufnahme
                     des Dienstes in der beurlaubenden Gliedkirche,  höchstens jedoch um drei Monate (Übergangszeit).
                  

               

               
                     § 8
Voraussetzungen der Entsendung
                     

                  

                  Eine Entsendung durch die Evangelische Kirche in Deutschland setzt voraus, dass
                     
                        	
                           
                              
                                 	
                                    die Anforderung eines ökumenischen Partners vorliegt, außer bei Entsendungen nach § 17 Absatz 3 Satz 1, erste Alternative,
                                    

                                 

                                 	
                                    der Pfarrer oder die Pfarrerin nach Feststellung der Evangelischen Kirche in Deutschland für den vorgesehenen Dienst geeignet
                                       ist; das Kirchenamt kann die Eignung von dem Ergebnis einer ärztlichen Untersuchung abhängig machen,
                                    

                                 

                                 	
                                    der Pfarrer oder die Pfarrerin mit der Entsendung einverstanden ist,

                                 

                                 	
                                    die Gliedkirche den Pfarrer oder die Pfarrerin für den vorgesehenen Dienst beurlaubt hat und bereit ist, auch während der
                                       Zeit des Entsendungsverhältnisses Kontakt zu halten,
                                    

                                 

                                 	
                                    der Pfarrer oder die Pfarrerin die Zusage hat, dass die Gliedkirche spätestens drei Monate nach dem Ende der Entsendungszeit
                                       nach § 9 oder nach einer vorzeitigen Beendigung des Entsendungsverhältnisses nach § 10 die Beurlaubung beendet,
                                    

                                 

                                 	
                                    die bisherigen Versorgungsanwartschaften des Pfarrers oder der Pfarrerin erhalten bleiben und für die Dauer des Entsendungsverhältnisses
                                       fortgeführt werden,
                                    

                                 

                                 	
                                    die Gliedkirche die Zeit der Beurlaubung auf das Besoldungsdienstalter oder die Erfahrungszeit des Pfarrers oder der Pfarrerin
                                       anrechnet,
                                    

                                 

                                 	
                                    das Anstellungsverhältnis des Pfarrers oder der Pfarrerin zum ökumenischen Partner begründet worden ist.

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 9
Dauer der Entsendungszeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Entsendung erfolgt befristet.  2 Die Dauer der Entsendungszeit ist vor der Entsendung schriftlich festzulegen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Bei einer Entsendung in den Dienst ökumenischer Partner im Ausland beträgt die Entsendungszeit in der Regel sechs Jahre.  2 Die Evangelische Kirche in Deutschland kann die Entsendungszeit verlängern.  3 Eine Verlängerung der Entsendungszeit über neun Jahre hinaus kann nur aus wichtigem dienstlichem Grund erfolgen.  4 Die Höchstdauer der Entsendungszeit beträgt zwölf Jahre.  5 Für Verlängerungen ist das Einvernehmen aller Beteiligten erforderlich.  6 Die Entscheidung über eine Verlängerung trifft der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland oder die von ihm benannte Stelle15.  7 Die Entscheidung über eine Verlängerung von bis zu drei Monaten kann das Kirchenamt treffen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Entsendungszeit endet mit dem Ende der Laufzeit einer Vereinbarung nach § 3 Absatz 2, wenn nicht vorher eine Übergangsregelung getroffen wurde.
                  

               

               
                     § 10
Beendigung der Entsendung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Entsendungsverhältnis endet mit dem Zeitpunkt, an dem
                     
                        	
                           die Beurlaubung durch die Gliedkirche endet oder vorzeitig beendet wird,

                        

                        	
                           der Pfarrer oder die Pfarrerin aus dem Dienst der beurlaubenden Gliedkirche entlassen wird,

                        

                        	
                           der Pfarrer oder die Pfarrerin vor Ablauf der Entsendungszeit in den Ruhestand tritt, in diesen versetzt wird oder stirbt.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Das Entsendungsverhältnis kann aus wichtigem Grund vorzeitig beendet werden, insbesondere wenn ein ökumenischer Partner die
                     vorzeitige Beendigung des Anstellungsverhältnisses begehrt.  2 Den Beteiligten ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.  3 Über das Ende der Freistellung ist mit der freistellenden Gliedkirche Einvernehmen herzustellen.  4 Die Entscheidung darüber trifft der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland oder die von ihm benannte Stelle.  5 Über das Ende der Beurlaubung ist mit der beurlaubenden Gliedkirche Einvernehmen herzustellen.
                  

               

               
                     § 11
Fürsorge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Für die Dauer des Entsendungsverhältnisses ist die Evangelische Kirche in Deutschland den Pfarrern und Pfarrerinnen gegenüber
                     zur Fürsorge verpflichtet, insbesondere
                     
                        	
                           zur Beratung und Begleitung,

                        

                        	
                           zu finanziellen Leistungen,

                        

                        	
                           zur Unfallfürsorge nach Maßgabe des § 16,
                           

                        

                        	
                           zur Unterstützung bei der Beendigung des Entsendungsverhältnisses,

                        

                        	
                           zu geeigneten Maßnahmen in Krisenfällen.

                        

                     

                  

                   2 Das Nähere regelt der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland durch Rechtsverordnung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland kann durch Rechtsverordnung regeln, dass entsandte Pfarrer und Pfarrerinnen
                     einen Auslandspfarrerrat wählen können.  2 Dieser vertritt die beruflichen, wirtschaftlichen und sozialen Belange der Entsandten und die mit der Entsendung zusammenhängenden
                     Belange der mit ausgereisten Angehörigen gegenüber der Evangelischen Kirche in Deutschland.  3 Versammlungen des Auslandspfarrerrats werden für die Entsandten im Rahmen von Fortbildungskonferenzen der Evangelischen Kirche
                     in Deutschland durchgeführt. 
                  

               

               
                     § 12
Pflichten des Pfarrers oder der Pfarrerin
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Pfarrer oder die Pfarrerin hat die Pflicht
                     
                        	
                           den Dienst, zu dem er oder sie entsandt ist, wahrzunehmen,

                        

                        	
                           alle Angelegenheiten, die das Entsendungsverhältnis betreffen, unverzüglich der Evangelischen Kirche in Deutschland anzuzeigen
                              und den diesbezüglichen Schriftverkehr mit der beurlaubenden Gliedkirche über die Evangelische Kirche in Deutschland zu leiten,
                           

                        

                        	
                           an den für ihn oder sie vorgesehenen Veranstaltungen der Evangelischen Kirche in Deutschland teilzunehmen,

                        

                        	
                           nach dem Ende der Entsendungszeit unverzüglich in den Dienst der beurlaubenden Gliedkirche zurückzukehren,

                        

                        	
                           in der Übergangszeit für dienstliche Aufträge zur Verfügung zu stehen,

                        

                        	
                           sich auf Anordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland nach Ablauf der Entsendungszeit oder aus besonderem Grund während
                              der Entsendungszeit auf Dienstfähigkeit ärztlich untersuchen zu lassen.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Während der Dauer des Entsendungsverhältnisses soll der Pfarrer oder die Pfarrerin den Kontakt zur beurlaubenden Gliedkirche
                     aufrechterhalten.
                  

               

               
                     § 13
Dienstaufsicht
                     

                  

                  Vor der Entsendung legt die Evangelische Kirche in Deutschland im Einvernehmen mit dem ökumenischen Partner fest, wer die
                     Dienstaufsicht über den entsandten Pfarrer oder die entsandte Pfarrerin ausübt.
                  

               

               
                     § 14
Disziplinargewalt und Lehraufsicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Pfarrer und Pfarrerinnen bleiben während der Zeit des Entsendungsverhältnisses der Disziplinargewalt und der Lehraufsicht
                     der sie beurlaubenden Gliedkirche unterstellt, unbeschadet der aus dem Anstellungsverhältnis folgenden Rechte und Pflichten
                     des Anstellungsträgers.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland kann der Gliedkirche in Disziplinarsachen Verwaltungshilfe leisten.
                  

               

               
                     § 15
Versorgung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Für die Dauer des Entsendungsverhältnisses erstattet die Evangelische Kirche in Deutschland die Beiträge zur Sicherstellung
                     der Ruhestands- und Hinterbliebenenversorgung.  2 Ist dies nicht möglich, erstattet die Evangelische Kirche in Deutschland nach Eintritt des Versorgungsfalls den Anteil der
                     Versorgungsbezüge, der dem Anteil der Dauer des Entsendungsverhältnisses an der gesamten ruhegehaltfähigen Dienstzeit entspricht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland kann für Personen im privatrechtlichen Anstellungsverhältnis Anwartschaften bei Trägem
                     der sozialen Sicherung in Deutschland begründen oder fortführen und die erforderlichen Beiträge leisten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Versorgungsanwartschaften gegenüber der Evangelischen Kirche in Deutschland nach früheren Bestimmungen bleiben bestehen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland regelt das Nähere durch Rechtsverordnung.
                  

               

               
                     § 16
Dienstunfallfürsorge
                     

                  

                  Erleidet ein Pfarrer oder eine Pfarrerin während des Entsendungsverhältnisses einen Dienstunfall, gewährt die Evangelische
                     Kirche in Deutschland Dienstunfallfürsorge nach Maßgabe der für die Pfarrer und Pfarrerinnen der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     geltenden Vorschriften, jedoch unter Ausschluss von Unfallruhegehalt, Unterhaltsbeitrag und Unfall-Hinterbliebenenversorgung,
                     längstens jedoch bis zum Ende des Entsendungsverhältnisses.
                  

               

               
                     § 17
Anstellungsverhältnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Zwischen dem Pfarrer oder der Pfarrerin und dem ökumenischen Partner im Ausland wird für die Dauer der Entsendungszeit nach
                     § 7 Absatz 4 Nr. 2 ein Anstellungsverhältnis begründet.  2 Die Anstellungsbedingungen werden in einer schriftlichen Vereinbarung (Anstellungsvereinbarung) zwischen dem ökumenischem
                     Partner und dem Pfarrer oder der Pfarrerin im Einvernehmen mit der Evangelischen Kirche in Deutschland festgelegt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Eingeschränkte Anstellungsverhältnisse sind möglich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Ist eine Anstellung nach Absatz 1 nicht möglich oder erklärt sich der ökumenische Partner damit einverstanden, kann die Evangelische
                     Kirche in Deutschland ein Dienstverhältnis auf Zeit nach § 2 Absatz 2 Nr. 2 des Pfarrdienstgesetzes der EKD16 oder nach § 6 Absatz 1 Nr. 4 des Kirchenbeamtengesetzes der EKD17 oder ein privatrechtliches Anstellungsverhältnis begründen.  2 Ist ein solches Dienstverhältnis auf Zeit begründet worden, treten an die Stelle des Besoldungs- und Versorgungsgesetzes der
                     EKD die Bestimmungen dieses Kirchengesetzes. 3   § 8 Nr. 2 bis 7 ist sinngemäß anzuwenden.  4 Ein Dienstverhältnis auf Zeit kann im Einvernehmen mit der beurlaubenden Gliedkirche in sinngemäßer Anwendung des § 10 Absatz 2 aus wichtigem Grund vorzeitig durch Entlassung enden.  5 Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland feststellt, dass eine nachhaltige
                     Störung in der Wahrnehmung des Dienstes am Einsatzort vorliegt.  6 Einer Entlassung steht eine vorübergehende Verwendung in einem anderen, der Ausbildung entsprechenden Auftrag oder in einem
                     Amt mit mindestens demselben Endgrundgehalt im Dienstbereich der Evangelischen Kirche in Deutschland oder die von ihm benannte
                     Stelle nicht entgegen.
                  

               

               
                     § 18
Rechtsweg
                     

                  

                  Für Streitigkeiten aus dem Entsendungsverhältnis von Pfarrern und Pfarrerinnen ist der für die Pfarrer und Pfarrerinnen der
                     Evangelischen Kirche in Deutschland vorgesehene Rechtsweg eröffnet.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt IV
Dienst anderer Personen
            

         

         
                     § 19
Vermittlung und Förderung von Auslandsvikariaten
                     

                  

                  Die Evangelische Kirche in Deutschland kann Vikariate bei ökumenischen Partnern im Ausland vermitteln und fördern.

               

               
                     § 20
Beauftragung zu besonderen Diensten
                     

                  

                   1 Die Evangelische Kirche in Deutschland kann Personen mit besonderen Diensten beauftragen und dafür die Kosten übernehmen.
                      2 Sofern davon Belange einer Gliedkirche berührt sind, ist Einvernehmen herzustellen.  3 Das Nähere regelt der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland durch Rechtsverordnung.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt V
Übergangs- und Schlussbestimmungen
            

         

         
                     § 21
Übergangsbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Verträge nach Abschnitt I des Kirchengesetzes über das Verhältnis der Evangelischen Kirche in Deutschland und ihrer Gliedkirchen
                     zu evangelischen Kirchengemeinschaften und Gemeinden, Pfarrern und Gemeindegliedern deutscher Herkunft außerhalb Deutschlands
                     vom 18. März 195418 sowie andere auf Grund des genannten Kirchengesetzes bestehende Rechtsbeziehungen und Regelungen bleiben in Geltung, sofern
                     sie beim Außerkrafttreten des genannten Kirchengesetzes bestanden haben und danach nicht aufgehoben oder geändert worden sind.
                      2 Dies gilt insbesondere für die Ausführungsbestimmungen19 zum genannten Kirchengesetz.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Soweit in weitergeltenden Bestimmungen auf nach § 22 Absatz 2 aufgehobene Bestimmungen verwiesen ist, treten die Vorschriften dieses Kirchengesetzes an ihre Stelle.
                  

               

               
                     § 22
Inkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1997 in Kraft.20

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gleichzeitig tritt außer Kraft das Kirchengesetz über das Verhältnis der Evangelischen Kirche in Deutschland und ihrer Gliedkirchen
                     zu evangelischen Kirchengemeinschaften und Gemeinden, Pfarrern und Gemeindegliedern deutscher Herkunft außerhalb Deutschlands
                     vom 18. März 1954 (ABl. EKD 1954 S. 110).
                  

               

            

         

      

      

      1
            Änderung verkündet durch Artikel 6 des Kirchengesetzes zur Ausführung des Besoldungs- und Versorgungsgesetzes der EKD und
               zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften vom 12. November 2014 (ABl. EKD S. 361)
            

         

      

      2
            Änderung verkündet durch Artikel 4 des Kirchengesetzes zur Änderung dienstrechtlicher Regelungen 2016  vom 8. November 2016,
               Inkrafttreten gemäß Artikel 8 am 1. Januar 2017 (ABl. EKD S. 325).
            

         

      

      3
            Änderung verkündet durch Artikel 1 des Kirchengesetzes zur 5. Änderung des Ökumenegesetzes der EKD und zur 2. Änderung des
               Ausführungsgesetzes der EKD zum Besoldungs- und Versorgungsgesetz vom 15. November 2017 (ABl. EKD S. 374) , gemäß Artikel
               3 Inkrafttreten zum 1. Januar 2018.
            

         

      

      4
            Nr. 1.1 EKD Recht.

         

      

      5
            Nr. 1.1 EKD Recht.

         

      

      6
            Nr. 1.1 EKD Recht.

         

      

      7
            Nr. 1.1 EKD Recht.

         

      

      8
            Nr. 10.4. und Nr. 10.4.1 EKD Recht.

         

      

      9
            Nr. 10.6 EKD Recht. 

         

      

      10
            Nr. 10.5 EKD Recht.

         

      

      11
             Nr. 10.4 EKD Recht.

         

      

      12
             Nr. 10.6 EKD Recht.

         

      

      13
             Nr. 10.5 EKD Recht.

         

      

      14
            Der Rat der EKD hat in seiner Sitzung am 27. März 2015 den Präsidenten des Kirchenamtes mit Wirkung zum 1. April 2015 als
               zuständige Stelle zur Begründung von Entsendungsverhältnissen benannt. 
            

         

      

      15
            Der Rat der EKD hat in seiner Sitzung am 27. März 2015 den Präsidenten des Kirchenamtes mit Wirkung zum 1. April 2015 als
               zuständige Stelle zur Verlängerung von Entsendungsverhältnissen benannt. 
            

         

      

      16
             1 Nr. 600 EKM Recht.
            

         

      

      17
             1 Nr. 660 EKM Recht.
            

         

      

      18
            ABl. EKD 1954 S. 110;  geändert durch Gesetzesvertretende Verordnung des Rates  vom 20. Dezember 1975 (ABl. EKD 1976 S. 81).
               
            

         

      

      19
            Ausführungsbestimmungen vom 17./18. Oktober 1980, geändert durch Verordnung vom 25. März 1994 (ABl. EKD 1994 S. 239) 

         

      

      20
            Die Vorschrift betrifft das Inkrafttreten der ursprünglichen Fassung.

         

      

   
      

      
         Grundordnung der Union Evangelischer
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                     Artikel 1 
Einleitungssatz, grundlegende Bestimmung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland, deren Leitungen bisher in der Arnoldshainer Konferenz vertreten waren,
                     bilden die »Union Evangelischer Kirchen in der Evangelischen Kirche in Deutschland«.  2 Mit der Union wird der Rechtsstatus der Evangelischen Kirche der Union als Körperschaft des öffentlichen Rechts fortgesetzt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mitgliedskirchen der Union sind einig in dem Ziel, die Gemeinsamkeit in den wesentlichen Bereichen des kirchlichen Lebens
                     und Handelns zu fördern und damit die Einheit der Evangelischen Kirche in Deutschland zu stärken.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Union nimmt ihren Auftrag in eigener Verantwortung in der Evangelischen Kirche in Deutschland wahr.  2 Das Nähere wird durch Vertrag mit der Evangelischen Kirche in Deutschland geregelt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Unter den Mitgliedskirchen der Union besteht Übereinstimmung im Verständnis des Evangeliums und in der Verwaltung von Taufe
                     und Abendmahl, wie sie nach reformatorischer Einsicht für die wahre Einheit der Kirche notwendig ist und ausreicht.  2 Als Gemeinschaft von Kirchen ist die Union Kirche.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Union steht in Kirchengemeinschaft mit allen Kirchen, die der Konkordie reformatorischer Kirchen in Europa vom 16. März
                     1973 (Leuenberger Konkordie) zugestimmt haben.
                  

               

               
                     Artikel 2 
Die Union und die Mitgliedskirchen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Union ist ein Zusammenschluss im Sinne von Artikel 21a der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland.  2 Weitere Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland können auf Antrag durch Beschluss der Vollkonferenz als Mitgliedskirchen
                     aufgenommen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mitgliedskirchen über für ihren Bereich die Leitung und die Gesetzgebung im Rahmen der Grundordnung der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland und im Rahmen dieser Grundordnung selbstständig aus.
                  

               

               
                     Artikel 3 
Aufgaben und ihre Wahrnehmung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Union hat insbesondere folgende Aufgaben wahrzunehmen:
                     
                        	
                           grundlegende theologische Gespräche und Arbeiten zu den gemeinsamen Bekenntnissen und zu Fragen der Vereinigung von Kirchen
                              anzuregen und voranzutreiben,
                           

                        

                        	
                           Fragen des Gottesdienstes, der Liturgik, der Ordination, des Verständnisses von Gemeinde, Dienst und Amt sowie des kirchlichen
                              Lebens zu erörtern und Gestaltungsvorschläge zu entwickeln,
                           

                        

                        	
                           die Gemeinschaft innerhalb der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gemeinschaft Evangelischer Kirchen in Europa und der
                              weltweiten Ökumene zu fördern,
                           

                        

                        	
                           rechtliche Regelungen zu entwerfen, Kirchengesetze zu beschließen und sich darum zu bemühen, dass diese möglichst gleich lautend
                              in den Mitgliedskirchen umgesetzt werden.  2 Vor der Einleitung von Rechtssetzungsverfahren wird die Union jeweils prüfen, ob eine gesamtkirchliche Regelung durch die
                              Evangelische Kirche in Deutschland angezeigt ist.
                           

                        

                        	
                           Aus- und Fortbildung für theologische und nichttheologische kirchliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu planen und durchzuführen,

                        

                        	
                           Begegnungstagungen zu veranstalten, Gemeindepartnerschaften zu vermitteln und ökumenische Begegnungen zu koordinieren,

                        

                        	
                           durch einen geregelten Besuchsdienst die Gemeinschaft untereinander zu fördern.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Soweit Aufgaben von der Evangelischen Kirche in Deutschland für alle Gliedkirchen wahrgenommen werden, entfällt eine eigenständige
                     Aufgabenerfüllung der Union.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Union wird regelmäßig prüfen, ob der Grad der Zusammenarbeit zwischen der Evangelischen Kirche in Deutschland und der
                     Union eine Aufgabenübertragung an die Evangelische Kirche in Deutschland möglich macht.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Union kann die Zuständigkeit zur Erfüllung bestimmter Aufgaben, die von der Evangelischen Kirche in Deutschland wahrgenommen
                     werden, gemäß der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland an sich ziehen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Aufgaben der Union werden durch die Vollkonferenz, das Präsidium, die Ausschüsse und das Kirchenamt der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland wahrgenommen.  2 Einzelheiten werden durch Vertrag mit der Evangelischen Kirche in Deutschland und durch die Geschäftsordnung der Union sowie
                     durch  die  Geschäftsordnung  des  Kirchenamtes  der  Evangelischen  Kirche  in  Deutschland geregelt.
                  

               

               
                     Artikel 4 
Vollkonferenz 
                     

                  

                   1 Die Vollkonferenz ist berufen, die in dieser Grundordnung bezeugte Gemeinschaft zu verwirklichen und lebendig zu erhalten.
                      2 Sie trägt die Verantwortung dafür, dass die Union die ihr übertragenen Aufgaben erfüllt.  3 Sie gibt dem Präsidium und, soweit Angelegenheiten der Union betroffen sind, dem Kirchenamt der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     Richtlinien und beschließt über die Angelegenheiten, die im Rahmen dieser Grundordnung ihrer Zuständig keit unterliegen.
                  

               

               
                     Artikel 5 
Aufgaben der Vollkonferenz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Vollkonferenz hat alle Entscheidungen, insbesondere solche von grundlegender Bedeutung, zu treffen, es sei denn, dass
                     in dieser Grundordnung etwas anderes bestimmt wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Einzelnen hat die Vollkonferenz insbesondere folgende Aufgaben:
                     
                        	
                           Kirchengesetze und andere rechtliche Regelungen, die in den Mitgliedskirchen gelten oder umgesetzt werden sollen, zu beschließen

                        

                        	
                           die Zustimmung zu kirchengesetzlichen Regelungen durch die Evangelische Kirche in Deutschland gemäß der Grundordnung der Evangelischen
                              Kirche in Deutschland durch Beschluss zu erklären, soweit die Gesetzgebungskompetenz bei der Union liegt
                           

                        

                        	
                           die Vorsitzende oder den Vorsitzenden der Vollkonferenz sowie zwei Stellvertreterinnen oder Stellvertreter aus ihrer Mitte
                              zu wählen
                           

                        

                        	
                           die Vorsitzenden der Ausschüsse zu wählen

                        

                        	
                           über die Höhe und den Verteilungsmaßstab der durch die Mitgliedskirchen zu erbringenden Umlagen zu entscheiden

                        

                        	
                           die Rechnungsprüfung zu bestellen und die notwendigen Entlastungen zu beschließen.

                        

                     

                  

               

               
                     Artikel 6 
Gesetzgebung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Vollkonferenz beschließt diejenigen Kirchengesetze, welche die Union selbst betreffen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Vollkonferenz kann Kirchengesetze mit Wirkung für die Mitgliedskirchen erlassen, soweit die Gesetzgebungskompetenz bei
                     ihnen liegt, und zwar
                     
                        	
                           für alle Mitgliedskirchen, wenn alle Mitgliedskirchen, oder

                        

                        	
                           für mehrere Mitgliedskirchen, wenn diese dem Erlass eines Kirchengesetzes durch die Union zustimmen.  2 Die Zustimmung ist gegenüber dem Präsidium zu erklären; sie kann auch nach Verkündung des Gesetzes erklärt werden.  3 Das Zustimmungserfordernis gilt nicht für Änderungsgesetze.  4 Kirchengesetze nach Satz 1 können nur mit Wirkung für alle betroffenen Mitgliedskirchen geändert werden.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Mitgliedskirchen sollen sich gegenseitig über die Vorbereitung von Kirchengesetzen und gesetzesvertretenden Verordnungen
                     informieren, damit geprüft werden kann, ob ein gemeinsames Handeln geboten ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Gemeinsamkeit in der Gesetzgebung soll insbesondere erstrebt werden für
                     
                        	
                           die Ordnungen der Gottesdienste und Amtshandlungen,

                        

                        	
                           die Vorbildung und Anstellungsfähigkeit sowie die dienstrechtlichen Verhältnisse der kirchlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,

                        

                        	
                           das Verfahren bei Beanstandung der Lehre,

                        

                        	
                           die kirchliche Gerichtsbarkeit.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die betroffenen Mitgliedskirchen können die von der Union beschlossenen Kirchengesetze jederzeit für sich außer Kraft setzen.
                      2 Das Außerkraftsetzen ist gegenüber dem Präsidium zu erklären.  3 Das Präsidium stellt durch Beschluss fest, dass und zu welchem Zeitpunkt das Kirchengesetz für die betroffene Mitgliedskirche
                     außer Kraft getreten ist.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Kirchengesetze bedürfen keiner mehrfachen Beratung und Beschlussfassung.  2 Enthalten sie eine Änderung dieser Grundordnung, so bedürfen sie in der Schlussabstimmung einer Mehrheit von zwei Dritteln
                     der anwesenden Mitglieder der Vollkonferenz.  3 Die Kirchengesetze sind vom Präsidium im Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland zu verkünden.
                  

               

               
                     Artikel 7 
Zusammensetzung der Vollkonferenz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Amtsdauer der Vollkonferenz beträgt sechs Jahre.  2 Beginn und Ende ihrer Amtszeit entsprechen der Amtszeit der Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Mitglieder der Vollkonferenz sind die Synodalen aus den Mitgliedskirchen in der Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland,
                     die einer Mitgliedskirche angehörenden Mitglieder des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland, die Vertreterinnen und
                     Vertreter der Mitgliedskirchen in der Kirchenkonferenz der Evangelischen Kirche in Deutschland sowie die Vorsitzenden der
                     ständigen Ausschüsse.  2 Die Mitgliedskirchen können eine Stellvertretung vorsehen.  3 Mitgliedskirchen, die zugleich Mitglied in einem anderen gliedkirchlichen Zusammenschluss sind, entsenden ihre Vertreter zu
                     von der Mitgliedskirche festgelegten Anteilen entweder in die Vollkonferenz oder in das synodale Gremium des anderen gliedkirchlichen
                     Zusammenschlusses.  4 Das Präsidium kann im Einzelfall eine andere Entscheidung über die Mitgliedschaft in der Vollkonferenz treffen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Leiterin oder der Leiter des Amtsbereiches der UEK im Kirchenamt der Evangelischen Kirche in  Deutschland  nimmt an  den
                     Beratungen  ohne Stimmrecht teil.
                  

               

               
                     Artikel 8 
Tagungen der Vollkonferenz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Tagungen der Vollkonferenz finden in der Regel einmal jährlich in Verbindung mit der Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     statt.  2 Die Vollkonferenz ist zu einer außerordentlichen Tagung einzuladen, wenn mindestens drei Mitgliedskirchen es verlangen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Vollkonferenz ist beschlussfähig bei Anwesenheit von mehr als der Hälfte ihres ordentlichen Mitgliederbestandes.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Bei Abstimmungen entscheidet, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, die einfache Mehrheit der anwesenden Mitglieder.  2 Enthaltungen zählen nicht mit.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Mitglieder der Vollkonferenz sind nicht an Weisungen gebunden.
                  

               

               
                     Artikel 9 
Präsidium
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Präsidium ist für alle Aufgaben zuständig und verantwortlich, die nicht der Vollkonferenz vorbehalten sind.  2 Es tagt in der Regel im Zusammenhang mit der Kirchenkonferenz der Evangelischen Kirche in Deutschland.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Es hat insbesondere folgende Aufgaben:
                     
                        	
                           die Sitzungen der Vollkonferenz vorzubereiten und zu leiten und für die Ausführung der Beschlüsse zu sorgen,

                        

                        	
                           jährlich der Vollkonferenz Bericht über seine Arbeit zu erstatten,

                        

                        	
                           die Erklärungen gemäß Artikel 6 Absätze 2 und 5 entgegenzunehmen.
                           

                        

                     

                  

                   2 Es kann einen Finanzbeirat berufen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die oder der Vorsitzende der Vollkonferenz führt die Fachaufsicht über die Leiterin oder den Leiter des Amtsbereiches der
                     UEK im Kirchenamt der Evangelischen Kirche in Deutschland.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Ist die Einberufung der Vollkonferenz nicht möglich oder rechtfertigt der Gegenstand die Einberufung nicht, so kann das Präsidium
                     Angelegenheiten, die einen Beschluss der Vollkonferenz erfordern, aber keinen Aufschub dulden, durch Einzelmaßnahmen oder
                     gesetzesvertretende Verordnung regeln.  2 Artikel 6 Absätze 2 und 5 findet entsprechende Anwendung.  3 Gesetzesvertretende Verordnungen sind der Vollkonferenz bei ihrer nächsten Sitzung zur Bestätigung vorzulegen; wird die Bestätigung
                     versagt, so sind sie vom Präsidium durch gesetzesvertretende Verordnung außer Kraft zu setzen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Artikel 8 Absätze 2 und 3 findet entsprechende Anwendung.  2 Weitere Einzelheiten seiner Arbeitsweise kann das Präsidium in einer Geschäftsordnung regeln.
                  

               

               
                     Artikel 10 
Zusammensetzung des Präsidiums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Dem Präsidium gehören an:
                     
                        	
                           die oder der Vorsitzende der Vollkonferenz sowie die beiden Stellvertreterinnen oder Stellvertreter (Vorstand), die auch im
                              Präsidium den Vorsitz führen,
                           

                        

                        	
                           je eine von denjenigen Mitgliedskirchen entsandte Person, die nicht bereits im Vorstand gemäß Nummer 1 vertreten sind,

                        

                        	
                           Die oder der Vorsitzende der Vollkonferenz führt die Fachaufsicht über die Leiterin oder den Leiter des Amtsbereiches der
                              UEK im Kirchenamt der Evangelischen Kirche in Deutschland.
                           

                        

                     

                  

                   2 Die Mitglieder des Präsidiums zu Nummer 1 werden in der jeweils ersten Sitzung der Vollkonferenz für deren Amtszeit gewählt
                     und bleiben bis zur Wahl ihrer Nachfolgerinnen oder Nachfolger im Amt.  3 Die Mitglieder des Präsidiums zu Nummer 2 werden für die gleiche Dauer von ihren Mitgliedskirchen entsandt.  4 Die Zahl der Theologinnen oder Theologen im Präsidium soll die Zahl der anderen Mitglieder nicht übersteigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei den Wahlen und Entsendungen sollen die konfessionellen und regionalen Verhältnisse angemessen berücksichtigt werden.
                  

               

               
                     Artikel 11 
Ausschüsse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Unterstützung der Arbeit der Vollkonferenz und des Präsidiums dienen der ständige Theologische  Ausschuss,  der  ständige
                     Liturgische  Ausschuss und der ständige Rechtsausschuss.  2 Weitere Ausschüsse können nach Bedarf durch die Vollkonferenz gebildet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Für die Ausschüsse bestimmen die Mitgliedskirchen jeweils bis zu zwei Mitglieder, die nicht der Vollkonferenz angehören müssen.
                      2 In den Theologischen Ausschuss beruft das Präsidium unter Berücksichtigung der theologischen Fachrichtungen bis zu sechs Hochschullehrerinnen
                     oder -lehrer der Theologie aus dem Gebiet der Mitgliedskirchen.  3 Die Ausschüsse können sachkundige Gäste hinzuziehen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Ausschüsse beraten über diejenigen Gegenstände, deren Behandlung ihnen von der Vollkonferenz oder dem Präsidium zugewiesen
                     oder von mindestens drei Mitgliedskirchen beantragt wird.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Artikel 8 Absätze 2 und 3 finden entsprechende Anwendung.
                  

               

               
                     Artikel 12 
Amtsbereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Das Kirchenamt der Evangelischen Kirche in Deutschland dient der Union zur Erfüllung ihrer Aufgaben und führt deren laufende
                     Geschäfte.  2 Das Kirchenamt ist dabei an das Recht der Union sowie die Beschlüsse und Aufträge ihrer Organe gebunden.  3 Innerhalb der nach Fachlichkeit gegliederten Struktur des Kirchenamtes wird ein Amtsbereich der UEK gebildet, in dem die in
                     dieser Grundordnung  niedergelegten  Aufgaben wahrgenommen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Einzelheiten  werden  durch  Vertrag  mit  der Evangelischen Kirche in Deutschland und durch die Geschäftsordnung des Kirchenamtes
                     der Evangelischen Kirche in Deutschland geregelt.
                  

               

               
                     Artikel 13
Vertretung im Rechtsverkehr
                     

                  

                   1 Die Union wird in Rechtsangelegenheiten durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Präsidiums oder die Leiterin oder
                     den Leiter des Amtsbereiches der UEK im Kirchenamt der Evangelischen Kirche in Deutschland oder deren jeweilige Stellvertreterinnen
                     oder Stellvertreter vertreten.  2 Dadurch wird die Rechtmäßigkeit der Beschlussfassung festgestellt.
                  

               

               
                     Artikel 14 
Übergangsbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Rechte und Verbindlichkeiten der Evangelischen Kirche der Union gehen auf die Union über, soweit keine andere Regelung getroffen
                     wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kirchengesetze, Verordnungen und sonstige Beschlüsse, die von den nach dem Recht der Evangelischen Kirche der Union zuständigen
                     Organen erlassen worden sind, gelten als Recht der Union im bisherigen Geltungsbereich fort.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Soweit in geltenden Bestimmungen Zuständigkeiten für die Synode oder den Rat der Evangelischen Kirche der Union begründet
                     worden sind, gehen diese auf die Vollkonferenz oder das Präsidium über.
                  

               

               
                     Artikel 15 
Finanzen und Vermögen
                     

                  

                  Die Aufbringung der Mittel zur Deckung der finanziellen Verpflichtungen sowie eine Auseinandersetzung über das Vermögen der
                     Evangelischen Kirche der Union bleiben besonderen Vereinbarungen zwischen der Union und den jeweils betroffenen Mitgliedskirchen
                     vorbehalten.
                  

               

               
                     Artikel 16

                  

                  (Inkrafttreten)

               

            

         

      

      

      1
            Gemäß Artikel 4 tritt dieses Kirchengesetz zum 1. Januar 2018 in Kraft.

         

      

   
      

      
         Vertrag über die Bildung einer Union
Evangelischer Kirchen in der EKD
         

      

      
         Vom 26. Februar 2003

      

      
         (ABl. EKKPS S. 105, ABl. EKD S. 315)

      

      Die Evangelische Landeskirche Anhalts, vertreten durch die Kirchenleitung,
die Evangelische Landeskirche in Baden, vertreten durch den Landeskirchenrat,
die Evangelische Kirche in Berlin-Brandenburg, vertreten durch die Kirchenleitung,
die Bremische Evangelische Kirche, vertreten durch den Kirchenausschuss,
die Evangelische Kirche in Hessen und Nassau, vertreten durch die Kirchenleitung,
die Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck, vertreten durch den Bischof,
die Lippische Landeskirche, vertreten durch den Landeskirchenrat,
die Evangelische Kirche der schlesischen Oberlausitz, vertreten durch die Kirchenleitung,
die Evangelische Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche), vertreten durch den Landeskirchenrat
die Pommersche Evangelische Kirche, vertreten durch die Kirchenleitung,
die Evangelisch-reformierte Kirche (Synode evangelisch-reformierter Kirchen in Bayern und Nordwestdeutschland), vertreten durch das Moderamen der Gesamtsynode,
die Evangelische Kirche im Rheinland, vertreten durch die Kirchenleitung,
die Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen, vertreten durch die Kirchenleitung,
die Evangelische Kirche von Westfalen, vertreten durch die Kirchenleitung,
und die Evangelische Kirche der Union, vertreten durch den Rat,
      

      schließen in der Absicht, die Übereinstimmung in den wesentlichen Bereichen des kirchlichen Lebens zu fördern und damit die
         Einheit der Evangelischen Kirche in Deutschland zu stärken, folgenden
      

      
            Vertrag über die Bildung einer Union Evangelischer Kirchen in der EKD

         

         
                     § 1

                  

                  Die vertragschließenden Kirchen, deren Leitungen bisher in der Arnoldshainer Konferenz vertreten sind, bilden künftig die
                     „Union Evangelischer Kirchen in der Evangelischen Kirche in Deutschland“ (im Folgenden: Union).
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Union bildet einen Zusammenschluss im Sinne von Artikel 21 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland1.  2 Mit der Union wird der Rechtsstatus der Evangelischen Kirche der Union als Körperschaft des öffentlichen Rechts fortgesetzt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die künftigen Mitgliedskirchen werden ihren Status einer Mitgliedskirche der Union förmlich feststellen.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Soweit die Evangelische Kirche der Union mit anderen Kirchen Kirchengemeinschaft festgestellt hat, werden die sich daraus
                     ergebenden Folgerungen von der Union übernommen.  2 Die Mitgliedskirchen der Union sind, soweit sie nicht bereits als bisherige Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union
                     beteiligt waren, eingeladen, sich der Feststellung der Kirchengemeinschaft anzuschließen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Union ist offen dafür, auch mit anderen Kirchen Kirchengemeinschaft festzustellen und zu verwirklichen.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Grundlage der Union ist die Grundordnung der Union Evangelischer Kirchen in der Evangelischen Kirche in Deutschland2.  2 Der Wortlaut der Grundordnung wird in übereinstimmenden Beschlüssen der Vollkonferenz der Arnoldshainer Konferenz und der
                     Synode der Evangelischen Kirche der Union festgestellt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die künftigen Mitgliedskirchen der Union erklären ihr Einverständnis, dass die Synode der Evangelischen Kirche der Union die
                     Grundordnung nach den für eine Änderung der Ordnung der Evangelischen Kirche der Union geltenden Bestimmungen beschließt.
                  

               

               
                     § 5

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Mit dem Inkrafttreten der Grundordnung wird die zu gegenseitiger Unterrichtung, gemeinsamer Beratung und vereinter Bemühung
                     um die Förderung der Einheit der Evangelischen Kirche in Deutschland gebildete Arnoldshainer Konferenz aufgelöst.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Vollkonferenz der Union wird alsbald nach dem Inkrafttreten der Grundordnung gebildet.  2 Die Amtszeit der ersten Vollkonferenz wird um die Zeit verkürzt, die seit dem letzten 1. Mai bis zum ersten Zusammentreten
                     bereits vergangen ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die erste Vollkonferenz wird zu ihrer konstituierenden Tagung vom Präses der Synode der Evangelischen Kirche der Union einberufen
                     und von diesem bis zur Wahl der oder des neuen Vorsitzenden der Vollkonferenz geleitet.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Rat der Evangelischen Kirche der Union bleibt bis zur Wahl des Präsidiums im Amt.  2 Bis zu diesem Zeitpunkt sind der Vorsitzende des Rates und sein Stellvertreter neben dem Leiter der Kirchenkanzlei und dessen
                     Stellvertreter zur Vertretung der Union im Rechtsverkehr berechtigt.
                  

               

               
                     § 6

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Regelungen über die Einrichtungen und Werke sowie über das Vermögen und die Deckung der Verpflichtungen der Evangelischen
                     Kirche der Union bleiben besonderen Vereinbarungen vorbehalten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Aufbringung der Mittel für die laufende Arbeit der Union und die Sammlung von Kollekten zur Behebung von Notständen im
                     Bereich der Mitgliedskirchen bleiben besonderen Vereinbarungen vorbehalten.
                  

               

               
                     § 7

                  

                   1 Jeweils ein Jahr vor Ablauf der Amtszeit wird die Vollkonferenz prüfen, ob die Verbindlichkeit des gemeinsamen Lebens und
                     Handelns innerhalb der Evangelischen Kirche in Deutschland so weit verwirklicht worden ist, dass ein Fortbestand der Union
                     in ihrer bisherigen Form entbehrlich ist.  2 Für die Feststellung dieses Tatbestandes bedarf es einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder der Vollkonferenz
                     und mindestens zwei Dritteln der Mitgliedskirchen.
                  

               

               
                     § 8

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dieser Vertrag bedarf der Ratifizierung durch die beteiligten Kirchen nach deren jeweiligem Recht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das nach Artikel 21 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland erforderliche Benehmen mit der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     ist hergestellt und wird durch die Mitunterzeichnung dieses Vertrages bestätigt.
                  

               

               
                     § 9

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dieser Vertrag tritt nach Maßgabe von Absatz 2 am 1. Juli 2003 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Inkrafttreten bedarf der Feststellung durch die Kirchenkanzlei3, dass die Grundordnung beschlossen und die Ratifizierung von mindestens zwei Dritteln der Mitgliedskirchen erklärt worden
                     ist.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Nr. 210.

         

      

      2
            Nr. 220.

         

      

      3
            Der Vertrag tritt am 1. Juli 2003 in Kraft (ABl. EKD 2003 S. 316).
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               	Artikel 27
            

         
      

      

      

       1 Geeint in dem gleichen Bekenntnis und gerufen zum gemeinsamen Bekennen und einheitlichen Handeln schließen sich die unterzeichneten
         evangelisch-lutherischen Kirchen zur Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands zusammen.  2 Sie hoffen, damit allen lutherischen Kirchen und Gemeinden in Deutschland den Weg zum Zusammenschluss zu öffnen.  3 Die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands gibt sich die folgende Verfassung.
      

      

      
            Abschnitt I
Grundbestimmungen der Vereinigten Kirche
            

         

         
                     Artikel 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Grundlage der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche ist das Evangelium von Jesus Christus, wie es in der Heiligen
                     Schrift Alten und NeueTestaments gegeben und in den Bekenntnisschriften der Evangelisch-Lutherischen Kirche, vornehmlich in
                     der  ungeänderten  Augsburgischen  Konfession  von 1530 und im Kleinen Katechismus Martin Luthers bezeugt ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Vereinigte Kirche ist ein Zusammenschluss von evangelisch-lutherischen Kirchen (Gliedkirchen), die sich in ihrer Verkündigung
                     und Sakramentsverwaltung wie auch in ihrer Ordnung, Leitung und Verwaltung sowie im gesamten Handeln der Kirche an das Bekenntnis
                     gebunden wissen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Vereinigte Kirche ist eine Körperschaft des Kirchenrechts.  2 Sie  besitzt  die  Rechtsstellung  einer Körperschaft des öffentlichen Rechts.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Deutsche evangelisch-lutherische Kirchen können als Gliedkirchen aufgenommen werden, wenn sie die Bestimmungen der Verfassung,
                     insbesondere die Absätze 1 und 2 dieses Artikels als für sich bindend anerkennen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Unter  den  gleichen  Voraussetzungen  können evangelisch-lutherische  Kirchen,  einzelne  evangelisch-lutherische Gemeinden
                     und Auslandsgemeinden lutherischen Bekenntnisses in die Vereinigte Kirche aufgenommen werden, falls sie nicht einem anderen
                     Kirchenregiment  unterstehen.  2 Sie  werden  entweder einer Gliedkirche angeschlossen oder der Leitung der Vereinigten Kirche unmittelbar unterstellt oder
                     ordnen sich selbst ein evangelisch-lutherisches Kirchenregiment.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Sofern Veränderungen einer Gliedkirche die Voraussetzungen der Mitgliedschaft in der Vereinigten Kirche nach den Absätzen
                     1 und 2 dieses Artikels berühren  können,  insbesondere  im  Fall  eines  Zusammenschlusses einer Gliedkirche mit einer anderen
                     Kirche, stellt die Kirchenleitung mit Zustimmung der Bischofskonferenz die Fortsetzung der Mitgliedschaft in der Vereinigten
                     Kirche fest.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Innerhalb  der  Vereinigten  Kirche  besteht  volle Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft.
                  

               

               
                     Artikel 2

                  

                   1 Die Vereinigte Kirche, mit der Evangelischen Kirche in Deutschland als Gemeinschaft lutherischer, reformierter und unierter
                     Gliedkirchen verbunden, wahrt und  fördert  die  im  Kampf  um  das  Bekenntnis  geschenkte, auf der Bekenntnissynode von
                     Barmen 1934 bezeugte  Gemeinschaft.  2 Die  dort  ausgesprochenen Verwerfungen bleiben in der Auslegung durch das lutherische Bekenntnis für ihr kirchliches Handeln
                     maßgebend.
                  

               

               
                     Artikel 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Vereinigte Kirche mit ihren Gliedkirchen ist mit allen Mitgliedskirchen des Lutherischen Weltbundes zu einer weltweiten
                     Gemeinschaft verbunden.  2 In dieser besteht eine im gemeinsamen Bekenntnis begründete Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Vereinigte Kirche wahrt und fördert zusammen mit ihren Gliedkirchen die Gemeinschaft Evangelischer Kirchen in Europa–Leuenberger
                     Kirchengemeinschaft.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Vereinigte Kirche beteiligt sich an der ökumenischen Arbeit der gesamten Christenheit.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt II
Von den Gliedkirchen
            

         

         
                     Artikel 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Soweit in dieser Verfassung nichts anderes bestimmt wird, behalten die Gliedkirchen ihre Selbstständigkeit in Kultus und
                     Verfassung, Gesetzgebung und Verwaltung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Durch den Zusammenschluss bekunden sie den Willen, zu einer größeren Einheitlichkeit ihrer Ordnung zu kommen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Es bleibt jeder Gliedkirche unbenommen, bestimmte kirchliche Überlieferungen zu pflegen, die ihr im Laufe ihrer Geschichte
                     ein besonderes Gepräge gegeben haben, sofern sie vor Schrift und Bekenntnis bestehen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Vor der Bestellung eines Bischofs oder einer Bischöfin und dessen oder deren Stellvertretung sowie des leitenden juristischen
                     Beamten oder der leitenden juristischen Beamtin derkirchlichen Verwaltung hat eine Fühlungnahme mit der Vereinigten Kirche
                     stattzufinden.
                  

               

               
                     Artikel 5

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Vereinigte Kirche gibt sich Ordnungen für den Gottesdienst, insbesondere Agende und Gesangbuch, die die Gemeinsamkeit
                     in der Vereinigten Kirche fördern sollen.  2 Die Gliedkirchen sollen diese Ordnungen für ihren Bereich einführen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Vereinigte Kirche beschließt eine Ordnung für das kirchliche Leben.  2 In Gliedkirchen, die diese Ordnung nicht einführen, gilt sie als Richtlinie nach Artikel 6 Absatz 2.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Beabsichtigt eine Gliedkirche, eine der in den Absätzen 1 und 2 genannten Ordnungen zu ändern, so zeigt sie dies der Vereinigten
                     Kirche an.  2 Änderungen sollen im Einvernehmen mit der Vereinigten Kirche vorgenommen werden.
                  

               

               
                     Artikel 6

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Recht der Vereinigten Kirche, das diese mit Wirkung für ihre Gliedkirchen setzt, geht dem Recht der Gliedkirchen vor.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Kirchenleitung kann im Einvernehmen mit der Bischofskonferenz Grundsätze aufstellen, die von den Gliedkirchen in Gesetzgebung
                     und Verwaltung beachtet werden sollen (Richtlinien).
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Beabsichtigt eine Gliedkirche eine kirchengesetzliche Regelung für ein Sachgebiet, so teilt sie dies der Vereinigten Kirche
                     mit.  2 Entwürfe zu Kirchengesetzen und Verordnungen mit Gesetzeskraft legen die Gliedkirchen der Vereinigten Kirche spätestens mit
                     der Vorlage des Entwurfs an ihre rechtsetzende Körperschaft vor.  3 Die Vereinigte Kirche kann sich zu den Entwürfen äußern.  4 Ihre Stellungnahme ist nach Möglichkeit zum Gegenstand der Beratung der rechtsetzenden Körperschaften zu machen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Vereinigte Kirche kann den Gliedkirchen Anregungen für den Ausbau ihrer Verfassung, Gesetzgebung und Verwaltung geben
                     mit dem Ziel einer allmählich zu erreichenden Rechtsgleichheit und einer Gesamtvertretung innerhalb der Evangelischen Kirche
                     in Deutschland.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt III
Von der Vereinigten Kirche
            

         

         
                     Artikel 7

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Vereinigte Kirche hat folgende Aufgaben:
                  

                  
                     
                        	
                            Sie hat die Einheit der Vereinigten Kirche zu fördern.

                        

                        	
                            Sie hat für die Erhaltung und Vertiefung der lutherischen Lehre und Sakramentsverwaltung durch Pflege lutherischer Theologie
                              und durch Beratung der Gliedkirchen in Fragen der lutherischen Lehre, des Gottesdienstes und des Gemeindelebens Sorge zu tragen
                              und die Heranbildung eines bekenntnisgebundenen Pfarrerstandes zu fördern.
                           

                        

                        	
                            Sie hat sich darum zu bemühen, dass die lutherische Kirche zu den Fragen und Aufgaben der Zeit in Wort und Tat die rechte,
                              von Schrift und Bekenntnis geforderte Stellung nimmt.
                           

                        

                        	
                            Sie hat die evangelisch-lutherischen Gemeinden, die sich ihr unmittelbar angeschlossen haben, nach den Grundsätzen des lutherischen
                              Bekenntnisses zu leiten, ebenso die angeschlossenen Auslandsgemeinden.
                           

                        

                        	
                            Ihr obliegt die Fürsorge für die lutherische Diaspora innerhalb und außerhalb Deutschlands.

                        

                        	
                            Sie unterstützt die Arbeit aller lutherischen kirchlichen Werke, insbesondere der Diakonie und der Mission.

                        

                        	
                            Sie vertritt in allen gemeinsamen Angelegenheiten die in ihr zusammengeschlossenen Gliedkirchen nach außen, insbesondere
                              auch  gegenüber der Ökumene. Sie kann theologische und rechtliche Erklärungen abgeben.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Vereinigte Kirche nimmt als gliedkirchlicher Zusammenschluss ihre durch diese Verfassung bestimmten Aufgaben, Befugnisse
                     und Kompetenzen in der Evangelischen Kirche in Deutschland wahr.  2 Die Zusammenarbeit zwischen der Vereinigten Kirche und der Evangelischen Kirche in Deutschland wird durch Vertrag geregelt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Recht der Vereinigten Kirche nach Artikel 28 a Absatz 2 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland wird
                     durch den Konvent der VELKD in der Kirchenkonferenz der Evangelischen Kirche in Deutschland mit Zustimmung der Kirchenleitung
                     ausgeübt.
                  

               

               
                     Artikel 8

                  

                  Die Organe der Vereinigten Kirche sind:

                  
                     
                        	
                            die Bischofskonferenz und der Leitende Bischof oder die Leitende Bischöfin,

                        

                        	
                            die Generalsynode,

                        

                        	
                            die Kirchenleitung.

                        

                     

                  

               

               
                     Artikel 9

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Bischofskonferenz wirkt nach Maßgabe der Artikel 18, 24 und 25 bei der Beschlussfassung über Kirchengesetze, über Ordnungen
                     gemäß Artikel 5, über Verordnungen mit Gesetzeskraft und über Richtlinien gemäß Artikel 6 Absatz 2 mit.  2 Beschlüsse der Kirchenleitung nach Artikel 1 Absätze 4 bis 6 bedürfen der Zustimmung der Bischofskonferenz.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Bischofskonferenz kann für sich oder im Zusammenwirken mit der Generalsynode Kundgebungen erlassen.  2 Sie kann innerhalb des geltenden Rechts den Gliedkirchen Empfehlungen erteilen, die das gottesdienstliche Leben und die Tätigkeit
                     des geistlichen Amtes betreffen.
                  

               

               
                     Artikel 10

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Bischofskonferenz besteht aus den Bischöfen und Bischöfinnen aller Gliedkirchen sowie sechs weiteren ordinierten Inhabern
                     oder Inhaberinnen eines kirchenleitenden Amtes, von denen die Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers und die Evangelisch-Lutherische
                     Kirche in Bayern je zwei, die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens und die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland
                     je ein Mitglied auf die Dauer von jeweils sechs Jahren entsenden.  2 Die unmittelbar angeschlossenen Kirchengebiete und Gemeinden werden von dem Leitenden Bischof oder der Leitenden Bischöfin
                     vertreten. 
                  

                   3 Die Gliedkirchen bestellen für jedes Mitglied der Bischofskonferenz, das ihrer Gliedkirche angehört, für die Amtszeit der
                     Generalsynode ein stellvertretendes Mitglied.  4 Dieses muss ordiniert sein und ein kirchenleitendes Amt innehaben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Gehört das nach Absatz 1 zu entsendende Mitglied der Generalsynode an, so scheidet es mit der Entsendung in die Bischofskonferenz
                     aus der Generalsynode aus.  2 Die Mitgliedschaft in der Bischofskonferenz endet, wenn das Mitglied aus dem Amt ausscheidet, aus dem es in die Bischofskonferenz
                     entsandt worden ist.  3 Satz 2 gilt entsprechend für das stellvertretende Mitglied.
                  

               

               
                     Artikel 11

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Alle Mitglieder der Bischofskonferenz haben je eine Stimme.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Bischofskonferenz ist beschlussfähig, wenn die Hälfte der gesetzlichen Zahl ihrer Mitglieder anwesend ist.  2 Die Bischofskonferenz gibt sich eine Geschäftsordnung.  3 In ihr kann bestimmt werden, dass der Leitende Bischof oder die Leitende Bischöfin, dessen oder deren Stellvertretung und
                     ein weiteres von der Bischofskonferenz zu bestimmendes Mitglied unter Vorsitz des Leitenden Bischofs oder der Leitenden Bischöfin
                     die Geschäfte der Bischofskonferenz führen, wenn diese nicht versammelt ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Bischofskonferenz kann Bischöfe und Bischöfinnen lutherischer Kirchen, die der Vereinigten Kirche nicht angehören, zu
                     ihren Sitzungen einladen.
                  

               

               
                     Artikel 12

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Leitende Bischof oder die Leitende Bischöfin ist der oder die erste Geistliche der Vereinigten Kirche.  2 Er oder sie hat das Recht, auf allen Kanzeln der Vereinigten Kirche zu predigen.  3 Er oder sie kann Hirtenbriefe erlassen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Leitende Bischof oder die Leitende Bischöfin führt den Vorsitz in der Kirchenleitung und in der Bischofskonferenz.  2 Er oder sie vertritt die Vereinigte Kirche.  3 Er oder sie hat die von den verfassungsmäßigen Organen der Vereinigten Kirche beschlossenen Kirchengesetze zu verkünden.
                  

               

               
                     Artikel 13

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Generalsynode wählt aus der Mitte der Bischofskonferenz einen Bischof oder eine Bischöfin zum Leitenden Bischof oder zur
                     Leitenden Bischöfin.  2 Die Amtszeit beträgt 3 Jahre.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Zur Vorbereitung der Wahl des Leitenden Bischofs oder der Leitenden Bischöfin wird ein Bischofswahlausschuss gebildet.  2 Er besteht aus zwei Mitgliedern der Bischofskonferenz und sechs Mitgliedern der Generalsynode, unter ihnen ein ordiniertes
                     Mitglied; alle Mitglieder müssen unterschiedlichen Gliedkirchen angehören.  3 Die Bischofskonferenz und die Generalsynode wählen die von ihnen zu entsendenden Mitglieder des Ausschusses; die Generalsynode
                     wählt nach der Bischofskonferenz.  4 Der Ausschuss ist jeweils nach der Wahl eines Leitenden Bischofs oder einer Leitenden Bischöfin neu zu bilden.  5 Er wählt einen Vorsitzenden oder eine Vorsitzende und bestimmt seine Geschäftsordnung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Vor der Tagung, auf der die Wahl des Leitenden Bischofs oder der Leitenden Bischöfin ansteht, leitet der Bischofswahlausschuss
                     der Bischofskonferenz einen Nominierungsvorschlag zu, der zwei Namen von Mitgliedern der Bischofskonferenz enthalten soll.
                      2 Die Bischofskonferenz teilt diesen Vorschlag der Generalsynode mit; sie kann dabei den Namen eines weiteren Mitglieds der
                     Bischofskonferenz hinzufügen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Bei der Wahl müssen zwei Drittel der gesetzlichen Zahl der Mitglieder der Generalsynode anwesend sein.  2 Die Wahl wird mit Stimmzetteln vorgenommen.  3 Gewählt ist, wer die Mehrheit der Stimmen der gesetzlichen Zahl der Mitglieder auf sich vereinigt.  4 Kommt die Wahl weder im ersten noch in einem zweiten Wahlgang zustande, so treten Bischofskonferenz und Generalsynode zu einer
                     Aussprache in gemeinsamer, nichtöffentlicher Sitzung zusammen.  5 Aufgrund der Aussprache legt der Bischofswahlausschuss nach gemeinsamer Erörterung mit der Bischofskonferenz der Generalsynode
                     erneut einen Wahlvorschlag vor.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Wiederwahl des Leitenden Bischofs oder der Leitenden Bischöfin ist zulässig.
                  

               

               
                     Artikel 14

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Mit der Annahme der Wahl übernimmt der Leitende Bischof oder die Leitende Bischöfinden Vorsitz in der Kirchenleitung und in
                     der Bischofskonferenz.  2 Die Einführung in das Amt soll möglichst noch während der Dauer der Tagung der Generalsynode stattfinden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Leitende Bischof oder die Leitende Bischöfin wird von dem Bischof oder der Bischöfin mit dem höchsten Dienstalter nach
                     der Ordnung der Agende in das Amt eingeführt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Amtszeit des Leitenden Bischofs oder der Leitenden Bischöfin beginnt mit dem Tage, an dem der oder die Gewählte die Wahl
                     durch die Generalsynode annimmt.  2 Nach Ablauf der Amtszeit führt der Leitende Bischof oder die Leitende Bischöfin die Amtsgeschäfte bis zum Amtsantritt eines
                     Nachfolgers oder einer Nachfolgerin weiter.  3 Tritt der Leitende Bischof oder die Leitende Bischöfin zurück, so wird das Amt bis zu einer Neuwahl durch den Stellvertreter
                     oder die Stellvertreterin wahrgenommen.  4 Das Gleiche gilt für den Todesfall.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Nach jeder Wahl des Leitenden Bischofs oder der Leitenden Bischöfin wählt die Bischofskonferenz aus ihrer Mitte einen Bischof
                     oder eine Bischöfin als dessen oder deren Stellvertretung.  2 Die Wiederwahl des bisherigen Stellvertreters oder der bisherigen Stellvertreterin ist zulässig.  3 Tritt der Stellvertreter oder die Stellvertreterin des Leitenden Bischofs oder der Leitenden Bischöfin zurück, so wählt die
                     Bischofskonferenz bei ihrer nächsten Sitzung einen neuen Stellvertreter oder eine neue Stellvertreterin.  4 Das Gleiche gilt für den Todesfall.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Tritt außer dem Leitenden Bischof oder der Leitenden Bischöfin auch dessen oder deren Stellvertretung zurück, so vertritt
                     bis zur Neuwahl der Bischof oder die Bischöfin mit dem höchsten Dienstalter.
                  

               

               
                     Artikel 15

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Generalsynode ist das gesetzgebende Organ der Vereinigten Kirche.  2 Sie hat die Gesetzgebung nach Maßgabe der Artikel 24 und 24a.  3 Kundgebungen erlässt sie im Benehmen mit der Bischofskonferenz.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Generalsynode wird alle 6 Jahre neu gebildet.  2 Sie tritt in der Regel einmal im Jahr zu einer ordentlichen Tagung zusammen.  3 Außerordentliche Tagungen müssen stattfinden auf Verlangen der Kirchenleitung, der Bischofskonferenz oder eines Drittels der
                     gesetzlichen Zahl der Mitglieder der Generalsynode.  4 Die Amtszeit der Generalsynode beginnt mit dem ersten Zusammentritt und endet mit dem ersten Zusammentritt der nächsten Synode,
                     der frühestens 70 und spätestens 73 Monate nach Beginn der Amtszeit stattfinden soll.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Zur Bearbeitung bestimmter Aufgaben kann die Generalsynode ständige und nichtständige Ausschüsse einsetzen.  2 Ständige Ausschüsse führen ihre Arbeit auch außerhalb der Tagungen und auch nach Ablauf der Wahlperiode bis zum Zusammentreten
                     der neuen Generalsynode fort.
                  

               

               
                     Artikel 16

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Mitglieder der Generalsynode müssen evangelisch-lutherischen Bekenntnisses sein.  2 Die ordinierten Mitglieder müssen das Recht zur öffentlichen Wortverkündigung und zur Sakramentsverwaltung haben und dürfen
                     nicht zugleich der Bischofskonferenz angehören.  3 Die Mitglieder der Generalsynode sind unbeschadet der Bestimmungen in Absatz 2 Satz 3 sowie in den Absätzen 4 und 5 zugleich
                     Mitglieder der Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Generalsynode besteht aus 50 Mitgliedern, von denen 42 Mitglieder, davon 15 ordinierte, von den synodalen Organen der
                     Gliedkirchen gewählt werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                               2 Es wählen die
                              

                           
                           	
                        

                        
                           	
                              Ev-luth. Landeskirche Hannovers 
davon vier ordinierte;
                              

                           
                           	
                              11 Mitglieder,

                           
                        

                        
                           	
                              Ev.-Luth. Kirche in Bayern
davon drei ordinierte;
                              

                           
                           	
                              10 Mitglieder,

                           
                        

                        
                           	
                              Ev-Luth. Kirche in Norddeutschland
davon drei ordinierte;
                              

                           
                           	
                              10 Mitglieder,

                           
                        

                        
                           	
                              Ev.-Luth. Landeskirche Sachsens
davon zwei ordinierte;
                              

                           
                           	
                              5 Mitglieder,

                           
                        

                        
                           	
                              Ev. Kirche in Mitteldeutschland
davon ein ordiniertes;
                              

                           
                           	
                              2 Mitglieder,

                           
                        

                        
                           	
                              Ev-luth. Landeskirche in Braunschweig
davon ein ordiniertes;
                              

                           
                           	
                              2 Mitglieder,

                           
                        

                        
                           	
                              Ev-Luth. Landeskirche Schaumburg Lippe
davon ein ordiniertes.
                              

                           
                           	
                              2 Mitglieder,

                           
                        

                     
                  

                   3 Dabei bestimmen die Ev.-luth. Landeskirche Hannovers, die Ev.-Luth. Kirche in Bayern, die Ev.-Luth. Landeskirche Sachsens
                     und die Ev.-Luth. Kirche in Norddeutschland je ein Mitglied, das nicht zugleich Mitglied der Synode der Evangelischen Kirche
                     in Deutschland ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Kirchenleitung unterbreitet im Einvernehmen mit der Bischofskonferenz dem Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     für die Berufung von Mitgliedern und von ersten und zweiten Stellvertretern oder Stellvertreterinnen in die Synode der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland Vorschläge.  2 Die Vorgeschlagenen sollen Mitglied einer Gliedkirche der Vereinigten Kirche sein.  3 Aus den vom Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland Berufenen beruft der Leitende Bischof oder die Leitende Bischöfin
                     acht Mitglieder, davon höchstens drei ordinierte, und je acht erste und zweite Stellvertreter oder Stellvertreterinnen, davon
                     höchstens je drei ordinierte, in die Generalsynode.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Evangelisch-lutherische Kirchen, die nach Artikel 1 Absatz 4 in die Vereinigte Kirche aufgenommen werden oder ihre Mitgliedschaft
                     nach Artikel 1 Absatz 6 in der Vereinigten Kirche fortsetzen, entsenden bis zu einer Neubildung der Generalsynode zusätzlich
                     die Mitglieder, die sie in die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland entsenden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Evangelisch-lutherische Kirchen, die nach Artikel 1 Absatz 5 in die Vereinigte Kirche aufgenommen werden, wählen bis zu einer
                     Neubildung der Generalsynode zusätzlich so viele Synodale, wie ihrer Seelenzahl anteilmäßig zukommen.  2 Das Nähere bestimmt die Kirchenleitung im Benehmen mit der Bischofskonferenz.  3 In diesem Falle muss mit Wirkung von der nächsten Amtszeit an eine neue Verteilung der Mitglieder auf die einzelnen Gliedkirchen
                     durch Kirchengesetz festgesetzt werden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Die Mitglieder gehören der Generalsynode für deren Amtszeit an.  2 Für die gewählten Mitglieder der Generalsynode wählen die synodalen Organe der Gliedkirchen für die Amtszeit der Generalsynode
                     jeweils zwei Stellvertreter oder Stellvertreterinnen, getrennt für die nach Absatz 2 zu wählenden Gruppen, und legen zugleich
                     die Reihenfolge der Stellvertretung fest.  3 Die gewählten Stellvertreter oder Stellvertreterinnen treten bei vorübergehender Verhinderung eines gewählten Mitgliedes oder
                     bei Ausscheiden bis zur Nachwahl ein.  4 Die berufenen Stellvertreter oder Stellvertreterinnen treten bei vorübergehender Verhinderung des Mitgliedes, dem sie zugeordnet
                     sind, oder bei dessen Ausscheiden bis zu der erfolgten Bestellung des neuen Mitgliedes in die Generalsynode ein.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Scheidet ein von einer Gliedkirche gewähltes Mitglied der Generalsynode während der Amtszeit durch Tod, Amtsniederlegung,
                     Fortzug aus der Gliedkirche, wegen des Verlustes der Wählbarkeit für ein kirchliches Amt oder aus anderen Gründen aus der
                     Generalsynode aus, so wählt das zuständige synodale Organ seiner Gliedkirche für die restliche Dauer der Wahlperiode ein neues
                     Mitglied der Generalsynode.  2 Beim Ausscheiden eines berufenen Mitgliedes beruft der Leitende Bischof oder die Leitende Bischöfin ein neues Mitglied.  3 Im Falle des Ausscheidens eines Stellvertreters oder einer Stellvertreterin ist entsprechend zu verfahren.  4 Die Bestimmungen des Absatzes 3 sind sinngemäß anzuwenden.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         1 Spätestens drei Monate vor dem Beginn der Amtszeit der neuen Generalsynode sollen die Gliedkirchen die von ihren synodalen
                     Organen zu wählenden Mitglieder für die neue Generalsynode benennen; sodann sind die weiteren acht Mitglieder zu berufen.
                      2 Die neue Generalsynode wird durch die Kirchenleitung zu ihrer ersten Tagung einberufen und von dem oder der Vorsitzenden der
                     Kirchenleitung eröffnet.  3 Unter dessen oder deren Leitung wählt sie den Präsidenten oder die Präsidentin.  4 Die weiteren ordentlichen oder außerordentlichen Tagungen werden von dem Präsidenten oder der Präsidentin der Generalsynode
                     nach Fühlungnahme mit der Kirchenleitung einberufen.  5 Am Sonntag vor Beginn einer Tagung der Generalsynode soll im Gottesdienst der Kirchengemeinden aller Gliedkirchen eine Fürbitte
                     in das Kirchengebet aufgenommen werden.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         Die Mitglieder werden nach der Ordnung der Agende verpflichtet.
                  

               

               
                     Artikel 17

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Generalsynode wählt ein Präsidium, bestehend aus dem Präsidenten oder der Präsidentin, der oder die nicht aus der Gruppe
                     der ordinierten Mitglieder gewählt werden soll, einem ersten Vizepräsidenten oder einer ersten Vizepräsidentin, einem zweiten
                     Vizepräsidenten oder einer zweiten Vizepräsidentin und zwei beisitzenden Mitgliedern.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Generalsynode ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der gesetzlichen Zahl ihrer Mitglieder anwesend ist.  2 Die Generalsynode gibt sich eine Geschäftsordnung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Generalsynode kann beschließen, dass Mitglieder von Synoden lutherischer Kirchen, die der Vereinigten Kirche nicht angehören,
                     für die Dauer einer Amtszeit an den Tagungen der Generalsynode als ständige Gäste mit beratender Stimme teilnehmen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Mitglieder der Bischofskonferenz nehmen an den Tagungen der Generalsynode teil und haben das Recht, nach jedem Redebeitrag
                     das Wort zu ergreifen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Mitglieder der Kirchenleitung, die stellvertretende Mitglieder der Generalsynode sind, nehmen an den Tagungen der Generalsynode
                     mit beratender Stimme teil.
                  

               

               
                     Artikel 18

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Kirchenleitung leitet die Vereinigte Kirche. Sie ist für alle Aufgaben zuständig, die nicht anderen Organen beigelegt
                     sind. Sie erstattet der Generalsynode bei jeder Tagung einen Tätigkeitsbericht, der zu besprechen ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Kirchenleitung kann Verordnungen mit Gesetzeskraft erlassen, die der nächsten Generalsynode vorzulegen sind.  2 Diese kann sie abändern oder aufheben.  3 Eine verfassungsändernde Verordnung mit Gesetzeskraft darf nur zur Sicherung der Erfüllung der Aufgaben der Kirche nach dieser
                     Verfassung und bei zwingender Notwendigkeit erlassen werden.  4 Artikel 24 Absätze 4, 5 und 8 finden insoweit keine Anwendung.  5 Eine solche Verordnung bedarf der Zustimmung der Bischofskonferenz.  6 Ihre Geltung kann auf den Bereich mehrerer Gliedkirchen begrenzt werden.  7 Artikel 24 Absatz 7 findet entsprechende Anwendung.
                  

               

               
                     Artikel 19

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Kirchenleitung besteht aus dem Leitenden Bischof als Vorsitzendem oder der Leitenden Bischöfin als Vorsitzender, seiner
                     oder ihrer Stellvertretung, einem weiteren Mitglied der Bischofskonferenz, dem Präsidenten oder der Präsidentin der Generalsynode
                     und neun von der Generalsynode aus dem Kreise ihrer Mitglieder und deren Stellvertretern oder Stellvertreterinnen zu wählenden
                     Mitgliedern, von denen nicht mehr als drei ordinierte Mitglieder oder Stellvertreter oder Stellvertreterinnen für ordinierte
                     Mitglieder sein dürfen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Für das weitere Mitglied der Bischofskonferenz wählt diese einen ersten Stellvertreter oder eine erste Stellvertreterin und
                     einen zweiten Stellvertreter oder eine zweite Stellvertreterin.  2 Der Präsident oder die Präsidentin der Generalsynode wird durch den ersten Vizepräsidenten oder die erste Vizepräsidentin
                     bzw.  3 den zweiten Vizepräsidenten oder die zweite Vizepräsidentin vertreten.  4 Für die Mitglieder der Generalsynode wählt diese sechs stellvertretende Mitglieder, von denen nicht mehr als zwei ordinierte
                     Mitglieder sein dürfen; sie treten in der Reihenfolge der bei ihrer Wahl erhaltenen Stimmenzahl, bei gleicher Stimmenzahl
                     nach dem Alphabet ein, und zwar getrennt nach der Gruppe, für die sie gewählt sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die stellvertretenden Mitglieder treten zu den Sitzungen der Kirchenleitung nur hinzu, wenn ein Vertretungsfall vorliegt.
                      2 Sie erhalten jedoch die Sitzungsunterlagen und -niederschriften.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Bei der Zusammensetzung der Kirchenleitung soll darauf Bedacht genommen werden, dass ihr aus jeder Gliedkirche ein Mitglied
                     oder ein stellvertretendes Mitglied angehört.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Amtszeit der gewählten Mitglieder und des Präsidenten oder der Präsidentin der Generalsynode beträgt 6 Jahre.  2 Sie bleiben bis zur Wahl ihrer Nachfolger im Amte.  3 Scheidet ein gewähltes Mitglied während der Amtszeit aus, so tritt das an nächster Stelle stehende stellvertretende Mitglied
                     an dessen Stelle.
                  

               

               
                     Artikel 20

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Kirchenleitung tritt nach Bedarf, mindestens aber vierteljährlich auf Einladung des Leitenden Bischofs oder der Leitenden
                     Bischöfin zu Sitzungen zusammen.  2 Sie muss einberufen werden, wenn drei Mitglieder es beantragen.  3 Die Kirchenleitung ist beschlussfähig, wenn die Hälfte der gesetzlichen Zahl der Mitglieder anwesend ist.  4 Die Kirchenleitung gibt sich eine Geschäftsordnung.  5 In ihr kann bestimmt werden, dass der Leitende Bischof oder die Leitende Bischöfin und zwei weitere von der Kirchenleitung
                     zu bestimmende Mitglieder unter Vorsitz des Leitenden Bischofs oder der Leitenden Bischöfin die Geschäfte der Kirchenleitung
                     führen, wenn diese nicht versammelt ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Kirchenleitung kann bestimmte Aufgaben und Verwaltungsangelegenheiten allgemein oder im einzelnen Falle dem Kirchenamt
                     der Evangelischen Kirche in Deutschland übertragen, wobei ihr das Recht vorbehalten bleibt, jeden Einzelfall wieder an sich
                     zu ziehen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Beschlüsse werden, soweit kirchengesetzlich nichts anderes bestimmt ist, mit der Mehrheit der Stimmen der bei der Abstimmung
                     anwesenden Mitglieder gefasst.  2 Wahlen werden, soweit kirchengesetzlich nichts anderes bestimmt ist, durch Stimmzettel oder Handzeichen vorgenommen; gewählt
                     ist, wer die meisten Stimmen erhält.  3 Bei Stimmengleichheit ist die Wahl zu wiederholen; bei wiederholter Stimmengleichheit entscheidet das Los.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         In eiligen Fällen kann der oder die Vorsitzende Entscheidungen treffen, die jedoch der Bestätigung der Kirchenleitung bedürfen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Der Leiter oder die Leiterin des Amtsbereichs der VELKD und dessen oder deren ständige Vertretung nehmen an den Sitzungen
                     mit beratender Stimme teil.  2 Sofern beide nicht rechtskundig sind, nimmt ein juristischer Referent oder eine juristische Referentin des Amtsbereichs der
                     VELKD an den Sitzungen mit beratender Stimme teil.
                  

               

               
                     Artikel 21

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Organe der Vereinigten Kirche bedienen sich bei der Erfüllung ihrer Aufgaben, insbesondere in Angelegenheiten der kirchlichen
                     Verwaltung, des Kirchenamts der Evangelischen Kirche in Deutschland.  2 Hierzu schließt die Vereinigte Kirche einen Vertrag mit der Evangelischen Kirche in Deutschland, der der Zustimmung der Generalsynode
                     bedarf.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         In Angelegenheiten der Vereinigten Kirche ist das Kirchenamt an ihr Recht sowie an die Beschlüsse und Aufträge ihrer Organe
                     gebunden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Innerhalb des Kirchenamts wird ein Amtsbereich der VELKD gebildet, in dem die nach dem Selbstverständnis der Vereinigten Kirche
                     erforderlichen Aufgaben wahrgenommen werden.  2 Der Leiter oder die Leiterin des Amtsbereichs der Vereinigten Kirche ist zugleich theologischer Vizepräsident oder theologische
                     Vizepräsidentin des Kirchenamts.  3 Er oder sie führt die Amtsbezeichnung „Leiter des Amtsbereichs der VELKD“ oder „Leiterin des Amtsbereichs der VELKD“.  4 Seine oder ihre Berufung und die Ausübung der Dienstaufsicht über ihn oder sie bedürfen des Einvernehmens mit der Kirchenleitung.
                      5 Vor der Berufung ist die Bischofskonferenz anzuhören.  6 In Angelegenheiten der Vereinigten Kirche unterliegt der Amtsbereichsleiter oder die Amtsbereichsleiterin der Fachaufsicht
                     der Kirchenleitung.  7 Die Aufgabenerfüllung der im Amtsbereich der VELKD tätigen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, insbesondere die Ausübung der
                     Fachaufsicht, ist so zu regeln, dass die Bindung nach Absatz 2 gewährleistet ist.
                  

               

               
                     Artikel 21a

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Vereinigte Kirche ist Anstellungsträgerin der Pfarrer oder Pfarrerinnen, Kirchenbeamten oder Kirchenbeamtinnen sowie der
                     sonstigen Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen, die nicht im Kirchenamt der Evangelischen Kirche in Deutschland tätig sind.  2 Diese werden von der Vereinigten Kirche berufen oder angestellt.  3 Die Berufungen oder Anstellungen dürfen nur im Rahmen des von der Generalsynode zu beschließenden Stellenplanes erfolgen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Kirchenleitung führt die Dienst- und die Fachaufsicht.
                  

               

               
                     Artikel 22

                  

                   1 Ein kirchliches Verfassungs- und Verwaltungsgericht entscheidet über alle Rechtsfragen, die sich aus der Verfassung der Vereinigten
                     Kirche ergeben.  2 Die Zusammensetzung und das Verfahren regelt ein Kirchengesetz.
                  

               

               
                     Artikel 23

                  

                   1 Für Angelegenheiten der Lehre wird ein Spruchkollegium gebildet, das auch von Gliedkirchen in Anspruch genommen werden kann.
                      2 Die Zusammensetzung und das Verfahren regelt ein Kirchengesetz.
                  

               

               
                     Artikel 24

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Kirchengesetze kommen durch übereinstimmende Beschlüsse der Generalsynode und der Bischofskonferenz zustande.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Entwürfe zu Kirchengesetzen können von der Kirchenleitung, aus der Mitte der Bischofskonferenz oder aus der Mitte der Generalsynode
                     vorgelegt werden.  2 Sie müssen den vollständigen Text des Gesetzes mit Begründung enthalten und in den beiden letzten Fällen jeweils von mindestens
                     zwölf Mitgliedern der Generalsynode oder von mindestens fünf Mitgliedern der Bischofskonferenz unterschrieben sein.  3 Die Gesetzentwürfe gehen mit einer Stellungnahme der Kirchenleitung zunächst an die Bischofskonferenz und dann mit den etwa
                     beschlossenen Änderungen an die Generalsynode.  4 Beschlussfassungen über Gesetzesvorlagen bedürfen einer zweimaligen Beratung.  5 Die zweite Beratung kann frühestens am Tage nach Abschluss der ersten Beratung stattfinden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zu Entwürfen von Kirchengesetzen mit Wirkung für die Gliedkirchen ist vor Zuleitung an die Generalsynode den Gliedkirchen
                     Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Kommen übereinstimmende Beschlüsse von Bischofskonferenz und Generalsynode nicht zustande, so erlangt der Entwurf auch ohne
                     Zustimmung der Bischofskonferenz Gesetzeskraft, wenn die Generalsynode in einer mindestens sechs Monate später stattfindenden
                     Sitzung ihren Beschluss mit verfassungsändernder Mehrheit aufrechterhält.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Änderungen der Verfassung bedürfen außer dem zustimmenden Beschluss der Bischofskonferenz in der Schlussabstimmung der zweiten
                     Lesung der Zustimmung von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Mitglieder der Generalsynode.  2 Zwischen beiden Beschlüssen muss eine Frist von mindestens 24 Stunden liegen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Das Bekenntnis ist nicht Gegenstand der Gesetzgebung.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Verordnungen der Kirchenleitung mit Gesetzeskraft können durch einfachen Mehrheitsbeschluss der Generalsynode außer Kraft
                     gesetzt werden.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Eines Kirchengesetzes bedarf es
                  

                  
                     
                        	
                            zur Änderung oder Aufhebung eines Kirchengesetzes der Vereinigten Kirche,

                        

                        	
                            zur Regelung aller Angelegenheiten, die bisher in einer Gliedkirche durch Gesetze geregelt waren,

                        

                        	
                            zur Einführung oder Abschaffung regelmäßig wiederkehrender Feiertage.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         1 Die von der Bischofskonferenz und der Generalsynode beschlossenen und vom Leitenden Bischof oder der Leitenden Bischöfin vollzogenen
                     Kirchengesetze werden im Amtsblatt veröffentlicht.  2 Sie treten, wenn nichts anderes bestimmt ist, am 14. Tage nach dem Tage der Veröffentlichung in Kraft.
                  

               

               
                     Artikel 24a

                  

                  Die Bestimmungen des Artikels 24 gelten sinngemäß für die Zustimmung und das Außerkraftsetzen von Gesetzen nach Artikel 10a
                     der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland.
                  

               

               
                     Artikel 25

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ordnungen gemäß Artikel 5 kommen nach Beratung in den Gliedkirchen durch übereinstimmende Beschlüsse der Generalsynode und
                     der Bischofskonferenz zustande.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Im Übrigen gelten die Vorschriften des Artikels 24 Absatz 2 bis 4, 6 und 9 entsprechend.
                  

               

               

               
                     Artikel 26

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Haushaltsplan der Vereinigten Kirche und ihrer Einrichtungen wird von der Generalsynode für jedes Haushaltsjahr durch
                     Kirchengesetz beschlossen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Den Umlageschlüssel setzt die Generalsynode durch Beschlussfassung fest, aushilfsweise beim Eintritt erheblicher Änderungen
                     bis zum nächsten Zusammentreten der Generalsynode die Kirchenleitung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Rechnungslegung obliegt dem Amtsbereich der VELKD.  2 Die Prüfung der Rechnungen erfolgt durch den Finanzausschuss der Generalsynode.  3 Die Entlastung wird durch die Generalsynode erteilt.  4 Für den Fall, dass die Generalsynode nicht jährlich zusammentreten kann, erfolgt die Entlastung durch den Finanzausschuss.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Das Nähere über das Haushalts-, Umlagen- und Kassenwesen wird von der Kirchenleitung durch Verordnung geregelt.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt IV
Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen
            

         

         
                     Artikel 272

                  

                  Diese Verfassung tritt am 31. Dezember 1948 in Kraft, sofern mindestens drei Gliedkirchen die Ratifikationsurkunden bei dem
                     Vorsitzenden des Rates der Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands hinterlegt haben.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Die Inhaltsübersicht ist nicht Bestandteil der Verfasssung.

         

      

      2
            Die Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der ursprünglichen Fassung vom 8. Juli 1948. 

            Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der späteren Änderungen ergibt sich aus den Änderungsgesetzen, wie sie in der der Neubekanntmachung
               vorangestellten Bekanntmachung vom 7. Dezember 2017 (ABl. VELKD Bd. VII S. 560) verzeichnet sind.
            

         

      

   
      

      
         Verfassung des Ökumenischen Rates der
Kirchen
         

      

      
         Vom 30. August 1948 (Stand: September 1999)

      

      
         

      

      
            I.
BASIS
            

         

         Der Ökumenische Rat der Kirchen ist eine Gemeinschaft von Kirchen, die den Herrn Jesus Christus gemäß der Heiligen Schrift
            als Gott und Heiland bekennen und darum gemeinsam zu erfüllen trachten, wozu sie berufen sind, zur Ehre Gottes, des Vaters,
            des Sohnes und des Heiligen Geistes.
         

      

      
            II.
MITGLIEDSCHAFT
            

         

          1 In den Ökumenischen Rat der Kirchen können alle diejenigen Kirchen aufgenommen werden, die ihre Zustimmung zu der Basis erklären,
            auf welcher der Ökumenische Rat gegründet ist, und die Voraussetzungen erfüllen, die von der Vollversammlung oder dem Zentralausschuss
            festgelegt werden.  2 Die Wahl zum Mitglied muss mit Zweidrittelmehrheit der bei der Vollversammlung vertretenen Mitgliedskirchen erfolgen, wobei
            jede Kirche über eine Stimme verfügt.  3 Zwischen den Tagungen der Vollversammlung eingehende Aufnahmeanträge können durch den Zentralausschuss behandelt werden.  4 Wenn ein solcher Antrag durch eine Zweidrittelmehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder des Ausschusses unterstützt
            wird, wird dieser Beschluss den Kirchen, die bereits Mitglieder des Ökumenischen Rates der Kirchen sind, mitgeteilt, und die
            Aufnahme gilt als vollzogen, wenn nicht innerhalb von sechs Monaten von mehr als einem Drittel der Mitgliedskirchen Einwände
            erhoben werden.
         

      

      
            III.
ZIELE UND FUNKTIONEN
            

         

          1 Der Ökumenische Rat der Kirchen wird von den Kirchen gebildet, um der einen ökumenischen Bewegung zu dienen.  2 Er führt die Arbeit der weltweiten Bewegungen für Glauben und Kirchenverfassung und für Praktisches Christentum sowie des
            Internationalen Missionsrates und des Weltrates für christliche Erziehung weiter.
         

          3 Das Hauptziel der Gemeinschaft der Kirchen im Ökumenischen Rat der Kirchen besteht darin, einander zur sichtbaren Einheit
            in dem einen Glauben und der einen eucharistischen Gemeinschaft aufzurufen, die ihren Ausdruck im Gottesdienst und im gemeinsamen
            Leben in Christus findet, durch Zeugnis und Dienst an der Welt, und auf diese Einheit zuzugehen, damit die Welt glaube.
         

          4 In ihrem Streben nach koinonia im Glauben und Leben, Zeugnis und Dienst, bekunden die Kirchen ihren Willen, durch den Rat
            
               	
                  das im Gebet getragene Streben nach Vergebung und Versöhnung in einem Geist der gegenseitigen Rechenschaft, die Entwicklung
                     engerer Beziehungen durch den theologischen Dialog und das Miteinanderteilen menschlicher, geistlicher und materieller Ressourcen
                     zu fördern;
                  

               

               	
                  das gemeinsame Zeugnis an jedem Ort und überall zu erleichtern und einander in der Wahrnehmung ihrer missionarischen und evangelistischen
                     Aufgaben zu unterstützen;
                  

               

               	
                  ihrer Verpflichtung zur diakonia Ausdruck zu verleihen, indem sie Menschen in Not dienen, die die Menschen trennenden Schranken niederreißen, das Zusammenleben
                     aller Menschen in Gerechtigkeit und Frieden fördern und die Ganzheit der Schöpfung bewahren, damit alle Menschen die Fülle
                     des Lebens erfahren können;
                  

               

               	
                  durch Bildungs- und Lernprozesse und durch die Förderung von im jeweiligen Kontext verwurzelten Vorstellungen vom Leben in
                     der Gemeinschaft dazu beizutragen, daß sich ökumenisches Bewusstsein entfaltet;
                  

               

               	
                  einander in ihren Beziehungen zu und mit Menschen anderer Glaubensgemeinschaften zu unterstützen;

               

               	
                  Erneuerung und Wachstum in Einheit, Gottesdienst, Mission und Dienst zu fördern.

               

            

         

          5 Zur Stärkung der einen ökumenischen Bewegung wird der Rat
            
               	
                  Beziehungen zu und unter den Kirchen pflegen, speziell innerhalb, aber auch außerhalb seiner Mitgliedschaft;

               

               	
                  Beziehungen zu nationalen Räten, regionalen Kirchenkonferenzen, Organisationen der weltweiten christlichen Gemeinschaften
                     und anderen ökumenischen Organisationen aufnehmen und aufrechterhalten.
                  

               

               	
                  ökumenische Initiativen auf regionaler, nationaler und örtlicher Ebene unterstützen;

               

               	
                  die Vernetzung ökumenischer Organisationen erleichtern;

               

               	
                  auf den Zusammenhalt der einen ökumenischen Bewegung in ihren vielfältigen Ausdrucksformen hinarbeiten.

               

            

         

      

      
            IV.
VOLLMACHT
            

         

          1 Der Ökumenische Rat der Kirchen hat beratende Funktion und bietet die Möglichkeit zum gemeinsamen Vorgehen in Fragen von allgemeinem
            Interesse.
         

          2 Er kann im Auftrag von Mitgliedskirchen nur in solchen Angelegenheiten handeln, die ihm eine oder mehrere Kirchen übertragen,
            und nur im Namen dieser Kirchen.
         

          3 Der Ökumenische Rat besitzt keine gesetzgebende Gewalt über die Kirchen.  4 Er handelt auch in keiner Weise in ihrem Namen, außer in den erwähnten oder von den Mitgliedskirchen künftig festgelegten
            Fällen.
         

      

      
            V.
ORGANISATION
            

         

         Der Ökumenische Rat übt seine Funktionen aus durch die Vollversammlung, den Zentralausschuss, den Exekutivausschuss und sonstige
            nachgeordnete Organe, die nach Bedarf eingesetzt werden.
         

         
            	
               Vollversammlung
                  
                     	
                        Die Vollversammlung ist das oberste legislative Organ, das an der Spitze des Ökumenischen Rates steht und in der Regel alle
                           sieben Jahre zusammentritt.
                        

                     

                     	
                         1 Die Vollversammlung besteht aus offiziellen Vertretern und Vertreterinnen1 der Mitgliedskirchen, den Delegierten.  2 Sie werden von der Mitgliedskirche gewählt.
                        

                     

                     	
                        Die Vollversammlung hat folgende Aufgaben:
                           
                              	
                                 Wahl des Präsidenten oder der Präsidenten des Ökumenischen Rates;

                              

                              	
                                 Wahl von höchstens 145 Mitgliedern des Zentralausschusses aus der Mitte der Delegierten, die die Mitgliedskirchen in die Vollversammlung
                                    gewählt haben;
                                 

                              

                              	
                                 Wahl von höchstens fünf Zentralausschussmitgliedern aus der Mitte der Vertreter, die die angeschlossenen Mitgliedskirchen
                                    in die Vollversammlung gewählt haben;
                                 

                              

                              	
                                 Festlegung der allgemeinen Arbeitsschwerpunkte des Ökumenischen Rates und Überprüfung der Programme, die zur Umsetzung der
                                    vorher festgelegten Schwerpunkte durchgeführt werden;
                                 

                              

                              	
                                 Delegierung bestimmter Aufgaben an den Zentralausschuss, ausgenommen Änderungen dieser Verfassung und der Sitzverteilung innerhalb
                                    des Zentralausschusses, die verfassungsgemäß ausschließlich der Vollversammlung vorbehalten sind.
                                 

                              

                           

                        

                     

                  

               

            

            	
               Zentralausschuss
                  
                     	
                         1 Der Zentralausschuss ist verantwortlich für die Ausführung der von der Vollversammlung angenommenen Arbeitsschwerpunkte; er
                           nimmt die Aufgaben der Vollversammlung wahr, die diese ihm für die Zeit zwischen den Tagungen überträgt.  2 Ausgenommen hiervon sind die Befugnisse, diese Verfassung zu ändern, Sitze im Zentralausschuss zu verteilen oder die Sitzverteilung
                           zu ändern.
                        

                     

                     	
                        Der Zentralausschuss besteht aus dem bzw. den Präsidenten des Ökumenischen Rates der Kirchen und höchstens 150 stimmberechtigten
                           Mitgliedern.
                        

                        
                           	
                               1 Bis zu 145 Mitglieder werden von der Vollversammlung aus der Mitte der Delegierten gewählt, die die Mitgliedskirchen in die
                                 Vollversammlung gewählt haben.  2 Die Vollversammlung setzt die Zahl dieser Zentralausschussmitglieder für die Mitgliedskirchen fest unter angemessener Berücksichtigung
                                 der Größe der im Rat vertretenen Kirchen und Konfessionen, der Zahl der Kirchen jeder Konfession, die Mitglied des Rates sind,
                                 einer ausgewogenen geographischen und kulturellen Vertretung sowie einer angemessenen Vertretung der Hauptanliegen des Rates.
                              

                           

                           	
                              Bis zu fünf Mitglieder werden von der Vollversammlung aus der Mitte der Delegierten gewählt, die die angeschlossenen Mitgliedskirchen
                                 in die Vollversammlung gewählt haben.
                              

                           

                           	
                              Wird im Zentralausschuss zwischen den Tagungen der Vollversammlung ein Sitz frei, so besetzt der Zentralausschuss diesen Sitz
                                 im Einvernehmen mit der Kirche, der das ehemalige Mitglied angehörte.
                              

                           

                        

                     

                     	
                        Zusätzlich zu den oben unter a) aufgeführten allgemeinen Kompetenzen besitzt der Zentralausschuss folgende Befugnisse:
                           
                              	
                                 Wahl des Vorsitzenden und des oder der stellvertretenden Vorsitzenden aus der Mitte der Mitglieder des Zentralausschusses;

                              

                              	
                                 Wahl des Exekutivausschusses aus der Mitte der Zentralausschussmitglieder;

                              

                              	
                                 Wahl der Ausschüsse, Kommissionen und Kuratorien;

                              

                              	
                                 auf Empfehlung des Programmausschusses Einleitung und Beendigung von Programmen und Aktivitäten sowie Festlegung von Prioritäten
                                    für die Arbeit des Rates im Rahmen der von der Vollversammlung angenommenen Arbeitsschwerpunkte;
                                 

                              

                              	
                                 Annahme des Haushalts des Ökumenischen Rates und Sicherstellung seiner Finanzierung;

                              

                              	
                                 Wahl des Generalsekretärs und Wahl oder Ernennung der Mitarbeiter des Ökumenischen Rates bzw. Vorkehrungen für deren Wahl
                                    oder Ernennung;
                                 

                              

                              	
                                  1 Planung der Tagungen der Vollversammlung, Vorbereitung zur Erledigung ihrer Geschäfte, der Durchführung von Gottesdiensten
                                    und Studien sowie die Verwirklichung des gemeinsamen christlichen Engagements.  2 Der Zentralausschuss bestimmt die Anzahl der Vollversammlungsdelegierten und verteilt die Sitze auf die Mitgliedskirchen unter
                                    angemessener Berücksichtigung der Größe der im Rat vertretenen Kirchen und Konfessionen, der Zahl der Kirchen jeder Konfession,
                                    die Mitglied des Rates sind, einer ausgewogenen geographischen und kulturellen Vertretung und der angestrebten Zusammensetzung
                                    aus leitenden Amtsträgern, Gemeindepfarrern und Laien, aus Männern, Frauen und jungen Menschen sowie der Teilnahme von Personen,
                                    deren Fachwissen und Erfahrungen erforderlich sind;
                                 

                              

                              	
                                 Delegierung bestimmter Aufgaben an den Exekutivausschuss oder andere Organe oder Personen.

                              

                           

                        

                     

                  

               

            

            	
               Satzung des Ökumenischen Rates
Die Vollversammlung oder der Zentralausschuss können Satzungsartikel für die Führung der Geschäfte des Ökumenischen Rates
                  annehmen und ändern, sofern sie mit dieser Verfassung nicht unvereinbar sind.
               

            

            	
               Satzungen der Ausschüsse usw.
Die Vollversammlung und der Zentralausschuss können Satzungen für die Arbeit der Ausschüsse, Kuratorien, Arbeitsgruppen und
                  Kommissionen annehmen und Änderungen dieser Satzungen vornehmen, sofern sie mit dieser Verfassung nicht unvereinbar sind.
               

            

            	
               Beschlussfähigkeit
Die Vollversammlung und der Zentralausschuss sind für die Erledigung ihrer Geschäfte beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte
                  ihrer Mitglieder anwesend ist.
               

            

         

      

      
            VI.
ANDERE ÖKUMENISCHE CHRISTLICHE ORGANISATIONEN
            

         

         
            	
               Konfessionelle Weltbünde und internationale ökumenische Organisationen, die der Zentralausschuss dafür vorschlägt, können
                  eingeladen werden, nichtstimmberechtigte Vertreter zu den Tagungen der Vollversammlung und des Zentralausschusses in einer
                  von letzterem zu bestimmenden Anzahl zu entsenden.
               

            

            	
               Nationale Räte von Kirchen und regionale Kirchenkonferenzen sowie andere Christenräte und Missionsräte, die der Zentralausschuss
                  dafür vorschlägt, können eingeladen werden, nichtstimmberechtigte Vertreter zu den Tagungen der Vollversammlung und des Zentralausschusses
                  in einer von letzterem zu bestimmenden Anzahl zu entsenden.
               

            

         

      

      
            VII.
VERFASSUNGSÄNDERUNGEN
            

         

          1 Die Verfassung kann mit Zweidrittelmehrheit der anwesenden stimmberechtigten Delegierten der Vollversammlung geändert werden.
             2 Voraussetzung hierfür ist, daß der Zentralausschuss die Änderungsvorschläge vorher überprüft und mindestens sechs Monate vor
            der Tagung der Vollversammlung den Mitgliedskirchen zugestellt hat.  3 Sowohl der Zentralausschuss als auch die Mitgliedskirchen sind berechtigt, derartige Verfassungsänderungen vorzuschlagen.
         

      

      

      1
            Im Interesse der Lesbarkeit wird im folgenden nur die männliche Form der verschiedenen Ämter verwendet, wobei als selbstverständlich
               vorausgesetzt wird, daß jede dieser Funktionen von einer Frau ausgeübt werden kann.
            

         

      

   
      

      
         Verfassung der Konferenz Europäischer
Kirchen
         

      

      
         Vom 8. September 1992

      

      
         

      

      
            Präambel

         

          1 Die Konferenz Europäischer Kirchen (im Folgenden: die Konferenz) ist eine ökumenische Gemeinschaft von Kirchen Europas, die
            den Herrn Jesus Christus gemäß der Heiligen Schrift als Gott und Heiland kennen und darum gemeinsam zu erfüllen trachten,
            wozu sie berufen sind, zur Ehre Gottes, des Vaters, des Sohnes und des Heiligen Geistes.
         

          2 Die Konferenz entstand nach dem Zweiten Weltkrieg durch Initiative führender Vertreter europäischer Kirchen.  3 Ihre Absicht war es, dass die Kirchen in Europa sich in dem ihnen allen aufgetragenen Dienst der Versöhnung gegenseitig fördern.
             4 Die I. Vollversammlung fand am 6. bis 9. Januar 1959 in Nyborg statt.  5 Bei ihrer IV. Vollversammlung gab sich die Konferenz am 8. Oktober 1964 ihre erste Satzung.  6 Inzwischen hat die Zahl ihrer Mitgliedskirchen zugenommen, und ihre Gemeinschaft sowie die Zusammenarbeit mit dem Rat der
            Europäischen Bischofskonferenzen (CCEE) ist enger geworden.
         

          7 Die Mitgliedskirchen der Konferenz wollen den durch die Gnade des dreieinigen Gottes in zunehmender konziliarer Gesinnung
            bereits zurückgelegten Weg miteinander weitergehen.  8 Sie wollen in der Treue zum Evangelium, wie es in der Heiligen Schrift bezeugt und in und durch die Kirche kraft des Heiligen
            Geistes übermittelt worden ist, in der Gemeinschaft (Koinonia) des Glaubens, der Hoffnung und der Liebe immer mehr wachsen.
             9 Sie wollen ebenso in der Treue zu diesem Evangelium ihren Beitrag zur Mission der Kirche, zum Schutz des Lebens und für das
            Wohl alle Menschen gemeinsam leisten.
         

          9 Die Konferenz will in gesamteuropäischer Verpflichtung den Kirchen Europas helfen, ihr geistliches Leben zu erneuern, ihr
            gemeinsames Zeugnis und ihren gemeinsamen Dienst zu stärken sowie die Einheit der Kirche und den Frieden fördern.
         

      

      
            Aufgaben

         

         
                     Artikel 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Verwirklichung der in der Präambel genannten Ziele nimmt die Konferenz insbesondere die folgenden Aufgaben wahr:
                  

                  Gemeinsame Studien und Beratungen, gegenseitiger Informations- und Erfahrungsaustausch, gemeinsame Programme und Projekte,
                     gegenseitige Hilfe, Empfehlungen an die Mitgliedskirchen und öffentliche Erklärungen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Konferenz hat keine gesetzgebende Befugnis über ihre Mitgliedskirchen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Es liegt in der Freiheit und Verantwortung der einzelnen Mitgliedskirchen, Empfehlungen und Erklärungen der Konferenz in ihrem
                     Leben und Zeugnis zu verwirklichen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Konferenz kann im Auftrage von Mitgliedskirchen, und nur in deren Namen, in solchen Angelegenheiten handeln, die ihr eine
                     oder mehrere Mitgliedskirchen übertragen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Konferenz sucht unter Wahrung ihrer Selbstständigkeit in ihrer Arbeit Gemeinschaft mit dem Ökumenischen Rat der Kirchen,
                     nationalen Kirchenräten, kirchlichen und ökumenischen Vereinigungen in Europa sowie mit außereuropäischen regionalen Kirchenkonferenzen
                     und weltweiten Christlichen Gemeinschaften.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Konferenz kann Kirchen und internationalen kirchlichen und ökumenischen Vereinigungen in Europa den Status einer assoziierten
                     Organisation zuerkennen.
                  

               

            

         

      

      
            Rechtlicher Status

         

         
                     Artikel 2

                  

                  Die Konferenz ist eine gemeinnützige Körperschaft gemäß dem diesbezüglichen Recht des Landes, in dem sie ihren Sitz hat.

               

            

         

      

      
            Mitgliedschaft

         

         
                     Artikel 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Mitglieder der Konferenz sind diejenigen Kirchen, welche ihr zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verfassung als Mitglieder
                     angehören.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Als weitere Mitglieder der Konferenz können Kirchen in Europa aufgenommen werden, welche Basis und Ziele nach der Präambel
                     dieser Verfassung anerkennen.  2 Das Verfahren wird durch die Ausführungsbestimmungen geregelt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Mitgliedskirchen übernehmen alle Verpflichtungen, die aus der Mitgliedschaft erwachsen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Eine Kirche kann aus der Konferenz ausgeschlossen oder in der Ausübung ihrer Mitgliedschaftsrechte eingeschränkt werden, wenn
                     sie die Voraussetzungen der Mitgliedschaft gemäß (2) oder ihre Verpflichtungen als Mitglied andauernd und in schwerwiegender
                     Weise nicht mehr erfüllt.
                  

               

            

         

      

      
            Organisation

         

         
                     Artikel 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Konferenz nimmt ihre Aufgaben wahr durch die Vollversammlung, den Zentralausschuss und das Generalsekretariat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der/die Vorsitzende1 des Zentralausschusses oder dessen Stellvertreter oder der Generalsekretär kann für die Konferenz sprechen, während der Dauer
                     einer Tagung der Vollversammlung auch deren Vorsitzender.
                  

               

               
                     Artikel 5

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Vollversammlung ist das oberste Organ der Konferenz.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie besteht aus den von den Mitgliedskirchen ernannten Delegierten und den Mitgliedern des Zentralausschusses.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Vollversammlung fördert die Gemeinschaft, die gemeinsame Willensbildung und die Zusammenarbeit der Kirchen Europas insbesondere
                     durch folgende Aufgaben:
                     
                        	
                           Sie behandelt ein vom Zentralausschuss benanntes Generalthema;

                        

                        	
                           Sie berät die Berichte des Zentralausschusses und des Generalsekretärs;

                        

                        	
                           Sie gibt Weisungen für die Arbeit der Konferenz;

                        

                        	
                           Sie stellt für die Zeit bis zur nächsten ordentlichen Tagung der Vollversammlung einen Finanzplan auf;

                        

                        	
                           Sie gibt Erklärungen ab, beschließt über Empfehlungen an die Mitgliedskirchen und ruft sie zum gemeinsamen Gebet auf;

                        

                        	
                           Sie nimmt die Wahlen der Mitglieder des Zentralausschusses vor;

                        

                        	
                           Sie beschließt auf Vorschlag des Zentralausschusses mit Zweidrittel-Mehrheit in Angelegenheiten des Artikels 3 (4);
                           

                        

                        	
                           Sie erlässt die Ausführungsbestimmungen zu dieser Verfassung und gibt sich eine Geschäftsordnung.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Vollversammlung soll mindestens alle 6 Jahre zu einer ordentlichen Tagung zusammentreten.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Eine außerordentliche Tagung muss einberufen werden, wenn ein Fünftel der Mitgliedskirchen oder zwei Drittel der Mitglieder
                     des Zentralausschusses es verlangen.
                  

               

               
                     Artikel 6

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Zentralausschuss besorgt als bevollmächtigtes Organ die Angelegenheiten der Konferenz, wenn die Vollversammlung nicht
                     tagt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Amtszeit des Zentralausschusses dauert bis zum Abschluss der nächsten ordentlichen Vollversammlung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Zahl der Mitglieder des Zentralausschusses wird durch die Vollversammlung bestimmt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Ein Mitglied des Zentralausschusses, das während der Amtszeit ausscheidet, wird durch den Zentralausschuss ersetzt.  2 Das nachfolgende Mitglied soll derselben konfessionellen und regionalen Herkunft sein.  3 Es tritt in die Amtsperiode des Vorgängers ein.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Der Zentralausschuss konstituiert sich selbst.  2 Er wählt aus seiner Mitte das Präsidium.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Das Präsidium ist der Exekutivausschuss des Zentralausschusses.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Der Zentralausschuss nimmt diejenigen Wahlen und Berufungen vor, die nicht der Vollversammlung vorbehalten sind.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Der Zentralausschuss erteilt dem Generalsekretär Weisungen.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                        Der Zentralausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.
                  

               

               
                     Artikel 7

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Generalsekretär wird vom Zentralausschuss gewählt.  2 Er leitet das Generalsekretariat der Konferenz und ist Vorgesetzter aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.  3 Er ist der Sekretär der Vollversammlung, des Zentralausschusses und des Präsidiums.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die rechtsverbindliche Unterschrift für die Konferenz führt der Generalsekretär gemeinsam mit einer der Personen, die vom
                     Zentralausschuss dazu ermächtigt sind.  2 Der Generalsekretär kann eine Person zur Unterschrift an seiner Stelle ermächtigen.  3 Das Nähere bestimmt der Zentralausschuss.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Generalsekretär ist dem Zentralausschuss für seine Tätigkeit und für die Arbeit des Generalsekretärs verantwortlich.
                  

               

            

         

      

      
            Finanzierung

         

         
                     Artikel 8

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Konferenz wird durch Beiträge der Mitgliedskirchen sowie durch Zuwendungen Dritter finanziert.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Auf der Grundlage des von der Vollversammlung aufgestellten Finanzplans erstellt der Zentralausschuss den jährlichen Haushaltsplan
                     sowie den Stellenplan des Generalsekretärs der Konferenz und setzt die Höhe der Beiträge fest, die von den einzelnen Mitgliedskirchen
                     unter Berücksichtigung ihrer finanziellen Möglichkeiten erwartet werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Zentralausschuss wählt einen Haushaltsausschuss und die Rechnungsprüfer.  2 Er berät ihre jährlichen Berichte und erteilt dem Generalsekretär Entlastung.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Für ihre Verbindlichkeiten haftet die Konferenz ausschließlich mit ihrem eigenen Vermögen.
                  

               

            

         

      

      
            Besondere Bestimmungen

         

         
                     Artikel 9

                  

                   1 Zur Abwendung eines der Konferenz unmittelbar drohenden schwerwiegenden Schadens oder Nachteils kann das Präsidium von einzelnen
                     Vorschriften der Ausführungsbestimmungen vorübergehend abweichen.  2 Die Verfassung ist in jedem Falle zu wahren.  3 Das Präsidium muss die Mitglieder des Zentralausschusses unverzüglich von den getroffenen Maßnahmen unterrichten.
                  

               

               
                     Artikel 10

                  

                   1 Die Änderung der Verfassung kann vom Zentralausschuss mit Zweidrittelmehrheit oder von einem Fünftel der Mitgliedskirchen
                     beantragt werden.  2 Sie bedarf der Zustimmung der Vollversammlung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden stimmberechtigten Delegierten
                     und Mitgliedern des Zentralausschusses.
                  

               

               
                     Artikel 11

                  

                   1 Die Auflösung der Konferenz kann vom Zentralausschuss mit Zweidrittelmehrheit oder von einem Fünftel der Mitgliedskirchen
                     beantragt werden.  2 Sie bedarf der Zustimmung der Vollversammlung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden stimmberechtigten Delegierten
                     und Mitgliedern des Zentralausschusses oder schriftlichen Zustimmung von zwei Dritteln der Mitgliedskirchen.
                  

               

               
                     Artikel 12

                  

                  Diese Verfassung tritt mir ihrer Annahme durch die Vollversammlung der Konferenz in Kraft.2

               

            

         

      

      

      1
            Im weiteren Text ist um der größeren sprachlichen Klarheit willen nur die männliche Form der verschiedenen Ämter gebraucht.
               Dabei wird als selbstverständlich vorausgesetzt, dass jedes dieser Ämter von einer Frau oder einem Mann wahrgenommen werden
               kann.
            

         

      

      2
            Angenommen von der 10. Vollversammlung der KEK am 8. September 1992.

         

      

   
      

      
         Verfassung des Lutherischen Weltbundes
(wie von der Achten Vollversammlung in
Curitiba, Brasilien, angenommen)1

      

      
         Vom 10. Februar 19912

      

      
         

      

      
         Inhaltsübersicht
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                     XII. Generalsekretär/in

                  

               
            

         
      

      

      
            I. Name

         

         Die aufgrund dieser Verfassung gebildete Körperschaft trägt den Namen "Lutherischer Weltbund".

      

      
            II. Lehrgrundlage

         

          1 Der Lutherische Weltbund bekennt die Heilige Schrift des Alten und Neuen Testamentes als die alleinige Quelle und Norm seiner
            Lehre, seines Lebens und seines Dienstes.  2 Er sieht in den drei ökumenischen Glaubensbekenntnissen und in den Bekenntnissen der lutherischen Kirche, insbesondere in
            der unveränderten Augsburgischen Konfession und in dem Kleinen Katechismus Martin Luthers eine zutreffende Auslegung des Wortes
            Gottes.
         

      

      
            III. Wesen und Aufgaben

         

          1 Der Lutherische Weltbund ist eine Gemeinschaft von Kirchen, die sich zu dem dreieinigen Gott bekennen, in der Verkündigung
            des Wortes Gottes übereinstimmen und in Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft verbunden sind.
         

          2 Der Lutherische Weltbund bekennt die eine, heilige, katholische und apostolische Kirche und will der Einheit der Christenheit
            in der Welt dienen.
         

          3 Der Lutherische Weltbund
            
               	
                  fördert die einmütige Bezeugung des Evangeliums von Jesus Christus und stärkt die Mitgliedskirchen bei der Erfüllung des Missionsauftrages
                     und in ihrem Bemühen um die Einheit der weltweiten Christenheit;
                  

               

               	
                  fördert weltweit unter den Mitgliedskirchen diakonisches Handeln, Linderung menschlicher Not, Frieden und Menschenrechte,
                     soziale und wirtschaftliche Gerechtigkeit, Bewahrung der Schöpfung Gottes und gegenseitiges Teilen;
                  

               

               	
                  fördert durch gemeinsame Studienarbeit die Gemeinschaft und das Selbstverständnis der Mitgliedskirchen und hilft ihnen, Aufgaben
                     miteinander wahrzunehmen.
                  

               

            

         

      

      
            IV. Zuständigkeit

         

          1 Der Lutherische Weltbund handelt als Organ seiner eigenständigen Mitgliedskirchen in Angelegenheiten, die ihm von den Mitgliedskirchen
            übertragen werden.  2 Er kann für eine oder mehrere Mitgliedskirchen tätig werden, sofern diese ihm bestimmte Aufgaben übertragen.  3 Er kann einzelne Mitgliedskirchen bitten, Aufgaben für die gesamte Gemeinschaft zu übernehmen.
         

      

      
            V. Mitgliedschaft und andere Formen der Zugehörigkeit

         

         1. Mitgliedskirchen

          1 Der Lutherische Weltbund setzt sich aus Kirchen zusammen, welche die in Artikel II dieser Verfassung festgelegte Lehrgrundlage
            annehmen.
         

          2 Eine Kirche, die einen Antrag auf Mitgliedschaft im Weltbund stellt, hat die Annahme dieser Verfassung zu erklären.
         

          3 Über ihre Aufnahme entscheidet der Weltbund durch die Vollversammlung oder in der Zwischenzeit durch den Rat.
         

          4 Die Mitgliedschaft im Weltbund kann durch Austritt beendet werden.  5 Auf Empfehlung des Rates kann die Vollversammlung die Mitgliedschaft mit Zweidrittel der abgegebenen Stimmen für ruhend oder
            für beendet erklären.
         

          6 Verfahrensweisen bezüglich der Mitgliedschaft werden in den Ausführungsbestimmungen geregelt.
         

         2. Anerkannte Kirchen, Kirchenräte und Kirchengemeinden

          1 Der Lutherische Weltbund kann solchen Kirchen, die nicht Mitglied sind, sowie Kirchenräten oder Kirchengemeinden, welche die
            in Artikel II dieser Verfassung festgelegte Lehrgrundlage annehmen, die Berechtigung zur Teilnahme an der Arbeit des Weltbundes
            zuerkennen (Assoziierte Mitgliedschaft).
         

          2 Anerkennung, Bedingung und Fortsetzung solcher Mitarbeit werden in den Ausführungsbestimmungen geregelt.
         

      

      
            VI. Organisation

         

          1 Der Lutherische Weltbund übt seine Funktionen durch die Vollversammlung, den Rat, das Sekretariat und die entsprechenden Einrichtungen
            der Mitgliedskirchen aus.  2 In allen diesen Organen und Einrichtungen des Weltbundes sollen Geistliche und Laien, Männer, Frauen und Jugendliche teilnehmen.
         

      

      
            VII. Vollversammlung

         

         1.  1 Die Vollversammlung besteht aus den Vertretern und Vertreterinnen der Mitgliedskirchen.  2 Als das oberste Organ des Lutherischen Weltbundes hat die Vollversammlung folgende Aufgaben:
            
               	
                  sie beschließt über die Verfassung;

               

               	
                  sie gibt allgemeine Ausrichtung über die Arbeit des Weltbundes;

               

               	
                  sie wählt den Präsidenten/die Präsidentin und die Mitglieder des Rates;

               

               	
                  sie billigt die Berichte des Präsidenten/der Präsidentin, des Generalsekretärs/der Generalsekretärin und des Schatzmeisters/der
                     Schatzmeisterin.
                  

               

            

         

         2.  1 Die Vollversammlung wird in der Regel alle sechs Jahre abgehalten.  2 Zeit, Ort und Programm der Vollversammlung werden vom Rat bestimmt.  3 Sondertagungen der Vollversammlung können auf Verlangen des Rates stattfinden.  4 Sie müssen stattfinden, wenn ein Fünftel der Mitgliedskirchen dies verlangt.
         

         3.  1 Die Zahl der Delegierten auf der Vollversammlung und die Verteilung der Sitze auf die Mitgliedskirchen werden vom Rat bestimmt.
         

          2 Jede Mitgliedskirche hat das Recht, mindestens eine/n Vertreter/in in die Vollversammlung zu entsenden.
         

          3 Dabei sind die zahlenmäßige Größe der Mitgliedskirchen und ihre Verteilung auf Kontinente und Länder gebührend zu berücksichtigen.
         

         4. 1  Der Rat kann Vertreter/innen von lutherischen Gemeinden innerhalb unierter Kirchen oder von lutherischen Vereinigungen und
            Organisationen mit beratender Stimme in die Vollversammlung einladen, soweit diese nicht von Mitgliedskirchen mit vertreten
            werden.
         

          2 Die Zahl dieser Vertreter/innen wird vom Rat festgesetzt.
         

      

      
            VIII. Rat

         

         1.  1 Der Rat setzt sich aus dem Präsidenten/der Präsidentin, dem/der Schatzmeister/in und 48 Personen zusammen, die von der Vollversammlung
            gewählt werden.
         

          2 Auf Vorschlag der Mitgliedskirchen werden 48 Mitglieder des Rates mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen von der Vollversammlung
            gewählt.
         

          3 Die Vollversammlung kann auch andere als von den Mitgliedskirchen vorgeschlagene Personen und andere als Delegierte von Vollversammlungen
            in den Rat wählen, sofern deren Mitgliedskirchen zustimmen.
         

          4 Das Wahlverfahren und die Verteilung der Sitze der Delegierten auf die Kontinente und Länder werden in den Ausführungsbestimmungen
            geregelt.  5 Auf eine angemessene Vertretung von Geistlichen und Laien, Frauen und Männern sowie Jugendlichen ist zu achten.
         

          6 Die Amtszeit des Rates endet mit dem Schluss der nächsten ordentlichen Vollversammlung.  7 Die einmalige Wiederwahl der Mitglieder des Rates ist zulässig.
         

         2. Der Rat führt die Geschäfte des Weltbundes in der Zeit zwischen den ordentlichen Vollversammlungen; er tritt mindestens
            einmal im Jahr zusammen.
         

         3.  1 Der Rat wählt den/die Generalsekretär/in (Artikel XII) und den/die Schatzmeister/in (Artikel X) und legt deren Aufgaben fest.
         

          2 Die Amtszeit der vom Rat Gewählten kann durch Zweidrittelmehrheit des Rates vorzeitig beendet werden.
         

          3 Der Rat beschließt über die Struktur des Sekretariats und legt den Mitgliedskirchen einen Jahresbericht vor.
         

         4.  1 Der Rat wählt binnen drei Monaten den Präsidenten/die Präsidentin, wenn dieses Amt infolge des Todes oder der Handlungsunfähigkeit
            des Amtsinhabers/der Amtsinhaberin vakant geworden ist.
         

          2 Wenn ein Mitglied des Rates für den Rest seiner/ihrer Amtszeit nicht mehr an den Tagungen des Rates teilnehmen kann, wählt
            der Rat im Einvernehmen mit der Mitgliedskirche für die noch verbleibende Amtszeit eine/n Stellvertreter/in.
         

         5. 1  Der Rat beschließt die Finanzhaushalte des Weltbundes.  2 Er nimmt die geprüften Rechnungsberichte entgegen und erteilt die Entlastung.
         

         6.  1 Der Rat wählt aus seiner Mitte die Vizepräsidenten/präsidentinnen unter Berücksichtigung der sieben geografischen Regionen.
         

          2 Der Rat wählt aus seiner Mitte ein Exekutivkomitee sowie Programmausschüsse und ernennt deren Vorsitzende.
         

          3 Das Exekutivkomitee setzt sich aus folgenden Personen zusammen: dem Präsidenten/der Präsidentin, den Vizepräsidenten/präsidentinnen,
            dem/der Schatzmeister/in und den Vorsitzenden der Programmausschüsse.
         

          4 Für die Programmausschüsse wählt der Rat für die Dauer seiner Amtszeit insgesamt bis zu 30 Berater/innen mit Stimmrecht in
            den Ausschüssen.
         

          5 Bei Bedarf kann der Rat ständige Ausschüsse oder Ad-hoc-Unterausschüsse berufen.
         

          6 Das Exekutivkomitee nimmt die ihm vom Rat zugewiesenen Aufgaben wahr, um den reibungslosen Ablauf der Tätigkeiten des Weltbundes
            zu gewährleisten.
         

          7 Es beschließ unter anderem, welche Mitglieder des Rates oder des Stabes für den Lutherischen Weltbund zeichnungsberechtigt
            sind.
         

          8 Das Exekutivkomitee fungiert als Personalausschuss.  9 Es nimmt ferner die Aufgaben des Treuhandschaftsrates des Weltbundes wahr.
         

      

      
            IX. Nationale Komitees

         

          1 Die Mitgliedskirchen können in jedem Land ein Nationales Komitee bilden, um ihre Beziehungen zum Weltbund zu koordinieren.
             2 Das Recht jeder Mitgliedskirche, mit dem Weltbund unmittelbar in Verbindung zu treten, wird dadurch nicht berührt.  3 Jedes Nationale Komitee legt dem Rat einen Jahresbericht über seine Tätigkeiten vor.
         

      

      
            X. Amtsträger/innen

         

         1. Präsident/in

          1 Die Wahl des Präsidenten/der Präsidentin durch die Vollversammlung erfolgt durch die Mehrheit der in einer schriftlichen Wahl
            abgegebenen Stimmen.
         

          2 Der/die Präsident/in übernimmt sein/ihr Amt unmittelbar nach Schluss der Vollversammlung, auf der die Wahl stattgefunden hat.
             3 Er/sie bleibt bis zum Schluss der nächsten ordentlichen Vollversammlung im Amt und kann nicht für eine weitere Amtszeit wiedergewählt
            werden.  4 Der/die Präsident/in ist der/die oberste Vertreter/in und Sprecher/in des Weltbundes.  5 Er/sie leitet die Vollversammlung, den Rat und das Exekutivkomitee.
         

          6 Der/die Präsident/in führt im Zusammenwirken mit dem/der Generalsekretär/in und dem/der Schatzmeister/in die Aufsicht über
            Leben und Arbeit des Weltbundes.
         

         2. Schatzmeister/in

          1 Der/die Schatzmeister/in wird vom Rat auf dessen konstituierender Sitzung gewählt und bleibt bis zum Schluss der folgenden
            ordentlichen Vollversammlung im Amt.
         

          2 Der/die Schatzmeister/in führt die Aufsicht über die finanziellen Angelegenheiten des Weltbundes und berät den Präsidenten/die
            Präsidentin und den/die Generalsekretär/in in diesen Angelegenheiten.
         

      

      
            XI. Sekretariat

         

          1 Der Weltbund unterhält ein Sekretariat, das zur Erfüllung seiner Aufgaben angemessen ist.  2 Der Rat legt die Struktur und den Aufgabenbereich des Sekretariats fest.
         

      

      
            XII. Generalsekretär/in

         

          1 Der Rat wählt unverzüglich nach Schluss jeder ordentlichen Vollversammlung den/die Generalsekretär/in, dessen/deren Amtszeit
            mit dem Dienstantritt des/der Nachfolgers/Nachfolgerin endet.  2 Der/die Generalsekretär/in ist hauptberuflich tätig.  3 Wiederwahl ist möglich.
         

          4 Der/die Generalsekretär/in ist dem Rat für seine/ihre Arbeit verantwortlich.  5 Er/sie führt die Geschäfte des Weltbundes und vollzieht die Beschlüsse der Vollversammlung und des Rates.  6 Der/die Generalsekretär/in erstattet der Vollversammlung und dem Rat Bericht.
         

      

      

      1
            Der Generalsekretär des Lutherischen Weltbundes hat auf Anfrage schriftlich mitgeteilt, dass diese deutsche Fassung als autorisierter
               deutscher Text zu gelten habe.
            

         

      

      2
            In der LWI-Monatsausgabe 3/91 S. 14 ist folgender Hinweis erschienen: „Am 10. Februar, ein Jahr nach Abschluss der Achten
               Vollversammlung des Lutherischen Weltbundes, ist die auf dieser Vollversammlung beschlossene neue Verfassung in Kraft getreten…“
            

         

      

   
      

      
         Satzung des Deutschen Nationalkomitees
des Lutherischen Weltbundes vom
1. Mai 1976 unter Berücksichtigung der Änderungsbeschlüsse vom 31. Mai 1991 und 13./14. November 19911

      

      
         Vom 11. Dezember 1991

      

      
         (ABl. VELKD 1992 S. 173)

      

      Die Mitgliedskirchen des Lutherischen Weltbundes (LWB) in der Bundesrepublik Deutschland bilden gemäß Artikel V und IX der Verfassung des LWB das „Deutsche Nationalkomitee des Lutherischen Weltbundes“ (DNK) und beschließen hierfür folgende
         Satzung:
      

      
         Inhaltsübersicht

      

      
         
            
               	
                  
                     I. Aufgaben und Organisation

                  

               
            

            
               	§ 1
               	Aufgaben
            

            
               	§ 2
               	Zusammensetzung des DNK
            

            
               	§ 3
               	Vorsitzender, Stellvertreter, Schatzmeister
            

            
               	§ 4
               	Sitzungen
            

            
               	§ 5
               	Beschlussfassung zwischen den Sitzungen, Geschäftsführender Ausschuss
            

            
               	
                  
                     II. Ausschüsse

                  

               
            

            
               	§ 6
               	Ausschuss für Kirchliche Zusammenarbeit und Weltdienst (Hauptausschuss)
            

            
               	§ 7
               	Vollversammlungsausschuss
            

            
               	§ 8
               	Weitere Ausschüsse
            

            
               	§ 9
               	Geschäftsstelle und Geschäftsführer
            

            
               	§ 10
               	Weitere Referenten
            

            
               	
                  
                     IV. Mitarbeiter aus Nicht-Mitgliedkirchen

                  

               
            

            
               	§ 11
               	
            

            
               	
                  
                     V. Finanzen

                  

               
            

            
               	§ 12
               	Beiträge
            

            
               	§ 13
               	Haushaltsplan
            

            
               	§ 14
               	Vermögen und Rechnungsprüfung
            

            
               	§ 15
               	Rechnungsprüfung und Entlastung
            

            
               	
                  
                     VI. Rechtliche Vertretung

                  

               
            

            
               	§ 16
               	
            

            
               	
                  
                     VII. Schlussbestimmungen

                  

               
            

            
               	§ 17
               	Anfall des Vermögens
            

            
               	§ 18
               	Inkrafttreten
            

         
      

      

      
            I.
Aufgaben und Organisation
            

         

         
                     § 1
Aufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das DNK fördert die Erfüllung der in Artikel III2 der Verfassung des LWB genannten Aufgaben und dient der Mitarbeit seiner Mitgliedkirchen im LWB.  2 Es sorgt für Informationen und Kommunikation im Verhältnis seiner Mitgliedkirchen zum LWB und umgekehrt.: desgleichen für
                     eine möglichst gemeinsame Vertretung der Anliegen seiner Mitgliedkirchen im LWB.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei der Planung und Durchführung seiner Aufgaben sucht das DNK sich mit der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands
                     (Vereinigte Kirche) abzustimmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die in dieser Satzung verwendeten Personenbezeichnungen gelten für Männer und Frauen.
                  

               

               
                     § 2
Zusammensetzung des DNK
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dem DNK gehören als stimmberechtigte Mitglieder an:
                     
                        	
                           je ein von den Mitgliedkirchen benannter Vertreter; Mitgliedkirchen mit mehr als 1 Million Kirchenglieder benennen zwei Vertreter, die einander vertreten können,

                        

                        	
                           der Leitende Bischof der VELKD,

                        

                        	
                           der Schatzmeister des DNK,

                        

                        	
                           die Mitglieder des Rates der LWB aus der Bundesrepublik Deutschland,

                        

                        	
                           der Präsident der Generalsynode

                        

                        	
                           der Leiter des Lutherischen Kirchenamtes.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Für alle Mitglieder nach Absatz 1 Buchst. a) sind Stellvertreter zu benennen.  2 Die Mitglieder können ihre Vertretung im Einzelfall auch einem anderen Mitglied übertragen; die Vertretungsbefugnis ist schriftlich
                     nachzuweisen.  3 Die Mitglieder nach Absatz 1 Buchst. b), e) und f) werden durch ihre Stellvertreter vertreten.  4 Für das Mitglied nach Absatz 1 Buchst. c) ist vom DNK ein Stellvertreter zu wählen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Amtsdauer der Mitglieder richtet sich nach dem ihnen von der Mitgliedskirche, dem DNK, der Vereinigten Kirche oder dem
                     LWB übertragenen Mandat.  2 Die Mitglieder bleiben so lange im Amt, bis ihre Nachfolger bestimmt sind.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Zu den Sitzungen des DNK werden je ein Vertreter der assoziierten Mitglieder gemäß Absatz V2 der Verfassung des LWB eingeladen,
                     denen das DNK Stimmrecht verleihen kann.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Mit beratender Stimme werden eingeladen:
                     
                        	
                           die Mitglieder der Programmausschüsse des LWB aus der Bundesrepublik Deutschland,

                        

                        	
                           die Vorsitzenden der Ausschüsse des DNK, deren Teilnahme vom DNK beschlossen wird.

                        

                     

                  

               

               
                     § 3
Vorsitzender, Stellvertreter, Schatzmeister
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Vorsitzender des DNK ist der Leitende Bischof der Vereinigten Kirche.  2 Der Vorsitzende leitet die Sitzungen und vertritt das DNK nach außen sowie den Mitgliedskirchen und dem LWB gegenüber.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der stellvertretende Vorsitzende und der Schatzmeister werden vom DNK jeweils für die Dauer der Amtsperiode des Rates des
                     LWB gewählt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Vorsitzender, stellvertretender Vorsitzender und Schatzmeister bleiben jeweils bis zur Neuwahl ihres Nachfolgers im Amt.
                  

               

               
                     § 4
Sitzungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das DNK tritt mindestens einmal im Jahr zusammen.  2 Darüber hinaus kann der Vorsitzende weitere Sitzungen anberaumen.  3 Auf Verlangen von mindestens fünf Mitgliedern oder zwei Mitgliedskirchen muss das DNK einberufen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Vorsitzende lädt zu den Sitzungen unter Angabe von Tag, Zeit und Ort mit Übersendung der Tagesordnung mindestens vier
                     Wochen vor der Sitzung ein.  2 Die Sitzungen sind nicht öffentlich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        An den Sitzungen nehmen teil: der Geschäftsführer des DNK sowie die Referenten, die für das DNK tätig sind.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Über die Einladung von Gästen, Sachverständigen und besonderen Berichterstattern entscheidet der Vorsitzende des DNK, soweit
                     hierzu nicht Beschlüsse des DNK vorliegen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Generalsekretär des LWB wird regelmäßig eingeladen; er kann sich vertreten lassen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Das DNK ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder anwesend oder vertreten ist (§ 2 Abs. 1 und 2).  2 Für die Beschlussfassung genügt einfache Stimmenmehrheit der anwesenden oder vertretenen Mitglieder.  3 Bei Stimmengleichheit kommt kein Beschluss zustande.  4 Für Änderungen der Satzung ist Zweidrittelmehrheit der anwesenden Mitglieder erforderlich.  5 Sie bedürfen der Zustimmung aller Mitgliedskirchen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Die Kosten der Teilnahme an den Sitzungen werden für die Vertreter der Kirchen von diesen, für die übrigen Teilnehmer vom
                     DNK getragen.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Über jede Sitzung ist ein Beschlussprotokoll zu führen, das Vorsitzender und Geschäftsführer unterzeichnen.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                        Das DNK kann sich eine Geschäftsordnung geben.
                  

               

               
                     § 5
Beschlussfassung zwischen den Sitzungen, Geschäftsführender Ausschuss
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Beschlüsse des DNK können durch schriftliche Abstimmung gefasst werden, wenn kein Mitglied widerspricht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Bei Eilbedürftigkeit kann der Vorsitzende nach Fühlungnahme mit dem stellvertretenden Vorsitzenden, bei finanziellen Angelegenheiten
                     auch mit dem Schatzmeister, eine Entscheidung treffen.  2 Die Mitglieder des DNK sind unverzüglich zu benachrichtigen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Das DNK bildet einen Geschäftsführenden Ausschuss.  2 Zu dessen Aufgaben gehören:
                     
                        	
                           die Beratung über das Gesamtvolumen der Finanzleistungen an den LWB,

                        

                        	
                           die Vorbereitung des Haushaltsplanes und der Rechnungsabnahme,

                        

                        	
                           die Entscheidung einzelner Finanzfragen, soweit dadurch keine zusätzlichen Verpflichtungen der Mitgliedskirchen begründet
                              werden,
                           

                        

                        	
                           die Vorbereitung der DNK-Sitzungen,

                        

                        	
                           die Beschlussfassung über Angelegenheiten, die ihm vom DNK übertragen werden oder sich aus Beschlüssen des DNK ergeben,

                        

                        	
                           die Koordinierung der Ausschüsse.

                        

                     

                  

                   3 Mit Zustimmung der Mitgliedskirchen kann das DNK dem Geschäftsführenden Ausschuss in einzelnen Sachgebieten weitere Entscheidungskompetenzen
                     übertragen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Mitglieder des Geschäftsführenden Ausschusses nach Absatz 3 sind:
                     
                        	
                           der Vorsitzende oder stellvertretende Vorsitzende des DNK, die für die jeweilige Amtsdauer des Geschäftsführenden Ausschusses
                              ein Einvernehmen hierüber herstellen,
                           

                        

                        	
                           der Schatzmeister des DNK,

                        

                        	
                           der Vorsitzende des DNK-Ausschusses für Kirchliche Zusammenarbeit und Weltdienst, der sich bei Sitzungen des Geschäftsführenden
                              Ausschusses im Falle seiner Verhinderung durch ein Mitglied seines Ausschusses vertreten lassen kann,
                           

                        

                        	
                           bis zu drei weitere Persönlichkeiten, die das DNK wählt,

                        

                        	
                           der Leiter des Lutherischen Kirchenamtes.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Vorsitzende des Geschäftsführenden Ausschusses wird vom DNK aus seiner Mitte gewählt; seinen Stellvertreter wählt der
                     Geschäft führende Ausschuss.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Der Geschäftsführer des DNK, sein Stellvertreter und der Geschäftsführer für den Ausschuss Kirchliche Zusammenarbeit und Weltdienst
                     nehmen an den Sitzungen des Geschäftsführenden Ausschusses mit beratender Stimme teil.  2 Die weiteren Mitglieder der Geschäftsstelle nach § 9 Abs. 1 können an den Sitzungen mit beratender Stimme teilnehmen, soweit ihre Aufgabenbereiche berührt werden.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Die Amtsdauer des Geschäftsführenden Ausschusses richtet sich jeweils nach der Dauer der Amtsperiode des Rates des LWB.  2 Die bisherigen Mitglieder bleiben bis zur Bestellung ihrer Nachfolger im Amt.
                  

               

            

         

      

      
            II.
Ausschüsse
            

         

         
                     § 6
Ausschuss für Kirchliche Zusammenarbeit und Weltdienst (Hauptausschuss)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das DNK beruft für die Dauer der Amtszeit des Rates des LWB einen Ausschuss für Kirchliche Zusammenarbeit und Weltdienst.
                      2 Der Ausschuss hat die Aufgabe, in den Arbeitsbereichen der Abteilungen „Mission und Entwicklung“ und „Weltdienst“ sowie beim
                     Stipendien- und Austauschprogramm die deutsche Mitwirkung sicherzustellen; ferner nimmt er Sonderaufgaben auf diesen Gebieten
                     wahr, die ihm das DNK zuweist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Vorsitzende wird vom DNK berufen; den stellvertretenden Vorsitzenden wählt der Ausschuss.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für diesen Ausschuss beschließt das DNK eine Ordnung.
                  

               

               
                     § 7
Vollversammlungsausschuss
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das DNK bildet einen Vollversammlungsausschuss, der vom Vorsitzenden des DNK einberufen wird.  2 Der Vollversammlungsausschuss befasst sich mit der Vorbereitung und der Nacharbeit für die Vollversammlungen und vermittelt
                     den Mitgliedkirchen Impulse, Initiativen und Informationen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Vollversammlungsausschuss besteht aus den von den Mitgliedskirchen entsandten und den vom DNK berufenen Mitgliedern.  2 Bei der Entsendung und Berufung sollen Persönlichkeiten berücksichtigt werden, die als Delegierte und Berater für die Vollversammlungen
                     vorgesehen oder sonst verantwortlich an der Arbeit des LWB und des DNK beteiligt sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Arbeitsperiode des Vollversammlungsausschusses soll mindestens ein Jahr vor dem Jahr der Vollversammlung beginnen.  2 Sie endet mit der letzten Nachbereitungstagung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Nähere regelt das DNK.
                  

               

               
                     § 8
Weitere Ausschüsse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das DNK kann für besondere Aufgaben Ausschüsse einsetzen und Sachverständige mit der Bearbeitung bestimmter Fragen beauftragen
                     und entsprechende Geschäftsordnungen erlassen.  2 Die Finanzierung dieser Arbeit muss sichergestellt sein.  3 Die Berufung eines Ausschusses erfolgt längstens für die Zeit zwischen zwei Vollversammlungen des LWB.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Handelt es sich um ein Arbeitsgebiet, für das ein Ausschuss der Vereinigten Kirche entweder schon besteht oder gebildet werden
                     soll, so kann dieser mit Zustimmung der Kirchenleitung der Vereinigten Kirche auch für das DNK tätig werden.  2 In diesem Fall werden zusätzliche Mitglieder aus den nicht der Vereinigten Kirche angehörenden Mitgliedkirchen durch das DNK
                     für die Amtsdauer des Ausschusses berufen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für die Dauer der Amtszeit des Programmausschusses Theologie und Studien des LWB soll ein Ausschuss nach Absatz 1 oder 2 beauftragt
                     werden, die Studienarbeit des LWB zu begleiten und die Möglichkeiten der Mitarbeit der deutschen Mitgliedkirchen und anderer
                     für die Studien geeigneter Institutionen, Gruppen und Persönlichkeiten zu prüfen sowie einen planmäßigen Austausch der Ergebnisse,
                     Anregungen und Aufgaben zwischen dem LWB und den deutschen Mitgliedkirchen zu veranlassen.
                  

               

               
                     § 9
Geschäftsstelle und Geschäftsführer
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die laufenden Geschäfte des DNK werden von einer Geschäftsstelle im Lutherischen Kirchenamt wahrgenommen, die als Arbeitsgemeinschaft
                     aus Referenten des Lutherischen Kirchenamtes und dem Geschäftsführer für den Ausschuss für Kirchliche Zusammenarbeit und Weltdienst
                     gebildet wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Sitzungen der Arbeitsgemeinschaft finden unter Vorsitz des Geschäftsführers statt, die auch für die ordnungsgemäße Erledigung
                     der Aufgaben der Geschäftsstelle sorgt.  2 Referenten nach § 10 können zu den Sitzungen eingeladen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Geschäftsführer des DNK und sein Stellvertreter sind Referenten des Lutherischen Kirchenamtes, die vom DNK im Einvernehmen
                     mit der Vereinigten Kirche bestellt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Das Nähere regelt eine Vereinbarung, die vom DNK mit der Vereinigten Kirche geschlossen wird.  2 In der Vereinbarung ist sicherzustellen, dass der Geschäftsführer eine Beschlussfassung des DNK herbeiführen kann.
                  

               

               
                     § 10
Weitere Referenten
                     

                  

                   1 Das DNK kann nach Maßgabe des Haushalts- und Stellenplanes weitere Beauftragte, Referenten und Mitarbeiter berufen.  2 Das DNK gibt ihnen eine Dienstanweisung.  3 Die Fachaufsicht führt der Geschäftsführer, die Dienstaufsicht der Vorsitzende des DNK, der diese Befugnis delegieren kann.
                  

               

            

         

      

      
            IV.
Mitarbeiter aus Nicht-Mitgliedkirchen
            

         

         
                     § 11

                  

                  Für die Mitarbeit im DNK und im LWB können vom DNK auch Personen lutherischen Bekenntnisses berufen oder vorgeschlagen werden,
                     die nicht einer Mitgliedskirche des DNK angehören.
                  

               

            

         

      

      
            V.
Finanzen
            

         

         
                     § 12
Beiträge
                     

                  

                   1 Das DNK stellt die Beiträge der Mitgliedskirchen fest.  2 Diese Beiträge enthalten die Mitgliedsbeiträge an den LWB, die Mittel für die eigenen Aufgaben des DNK und bestimmte Leistungen
                     für die Programme des LWB, die in den Haushalt aufgenommen werden.
                  

               

               
                     § 13
Haushaltsplan
                     

                  

                   1 Das DNK stellt für jedes Rechnungsjahr einen Haushaltsplan auf.  2 Der Entwurf des Haushaltsplanes ist den Mitgliedskirchen möglichst zwei Monate vor der Beschlussfassung zu übersenden.  3 Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr.  4 Der Haushaltsplan gilt nach Maßgabe des Haushaltsbeschlusses über das Rechnungsjahr hinaus bis zur Festsetzung eines neues
                     Haushaltsplanes.  5 Er enthält alle Einnahmen und Ausgaben des DNK außer solchen Mitteln für die Projekte und Programme des LWB, die über die
                     Liste des Bedarfs des Ausschusses für Kirchliche Zusammenarbeit und Weltdienst geleistet oder durch Sonderhaushalte aufgebracht
                     werden.
                  

               

               
                     § 14
Vermögen und Rechnungsprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Vermögenswerte des DNK werden treuhänderisch von der Vereinigten Kirche durch das Lutherische Kirchenamt verwaltet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Rechnung und die Kasse des DNK werden, soweit nicht eine andere Regelung getroffen ist, nach den für das Lutherische Kirchenamt
                     geltenden Vorschriften unter der Verantwortung des Geschäftsführers von den Kassenbeamten und –angestellten des Lutherischen
                     Kirchenamtes als gesonderte Rechnung und Kasse geführt.
                  

               

               
                     § 15
Rechnungsprüfung und Entlastung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Rechnungsprüfung erfolgt durch die von der Vereinigten Kirche mit der Prüfung ihrer Rechnung beauftragten Personen oder
                     Stellen.  2 Zwei vom DNK bestellte Rechnungsprüfer gegen darüber hinaus eine Stellungnahme zu der Abrechnung ab.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das DNK beschließt über die Entlastung der Geschäftsstelle.
                  

               

            

         

      

      
            VI.
Rechtliche Vertretung
            

         

         
                     § 16

                  

                   1 Im Rechtsverkehr vertritt die Vereinigte Kirche durch das Lutherische Kirchenamt die Belange des DNK.  2 Das Lutherische Kirchenamt kann für Einzelfälle Vollmachten erteilen.
                  

               

            

         

      

      
            VII.
Schlussbestimmungen
            

         

         
                     § 17
Anfall des Vermögens
                     

                  

                  Das von der Vereinigten Kirche treuhänderisch verwaltete Vermögen des DNK fällt im Falle der Auflösung des DNK nach Tilgung
                     aller Verbindlichkeiten den Mitgliedskirchen des DNK anteilmäßig auch nach dem letzten Beitragsschlüssel zu.
                  

               

               
                     § 18
Inkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Satzung tritt am 1. Mail 1976 in Kraft.3 Sie ersetzt die bisherige Satzung vom 26. Februar 1963.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kirchenleitung der Vereinigten Kirche hat am 18. März 1976 der Übernahme der in dieser Satzung enthaltenen Verpflichtungen
                     zugestimmt.4

               

            

         

      

      

      1
            In Geltung ab 1. Januar 1992.

         

      

      2
            Abgedruckt unter Nr. 243.

         

      

      3
            Die Satzung in dieser Form gilt ab 1. Januar 1992.

         

      

      4
            Diese Zustimmung wurde von der Kirchenleitung am 22. Juni 1992 wiederholt.
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                     § 1
Grundlage
                     

                  

                  
                     	1.1

                     	
                        Die unterzeichneten Kirchen und kirchlichen Gemeinschaften in Deutschland bilden die »Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen
                           in Deutschland e. V.« zu gemeinsamem Zeugnis und Dienst.
                        

                     

                     	1.2

                     	
                        Sie bekennen den Herrn Jesus Christus gemäß der Heiligen Schrift als Gott und Heiland und trachten darum, gemeinsam zu erfüllen,
                           wozu sie berufen sind, zur Ehre Gottes, des Vaters, des Sohnes und des Heiligen Geistes.
                        

                     

                  

               

               
                     § 2
Aufgaben
                     

                  

                  Die Arbeitsgemeinschaft dient der ökumenischen Zusammenarbeit durch die Erfüllung folgender Aufgaben:
                     
                        	2.1

                        	
                           Gegenseitige Information, Beratung und Zusammenarbeit im gemeinsamen Zeugnis, Dienst und Gebet;

                        

                        	2.2

                        	
                           Unterstützung der Zusammenarbeit zwischen den Kirchen auf lokaler, regionaler und internationaler Ebene;

                        

                        	2.3

                        	
                           Förderung des theologischen Gesprächs mit dem Ziel der Klärung und Verständigung;

                        

                        	2.4

                        	
                           Vermittlung bei Meinungsverschiedenheiten zwischen einzelnen Mitgliedern;

                        

                        	2.5

                        	
                           Vertretung besonderer Anliegen einzelner Mitglieder auf deren Antrag;

                        

                        	2.6

                        	
                           Wahrnehmung gemeinsamer Aufgaben nach außen und in der Öffentlichkeit;

                        

                        	2.7

                        	
                           Vertretung gemeinsamer Anliegen der Mitgliedskirchen bei politischen Institutionen;

                        

                        	2.8

                        	
                           Unterrichtung der Öffentlichkeit über ökumenische Ereignisse und über den Stand der ökumenischen Bemühungen sowie Förderung
                              des ökumenischen Verantwortungsbewusstseins.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 3
Rechtsform und Sitz
                     

                  

                   1 Die Arbeitsgemeinschaft hat die Rechtsform des »eingetragenen Vereins« (e.V.).  2 Der Sitz ist Frankfurt am Main.
                  

               

               
                     § 4
Gemeinnützigkeit
                     

                  

                  
                     	4.1

                     	
                        Die »Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland e. V.« mit Sitz in Frankfurt am Main verfolgt ausschließlich
                           und unmittelbar gemeinnützige, mildtätige und kirchliche Zwecke im Sinne der §§ 52–54 der Abgabenordnung.
                        

                     

                     	4.2

                     	
                        Zweck des Vereins ist der Dienst an der ökumenischen Zusammenarbeit durch die Erfüllung der in § 2 genannten Aufgaben.
                        

                     

                     	4.3

                     	
                         1 Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.  2 Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden.  3 Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.
                        

                     

                     	4.4

                     	
                        Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt
                           werden.
                        

                     

                     	4.5

                     	
                        Beim Ausscheiden eines Mitglieds oder Gastmitglieds werden geleistete Einzahlungen, Umlagen oder Beiträge nicht zurückgezahlt.

                     

                  

               

               
                     § 5
Mitgliedschaft
                     

                  

                  
                     	5.1

                     	
                        Gründungsmitglieder der Arbeitsgemeinschaft sind die unterzeichneten Kirchen und kirchlichen Gemeinschaften.

                     

                     	5.2

                     	
                         1 Die Aufnahme in die Arbeitsgemeinschaft ist von der Leitung einer Kirche oder kirchlichen Gemeinschaft schriftlich zu beantragen.
                            2 Für die Aufnahme neuer Mitglieder ist die Zustimmung aller Mitglieder erforderlich.  3 Die Mitglieder erkennen die Satzung an.
                        

                     

                     	5.3

                     	
                         1 Kirchen oder kirchliche Gemeinschaften, die eine volle Mitgliedschaft nicht oder noch nicht aufnehmen wollen, können mit Zustimmung
                           von zwei Dritteln der Mitglieder als Gastmitglieder aufgenommen werden.  2 Voraussetzung der Aufnahme ist die Anerkennung der Grundlage gemäß § 1, Absatz 2 der Satzung.
                        

                     

                     	5.4

                     	
                        Die Mitglieder behalten ihre Unabhängigkeit in Bekenntnis und Lehre, in Gottesdienst und rechtlicher Ordnung sowie in der
                           Wahrnehmung ihrer Aufgaben.
                        

                     

                     	5.5

                     	
                         1 Die Mitglieder können die Zugehörigkeit zur Arbeitsgemeinschaft durch Kündigung ihrer Mitgliedschaft zum Ende eines Kalenderjahres
                           mit Einhaltung einer Kündigungsfrist von drei Monaten beenden.  2 Die Kündigung ist durch eingeschriebenen Brief des vertretungsberechtigten Organs der Mitgliedskirche an das Sekretariat der
                           Arbeitsgemeinschaft zu erklären.
                        

                     

                  

               

               
                     § 6
Organe und Einrichtungen
                     

                  

                  Die Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland nimmt ihre Aufgaben wahr durch
                     
                        	
                           ihre Organe:
                              
                                 	
                                    die Mitgliederversammlung (§ 7)
                                    

                                 

                                 	
                                    den Vorstand (§ 8)
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           ihre Einrichtungen:
                              
                                 	
                                    die Ökumenische Centrale (§ 10) als Sekretariat
                                    

                                 

                                 	
                                    den Deutschen Ökumenischen Studienausschuss (§ 11).
                                    

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 7
Mitgliederversammlung
                     

                  

                  
                     	7.1

                     	
                        Das Leitungsorgan der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland ist die Mitgliederversammlung; sie stellt zugleich
                           die Mitgliederversammlung im Sinne von § 32 BGB dar.
                        

                     

                     	7.2

                     	
                         1 Sie setzt sich zusammen aus Männern und Frauen als Vertretern der Mitglieder oder aus deren Stellvertretern, die von deren
                           Leitungsorganen auf die Dauer von fünf Jahren wie folgt bestimmt werden:
                        

                        
                           	
                              sieben Vertreter der Evangelischen Kirche in Deutschland,

                           

                           	
                              sieben Vertreter aus dem Bereich der Deutschen Bischofskonferenz,

                           

                           	
                              drei Vertreter der Evangelisch-methodistischen Kirche,

                           

                           	
                              drei Vertreter des Bundes Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden,

                           

                           	
                              zwei Vertreter der Griechisch-Orthodoxen Metropolie von Deutschland,

                           

                           	
                              je ein Vertreter der übrigen Kirchen und kirchlichen Gemeinschaften.

                           

                        

                         2 Über die Zahl der Vertreter neuer Mitglieder beschließt die Mitgliederversammlung mit Zweidrittelmehrheit.
                        

                     

                     	7.3

                     	
                        Die Gastmitglieder entsenden je einen Vertreter mit beratender Stimme.

                     

                     	7.4

                     	
                        An den Sitzungen der Mitgliederversammlung können auf Antrag auch ständige Beobachter als Vertreter von Kirchen, kirchlichen
                           Gemeinschaften, kirchlichen Institutionen und ökumenischen Zusammenschlüssen mit Rede-, aber ohne Stimmrecht teilnehmen, wenn
                           die Zustimmung von zwei Dritteln der Mitglieder vorliegt.
                        

                     

                     	7.5

                     	
                         1 Die Mitgliederversammlung kommt in der Regel dreimal im Jahr zusammen.  2 Sie wird durch den Vorsitzenden oder in seinem Auftrag durch den Geschäftsführer spätestens 14 Tage vor Sitzungsbeginn schriftlich
                           einberufen.  3 Es gilt das Datum des Poststempels.  4 Der Vorsitzende oder einer der stellvertretenden Vorsitzenden leitet die Sitzungen der Mitgliederversammlung.  5 Sie ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Vertreter anwesend ist.  6 Über die Sitzungen ist ein Protokoll anzufertigen, welches durch den Vorsitzenden und den Protokollführer zu unterzeichnen
                           ist.
                        

                     

                     	7.6

                     	
                         1 Soweit Beschlüsse der Mitgliederversammlung über das Mandat der Vertreter der Mitglieder hinausgehen, bedürfen sie der Annahme
                           durch die einzelnen Mitglieder.  2 Kein Mitglied ist zur Annahme eines von der Mitgliederversammlung gefassten Beschlusses verpflichtet, wird jedoch deren Beschlüsse
                           oder Empfehlungen mit besonderer Sorgfalt prüfen und darüber der Mitgliederversammlung Mitteilung zukommen lassen.
                        

                     

                  

               

               
                     § 8
Vorstand
                     

                  

                  
                     	8.1

                     	
                         1 Die Mitgliederversammlung wählt einen Vorsitzenden und vier stellvertretende Vorsitzende auf die Dauer von drei Jahren.  2 Sie bilden den Vorstand der Arbeitsgemeinschaft.  3 Bei der Wahl des Vorstands ist die konfessionelle Zusammensetzung der Mitgliederversammlung zu berücksichtigen.
                        

                     

                     	8.2

                     	
                        Der Vorstand nimmt die Aufgaben der Arbeitsgemeinschaft zwischen den Mitgliederversammlungen wahr.

                     

                     	8.3

                     	
                         1 Der Vorstand tritt in der Regel dreimal jährlich zusammen.  2 Er kommt zu Sondersitzungen zusammen, wenn dies von wenigstens zwei Vorstandsmitgliedern beantragt wird.
                        

                     

                     	8.4

                     	
                         1 Wiederwahl der Mitglieder des Vorstands ist zulässig, jedoch für den Vorsitzenden in Folge nur einmal.  2 Scheidet ein Mitglied des Vorstands vor Ablauf der Wahlperiode aus, so ist ein Nachfolger bis zum Ende der laufenden Wahlperiode
                           zu wählen.  3 Nach Ablauf der Wahlperiode bleibt der bisherige Vorstand bis zur Wahl des neuen Vorstands im Amt.
                        

                     

                     	8.5

                     	
                         1 Der Vorstand im Sinne von § 26 BGB ist der Vorsitzende und zwei stellvertretende Vorsitzende.  2 Der Vorsitzende und ein Stellvertreter oder die beiden Stellvertreter zusammen sind vertretungsberechtigt.
                        

                     

                  

               

               
                     § 9
Geschäftsführer
                     

                  

                  
                     	9.1

                     	
                        Zur Führung der laufenden Geschäfte der Arbeitsgemeinschaft beruft die Mitgliederversammlung auf Vorschlag des Vorstands den
                           Geschäftsführer, der nicht zugleich Vertreter eines der Mitglieder oder der Gastmitglieder in der Mitgliederversammlung sein
                           kann.
                        

                     

                     	9.2

                     	
                         1 Der Geschäftsführer ist Leiter der Ökumenischen Centrale.  2 Er nimmt an den Sitzungen der Mitgliederversammlung und des Vorstands mit beratender Stimme teil.  3 Der Vorstand ist gegenüber dem Geschäftsführer weisungsberechtigt.
                        

                     

                  

               

               
                     § 10
Ökumenische Centrale
                     

                  

                  
                     	10.1

                     	
                         1 Als Sekretariat und ständige Einrichtung ökumenischer Zusammenarbeit unterhält die Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen
                           die Ökumenische Centrale (ÖC).  2 Sie untersteht der Aufsicht und den Weisungen des Vorstands und der Mitgliederversammlung.
                        

                     

                     	10.2

                     	
                         1 Bei der Berufung der Referenten der Ökumenischen Centrale ist die konfessionelle Zusammensetzung der Arbeitsgemeinschaft zu
                           berücksichtigen.  2 Sie werden auf Vorschlag ihrer Kirchen oder kirchlichen Gemeinschaften für die Dauer ihrer Mitarbeit in der Ökumenischen Centrale
                           freigestellt bzw. entsandt und von der Mitgliederversammlung für zunächst fünf Jahre berufen.  3 Vertragsverlängerung ist möglich.  4 Die Referenten bleiben den Ordnungen ihrer Kirchen verpflichtet und halten enge Verbindung zu ihnen.
                        

                     

                     	10.3

                     	
                         1 Leiter und Referenten der Ökumenischen Centrale nehmen an den Sitzungen der Mitgliederversammlungen mit beratender Stimme
                           teil.  2 Die Mitgliederversammlung gibt der Ökumenischen Centrale eine Geschäftsordnung.
                        

                     

                     	10.4

                     	
                        Arbeitgeber im Sinne des Gesetzes für den Leiter, die Referenten und die übrigen Mitarbeiter der Ökumenischen Centrale ist
                           die Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland.
                        

                     

                     	10.5

                     	
                        Aufgabenbereiche der Ökumenischen Centrale sind:
                           
                              	
                                 Ausführung der Beschlüsse und Durchführung der Arbeitsaufträge der Mitgliederversammlung;

                              

                              	
                                 Pflege der Beziehungen zu den Mitglieds- und Gastkirchen der Arbeitsgemeinschaft und deren Einrichtungen;

                              

                              	
                                 Pflege der Beziehungen zur lokalen, regionalen und internationalen Ökumene;

                              

                              	
                                 Aufnahme und Vermittlung von Initiativen und Informationen aus der europäischen und weltweiten ökumenischen Bewegung, die
                                    im Rahmen der Zielsetzung und Aufgaben der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen liegen;
                                 

                              

                              	
                                 Durchführung von ökumenischen Studientagungen und Konferenzen in eigener Verantwortung oder in Zusammenarbeit mit den regionalen
                                    Arbeitsgemeinschaften und anderen Trägern der ökumenischen Bewegung;
                                 

                              

                              	
                                 Mitarbeit an ökumenischen Studien in Verbindung insbesondere mit dem DÖSTA und Unterstützung der ökumenischen Aus- und Fortbildung
                                    in den Kirchen;
                                 

                              

                              	
                                 Koordinierung der Mitwirkung der Kirchen und kirchlichen Gemeinschaften an gemeinsamen Vorhaben und Bemühungen in Zeugnis,
                                    Dienst und Gebet;
                                 

                              

                              	
                                 Vorbereitung von Materialien zur Gebetswoche für die Einheit der Christen sowie Begleitung anderer gottesdienstbezogener ökumenischer
                                    Projekte;
                                 

                              

                              	
                                 Ökumenische Presse- und Öffentlichkeitsarbeit und Zusammenarbeit im Bereich allgemeiner kirchlicher Öffentlichkeitsbeziehungen,
                                    des Rundfunks und des Fernsehens;
                                 

                              

                              	
                                 Dokumentation und Archivierung ökumenischer Literatur.

                              

                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 11
Deutscher Ökumenischer Studienausschuss
                     

                  

                  
                     	11.1

                     	
                         1 Der Deutsche Ökumenische Studienausschuss (DÖSTA) ist eine ständige Einrichtung der Arbeitsgemeinschaft zur Pflege und Förderung
                           der Ökumene in Lehre und Forschung.  2 Seine Studienarbeit erfüllt er im Auftrag der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen und in Verbindung mit der Ökumenischen
                           Centrale aufgrund seiner von der Mitgliederversammlung genehmigten Richtlinien.
                        

                     

                     	11.2

                     	
                         1 Der Deutsche Ökumenische Studienausschuss setzt sich vor allem aus theologischen Lehrkräften der Fakultäten, Ökumenischen
                           Institute und sonstigen theologischen Ausbildungsstätten von Kirchen und kirchlichen Gemeinschaften, die der Arbeitsgemeinschaft
                           angehören, zusammen.  2 Die Zahl seiner Mitglieder sollte nicht höher als 24 sein.  3 Die Mitglieder des DÖSTA werden auf Vorschlag der Mitgliedskirchen nach Anhörung des DÖSTA von der Mitgliederversammlung der
                           Arbeitsgemeinschaft berufen.  4 Einzelheiten regeln die Richtlinien des DÖSTA.
                        

                     

                     	11.3

                     	
                        Der Vorsitzende des DÖSTA, im Verhinderungsfall sein Stellvertreter, nimmt an den Sitzungen der Mitgliederversammlung mit
                           beratender Stimme teil.
                        

                     

                     	11.4

                     	
                        Zum Geschäftsführer des DÖSTA beruft die Mitgliederversammlung einen der Referenten der Ökumenischen Centrale.

                     

                     	11.5

                     	
                        In enger Zusammenarbeit mit dem Vorstand der Arbeitsgemeinschaft ist der DÖSTA für die Verwaltung des Ökumenischen Forschungsfonds
                           (§ 12) verantwortlich.
                        

                     

                  

               

               
                     § 12
Ökumenischer Forschungsfonds
                     

                  

                   1 Zur Förderung bzw. Publikation ökumenischer Forschungsarbeit unterhält die Arbeitsgemeinschaft den Ökumenischen Forschungsfonds
                     (ÖFF).  2 Dieser wird im Haushalt der Arbeitsgemeinschaft gesondert ausgewiesen.  3 Für die Vergabe von Mitteln aus dem ÖFF ist der DÖSTA in Zusammenarbeit mit dem Vorstand der Arbeitsgemeinschaft verantwortlich.
                      4 Einzelheiten regeln die Richtlinien des Ökumenischen Forschungsfonds.
                  

               

               
                     § 13
Ausschüsse
                     

                  

                  Die Mitgliederversammlung kann zur Erfüllung der in § 2 genannten Aufgaben Ausschüsse berufen.
                  

               

               
                     § 14
Finanzen
                     

                  

                  
                     	14.1

                     	
                        Die für die Wahrnehmung der Aufgaben der Arbeitsgemeinschaft erforderlichen Mittel werden anteilig von den Mitgliedern und
                           Gastmitgliedern entsprechend ihrer Größe und Finanzkraft aufgebracht.
                        

                     

                     	14.2

                     	
                         1 Die Mitgliederversammlung beruft – jeweils für die Dauer von drei Jahren – einen Finanzausschuss, der aus je einem Vertreter
                           der Evangelischen Kirche in Deutschland, der katholischen Bistümer in Deutschland und der übrigen Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft
                           gebildet wird.  2 Der Finanzausschuss hat auf Vorschlag des Geschäftsführers den Haushaltsplan und die Jahresrechnung aufzustellen und den Haushalt
                           zu überwachen.
                        

                     

                     	14.3

                     	
                        Die Mitgliederversammlung verabschiedet den Haushaltsplan und erteilt für die jährliche Rechnungsführung Entlastung, nachdem
                           das bestellte Prüfungsorgan einen Bericht vorgelegt hat.
                        

                     

                     	14.4

                     	
                        Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

                     

                  

               

               
                     § 15
Satzungsänderung und Auflösung
                     

                  

                  
                     	15.1

                     	
                         1 Die Satzung kann nur durch Zweidrittelmehrheit der Mitglieder geändert werden.  2 Eine Änderung der Grundlage (§ 1) und der Aufgaben (§ 2) bedarf außerdem zu ihrer Wirksamkeit der Bestätigung durch die Leitungsorgane aller Mitglieder.
                        

                     

                     	15.2

                     	
                         1 Für die Auflösung des Vereins ist eine Dreiviertelmehrheit der Mitglieder erforderlich.  2 Das im Falle der Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Zweckes verbleibende Vermögen fällt
                           an den Deutschen Caritasverband e. V., Freiburg i. Br., und das Diakonische Werk der Evangelischen Kirche in Deutschland,
                           Stuttgart, zu gleichen Teilen, die es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige bzw. kirchliche Zwecke zu verwenden
                           haben.
                        

                     

                     	15.3

                     	
                        Diese Satzung tritt an die Stelle der Satzung der »Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in der Bundesrepublik Deutschland
                           und Berlin (West) e. V.« in der Fassung vom 12. März 1974, zuletzt geändert und verabschiedet am 13./14. Juli 1976, und der
                           Richtlinien der »Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik« vom 5. März 1982.
                        

                     

                     	15.4

                     	
                        Die vorliegende Satzung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1992 in Kraft.

                     

                  

                  Eisenach, den 27. November 1991

                  Pfarrer Hans-Beat Motel, Vorsitzender
Bischof Prof. Dr. Paul-Werner Scheele, stellvertr. Vorsitzender
                  

                  Die Gründungsmitglieder der Arbeitsgemeinschaft

                  Evangelische Kirche in Deutschland
Römisch-Katholische Kirche (Deutsche Bischofskonferenz)
Griechisch-Orthodoxe Metropolie von Deutschland – Exarchat von Zentraleuropa
Katholisches Bistum der Alt-Katholiken in Deutschland
Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden in Deutschland
Evangelisch-methodistische Kirche
Arbeitsgemeinschaft Mennonitischer Gemeinden in Deutschland
Europäisch-Festländische Brüder-Unität
Syrisch-Orthodoxe Kirche von Antiochien in Deutschland
Evangelisch-altreformierte Kirche in Niedersachsen
Die Heilsarmee in Deutschland
                  

               

            

         

      

      

      1
            Anmerkung:
Da für manche Sachverhalte und Tätigkeiten „inklusive“ Begriffe und Bezeichnungen fehlen, wurde auf die Dopplung nach geschlechtsspezifischen
               Formen verzichtet.
            

         

      

   
      

      
         Satzung der Arbeitsgemeinschaft Christlicher
Kirchen in Thüringen
         

      

      
         Vom 26. Mai 1993

      

      
         (ABl. ELKTh S. 125, EKKPS 1994 S. 35)

      

      
                     § 1
Grundlagen
                     

                  

                  
                     	
                         1 In der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Thüringen – im Folgenden Arbeitsgemeinschaft genannt – sind Kirchen und
                           kirchliche Gemeinschaften zusammengeschlossen, die den Herrn Jesus Christus gem. der Heiligen Schrift als Gott, Heiland und
                           wahren Menschen bekennen.  2 Darum ist ihr Trachten darauf gerichtet, zu erfüllen, wozu sie in und durch Jesus Christus berufen sind, zur Ehre Gottes,
                           des Vaters, des Sohnes und des Heiligen Geistes.
                        

                     

                     	
                        Die Arbeitsgemeinschaft fördert die Ziele der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland und bemüht sich um enge
                           Zusammenarbeit mit ihr.
                        

                     

                  

               

               
                     § 2
Aufgaben
                     

                  

                  Die Arbeitsgemeinschaft dient der ökumenischen Zusammenarbeit durch die Erfüllung folgender Aufgaben:
                     
                        	
                           Zusammenarbeit im gemeinsamen Zeugnis und Dienst und Pflege des in den besonderen geschichtlichen Erfahrungen gewachsenen
                              Miteinanders.
                           

                        

                        	
                           Gegenseitiger Informations- und Erfahrungsaustausch.

                        

                        	
                           Förderung des theologischen Gesprächs unter den Mitgliedern und Gästen mit dem Ziel der Klärung und Verständigung.

                        

                        	
                           Fortführung des konzilaren Prozesses für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung.

                        

                        	
                           Behandlung besonderer Anliegen einzelner Kirchen und kirchlicher Gemeinschaften auf deren Antrag hin.

                        

                        	
                           Beratung und Vermittlung bei Meinungsverschiedenheiten.

                        

                        	
                           Vertretung gemeinsamer Anliegen nach außen und in der Öffentlichkeit.

                        

                        	
                           Unterstützung von lokalen und regionalen Arbeitsgemeinschaften innerhalb des Bundeslandes Thüringen.

                        

                        	
                           Zusammenarbeit mit überregionalen ökumenischen Gemeinschaften.

                        

                     

                  

               

               
                     § 3
Zugehörigkeit
                     

                  

                  
                     	
                        Voraussetzung für die Mitgliedschaft ist die Anerkennung der in § 1 bestimmten Grundlage.
                        

                     

                     	
                         1 Hinsichtlich der Aufnahme weiterer Mitglieder ist eine einstimmige Entscheidung der Mitgliederkonferenz erforderlich.  2 Der Antrag auf Mitgliedschaft ist in schriftlicher Form beim Vorstand der Arbeitsgemeinschaft zu stellen.  3 Er wird allen Mitgliedern zur Stellungnahme rechtzeitig vor der Behandlung in der Konferenz zugeleitet.
                        

                     

                     	
                        Kirchen oder kirchliche Gemeinschaften, die eine Mitgliedschaft nicht oder noch nicht aufnehmen wollen, können mit Zustimmung
                           von zwei Dritteln der Mitglieder als Gäste mit beratender Stimme an den Konferenzen und Veranstaltungen der Arbeitsgemeinschaft
                           teilnehmen.
                        

                     

                     	
                         1 Die Zugehörigkeit zur Arbeitsgemeinschaft kann jederzeit beendet werden.  2 Ein Austritt muss schriftlich erklärt werden.  3 Ein Ausschluss muss einstimmig von den Mitgliedern beschlossen sein (d. h. ohne die Stimme des auszuschließenden Mitglieds).
                        

                     

                     	
                         1 Die Mitglieder behalten, § 1 vorausgesetzt, ihre volle Unabhängigkeit in Bekenntnis und Lehre, im Gottesdienst und in der rechtlichen Ordnung, sowie in
                           der Wahrnehmung ihrer Aufgaben.  2 Dabei werden sie sich bemühen, die berechtigten Anliegen der anderen Mitglieder zu berücksichtigen.
                        

                     

                  

               

               
                     § 4
Organe
                     

                  

                  Die Arbeitsgemeinschaft nimmt ihre Aufgaben durch die Konferenz und den Vorstand wahr.

               

               
                     § 5
Konferenz
                     

                  

                  
                     	
                        Jede Mitgliedskirche ist durch mindestens eine(n) stimmberechtigte(n) Delegierte(n) in der Konferenz vertreten.

                     

                     	
                         1 Die Röm.-kath. Kirche entsendet drei Delegierte, die Evang.-Luth. Kirche in Thüringen drei Delegierte, die Evang. Kirche der
                           Kirchenprovinz Sachsen zwei Delegierte.
                        

                         2 Über die Zahl der Delegierten neuer Mitglieder beschließt die Konferenz mit Zweidrittelmehrheit.
                        

                     

                     	
                        Kirchen und kirchliche Gemeinschaften im Gaststatus entsenden je eine(n) Vertreter/in mit beratender Stimme.

                     

                     	
                         1 Regionale Arbeitsgemeinschaften Christlicher Kirchen und kirchlicher Werke in Thüringen können den Antrag stellen, je eine(n)
                           Vertreter/in mit beratender Stimme zu entsenden.  2 Die Konferenz entscheidet darüber mit Zweidrittelmehrheit.
                        

                     

                     	
                        Für jede(n) Delegierte(n) und Vertreter/in können Stellvertreter/innen nominiert und entsandt werden.

                     

                     	
                         1 Die Konferenz soll mindestens zweimal im Jahr zusammentreten.  2 Sie wird durch den Vorstand mindestens acht Wochen vorher unter Angabe der Tagesordnung einberufen.  3 Der/die Vorsitzende oder sein/ihre Stellvertreter/in leitet die Sitzungen.  4 Die Konferenz ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der stimmberechtigten Delegierten einschließlich des/der Vorsitzenden
                           oder seines/ihres Stellvertreters/in anwesend ist.  5 Über die Sitzungen sind Protokolle zu führen und den Delegierten und Gästen zuzustellen.  6 Auf Antrag von mehr als einem Drittel aller Delegierten ist die Konferenz innerhalb einer Frist von acht Wochen einzuberufen.
                        

                     

                     	
                         1 Soweit Beschlüsse der Konferenz über das Mandat der Delegierten der Mitgliedskirchen hinausgehen, insbesondere wenn sie das
                           Bekenntnis berühren oder rechtliche oder finanzielle Folgen für die Mitgliedskirchen haben, bedürfen sie der Annahme durch
                           die einzelnen Mitgliedskirchen.  2 Keine Mitgliedskirche ist zur Annahme eines von der Konferenz gefassten Beschlusses verpflichtet, wird jedoch deren Beschlüsse
                           und Empfehlungen mit besonderer Sorgfalt prüfen und über ihre Entscheidung die Konferenz informieren.
                        

                     

                     	
                         1 Die Konferenz kann zur Vorbereitung ihrer Sitzungen und zur Erledigung einzelner Beschlüsse Arbeitsgruppen bilden.  2 Die Konferenz entscheidet über die Aufgaben, die Zusammensetzung und die Dauer dieser Arbeitsgruppen.
                        

                     

                  

               

               
                     § 6
Der Vorstand
                     

                  

                  
                     	
                        Die Konferenz wählt eine(n) Vorsitzende(n) und eine(n) stellvertretende(n) Vorsitzende(n) für die Dauer von drei Jahren.

                     

                     	
                        Die Konferenz wählt eine(n) Schriftführer/in und eine(n) stellvertretende(n) Schriftführer/in für die Dauer von drei Jahren.

                     

                     	
                         1 Der/die Vorsitzende, der/die Schriftführer/in und deren Stellvertreter/innen bilden den Vorstand der Arbeitsgemeinschaft.
                            2 Der Vorstand nimmt die Aufgaben der Arbeitsgemeinschaft zwischen den Sitzungen der Konferenz wahr und vertritt die Arbeitsgemeinschaft
                           nach außen.  3 Die Konferenzsitzungen selbst werden vom/von der Vorsitzenden oder dessen/deren Stellvertreter/in geleitet (s. § 5, 6).
                        

                         4 Über seine Sitzungen führt der Vorstand Protokoll.
                        

                     

                     	
                         1 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes vor Ablauf der Wahlperiode aus, so ist eine Ersatzwahl für die Zeit bis zum Ende der
                           Wahlperiode vorzunehmen.  2 Nach Ablauf der Wahlperiode bleibt der bisherige Vorstand bis zur Wahl des neuen Vorstandes im Amt.
                        

                     

                     	
                         1 Der Vorstand pflegt in besonderer Weise die Verbindung zu den lokalen und regionalen Arbeitsgemeinschaften Christlicher Kirchen
                           und zur Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland.  2 Er berichtet darüber der Konferenz.
                        

                     

                     	
                        Zu einzelnen Sitzungen kann der Vorstand Gäste einladen.

                     

                  

               

               
                     § 7
Kosten
                     

                  

                   1 Alle durch die Tätigkeit der Arbeitsgemeinschaft entstehenden Kosten werden von den Mitgliedskirchen gemeinsam getragen.  2 Das Nähere wird durch besonderen Beschluss der Konferenz geregelt.
                  

               

               
                     § 8
Änderung der Satzung
                     

                  

                   1 Die Satzung kann durch Beschluss der Konferenz mit einer Mehrheit von zwei Dritteln aller stimmberechtigten Delegierten geändert
                     werden.  2 Änderungen der Grundlagen § 1 oder der Aufgaben § 2 bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Bestätigung durch die Leitungsorgane aller Mitgliedskirchen.
                  

               

               
                     § 9
Inkrafttreten
                     

                  

                   1 Diese Ordnung tritt nach Zustimmung durch die einzelnen Kirchen und kirchlichen Gemeinschaften, die die Mitgliedschaft gem.
                     § 1 und § 3 anstreben, durch Beschluss der Konferenz in Kraft.  2 Sie werden von den Mitgliedskirchen in ihren amtlichen Mitteilungen veröffentlicht.  3 Außerdem veröffentlichen sie die Liste der Mitgliedskirchen und der kirchlichen Gemeinschaften im Gaststatus.
                  

                   4 Gemäß § 9 der Satzung der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Thüringen vom 26. Mai 1993 wird die Liste der derzeitigen und
                     an der Gründung beteiligten Mitgliedskirchen in alphabetischer Reihenfolge veröffentlicht:
                     
                        	
                           Bund Evangelisch Freikirchlicher Gemeinden in Deutschland, KdöR, Vereinigung Thüringen

                        

                        	
                           Bund Freier Evangelischer Gemeinden,
Kreis Anhalt-Sachsen-Thüringen
                           

                        

                        	
                           Deutsche Bruder-Unität
Distrikt Herrnhut
                           

                        

                        	
                           Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen

                        

                        	
                           Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck
Dekanat Schmalkalden
                           

                        

                        	
                           Evangelisch-Lutherische Kirche in Thüringen

                        

                        	
                           Evangelisch-methodistische Kirche in Ostdeutschland

                        

                        	
                           Römisch-Katholische Kirche,
Bischöfliches Amt Erfurt-Meiningen
                           

                        

                        	
                           Russisch Orthodoxe Kirche Weimar

                        

                     

                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Satzung der Arbeitsgemeinschaft christlicher
Kirchen in Sachsen-Anhalt
         

      

      
         Vom 30. Juni 1992

      

      
                     § 1
Präambel
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die »Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in Sachsen-Anhalt« ist eine Arbeitsgemeinschaft von Kirchen und kirchlichen
                     Gemeinschaften, die den Herrn Jesus Christus gemäß der Heiligen Schrift als Gott und Heiland, als Herrn der Welt und Haupt
                     der Gemeinde bekennen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie wollen der Gemeinschaft der Kirchen in Zeugnis und Dienst Gestalt geben sowie die Einheit der Gemeinde Jesu Christi sichtbar
                     werden lassen und trachten gemeinsam zu erfüllen, wozu sie berufen sind, zur Ehre Gottes, des Vaters, des Sohnes und des Heiligen
                     Geistes.
                  

               

               
                     § 2
Mitgliedschaft
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Mitglieder der »Arbeitsgemeinschaft« sind die unterzeichneten Kirchen und kirchlichen Gemeinschaften.1

                  
                        (
                        2
                        )
                        Über die Aufnahme weiterer Mitglieder entscheidet die Mitgliederversammlung, sofern kein Mitglied der Arbeitsgemeinschaft
                     widerspricht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Kirchen und kirchliche Gemeinschaften, die nicht Mitglied werden möchten, sowie kirchliche Werke und Verbände, können als
                     Beobachter mitarbeiten.2   2 Darüber entscheidet die Mitgliederversammlung mit Zweidrittelmehrheit.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Durch die Zugehörigkeit zur »Arbeitsgemeinschaft« wird die Selbstständigkeit in Bekenntnis und Lehre, in Leben und Ordnung
                     sowie in der Wahrnehmung eigener ökumenischer Beziehungen der einzelnen Mitglieder nicht berührt.
                  

               

               
                     § 3
Aufgaben
                     

                  

                  Die »Arbeitsgemeinschaft« hat folgende Aufgaben:

                  
                        (
                        1
                        )
                        Sie tauscht die zur Zusammenarbeit notwendigen Informationen und Arbeitshilfen aus.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie regt das Gespräch über theologische Themen an.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Sie vermittelt den Erfahrungsaustausch zwischen ökumenischen Gruppen und lokalen Arbeitsgemeinschaften.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Sie fördert das gegenseitige Einvernehmen und hilft brüderlich bei Schwierigkeiten und Konflikten zwischen den Beteiligten.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Sie pflegt die Gemeinschaft in Zeugnis und Dienst in den verschiedenen Arbeitsgebieten kirchlichen Lebens.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Sie entwickelt ökumenische Initiativen und Aktionen in ihrem Bereich.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Sie fördert die ökumenische Arbeit in den Gemeinden und berät Gemeinden und Gruppen in ökumenischen Fragen.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Sie hält Verbindung zur »Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in Deutschland e. V.« und zu anderen regionalen Arbeitsgemeinschaften.
                  

               

               
                     § 4
Organe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Organe der »Arbeitsgemeinschaft« sind:
die Mitgliederversammlung
der Vorstand
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Mitgliederversammlung besteht aus den Beauftragten der beteiligten Kirchen und kirchlichen Gemeinschaften nach folgendem
                     Schlüssel: Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen: 4 (davon 1 Landeskirchliche Gemeinschaft)
Römisch Katholische Kirche (Bischöfliches Amt Magdeburg): 2
alle übrigen Mitglieder: je 1
Beobachter entsenden je 1 Vertreter mit beratender Stimme.
 2 Stellvertretung im Verhinderungsfall ist wünschenswert.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Mitgliederversammlung ist verantwortlich für die Erfüllung der in § 3 genannten Aufgaben.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Vorstand besteht aus
                     
                        	
                           dem Vorsitzenden

                        

                        	
                           dem stellvertretenden Vorsitzenden

                        

                        	
                           dem Geschäftsführer

                        

                     

                  

                   2 Die Mitglieder des Vorstandes werden von der Mitgliederversammlung für die Dauer von drei Jahren gewählt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Der Vorstand bereitet die Sitzungen der Mitgliederversammlung vor und sorgt für die Durchführung der Beschlüsse sowie die
                     Verwaltung der Finanzen und Rechnungslegung vor der Mitgliederversammlung.  2 Er hält die Verbindung zu den anderen Arbeitsgemeinschaften.
                  

               

               
                     § 5
Finanzierung
                     

                  

                  Die beteiligten Kirchen und kirchlichen Gemeinschaften tragen auf freiwilliger Grundlage die finanziellen Lasten dieser Arbeit.

               

               
                     § 6
Schlussbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Satzung tritt an die Stelle der Satzung der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in den Bezirken Halle und Magdeburg
                     vom 7. 3. 1979.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Satzungsänderungen können von der Mitgliederversammlung mit Zweidrittelmehrheit beschlossen werden, sofern kein Mitglied der
                     Arbeitsgemeinschaft widerspricht.
                  

                  Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in Sachsen-Anhalt3

                  Evangelische Landeskirche Anhalts
Alt-Katholische Kirche
Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen
Freie evangelische Gemeinde
Selbstständige Evangelisch-Lutherische Kirche
Brüder-Unität Herrnhuter Brüdergemeine
Gemeinschaft der Siebenten-Tags-Adventisten
Katholische Kirche
Evangelisch-methodistische Kirche
Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden
                  

                  Beobachter der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in Sachsen-Anhalt4

                  Apostelamt Jesu Christi

               

            

         

      

      

      1
            Abgedruckt im Anschluss an diese Satzung.

         

      

      2
            Abgedruckt im Anschluss an diese Satzung.

         

      

      3
            Stand 27. 2. 1996.

         

      

      4
            Stand 27. 2. 1996.

         

      

   
      

      
         Kooperationsvertrag zwischen der
Evangelischen Landeskirche Anhalts
vertreten durch die – Kirchenleitung –
und der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz
Sachsen vertreten durch die
– Kirchenleitung –
         

      

      
         Vom 20. Dezember 2000

      

      
         (ABl. EKKPS 2001 S. 4)

      

      
         	
            Als evangelische Landeskirchen in der EKU miteinander verbunden,

         

         	
            aufgrund der geografischen Lage auf gute Nachbarschaft angewiesen,

         

         	
            innerhalb des Landes Sachsen-Anhalt gelegen und gemeinsam Partner des Landes,

         

         	
            im Bewusstsein, knappe Ressourcen gemeinsam besser nutzen zu können,

         

         	
            in Verantwortung für unsere Kirchengemeinden, Gemeindeglieder und gegenüber der Öffentlichkeit,

         

      

      schließen die Evangelische Landeskirchen Anhalts und die Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen im Geiste partnerschaftlich-geschwisterlicher
         Verbundenheit folgenden Kooperationsvertrag:
      

      
                     § 1

                  

                  Beide Kirchen sind bestrebt, ihre vielfältigen Verbindungen und gemeinsamen Arbeitsbereiche zu erweitern und zu verstetigen.

               

               
                     § 2

                  

                  1. Die Kirchen informieren sich gegenseitig in Angelegenheiten, die für die jeweils andere Kirche von Interesse sein können.

                  2.  1 Beide Kirchen vertreten gegenüber Dritten ihre eigenen Interessen und Belange jeweils so, dass auch die Interessen und Belange
                     des Partners mit bedacht werden.  2 Beide Kirchen beraten miteinander, bevor eine der beiden Kirchen mit Dritten Festlegungen trifft, die wesentliche Belange
                     der anderen Kirchen berühren können.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  1.  1 Die Kirchenleitungen unterrichten sich gegenseitig über die Tagesordnungen ihrer Sitzungen und übersenden die entsprechenden
                     Unterlagen.  2 Ein Vertreter der jeweils anderen Kirche ist zu den Sitzungen der Kirchenleitung einzuladen.  3 Er soll mindestens zweimal im Jahr an einer Sitzung teilnehmen.
                  

                  2. Das Kollegium des Konsistoriums und der Landeskirchenrat treffen sich regelmäßig mindestens einmal im Jahr, um Gegenstände
                     gemeinsamen Interesses zu beraten.
                  

                  3. Die Kirchenleitungen beider Kirchen können zu gemeinsamen Sitzungen zusammentreten, um für beide Seiten verbindliche Entscheidungen
                     zu treffen.
                  

                  4. Sowohl die Kirchenleitungen wie Kollegium des Konsistoriums und Landeskirchenrat können gemeinsame Ausschüsse zur Vorbereitung
                     gemeinsamer Entscheidungen der Kirchenleitungen oder zur Regelung anderweitig beiderseits interessierender Fragen einrichten.
                  

               

               
                     § 4

                  

                   1 Beide Kirchen arbeiten weiterhin regional und landesweit zusammen, insbesondere in allen das Land betreffenden Angelegenheiten
                     wie in den Bereichen der Kinder- und Jugendpolitik, von Schule und Religionsunterricht, Erwachsenenbildung, Medien und Publizistik,
                     Sonderseelsorge, bei der Denkmalpflege, im Bereich von Diakonie und sozialen Dienstleistungen, in der Forstwirtschaft und
                     im Natur- und Umweltschutz (Verantwortung für die Schöpfung) sowie bei der Kirchensteuer.  2 Soweit Angelegenheiten von beiderseitigem Interesse gegenüber dem Landtag oder der Landesregierung zu behandeln sind, wird
                     der gemeinsame Beauftragte und über ihn die jeweils andere Kirche rechtzeitig eingebunden.
                  

               

               
                     § 5

                  

                   1 Beide Kirchenleitungen sowie Landeskirchenrat und Konsistorium unterstützen die Zusammenarbeit der Kirchengemeinden und der
                     Kirchenkreise über die Landeskirchengrenzen hinweg.  2 Vereinbarungen oder Absprachen zwischen Kirchengemeinden und Kirchenkreisen sollen gefördert werden.
                  

               

               
                     § 6

                  

                   1 Beide Kirchenleitungen fördern die Zusammenarbeit in der Verwaltung im Sinne arbeitsteiliger Kooperationen.  2 Geeignete Verwaltungsbereiche können zusammengelegt werden.
                  

               

               
                     § 7

                  

                  1.  1 Pfarrerinnen und Pfarrer aus beiden Landeskirchen, die über die Anstellungsfähigkeit verfügen, soll ab 1. Januar 2001 grundsätzlich
                     pfarramtlicher Dienst in jeder der beiden Kirchen ermöglicht werden.  2 Dies gilt für alle Pfarrstellen.
                  

                  2. Alle in einer Kirche ausgeschriebenen Pfarrstellen werden zeitgleich in der anderen Kirche ausgeschrieben, soweit nicht
                     von der Möglichkeit des Verzichts auf die Ausschreibung Gebrauch gemacht wird.
                  

                  3. Der Dienst in der aufnehmenden Kirche kann auf der Grundlage eines Pfarrstellenwechsels oder einer Freistellung erfolgen.

                  4. Die Beteiligung der abgebenden Kirche an der Versorgung wird durch Einzelvereinbarung geregelt.

                  5. Pfarrerinnen und Pfarrern im Entsendungsdienst, die die Anstellungsfähigkeit besitzen, werden in der Regel durch die aufnehmende
                     Kirche in ein Dienstverhältnis auf Lebenszeit berufen.
                  

                  6. Die Personaldezernate von Konsistorium und Landeskirchenrat halten miteinander Fühlung und informieren sich gegenseitig
                     frühzeitig.
                  

               

               
                     § 8

                  

                   1 Beide Kirchen streben über die bereits vorhandenen gemeinsam getragenen Einrichtungen (s. Anlage) hinaus je nach Bedarf die
                     Schaffung weiterer gemeinsamer Einrichtungen und Werke an.  2 Die Zusammenarbeit in den vorhandenen gemeinsamen Einrichtungen ist, wenn möglich, zu verbessern.
                  

               

               
                     § 9

                  

                  1. Sollten sich Differenzen im Zusammenwirken beider Kirchen, insbesondere auch bei der Durchführung dieses Vertrages ergeben,
                     werden diese im Geiste geschwisterlicher Partnerschaft ausgeräumt.
                  

                  2. Geht eine der beiden Kirchen mit einer anderen Kirche eine besondere Form der Zusammenarbeit ein, so ist dieser Vertrag
                     erforderlichenfalls an die veränderten Strukturen anzupassen.
                  

               

               
                     § 10

                  

                  Dieser Vertrag tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2001 in Kraft.

               

            

         

      

      
            Anlage zu § 8 des Kooperationsvertrages
            

         

         Gemeinsam von der Evangelischen Landeskirche Anhalts und der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen getragene Einrichtungen:
1. Evangelische Akademie Sachsen-Anhalt e. V.
2. Pädagogisch-Theologisches Institut der KPS
3. Evangelisches Kinder- und Jugendbildungswerk Sachen-Anhalt e. V.
4. Evangelischer Medienverband Sachsen-Anhalt
5. Evangelisches Forschungsheim Wittenberg e. V.
6. Evangelische Erwachsenenbildung in Sachsen-Anhalt
7. Kirchliche Werkstätten für Restaurierung GmbH Erfurt
         

      

      

   
      

      
         Vereinbarung der Evangelischen Kirche der
Kirchenprovinz Sachsen und der Evangelischen
Landeskirche Anhalts mit den Gemeinschaftsverbänden
im Bereich der beiden
Landeskirchen
         

      

      
         Vom 17. März 1998

      

      
         (ABl. EKKPS S. 77)

      

      Die Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen,
vertreten durch die Kirchenleitung,
die Evangelische Landeskirche Anhalts,
vertreten durch den Landeskirchenrat,
      

      und

      der Gemeinschaftsverband Sachsen-Anhalt e. V.,
der Elbingeröder Gemeinschaftsverband e. V.,
der Thüringer Gemeinschaftsbund e. V.,
jeweils vertreten durch ihre Vorstände,
      

      schließen folgende

      Vereinbarung:

      
            Präambel

         

         
            	
                1 Die Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und die Evangelische Landeskirche Anhalts sowie der Gemeinschaftsverband
                  Sachsen-Anhalt e. V., der Elbingeröder Gemeinschaftsverband e. V. und der Thüringer Gemeinschaftsbund e. V. wissen sich gemeinsam
                  durch Jesus Christus in seinen Dienst gestellt.  2 Grundlage dieses Dienstes ist das Evangelium, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den Bekenntnissen der Reformation
                  bezeugt ist.
               

                3 Die im Vorspruch der Grundordnung der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und in der Präambel der Verfassung der
                  Evangelischen Landeskirche Anhalts gemachten Aussagen werden auch von den Landeskirchlichen Gemeinschaften anerkannt.
               

                4 Die Vereinbarungspartner erklären ihren festen Willen, den hierin begründeten Auftrag in gegenseitiger Achtung und in vertrauensvoller
                  Zusammenarbeit wahrzunehmen und so gemeinsam am Aufbau der Gemeinde Jesu mitzuwirken.  5 Sie führen damit ein jahrzehntelang gewachsenes Miteinander fort.
               

            

            	
                1 Gemeinschaftspflege und Evangelisation unter Praktizierung des allgemeinen Priestertums der Gläubigen sind besondere Anliegen
                  der Gemeinschaftsverbände.  2 Die Landeskirchen bejahen die daraus folgenden Lebensäußerungen und Aktivitäten der jeweils örtlichen Gemeinschaften.  3 Dazu gehören vor allem:
                  
                     	
                        öffentliche Verkündigung des Wortes Gottes

                     

                     	
                        gemeinsames Bibelstudium und Gebet

                     

                     	
                        Feier des Abendmahls entsprechend den Vereinbarungen

                     

                     	
                        praktische Gemeinschaftspflege in allen Alters- und Sozialgruppen

                     

                     	
                        Durchführung diakonischer Aufgaben

                     

                     	
                        evangelistischer Dienst innerhalb und außerhalb der Landeskirchen

                     

                     	
                        Unterstützung von Missionswerken.

                     

                  

               

            

            	
                1 Die Gemeinschaftsverbände sind rechtlich selbstständige Vereinigungen, die die Ordnungen der Evangelischen Landeskirchen achten
                  und respektieren.  2 Die Gemeinschaftsverbände gestalten ihre Arbeit eigenverantwortlich.  3 Diese Arbeit wird von den Landeskirchen als Lebensäußerung der Kirche anerkannt.
               

            

            	
               Auftretende Spannungen sollen im geschwisterlichen und vertrauensvollen Gespräch zwischen den Leitungen der Landeskirchen
                  und der Gemeinschaftsverbände beigelegt werden.
               

            

         

         
            	1.

            	
               Mitgliedschaft und Zusammenarbeit

            

            	1.1

            	
                1 Die Gemeinschaftsverbände bejahen den Grundsatz, dass die Mitglieder der Landeskirchlichen Gemeinschaften (im Elbingeröder
                  Gemeinschaftsverband: »Evangelisch-Kirchliche Gemeinschaften«) zugleich Glieder der Landeskirche sind.  2 Sollten Mitglieder der Gemeinschaften ausnahmsweise nicht Glieder der Landeskirche sein, werden die Landeskirchlichen Gemeinschaften
                  und ihre Verantwortlichen mit Liebe und Geduld darauf hinwirken, dass sie Mitglieder der Evangelischen Kirche werden.
               

            

            	1.2

            	
                1 Voraussetzung für die Anstellung zum hauptamtlichen Verkündigungsdienst in den beteiligten Gemeinschaftsverbänden ist die
                  Gliedschaft in der Evangelischen Kirche.  2 Als Ausdruck der Verbundenheit soll bei der Einführung in einen hauptamtlichen Verkündigungsdienst in einer Landeskirchlichen
                  Gemeinschaft bzw. in einem Gemeinschaftsbezirk ein Vertreter der Kirchengemeinde oder des Kirchenkreises bzw. der Kreisoberpfarrer
                  mitwirken.
               

            

            	1.3

            	
                1 Kooperation und Dienstaustausch zwischen den im Verkündigungsdienst hauptamtlich Tätigen sind erwünscht.  2 Die in den Gemeinschaftsbezirken mit einem hauptamtlichen Verkündigungsdienst Beauftragten werden zu den Pfarrkonventen eingeladen.
               

            

            	1.4

            	
               Im Rahmen von landeskirchlichen oder kreiskirchlichen Visitationen soll die Begegnung mit den Landeskirchlichen Gemeinschaften
                  gesucht werden.
               

            

            	2.

            	
               Abendmahlsfeiern

               Für Abendmahlsfeiern in den landeskirchlichen Gemeinschaften gilt:

            

            	2.1

            	
                1 Die Verantwortung für die Beauftragung zur Leitung dieser Abendmahlsfeiern liegt bei den Verbandsleitungen.  2 Sie werden gebeten, die von ihr mit der Abendmahlsverwaltung Beauftragten an die Kirchenleitungen zu melden.
               

            

            	2.2

            	
                1 Die Verbandsleitungen achten darauf, dass die so Beauftragten ein Abendmahlsverständnis vertreten, das dem Neuen Testament
                  und den reformatorischen Bekenntnisschriften der Kirche entspricht.  2 Sie beachten dabei, dass das Heilige Abendmahl das Mahl der Getauften ist.
               

            

            	2.3

            	
               Die Gemeinschaftsverbände sind bemüht, eine Terminüberschneidung von Abendmahlsfeiern der Gemeinschaft mit Abendmahlsgottesdiensten
                  der Landeskirchen zu vermeiden.
               

            

            	3.

            	
               Taufen und Amtshandlungen

            

            	3.1

            	
                1 Taufen und Amtshandlungen werden in der Regel vom zuständigen Pfarrer vorgenommen.  2 Bei Gemeindegliedern, die zur Landeskirchlichen Gemeinschaft gehören, sollen auf deren Wunsch die in dem Gemeinschaftsbezirk
                  mit einem hauptamtlichen Verkündigungsdienst Beauftragten in angemessener Weise an der Durchführung des Gottesdienstes beteiligt
                  werden.
               

            

            	3.2

            	
                1 Taufen und Amtshandlungen finden in der Regel in den dafür vorgesehenen Räumen der Kirchengemeinden statt.  2 Wird die Handlung ausnahmsweise in den Räumen der Landeskirchlichen Gemeinschaften vorgenommen, dann ist sie im Gottesdienst
                  der örtlichen Kirchengemeinde anzukündigen.
               

            

            	3.3

            	
                1 In besonderen, seelsorgerlich begründeten Fällen kann eine Taufe oder eine kirchliche Amtshandlung (Trauung, Beerdigung, Krankenabendmahl)
                  von den im Gemeinschaftsbezirk mit einem hauptamtlichen Verkündigungsdienst Beauftragten vollzogen werden.  2 Dies setzt eine Absprache zwischen dem im Gemeinschaftsbezirk mit einem hauptamtlichen Verkündigungsdienst Beauftragten und
                  dem örtlich zuständigen Pfarrer voraus.  3 Die Bestimmungen der Landeskirche über die Erteilung eines Dimissoriale finden sinngemäße Anwendung.  4 Treten dabei Schwierigkeiten auf, beraten sich die Beteiligten mit dem Vorstand des zuständigen Gemeinschaftsverbandes und
                  der übergeordneten Stelle der Landeskirche.
               

            

            	3.4

            	
                1 Taufen und Amtshandlungen werden nach den in den Landeskirchen geltenden agendarischen Ordnungen vollzogen.  2 Die Eltern des Täuflings bzw. der Empfänger der Taufe sind darauf hinzuweisen, dass der so zu Taufende Glied der Landeskirche
                  wird.  3 Der Vollzug von Taufen und Amtshandlungen ist dem örtlich zuständigen Pfarrer zur Eintragung im Kirchenbuch zu melden.
               

            

            	3.5

            	
               Die Leitungen der Gemeinschaftsverbände übernehmen gegenüber den beteiligten Landeskirchen die Verantwortung dafür, dass Wortverkündigung,
                  Sakramentsverwaltung, Amtshandlungen und Unterweisung mit den Ordnungen der Landeskirchen und der Gemeinschaftsverbände übereinstimmen.
               

            

            	4.

            	
               Verhältnis zum Dienst der Kirchengemeinden

            

            	4.1

            	
                1 In der Regel tun die Landeskirchlichen Gemeinschaften einen die Arbeit der Landeskirchen ergänzenden Dienst.
               

                2 Das findet unter anderem darin seinen Ausdruck, dass Veranstaltungen der Landeskirchlichen Gemeinschaften in der Regel nicht
                  zu den ortsüblichen Gottesdienstzeiten stattfinden.  3 Wenn Landeskirchliche Gemeinschaften aus wichtigen Gründen von dieser Regel abweichen wollen, soll dies nicht ohne vorherige
                  Verständigung mit den davon betroffenen Kirchengemeinden geschehen.
               

            

            	4.2

            	
                1 In Vakanzsituationen – oder wo es sonst sinnvoll erscheint – ist die Übernahme gemeindlicher Dienste durch die im Gemeinschaftsbezirk
                  hauptamtlich mit Verkündigungsdienst Beauftragten möglich.  2 Für die Beauftragung sind die Bestimmungen der Landeskirchen über die Beauftragung mit ehrenamtlichem Dienst der öffentlichen
                  Wortverkündigung und der Verwaltung von Taufe und Abendmahl sinngemäß anzuwenden.  3 Eine besondere Zuerkennung der Befähigung zur freien Wortverkündigung wird von den Landeskirchen in diesen Fällen nicht für
                  nötig gehalten.
               

            

            	4.3

            	
               In der Wahrnehmung des Auftrages, das Evangelium auch Kindern und Jugendlichen zu bezeugen, sind möglichst weitgehende Zusammenarbeit
                  und gegenseitige Unterstützung nötig.
               

            

            	4.4

            	
                1 Die vom EC-Verband für Kinder- und Jugendarbeit durchgeführte Kinder- und Jugendarbeit der Landeskirchlichen Gemeinschaften
                  will Christenlehre und Konfirmandenunterricht nicht ersetzen.  2 Alle Kinder evangelischer Eltern sollen an Christenlehre und Konfirmandenunterricht teilnehmen.  3 Die Teilnahme von Konfirmanden an Zusammenkünften der Landeskirchlichen Gemeinschaften soll im Zusammenhang des konfirmierenden
                  Handelns in angemessener Weise berücksichtigt werden.
               

            

            	4.5

            	
               Die Vereinbarungspartner empfehlen den für die Kinder-, Konfirmanden- und Jugendarbeit in Kirche und Gemeinschaft verantwortlichen
                  Mitarbeitern und Gremien, ständige Gesprächs- und Informationskontakte aufzunehmen und zu fördern.
               

            

            	4.6

            	
               Die Kirchenleitungen werden sich dafür einsetzen, dass Prediger der Landeskirchlichen Gemeinschaften als Lehrkräfte im Religionsunterricht
                  bei entsprechender Qualifikation im Rahmen der Gestellungsverträge tätig werden können.
               

            

            	5.

            	
               Nutzung von Räumen

            

            	5.1

            	
                1 Kirchliche Räume sollten den Landeskirchlichen Gemeinschaften bei Bedarf entsprechend den Möglichkeiten zur Verfügung gestellt
                  werden.  2 Darüber soll eine schriftliche Vereinbarung zwischen der Kirchgemeinde und der Landeskirchlichen Gemeinschaft erfolgen.  3 Dabei sind die Landeskirchlichen Gemeinschaften anderen kirchlichen Nutzern gleichzustellen.
               

                4 Wo kirchliche Räume durch die Landeskirchlichen Gemeinschaften genutzt werden, sollen auch angemessene Aushangmöglichkeiten
                  eingeräumt werden.
               

                5 Gleiches gilt sinngemäß, wo kirchlicherseits ein Interesse an der Mitbenutzung von Räumen der Landeskirchlichen Gemeinschaften
                  besteht.
               

            

            	5.2

            	
               In Konfliktfällen sollen der Superintendent bzw. der Kreisoberpfarrer und die zuständige Verbandsleitung eingeschaltet werden.

            

            	6.

            	
               Schluss

                1 Kirchenleitungen und Verbandsleitungen werden eventuell auftretende Differenzen oder neue Fragestellungen in geschwisterlicher
                  Offenheit erörtern und zu klären versuchen.  2 Sie werden dazu in regelmäßigen Abständen zu Gesprächen zusammenkommen.
               

            

         

      

      

   
      

      
         Kirchengesetz zur Ordnung des kirchlichen
Lebens der Evangelischen Kirche der Union
         

      

      
         Vom 5. Juli 1999

      

      
         (ABl. EKKPS S. 140; ABl. EKD S. 403)

      

      Die Synode der Evangelischen Kirche der Union hat das folgende Kirchengesetz beschlossen:

      
                     § 1

                  

                  Die Ordnung des kirchlichen Lebens der Evangelischen Kirche der Union tritt in der von der Synode der Evangelischen Kirche der Union am 5. Juni 1999 beschlossenen Fassung an die Stelle der Ordnung
                     des kirchlichen Lebens der Evangelischen Kirche der Union vom 6. Mai 1955.
                  

               

               
                     § 2

                  

                   1 Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Juli 1999 in Kraft.  2 Es wird für die Gliedkirchen in Kraft gesetzt, nachdem diese jeweils zugestimmt haben.
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            Leitlinien kirchlichen Lebens

         

         
               1. Gottesdienst

            

            
                  Richtlinien und Regelungen

               

               
                     Artikel 1
Präambel
                     

                  

                   1 Die christliche Gemeinde versammelt sich im Namen Gottes des Vaters und des Sohnes und des Heiligen Geistes zum Gottesdienst
                     und lädt dazu ein.  2 Sie hört auf Gottes Wort, feiert die Sakramente und antwortet mit Gebet, Lobgesang und Dankopfer.  3 Sie empfängt Gottes Segen und lässt sich in die Welt senden.  4 Durch die Versammlung unter Gottes Wort soll das ganze Leben der Christen zum Gottesdienst werden.
                  

               

               
                     Artikel 2
Zeit und Ort des Gottesdienstes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Gemeinde feiert am Sonntag Gottesdienst, weil der Sonntag der Tag der Auferstehung Jesu Christi ist.  2 Gottesdienste finden auch an kirchlichen Feiertagen statt.  3 Sie können darüber hinaus an anderen Wochentagen gefeiert werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gottesdienste finden in der Regel in Kirchbauten oder in anderen geeigneten Räumen statt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Zeiten und Orte der Gottesdienste bestimmt der Gemeindekirchenrat (das Presbyterium) im Rahmen des gliedkirchlichen Rechts.
                  

               

               
                     Artikel 3
Familiengottesdienste, Kindergottesdienste und Gottesdienste aus besonderen Anlässen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Gottesdienst soll die verschiedenen Altersgruppen in der Gemeinde miteinander verbinden und besonders auch für Kinder
                     und Jugendliche einladend gestaltet sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gemeinsame Gottesdienste für Erwachsene und Kinder (Familiengottesdienste) sollen regelmäßig gefeiert werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Kinder der Gemeinde sollen zum Kindergottesdienst eingeladen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Aus besonderen Anlässen werden Gottesdienste wie Gebetsgottesdienste, Ökumenische Gottesdienste, Dankgottesdienste und Fürbittgottesdienste
                     gefeiert.
                  

               

               
                     Artikel 4
Verkündigung
                     

                  

                   1 Die Verkündigung im Gottesdienst ist an die Heilige Schrift gebunden.  2 Die Bekenntnisse der Kirche und das Gespräch mit Schwestern und Brüdern sind Hilfen zur rechten Verkündigung.  3 In der Predigt wird in der Regel ein Abschnitt aus der Heiligen Schrift ausgelegt.  4 Die biblischen Lesungen sollen in der eingeführten Bibelübersetzung vorgetragen werden.
                  

               

               
                     Artikel 5
Ordnung des Gottesdienstes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Gottesdienst wird im Rahmen der geltenden Agende und mit dem eingeführten Gesangbuch gefeiert.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Feier des Gottesdienstes nach der Agende entbindet nicht von der Aufgabe, jeden Gottesdienst dem Anlass und dem Kreis
                     der Teilnehmenden entsprechend zu gestalten.  2 Neben der Beachtung fester Strukturen und der Wiederholung bekannter Formen sollen Wege beschritten werden, die biblische
                     Botschaft in vielfältiger Weise zur Sprache zu bringen.  3 Predigt- und Gottesdienstvorbereitungskreise sind Ausdruck dafür, dass der Gottesdienst Sache der ganzen Gemeinde ist.
                  

               

               
                     Artikel 6
Leitung und Mitwirkung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Gottesdienst und die Feier von Taufe und Abendmahl werden von dazu besonders ausgebildeten und öffentlich berufenen (ordinierten)
                     Personen geleitet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Andere kirchliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie geeignete Gemeindeglieder können nach einer entsprechenden Zurüstung
                     mit der Leitung des Gottesdienstes beauftragt werden.  2 Die Beauftragung erfolgt in der Regel für eine begrenzte Zeit und einen bestimmten Ort.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei Vorbereitung und Gestaltung des Gottesdienstes sollen weitere Gemeindeglieder, je nach örtlicher Möglichkeit insbesondere
                     Kantorin oder Kantor und Chor, aktiv beteiligt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Für eine liturgisch angemessene Kleidung ist Sorge zu tragen.
                  

               

               
                     Artikel 7
Kollekten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In den Gottesdiensten werden Kollekten gesammelt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Zweckbestimmung der Kollekten ist der landeskirchlich beschlossene Kollektenplan maßgeblich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Über die Kollekten, deren Zweckbestimmung der Gemeinde durch den Kollektenplan freigestellt ist, entscheidet zuvor der Gemeindekirchenrat
                     (das Presbyterium).
                  

               

               
                     Artikel 8
Abkündigungen, Bekanntmachungen, Informationen
                     

                  

                   1 In den Abkündigungen werden kirchliche Amtshandlungen bekannt gegeben und Gemeindeglieder der Fürbitte der Gemeinde empfohlen.
                      2 Ferner werden Bestimmungen und Ergebnisse der Kollekten genannt und kirchenamtliche Bekanntmachungen verlesen.  3 Zudem wird zu kirchlichen Veranstaltungen eingeladen und über Ereignisse in Gemeinde und Kirche berichtet.  4 Darüber hinaus soll über Anliegen der Partnergemeinde(n) informiert werden.
                  

               

               
                     Artikel 9
Glockengeläut
                     

                  

                   1 Die Glocken rufen die Gemeinde zum Gottesdienst und laden zum Gebet ein.  2 Das Glockengeläut wird durch eine Läuteordnung geregelt.
                  

               

               
                     Artikel 10
Kirchengebäude
                     

                  

                   1 Zur liturgischen Verantwortung für den Gottesdienst gehört der angemessene Umgang mit dem gottesdienstlichen Raum.  2 Deshalb ist die Ausstattung des Raumes in ihrer geistlichen Aussagekraft zu beachten und zu pflegen.
                  

               

               
                     Artikel 11
Fotografische und filmische Aufnahmen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Gottesdienst ist eine öffentliche Veranstaltung.  2 Die Kirche hat ein Interesse daran, dass ihr gottesdienstliches Leben in der Öffentlichkeit wirksam dargestellt und in der
                     privaten Erinnerung erhalten bleibt.  3 Dabei sind bestimmte Regeln einzuhalten, um die Würde des Gottesdienstes und der Amtshandlungen sowie die Privatsphäre der
                     Menschen zu achten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zurückhaltung ist beim Filmen und Fotografieren geboten, vor allem während der Feier des Abendmahls, der Taufhandlung, bei
                     der Einsegnung der Konfirmandinnen und Konfirmanden, bei der Segnung von Brautpaaren und bei Ordinationen und Amtseinführungen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Für Funk- und Fernsehübertragungen gelten eigene Regeln.  2 Diese sind bei der Vorbereitung genau abzusprechen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Gemeindekirchenrat (das Presbyterium) legt im Blick auf die örtlichen Verhältnisse die allgemeinen Bedingungen fest, die
                     beim Fotografieren und Filmen während des Gottesdienstes und bei Amtshandlungen einzuhalten sind.
                  

               

            

         

         
               2. Taufe

            

            
                  Richtlinien und Regelungen

               

               
                     Artikel 12
Präambel
                     

                  

                   1 Das Sakrament der heiligen Taufe ist die grundlegende kirchliche Handlung, durch die die Getauften zu Gliedern am Leibe Christi
                     berufen werden und ihre Mitgliedschaft in der Kirche begründet wird.  2 Die Gemeinde lässt sich im Gottesdienst an die Gabe und Verpflichtung der Taufe erinnern und dankt für die Freundlichkeit
                     Gottes, die im Glauben ihre Antwort findet.
                  

               

               
                     Artikel 13
Taufvorbereitung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Taufe geht eine Taufvorbereitung voraus.  2 Sie richtet sich nach dem Lebensalter des Täuflings.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Wird für Kinder die Taufe begehrt, führt die Pfarrerin oder der Pfarrer mit den Eltern – wenn möglich auch mit den Patinnen
                     und Paten – ein Gespräch über Verheißung und Verpflichtung der Taufe.  2 Heranwachsende Kinder sind ihrem Lebensalter entsprechend in die Taufvorbereitung einzubeziehen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Für ungetaufte Jugendliche im Konfirmandenalter ist der Konfirmandenunterricht die zur Taufe hinführende Taufunterweisung.
                      2 Ihre Taufe kann während der Unterrichtszeit oder im Konfirmationsgottesdienst erfolgen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Taufe Erwachsener geht eine Taufunterweisung voraus, wobei auch die persönlichen Beweggründe des Taufwunsches zur Sprache
                     kommen.  2 Die Taufunterweisung darf nicht durch überfordernde Ansprüche davon abschrecken, Gottes Zusage für sich in Anspruch zu nehmen.
                  

               

               
                     Artikel 14
Tauffeier, Abkündigung und Fürbitte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Taufe wird im Gottesdienst nach der Ordnung der geltenden Agende vollzogen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Taufen außerhalb des Gemeindegottesdienstes, Haustaufen oder Taufen in Krankenhäusern finden nur in begründeten Ausnahmefällen
                     statt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Taufen in Notfällen können alle Getauften vollziehen.  2 Sie sind unverzüglich der zuständigen Kirchengemeinde zur Bestätigung mitzuteilen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die außerhalb des Gemeindegottesdienstes vollzogene Taufe wird im Sonntagsgottesdienst bekannt gegeben.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Gemeinde hält für den Täufling, seine Eltern, Patinnen und Paten Fürbitte.
                  

               

               
                     Artikel 15
Verantwortung der Eltern bei der Taufe von Kindern
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Eltern bekennen bei der Taufe ihres Kindes gemeinsam mit den Patinnen und Paten stellvertretend den Glauben und verpflichten
                     sich, für die Erziehung des Kindes im christlichen Glauben zu sorgen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Eltern sind dafür verantwortlich, dass das Kind sich bei der Bedeutung der Taufe bewusst wird.  2 Sie beten für das Kind und mit ihm, führen es an die biblische Botschaft heran und helfen ihm, einen altersgemäßen Zugang
                     zur Gemeinde zu finden.
                  

               

               
                     Artikel 16
Patenamt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Taufe eines Kindes werden in der Regel Patinnen und Paten bestellt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Patinnen und Paten sind Zeuginnen und Zeugen des Taufvollzugs und haben die Aufgabe, gemeinsam mit den Eltern und der Gemeinde
                     für die Erziehung des Kindes im christlichen Glauben zu sorgen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Patin oder Pate kann sein, wer der evangelischen Kirche angehört und zum Abendmahl zugelassen ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Auch Mitglieder einer der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen angehörenden Kirche können zum Patenamt zugelassen werden.
                      2 Daneben soll jedoch eine Patin oder ein Pate der evangelischen Kirche angehören.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Das Patenamt erlischt, wenn die Patin oder der Pate die Zulassung zum Abendmahl verliert, insbesondere beim Austritt aus der
                     Kirche.  2 Im Kirchenbuch kann das Erlöschen des Patenamtes vermerkt werden.
                  

               

               
                     Artikel 17
Verantwortung der Gemeinde für nicht getaufte Kinder
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Auch wenn Eltern ihre Kinder nicht in den ersten Lebensjahren taufen lassen möchten, sondern darauf hinwirken wollen, dass
                     die Kinder sich später selbst für die Taufe entscheiden, ist die Gemeinde auch für diese Kinder verantwortlich.  2 Sie lädt sie zu Gottesdienst und kirchlichem Unterricht ein und hilft den Eltern, die Kinder auf ihre Taufe vorzubereiten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Wo die Ordnung der Gliedkirche es zulässt, kann die Gemeinde auf Wunsch der Eltern eine besondere Fürbitte, Danksagung und
                     Segnung für noch nicht getaufte Kinder im Gottesdienst anbieten.  2 Diese Fürbitte, Danksagung und Segnung muss nach Form und Inhalt eindeutig von der Taufe unterschieden sein.
                  

               

               
                     Artikel 18
Ablehnungsgründe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Taufe ist abzulehnen, solange die Eltern die Taufvorbereitung (das Taufgespräch) verweigern, wenn eine Sorgeberechtigte
                     oder ein Sorgeberechtigter der Taufe widerspricht oder wenn die evangelische Erziehung des Kindes abgelehnt wird.  2 Die Taufe ist in der Regel auch abzulehnen, wenn ein heranwachsendes Kind bei der Taufvorbereitung Widerspruch gegen den Vollzug
                     der Taufe erkennen lässt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Taufe eines Kindes, dessen Eltern nicht der evangelischen Kirche angehören, darf nur vollzogen werden, wenn die Eltern
                     damit einverstanden sind und Patinnen, Paten oder andere Gemeindeglieder bereit und in der Lage sind, die Verantwortung für
                     die evangelische Erziehung des Kindes zu übernehmen.  2 Andernfalls muss die Taufe abgelehnt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Taufe von Erwachsenen ist abzulehnen, solange sie an einer Taufunterweisung nicht teilgenommen haben oder wenn das Taufgespräch
                     ergibt, dass das Begehren nicht ernsthaft ist.
                  

               

               
                     Artikel 19
Bedenken gegen die Taufe, Ablehnung und Beschwerde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Hat die Pfarrerin oder der Pfarrer Bedenken, die Taufe zu vollziehen, ist eine Entscheidung des Gemeindekirchenrates (Presbyterium)
                     herbeizuführen.  2 Lehnt dieser (dieses) die Taufe ab, können die Eltern oder der religionsmündige Täufling Beschwerde beim Kreiskirchenrat (Kreissynodalvorstand)
                     einlegen.  3 Dessen Entscheidung über die Beschwerde ist endgültig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ist die Pfarrerin oder der Pfarrer entgegen der Entscheidung des Gemeindekirchenrates (Presbyterium) oder des Kreiskirchenrates
                     (Kreissynodalvorstands) überzeugt, die Taufe nicht verantworten zu können, ist sie einer anderen Pfarrerin oder einem anderen
                     Pfarrer zu übertragen.
                  

               

               
                     Artikel 20
Zuständigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Taufe vollzieht die Pfarrerin oder der Pfarrer der Kirchengemeinde, zu der die Mitgliedschaft begründet werden soll.  2 Das ist in der Regel die Wohnsitzkirchengemeinde.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Soll die Taufe von einer anderen Pfarrerin oder einem anderen Pfarrer vollzogen werden, ist ein Abmeldeschein (Dimissoriale)
                     des zuständigen Pfarramts erforderlich.  2 Dessen Erteilung darf nur aus Gründen abgelehnt werden, aus denen eine Taufe abgelehnt werden kann.
                  

               

               
                     Artikel 21
Beurkundung und Bescheinigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Taufe wird in das Kirchenbuch der Kirchengemeinde eingetragen, in der sie vollzogen wurde.  2 Die Wohnsitzkirchengemeinde ist zu benachrichtigen.  3 Besteht die Mitgliedschaft zu einer anderen als der Wohnsitzkirchengemeinde, ist auch diese zu benachrichtigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Über die Taufe wird ein Taufschein ausgestellt.
                  

               

               
                     Artikel 22
Rechtsfolgen der Taufe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Taufe ist Grundlage für die Mitgliedschaft in einer Kirchengemeinde und Landeskirche.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mit der Taufe von Erwachsenen ist die Zulassung zum Abendmahl verbunden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Zulassung zum Abendmahl berechtigt insbesondere zur Übernahme des Patenamtes.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Eine nach dem Auftrag Jesu Christi mit Wasser im Namen des Vaters, des Sohnes und des Heiligen Geistes vollzogene Taufe darf
                     nicht wiederholt werden.
                  

               

               
                     Artikel 23
Anerkennung der Taufe
                     

                  

                  Die evangelische Kirche erkennt alle Taufen an, die nach dem Auftrag Jesu Christi mit Wasser im Namen des Vaters, des Sohnes
                     und des Heiligen Geistes vollzogen worden sind.
                  

               

            

         

         
               3. Abendmahl

            

            
                  Richtlinien und Regelungen

               

               
                     Artikel 24
Präambel
                     

                  

                   1 Im Sakrament des heiligen Abendmahls »schenkt sich der auferstandene Jesus Christus in seinem für alle dahingegebenen Leib
                     und Blut durch sein verheißendes Wort mit Brot und Wein.  2 So gibt er sich selbst vorbehaltlos allen, die Brot und Wein empfangen; der Glaube empfängt das Mahl zum Heil, der Unglaube
                     zum Gericht« (Leuenberger Konkordie Nr. 18).
                  

               

               
                     Artikel 25
Abendmahlsfeier
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Abendmahl wird nach der Ordnung der geltenden Agende gefeiert.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für den Wortlaut der Einsetzungsworte ist die agendarische Form verpflichtend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Elemente des Abendmahls sind Brot und Wein.  2 Mit ihnen ist auch nach der Abendmahlsfeier sorgsam umzugehen.
                  

               

               
                     Artikel 26
Leitung der Abendmahlsfeier und Mitwirkung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Feier des Abendmahls wird von dazu besonders ausgebildeten und öffentlich berufenen (ordinierten) Gemeindegliedern geleitet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei der Austeilung des Abendmahls können Älteste und andere Gemeindemitglieder mitwirken.
                  

               

               
                     Artikel 27
Besondere Formen der Austeilung und des Empfangs
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Austeilung können in Ausnahmefällen auch Einzelkelche benutzt werden; der Gemeinschaftscharakter des Abendmahls ist dabei
                     zu wahren.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Statt Wein kann aus seelsorglicher Verantwortung heraus im Ausnahmefall Traubensaft gereicht werden.  2 Dabei können Wein und Traubensaft in verschiedenen Gruppen ausgeteilt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Gelegentliche alkoholfreie Abendmahlsfeiern können mit Zustimmung des Gemeindekirchenrates (Presbyteriums) angeboten werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Auch das Eintauchen des Brotes (intinctio) oder der Empfang des Abendmahls in einer Gestalt sind zulässige Formen der Teilhabe am Abendmahl.
                  

               

               
                     Artikel 28
Zulassung und Teilnahme am Abendmahl
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Voraussetzung für die Teilnahme am Abendmahl ist die Taufe.  2 Eingeladen sind alle getauften Glieder der evangelischen Kirche und anderer Kirchen, mit denen Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft
                     besteht.  3 Im Rahmen eucharistischer Gastbereitschaft sind auch Glieder solcher christlicher Kirchen eingeladen, mit denen noch keine
                     Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft besteht, selbst wenn diese Gastbereitschaft offiziell nicht erwidert wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Teilnahme am Abendmahl in selbstständiger Verantwortung setzt die Zulassung zum Abendmahl voraus.  2 Zum Abendmahl zugelassen ist, wer konfirmiert, im Erwachsenenalter getauft oder in die Kirche (wieder) aufgenommen wurde,
                     sofern die Zulassung zum Abendmahl nicht durch Entzug oder Kirchenaustritt verloren wurde.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Gemeindeglieder, die nicht konfirmiert sind, können nach genügender Unterweisung und Vorbereitung vom Gemeindekirchenrat (Presbyterium)
                     zum Abendmahl zugelassen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Während des Konfirmandenunterrichts und der Konfirmandenarbeit kann das Abendmahl auch schon vor der Konfirmation gefeiert
                     werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Getaufte Kinder können nach gliedkirchlichem Recht in Begleitung ihrer Eltern oder anderer christlicher Bezugspersonen am
                     Abendmahl teilnehmen, wenn sie imstande sind, in der ihnen gemäßen Weise die Gabe des Abendmahls zu erfassen, und entsprechend
                     darauf vorbereitet werden.  2 Kinder und Ungetaufte können durch Handauflegung mit einem Segenswort in die Gemeinschaft einbezogen werden.
                  

               

               
                     Artikel 29
Abendmahl für Kranke und Sterbende
                     

                  

                   1 Kranken und Sterbenden soll auf Wunsch das Abendmahl zu Hause oder im Krankenhaus gereicht werden.  2 Die Angehörigen und andere Gemeindeglieder werden zur Teilnahme eingeladen.
                  

               

               
                     Artikel 30
Abendmahl und Agape
                     

                  

                  Wird das Abendmahl im Zusammenhang einer Agape (Gemeinschaftsmahl) gefeiert, so ist es von dem Sättigungsmahl deutlich zu
                     unterscheiden.
                  

               

            

         

         
               4. Kirchenmitgliedschaft

            

            
                  Richtlinien und Regelungen

               

               
                     Artikel 31
Präambel
                     

                  

                   1 Die Gliedschaft am Leibe Christi wird durch die Taufe begründet.  2 Die Taufe ist zugleich Grundlage für die Mitgliedschaft in einer Kirchengemeinde.  3 Die Kirchenmitgliedschaft zu einer bestimmten Kirchengemeinde und Landeskirche richtet sich zusätzlich nach der Bekenntniszugehörigkeit
                     und dem Wohnsitz.
                  

               

               
                     Artikel 32
Zugehörigkeit zu einer Kirchengemeinde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Wer in einer evangelischen Kirchengemeinde getauft und nicht Mitglied einer anderen evangelischen Kirche oder Gemeinschaft
                     ist, gehört in der Regel der Kirchengemeinde des Wohnsitzes an; unter besonderen Voraussetzungen kann die Mitgliedschaft aber
                     auch zu einer anderen Kirchengemeinde begründet werden.  2 Mitglieder einer Kirchengemeinde gehören zugleich zu einer Landeskirche und damit auch zur Evangelischen Kirche in Deutschland.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Kirchenmitglieder sind gehalten, die für die Wahrnehmung des Auftrages der Kirche in Verkündigung, Seelsorge und Diakonie
                     erforderlichen Angaben zu machen.  2 Sie sind verpflichtet, bei den staatlichen oder kommunalen Meldebehörden ihre Kirchen- und erforderlichenfalls ihre Bekenntniszugehörigkeit
                     anzugeben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Zuständigkeit für kirchliche Handlungen richtet sich nach gliedkirchlichem Recht.  2 Soll eine kirchliche Handlung von einer anderen Person als der zuständigen Pfarrerin oder dem zuständigen Pfarrer vollzogen
                     werden, ist ein Abmeldeschein (Dimissoriale) der oder des Zuständigen erforderlich.
                  

               

               
                     Artikel 33
Umzug
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Beim Umzug in einen anderen Ort oder in eine andere Landeskirche setzt sich die Mitgliedschaft in der neuen Kirchengemeinde
                     fort.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Kirchenmitglieder sollen zu der neuen Kirchengemeinde persönlichen Kontakt aufnehmen.  2 Auch die Gemeinde soll Kontakt zu den Zugezogenen herstellen.
                  

               

               
                     Artikel 34
Rechte und Pflichten der Kirchenmitglieder
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Kirchenmitglieder haben das Recht,
                     
                        	
                           am kirchlichen Leben teilzunehmen,

                        

                        	
                           den Dienst der Kirche in Verkündigung, Spendung der Sakramente, Amtshandlungen, Seelsorge und Diakonie in Anspruch zu nehmen,

                        

                        	
                           das Patenamt auszuüben,

                        

                        	
                           an der Urteilsbildung über die rechte Lehre Anteil zu nehmen,

                        

                        	
                           geordnete Dienste in der Gemeinde nach entsprechender Zurüstung auszuüben,

                        

                        	
                           an der Leitung der Gemeinde nach Maßgabe kirchlichen Rechts, auch durch die Ausübung des aktiven und passiven Wahlrechts,
                              teilzunehmen.
                           

                        

                     

                  

                   2 Rechtsvorschriften, die die Ausübung kirchlicher Rechte von besonderen Voraussetzungen, insbesondere von der Zulassung zum
                     Abendmahl, abhängig machen, bleiben unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Kirchenmitglieder sind berufen, ein Leben unter Gottes Wort zu führen, in der Nachbarschaft und am Arbeitsplatz das Evangelium
                     zu bezeugen, ihre Kinder christlich zu erziehen und den Nächsten zu helfen.  2 Sie stärken sich gegenseitig durch Fürbitte und Eintreten füreinander.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Kirchenmitglieder sind verpflichtet, den Dienst der Kirche insbesondere durch Gebet und ehrenamtliche Mitarbeit zu unterstützen
                     und die finanziellen Lasten ihrer Kirche durch Kirchensteuern und Gemeindebeiträge (Gemeindekirchgeld) sowie durch Opfer und
                     Spenden mitzutragen.
                  

               

               
                     Artikel 35
Zulassung zum Abendmahl und Entzug
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zum Abendmahl zugelassen ist, wer konfirmiert, im Erwachsenenalter getauft oder in die Kirche (wieder) aufgenommen wurde.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Wenn ein Kirchenmitglied trotz wiederholter Ermahnung durch Wort oder Tat die Wahrheit des Evangeliums leugnet, die Kirche
                     unglaubwürdig zu machen versucht oder die kirchliche Gemeinschaft zerstört, kann ihm die Zulassung zum Abendmahl entzogen
                     werden.  2 Es verliert damit zugleich die mit der Zulassung zum Abendmahl verbundenen kirchlichen Rechte.  3 Über den Entzug der Zulassung zum Abendmahl beschließt der Gemeindekirchenrat (das Presbyterium).  4 Gegen dessen Entscheidung kann Beschwerde beim Kreiskirchenrat (Kreissynodalvorstand) eingelegt werden.  5 Dessen Entscheidung über die Beschwerde ist endgültig.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Besteht der Grund für den Entzug der Zulassung zum Abendmahl nicht mehr, entscheidet der Gemeindekirchenrat (das Presbyterium)
                     auf Antrag über die Aufhebung der Maßnahme.  2 Ist die Maßnahme von einem anderen Gemeindekirchenrat (Presbyterium) beschlossen worden, ist dieser (dieses) zuvor anzuhören.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Das gliedkirchliche Recht kann Weiteres regeln.
                  

               

               
                     Artikel 36
Aufnahme und Übertritt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Aufnahme in die evangelische Kirche erfolgt für Ungetaufte durch die Taufe.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Über die Aufnahme von Getauften, die in die evangelische Kirche eintreten oder aus einer anderen christlichen Kirche übertreten
                     wollen, entscheidet der Gemeindekirchenrat (das Presbyterium) oder eine durch die Landeskirche eingerichtete oder anerkannte
                     besondere Eintrittsstelle.  2 Die Aufnahme setzt eine hinreichende Unterweisung im christlichen Glauben voraus.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Übertritt aus einer anderen christlichen Kirche setzt in der Regel die Beendigung der bisherigen Mitgliedschaft durch
                     Austritt voraus.  2 Der Übertritt aus einer anderen Kirche zur evangelischen Kirche kann auch durch eine Vereinbarung zwischen den beteiligten
                     Kirchen geregelt werden; Gleiches gilt für den Übertritt aus der evangelischen zu einer anderen Kirche.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 In welcher Form die Aufnahme durchgeführt, wie sie beurkundet wird und die Aufgenommenen in die Gemeinde eingeführt werden,
                     regelt das gliedkirchliche Recht.  2 In der Teilnahme am Abendmahl findet die Aufnahme ihren angemessenen Ausdruck.
                  

               

               
                     Artikel 37
Beendigung der Kirchenmitgliedschaft
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchenmitgliedschaft endet außer durch Tod mit Fortzug aus dem Bereich der Evangelischen Kirche in Deutschland, durch
                     Übertritt zu einer anderen Kirche oder durch Kirchenaustritt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kirchenmitgliedschaft bei vorübergehendem Auslandsaufenthalt richtet sich nach dem Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     sowie weiteren rechtlichen Regelungen.
                  

               

               
                     Artikel 38
Kirchenaustritt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kirchenaustritt kann die Verheißung des Evangeliums nicht aufheben, die in der Taufe sichtbaren Ausdruck gefunden hat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Eine Pfarrerin oder ein Pfarrer, die oder der von einem beabsichtigten Kirchenaustritt Kenntnis erhält, soll mit der oder
                     dem Betreffenden ein seelsorgliches Gespräch führen oder ein geeignetes Gemeindeglied mit einem solchen Gespräch beauftragen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Wer aus der Kirche austritt, verliert die Zulassung zum Abendmahl sowie alle kirchlichen Rechte, die die Zulassung zum Abendmahl
                     zur Voraussetzung haben.  2 Das gilt insbesondere für das Patenamt und das kirchliche Wahlrecht.  3 Die Ausgetretenen sollen in einem seelsorglichen Schreiben darauf hingewiesen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Für die Gemeinde besteht die Pflicht, Ausgetretenen nachzugehen, sie zu informieren, für sie zu beten und sie immer wieder
                     auch zur Rückkehr in die Kirche einzuladen.
                  

               

               
                     Artikel 39
Wiederaufnahme in die Kirche
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Wiederaufnahme Ausgetretener geschieht aufgrund eines persönlichen Antrages.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Über Anträge auf Wiederaufnahme von aus der Kirche Ausgetretenen entscheidet der Gemeindekirchenrat (das Presbyterium) oder
                     eine durch die Landeskirche eingerichtete oder anerkannte besondere Eintrittsstelle.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Wiederaufnahme Ausgetretener soll so gestaltet werden, dass sie den Auftrag der Kirche erkennen lässt, Menschen in die
                     Gemeinde einzuladen.  2 In welcher Form mit Menschen, die die Wiederaufnahme beantragen, Gespräche geführt, wie die Wiederaufnahme beurkundet und
                     die Wiederaufgenommenen in die Gemeinde eingeführt werden, regelt das gliedkirchliche Recht.  3 In der Teilnahme am Abendmahl findet die Wiederaufnahme ihren angemessenen Ausdruck.
                  

               

               
                     Artikel 40
Beschwerde
                     

                  

                   1 Lehnt der Gemeindekirchenrat (das Presbyterium) die Aufnahme oder Wiederaufnahme ab, können die Betroffenen Beschwerde beim
                     Kreiskirchenrat (Kreissynodalvorstand) einlegen.  2 Dessen Entscheidung über die Beschwerde ist endgültig.
                  

               

               
                     Artikel 41
Gastweise Mitarbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wer noch nicht getauft ist oder einer anderen Kirche angehört, kann als Gast mitarbeiten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kirchliche Einrichtungen und Kirchengemeinden können – im Rahmen der kirchlichen Ordnung – mitarbeitenden Gästen bestimmte
                     Rechte der Beratung und Mitwirkung einräumen.
                  

               

            

         

         
               5. Lehren, Lernen, Konfirmation

            

            
                  Richtlinien und Regelungen

               

               
                     Artikel 42
Präambel
                     

                  

                   1 Getaufte Christen sollen auf ihrem Glaubensweg begleitet und gestärkt werden.  2 Daraus ergeben sich kirchliche Handlungsfelder, auf denen die Kirche ihre Bildungsverantwortung für Kinder, Jugendliche und
                     Erwachsene in altersspezifischer und situationsgerechter Weise wahrnimmt, insbesondere durch Christenlehre, Religionsunterricht,
                     Konfirmandenunterricht, Konfirmandenarbeit, Jugendarbeit und Erwachsenenbildung.  3 Sie hilft damit getauften Christen zu einem selbstständigen Glauben und unterstützt sie, in eigener Verantwortung als Christen
                     zu leben und am Leben der Gemeinde teilzunehmen.
                  

               

               
                     Artikel 43
Gemeindliche Arbeit mit Kindern und Christenlehre
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die gemeindliche Arbeit mit Kindern und Christenlehre haben das Ziel, Getaufte und Ungetaufte in einer ihnen gemäßen Art mit
                     den zentralen Aussagen des christlichen Glaubens und dem Leben der Gemeinde vertraut zu machen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Gestaltung der gemeindlichen Arbeit mit Kindern und der Christenlehre erfolgt durch berufliche und ehrenamtliche Mitarbeiterinnen
                     und Mitarbeiter im Verkündigungsdienst auf der Grundlage der kirchlichen Bestimmungen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Im Rahmen des konfirmierenden Handelns der Gemeinde werden Kinder in vielfältigen Formen begleitet: durch Kindergottesdienste,
                     Kindertagesstätten, Vorschulgruppen, Christenlehre, Kinderchor- und Instrumentalgruppen, Jungschar, Kindertage, Kinderbibelwochen
                     und Freizeiten.
                  

               

               
                     Artikel 44
Religionsunterricht in der Schule
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Religionsunterricht in der Schule wird entsprechend den verfassungsrechtlichen und gesetzlichen Vorgaben in der Mitverantwortung
                     der Kirchen erteilt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Religionsunterricht hat die Aufgabe, Kindern und Jugendlichen zu ermöglichen, Grundlagen christlichen Glaubens zu verstehen,
                     kritisch zu befragen, Antworten auf grundlegende Lebensfragen zu finden und Orientierung für ein selbst verantwortetes Handeln
                     zu gewinnen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Gemeinde begleitet und unterstützt den Religionsunterricht in ihrem Bereich und die den Religionsunterricht erteilenden
                     Lehrerinnen und Lehrer.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Gemeinde lädt zu Schulgottesdiensten ein und beteiligt sich an Gottesdiensten der Schule.  2 Sie pflegt Kontakt zu den Schulen in ihrem Bereich.
                  

               

               
                     Artikel 45
Konfirmandenunterricht und Konfirmandenarbeit
                     

                  

                  Konfirmandenunterricht und Konfirmandenarbeit haben das Ziel, die Konfirmandinnen und Konfirmanden in einer ihnen gemäßen
                     Art mit den zentralen Aussagen des christlichen Glaubens und dem Leben der Gemeinde vertraut zu machen und ihnen zu helfen,
                     in eigener Verantwortung als Christen zu leben.
                  

               

               
                     Artikel 46
Einladung und Anmeldung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Einladung, am Konfirmandenunterricht und an der Konfirmandenarbeit teilzunehmen, richtet sich an alle getauften und ungetauften
                     Jugendlichen zwischen in der Regel 12 und 15 Jahren.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Jugendlichen sind durch ihre Eltern oder Erziehungsberechtigten beim zuständigen Pfarramt anzumelden.  2 Dabei wird ggf. der Taufschein vorgelegt.  3 Religionsmündige können sich selbst anmelden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die vorherige Teilnahme an der Christenlehre oder die Teilnahme am evangelischen Religionsunterricht ist erwünscht.
                  

               

               
                     Artikel 47
Inhalte
                     

                  

                   1 Die Gestaltung von Konfirmandenunterricht und Konfirmandenarbeit erfolgt unter der Verantwortung des Gemeindekirchenrates
                     (Presbyteriums) auf der Grundlage der kirchengesetzlichen Bestimmungen und der Rahmenpläne.  2 Zu den Inhalten gehören die Hauptstücke des jeweils geltenden reformatorischen Katechismus.
                  

               

               
                     Artikel 48
Teilnahme am Gottesdienst
                     

                  

                   1 Die Konfirmandinnen und Konfirmanden sollen am sonntäglichen Gottesdienst teilnehmen.  2 Auch ihre Eltern werden dazu eingeladen.  3 Die Konfirmandinnen und Konfirmanden sollen nach Möglichkeit an der Gestaltung von Gottesdiensten beteiligt werden.
                  

               

               
                     Artikel 49
Zuständigkeit und Mitarbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Konfirmandenunterricht und Konfirmandenarbeit werden in der Regel von der zuständigen Pfarrerin oder dem zuständigen Pfarrer
                     durchgeführt.  2 Sie können für mehrere Pfarrbezirke oder Gemeinden gemeinsam geplant und durchgeführt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Sollen Konfirmandenunterricht und Konfirmandenarbeit bei einer anderen Pfarrerin oder einem anderen Pfarrer erfolgen, ist
                     ein Abmeldeschein (Dimissoriale) des zuständigen Pfarramts erforderlich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Im Einvernehmen mit dem Gemeindekirchenrat (Presbyterium) sollen berufliche und ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
                     sowie Gemeindeglieder, die eine pädagogische Ausbildung haben oder in angemessener Weise darauf vorbereitet wurden, für die
                     Beteiligung an Konfirmandenunterricht und Konfirmandenarbeit gewonnen werden.  2 Es soll ihnen ermöglicht werden, sich dafür fortzubilden.
                  

               

               
                     Artikel 50
Vorstellung der Konfirmandinnen und Konfirmanden
                     

                  

                   1 Die Konfirmandinnen und Konfirmanden werden der Gemeinde während der Unterrichtszeit im Gottesdienst vorgestellt.  2 Die Gemeinde soll schon während der Unterrichtszeit erfahren, was die Konfirmandinnen und Konfirmanden gelernt haben, und
                     dabei selbst an die Hauptaussagen des christlichen Glaubens erinnert werden.
                  

               

               
                     Artikel 51
Konfirmationsgottesdienst
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Konfirmationsgottesdienst ist ein öffentlicher Gottesdienst der Gemeinde.  2 Er wird unter Beteiligung der Konfirmandinnen und Konfirmanden, ihrer Eltern und anderer Gemeindeglieder vorbereitet und nach
                     der Ordnung der geltenden Agende gehalten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zur Konfirmation gehört die Einladung zur Feier des Abendmahls im Konfirmationsgottesdienst selbst oder in unmittelbarer zeitlicher
                     Nähe.
                  

               

               
                     Artikel 52
Wirkungen
                     

                  

                   1 Mit der Konfirmation ist die Zulassung zum Abendmahl verbunden.  2 Sie berechtigt damit zur Teilnahme am Abendmahl in selbstständiger Verantwortung und zur Übernahme des Patenamtes.
                  

               

               
                     Artikel 53
Voraussetzung für die Konfirmation, Zurückstellung von der Konfirmation, Bedenken, Ablehnung und Beschwerde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Voraussetzung für die Konfirmation ist die Taufe.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Konfirmation setzt ferner voraus, dass die Konfirmandinnen und Konfirmanden durch Teilnahme am vorangegangenen Unterricht
                     und am gemeindlichen Leben, insbesondere am Gottesdienst, mit den Grundlagen und Lebensvollzügen des christlichen Glaubens
                     vertraut gemacht worden sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Hat die Pfarrerin oder der Pfarrer Bedenken, die Konfirmation zu vollziehen, ist eine Entscheidung des Gemeindekirchenrates
                     (Presbyteriums) herbeizuführen.  2 Lehnt dieser (dieses) die Konfirmation ab, können die Erziehungsberechtigten oder im Fall der Religionsmündigkeit die Konfirmandin
                     oder der Konfirmand Beschwerde beim Kreiskirchenrat (Kreissynodalvorstand) einlegen.  3 Dessen Entscheidung über die Beschwerde ist endgültig.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Ist die Pfarrerin oder der Pfarrer entgegen der Entscheidung des Kreiskirchenrates (Kreissynodalvorstands) überzeugt, die
                     Konfirmation nicht verantworten zu können, ist sie einer anderen Pfarrerin oder einem anderen Pfarrer zu übertragen.
                  

               

               
                     Artikel 54
Beurkundung und Bescheinigung
                     

                  

                   1 Die Konfirmation wird nach der Kirchenbuchordnung beurkundet.  2 Über die Konfirmation wird ein Konfirmationsschein ausgestellt.
                  

               

               
                     Artikel 55
Konfirmation Erwachsener
                     

                  

                  Erwachsene Gemeindeglieder, die getauft, aber bisher nicht konfirmiert sind, können nach entsprechender Vorbereitung auf Beschluss
                     des Gemeindekirchenrates (Presbyteriums) konfirmiert werden.
                  

               

               
                     Artikel 56
Weiterführung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Gemeinde nimmt auch nach der Konfirmation weiterhin Verantwortung für die Jugendlichen wahr und macht altersgerechte Angebote
                     von Jugendarbeit, zu denen die konfirmierten Jugendlichen eingeladen werden.  2 Das kann in Verbindung mit anderen Gemeinden oder auf der Ebene des Kirchenkreises geschehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Jugendlichen sollen Gelegenheit zur verantwortlichen Mitarbeit in der Gemeinde erhalten.
                  

               

            

         

         
               6. Ehe und kirchliche Trauung

            

            
                  Richtlinien und Regelungen

               

               
                     Artikel 57
Präambel
                     

                  

                   1 Die kirchliche Trauung ist eine gottesdienstliche Handlung, in der die eheliche Gemeinschaft unter Gottes Gebot und Verheißung
                     gestellt wird.  2 Deshalb beginnen Christen ihren Ehestand mit der kirchlichen Trauung.  3 Dabei bringen die Eheleute zum Ausdruck, dass sie einander aus der Hand Gottes in Liebe annehmen und ihr Leben lang beieinander
                     bleiben wollen.  4 Die Gemeinde erbittet für die Eheleute Gottes Beistand und Segen.
                  

               

               
                     Artikel 58
Traugespräch
                     

                  

                   1 Vor der Trauung führt die Pfarrerin oder der Pfarrer mit den Eheleuten ein Traugespräch, dessen wesentlicher Inhalt die Aussagen
                     des christlichen Glaubens zur Ehe sind.  2 Auch Inhalt und Ablauf des Traugottesdienstes kommen dabei zur Sprache.
                  

               

               
                     Artikel 59
Traugottesdienst, Abkündigung und Fürbitte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Trauung wird nach der Ordnung der geltenden Agende gehalten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Trauung wird der Gemeinde im Sonntagsgottesdienst bekannt gegeben.  2 Die Gemeinde hält für die Eheleute Fürbitte.
                  

               

               
                     Artikel 60
Voraussetzungen für die Trauung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Eine Trauung wird nur gehalten, nachdem die Eheschließung nachgewiesen worden ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Voraussetzung der Trauung ist, dass die Eheleute einer christlichen Kirche angehören und entweder die Ehefrau oder der Ehemann
                     Mitglied der evangelischen Kirche und zum Abendmahl zugelassen ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Gehört die Ehefrau oder der Ehemann der katholischen Kirche an, kann der Traugottesdienst entweder nach dem evangelischen
                     oder nach dem katholischen Trauritus unter Beteiligung der zur Trauung Berechtigten beider Kirchen erfolgen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Gehört die Ehefrau oder der Ehemann keiner christlichen Kirche an, kann nach einer eigenen liturgischen Ordnung ein Gottesdienst
                     zur Eheschließung gefeiert werden, wenn dies dem ausdrücklichen Wunsch des evangelischen Ehepartners entspricht, der andere
                     Ehepartner zustimmt und sich bereit erklärt, das christliche Verständnis der Ehe zu achten.  2 Sofern er das gliedkirchliche Recht zulässt, kann auch ein Traugottesdienst gefeiert werden.  3 Für den Gottesdienst zur Eheschließung gelten die Bestimmungen über die Trauung entsprechend.
                  

               

               
                     Artikel 61
Ablehnungsgründe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Trauung kann abgelehnt werden, wenn Anzeichen dafür vorhanden sind, dass das Trauversprechen kein ernstes Anliegen vor
                     Gott ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Trauung soll abgelehnt werden, wenn die Ehefrau oder der Ehemann den christlichen Glauben offenkundig leugnet oder verächtlich
                     macht.
                  

               

               
                     Artikel 62
Bedenken gegen die Trauung, Ablehnung und Beschwerde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Hat die Pfarrerin oder der Pfarrer Bedenken gegen die Trauung oder gegen einen Gottesdienst zur Eheschließung, ist eine Entscheidung
                     des Gemeindekirchenrates (Presbyteriums) herbeizuführen.  2 Lehnt dieser (dieses) die Trauung oder einen Gottesdienst zur Eheschließung ab, können die Betroffenen Beschwerde beim Kreiskirchenrat
                     (Kreissynodalvorstand) einlegen.  3 Dessen Entscheidung über die Beschwerde ist endgültig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ist die Pfarrerin oder der Pfarrer entgegen der Entscheidung des Gemeindekirchenrates (Presbyteriums) oder des Kreiskirchenrates
                     (Kreissynodalvorstandes) überzeugt, die Trauung oder einen Gottesdienst zur Eheschließung nicht verantworten zu können, ist
                     die Handlung einer anderen Pfarrerin oder einem anderen Pfarrer zu übertragen.
                  

               

               
                     Artikel 63
Zuständigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Trauung oder einen Gottesdienst zur Eheschließung hält die Pfarrerin oder der Pfarrer der Kirchengemeinde, zu der die
                     Ehefrau oder der Ehemann gehört oder nach der Eheschließung gehören wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Soll die Trauung oder ein Gottesdienst zur Eheschließung von einer anderen Pfarrerin oder einem anderen Pfarrer gehalten werden,
                     ist ein Abmeldeschein (Dimissoriale) des zuständigen Pfarramts erforderlich.  2 Dessen Erteilung darf nur aus Gründen abgelehnt werden, aus denen eine Trauung abgelehnt werden kann.
                  

               

               
                     Artikel 64
Beurkundung und Bescheinigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Trauung wird in das Kirchenbuch der Kirchengemeinde eingetragen, in der sie stattgefunden hat.  2 Die Wohnsitzkirchengemeinde ist zu benachrichtigen.  3 Besteht die Mitgliedschaft zu einer anderen als der Wohnsitzkirchengemeinde, ist auch diese zu benachrichtigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Über die Trauung wird eine Bescheinigung ausgestellt.
                  

               

               
                     Artikel 64a
Öffnungsklausel
                     

                  

                  Die Gliedkirchen können durch eigene Rechtsvorschriften je für ihren Bereich Traugottesdienste für zwei Menschen, die in eingetragener
                     Lebenspartnerschaft leben, den Gottesdiensten zur Trauung von Mann und Frau in Voraussetzung, Durchführung und Rechtsfolgen
                     gleichstellen. 
                  

               

            

         

         
               7. Bestattung, Sterbe- und Trauerbegleitung

            

            
                  Richtlinien und Regelungen

               

               
                     Artikel 65
Präambel
                     

                  

                   1 Die kirchliche Bestattung ist eine gottesdienstliche Handlung, bei der die Gemeinde ihre verstorbenen Glieder zur letzten
                     Ruhe geleitet, sie der Gnade Gottes befiehlt und bezeugt, dass Gottes Macht größer ist als der Tod.  2 In der Auseinandersetzung mit Tod und Trauer bedenkt die Gemeinde Leben und Sterben im Liche des Evangeliums und verkündigt
                     die Auferstehung der Toten.  3 Die Gemeinde begleitet die Sterbenden und trauert mit den Hinterbliebenen.  4 Sie tröstet sie mit Gottes Wort und begleitet sie mit Seelsorge und Fürbitte.
                  

               

               
                     Artikel 66
Gespräch mit den Angehörigen
                     

                  

                  Vor der Bestattung führt die Pfarrerin oder der Pfarrer mit den Hinterbliebenen ein seelsorgliches Gespräch, bei dem auch
                     Inhalt und Ablauf des Gottesdienstes zur Sprache kommen.
                  

               

               
                     Artikel 67
Bestattungsgottesdienst, Abkündigung und Fürbitte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Bestattungsgottesdienst wird nach der Ordnung der geltenden Agende gehalten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Im Sonntagsgottesdienst werden die Verstorbenen namentlich genannt.  2 Die Gemeinde befiehlt sie in Gottes Hand und hält Fürbitte für die Trauernden.  3 Es ist eine gute Sitte, sich am letzten Sonntag des Kirchenjahres noch einmal besonders der im vergangenen Jahr Verstorbenen
                     zu erinnern und sich all denen zuzuwenden, die um sie trauern.
                  

               

               
                     Artikel 68
Voraussetzungen für die kirchliche Bestattung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die kirchliche Bestattung setzt grundsätzlich voraus, dass die oder der Verstorbene der evangelischen Kirche angehörte.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ungetaufte und tot geborene Kinder sollen auf Bitte der Eltern kirchlich bestattet werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Gehörte die oder der Verstorbene einer anderen christlichen Kirche an, so kann die kirchliche Bestattung nur im Ausnahmefall
                     erfolgen.  2 Zuvor soll versucht werden, mit der Pfarrerin oder dem Pfarrer der anderen Kirche Kontakt aufzunehmen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die kirchliche Bestattung von Verstorbenen, die keiner christlichen Kirche angehörten, kann in Ausnahmefällen geschehen,
                     
                        	
                           wenn die evangelischen Angehörigen den Wunsch nach einer kirchlichen Bestattung geäußert haben und andere Formen des Gedenkens
                              und der kirchlichen Begleichung aus seelsorglichen Gründen nicht angemessen sind,
                           

                        

                        	
                           wenn das Verhältnis der Verstorbenen zur Kirche und der Gemeinde so war, dass eine kirchliche Bestattung zu verantworten ist,

                        

                        	
                           wenn möglich ist, während der Trauerfeier aufrichtig gegenüber den Verstorbenen und ihrem Verhältnis zur Kirche zu sein, und

                        

                        	
                           wenn die seelsorgliche Entscheidung vor der Gemeinde verantwortet werden kann.

                        

                     

                  

                   2 Bei der Entscheidungsfindung berät sich die Pfarrerin oder der Pfarrer mit den erreichbaren Mitgliedern des Gemeindekirchenrates
                     (Presbyteriums) und berücksichtigt das im Kirchenkreis übliche Verfahren.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Entscheidung für eine kirchliche Bestattung von Verstorbenen, die keiner christlichen Kirche angehörten, soll eine Form
                     der Bestattung nach sich ziehen, die der Agende folgt.  2 Dabei gibt es keine Einschränkungen in der äußeren Form (Amtstracht, Glocken).
                  

               

               
                     Artikel 69
Bedenken gegen die Bestattung, Ablehnung und Beschwerde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Hat die Pfarrerin oder der Pfarrer Bedenken gegen eine kirchliche Bestattung, soll das Gespräch mit Mitgliedern des Gemeindekirchenrates
                     (Presbyteriums) gesucht werden.  2 Gegen die Ablehnung der kirchlichen Bestattung können die Betroffenen bei der Superintendentin oder dem Superintendenten (der
                     Kreisoberpfarrerin oder dem Kreisoberpfarrer) Beschwerde einlegen.  3 Die Entscheidung über die Beschwerde ist endgültig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ist die Pfarrerin oder der Pfarrer entgegen der Entscheidung der Superintendentin oder des Superintendenten (der Kreisoberpfarrerin
                     oder dem Kreisoberpfarrer) überzeugt, die kirchliche Bestattung nicht verantworten zu können, ist sie einer anderen Pfarrerin
                     oder einem anderen Pfarrer zu übertragen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wird eine kirchliche Bestattung abgelehnt, nimmt sich die Pfarrerin oder der Pfarrer gleichwohl der Angehörigen seelsorglich
                     an.
                  

               

               
                     Artikel 70
Zuständigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die kirchliche Bestattung hält die Pfarrerin oder der Pfarrer der Kirchengemeinde, der die oder der Verstorbene angehört hat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Soll die kirchliche Bestattung von einer anderen Pfarrerin oder einem anderen Pfarrer gehalten werden, ist ein Abmeldeschein
                     (Dimissoriale) des zuständigen Pfarramts erforderlich.  2 Dessen Erteilung darf nur aus Gründen abgelehnt werden, aus denen eine kirchliche Bestattung abgelehnt werden kann.
                  

               

               
                     Artikel 71
Beurkundung und Bescheinigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die kirchliche Bestattung wird in das Register der Kirchengemeinde eingetragen, in der sie stattgefunden hat.  2 Die Kirchengemeinde, der die oder der Verstorbene angehört hat, ist zu benachrichtigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Über die Bestattung kann den Angehörigen eine Bescheinigung ausgestellt werden.
                  

               

               
                     Artikel 72
Begleitung der Sterbenden und Trauernden
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Zum kirchlichen Handeln im Zusammenhang mit dem Sterben eines Gemeindeglieds gehören die Sterbe- und Trauerbegleitung.  2 Mit diesem Dienst wirkt die Gemeinde der Verdrängung des Todes entgegen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Gemeinde begleitet die Angehörigen.  2 Sie hilft mit Zuspruch und befähigt zur Begleitung von Sterbenden.  3 Dabei unterstützt sie alles, was ein würdevolles Sterben ermöglicht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Zur nachgehenden Seelsorge an den Hinterbliebenen können insbesondere Besuchsdienste, Trauergruppen, Einladungen zu besonderen
                     Gottesdiensten sowie anderen Gemeindeveranstaltungen gehören.
                  

               

            

         

         
               8. Seelsorge und Beichte

            

            
                  Richtlinien und Regelungen

               

               
                     Artikel 73
Präambel
                     

                  

                   1 Die christliche Gemeinde übt Seelsorge, weil Jesus Christus seine Gemeinde beauftragt hat, wie er selbst den Menschen nahe
                     zu sein, sie zu besuchen, ihnen zuzuhören und sie zu trösten, zu beraten und zu mahnen, Sünde zu benennen und zu vergeben.
                      2 Die Seelsorge verweist auf das Kreuz und die Auferstehung Jesu Christi als Zeichen dafür, dass Gottes barmherzige, vergebende
                     und Recht schaffende Liebe beständig und zuverlässig ist.  3 Menschen bedürfen des Zuhörens und des Zuspruchs als Einzelne und in der Gemeinschaft (spezielle und allgemeine Seelsorge).
                      4 Seelsorge bezieht sich auf das Leben in allen seinen Bezügen.  5 Der seelsorgliche Dienst beruht wie alles Reden und Tun im Namen Jesu Christi auf der Verheißung seiner Gegenwart.
                  

               

               
                     Artikel 74
Inhalt der Seelsorge
                     

                  

                   1 In der Seelsorge nimmt die Kirche ihren Dienst am Wort durch Zuwendung, Zuhören und Zuspruch, Tröstung und Ermahnung wahr.
                      2 Zum Wesen evangelischer Seelsorge gehört Begleitung und persönliche Nähe.  3 Die Seelsorge dient der Glaubensstärkung und Lebenshilfe.  4 Sie hilft in eine heilende Beziehung zum Evangelium zu kommen.  5 In der Seelsorge können Lebensprobleme, Glaubensfragen und Erfahrungen von Not, Leid und Schuld zur Sprache kommen.
                  

               

               
                     Artikel 75
Ausübung der Seelsorge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Seelsorge darf niemand aufgenötigt und niemand verweigert werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Jeder Christ kann zur Seelsorgerin oder zum Seelsorger von anderen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Zur Seelsorge sind insbesondere die Pfarrerinnen und Pfarrer berufen.  2 Die Kirche muss dafür Sorge tragen, dass der Dienst der Seelsorge für alle erreichbar ist.  3 Dabei kommt dem Gemeindepfarramt eine hohe Verantwortung und der Ortsgemeinde eine wichtige Aufgabe zu.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Gliedkirchen und Gemeinden sorgen dafür, dass theologisch und für den Umgang mit Menschen besonders ausgebildete Mitarbeiterinnen
                     und Mitarbeiter für die Seelsorge zur Verfügung stehen.  2 Eine therapeutische Ausbildung kann der Seelsorge unterstützende Methoden zur Verfügung stellen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Eine seelsorgliche Aufgabe von großer Bedeutung ist es, Frömmigkeits- und Lebensformen für das Hören und Bedenken der christlichen
                     Botschaft aufzuzeigen und einzuüben, die unter den Bedingungen des Alltags praktizierbar sind und Möglichkeiten zur seelischen
                     Regeneration bieten.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Die Geschichten und Gebete der Bibel haben seelsorgliche Kraft.  2 Sie deuten Leben und sprechen Vergebung und Verheißung zu.  3 Die Weitergabe und Interpretation der biblischen Botschaft in Predigt und Unterricht ist eine seelsorgliche Aufgabe, damit
                     in Krisenzeiten auf ein Grundverständnis vom christlichen Glauben zurückgegriffen werden kann.
                  

               

               
                     Artikel 76
Allgemeine Beichte und Einzelbeichte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die evangelische Beichte besteht aus Sündenbekenntnis und Zuspruch der Vergebung (Absolution).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Zum Gottesdienst gehören Bekenntnis der Schuld und Verkündigung der Vergebung.  2 Die Allgemeine Beichte findet innerhalb eines Gottesdienstes statt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Einzelbeichte wird gehalten, wenn ausdrücklich um ein Beichtgespräch gebeten wird oder wenn sich die Beichte aus einem
                     seelsorglichen Gespräch ergibt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Es ist Pflicht der Ordinierten, die Einzelbeichte anzubieten und sie zu halten, wenn sie begehrt wird.  2 Diesen Dienst kann auch jeder andere Christ übernehmen; er soll sich jedoch ernsthaft prüfen, ob er die Beichte abnehmen kann,
                     wenn er Zweifel haben muss, das Beichtgeheimnis wahren zu können.
                  

               

               
                     Artikel 77
Beichtgeheimnis und seelsorgliche Schweigepflicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Beichtgeheimnis ist unverbrüchlich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Allen, denen als Seelsorgerin oder Seelsorger etwas anvertraut worden oder bekannt geworden ist, sind verpflichtet, über das
                     Erfahrene zu schweigen.  2 Werden sie von denjenigen, die sich ihnen anvertraut haben, von der Schweigepflicht entbunden, so haben sie dennoch sorgfältig
                     zu prüfen, ob und inwieweit sie Aussagen oder Mitteilungen verantworten können.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Beichtgeheimnis und seelsorgliche Schweigepflicht stehen unter dem Schutz der Kirche.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Zur Vertraulichkeit in Beichte und Seelsorge gehört, dass auch Beichte und Seelsorge Suchende über Verlauf und Inhalt des
                     Gesprächs Stillschweigen bewahren.
                  

               

            

         

         
               9. Diakonie

            

            
                  Richtlinien und Regelungen

               

               
                     Artikel 78
Präambel
                     

                  

                   1 Diakonie als Dienst am Nächsten geschieht in der Nachfolge Jesu Christi und orientiert sich an seiner Botschaft von der Gerichtigkeit
                     und Liebe Gottes.  2 Sie tritt ein für eine Gemeinschaft, die sich von der gemeinsamen Verantwortung und gegenseitiger Hilfe bestimmen lässt.  3 Sie hilft überall dort, wo ihr Menschen in Not begegnen, und versteht sich als soziale Anwaltschaft der Schwachen.  4 Sie ist Aufgabe der ganzen christlichen Gemeinde.
                  

               

               
                     Artikel 79
Verantwortung des Gemeindekirchenrates
                     

                  

                   1 In der Kirchengemeinde geschieht der Dienst der Diakonie in der Verantwortung des Gemeindekirchenrates (Presbyteriums), indem
                     dieser (dieses) im Rahmen seiner Möglichkeiten dafür sorgt, dass der diakonische Auftrag der Gemeinde erfüllt wird und das
                     Einrichtungen, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Sachmittel vorhanden sind.  2 Das kann in Verbindung mit anderen Kirchengemeinden oder auf der Ebene des Kirchenkreises geschehen.  3 Mit anderen Trägern sozialer und diakonischer Arbeit im Bereich der Kirchengemeinde soll enge Verbindung gehalten werden.
                  

               

               
                     Artikel 80
Übertragung diakonischer Aufgaben
                     

                  

                   1 Der Gemeindekirchenrat (das Presbyterium) kann einzelnen seiner Mitglieder besondere diakonische Dienste in der Gemeinde übertragen.
                      2 Die Beauftragten achten darauf, dass die diakonischen Aufgaben in den Beratungen und Entscheidungen des Gemeindekirchenrates
                     (Presbyteriums) berücksichtigt werden.  3 Sie halten mit den diakonischen Einrichtungen in der Gemeinde Kontakt und tragen mit dafür Sorge, dass die Gemeindeglieder
                     den diakonischen Auftrag erkennen und wahrnehmen.
                  

               

               
                     Artikel 81
Diakonieausschuss
                     

                  

                   1 Der Gemeindekirchenrat (das Presbyterium) soll zur Förderung der diakonischen Arbeit einen Diakonieausschuss berufen.  2 Der Diakonieausschuss soll aus Mitgliedern des Gemeindekirchenrates (Presbyteriums), in der Diakonie tätigen Mitarbeiterinnen
                     und Mitarbeitern und sachkundigen Gemeindegliedern gebildet werden.  3 Als Fachausschuss ist es seine Aufgabe, das diakonische Handeln der Gemeinde auch in Verbindung mit vorhandenen diakonischen
                     Einrichtungen anzuregen und zu fördern.  4 Er berät den Gemeindekirchenrat (das Presbyterium) in allen diakonischen Fragen.
                  

               

               
                     Artikel 82
Zusammenarbeit
                     

                  

                   1 Kirchenkreise und Gliedkirche ermutigen und stärken die Gemeinden bei der Erfüllung ihres diakonischen Auftrags.  2 Sie fördern die Arbeit der diakonischen Werke und Einrichtungen in ihrem Bereich und unterstützen deren Zusammenarbeit mit
                     den Gemeinden.
                  

               

            

         

         
               10. Verantwortung in Politik und Gesellschaft

            

            
                  Richtlinien und Regelungen

               

               
                     Artikel 83
Präambel
                     

                  

                   1 Mit ihrer Botschaft von der freien Gnade Gottes nimmt die christliche Gemeinde auch öffentliche Verantwortung in Gesellschaft
                     und Politik wahr.  2 Sie setzt sich für Gerechtigkeit und Freiheit, für Frieden und Bewahrung der Schöpfung in der noch nicht erlösten Welt ein.
                      3 Sie sucht den offenen Dialog mit Menschen und Institutionen, die anders glauben und denken.
                  

               

               
                     Artikel 84
Kirche und Staat
                     

                  

                   1 Die Kirche bejaht die grundsätzliche Trennung und wechselseitige Unabhängigkeit von Kirche und Staat.  2 Unbeschadet ihrer verschiedenen und zu unterscheidenden Aufträge und in der Überzeugung, dass Trennung und Unabhängigkeit
                     zugleich Distanz und Kooperation gebieten, sind Kirche und Staat aneinander gewiesen, weil es beiden um das Wohl der Menschen
                     geht.
                  

               

               
                     Artikel 85
Subsidiarität
                     

                  

                  Die Kirche bejaht das bewährte Prinzip der Subsidiarität im gesellschaftlich-politischen Raum.

               

               
                     Artikel 86
Parlamentarische Demokratie
                     

                  

                  In der parlamentarischen Demokratie mit ihrer Gewaltenteilung sieht die Kirche eine gute Möglichkeit für ihre Mitglieder,
                     sich an der politischen Willensbildung zu beteiligen.
                  

               

               
                     Artikel 87
Wahlrecht und politische Betätigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das aktive und passive Wahlrecht auf den Ebenen der Kommunen, der Länder und des Bundes sowie der Europäischen Union eröffnet
                     Wege zur Mitverantwortung in Gesellschaft und Politik.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Pfarrerinnen und Pfarrer haben bei allen Äußerungen zu Fragen des öffentlichen Lebens und bei politischer Betätigung zu bedenken,
                     dass ihr Ordinationsversprechen sie an die ganze Gemeinde weist und dass im Bewusstsein der Öffentlichkeit Person und Amt
                     untrennbar sind.
                  

               

               
                     Artikel 88
Verantwortungsbereitschaft
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In der Nachfolge ihres Herrn setzt sich die christliche Gemeinde dafür ein, dass Menschlichkeit gefördert, Unheil vermieden
                     und Not gewendet wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die christliche Gemeinde begleitet das Tun der politisch Handelnden mit kritischer Anteilnahme und in der Fürbitte vor Gott
                     und setzt sich dafür ein, dass die Gesellschaft nicht in Einzelinteressen zerfällt.  2 Wo Grundrechte des Menschen verletzt werden und die Grundlagen für ein menschenwürdiges Dasein gefährdete sind, erhebt sie
                     um Gottes und der Menschen willen Einspruch.  3 Sie stellt sich aber auch selbst im Blick auf ihr eigenes Handeln der öffentlichen Kritik.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Durch Mitwirkung im Bereich der öffentlichen Erwachsenenbildung hilft die Kirche Menschen, die notwendige Bildung für ein
                     selbst verantwortetes Leben zu finden.
                  

               

               
                     Artikel 89
Solidarität
                     

                  

                   1 Die christliche Gemeinde setzt sich für ein höchstmögliches Maß von Frieden, Gerechtigkeit und Freiheit unter den Menschen
                     ein.  2 Beim Werben für Solidarität zwischen Starken und Schwachen, zwischen Reichen und Armen, zwischen Alten und Jungen, zwischen
                     Arbeitenden und Arbeitslosen, zwischen Beheimateten und Heimatlosen kann mit gleichgesinnten Gruppen und Bewegungen zusammengearbeitet
                     werden.  3 Bei allem notwendigen Streiten um politische Ziele und konkrete Gesetzgebung tritt die Gemeinde für die Belange der Schwachen
                     ein.
                  

               

            

         

         
               11. Mitarbeit in der Gemeinde

            

            
                  Richtlinien und Regelungen

               

               
                     Artikel 90
Präambel
                     

                  

                   1 Die christliche Gemeinde hat den Auftrag, »die Botschaft von der freien Gnade Gottes auszurichten an alles Volk« (Barmer Theologische
                     Erklärung, 6. These).  2 Dieser Sendungsauftrag gilt der ganzen Gemeinde.  3 Er wird durch verschiedene Dienste und Ämter wahrgenommen, entfaltet und gefördert.  4 Die in der Gemeinde Mitarbeitenden bilden deshalb eine Zeugnis- und Dienstgemeinschaft.  5 Die verschiedenen Ämter »begründen keine Herrschaft der einen über die anderen« (Barmer Theologische Erklärung, 4. These).  6 Die in solcher Gemeinschaft vorhandenen verschiedene Gaben sollen helfen, den einen Auftrag in vielfältiger Weise und in unterschiedlichen
                     Situationen auszurichten.  7 Dass dies dem Auftrag gemäß geschieht, ist der Sinn aller Leitung in der Kirche.  8 Ämter und Dienste in der Gemeinde können ehrenamtlich oder beruflich ausgeübt werden.
                  

               

               
                     Artikel 91
Dienstgemeinschaft
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der gemeinsame Auftrag verbindet die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu vertrauensvoller Zusammenarbeit.  2 Sie nehmen den Auftrag in einer gegliederten Verantwortung wahr.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Durch ihre öffentliche Vorstellung und gegebenenfalls Einführung in einem Gottesdienst bekräftigt die Gemeinde die Dienstgemeinschaft
                     aller.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Beschäftigung im kirchlichen Dienst setzt die Zugehörigkeit zur evangelischen Kirche voraus.  2 Über Ausnahmen entscheidet das gliedkirchliche Recht.
                  

               

               
                     Artikel 92
Dienst der Verkündigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Zum Dienst der Verkündigung gehört eine Vielzahl von Aufgaben in Gottesdienst, Seelsorge und Unterweisung.  2 Diese können auf Dauer oder auf Zeit übertragen und beruflich oder ehrenamtlich wahrgenommen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Dienst der öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung wird in der Regel von dazu besonders ausgebildeten und
                     öffentlich berufenen (ordinierten) Gemeindegliedern wahrgenommen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Mit diesem Dienst können auch andere hierfür zugerüstete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beauftragt werden.  2 Die Beauftragung erfolgt in der Regel für eine begrenzte Zeit und einen bestimmten Ort.
                  

               

               
                     Artikel 93
Weitere Dienste
                     

                  

                   1 Zu den Aufgaben der Gemeinde gehören neben dem Dienst der Verkündigung weitere Dienste am Nächsten und an der Gesellschaft,
                     vor allem im Bereich der Diakonie, sowie die Verwaltung.  2 Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter versehen ihren Dienst im Rahmen der geltenden Ordnung in Zuordnung zu den anderen Diensten
                     und in Ausrichtung auf den Gesamtauftrag der Gemeinde.
                  

               

               
                     Artikel 94
Einführung in den Dienst
                     

                  

                  Wer mit beruflichem oder ehrenamtlichem Dienst in der Gemeinde beauftragt wird, soll mit Gebet und Segen in den Dienst eingeführt
                     werden.
                  

               

               
                     Artikel 95
Zusammenarbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die vertrauensvolle Zusammenarbeit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ist eine klare Bestimmung und Abgrenzung der Aufgaben
                     unerlässlich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Alle beruflich tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter treffen sich regelmäßig zu Dienstbesprechungen.  2 Die Termine dafür sollen so eingerichtet werden, dass auch ehrenamtlich Tätige daran teilnehmen können.
                  

               

               
                     Artikel 96
Gemeindeleitung
                     

                  

                   1 Die Leitung der Gemeinde obliegt dem Gemeindekirchenrat (Presbyteriums), in dem in der Mehrzahl ehrenamtlich tätige Gemeindeglieder
                     sowie Pfarrerinnen und Pfarrer zusammenarbeiten.  2 Näheres regelt das gliedkirchliche Recht.
                  

               

            

         

         
               12. Geld, Vermögen und wirtschaftliches Handeln

            

            
                  Richtlinien und Regelungen

               

               
                     Artikel 97
Präambel
                     

                  

                   1 Geld und Vermögen der Kirche dienen dem kirchlichen Auftrag.  2 Über ihr wirtschaftliches Handeln muss die Kirche Rechenschaft ablegen können.  3 Die Kirche soll ihr wirtschaftliches Handeln verständlich machen und sich dessen bewusst sein, dass auch bei ihrem Umgang
                     mit Geld und Vermögen Jesus Christus als Herr der Kirche erkennbar bleiben muss.
                  

               

               
                     Artikel 98
Treue und Glaubwürdigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Im Umgang mit ihrem Geld und sonstigen Vermögen sowie in ihrem wirtschaftlichen Handeln muss die Gemeinde um Treue und Glaubwürdigkeit
                     bemüht sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Was der Gemeinde anvertraut ist, hat dem kirchlichen Auftrag zu dienen.
                  

               

               
                     Artikel 99
Rechenschaft und Information
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Über die Verwaltung des Besitzes und das wirtschaftliche Handeln wird in den dafür zuständigen Gremien Rechenschaft abgelegt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Über Haushaltspläne und Jahresrechnungen der Gemeinde wird öffentlich informiert.
                  

               

               
                     Artikel 100
Zuwendungen
                     

                  

                   1 Bei der Entgegennahme von Zuwendungen ist zu prüfen, ob damit Zwecke verfolgt werden sollen oder daran Bedingungen geknüpft
                     werden, die mit dem Auftrag der Kirche nicht zu vereinbaren sind.  2 Solche Zuwendungen sind zurückzuweisen.
                  

               

               
                     Artikel 101
Vorbildlichkeit
                     

                  

                  Bei der Verwaltung ihres Geldes und Vermögens sowie in ihrem wirtschaftlichen Handeln soll die Gemeinde bedenken, dass von
                     ihr Vorbildlichkeit erwartet wird.
                  

               

            

         

         
               13. Öffentlichkeitsarbeit

            

            
                  Richtlinien und Regelungen

               

               
                     Artikel 102
Präambel
                     

                  

                   1 Öffentlichkeitsarbeit und evangelische Publizistik gehören zu den Lebensäußerungen der Kirche.  2 Sie verhelfen den Gliedern der Kirche zum Verständnis wichtiger Vorgänge und machen das Zeugnis und den Dienst der Kirche
                     in der Öffentlichkeit bekannt.
                  

               

               
                     Artikel 103
Öffentlichkeit im Alltag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Kirche lebt und handelt in der Öffentlichkeit.  2 Ihre Mitglieder, insbesondere die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter müssen bedenken, dass ihre persönliche Glaubwürdigkeit
                     und die Art ihres Auftretens das Erscheinungsbild der Kirche prägen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Durch Mitwirkung bei Orts- und Stadtteilfesten und gelegentliche Durchführung eigener Straßenfeste können Gemeinden in die
                     Öffentlichkeit ihres örtlichen Umfeldes treten.  2 Die Pflege geistlich bestimmten Brauchtums ist ebenfalls eine wichtige Aufgabe kirchlicher Öffentlichkeitsarbeit.  3 Bei solchen Bemühungen um die Öffentlichkeit ist die Zusammenarbeit mit den anderen christlichen Gemeinden am Ort zu suchen.
                  

               

               
                     Artikel 104
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit der Gemeinden und Kirchenkreise
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit der Gemeinden und Kirchenkreise hat das Ziel, das kirchliche Leben der lokalen und regionalen
                     Öffentlichkeit bekannt zu machen, über aktuelle Ereignisse zu informieren und Impulse des öffentlichen Lebens in den kirchlichen
                     Raum hineinzutragen.  2 Dazu gehört auch die Aufgabe, um Vertrauen zu werben, zur Teilnahme am kirchlichen Leben zu motivieren, zur Diskussion anzuregen
                     und die Positionen der Kirche überzeugend zu formulieren.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gemeinden sollen Arbeitsgruppen oder Beauftragte für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit berufen, die regelmäßig über die Arbeit
                     der Gemeinde berichten und dem Gemeindekirchenrat (Presbyterium) zur Beratung bei der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit zur
                     Verfügung stehen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        In allen Kirchenkreisen sollen Ausschüsse oder Beauftragte für die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit eingesetzt werden, die
                     regelmäßig über die Arbeit im Kirchenkreis berichten und in den Fragen der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit konsultiert werden.
                  

               

               
                     Artikel 105
Gemeindebrief
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Aufgabe des Gemeindebriefes ist es, Informationen aus der Gemeinde allen Mitgliedern und den im Umfeld der Gemeinde lebenden
                     Menschen zu vermitteln.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Möglichst jede Gemeinde soll einen Gemeindebrief als wesentliches Informationsmedium herausgeben.  2 Es ist auch möglich, für mehrere Gemeinden zusammen auf regionaler Ebene einen Gemeindebrief herauszugeben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Den Gemeindebrief sollte ein Redaktionskreis gestalten.  2 Die Herausgeberschaft soll vom Gemeindekirchenrat (Presbyterium) wahrgenommen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Gemeindebrief soll möglichst an alle Gemeindeglieder verteilt werden.
                  

               

               
                     Artikel 106
Kunst als Teil des öffentlichen Wirkens der Kirche
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Kirchenmusik stellt eine wichtige Form des öffentlichen Wirkens der Kirche dar.  2 Kirchenchöre und Kirchenmusiker sollen durch die Leitung ihrer Gemeinde unterstützt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Künstlerische Aktivitäten, Ausstellungen von Werken bildender Kunst oder Dokumentationen zu aktuellen Themen sind weitere
                     Möglichkeiten kirchlicher Öffentlichkeitsarbeit, die gefördert zu werden verdienen.
                  

               

               
                     Artikel 107
Gemeinde und evangelische Publizistik
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Gemeinde soll die evangelische Publizistik bei ihrer Aufgabe unterstützen, kirchliches Handeln durchschaubar zu machen
                     und Raum für verschiedene Meinungen zu geben.  2 Dafür ist es erforderlich, Informationen über Veranstaltungen, Leben und Probleme der Gemeinde rechtzeitig weiterzuleiten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Gemeinde unterstützt die evangelische Publizistik auch durch Abonnierung und Verbreitung der Produkte kirchlicher Presse,
                     durch kritische Hinweise und eigene Beiträge.
                  

               

               
                     Artikel 108
Kirche und allgemeine Publizistik
                     

                  

                   1 Die Kirche ist aufgrund ihres Auftrags von der Ebene der Gemeinden bis zur Ebene der Leitungsgremien verpflichtet, wahr, rechtzeitig
                     und umfassend zu informieren.  2 Dies gilt vom Umgang mit regionalen Tageszeitungen bis zur Zusammenarbeit im Bereich der elektronischen Medien.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Im Auszug der EKM ist diese Änderung nicht sichtbar, siehe vollständige Veröffentlichung unter ON 202 UEK.

            Gemäß § 3 dieser Verordnung tritt diese Verordnung am 1. April 2016 in Kraft.

         

      

   
      

      
         Kirchengesetz zur Übernahme der „Leitlinien
kirchlichen Lebens“ der Vereinigten
Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands
als Rahmenordnung
         

      

      
         Vom 15. November 2003

      

      
         (ABl. ELKTh 2004 S. 5)

      

      Die Landessynode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen hat gemäß § 68 Abs. 2 Nr. 1 der Verfassung das folgende Kirchengesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:

      
                     Art. 1

                  

                  Die mit Beschluss der Generalsynode und der Bischofskonferenz der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands
                     vom 22. Oktober 2002 (ABl. VELKD Bd. VII S. 195) den Gliedkirchen übergebenen „Leitlinien kirchlichen Lebens“ werden als Rahmenordnung für die Evangelisch-Lutherische Kirche in Thüringen, ihre Kirchgemeinden und Superintendenturen
                     sowie ihre Einrichtungen und Werke übernommen.
                  

               

               
                     Art. 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Advent (30. November) 2003 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zum gleichen Zeitpunkt tritt das Kirchengesetz über die Einführung der „Ordnung des kirchlichen Lebens“ der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen
                     Kirche Deutschlands vom 19. Dezember 1956 (ABl. 1957 S. 25) außer Kraft.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Landeskirchenrat wird gebeten, die „Leitlinien kirchlichen Lebens“ zusammen mit einem Vorwort und Anmerkungen für die
                     Evangelisch-Lutherische Kirche in Thüringen im Amtsblatt zu veröffentlichen.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Leitlinien kirchlichen Lebens der Vereinigten
Evangelisch-Lutherischen Kirche
Deutschlands
         

      

      – Auszug1 –
      

      
            Vorwort für die Evangelisch-Lutherische Kirche in Thüringen

         

          1 Die Leitlinien wollen als Rahmenordnung Entscheidungshilfe und Anleitung kirchlichen Handelns sein.  2 Sie beginnen mit der Wahrnehmung der Situation.  3 Unsere Thüringer Gemeinden sind in einer Minderheitssituation mit volkskirchlicher Erinnerung.  4 Die meisten Menschen leben konfessionsvergessen.  5 Die atheistische Erziehung in den vergangenen Jahrzehnten und eine kirchenferne Lebenspraxis haben viele Menschen geprägt.
             6 Sie erfahren Kirche nicht durch Ordnungen, die sich Kirche gegeben hat, sondern durch das Verhalten und die Entscheidungen
            der Christen und ihrer beauftragten Vertreter vor Ort.  7 Sie erleben unsere Kirche im konkreten Einzelfall.  8 Ob Kirche so oder anders auf ihr Anliegen und ihre Erwartung eingeht, wird die grundsätzliche Einschätzung unserer Kirche
            unter der Mehrheit der Menschen in Thüringen auch weiterhin deutlich mitbestimmen.
         

          9 Nicht nur Erwartungen, Bedürfnisse und Besonderheiten von Menschen ändern sich.  10 Gerade als Christen wissen wir um die Vorläufigkeit dessen, was wir wahrnehmen und entscheiden.  11 Von daher bieten die Leitlinien zum einen im Vertrauen auf Gottes Treue eine biblisch-reformatorische Grundlegung, zum anderen
            regen sie zugleich einen Gesprächsprozess zur Entscheidungsfindung über biblisch-theologische Grundaussagen an.  12 Die seelsorgerliche und theologische Kompetenz der Pastorinnen und Pfarrer wird durch die Beteiligung der Gemeindekirchenräte
            (und Synoden) erweitert.  13 Der Gesprächs- und Handlungsraum der Seelsorgerin und des Seelsorgers bleibt gewahrt.
         

          14 Mit der Stärkung der Verantwortung der Gemeindekirchenräte (und Synoden) sowie der Entscheidung der Superintendentin oder
            des Superintendenten im Beschwerdefall wird der zunehmenden Einsicht in unserer Landeskirche entsprochen, dass Entscheidungen
            dort zu treffen sind, wo sie geistlich, redlich und kollegial verantwortet werden müssen.  15 Deutlich ist, dass bei aller Unterschiedlichkeit der Situation die Einheit kirchlichen Handels mittels Informationen und Konsultationen
            zu wahren ist.  16 Darum gehören die Leitlinien kirchlichen Lebens zu den Handbüchern für Kirchenälteste und Synodale.
         

      

      
            A. Das gottesdienstliche Leben

         

         
               1. Gottesdienst

            

            
                  Regelungen2

               

               
                     1. Zeit und Ort des Gottesdienstes

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Gemeinde feiert an jedem Sonntag Gottesdienst, weil dies der Tag der Auferstehung Jesu Christi ist.  2 Gottesdienste finden auch an allen kirchlichen Feiertagen statt.  3 Sie können darüber hinaus an anderen Wochentagen gefeiert werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gottesdienste finden in Kirchengebäuden oder an anderen geeigneten Orten statt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Zeiten und Orte der Gottesdienste bestimmt grundsätzlich der Kirchenvorstand gemeinsam mit dem Pfarrer im Rahmen des gliedkirchlichen
                     Rechts.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Jeder Gottesdienst ist öffentlich und als solcher bekannt zu machen.
                  

               

               
                     2. Formen des Gottesdienstes

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die christliche Gemeinde versammelt sich im Namen Gottes, des Vaters und des Sohnes und des Heiligen Geistes zum Gottesdienst
                     und lädt dazu ein.  2 Sie hört auf Gottes Wort, bekennt ihre Schuld und bekommt Vergebung zugesprochen.  3 Sie empfängt mit Taufe und Abendmahl die Sakramente und antwortet mit Gebet, Lobgesang und Dankopfer.  4 Mit Gottes Segen lässt sie sich in die Welt senden.  5 Durch die Versammlung unter Gottes Wort soll das ganze Christenleben zum Gottesdienst werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die verschiedenen Alters- und Zielgruppen in der Gemeinde sollten geeignete Gottesdienste angeboten werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Gemeinsame Gottesdienste für Erwachsene und Kinder (Familiengottesdienste) sollen regelmäßig gefeiert werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Kinder der Gemeinde sollen zum Kindergottesdienst eingeladen werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Zu besonderen Anlässen werden z. B. Gebetsgottesdienste, Dankgottesdienste, Fürbittgottesdienste, Beichtgottesdienste, Segnungsgottesdienste
                     und ökumenische Gottesdienste gefeiert.3

                  
                        (
                        6
                        )
                        Gottesdienste besonderer Art sind die Amtshandlungen Taufe, Trauung, Bestattung, die in dieser Ordnung eigens geregelt sind.
                  

               

               
                     3. Verkündigung

                  

                   1 Die Verkündigung im Gottesdienst ist an die Heilige Schrift in der Perspektive des lutherischen Bekenntnisses4 gebunden.  2 In der Predigt wird in der Regel ein Abschnitt aus der Heiligen Schrift ausgelegt.  3 Die biblischen Lesungen sind dem Lektionar zu entnehmen, das die Perikopenordnung wiedergibt.
                  

               

               
                     4. Ordnung des Gottesdienstes

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Gottesdienst wird nach der geltenden Agende und in der Regel mit dem eingeführten Gesangbuch gefeiert.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Feier des Gottesdienstes nach der Agende entbindet nicht von der Aufgabe, jeden Gottesdienst dem Anlass und dem Kreis
                     der Teilnehmenden entsprechend zu gestalten.  2 Unter Beachtung fester Strukturen und verbindlicher Kernstücke sollen Wege beschritten werden, die biblische Botschaft in
                     vielfältiger Weise zum Ausdruck zu bringen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Im Rahmen der jeweils geltenden Agende wird die Verantwortung für die gottesdienstliche Gestaltung im Konsens von Kirchenvorstand
                     und Pfarrerin oder Pfarrer wahrgenommen.  2 Die für die Kirchenmusik Verantwortlichen sind hierbei einzubeziehen.5

               

               
                     5. Leitung des Gottesdienstes

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Gottesdienst und die Feier von Taufe und Abendmahl werden von dazu besonders öffentlich berufenen, in der Regel ordinierten
                     Personen geleitet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Geeignete Gemeindeglieder können nach einer entsprechenden Ausbildung mit der Leitung des Gottesdienstes im Rahmen gliedkirchlichen
                     Rechts beauftragt werden.  2 Die Beauftragung für die Sakramentsverwaltung erfolgt in der Regel gesondert für einen bestimmten Ort und eine begrenzte Zeit.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei der Vorbereitung und Gestaltung des Gottesdienstes sollen Kirchenmusiker und Kirchenmusikerinnen, weitere Gemeindeglieder
                     und die kirchenmusikalisch Mitwirkenden rechtzeitig einbezogen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Für die liturgische Kleidung sind die gliedkirchlichen Bestimmungen zu beachten.
                  

               

               
                     6. Kollekten

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In den Gottesdiensten werden Kollekten gesammelt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Zweckbestimmung der Kollekten ist der landeskirchlich beschlossene Kollektenplan maßgeblich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Über die Kollekten, deren Zweckbestimmung der Gemeinde durch den Kollektenplan freigestellt ist, entscheidet zuvor der Kirchenvorstand.
                  

               

               
                     7. Abkündigungen

                  

                   1 In den Abkündigungen werden kirchliche Amtshandlungen bekannt gegeben und Gemeindeglieder der Fürbitte der Gemeinde empfohlen.
                      2 Ferner wird über Bestimmungen und Ergebnisse von Kollekten, Gaben und Spenden berichtet; kirchliche Bekanntmachungen werden
                     mitgeteilt.  3 Es wird zu kirchlichen Veranstaltungen eingeladen und über Ereignisse in Gemeinde und Kirche berichtet.  4 Abkündigungen sollten auch dazu genutzt werden, die ökumenische Verbindung der Gemeinde bekannt zu machen.
                  

               

               
                     8. Kirchengeläut

                  

                   1 Die Glocken rufen die Gemeinde zum Gottesdienst und laden zum Gebet ein.  2 Das Glockengeläut wird durch eine Läuteordnung geregelt.
                  

               

               
                     9. Kirchengebäude

                  

                   1 Zur Verantwortung für den Gottesdienst gehört der seiner Bestimmung entsprechende Umgang mit dem gottesdienstlichen Raum.
                      2 Deshalb ist die Ausstattung des Raumes in ihrer geistlichen Aussagekraft zu beachten und zu pflegen.
                  

               

               
                     10. Fotografische und filmische Aufnahmen

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Gottesdienst ist eine öffentliche Veranstaltung.  2 Die Kirche hat ein Interesse daran, dass ihr gottesdienstliches Leben in der Öffentlichkeit wirksam dargestellt wird und in
                     der privaten Erinnerung erhalten bleibt.  3 Dabei sind bestimmte Regeln einzuhalten, um die Würde des Gottesdienstes und der Amtshandlungen sowie die Privatsphäre der
                     Menschen zu achten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Beim Filmen und Fotografieren ist das gliedkirchliche Recht zu beachten.  2 Dies gilt vor allem für die Feier des Abendmahls, die Taufhandlung, die Einsegnung der Konfirmandinnen und Konfirmanden, die
                     Segnung von Brautpaaren und bei Ordinationen und Amtseinführungen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Ansonsten legt der Kirchenvorstand im Blick auf die örtlichen Verhältnisse die Bedingungen fest, die beim Fotografieren und
                     Filmen während des Gottesdienstes und bei Amtshandlungen einzuhalten sind.  2 Er tut dies auch für Funk- und Fernsehübertragungen.  3 Er kann das Fotografieren und Filmen im Rahmen der gliedkirchlichen Ordnung auch untersagen.
                  

               

            

         

         
               2. Taufe:

            

            
                  Regelungen6

               

               
                     1. Taufvorbereitung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Taufe geht eine Vorbereitung voraus, in der die persönlichen Beweggründe des Taufwunsches sowie die Verheißung und Verpflichtung
                     der Taufe zur Sprache kommen.  2 Sie richtet sich nach dem Lebensalter des Täuflings.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Wird für Kinder die Taufe begehrt, was in der evangelisch-lutherischen Kirche die Regel ist, führt die Pfarrerin oder der
                     Pfarrer mit den Eltern oder Sorgeberechtigten und – wo möglich – mit den Patinnen und Paten ein Gespräch über die Bedeutung
                     der Taufe.  2 Heranwachsende Kinder sind ihrem Lebensalter entsprechend in die Taufvorbereitung einzubeziehen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Für ungetaufte Jugendliche führt der Konfirmandenunterricht zur Taufe.  2 Sie kann während der Unterrichtszeit oder im Konfirmationsgottesdienst erfolgen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Taufe älterer Jugendlicher und Erwachsener gehen Gespräche über den christlichen Glauben voraus.
                  

               

               
                     2. Gültigkeit und Anerkennung der Taufe

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wenn die evangelische Kirche tauft, folgt sie dem Auftrag Jesu Christi und verbindet sich mit der Kirche Jesu Christi in aller
                     Welt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die evangelisch-lutherische Kirche erkennt alle Taufen an, die nach dem Auftrag Jesu Christi mit Wasser im Namen Gottes, des
                     Vaters, des Sohnes und des Heiligen Geistes vollzogen worden sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Eine auf diese Weise vollzogene Taufe darf nicht wiederholt werden.  2 Sie bleibt in jedem Fall gültig, auch wenn jemand bei Wiederaufnahme in die Kirche oder beim Übertritt in eine andere christliche
                     Kirche eine Taufwiederholung wünscht.
                  

               

               
                     3. Taufgottesdienst

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Taufe wird nach der geltenden Agende im Gottesdienst oder in einem besonderen Taufgottesdienst – in der Regel in der Kirche
                     – vollzogen.  2 Sie ist ein Fest der Gemeinde, dessen Gestaltung besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden soll.  3 Täufling, Eltern, Geschwister und Paten sollten nach Möglichkeit in die Vorbereitung und Durchführung des Gottesdienstes einbezogen
                     werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Haustaufen finden nur in begründeten Ausnahmefällen statt.  2 Darüber entscheiden nach Möglichkeit Kirchenvorstand und Pfarrerin oder Pfarrer gemeinsam.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Taufen in Notfällen können alle Kirchenmitglieder vollziehen, z. B. in Krankenhäusern das Krankenhauspersonal, wenn der Klinikpfarrer
                     oder die -pfarrerin nicht erreichbar ist.  2 Solche Taufen sollen – wenn möglich – in Gegenwart christlicher Zeugen geschehen.  3 Sie sind umgehend dem zuständigen Pfarramt zu melden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Alle vollzogenen Taufen werden im Sonntagsgottesdienst bekannt gegeben.  2 Die Gemeinde betet für den Täufling, seine Eltern, Patinnen und Paten.  3 Für eine Taufe in Notfällen kann auch eine Danksagung7 gehalten werden.
                  

               

               
                     4. Verantwortung der Eltern bzw. Sorgeberechtigten und der Gemeinde bei der Taufe von Kindern

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Eltern bzw. Sorgeberechtigten bekennen bei der Taufhandlung gemeinsam mit den Patinnen und Paten den christlichen Glauben
                     und verpflichten sich, für die Erziehung des Kindes in diesem Glauben zu sorgen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Eltern bzw. Sorgeberechtigten sind dafür verantwortlich, dass das Kind sich der Bedeutung der Taufe bewusst wird.  2 Sie beten für das Kind und mit ihm, führen es an die biblische Botschaft heran und helfen ihm, einen altersgemäßen Zugang
                     zur Gemeinde zu finden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Gehört ein Elternteil bzw. Sorgeberechtigter nicht der evangelischen oder einer anderen Kirche an, so ist seine Zustimmung
                     zur Taufe und seine Bereitschaft erforderlich, eine christliche Erziehung des Täuflings nicht zu behindern.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Taufe eines religionsunmündigen – noch nicht 14-jährigen – Kindes, dessen Eltern oder Sorgeberechtigte nicht der evangelischen
                     Kirche angehören, darf nur vollzogen werden, wenn die Eltern damit einverstanden sind und Patinnen, Paten oder andere Gemeindeglieder
                     bereit sind, die Mitverantwortung für die evangelische Erziehung des Kindes zu übernehmen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Religionsmündige Kinder entscheiden selbst über ihre Taufe.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Mit der Taufe von Säuglingen und Kindern übernimmt die Gemeinde eine besondere Verantwortung für die Getauften.  2 Dazu ist eine kontinuierliche Begleitung notwendig.  3 Sie geschieht z. B. durch besondere Angebote der Gemeinde für die Getauften und deren Eltern.
                  

               

               
                     5. Patenamt

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Patinnen und Paten sind Zeuginnen und Zeugen des Taufvollzugs und versprechen, bis zur Konfirmation gemeinsam mit den Eltern
                     und im Auftrag der Gemeinde für die Erziehung des Kindes im christlichen Glauben zu sorgen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Kinder sollen mindestens einen Paten oder eine Patin haben.  2 Ist dies ausnahmsweise nicht erfüllt, können Kinder auch dann getauft werden, wenn mindestens ein Elternteil bzw. eine Sorgeberechtigte
                     oder ein Sorgeberechtigter Mitglied der evangelischen Kirche ist.  3 Wenn keine Patin oder kein Pate vorhanden ist, kann der Kirchenvorstand eine Patin oder einen Paten aus der Gemeinde bestellen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei der Verhinderung von Patinnen oder Paten sind Stellvertreter oder Stellvertreterinnen als Taufzeugen zu bestellen und
                     im Kirchenbuch zu vermerken.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Patin oder Pate kann sein, wer der evangelischen Kirche angehört und zum Abendmahl zugelassen ist.  2 Das ist ggf. durch einen Patenschein (Bescheinigung des zuständigen Pfarramtes über die Berechtigung zum Patenamt) zu dokumentieren.8

                  
                        (
                        5
                        )
                        Auch Glieder einer Mitgliedskirche der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen können nach Maßgabe des kirchlichen Rechts
                     zum Patenamt zugelassen werden, sofern diese in Lehre und Praxis dem evangelischen Verständnis der Taufe nicht widersprechen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 In das Patenamt eines anderen kann niemand eintreten.  2 Ein übernommenes Patenamt kann nicht aberkannt werden.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Das Patenamt ruht, wenn die Patin oder der Pate die Zulassung zum Abendmahl verliert, insbesondere durch Austritt aus der
                     Kirche.  2 Paten können auf eigenen Wunsch aus vertretbaren Gründen von ihrem Amt entbunden werden.  3 Dieses ist durch einen Nachtrag im Kirchenbuch zu vermerken.  4 Wenn kein Pate mehr vorhanden ist, sorgen Eltern und Pfarramt dafür, dass die Aufgaben des Patenamtes dennoch wahrgenommen
                     werden können.  5 Dazu ist die Nachbestellung einer geeigneten Person möglich.  6 Sie ist in das Kirchenbuch einzutragen.9

               

               
                     6. Verantwortung der Gemeinde für nicht getaufte Kinder

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Wenn Eltern ihre Kinder nicht in den ersten Lebensjahren taufen lassen, sondern darauf hinwirken wollen, dass die Kinder sich
                     später selbst für die Taufe entscheiden, ist die Gemeinde auch für diese Kinder verantwortlich.  2 Sie lädt sie zu Gottesdienst und kirchlichem Unterricht ein und hilft den Eltern, die Kinder auf ihre Taufe vorzubereiten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Darüber hinaus ist es Aufgabe aller Gemeindeglieder, die Eltern oder Sorgeberechtigten nicht getaufter Kinder bzw. diese selbst
                     auf die Taufe hinzuweisen und zur Taufe einzuladen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Wo die Ordnung der Gliedkirche es zulässt, kann die Gemeinde auf Wunsch der Eltern Dank und Fürbitte für noch nicht getaufte
                     Kinder im Gottesdienst aussprechen.  2 Dies muss nach Form und Inhalt eindeutig von der Taufe unterschieden sein.
                  

               

               
                     7. Als Getaufte leben

                  

                   1 Die Gemeinschaft der Gläubigen zeigt sich darin, dass Christinnen und Christen Menschen einladen, Gottes Zusage anzunehmen,
                     einander an ihre Taufe erinnern, sich gegenseitig helfen, das Gnadenhandeln Gottes zu verstehen, sich gegenseitig trösten
                     und Möglichkeiten der Beteiligung am Gemeindeleben eröffnen.
                  

                   2 Für getaufte Kinder kann das in Form eines Taufgedächtnisgottesdienstes Gestalt annehmen.
                  

                   3 Auch Erwachsene benötigen Formen, um sich ihrer Taufe zu vergewissern.  4 Mit der Taufe ist jede Christin und jeder Christ berufen, in Fragen des Glaubens sprach- und urteilsfähig zu werden.  5 Die Kirche und die Gemeinde müssen die äußeren Bedingungen dafür schaffen, dass Menschen dieser Berufung folgen können.
                  

               

               
                     8. Taufaufschub bzw. Ablehnung einer Taufe

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Taufe von Kindern ist aufzuschieben, solange die Eltern oder Sorgeberechtigten die Taufvorbereitung, insbesondere das
                     Taufgespräch verweigern.  2 Die Taufe ist auch aufzuschieben, wenn ein Kind bei der Taufvorbereitung Widerspruch gegen den Vollzug der Taufe erkennen
                     lässt.  3 Sie ist abzulehnen, wenn ein Elternteil oder eine Sorgeberechtigte oder ein Sorgeberechtigter der Taufe widerspricht oder
                     wenn die evangelische Erziehung des Kindes abgelehnt wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Taufe von Erwachsenen ist aufzuschieben, solange sie nicht an einer Taufvorbereitung teilgenommen haben; sie ist abzulehnen,
                     wenn sich ergibt, dass der Taufwunsch nicht ernsthaft ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Bemühen der in Kirche und Gemeinde Verantwortlichen muss dahin gehen, die Gründe für eine Ablehnung der Taufe oder einen
                     Taufaufschub zu beheben, sofern sie nicht im Willen der zu Taufenden selbst begründet sind.
                  

               

               
                     9. Bedenken gegen eine Taufe, Ablehnung und Beschwerde

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Entscheidung, ob eine Taufe gewährt oder versagt werden soll, trifft die Pfarrerin oder der Pfarrer in seelsorgerlicher
                     Verantwortung.  2 Sie oder er berät sich dabei unter Wahrung der seelsorgerlichen Schweigepflicht mit dem Kirchenvorstand.  3 Gegen die Entscheidung der Pfarrerin oder des Pfarrers, die Taufe nicht zu vollziehen, können die Eltern bzw. Sorgeberechtigten
                     oder der religionsmündige Täufling nach Maßgabe des gliedkirchlichen Rechts Beschwerde bei der Superintendentin oder dem Superintendenten
                     einlegen.  4 Die Superintendentin oder der Superintendent prüft, ob die Taufe aus nach dieser Ordnung zulässigen Gründen abgelehnt wurde.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kommt die Superintendentin oder der Superintendent zu der Überzeugung, dass die Taufe dennoch vollzogen werden kann, so schafft
                     sie oder er die Voraussetzung, dass die Taufe stattfinden kann.
                  

               

               
                     10. Zuständigkeit und Beurkundung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Taufe vollzieht in der Regel die Pfarrerin oder der Pfarrer der Kirchengemeinde, in der der Täufling seinen Hauptwohnsitz
                     hat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Soll die Taufe von einer anderen Pfarrerin oder einem anderen Pfarrer vollzogen werden, ist entsprechend gliedkirchlichem
                     Recht ein Abmeldeschein (Dimissoriale) des zuständigen Pfarramts erforderlich.  2 Dessen Erteilung darf nur aus Gründen abgelehnt werden, die in Ziffer 8 genannt sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Taufe wird in das Kirchenbuch der Kirchengemeinde eingetragen, in deren Bereich sie vollzogen wurde.  2 Die zuständige Kirchengemeinde ist zu benachrichtigen.  3 Über die vollzogene Taufe wird eine Taufurkunde ausgestellt; sie kann im Stammbuch beurkundet werden.
                  

               

               
                     11. Rechtsfolgen der Taufe

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Taufe begründet gleichzeitig die Mitgliedschaft in einer Kirchengemeinde und Landeskirche mit den sich daraus ergebenden
                     Rechten und Pflichten, wie die Übernahme kirchlicher Ämter und die Kirchensteuerpflicht (vgl. Kapitel Kirchenmitgliedschaft).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mit der Taufe von Erwachsenen ist die Zulassung zum Abendmahl unmittelbar verbunden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Eine Taufe, die gemäß dem Taufbefehl im Namen Gottes, des Vaters, des Sohnes und des Heiligen Geistes mit Wasser vollzogen
                     wurde, darf nicht wiederholt werden.
                  

               

            

         

         
               3. Abendmahl:

            

            
                  Regelungen10

               

               
                     1. Abendmahlsfeier

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Abendmahl wird nach der geltenden Agende gefeiert.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für den Wortlaut der Einsetzungsworte gilt die agendarische Form.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Elemente des Abendmahls sind Brot und Wein.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Verantwortung für die einsetzungsgemäße Feier des Abendmahls liegt bei den für diesen Dienst Ordinierten oder Beauftragten.
                      2 Sie sprechen die Einsetzungsworte über den Abendmahlselementen und leiten die Austeilung.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Bei der Austeilung des Abendmahls können nach entsprechender Vorbereitung Kirchenvorsteherinnen und Kirchenvorsteher und andere
                     Gemeindemitglieder mitwirken.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Belange der Hygiene sind bei der Austeilung zu beachten.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Mit den übrig gebliebenen Elementen ist auch nach der Abendmahlsfeier sorgsam umzugehen.
                  

               

               
                     2. Sonderformen der Austeilung und des Empfangs11

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Statt Wein kann aus seelsorgerlichen Gründen Traubensaft gereicht werden.  2 Dabei können Wein und Traubensaft in verschiedenen Gruppen ausgeteilt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zur Austeilung kann auch ein Gießkelch mit Einzelkelchen benutzt werden; der Gemeinschaftscharakter des Abendmahls ist dabei
                     zu wahren.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Auch das Eintauchen des Brotes in den Kelch (intinctio) ist eine mögliche Form der Teilhabe am Abendmahl.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Im Ausnahmefall ist der Empfang des Abendmahls in nur einer Gestalt (Brot oder Wein) gültig.
                  

               

               
                     3. Zulassung zum Abendmahl12

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Zum Abendmahl eingeladen sind alle getauften Glieder der evangelischen Kirche und anderer Kirchen, mit denen Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft
                     besteht.  2 Dies sind die im LWB zusammengeschlossenen und die in der Leuenberger Kirchengemeinschaft verbundenen reformatorischen Kirchen.
                      3 Mit anderen Kirchen, z. B. der Altkatholischen Kirche, den Anglikanischen Kirchen und den Arbeitsgemeinschaften mennonitischer
                     Gemeinden ist eucharistische Gastbereitschaft vereinbart.  4 Im Rahmen solcher Gastbereitschaft sind auch Glieder christlicher Kirchen eingeladen, mit denen noch keine Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft
                     besteht, selbst wenn die Gastbereitschaft offiziell nicht erwidert wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zum Abendmahl zugelassen sind Kirchenglieder, die konfirmiert oder im Erwachsenenalter getauft wurden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Erwachsene Gemeindeglieder, die nicht konfirmiert sind, können durch die Pfarrerin oder den Pfarrer im Benehmen mit dem Kirchenvorstand
                     nach gliedkirchlichem Recht zum Abendmahl zugelassen werden, wenn sie genügend vorbereitet und unterwiesen wurden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Während des Konfirmandenunterrichts und der Konfirmandenarbeit kann das Abendmahl auch schon vor der Konfirmation gefeiert
                     werden (vgl. Abschnitt Konfirmation).
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Getaufte Kinder können nach gliedkirchlichem Recht in Begleitung ihrer Eltern oder anderer christlicher Bezugspersonen am
                     Abendmahl teilnehmen, wenn sie entsprechend darauf vorbereitet worden und imstande sind, in der ihnen gemäßen Weise die Gabe
                     des Abendmahls zu erfassen.  2 Anderen Kindern kann mit einem Segenswort die Hand aufgelegt werden, wenn sie mit zum Altar treten.  3 Dasselbe gilt auch für ungetaufte Kinder und Erwachsene.13

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Durch Ausschluss vom Abendmahl oder Kirchenaustritt ist die Zulassung zum Abendmahl verloren.  2 Sie wird bei Wiederaufnahme in die Kirche erneut zugesprochen.
                  

               

               
                     4. Abendmahl für Kranke und Sterbende

                  

                   1 Kranken und Sterbenden soll das Abendmahl gereicht werden, wann immer sie dies wünschen.  2 Angehörige, Pflegende und Gemeindemitglieder sollen nach Möglichkeit einbezogen werden.  3 Gestaltungshilfe bietet die Agende für den Dienst an Kranken.
                  

               

               
                     5. Abendmahl und Agapemahl

                  

                  Das Agapemahl ist deutlich vom Abendmahl zu unterscheiden und kann nicht als Ersatz für das Abendmahl in Gruppen mit Nichtgetauften
                     dienen.
                  

               

            

         

      

      
            B. Das Leben in der Gemeinde

         

         
               1. Lernen, Lehren, Konfirmieren:

            

            
                  Regelungen14

               

               
                     1. Gemeindliche Arbeit mit Kindern und Jugendlichen

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Hinführung zum Glauben beginnt im Kindesalter.  2 Es ist die Aufgabe vor allem der Eltern bzw. Sorgeberechtigten, Patinnen und Paten, biblische Geschichten zu erzählen, für
                     die Kinder und mit ihnen zu beten und Gottesdienste zu besuchen.  3 Die Eltern bzw. Sorgeberechtigten sollen dabei von der Gemeinde unterstützt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die gemeindliche Arbeit mit Kindern und Jugendlichen soll Getaufte und Ungetaufte in einer ihnen gemäßen Art mit den zentralen
                     Aussagen des christlichen Glaubens und dem Leben der Gemeinde vertraut machen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Dies geschieht durch berufliche und ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Kinder und Jugendliche sollen in vielfältigen Formen begleitet werden, z. B. durch Kindergottesdienste, Kindertagesstätten,
                     Vorschulgruppen, Christenlehre, Kinderchöre und Instrumentalgruppen, Jungschar, Kindertage, Kinderbibelwochen und Freizeiten.
                  

               

               
                     2. Religionsunterricht in der Schule

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirche nimmt nach den verfassungsrechtlichen und gesetzlichen Vorgaben Mitverantwortung für den Religionsunterricht wahr.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Religionsunterricht soll Kindern und Jugendlichen ermöglichen, die Grundlagen christlichen Glaubens zu verstehen, Antworten
                     auf Lebensfragen zu finden und Orientierung für gesellschaftliches Handeln zu gewinnen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Gemeinde begleitet die den Religionsunterricht erteilenden Lehrerinnen und Lehrer, z. B. durch religionspädagogische Arbeitsgemeinschaften.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Gemeinde hält Kontakt zu den Schulen in ihrem Bereich.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Pfarrerinnen und Pfarrer, sowie kirchliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erteilen nach gliedkirchlichem Recht Religionsunterricht
                     in den Schulen.
                  

               

               
                     3. Gemeindliche Arbeit mit Konfirmanden15

                  

                  Die Konfirmandenarbeit soll durch Unterricht und andere Arbeitsformen die Konfirmandinnen und Konfirmanden in einer ihnen
                     gemäßen Art mit den zentralen Aussagen des christlichen Glaubens und dem Leben in der Gemeinde vertraut machen und ihnen helfen,
                     in eigener Verantwortung als Christinnen und Christen zu leben.
                  

               

               
                     4. Einladung und Anmeldung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Einladung, an der Konfirmandenzeit teilzunehmen, richtet sich an alle getauften und ungetauften Jugendlichen in der Regel
                     ab dem 13. Lebensjahr; für eine zweiphasige Konfirmandenzeit können bereits die 9- bis 10-Jährigen eingeladen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die in der Kirchengemeinde gemeinsam mit der Pfarrerin oder dem Pfarrer für die Konfirmandenarbeit Verantwortlichen informieren
                     die künftigen Konfirmandinnen und Konfirmanden sowie deren Eltern bzw. Sorgeberechtigte über Ziele und Inhalte und verständigen
                     sich mit ihnen über die Bedingungen der Teilnahme.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Kinder und Jugendlichen sind durch ihre Eltern bzw. Sorgeberechtigten beim zuständigen Pfarramt anzumelden.  2 Religionsmündige (nach Vollendung des 14. Lebensjahres) können sich mit Zustimmung der Eltern selbst anmelden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Es ist erwünscht, dass die Jugendlichen vorher an der Christenlehre und/oder dem evangelischen Religionsunterricht teilgenommen
                     haben.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Eltern bzw. Sorgeberechtigten sind über den Fortgang der Konfirmandenarbeit sowie über Projekte und Fahrten z. B. durch
                     Elternabende zu unterrichten.  2 Sie sollen ihre Kinder in der Konfirmandenzeit durch Gespräche und gemeinsame Gottesdienstbesuche begleiten.
                  

               

               
                     5. Rahmenbedingungen und Inhalte

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Für die Organisation und die äußeren Rahmenbedingungen der Konfirmandenzeit haben Pfarrerin oder Pfarrer und der Kirchenvorstand
                     nach Maßgabe des gliedkirchlichen Rechts gemeinsam Sorge zu tragen.  2 Der Unterricht soll dem Alter und den unterschiedlichen Lebens- und Lernbedingungen der Jugendlichen entsprechend gestaltet
                     werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Für die in der Konfirmandenzeit zu behandelnden Inhalte sind die gliedkirchlichen Bestimmungen zu beachten.  2 Unbeschadet dessen müssen die Konfirmandinnen und Konfirmanden während der Konfirmandenzeit mit den Zehn Geboten, dem Glaubensbekenntnis,
                     dem Vaterunser, der Taufe und dem Abendmahl sowie mit der Beichte soweit vertraut gemacht werden, dass sie deren Bedeutung
                     für ihr Leben erkennen und eine verantwortete Entscheidung für ihre Konfirmation treffen können.
                  

               

               
                     6. Teilnahme an Gottesdienst und Abendmahl

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Konfirmandinnen und Konfirmanden sollen regelmäßig an Gottesdiensten teilnehmen.  2 Hier sind ihre Anliegen und Fragen aufzunehmen.  3 Sie sind nach Möglichkeit an der Gestaltung von Gottesdiensten zu beteiligen.  4 Auch ihre Eltern sollen zum Gottesdienst eingeladen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Voraussetzungen für die Teilnahme am Abendmahl sind die Taufe und die Unterweisung über Sinn und Bedeutung des Abendmahls.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Abendmahlsunterweisung muss auch dann ein Teil der Konfirmandenarbeit sein, wenn in der Gemeinde Kinder zum Abendmahl
                     entsprechend den gliedkirchlichen Regelungen zugelassen sind.
                  

               

               
                     7. Zuständigkeit und Mitarbeit

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Für Inhalte und Ziele der Arbeit mit Konfirmandinnen und Konfirmanden sind gemäß gliedkirchlichem Recht die Pfarrerin oder
                     der Pfarrer und der Kirchenvorstand der Kirchengemeinde zuständig.  2 Andere Haupt- und Ehrenamtliche, z. B. auch Jugendliche und Eltern, sollen verantwortlich mitarbeiten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Arbeit mit Konfirmanden kann für mehrere Pfarrbezirke oder Gemeinden gemeinsam geplant und durchgeführt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Wollen Jugendliche an der Konfirmandenzeit einer anderen Gemeinde teilnehmen, kann ein Abmeldeschein (Dimissoriale) des zuständigen
                     Pfarramtes erforderlich sein.  2 Dieser Abmeldeschein darf nur aus solchen Gründen verweigert werden, aus denen auch eine Konfirmation verweigert würde.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Haupt- und ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kirchengemeinde gestalten die Konfirmandenarbeit gemeinsam.
                      2 Dabei sollen sie die Konfirmandinnen und Konfirmanden als besondere Gruppe der Kirchengemeinde mit dem, was sie an Einstellungen,
                     Erfahrungen und Anfragen mitbringen, ernst nehmen.
                  

               

               
                     8. Vorstellung der Konfirmandinnen und Konfirmanden

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zu Beginn der Konfirmandenzeit findet gemäß der Konfirmationsagende ein besonderer Gottesdienst statt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Konfirmandinnen und Konfirmanden gestalten nach ihren Möglichkeiten gegen Ende der Unterrichtszeit einen Gottesdienst.
                      2 Die Gemeinde soll etwas davon erfahren, wie die Konfirmandinnen und Konfirmanden Inhalte des christlichen Glaubens für sich
                     erschlossen haben, und soll dabei selbst an diese erinnert werden.  3 Nach gliedkirchlichem Recht kann dieser Gottesdienst mit einer Prüfung verbunden sein.
                  

               

               
                     9. Konfirmationsgottesdienst

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Konfirmationsgottesdienst ist ein Gottesdienst der Gemeinde.  2 Er wird nach der geltenden Agende gehalten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zur Konfirmation gehört die Einladung zur Feier des Abendmahls im Konfirmationsgottesdienst selbst oder in unmittelbarer zeitlicher
                     Nähe, z. B. in Verbindung mit einem Beichtgottesdienst.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Kirchenvorstand entscheidet über den Zeitpunkt des Konfirmationsgottesdienstes im Kirchenjahr nach Maßgabe des gliedkirchlichen
                     Rechtes.
                  

               

               
                     10. Voraussetzungen für die Konfirmation, Zurückstellung und Ablehnung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Konfirmation setzt die Taufe voraus.  2 Sind Jugendliche noch nicht getauft, so können sie im Konfirmationsgottesdienst getauft werden.  3 Der Taufsegen wird dann in den Konfirmationssegen einbezogen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Konfirmandinnen und Konfirmanden müssen regelmäßig am Unterricht und den für die Konfirmandenzeit verbindlichen Veranstaltungen
                     in der Gemeinde teilgenommen, sich angemessen am Gemeindeleben beteiligt und sich mit den Grundlagen und Lebensvollzügen des
                     christlichen Glaubens vertraut gemacht haben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Hat die Pfarrerin oder der Pfarrer im Einzelfall Bedenken, die Konfirmation zu vollziehen, so hat ein Gespräch mit der Konfirmandin
                     oder dem Konfirmanden und ggf. mit den Eltern bzw. Sorgeberechtigten stattzufinden.  2 Kommt die Pfarrerin oder der Pfarrer zu der Überzeugung, dass die Konfirmation zurückgestellt oder abgelehnt werden muss,
                     so berät sie oder er sich mit dem Kirchenvorstand und entscheidet über die Zulassung zur Konfirmation.  3 Gegen diese Entscheidung können die Eltern bzw. Sorgeberechtigten oder im Fall der Religionsmündigkeit die oder der Betroffene
                     selbst Beschwerde bei der Superintendentin oder dem Superintendenten einlegen.  4 Deren Entscheidung über die Beschwerde ist endgültig.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Kommt die Superintendentin oder der Superintendent zu der Überzeugung, dass die Konfirmation vollzogen werden kann, so schafft
                     sie oder er die Möglichkeit dafür.
                  

               

               
                     11. Folgen der Konfirmation

                  

                   1 Die Konfirmation berechtigt zur Teilnahme am Abendmahl in eigener Verantwortung und zur Übernahme des Patenamtes.  2 Sie ist – je nach Maßgabe des gliedkirchlichen Rechtes – eine der Voraussetzungen für das kirchliche Wahlrecht und die Übernahme
                     weiterer kirchlicher Ämter.
                  

               

               
                     12. Beurkundung und Bescheinigung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Konfirmation wird nach der Kirchenbuchordnung beurkundet.  2 Es wird eine Konfirmationsurkunde ausgestellt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Konfirmandinnen und Konfirmanden, die sich nicht oder zu einem späteren Zeitpunkt konfirmieren lassen wollen, erhalten über
                     die Teilnahme an der Konfirmandenarbeit eine Bescheinigung.
                  

               

               
                     13. Konfirmation und Jugendarbeit

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Gemeinde soll entsprechend ihrer Verantwortung für die Konfirmierten Jugendarbeit anbieten.  2 Das kann in Verbindung mit anderen Gemeinden oder auf Kirchenkreisebene geschehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Jugendlichen sollen Gelegenheit zur verantwortlichen Mitarbeit in der Gemeinde erhalten.
                  

               

               
                     14. Konfirmation Erwachsener

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Erwachsene Gemeindeglieder, die getauft, aber bisher nicht konfirmiert sind, können nach entsprechender Vorbereitung und nach
                     Information des Kirchenvorstandes konfirmiert werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Werden Erwachsene getauft, so erübrigt sich die Konfirmation, weil hier Taufakt und Glaubensbekenntnis zusammenfallen.
                  

               

               
                     15. Konfirmation, Jugendweihe, Jugendfeier

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wo neben der Konfirmation die Jugendweihe angeboten wird, sind Eltern und Jugendliche bei der Anmeldung zur Konfirmation darauf
                     hinzuweisen, dass Konfirmation und Jugendweihe in einem inhaltlichen Widerspruch zueinander stehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gibt eine Konfirmandin oder ein Konfirmand zu erkennen, dass sie oder er an der Jugendweihe teilnehmen will, wirkt die Pfarrerin
                     oder der Pfarrer darauf hin, dass eine alleinige Entscheidung für die Konfirmation stattfindet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Hat sich eine Konfirmandin oder ein Konfirmand neben der Konfirmation auch für die Teilnahme an der Jugendweihe entschieden,
                     müssen Bedenken gegen den Vollzug der Konfirmation geltend gemacht werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Nimmt eine Konfirmandin oder ein Konfirmand an einem Schuljahrgangsfest oder einer Jugendfeier teil, bestehen Bedenken gegen
                     den Vollzug der Konfirmation nur dann, wenn ein Widerspruch zum christlichen Bekenntnis gegeben ist.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Bei Bedenken gegen den Vollzug der Konfirmation gelten die Bestimmungen von Abschnitt 10 Absätze (2) und (3).  2 Der Entscheidung muss in jedem Einzelfall eine Prüfung unter seelsorgerlichen Gesichtspunkten unter Berücksichtigung der persönlichen
                     Gründe vorangehen.
                  

               

            

         

         
               2. Ehe, Familie, Partnerschaft:

            

            
                  Regelungen16

               

               
                     1. Eheschließung und kirchliche Trauung

                  

                   1 Nach evangelischem Verständnis gehört zur Eheschließung die kirchliche Trauung, bei der Gottes Wort über die Lebensgemeinschaft
                     von Frau und Mann verkündigt wird.  2 Das Brautpaar verspricht sich vor Gott und der Gemeinde lebenslange gegenseitige Liebe, Achtung, Fürsorge und Treue.  3 Die Gemeinde erbittet für die Eheleute Gottes Beistand und Segen.
                  

               

               
                     2. Voraussetzungen für die kirchliche Trauung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Beide Ehepartner wünschen eine kirchliche Trauung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mindestens einer der Ehepartner gehört der evangelischen Kirche an (siehe auch Abschnitt 7).17

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die standesamtliche Eheschließung des Paares nach staatlichem Recht ist nachweislich rechtsgültig vollzogen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Es bestehen keine gravierenden seelsorgerlichen Bedenken gegen das Zustandekommen der Ehe und den Umgang der Ehepartner miteinander.
                      2 Diese können z. B. darin begründet sein, dass das Paar Vereinbarungen getroffen hat, die dem christlichen Eheverständnis widersprechen.
                  

               

               
                     3. Zuständigkeit

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Trauung ist die Pfarrerin oder der Pfarrer der Kirchengemeinde zuständig, zu der die Ehefrau oder der Ehemann gehört
                     oder nach der Eheschließung gehören wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Soll die Trauung in der Heimatgemeinde durch eine Gastpfarrerin oder einen Gastpfarrer gehalten werden, ist die Zustimmung
                     der Ortspfarrerin oder des Ortspfarrers erforderlich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Soll die Trauung in einer anderen Gemeinde stattfinden und von einer oder einem der zuständigen Pfarrerinnen/Pfarrer gehalten
                     werden, ist die Zustimmung des Pfarrers oder der Pfarrerin am Trauungsort erforderlich.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Soll die Trauung in einer anderen Gemeinde von der dortigen Pfarrerin oder dem dortigen Pfarrer gehalten werden, ist ein Abmeldeschein
                     (Dimissoriale) der Heimatgemeinde erforderlich.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Soll die Trauung in einer anderen Gemeinde durch eine Gastpfarrerin oder einen Gastpfarrer durchgeführt werden, ist ebenfalls
                     ein Abmeldeschein (Dimissoriale) erforderlich sowie die Zustimmung der Pfarrerin oder des Pfarrers am Trauungsort.
                  

                   2 Auch in diesen Fällen müssen die in Abschnitt 2 genannten Bedingungen erfüllt sein.
                  

               

               
                     4. Trauung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Pfarrerin oder der Pfarrer führt mit dem Brautpaar vor der Trauung ein seelsorgerliches Gespräch, das auf die Situation
                     des Paares eingeht, die wesentlichen Merkmale des christlichen Eheverständnisses sowie Inhalt und Ablauf der Trauung zur Sprache
                     bringt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Eine Trauung wird nach der geltenden Agende gehalten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei der Gestaltung können neben dem Brautpaar selbst dessen Angehörige und andere gemäß Verabredung mit der Pfarrerin oder
                     dem Pfarrer (z. B. durch Lesung, Fürbitten, Segenswünsche oder kirchenmusikalische Beiträge) mitwirken.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Trauung wird grundsätzlich in einem Kirchengebäude bzw. Gottesdienstraum gefeiert.  2 Für Ausnahmen ist nach gliedkirchlichem Recht die nötige Abstimmung herbeizuführen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        In der Karwoche soll keine Trauung stattfinden.
                  

               

               
                     5. Kirchliche Trauung Geschiedener

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Eine kirchliche Trauung Geschiedener ist in der evangelischen Kirche unter den in Ziffer 2 genannten Voraussetzungen und nach
                     Maßgabe des gliedkirchlichen Rechtes möglich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Traugespräch ist u. a. seelsorgerlich darauf zu achten, ob die bzw. der Geschiedene mit dem Scheitern der ersten Ehe verantwortlich
                     umgeht, welche Konsequenzen sie bzw. er daraus für das Eheverständnis zieht, und wie sich die künftige Ehepartnerin bzw. der
                     künftige Ehepartner zu der Scheidung und ihren Folgen stellt, insbesondere wenn aus einer früheren Ehe Kinder vorhanden sind.
                  

               

               
                     6. Kirchliche Trauung mit einer röm.-kath. Ehepartnerin oder einem röm.-kath. Ehepartner18

                  

                   1 Gehört einer der Eheleute der röm.-kath. Kirche an, kann die Trauung entweder nach dem evangelischen oder nach dem katholischen
                     Formular unter Beteiligung der/des zur Trauung Berechtigten der Schwesterkirche erfolgen.  2 Die von beiden Kirchen dazu erstellten Gottesdienstordnungen sind zu verwenden.  3 Über die Seelsorge an konfessionsverschiedenen Ehepaaren und Familien sollen in den Kirchengemeinden Absprachen mit der röm.-kath.
                     Gemeinde getroffen und bekannt gemacht werden.
                  

               

               
                     7. Kriterien für den Umgang mit Nichtkirchenmitgliedern19

                  

                   1 Eine kirchliche Handlung anlässlich einer Eheschließung ist grundsätzlich auch möglich, wenn eine Ehepartnerin bzw. Ehepartner
                     keiner oder einer nicht christlichen Religionsgemeinschaft angehört.  2 In diesem Fall ist im Gespräch zu klären, ob
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              •

                           
                           	
                              dies dem ausdrücklichen Wunsch der evangelischen Ehepartnerin bzw. des evangelischen Ehepartners entspricht,

                           
                        

                        
                           	
                              •

                           
                           	
                              die andere Ehepartnerin bzw. der andere Ehepartner dem zustimmt und sich bereit erklärt, die wesentlichen Merkmale des christlichen
                                 Eheverständnisses zu achten,
                              

                           
                        

                        
                           	
                              •

                           
                           	
                              sich die Eheleute bereits auf eine christliche Erziehung der Kinder geeinigt haben,

                           
                        

                        
                           	
                              •

                           
                           	
                              die evangelische Ehepartnerin bzw. der evangelische Ehepartner die Möglichkeit haben, ihren Glauben und ihre kirchliche Bindung
                                 in der Ehe zu leben.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              •

                           
                           	
                              nur eine solche religiöse oder weltanschauliche Eheschließungszeremonie daneben stattfindet, die im Heimatland der Nichtchristin
                                 bzw. des Nichtchristen zur rechtlichen Gültigkeit der Ehe notwendig ist.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     8. Gottesdienst anlässlich einer Eheschließung und kirchliche Trauung20

                  

                  Je nach dem Grund der fehlenden Kirchenmitgliedschaft sind unterschiedliche liturgische Gestaltungsformen anzuwenden und rechtliche
                     Gesichtspunkte zu beachten:
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              •

                           
                           	
                               1 Die Trauung einer evangelischen Christin bzw. eines evangelischen Christen mit einer Ehepartnerin oder einem Ehepartner, die
                                 oder der getauft ist, aber keiner christlichen Kirche mehr angehört, ist in Ausnahmefällen möglich, die von der Pfarrerin
                                 oder dem Pfarrer, die oder der die Trauung durchführen soll, seelsorgerlich zu begründen sind.  2 Dazu haben die einzelnen Gliedkirchen Regelungen getroffen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              •

                           
                           	
                               1 Gehört einer der Ehepartner einer nicht christlichen Religionsgemeinschaft an, so ist bei der liturgischen Gestaltung des
                                 Gottesdienstes darauf Rücksicht zu nehmen.  2 Der Vorschlag in der Trauagende „Gottesdienst anlässlich der Eheschließung“ gibt Anregungen für die liturgische Gestaltung.
                                  3 Von der nicht christlichen Partnerin oder dem Partner sollen keine Aussagen verlangt werden, die im Zusammenhang der kirchlichen
                                 Feier eindeutig christliche Glaubensvoraussetzungen haben.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              •

                           
                           	
                              Gehört einer der Ehepartner keiner Religionsgemeinschaft an oder ist er bzw. sie nicht getauft, ist in seelsorgerlicher Verantwortung
                                 entsprechend zu verfahren.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     9. Zurückstellung oder Ablehnung einer Trauung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Sind die Voraussetzungen für eine Trauung nicht gegeben, kann sie aufgeschoben oder abgelehnt werden.  2 Die Pfarrerin oder der Pfarrer informiert darüber – unter Wahrung des Seelsorgegeheimnisses – den Kirchenvorstand.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Den Brautleuten ist mitzuteilen, dass sie gegen die Zurückstellung oder Ablehnung ihrer Trauung bei der Superintendentin bzw.
                     beim Superintendenten nach Maßgabe des gliedkirchlichen Rechtes Einspruch erheben können.  2 Deren Entscheidung über die Beschwerde ist endgültig.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Kommt die Superintendentin oder der Superintendent zu der Überzeugung, dass die Trauung vollzogen werden kann, so schafft
                     sie oder er die Möglichkeit dafür.
                  

               

               
                     10. Abkündigung und Fürbitte

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Trauungen und Gottesdienste zur Eheschließung werden der Gemeinde im Sonntagsgottesdienst bekannt gegeben.  2 Die Gemeinde schließt die Ehepaare in ihre Fürbitte ein.
                  

               

               
                     11. Beurkundung und Bescheinigung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Trauung wird im Kirchenbuch der Gemeinde, in der sie stattgefunden hat, beurkundet.  2 Eine Trauurkunde wird ausgestellt.  3 Gegebenenfalls erfolgt eine Eintragung ins Stammbuch.  4 Die Wohnsitzgemeinde wird benachrichtigt, wenn die Trauung in einer anderen Gemeinde stattgefunden hat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gottesdienste anlässlich einer Eheschließung werden in einer gesonderten Rubrik im Kirchenbuch eingetragen.
                  

               

               
                     12. Ehejubiläen

                  

                   1 Ehejubiläen wie silberne oder goldene Hochzeit sind für christliche Ehepaare nicht nur Familienfeste, sondern zugleich Anlass,
                     Gott für ihre Ehe zu danken, ihn um Vergebung für das zu bitten, was einer dem anderen schuldig geblieben ist, und sich Segen
                     für die Zukunft zusprechen zu lassen.  2 Dem soll durch seelsorgerliche und gottesdienstliche Angebote entsprochen werden.
                  

               

               
                     13. Ehe und Familie fördern

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Gemeinden können das Zusammenleben in Ehe und Familie fördern, indem sie Ehepaar- oder Elternkreise, Familiengottesdienste
                     oder entlastende Angebote, wie z. B. Kinderbetreuung, Erziehungsberatung anbieten.  2 Dies gilt in besonderer Weise für Einelternfamilien (Alleinerziehende).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Paare und Familien sollen insbesondere in Krisenzeiten Angebote einer Begleitung und Beratung in ihrer Nähe finden können.
                  

               

               
                     14. Schutz des geborenen und ungeborenen Lebens

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die evangelische Kirche ist dem Schutz des geborenen und ungeborenen Lebens verpflichtet.  2 Darum soll sie in Not- und Konfliktlagen schwangeren Frauen und ihren Partnern Information, Beratung und konkrete Hilfe anbieten.
                      3 Darüber hinaus hat die Kirche in der Öffentlichkeit, in Verkündigung und Seelsorge die Aufgabe, Männer darin zu unterstützen,
                     dass sie ihre Mitverantwortung für das von ihnen gezeugte Leben erkennen und wahrnehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Kirche setzt sich nachhaltig dafür ein, dass die gesellschaftlichen Voraussetzungen geschaffen werden, damit Kinder geschützt
                     aufwachsen und in ihrer Entwicklung gefördert werden, und dass Mütter und Väter ihre Erziehungsaufgabe angemessen wahrnehmen
                     können.  2 Dafür sollen Kirche und diakonische Einrichtungen Verantwortung übernehmen.
                  

               

               
                     15. Unverheiratete und Alleinlebende

                  

                   1 In den Gemeinden und in Bildungs- und Beratungseinrichtungen der Kirchen ist darauf zu achten, dass die Lebenssituation von
                     Unverheirateten, Alleinlebenden und Paaren ohne Kinder achtsam wahrgenommen wird.  2 Die diesen Gemeindegliedern wichtigen Themen und Begegnungsform müssen neben der vornehmlich auf Familien ausgerichteten Gemeindearbeit
                     ebenfalls Platz haben.
                  

               

               
                     16. Gleichgeschlechtliche Partnerschaften21

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der evangelischen Kirche ist es geboten, Menschen, die in anderen Lebensformen oder mit einer bestimmten sexuellen Prägung
                     verbindliche und treue, liebevolle und tragfähige Partnerschaft suchen, aufmerksam und ohne Abwertung wahrzunehmen und zu
                     achten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Wie alle Minderheiten benötigen Menschen in gleichgeschlechtlichen Partnerschaften spezielle Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner,
                     wie auch Menschen, die für sie sprechen.  2 Sie sind aufgrund ihrer Prägung nicht als Hilfsbedürftige und Kranke zu betrachten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Im Rahmen der noch nicht abgeschlossenen Diskussion über gottesdienstliche Handlungen anlässlich der Eingehung einer eingetragenen
                     Lebenspartnerschaft muss gewährleistet sein, dass diese mit einer kirchlichen Trauung nicht verwechselt werden können.
                  

               

            

         

         
               3. Sterbe- und Trauerbegleitung, Bestattung:

            

            
                  Regelungen22

               

               
                     1. Gottesdienst zur Bestattung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Gottesdienst zur Bestattung soll der Hoffnung auf die Auferstehung der Toten Ausdruck geben.  2 Er soll das zu Ende gegangene Leben des verstorbenen Gemeindegliedes und die hinterbliebenen Angehörigen im Blick haben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ein Bestattungsgottesdienst wird nach der geltenden Agende und unter Beachtung der örtlichen Traditionen gehalten, zu der
                     vorher auch die Aussegnung gehören kann.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei der Gestaltung ist darauf zu achten, dass die christliche Verkündigung nicht durch Nachrufe in den Hintergrund gedrängt
                     wird; Gleiches gilt für die Auswahl der Musik.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Ebenso ist darauf zu achten, dass der Gemeindegesang als gegenseitige Tröstung und Zeugnis der christlichen Hoffnung nach
                     Möglichkeit beibehalten wird.
                  

               

               
                     2. Gespräche mit den Angehörigen

                  

                  Vor der Bestattung führt die Pfarrerin oder der Pfarrer mit den Angehörigen ein seelsorgerliches Gespräch, bei dem auch Inhalt
                     und Ablauf des Gottesdienstes zur Sprache kommen.
                  

               

               
                     3. Abkündigung und Fürbitte

                  

                   1 Im Sonntagsgottesdienst werden die kirchlich Bestatteten namentlich genannt.  2 Die Gemeinde befiehlt sie in Gottes Hand und betet für die Trauernden.  3 In der Regel gedenkt die Gemeinde am letzten Sonntag des Kirchenjahres noch einmal der im vergangenen Jahr Verstorbenen und
                     wendet sich besonders all denen zu, die um sie trauern.  4 Dieses Totengedenken kann auch an anderen Feiertagen, wie beispielsweise am Altjahresabend oder am Ostersonntag stattfinden.
                  

               

               
                     4. Voraussetzungen für die kirchliche Bestattung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die kirchliche Bestattung setzt grundsätzlich voraus, dass die oder der Verstorbene der evangelischen Kirche angehörte.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Auf Wunsch der Eltern sollen ungetauft verstorbene Kinder kirchlich bestattet werden.  2 Dasselbe gilt für tot geborene Kinder und Föten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Keinem Gemeindemitglied darf aufgrund seiner Todesumstände eine kirchliche Bestattung verwehrt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Gehörte der oder die Verstorbene einer anderen christlichen Kirche an, so kann er oder sie in Ausnahmefällen von einer evangelischen
                     Pfarrerin oder einem evangelischen Pfarrer bestattet werden.  2 Zuvor soll mit der Pfarrerin oder dem Pfarrer der anderen Kirche Kontakt aufgenommen werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die kirchliche Bestattung von Verstorbenen, die keiner christlichen Kirche angehörten, kann in Ausnahmefällen geschehen, wenn
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              •

                           
                           	
                              die evangelischen Angehörigen den Wunsch nach einer kirchlichen Bestattung äußern und wichtige seelsorgerliche Gründe dafür
                                 sprechen
                              

                           
                        

                        
                           	
                              •

                           
                           	
                              dem nicht der zu Lebzeiten geäußerte Wunsch der Verstorbenen entgegensteht

                           
                        

                        
                           	
                              •

                           
                           	
                              das Verhältnis der Verstorbenen zur Kirche und der Gemeinde so war, dass eine kirchliche Bestattung zu verantworten ist

                           
                        

                        
                           	
                              •

                           
                           	
                              es möglich ist, während der Trauerfeier aufrichtig gegenüber den Verstorbenen und ihrem Verhältnis zur Kirche zu sein

                           
                        

                        
                           	
                              •

                           
                           	
                              die Entscheidung vor der Gemeinde verantwortet werden kann.

                           
                        

                     
                  

                   2 Bei der Entscheidungsfindung berät sich die Pfarrerin oder der Pfarrer mit Mitgliedern des Kirchenvorstandes.
                  

                   3 Verstorbene, die keiner christlichen Kirche angehörten, sollen in einer Form bestattet werden, die die Situation angemessen
                     berücksichtigt.  4 Dabei muss es keine Einschränkungen in der äußeren Form (Amtstracht, Glocken) geben.  5 Gliedkirchliche Regelungen bleiben davon unberührt.23

               

               
                     5. Bedenken gegen die kirchliche Bestattung, Ablehnung und Beschwerde

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bedenken gegen eine kirchliche Bestattung können sich ergeben aus dem Verhalten der oder des Verstorbenen gegenüber der Kirche
                     oder der Gemeinde oder wenn z. B. der christliche Verkündigungsinhalt durch besondere Wünsche zur Gestaltung der Feier nicht
                     zur Sprache kommen kann.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Entscheidung, ob eine kirchliche Bestattung gewährt oder abgelehnt werden soll, trifft die Pfarrerin oder der Pfarrer
                     in seelsorgerlicher Verantwortung.  2 Sie oder er berät sich, wenn Bedenken bestehen, unter Wahrung der seelsorgerlichen Verschwiegenheit mit Mitgliedern des Kirchenvorstandes
                     und berücksichtigt das im Kirchenkreis übliche Verfahren.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Gegen die Ablehnung der kirchlichen Bestattung von Gemeindegliedern können Angehörige nach Maßgabe des gliedkirchlichen Rechtes
                     bei der Superintendentin oder dem Superintendenten Beschwerde einlegen.  2 Ihre oder seine Entscheidung über die Beschwerde ist endgültig.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Kommt die Superintendentin oder der Superintendent zu der Überzeugung, dass die kirchliche Bestattung vollzogen werden kann,
                     so schafft sie oder er die Möglichkeit dafür.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Wird eine kirchliche Bestattung abgelehnt, soll sich die Pfarrerin oder der Pfarrer bemühen, die Angehörigen seelsorgerlich
                     zu begleiten.
                  

               

               
                     6. Zuständigkeit

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die kirchliche Bestattung ist die Pfarrerin oder der Pfarrer der Kirchengemeinde zuständig, der die oder der Verstorbene
                     angehört hat, sofern nicht eine andere Regelung besteht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Pfarrerin oder Pfarrer, Kirchenvorstand und Gemeinde tragen Verantwortung dafür, dass alle Kirchenmitglieder kirchlich bestattet
                     werden können, die dies gewünscht haben (vorbehaltlich Ziff. 5).
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Soll die kirchliche Bestattung von einer anderen Pfarrerin oder einem anderen Pfarrer gehalten werden, ist ein Abmeldeschein
                     (Dimissoriale) des zuständigen Pfarramtes erforderlich, sofern nichts anderes geregelt ist.  2 Dessen Erteilung darf nur aus Gründen abgelehnt werden, aus denen eine kirchliche Bestattung abgelehnt werden kann (vgl. Ziff.
                     5).
                  

               

               
                     7. Beurkundung und Bescheinigung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Vor der kirchlichen Bestattung muss die Sterbeurkunde vorgelegt und nach gliedkirchlichem Recht die Anmeldung der Bestattung
                     vorgenommen werden.  2 Diese sind Grundlage für die Beurkundung im Kirchenbuch.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die kirchliche Bestattung wird im Kirchenbuch der Kirchengemeinde beurkundet, in der sie stattgefunden hat, sofern dies nicht
                     gliedkirchlich anders geregelt ist.  2 Die Kirchengemeinde, der die oder der Verstorbene angehört hat, ist zu benachrichtigen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Über die Bestattung kann den Angehörigen eine Bescheinigung ausgestellt werden.
                  

               

               
                     8. Begleitung der Sterbenden und Trauernden

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zum kirchlichen Handeln im Zusammenhang mit Sterben und Tod gehören Sterbe- und Trauerbegleitung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zur nachgehenden Seelsorge an den Hinterbliebenen gehören Hausbesuche, Trauergruppen, Einladungen zu Gedenkgottesdiensten
                     sowie zu anderen Gemeindeveranstaltungen.
                  

               

               
                     9. Friedhofsgestaltung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Von Christinnen und Christen wird erwartet, dass sie der Toten gedenken und für die Pflege der Friedhöfe sorgen.  2 Wo die örtliche Kirchengemeinde den Friedhof verwaltet, soll dieser so gestaltet werden, dass kein Widerspruch zur christlichen
                     Hoffnung entsteht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kirchengemeinden, die eigene Friedhöfe verwalten, erlassen eine Friedhofsordnung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Entwicklungen zur Anonymisierung der Grabgestaltung soll wirksam begegnet werden.
                  

               

            

         

      

      
            C. Die institutionellen Rahmenbedingungen

         

         
               1. Kirchenmitgliedschaft:

            

            
                  Regelungen24

               

               
                     1. Kirchenmitgliedschaft

                  

                   1 Innerhalb der Evangelischen Kirche in Deutschland sind Kirchenmitglieder die getauften evangelischen Christinnen und Christen,
                     die ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Bereich einer Gliedkirche der EKD haben, es sei denn, dass sie aus der
                     evangelischen Kirche ausgetreten sind oder einer anderen evangelischen Kirche oder Religionsgemeinschaft angehören.  2 Die Kirchenmitgliedschaft besteht zur Kirchengemeinde und zur Gliedkirche des Wohnsitzes des Kirchenmitgliedes und zugleich
                     auch zur EKD (§ 1 Abs. 2 des Kirchenmitgliedschaftsgesetzes der EKD v. 10.11.1976).  3 Die Zugehörigkeit zu einer Kirchengemeinde kann abweichend geregelt sein.
                  

               

               
                     2. Wohnsitzwechsel

                  

                   1 Bei einem Wohnsitzwechsel in den Bereich einer anderen Gliedkirche der EKD setzt sich die Kirchenmitgliedschaft in der Gliedkirche
                     des neuen Wohnsitzes fort, wenn sich das Kirchenmitglied nicht einer anderen evangelischen Kirche im Bereich dieser Gliedkirche
                     anschließt und dies der zuständigen kirchlichen Stelle innerhalb eines Jahres nachweist (§ 8 Abs. 1 Kirchenmitgliedschaftsgesetz der EKD).  2 Aus dem Ausland zuziehende Evangelische erwerben durch eine Erklärung die Mitgliedschaft.
                  

               

               
                     3. Rechte und Pflichten

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchenmitglieder haben das Recht, am kirchlichen Leben teilzunehmen; sie können den Dienst der Verkündigung, Spendung
                     der Sakramente, Amtshandlung, Seelsorge und Diakonie in Anspruch nehmen; das Patenamt ausüben; an der Urteilsbildung über
                     die rechte Lehre Anteil nehmen; geordnete Dienste und leitende Ämter in der Kirche nach entsprechender Vorbereitung ausüben;
                     an der Leitung der Gemeinde nach Maßgabe kirchlichen Rechts – auch durch die Ausübung des aktiven und passiven Wahlrechts
                     – teilnehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Von jedem Kirchenmitglied wird erwartet, dass es sich an der Erfüllung des kirchlichen Auftrages in Zeugnis und Dienst beteiligt.
                      2 Kirchliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sollen die Ziele der Kirche mittragen und ihr Ansehen fördern.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Kirchenmitglieder sind verpflichtet, den Dienst der Kirche durch Leistung der gesetzlich geordneten kirchlichen Abgaben
                     mitzutragen und staatlichen wie kirchlichen Stellen die in diesem Zusammenhang erforderlichen Angaben zu machen.  2 Sie sollen darüber hinaus die Arbeit der Kirche durch Spenden unterstützen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Gliedkirchliche Rechtsvorschriften, die die Ausübung kirchlicher Rechte von besonderen Voraussetzungen, insbesondere von der
                     Zulassung zum Abendmahl, abhängig machen, bleiben unberührt.
                  

               

               
                     4. Beendigung der Kirchenmitgliedschaft

                  

                  Die Kirchenmitgliedschaft endet mit – nicht nur vorübergehendem – Fortzug aus dem Bereich der EKD, durch Übertritt zu einer
                     anderen Kirche gemäß einer Übertrittsvereinbarung oder durch den Austritt nach staatlichem Recht.
                  

               

               
                     5. Der Kirchenaustritt

                  

                   1 Der Kirchenaustritt hebt die in der Taufe begründete Gotteskindschaft nicht auf.  2 Wenn bekannt wird, dass jemand beabsichtigt, aus der Kirche auszutreten, soll die Pfarrerin oder der Pfarrer mit der oder
                     dem Betreffenden ein seelsorgerliches Gespräch suchen und auf die Konsequenzen dieses Schrittes aufmerksam machen.  3 Es ist darauf zu achten, dass die kirchlichen Angebote die Ausgetretenen weiterhin erreichen und sie zum Wiedereintritt einladen.
                  

                   4 Wer aus der Kirche austritt, verliert die Zulassung zum Abendmahl und alle kirchlichen Rechte, z. B. das kirchliche Wahlrecht.
                      5 Ein bestehendes Patenamt ruht.
                  

               

               
                     6. Wiederaufnahme, Aufnahme und Übertritt

                  

                   1 Wer getauft ist, kann nach gliedkirchlichem Recht in seiner Kirchengemeinde oder in einer dafür eingerichteten Eintrittsstelle
                     aufgenommen werden.  2 Wer einer anderen christlichen Kirche angehört hat, muss zuvor aus dieser austreten, sofern nicht zwischen den beteiligten
                     Kirchen eine Übertrittsmöglichkeit vereinbart ist.  3 Der Wiederaufnahme, Aufnahme bzw. dem Übertritt soll eine Unterweisung im christlichen Glauben vorausgehen; sofern eine solche
                     entbehrlich erscheint, soll zumindest ein seelsorgerliches Gespräch geführt werden.  4 Nach gliedkirchlichem Recht bestehende weitere Voraussetzungen bleiben unberührt.  5 Der Wiederaufnahme, Aufnahme bzw. dem Übertritt soll die Teilnahme am Abendmahl folgen.
                  

               

               
                     7. Gemeindegliederverzeichnis und kirchliches Meldewesen

                  

                   1 Für jede Kirchengemeinde wird ein Gemeindegliederverzeichnis geführt.  2 Es enthält die Daten über die Kirchenmitglieder mit ihren Familienangehörigen.  3 Das Gemeindegliederverzeichnis ist mit Hilfe der von den staatlichen Meldebehörden übermittelten Daten stets aktuell zu halten.
                      4 Die Regelungen des Datenschutzgesetzes der EKD sind anzuwenden.
                  

               

            

         

         
               2. Dienst, Mitarbeit und Leitung in Kirche und Gemeinde:

            

            
                  Regelungen25

               

               
                     1. Dienst der Verkündigung und weitere Dienste

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die öffentliche Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung wird in der Regel von dazu besonders ausgebildeten und öffentlich
                     berufenen (ordinierten) Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wahrgenommen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Mit diesem Dienst können auch andere hierfür ausgebildete Gemeindeglieder beauftragt werden.  2 Die Beauftragung von Lektorinnen und Lektoren oder Prädikantinnen und Prädikanten erfolgt nach gliedkirchlichem Recht für
                     eine begrenzte Zeit und einen bestimmten Ort.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Zu den Aufgaben der Kirche gehören außerdem weitere Dienste in der Verkündigung sowie Dienste am Nächsten und an der Gesellschaft,
                     vor allem im Bereich der Diakonie und anderer Werke und Einrichtungen sowie in der Verwaltung.  2 Für den Dienst der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind die geltenden Regelungen (z. B. Kirchengemeindeordnungen, Mitarbeitergesetze
                     und Dienstvertragsordnungen, Kirchengesetze oder Leitlinien für Ehrenamtliche) maßgeblich.
                  

               

               
                     2. Dienstgemeinschaft

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der gemeinsame Auftrag der Bezeugung und Verkündigung des Evangeliums verpflichtet die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu
                     vertrauensvoller Zusammenarbeit.  2 Sie nehmen ihn in einer gegliederten Verantwortung wahr.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Durch die öffentliche Vorstellung und Einführung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in einem Gottesdienst bekräftigt die
                     Gemeinde die Dienstgemeinschaft aller.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Beschäftigung im kirchlichen Dienst setzt grundsätzlich die Zugehörigkeit zu einer Gliedkirche der EKD voraus.  2 Über Ausnahmen entscheidet das gliedkirchliche Recht.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Mitglieder der Kreis- und Landessynoden sollen insbesondere der Einheit der Kirche dienen und ihren Auftrag verantwortlich
                     gestalten.  2 Gegensätzliche Meinungen und Positionen sollen in Offenheit und gegenseitiger Achtung ausgetragen werden und das Bemühen um
                     Gemeinsamkeit im Vordergrund stehen.
                  

               

               
                     3. Einführung in den Dienst und Verabschiedung26

                  

                   1 Wer mit beruflichem oder ehrenamtlichem Dienst in der Gemeinde beauftragt wird, soll ihr vorgestellt und mit Gebet und Segen
                     im Gottesdienst eingeführt werden.  2 Auch die Verabschiedung aus dem Dienst sollte in gottesdienstlicher Form begangen werden.
                  

               

               
                     4. Zusammenarbeit

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Dem Zusammenwirken von beruflichen und ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der Gemeinde ist besondere Aufmerksamkeit
                     zu schenken.  2 Einmal jährlich soll bei einer Begegnung aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Gelegenheit sein, sich des gemeinsamen Auftrags
                     zu vergewissern und Anerkennung für den geleisteten Dienst auszusprechen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der verschiedenen Dienstbereiche sollen sich über Planungen und Projekte austauschen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Alle beruflich tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter treffen sich regelmäßig zu Dienstbesprechungen, in die auch die ehrenamtlich
                     Tätigen in geeigneter Weise einzubeziehen sind.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Um einer vertrauensvollen und effektiven Zusammenarbeit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter willen ist eine klare Bestimmung
                     und Abgrenzung der Aufgaben unerlässlich.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Allen Mitarbeitenden soll im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten Zugang zu den für ihren Auftrag notwendigen Informationen
                     gewährt werden.
                  

               

               
                     5. Förderung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

                  

                   1 Wer in Kirche und Gemeinde mitarbeitet, sollte seelsorgerlich begleitet und seinen Gaben entsprechend fortgebildet und gefördert
                     werden.  2 Die Kirchen und Gemeinden stellen in ihren Haushalten entsprechende Mittel für die Fortbildung der Mitarbeitenden ein.
                  

               

               
                     6. Ersatz von Kosten

                  

                   1 Notwendige Kosten für die Wahrnehmung des Dienstes in Kirche und Gemeinde werden nach vorheriger Genehmigung erstattet.  2 Wiederkehrende Kosten können pauschaliert und als Aufwandsentschädigungen erstattet werden.  3 Nach gliedkirchlichem Recht können Entschädigungen für Verdienstausfall gezahlt werden.
                  

               

               
                     7. Gemeindeleitung

                  

                   1 Die Leitung der Gemeinde wird grundsätzlich von Pfarramt und Kirchenvorstand gemeinsam wahrgenommen.  2 Näheres regelt das gliedkirchliche Recht.
                  

               

            

         

         
               3. Geld, Vermögen und wirtschaftliches Handeln der Kirche:

            

            
                  Regelungen

               

               
                     1. Treue und Glaubwürdigkeit

                  

                   1 Im Umgang mit ihrem Geld und sonstigen Vermögen sowie in ihrem wirtschaftlichen Handeln muss die Kirche um Treue und Glaubwürdigkeit
                     bemüht sein.
                  

                   2 Was der Kirche anvertraut ist, soll ihrem Auftrag in Zeugnis und Dienst entsprechend verwendet werden.  3 Sie muss im Blick behalten, dass sie als Teil einer weltweiten Ökumene zur Solidarität verpflichtet ist.
                  

               

               
                     2. Rechenschaft und Information

                  

                   1 Über die Verwaltung des Besitzes und das wirtschaftliche Handeln muss in den dafür zuständigen Gremien Rechenschaft abgelegt
                     werden.
                  

                   2 Die Kirche und ihre Untergliederungen machen ihre Haushaltspläne und Jahresrechnungen der Öffentlichkeit zugänglich.  3 Die Bestimmungen zur Haushaltsführung und Vermögensverwaltung sind nach gliedkirchlichem Recht umzusetzen.
                  

               

               
                     3. Zuwendungen

                  

                   1 Beim Umgang mit Spenden, Stiftungen, Vermächtnissen und sonstigen Zuwendungen muss sich die Kirche strikt am Geberwillen orientieren.
                      2 Deshalb ist bei der Entgegennahme von Zuwendungen zu prüfen, ob damit Zwecke verfolgt werden sollen oder daran Bedingungen
                     geknüpft werden, die mit dem Auftrag der Kirche nicht zu vereinbaren sind.  3 Solche Zuwendungen sind zurückzuweisen.
                  

               

               
                     4. Soziale Verantwortung

                  

                   1 Die Kirchen sollen soziale Verantwortung im Umgang mit Geld wahrnehmen und nachhaltige Konzepte des Wirtschaftens fördern
                     und anwenden, die mit Vorstellungen und Zielen der Kirche vereinbar sind, insbesondere nicht zu einer Ausbeutung von Menschen
                     und natürlichen Ressourcen führen und damit die natürlichen Lebensgrundlagen gefährden.  2 Im Bemühen um soziale Gerechtigkeit soll die Kirche mit gutem Beispiel vorangehen.
                  

               

            

         

      

      
            D. Dimensionen kirchlichen Lebens

         

         
               1. Gestaltung der Gemeinschaft:

            

            
                  Regelungen

               

               
                     1. Evangelium und Gemeinde

                  

                   1 Das Evangelium bildet den Bezugspunkt aller Arbeit und Gestaltung von Gemeinde.  2 Durch das Wort Gottes eröffnen sich neue Perspektiven auf die Gaben, Möglichkeiten und Aufgaben einzelner Gemeindeglieder,
                     Gruppen und der Gesamtgemeinde wie auch auf die umgebende Wirklichkeit.
                  

               

               
                     2. Gemeindeerneuerung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Den Zusammenhalt in der Gemeinde zu fördern, ist eine geistliche Aufgabe.  2 Die Gemeinde wird erneuert durch den Heiligen Geist.  3 Dies soll konkret werden in Gebet, Gottesdienst und der Praxis der Nächstenliebe.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Diakonische und Missionarische Projekte sollen Ausdruck einer dienenden und ihrer Sendung bewussten Gemeinde sein.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Gemeinde erneuert sich auch durch ökumenische Gemeinschaft.  2 Deshalb sollen die Gemeinden die ökumenische Nachbarschaft und die ökumenische Partnerschaft pflegen.
                  

               

               
                     3. Gemeindeformen

                  

                   1 Die von Gott verheißene Gemeinschaft der Christinnen und Christen findet unterschiedliche Ausprägungen.  2 Wo sich die ortsbezogene Gemeindeform bewährt, soll sie genutzt und gefördert werden.  3 Daneben ist die Zusammenarbeit von Gemeinden auf regionaler Ebene bzw. in Diensten, Werken und Einrichtungen zu fördern.
                  

               

               
                     4. Gemeindeaufbau

                  

                   1 Die Entwicklung und der Aufbau der Gemeinde setzen die Klärung von konzeptionellen Fragen voraus, insbesondere in Kirchenvorstand
                     und Pfarramt.  2 Dabei sollen nach Möglichkeit die für diese Fragen vorhandenen Dienste in Anspruch genommen werden.  3 Vor allem ist der Austausch zwischen Gemeindegliedern und Gruppen mit unterschiedlichen Frömmigkeitsstilen zu fördern.
                  

               

               
                     5. Zusammenarbeit

                  

                   1 Die Entwicklung der Zusammenarbeit ist eine wichtige Aufgabe: von beruflich und ehrenamtlich Mitarbeitenden, von Frauen und
                     Männern, von Gruppierungen innerhalb der Gemeinde, zwischen den Kirchengemeinden in einer Region und den Gemeinden anderer
                     christlicher Konfessionen.  2 Die Vernetzung und Koordination von Initiativen und Gruppen ist auf allen kirchlichen Ebenen zu fördern.  3 Die wechselseitigen Beziehungen zwischen Gemeinde und allen landeskirchlichen Ebenen sind zu vertiefen.
                  

               

               
                     6. Mitarbeiterförderung

                  

                   1 Die am Gemeindeleben und Aufbau der Gemeinde sowie an Initiativen beteiligten beruflichen und ehrenamtlichen Mitarbeitenden
                     sollen für ihren Dienst motiviert, vorbereitet und begleitet werden.  2 Die Vertretung der Ehrenamtlichen nach innen und nach außen sollte institutionell gewährleistet werden.
                  

               

               
                     7. Leitung

                  

                   1 Auf der Ebene der Gemeinden, des Kirchenkreises und der Landeskirche muss „Leitungskompetenz“ gezielt gefördert und eingesetzt
                     werden.  2 Die Zusammenarbeit in den Gremien und im Mitarbeiterkreis ist regelmäßig auf ihre Qualität zu überprüfen.
                  

               

               
                     8. Gastfreundschaft

                  

                   1 Wo von der Gemeinde Gastfreundschaft erbeten wird, soll sie großzügig gewährt werden.  2 Sie hat ihre Grenzen, wenn Grundsätze vertreten und Ziele verfolgt werden, die Gottes Gebot und seinem Evangelium widersprechen.
                  

               

            

         

         
               2. Seelsorge, Beratung, Beichte:

            

            
                  Regelungen27

               

               
                     1. Auftrag zur Seelsorge

                  

                  Kirche ist zur Seelsorge an allen Menschen beauftragt; sie darf niemandem aufgezwungen werden.

               

               
                     2. Seelsorgerliche Verschwiegenheit28

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die seelsorgerliche Verschwiegenheit muss gewahrt werden.  2 Alle, die seelsorgerliche Dienste übernehmen, müssen sich verpflichten, die seelsorgerliche Verschwiegenheit zu achten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Im staatsanwaltschaftlichen oder gerichtlichen Verfahren ist grundsätzlich jede oder jeder zur Zeugenaussage verpflichtet.
                      2 Ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben in der Regel im staatsanwaltlichen Ermittlungsverfahren oder strafgerichtlichen
                     Verfahren kein Zeugnisverweigerungsrecht.  3 Falls Ehrenamtlichen derartiges anvertraut werden soll, ist es deren Pflicht, darauf hinzuweisen, dass sie kein Zeugnisverweigerungsrecht
                     haben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Im Verfahren vor Zivil-, Verwaltungs-, Sozial- und Arbeitsgerichten sowie in Schiedsverfahren haben Ehrenamtliche kein Zeugnisverweigerungsrecht.
                      2 In Betreuungs- oder Nachlasssachen kann einem in der Sterbebegleitung ehrenamtlich Tätigen oder einer Tätigen ein Aussageverweigerungsrecht
                     zustehen, wenn eine besondere Vertrauensstellung aufgrund der Betreuung gegeben ist.
                  

               

               
                     3. Aus- und Fortbildung

                  

                   1 Die in Gemeinden, Einrichtungen und Diensten beruflich und ehrenamtlich in der Seelsorge Tätigen sollen ausgebildet, begleitet
                     und fortgebildet werden.  2 Diejenigen, bei denen eine besondere Begabung für die Seelsorge vorhanden ist, sind zu fördern.  3 Wer seelsorgerlich tätig ist, hat grundsätzlich Anspruch auf Supervision.
                  

               

               
                     4. Spezielle Seelsorge

                  

                   1 Zur Seelsorge in bestimmten Institutionen (z. B. Krankenhäusern, Justizvollzugsanstalten, Bundeswehr) sollen die Kirchen spezifische
                     Angebote und Dienste unterhalten oder einrichten.  2 Dazu werden Vereinbarungen bzw. Verträge zwischen kirchlichen und öffentlichen Institutionen geschlossen, weil es sich um
                     gemeinsame Angelegenheiten handelt.
                  

               

               
                     5. Evangelische Beichte

                  

                   1 Die evangelische Beichte kann als Einzelbeichte, als allgemeine Beichte im Gottesdienst oder Beichtgottesdienst oder im Rahmen
                     eines Seelsorgegespräches erfolgen.  2 Für die Einzelbeichte und die Beichte im Gottesdienst gilt die agendarische Ordnung.
                  

               

               
                     6. Beichtgeheimnis29

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Im Beicht- und Seelsorgegespräch ist besonders auf die Vertraulichkeit und Verschwiegenheit hinzuweisen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Pfarrerinnen und Pfarrer sind durch ihre Ordination zur unverbrüchlichen Wahrung des Beichtgeheimnisses verpflichtet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Das Beichtgeheimnis wird wie das Seelsorgegeheimnis vom Staat anerkannt.  2 Der Staat gewährt allen ordinierten Geistlichen im staatlichen Prozessrecht das Recht, über das ihnen im seelsorgerlichen
                     Gespräch Anvertraute die Zeugenaussage zu verweigern.
                  

               

               
                     7. Zuständigkeit

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dem Wunsch nach einer Einzelbeichte haben ordinierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kirche uneingeschränkt und vorrangig
                     zu entsprechen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Grundsätzlich kann jede Christin und jeder Christ das Schuldbekenntnis annehmen und Gottes Vergebung zusprechen.  2 Wer die Beichte abnimmt, soll sich jedoch bewusst machen, dass das Beichtgeheimnis zu wahren ist und daraus gegebenenfalls
                     Gewissenskonflikte und tatsächliche wie auch rechtliche Konsequenzen entstehen können.  3 Auch kann sich die oder der Nichtgeistliche, im Gegensatz zu ordinierten Geistlichen, nicht auf ein Zeugnisverweigerungsrecht
                     berufen.
                  

               

            

         

         
               3. Diakonie:

            

            
                  Regelungen

               

               
                     1. Diakonie als Werk der Kirche

                  

                   1 Kirchen und Gemeinden sollen Gottes Liebe zur Welt in Jesus Christus allen Menschen bezeugen, sich als soziale Anwälte der
                     Schwachen verstehen und Diakonie als eine wesentliche Gestalt dieses Zeugnisses entwickeln.  2 Sie haben den Auftrag, sich besonders der Menschen in leiblicher Not, in seelischer Bedrängnis und in sozial ungerechten Verhältnissen
                     anzunehmen und zu versuchen, die Ursachen dieser Nöte zu beheben.  3 Des Weiteren umfasst dieser Auftrag die Erziehung und Betreuung von Kindern und Jugendlichen.  4 Kirchen und Gemeinden sollen diesen Dienst an Einzelnen und an Gruppen, an Nahen und an Fernen, an Christen und Nichtchristen
                     in ökumenischer Weite tun.
                  

               

               
                     2. Verantwortung des Kirchenvorstandes

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 In der Kirchengemeinde geschieht Diakonie in der Verantwortung des Kirchenvorstandes, indem dieser im Rahmen seiner Möglichkeiten
                     dafür sorgt, dass entsprechende Einrichtungen, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Sachmittel vorhanden sind.  2 Das kann auch in Verbindung mit anderen Kirchengemeinden oder auf der Ebene des Kirchenkreises geschehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Selbstständigkeit diakonischer Einrichtungen mit eigener Rechtsform ist zu wahren.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Mit anderen Trägern diakonischer und sozialer Arbeit im Bereich der Kirchengemeinde soll Verbindung gehalten und Zusammenarbeit
                     gesucht werden.
                  

               

               
                     3. Übertragung diakonischer Aufgaben

                  

                   1 Der Kirchenvorstand kann einzelnen seiner Mitglieder besondere diakonische Aufgaben übertragen.  2 Die Beauftragten achten darauf, dass diese in den Beratungen und Entscheidungen des Kirchenvorstandes berücksichtigt werden.
                      3 Sie halten mit den entsprechenden Einrichtungen in der Gemeinde Kontakt.  4 Der Kirchenvorstand tritt dafür ein, dass alle Gemeindemitglieder den diakonischen Auftrag erkennen, und fördert sie dabei.
                  

               

               
                     4. Diakonieausschuss

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Kirchenvorstand kann nach gliedkirchlichem Recht zur Förderung der diakonischen Arbeit einen Diakonieausschuss berufen.
                      2 Dieser soll aus Mitgliedern des Kirchenvorstandes, in der Diakonie tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und sachkundigen
                     Gemeindegliedern gebildet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Er hat die Aufgabe, das diakonische Handeln der Gemeinde auch in Verbindung mit vorhandenen Einrichtungen anzuregen und zu
                     fördern.  2 Er berät den Kirchenvorstand in allen diakonischen Fragen.
                  

               

               
                     5. Zusammenarbeit

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Kirchenkreise und Gliedkirchen stärken die Gemeinden bei der Erfüllung ihres diakonischen Auftrags.  2 Sie fördern die Arbeit der diakonischen Werke und Einrichtungen in ihrem Bereich und unterstützen deren Zusammenarbeit mit
                     den Gemeinden und anderen Verbänden der freien Wohlfahrtspflege.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Zusammenarbeit und der Kontakt zwischen der verfassten Kirche und den selbstständigen diakonischen Einrichtungen, muss
                     von beiden Seiten gefördert und gepflegt werden.
                  

               

               
                     6. Förderung von Ehrenamtlichkeit und Initiativen

                  

                   1 Die Gemeinden sollen für den diakonischen Dienst ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gewinnen und befähigen, indem
                     sie diesen Aus- und Fortbildung ermöglichen.  2 Kirchen und Gemeinden sollen ebenfalls Initiativen unterstützen, die in verschiedenen Lebenszusammenhängen Menschen Hilfe
                     anbieten, z. B. in Besuchsdiensten und Tafeln für Bedürftige.  3 Diakonie und Gemeinden sollen auf diesem Feld zusammenarbeiten, um deutlich zu machen, dass die Basis des diakonischen Dienstes
                     das persönliche Engagement im Alltag und am Lebensort bildet.
                  

               

               
                     7. Entwicklung der Sozialkultur

                  

                  Kirchen und Gemeinden sollen im Gespräch mit anderen Verantwortungsträgern in der Gesellschaft ethische Maßstäbe für das soziale
                     Handeln erörtern und sich gegenüber rein ökonomischen Gesichtspunkten zu Wort melden und sich auf der Grundlage des biblisch-christlichen
                     Menschenbildes für die Würde und den Wert des menschlichen Lebens einsetzen.
                  

               

            

         

         
               4. Mission, Ökumene und Entwicklung:

            

            
                  Regelungen

               

               
                     1. Mission als Auftrag der Kirche

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Kirche und Mission gehören untrennbar zusammen.  2 Darum müssen die Kirchen mit ihrem jeweiligen Missionswerk diese Zusammengehörigkeit in die Tat umsetzen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kirche und Gemeinden, Christinnen und Christen sollen geistlich, personell und materiell Ökumene und Entwicklung fördern:
                     von einzelnen Aktivitäten und Projekten auf Gemeindeebene bis hin zur Unterstützung der weltweiten Zusammenschlüsse.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Zur Mission gehört die Bereitschaft zum Dialog mit Menschen anderen Glaubens und anderer Weltanschauungen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Für das Verhältnis zu den jüdischen Brüdern und Schwestern gilt: Alle Begegnungen von Christen und Juden, die dem gegenseitigen
                     Hören auf das jeweilige Glaubenszeugnis Raum geben und vom Respekt vor dem Anderssein des anderen getragen sind, verdienen
                     Unterstützung und Förderung.  2 Allen Versuchen, die darauf zielen, Juden von ihrem Glauben abzubringen, ist zu widersprechen.  3 Begehrt jedoch eine Jüdin oder ein Jude die Taufe, so ist diesem Wunsch zu entsprechen.
                  

               

               
                     2. Missionarische Aktivitäten der Gemeinden

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Dem Auftrag der Gemeinde, missionarisch zu wirken, soll in vielfältiger Weise entsprochen werden, um Getaufte zu einem lebendigen
                     Christenleben einzuladen sowie Nichtchristen für Christus zu gewinnen.  2 Das erfordert Befähigung und Bereitschaft der Gemeinde, über den eigenen Glauben Rechenschaft abzulegen und sich für Hinzukommende
                     zu öffnen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Erfahrungen aus der Weltmission, vor allem mit den aus der Mission entstandenen und nun selbst missionierenden Partnerkirchen,
                     sollen zum Gemeindeaufbau genutzt werden.  2 Deshalb muss der Austausch ökumenischer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter intensiviert werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Gemeinden sollen Begabungen entdecken und fördern sowie Menschen gewinnen und begleiten, die zum Zeugnis im eigenen Bereich
                     oder zur Übernahme von Aufgaben in der weltweiten Ökumene, Mission und Entwicklungszusammenarbeit bereit sind.
                  

               

               
                     3. Ökumenische Zusammenarbeit vor Ort

                  

                  Das Zusammenwirken der Christinnen und Christen verschiedener Konfessionen, verschiedener Sprache und Herkunft am Ort, in
                     der Region und im gesamtkirchlichen Rahmen sollte auf verbindliche Absprachen und Vereinbarungen hinzielen.
                  

               

               
                     4. Partnerschaftliche Zusammenarbeit

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Zum Teilen der geistlichen und materiellen Güter sollen die Kirchengemeinden die Möglichkeit zu Direktpartnerschaften nutzen.
                      2 Dabei sollen regionale Kooperation angestrebt und die Erfahrungen der jeweiligen Partner sowie die Hilfen der Missions- und
                     Diasporawerke genutzt werden.  3 Das Zusammenwirken mit gesamtkirchlichen Aktivitäten ist erforderlich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Es sind Möglichkeiten zum Erfahrungsaustausch und zur Koordination der von Missionswerken gepflegten Verbindungen in den Süden,
                     der Diasporaarbeit und der neuen Arbeitsform der ökumenischen Diakonie im europäischen und weltweiten Rahmen zu schaffen.
                  

               

               
                     5. Kooperation und Vernetzung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Für die vielfältigen Aktivitäten von Aktionsgruppen, Vereinen und Förderkreisen auf den verschiedenen Ebenen von Gemeinde,
                     Region und Gesamtkirche sollen geeignete Instrumente zur Kooperation und Koordination geschaffen werden, um die geistlichen,
                     personellen und materiellen Ressourcen sinnvoll und effektiv einzusetzen und den Austausch über gemeinsame Ziele bei unterschiedlichen
                     Ausgangspunkten zu fördern.  2 Das betrifft insbesondere diejenigen, die in verschiedenen Bereichen der Entwicklungsarbeit im Sinne der ökumenischen Diakonie
                     tätig sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Auf der Ebene der Gemeinden, der Region und der Kirchen sind Voraussetzungen zu schaffen, um Impulse, Anregungen und Programme
                     der überregionalen Zusammenschlüsse (z. B. ÖRK, LWB, KEK, ACK) sowie VELKD und DNK des LWB in die jeweilige örtliche Situation
                     umzusetzen und die Zusammenarbeit mit diesen Gremien und Organisationen zu suchen.
                  

               

               
                     6. Missionarische Kirche in globaler Verantwortung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Zur Wahrnehmung der globalen Verantwortung sind Bildungsangebote zu Fragen der Entwicklung und Ökumene durch Gemeinden und
                     andere im Bildungsbereich Tätige erforderlich.  2 Zum missionarischen Wirken der Kirche auf allen Ebenen gehören ebenso Aktivitäten in den Gemeinden wie die Fortbildung von
                     ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Missionarische Kirche soll die Anwaltschaft in Fragen der wirtschaftlichen Gerechtigkeit und der Menschenrechte übernehmen,
                     um angesichts globaler Herausforderungen die gemeinsame Verantwortung und Solidarität zu stärken.
                  

               

            

         

         
               5. Gesellschaftliche Verantwortung:

            

            
                  Regelungen

               

               
                     1. Öffentliche Verantwortung

                  

                   1 Die Kirche soll sich mit ihrer Botschaft von der befreienden Gnade Gottes öffentlich für „Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung
                     der Schöpfung“ einsetzen.  2 Wo Grundrechte des Menschen verletzt werden und die Grundlagen für menschenwürdiges Dasein gefährdet sind, soll sie um Gottes
                     und der Menschen willen Einspruch erheben.
                  

               

               
                     2. Kirche und Staat

                  

                   1 Die Kirche bejaht die wechselseitige Unabhängigkeit von Kirche und Staat.  2 Gleichwohl gibt es Bereiche gemeinsamer Aufgaben.  3 Gemäß dem Prinzip der Subsidiarität soll sie zur Kooperation mit staatlichen Stellen bereit sein.
                  

               

               
                     3. Demokratie

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 In der parlamentarischen Demokratie sieht die Kirche eine gute Möglichkeit für ihre Mitglieder, sich an der politischen Willensbildung
                     zu beteiligen.  2 Sie soll diese daher ermutigen, ihr aktives und passives Wahlrecht auf allen Ebenen, von den Kommunen bis zur Europäischen
                     Union, auszuüben und nach Maßgabe ihrer Fähigkeiten öffentliche Ämter zu übernehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kirche unterstützt das gesellschaftliche Engagement ihrer Mitglieder, fördert die öffentliche Willensbildung, stärkt die
                     Bürgerbeteiligung und trägt bei zum Gespräch zwischen den unterschiedlichen politischen Überzeugungen.
                  

               

               
                     4. Formen kirchlichen Wirkens in der Öffentlichkeit

                  

                   1 Die Kirche soll das Handeln der Politikerinnen und Politiker in der Fürbitte vor Gott und mit kritischer Anteilnahme begleiten.
                      2 Sie soll öffentliche Probleme, die Menschen bewegen, in ihrer Verkündigung ansprechen und sich darum bemühen, dass die Gesellschaft
                     nicht in Einzelinteressen zerfällt.  3 Durch Mitwirkung, z. B. im Bereich der Erwachsenenbildung sowie in Schulen und anderen Ausbildungsstätten soll sie Menschen
                     dazu befähigen, selbstverantwortlich am öffentlichen Leben teilzunehmen.  4 Zu besonders brennenden gesellschaftlichen Fragen soll sie in Medien öffentlich Stellung nehmen.
                  

               

               
                     5. Politische Betätigung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Pfarrerinnen und Pfarrer sind auch bei politischer Betätigung ihrem Auftrag verpflichtet; sie schulden ihren Dienst allen
                     Gemeindegliedern ohne Ansehen ihrer politischen Einstellung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kandidiert eine Pfarrerin oder ein Pfarrer bei der Wahl zu einer politischen Körperschaft oder hat sie bzw. er eine Wahl angenommen,
                     wird auf der Grundlage des Pfarrergesetzes nach gliedkirchlichem Recht über die Rechtsfolgen entschieden.
                  

               

               
                     6. Autorität und Kritik

                  

                   1 Die Kirche bemüht sich auf allen Ebenen ihres öffentlichen Wirkens um Treue zu ihrer Sendung in der Nachfolge Jesu Christi
                     und um die notwendige Sachkompetenz hinsichtlich der sozialen und politischen Fragen, zu denen sie sich äußert.  2 Da sie aber einerseits nicht in eigener Autorität, sondern im Namen ihres Herren spricht und da sie andererseits in ihrer
                     politischen Urteilsfähigkeit an der menschlichen Fehlbarkeit teilhat, soll sie sich auch der öffentlichen Kritik an ihren
                     Verlautbarungen und an ihrem Handeln stellen.
                  

               

            

         

         
               6. Öffentlichkeitsarbeit und Publizistik der Kirche

            

            
                  Regelungen30

               

               
                     1. Kirchlicher Auftrag und öffentliche Präsenz

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die öffentliche Darstellung der Kirche geschieht wesentlich durch die Erfüllung ihres Auftrages, in Wort und Tat Gott zu dienen,
                     den Glauben zu wecken, Liebe zu üben und sich für Frieden, Gerechtigkeit und Bewahrung der natürlichen Lebensgrundlagen einzusetzen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kirchliche Öffentlichkeitsarbeit muss als Aufgabe der Kirchen- und Gemeindeleitung wahrgenommen und gefördert werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Kirche ist verpflichtet, von der Ebene der Gemeinden bis zu ihrer Leitungsebene sorgfältig, rechtzeitig und umfassend
                     zu informieren.  2 Dies gilt sowohl intern als auch für den Umgang mit den Medien.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Kirche soll sich journalistischer und künstlerischer Mittel bedienen und die gestalterischen Möglichkeiten der audiovisuellen
                     Medien nutzen.  2 Dabei kann sie auch werbepsychologische Methoden anwenden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Aus dem Zusammenhang von äußerem Erscheinungsbild und Mitgliederbewusstsein bzw. Teilnahmeverhalten müssen Konsequenzen gezogen
                     werden: Die Kirche soll sich einladend, lebensnah, glaubwürdig, verbindlich und offen präsentieren.
                  

               

               
                     2. Informationspflicht

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirche, ihre Gemeinden und Institutionen müssen dafür sorgen, dass Informationen über Gottesdienste, Veranstaltungen und
                     Dienste allen Mitgliedern zugänglich gemacht werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Dazu sollen Beauftragte oder Arbeitsgruppen für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit berufen und fortgebildet werden, die mit
                     den Medien zusammenarbeiten und Gemeinden und Einrichtungen in Fragen der Öffentlichkeitsarbeit beraten können.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Gemeinden sollen Gemeindebriefe in gedruckter oder elektronischer Form herausgeben, um zu informieren und zur Teilnahme
                     und Mitwirkung am Gemeindeleben einzuladen.
                  

               

               
                     3. Rahmenbedingungen

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In kirchlicher Öffentlichkeits- und Medienarbeit müssen die Würde des Gottesdienstes und der Verkündigung, das Seelsorgegeheimnis
                     und die Bestimmungen des Datenschutzes beachtet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die kirchliche Öffentlichkeits- und Medienarbeit soll dafür eintreten, dass die Würde des Menschen in der Berichterstattung
                     unangetastet bleibt.
                  

               

               
                     4. Publizistik

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die evangelische Publizistik soll unabhängig über das kirchliche Leben und die christliche Lebenswirklichkeit berichten und
                     gesellschaftliche Vorgänge kritisch begleiten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie soll Benachteiligten Gehör verschaffen, auf menschliche Nöte hinweisen und auf Abhilfe dringen.
                  

               

               
                     5. Rundfunk und Fernsehen

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Recht bzw. die Möglichkeit, im öffentlich-rechtlichen Rundfunk Verkündigungssendungen zu gestalten, muss von der Kirche
                     aktiv in hörer- und zuschauergerechter Form wahrgenommen werden.  2 Der Begrenzung dieser Möglichkeit ist entgegenzutreten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Durch die Mitwirkung in Rundfunkbeiräten sollen Vertreterinnen und Vertreter der Kirche deren Auftrag wahrnehmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Gegenüber den privat-rechtlichen Rundfunksendern soll die Kirche Rahmenbedingungen entwickeln bzw. sichern, damit für Verkündigungssendungen
                     Sendezeit bereitgestellt wird.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Kirche soll die Ergebnisse der Medienforschung für ihre Sendungen nutzen.
                  

               

               
                     6. Kirchliche Beauftragte

                  

                  Kirchliche Beauftragte sollen zu den Redaktionen von Presse, Funk und Fernsehen intensive Kontakte pflegen und sie aus erster
                     Hand über kirchliche Themen informieren.
                  

               

               
                     7. Internet und Multimedia

                  

                   1 Für das Internet und den Multimediabereich sollen qualifizierte Angebote entwickelt, gefördert und koordiniert werden.  2 Entsprechende Beratungs- und Fortbildungsangebote sind bereitzustellen und zu nutzen.
                  

               

               
                     8. Qualifizierung von Mitarbeitenden

                  

                   1 Der Öffentlichkeitsaspekt kirchlichen Handelns und gemeindlichen Lebens muss vor allem den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
                     vermittelt werden.  2 Dazu müssen Fortbildungen und Materialhilfen angeboten werden.
                  

                   3 Kirchenleitungen müssen dafür sorgen, dass in allen Tätigkeitsbereichen der Öffentlichkeitsarbeit qualifizierte Mitarbeiterinnen
                     und Mitarbeiter zur Verfügung stehen.
                  

               

            

         

      

      

      1
            An dieser Stelle wird nur der Regelungsteil mit den Anmerkungen für die Evangelisch-Lutherische Kirche in Thüringen wiedergegeben.
               Der vollständige Text mit den Abschnitten „Wahrnehmung der Situation“ und „Biblische Grundlagen und theologische Orientierung“
               ist in Buchform beim Gütersloher Verlagshaus veröffentlicht (ISBN 3-579-05514-3).
            

         

      

      2
            Vgl. Augsburger Bekenntnis Artikel 7 (Evangelisches Gesangsbuch Nr. 808); Evangelisches Gottesdienstbuch – Agende für die
               EKU und die VELKD – 1999. §§ 31 und 32 PfG der VELKD (Rechtssammlung Nr. B 600)
            

         

      

      3
            In diesem Zusammenhang ist vor allem auch an die Friedensgebete zu denken.

         

      

      4
            Vgl. Art. 1 Abs. 1 Verfassung der ELKTh (Rechtssammlung der ELKTh Nr. 100).

         

      

      5
            Das Nähere ist in den Dienstanweisungen der Kirchenmusiker und Kirchenmusikerinnen zu regeln.

         

      

      6
            Vgl. Agende Bd. III der VELKD, Teil 1 – Die Taufe –, neu bearb. Ausgabe 1999; Evangelisches Gottesdienstbuch, S. 149 ff.

         

      

      7
            Vgl. Agende Bd. III der VELKD, Teil 1 – Die Taufe –, S. 201 ff.

         

      

      8
            Die Pfarrämter sind gebeten, bei Paten, die nicht Glieder der Kirchgemeinde sind, die Vorlage eines Patenscheins zu veranlassen.

         

      

      9
            Die Nachbestellung von Paten ist im Bereich der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen nicht üblich.

         

      

      10
            Vgl. Augsburger Bekenntnis Artikel 7; 14 (Evangelisches Gesangbuch Nr. 808); Handreichung der Bischofskonferenz der VELKD
               „Das Heilige Abendmahl“, 1990; Evangelisches Gottesdienstbuch, S. 229 ff.
            

         

      

      11
            Vgl. Handreichung der VELKD „Das Heilige Abendmahl in der Seelsorge an Alkoholgefährdete“, 1979 (Texte aus der VELKD Nr. 8).

         

      

      12
            Handreichung der Generalsynode der VELKD „Teilnahme von Kindern am Heiligen Abendmahl“, 1977.

         

      

      13
            Zur Teilnahme von getauften Kindern am Abendmahl vgl. Sammelrundschreiben des Landeskirchenamtes vom 5. Juli 1984 Nr. 4/84.

         

      

      14
            Vgl. Agende Bd. III der VELKD – Konfirmation –, 2001.

         

      

      15
            Vgl. Rahmenrichtlinien für die Konfirmandenzeit und Konfirmation vom 28. Mai 2002 (ABl. S. 181).

         

      

      16
            Vgl. Agende Bd. III der VELKD, Teil 2, – Die Trauung –, 2. aktualisierte Aufl. 1999; „Die Ehe als Leitbild“, gutachterliche
               Stellungnahme der VELKD, 1997 (Texte aus der VELKD Nr. 75).
            

         

      

      17
            Gehört nur ein Ehepartner der evangelischen Kirche an, handelt es sich um einen Gottesdienst zur Eheschließung.

         

      

      18
            Vgl. „Gemeinsame Feier der kirchlichen Trauung“, hrsg. von der Deutschen Bischofskonferenz und dem Rat der EKD, 1995.

         

      

      19
            Vgl. Agende Bd. III der VELKD, Teil 2 – Die Trauung-, S. 105 ff.

         

      

      20
            Vgl. Agende Bd. III der VELKD, Teil 2 – Die Trauung –, S. 89 ff.
Dieses Verfahren findet bei Gottesdiensten zur Eheschließung entsprechende Anwendung.
            

         

      

      21
            Zum Umgang mit Menschen in gleichgeschlechtlichen Partnerschaften vgl. auch den Abschlussbericht „Liebe zwischen Menschen
               gleichen Geschlechts“ der synodalen Arbeitsgruppe „Homosexuelle in der Kirche“, welchen die Landessynode der Evangelisch-Lutherischen
               Kirche in Thüringen am 18. November 1995 entgegengenommen hat.
            

         

      

      22
            Vgl. Agende Bd. III der VELKD, Teil 5 – Bestattung –, 1996.

         

      

      23
            Hinsichtlich der kirchlichen Bestattung von Verstorbenen, die keiner christlichen Kirche angehörten, sind die Superintendenturen
               nach § 1 Abs. 2 der Verordnung zur „Handreichung zur kirchlichen Bestattung in besonderen Fällen“ vom 20. Februar 1989 (ABl. S. 74) aufgefordert, für eine möglichst einheitliche Verfahrensweise innerhalb der Superintendenturen zu sorgen.
            

         

      

      24
            Vgl. Kirchengesetz über die Kirchenmitgliedschaft, das kirchliche Meldewesen und den Schutz der Daten der Kirchenmitglieder
               vom 10. Januar 1976 (ABl. der EKD 1976, S. 289).
            

         

      

      25
            Vgl. Evangelisches Gottesdienstbuch 1999.

         

      

      26
            Vgl. Liturgische Handreichung „Gottesdienste zum ehrenamtlichen Dienst in der Kirche“, hrsg. von der Kirchenleitung der VELKD
               2001.
            

         

      

      27
            Vgl. Agende Bd. III der VELKD, Teil 3 – Die Beichte –, 2. aktualisierte Auflg., 1996; „Wie mein Leben wieder hell werden kann“
               – Einladung zur Beichte –, VELKD 2002.
            

         

      

      28
            § 53 Abs. 1 Nr. 1 StPO (Strafprozessordnung), § 383 Abs. 1 Ziff. 4 ZPO (Zivilprozessordnung).

         

      

      29
            Vgl. §§ 41, 42 PfG der VELKD (Rechtssammlung der ELKTh Nr. 400).

         

      

      30
            Vgl. zum Datenschutz: Kirchengesetz über den Datenschutz der Evangelischen Kirche in Deutschland (DSG) – EKD vom 12. November 1993, geändert durch Kirchengesetz vom 7. November 2002 (ABl. 2003 S. 58 = Rechtssammlung der ELKTh Nr. 730).

         

      

   
      

      
         Erklärung der wechselseitigen Anerkennung der Taufe1

      

      
         Vom 29. April 2007

      

      
         (ABl. EKD 2013 S. 30)

      

      Die christliche Taufe

         Jesus Christus ist unser Heil. Durch ihn hat Gott die Gottesferne des Sünders überwunden (Römer 5,10), um uns zu Söhnen und
            Töchtern Gottes zu machen. Als Teilhabe am Geheimnis von Christi Tod und Auferstehung bedeutet die Taufe Neugeburt in Jesus
            Christus. Wer dieses Sakrament empfängt und im Glauben Gottes Liebe bejaht, wird mit Christus und zugleich mit seinem Volk
            aller Zeiten und Orte vereint. Als ein Zeichen der Einheit aller Christen verbindet die Taufe mit Jesus Christus, dem Fundament
            dieser Einheit. Trotz Unterschieden im Verständnis von Kirche besteht zwischen uns ein Grundeinverständnis über die Taufe.
         

         Deshalb erkennen wir jede nach dem Auftrag Jesu im Namen des Vaters und des Sohnes und des Heiligen Geistes mit der Zeichenhandlung
            des Untertauchens im Wasser bzw. des Übergießens mit Wasser vollzogene Taufe an und freuen uns über jeden Menschen, der getauft
            wird. Diese wechselseitige Anerkennung der Taufe ist Ausdruck des in Jesus Christus gründenden Bandes der Einheit (Epheser
            4,4-6). Die so vollzogene Taufe ist einmalig und unwiederholbar.
         

         Wir bekennen mit dem Dokument von Lima: Unsere eine Taufe in Christus ist "ein Ruf an die Kirchen, ihre Trennungen zu überwinden
            und ihre Gemeinschaft sichtbar zu manifestieren" (Konvergenzerklärungen der Kommission für Glaube und Kirchenverfassung des
            Ökumenischen Rates der Kirchen, Taufe, Nr. 6).
         

      

      
                     Folgende Kirchen haben diesem gemeinsamen Text zugestimmt:

                  

                  
                     
                        	
                           Äthiopisch-Orthodoxe Kirche

                        

                        	
                           Arbeitsgmeinschaft Anglikanisch-Episkopaler Gemeinden in Deutschland

                        

                        	
                           Armenisch-Apostolische Orthodoxe Kirche in Deutschland

                        

                        	
                           Evangelisch-altreformierte Kirche in Niedersachsen

                        

                        	
                           Evangelische Brüder-Unität – Herrnhuter Brüdergemeine

                        

                        	
                           Evangelische Kirche in Deutschland

                        

                        	
                           Evangelisch-methodistische Kirche

                        

                        	
                           Katholisches Bistum der Alt-Katholiken in Deutschland

                        

                        	
                           Kommission der Orthodoxen Kirche in Deutschland

                        

                        	
                           Römisch-Katholische Kirche

                        

                        	
                           Selbständige Evangelisch-Lutherische Kirche

                        

                     

                  

               

            

         

      

      

      1
            Gemäß Artikel 23 der Lebensordnung der Union evangelischer Kirchen und Regelung Nr. 2 Abs. 2 in Teil A.2. „Taufe“ der Leitlinien
               kirchlichen Lebens der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands (VELKD) werden von der EKM darüber hinaus
               alle Taufen anerkannt, „die nach dem Auftrag Jesu Christi mit Wasser im Namen Gottes, des Vaters, des Sohnes und des Heiligen
               Geistes vollzogen worden sind.“
            

         

      

   
      

      
         Ordnung für die liturgische Kleidung in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland

      

      
         Vom 12. Oktober 2009 

      

      
         (ABl. S. 309)
         

      

      Das Kollegium des Landeskirchenamtes hat aufgrund von Artikel 63 Absatz 2 Nummer 1 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland vom 5. Juli 2008 (ABl. S. 183) die folgende Ordnung beschlossen.
      

      
                     § 1
Dienstkleidung für Pfarrerinnen und Pfarrer bei Gottesdiensten und Amtshandlungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Dienstkleidung der mit dem öffentlichen Verkündigungsdienst beauftragten Pfarrerinnen und Pfarrer bei Gottesdiensten und
                     Amtshandlungen ist in der Regel der schwarze Talar mit weißem Beffchen beziehungsweise bei Pfarrerinnen, wo es üblich ist,
                     mit weißem Kragen.  2 Bei Amtshandlungen im Freien kann dazu ein schwarzes Barett getragen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Jede Pfarrerin und jeder Pfarrer ist verpflichtet, einen schwarzen Talar als regelmäßige Dienstkleidung zu erwerben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Andere Formen der liturgischen Kleidung gemäß § 2 bedürfen zu ihrer Einführung in einer Kirchengemeinde eines förmlichen Beschlusses des Gemeindekirchenrates und der Genehmigung
                     des Kreiskirchenrates.  2 In den Kirchengemeinden eines Pfarrbereichs soll dabei eine einheitliche Regelung über die liturgische Kleidung angestrebt
                     werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Beschlüsse zur liturgischen Kleidung nach § 2 dieser Ordnung werden für Inhaberinnen und Inhaber von Kreispfarrstellen vom Kreiskirchenrat gefasst.  2 Für Inhaberinnen und Inhaber von landeskirchlichen Stellen sowie von Stellen in Einrichtungen und Werken beschließt der Kreiskirchenrat,
                     in dessen Bereich die Stelleninhaberin oder der Stelleninhaber hauptsächlich tätig wird. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Sofern ein genehmigter Beschluss nach Absatz 3 in der Kirchengemeinde nicht vorliegt, ist die Pfarrerin oder der Pfarrer verpflichtet,
                     den schwarzen Talar zu tragen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Keine Pfarrerin und kein Pfarrer kann verpflichtet werden, andere liturgische Kleidung als den schwarzen Talar zu tragen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Eine Unterscheidung von liturgischer Kleidung für die Nutzung in Wortgottesdiensten und in Sakramentsgottesdiensten ist unzulässig.
                  

               

               
                     § 2
Zulässige andere Formen der liturgischen Kleidung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Folgende andere Formen der liturgischen Kleidung für Pfarrerinnen und Pfarrer können zugelassen werden:
                  

                  
                     
                        	
                           eine weiße oder helle Mantelalbe (heller Talar) zusammen mit einer Stola in den Farben des Kirchenjahres,

                        

                        	
                           ein Chorhemd über dem schwarzen Talar zusammen mit einer Stola in den Farben des Kirchenjahres,

                        

                        	
                           eine Stola in den Farben des Kirchenjahres über dem schwarzen Talar.

                        

                     

                  

                   2 Beim Tragen einer Stola soll auf das Beffchen verzichtet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Andersfarbige oder bunt gestaltete Stolen können gegebenenfalls bei Familiengottesdiensten und Gemeindefesten getragen werden;
                     im regelmäßigen sonntäglichen Gottesdienst sind sie unzulässig. 
                  

               

               
                     § 3
Zusammenwirken mehrerer Pfarrerinnen und Pfarrer
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Wirken mehrere Pfarrerinnen und Pfarrer in einem Gottesdienst mit, sollen alle die liturgische Kleidung tragen, die in dieser
                     betreffenden Kirchengemeinde üblich ist.  2 Ist das nicht möglich, so tragen alle den schwarzen Talar. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im ökumenischen Gottesdienst tragen Pfarrerinnen und Pfarrer der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland den schwarzen Talar
                     mit weißem Kragen beziehungsweise weißem Beffchen.
                  

               

               
                     § 4
Kostentragung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Beschließt ein Gemeindekirchenrat die Einführung oder Zulassung anderer liturgischer Kleidung neben dem schwarzen Talar, so
                     ist zwischen dem Gemeindekirchenrat und den Pfarrerinnen und Pfarrern zu klären, wer die Kosten hierfür trägt. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Eine Verpflichtung der Pfarrerinnen und Pfarrer, die Kosten zu tragen, besteht grundsätzlich nicht.
                  

               

               
                     § 5
Liturgische Kleidung für andere Mitwirkende im Gottesdienst
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Gemeindekirchenrat kann beschließen, dass auch andere im Gottesdienst Mitwirkende (zum Beispiel Lektoren, Chor- und Kurrendemitglieder)
                     liturgische Kleidung (Chormantel, Chorhemd, Talar) tragen können.  2 Diese Kleidung muss so gestaltet sein, dass sie nicht mit der liturgischen Kleidung der Pfarrerinnen und Pfarrer verwechselt
                     werden kann. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Beschlüsse nach Absatz 1 bedürfen der Zustimmung durch den Kreiskirchenrat.  2 Dieser hat im Zweifelsfall das Landeskirchenamt zu konsultieren.
                  

               

               
                     § 6
Entsprechende Anwendung für andere Ordinierte
                     

                  

                  Die Bestimmungen dieser Ordnung für Pfarrerinnen und Pfarrer im Hauptamt gelten entsprechend für ordinierte Gemeindepädagoginnen
                     und Gemeindepädagogen, Pfarrerinnen und Pfarrer im Neben- und Ehrenamt sowie für Prädikantinnen und Prädikanten mit Dienstauftrag.
                  

               

               
                     § 7
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Ordnung tritt am 1. Januar 2010 in Kraft. 

               

            

         

      

      

            

         

      

      

   
      

      
         „Türen öffnen - Brücken bauen“
Rahmenordnung für die Arbeit mit Konfirmandinnen und Konfirmanden in der Evangelischen Kirche
in Mitteldeutschland
(Rahmenordnung Konfirmandenarbeit – ROKA)
         

      

      
         Vom 15. Januar 2010 

      

      
         (ABl. S. 62)
         

      

      Der Landeskirchenrat der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 61 Absatz 1 Nummer 3 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland vom 5. Juli 2008 (Kirchenverfassung EKM -
         KVerfEKM, ABl. S. 183) die folgende Rahmenordnung für die Arbeit mit Konfirmandinnen und Konfirmanden in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
         beschlossen:
      

      
                     

                  

                  

                  
                     
                        	1.

                        	
                           Grundlage, Ziel und Auftrag der Arbeit mit Konfirmandinnen und Konfirmanden 

                        

                        	1.1

                        	
                           Konfirmandenarbeit bedeutet, Möglichkeiten für das Wachsen im eigenen christlichen Glauben und zur Beheimatung in der Gemeinschaft
                              der Kirche zu eröffnen.
                           

                        

                        	1.2

                        	
                            1 Eine Kirche, die Kinder tauft, hat die Verantwortung, Kindern und Jugendlichen einen Zugang zu den Inhalten und zur Praxis
                              des Glaubens zu erschließen und sie zu einem eigenständigen christlichen Leben zu ermutigen.  2 Für nicht Getaufte ist die Konfirmandenzeit eine Einladung zur Taufe (vergleiche 7.6.1 - 7.6.2; 7.8.3).
                           

                        

                        	1.3

                        	
                            1 Konfirmandenarbeit steht in Kontinuität mit dem Anliegen des konfirmierenden Handelns im Sinne einer gemeindepädagogisch qualifizierten
                              Bildungsarbeit für alle Altersstufen.1   2 Sie orientiert sich an einem evangelischen Bildungsverständnis, das den Menschen als Adressaten wie als Akteur versteht.2  
                           

                        

                        	1.4

                        	
                           Dieser Ansatz knüpft an biblisches Fragen an:
                              
                                 	
                                     1 „ER … gebot unsern Vätern, es ihre Kinder zu lehren.  2 Damit es die Nachkommen lernten, die Kinder, die noch geboren würden.  3 Die sollten aufstehen und es auch ihren Kindern verkündigen, dass sie setzten auf Gott ihre Hoffnung“ (Psalm 78,5 f. 4 ).
                                    

                                 

                                 	
                                     1 „Wenn dich heute oder morgen dein Kind fragen wird: Was bedeutet das?  2 So sollst du ihm antworten“ (2. Mose 13,14).
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	1.5

                        	
                            1 Die christliche Gemeinde nimmt diesen Auftrag wahr, indem sie Jugendliche einlädt, gemeinsam zu fragen und zu entdecken, was
                              das Evangelium von Jesus Christus für sie bedeutet: „Prüft alles und das Gute behaltet!“ (1. Thessalonicher 5,21).  2 An Auftrag und Zusage Jesu Christi ist die Konfirmandenarbeit jeweils neu auszurichten (Matthäus 28,18-20).3  
                           

                        

                        	1.6

                        	
                           Getragen von der Freundlichkeit Gottes, der Liebe Christi und der Kreativität des Heiligen Geistes und herausgefordert von
                              heutiger Lebenswirklichkeit ermöglicht die Kirchengemeinde Jugendlichen, durch die Begegnung mit dem Evangelium zu erfahren
                              und zu erkennen, was es heißt, unter dem Zu-, An- und Freispruch Jesu Christi zu leben.
                           

                        

                        	2.

                        	
                           Pädagogische Grundlegung

                        

                        	2.1

                        	
                            1 Konfirmandenarbeit nimmt Jugendliche in ihrer Lebenssituation ernst, begleitet sie und bietet Raum für verlässliche Gemeinschaft.
                               2 Sie weiß sich dem Perspektivenwechsel verpflichtet und schätzt daher, dass die Jugendlichen eigene Glaubenserfahrungen und
                              Fragen sowie eigene Formen von Spiritualität einzubringen haben. 
                           

                        

                        	2.2

                        	
                            1 Mitarbeitende bemühen sich deshalb zu lernen, die Welt und Gott aus der Perspektive der Jugendlichen wahrzunehmen.  2 Sie fördern und fordern die Entwicklung des Glaubens und der Spiritualität der Jugendlichen, indem sie ihre eigenen Glaubenserfahrungen
                              und Grundaussagen des christlichen Glaubens in den Prozess einbringen. 
                           

                        

                        	2.3

                        	
                            1 Umgekehrt wechseln auch die Konfirmandinnen und Konfirmanden die Perspektive.  2 In Auseinandersetzung mit Gesprächspartnerinnen und Gesprächspartnern lernen sie das gemeindliche Leben kennen und nehmen
                              gestaltend an ihm teil.  3 Konfirmandenarbeit hilft Jugendlichen, gewachsene gemeindliche und kirchliche Traditionen zu verstehen und die Bedeutung der
                              christlichen Botschaft für ihr Leben zu entdecken.
                           

                        

                        	2.4

                        	
                            1 Die Kenntnis von und die Auseinandersetzung mit der Bibel, dem Glaubensbekenntnis, den   Sakramenten, der Geschichte und Gestalt
                              der Kirche spielt dabei eine ebenso wichtige Rolle wie die Gruppe und das Erleben liturgischer Vollzüge.  2 Konfirmandenarbeit verbindet dies mit den Lebensthemen Jugendlicher und eröffnet ihnen Beteiligungsmöglichkeiten.  3 Sie trägt dazu bei, Haltungen zu entwickeln, um verantwortlich vor Gott in der einen Welt zu leben.
                           

                        

                        	3.

                        	
                           Gesamtkonzeption

                        

                        	3.1

                        	
                            1 Konfirmandenarbeit versteht sich als eine Phase im konfirmierenden Handeln der Kirche.  2 Sie ist Teil der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen. 
                           

                        

                        	3.2

                        	
                            1 Die Konfirmandenarbeit der Kirchengemeinde ist eingebunden in die Region, den Kirchenkreis und die Landeskirche.  2 Sie steht nicht für sich, sondern ist angewiesen auf eine gemeindepädagogische Gesamtkonzeption, die die Arbeit mit Kindern,
                              Jugendlichen und Erwachsenen miteinander vernetzt.  3 Diese berücksichtigt die Unterschiede in städtischen und ländlichen Gebieten in Bezug auf Gruppengröße, Mitarbeitende und
                              Infrastruktur. 
                           

                        

                        	3.3

                        	
                            1 Besondere Aufmerksamkeit gilt Jugendlichen mit Behinderungen.  2 Konfirmandenarbeit beteiligt sie soweit möglich in Gemeinschaft mit anderen Konfirmandinnen und Konfirmanden.  3 Die Kirchengemeinde beziehungsweise der Kirchenkreis schaffen dazu die räumlichen und personellen Voraussetzungen. 
                           

                        

                        	4.

                        	
                           Erziehungsberechtigte, Patinnen und Paten

                        

                        	4.1

                        	
                            1 Bei der Begleitung der Jugendlichen sind die Erziehungsberechtigen und die für die Konfirmandenarbeit Verantwortlichen aufeinander
                              angewiesen.  2 Konfirmandenarbeit sucht die Unterstützung der Erziehungsberechtigten und der Patinnen und Paten.  3 Diese sollen Verständnis für die Konfirmandenarbeit gewinnen, ihre Verantwortung erkennen und zur Beteiligung eingeladen werden.
                              
                           

                        

                        	4.2

                        	
                           Darüber hinaus eröffnet die Arbeit mit den Erziehungsberechtigten Gelegenheiten, auch über deren Glaubens- und Lebensfragen
                              ins Gespräch zu kommen und sie in ihren Erziehungsbemühungen zu unterstützen. 
                           

                        

                        	5.

                        	
                           Mitarbeitende und deren Fortbildung

                        

                        	5.1

                        	
                            1 Konfirmandenarbeit soll von einem Team von Hauptamtlichen (Pfarrerinnen und Pfarrer, Gemeindepädagoginnen und Gemeindepädagogen,
                              Diakoninnen und Diakone, Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker, Religionslehrerinnen und Religionslehrer et cetera) sowie
                              jugendlichen und/oder erwachsenen Ehrenamtlichen gestaltet werden.  2 Ist das vor Ort nicht möglich, so sollen regionale Kooperationen entwickelt werden. 
                           

                        

                        	5.2

                        	
                            1 Qualifizierte Fortbildung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ist unverzichtbar für die Konfirmandenarbeit.  2 Die EKM hält daher insbesondere im PTI sowohl Bildungsveranstaltungen als auch Beratungsangebote für dieses Arbeitsfeld vor.
                               3 Mitarbeitenden werden die Kosten erstattet (vergleiche 6.2.4 - 6.2.6).
                           

                        

                        	6.

                        	
                           Gesamtverantwortung für die Konfirmandenarbeit

                        

                        	6.1

                        	
                           Die Arbeit mit Konfirmandinnen und Konfirmanden ist Teil des Lebens von Kirche. 

                        

                        	6.2

                        	
                            1 Die Gesamtverantwortung für die Konfirmandenarbeit trägt auf Ebene der Kirchengemeinde der Gemeindekirchenrat.  2 Er tut dies in Zusammenarbeit mit den Mitarbeitenden im Verkündigungsdienst, auf Kirchenkreisebene der Kreiskirchenrat in
                              Zusammenarbeit mit den für die Konfirmandenarbeit Zuständigen.
                           

                        

                        	6.2.1

                        	
                           Er gewährleistet, dass in seinem Zuständigkeitsbereich Konfirmandenarbeit stattfindet, die dieser Rahmenordnung entspricht.

                        

                        	6.2.2

                        	
                           Er informiert sich jährlich über das Arbeitsfeld im Rahmen des Berichts über die Kinder- und Jugendarbeit.

                        

                        	6.2.3

                        	
                           Er stellt für die Konfirmandenarbeit Räume bereit, die eine gute Atmosphäre fördern, kreatives und flexibles Arbeiten und
                              Einüben eigener Spiritualität ermöglichen.
                           

                        

                        	6.2.4

                        	
                           Er verankert für Sach- und Maßnahmekosten ausreichende Mittel im Haushaltsplan.

                        

                        	6.2.5

                        	
                           Er sorgt dafür, dass geeignete Mitarbeitende mit der Konfirmandenarbeit betraut werden.

                        

                        	6.2.6

                        	
                           Er gewährleistet und fördert deren Teilnahme an Fortbildungen (vergleiche 5.2).

                        

                        	6.2.7

                        	
                           Er unterstützt die Gewinnung und Ausbildung von Ehrenamtlichen für die Konfirmandenarbeit (vergleiche 5.1).

                        

                        	6.2.8

                        	
                           Er entscheidet nach Beratung mit dem Team der Mitarbeitenden (vergleiche 5.1) über das jeweilige Organisationsmodell für die
                              Konfirmandenarbeit (vergleiche 7.2.1 - 7.2.3).
                           

                        

                        	6.2.9

                        	
                            1 Bei Kleinstgruppen veranlasst er die Zusammenarbeit mit anderen Kirchengemeinden (vergleiche 7.3.1).  2 Dies ist ein typisches Arbeitsfeld im Sinne von Artikel 32 Absatz 1 Kirchenverfassung EKM.
                           

                        

                        	6.2.10

                        	
                           Er entscheidet und informiert langfristig über den Konfirmationstermin (vergleiche. 7.4.3).

                        

                        	6.2.11

                        	
                           Er beschließt über eine etwaige Zurückstellung von der Konfirmandenarbeit beziehungsweise Konfirmation (vergleiche 10).

                        

                        	6.3

                        	
                            1 Jeder Kirchenkreis benennt eine Beauftragte oder einen Beauftragten für die Konfirmandenarbeit, die oder der als Multiplikatorin/Multiplikator
                              innerhalb des Kirchenkreises und als Ansprechpartnerin/Ansprechpartner für das PTI zur Verfügung steht.  2 Sie oder er berät die Kirchengemeinden in konzeptionellen Fragen und koordiniert gemeindeübergreifende Zusammenarbeit.
                           

                        

                        	7.

                        	
                           Rahmenbedingungen

                        

                        	7.1

                        	
                           Einladung und Anmeldung 

                        

                        	7.1.1

                        	
                            1 Konfirmandenarbeit ist aufsuchende Gemeindearbeit.  2 Daher lädt die Kirchengemeinde öffentlich alle getauften und nicht getauften Jugendlichen der entsprechenden Altersstufe ein.
                              
                           

                        

                        	7.1.2

                        	
                           Eltern getaufter Jugendlicher, die ihre Kinder nicht zur Konfirmandenarbeit anmelden, sollen durch Besuche an ihr Versprechen
                              zur christlichen Erziehung erinnert werden. 
                           

                        

                        	7.1.3

                        	
                            1 Konfirmandinnen und Konfirmanden werden in der Regel in der Kirchengemeinde angemeldet, in der sie wohnen.  2 Andernfalls ist dies der zuständigen Kirchengemeinde vor Beginn der Konfirmandenzeit mitzuteilen.4   3 Bei regional ausgerichteter Konfirmandenarbeit (vergleiche 7.3.1; 3.2) sind entsprechende Vereinbarungen unter den Beteiligten
                              zu treffen. 
                           

                        

                        	7.1.4

                        	
                           Bei der Anmeldung informiert die Kirchengemeinde die Erziehungsberechtigten über Organisationsform (vergleiche 7.2.1 - 7.2.3),
                              Ziele, Termine sowie die anfallenden Kosten und Möglichkeiten zur finanziellen Unterstützung.
                           

                        

                        	7.1.5

                        	
                           Zu Beginn der Konfirmandenzeit können die Jugendlichen und die Erziehungsberechtigten mit den für die Konfirmandenarbeit Verantwortlichen
                              wechselseitig verbindliche Vereinbarungen treffen.5  
                           

                        

                        	7.2

                        	
                           Organisationsform

                        

                        	7.2.1

                        	
                           Die Konfirmandenarbeit in der EKM kann organisiert werden als:
                              
                                 	
                                    Einzelstunde

                                 

                                 	
                                    Doppelstunde

                                 

                                 	
                                    Blockveranstaltung

                                 

                                 	
                                    Konfirmandentag

                                 

                                 	
                                    Konficamp

                                 

                                 	
                                    Mischmodell aus den genannten Formen (vergleiche 6.2.8 und 7.4.)

                                 

                                 	
                                    geteilte Konfirmandenarbeit (KU 3/8).6  
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	7.2.2

                        	
                           Zur Konfirmandenarbeit gehört wenigstens eine mehrtägige thematische Freizeit.

                        

                        	7.2.3

                        	
                           Exkursionen, Praktika, Projekte und Großveranstaltungen sollten Bestandteil der Konfirmandenzeit sein. 

                        

                        	7.2.4

                        	
                           Die Konfirmandenarbeit kann in Kooperation mit evangelischen Jugendverbänden gestaltet werden.

                        

                        	7.3

                        	
                           Gruppengröße

                        

                        	7.3.1

                        	
                            1 Bei weniger als sechs Jugendlichen wird die Konfirmandenarbeit in Kooperation mit anderen Kirchengemeinden organisiert (vergleiche
                              3. und 6.2.9).  2 Es besteht auch die Möglichkeit, zwei Jahrgänge zusammenzulegen.
                           

                        

                        	7.3.2

                        	
                           Das Verhältnis von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu Jugendlichen soll den Schlüssel von 1 zu 15 nicht überschreiten.

                        

                        	7.4

                        	
                           Dauer und Umfang der Konfirmandenzeit, Zeitpunkt der Konfirmation

                        

                        	7.4.1

                        	
                            1 Konfirmandenarbeit findet in der Regel über einen Zeitraum von 20 Monaten statt.  2 Die Wahl des Organisationsmodells hat dabei Einfluss auf den konkreten zeitlichen Rahmen.  3 Als Orientierung dient ein zeitlicher Gesamtumfang von mindestens 60 Zeitstunden bis zur Konfirmation in einem Mindestzeitraum
                              von neun Monaten. 
                           

                        

                        	7.4.2

                        	
                           Die Konfirmation findet in der Regel ab der Altersstufe der 8. Klasse statt. 

                        

                        	7.4.3

                        	
                           Der Konfirmationstermin sollte möglichst in der Zeit zwischen Ostern und Pfingsten liegen (vergleiche 6.2.10). 

                        

                        	7.5

                        	
                           Gottesdienste

                        

                        	7.5.1

                        	
                            1 Zum Leben als Christin oder Christ gehört der Besuch des Gottesdienstes.  2 Auch Konfirmandinnen und Konfirmanden sind dazu mit ihren Eltern eingeladen.  3 Dies ist bei der Gestaltung des Gottesdienstes zu berücksichtigen.
                           

                        

                        	7.5.2

                        	
                            1 Im Verlauf der Konfirmandenzeit werden verschiedene Gottesdienste zusammen mit den Jugendlichen vorbereitet und gestaltet.
                               2 Dazu gehören unter anderem der Einführungsgottesdienst zu Beginn der Konfirmandenzeit und der Vorstellungsgottesdienst an
                              deren Ende (vergleiche 7.7.1; 7.7.3). 
                           

                        

                        	7.6

                        	
                           Taufe und Abendmahl

                        

                        	7.6.1

                        	
                           Konfirmandenarbeit knüpft an die Taufe an oder lädt zur Taufe ein (vergleiche 1.2; 7.8.3). 

                        

                        	7.6.2

                        	
                           Für nicht getaufte Jugendliche kann die Taufe nach Vorbereitung im Verlauf der Konfirmandenzeit oder auch im Konfirmationsgottesdienst
                              selbst ihren Platz haben.
                           

                        

                        	7.6.3

                        	
                            1 In der Konfirmandenzeit kann nach entsprechender Einführung mit den Konfirmandinnen und Konfirmanden das Abendmahl gefeiert
                              werden (vergleiche 8.1).  2 Teilnahme am Abendmahl setzt Taufe voraus. 
                           

                        

                        	7.7

                        	
                           Abschluss der Konfirmandenzeit

                        

                        	7.7.1

                        	
                            1 Gegen Ende der Konfirmandenzeit findet der Vorstellungsgottesdienst statt (vergleiche 7.5.2).  2 In diesem stellen die Konfirmandinnen und Konfirmanden Einsichten aus der Beschäftigung mit dem christlichen Glauben sowie
                              Fragen und Erfahrungen, die sie in der Konfirmandenzeit mit Gemeinde gemacht haben, vor.
                           

                        

                        	7.7.2

                        	
                           Zusätzlich kann ein nichtöffentliches Gespräch zwischen den Jugendlichen und Vertreterinnen und Vertretern der Kirchengemeinde
                              stattfinden, bei dem das Schwergewicht auf gegenseitigen Erwartungen der Jugendlichen an die Kirche und der Kirche an die
                              Jugendlichen liegen soll. 
                           

                        

                        	7.7.3

                        	
                            1 Ebenso kann vor der Konfirmation auch ein Beichtgottesdienst gefeiert werden, bei dem die Jugendlichen Belastendes aus der
                              gemeinsamen Vergangenheit Gott anvertrauen (vergleiche 7.5.2).  2 Damit die Beichte als Feier der Versöhnung mit Gott und unter den Menschen erlebt werden kann, sollten die Jugendlichen sie
                              in diesem Fall bereits im Verlauf der Konfirmandenzeit kennen gelernt haben.
                           

                        

                        	7.8

                        	
                           Konfirmation

                        

                        	7.8.1

                        	
                           Der Konfirmationsgottesdienst wird als ein festlicher Gottesdienst der Kirchengemeinde für die Jugendlichen, ihre Familien
                              sowie Patinnen und Paten gestaltet. 
                           

                        

                        	7.8.2

                        	
                           Für seine Gestaltung bietet die Konfirmationsagende den gültigen Rahmen.

                        

                        	7.8.3

                        	
                            1 In der Konfirmation bekennen sich die Konfirmandinnen und Konfirmanden zu ihrer Taufe und einem Leben als Christin/Christ
                              (vergleiche 1.2; 12.3).  2 Unter Handauflegung und Fürbitte empfangen sie den Segen Gottes.  3 Für ihren Lebensweg wird ihnen ein Bibelwort zugesprochen. 
                           

                        

                        	7.8.4

                        	
                           Die konfirmierten Jugendlichen werden ermutigt, weiterhin in der christlichen Gemeinde zu leben, sie nach ihren Erwartungen
                              mitzugestalten und sich in Kirche und Gesellschaft mit ihren Gaben und Kompetenzen zu engagieren und ihre Rechte und Pflichten
                              auszuüben.
                           

                        

                        	8.

                        	
                           Rechte aus der Konfirmation

                        

                        	8.1

                        	
                           Mit der Konfirmation wird den Jugendlichen die Einladung zu eigenverantwortlicher Teilnahme am Abendmahl öffentlich ausgesprochen.7  
                           

                        

                        	8.2

                        	
                           Die Konfirmation berechtigt zur Übernahme des Patenamtes und ist eine Voraussetzung für das kirchliche Wahlrecht und die Übernahme kirchlicher Ämter. 

                        

                        	9.

                        	
                           Beurkundung

                        

                        	9.1

                        	
                           Über die Konfirmation wird den Konfirmierten eine Urkunde mit dem Konfirmationsspruch ausgestellt. 

                        

                        	9.2

                        	
                           Die Konfirmation wird nach der Kirchenbuchordnung beurkundet.

                        

                        	9.3

                        	
                            1 Jugendliche, die an der Konfirmandenarbeit teilgenommen haben, sich jedoch nicht oder zu einem späteren Zeitpunkt konfirmieren
                              beziehungsweise taufen lassen wollen, erhalten über ihre Teilnahme eine Bescheinigung.  2 Diese kann auf Wunsch im Rahmen des Konfirmationsgottesdienstes überreicht werden.
                           

                        

                        	10.

                        	
                           Zurückstellung (vgl. 6.2.11)

                        

                        	10.1

                        	
                            1 Eine Zurückstellung von der Konfirmandenzeit beziehungsweise von der Konfirmation ist möglich, wenn ein Konfirmandin oder
                              ein Konfirmand zu erkennen gibt, dass sie beziehungsweise er nicht konfirmiert werden will.  2 In diesem Fall wird der oder dem Betreffenden die Möglichkeit der Konfirmation zu einem späteren Zeitpunkt in Aussicht gestellt.
                              
                           

                        

                        	10.2

                        	
                           Zeigt eine Konfirmandin oder ein Konfirmand eine Haltung oder ein Verhalten, die bzw. das zu einer Zurückstellung führen kann,
                              so ist nach den Regelungen der jeweiligen Lebensordnung zu verfahren.8  
                           

                        

                        	10.3

                        	
                           Die Teilnahme an einem anderen Schwellenritus im Jugendalter, der nicht ausdrücklich dem christlichen Glauben widerspricht,
                              ist in der Regel kein hinreichender Grund für eine Zurückstellung.9  
                           

                        

                        	11.

                        	
                           Konfirmation älterer Jugendlicher und Erwachsener

                        

                        	11.1

                        	
                            1 Ältere Jugendliche und Erwachsene, die als Kind getauft wurden, aber nicht konfirmiert sind, können nach entsprechender Vorbereitung
                              konfirmiert werden.  2 Angemessene Möglichkeiten für die Vorbereitung sind zu schaffen.
                           

                        

                        	11.2

                        	
                           Werden Erwachsene getauft, so entfällt die Konfirmation.

                        

                        	12.

                        	
                           Konfirmationsjubiläen

                        

                        	12.1

                        	
                           Konfirmationsjubiläen sind für Viele Grund zu großer Dankbarkeit und Freude und damit Gelegenheiten, mit Menschen in Kontakt
                              zu treten, die kaum noch Berührung mit der Kirche haben oder aus der Kirche ausgetreten sind.
                           

                        

                        	12.2

                        	
                           Ferner eröffnen sie Möglichkeiten zu Zuspruch und seelsorglicher Begleitung an familiären und beruflichen Übergängen.

                        

                        	12.3

                        	
                            1 Gottesdienste zu einem Konfirmationsjubiläum halten die Tauferinnerung wach.  2 Sie sind Anlass zu Erinnerung an Gottes Geleit und seine Zusage von Bewahrung im Leben und im Sterben. 
                           

                        

                        	13.

                        	
                           Inkrafttreten

                        

                        	13.1

                        	
                            1 Diese Rahmenordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2010 in Kraft.  2 Gleichzeitig treten außer Kraft:
                              
                                 	
                                    die Rahmenrichtlinien der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen für die Konfirmandenzeit und Konfirmation vom 28. Mai 2002 (ABl. ELKTh S. 181),
                                    

                                 

                                 	
                                    die Richtlinie für konfirmierendes Handeln der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen vom 28. März 1982 (ABl. EKKPS S. 49) sowie
                                       die Auslegung der Richtlinie durch Synodenbeschluss vom 3. November 1991 (ABl. EKKPS 1996 S. 7).
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	13.2

                        	
                           Vom Inkrafttreten dieser Ordnung an sind alle Bestimmungen nicht mehr anzuwenden, die dieser Ordnung entgegenstehen und nicht
                              ausdrücklich außer Kraft gesetzt oder aufgehoben worden sind.
                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      

      1
            Vgl. Richtlinien der EKKPS zum konfirmierenden Handeln (1982) und Synodenbeschluss der Landessynode der EKKPS von 1991 und
               zuletzt Synodalbeschluss der ELKTh Herbsynode 1994. 
            

         

      

      2
            Vgl. Kirche bildet. Bildungskonzeption der EKM (2006).

         

      

      3
            „Eine Organisation, die Bildungsprozesse anbietet, braucht eine substanzielle Vorstellung dessen, was sie als gelungenen Lernprozess
               ansieht“ (Arbeitspapier der ALPIKA Konfirmandenarbeit vom 14.04.2008). In diesem Sinne will die Rahmenordnung für die EKM
               einen breiten Verständigungsprozess zur Beschreibung von Standards und Kompetenzen in der Konfirmandenarbeit anregen. 
            

         

      

      4
             1 Wurde die/der Jugendliche als Kind in einer anderen Ortsgemeinde getauft, so ist eine Bescheinigung über die Taufe vorzulegen.
            

         

      

      5
            Vgl. Handreichung „Kontrakt“.

         

      

      6
            Zu den Vor- und Nachteilen der einzelnen Modelle: vgl. Handreichung.

         

      

      7
            Die geltenden Regelungen zum Abendmahl mit Kindern bleiben davon unberührt. Vgl. auch Nummer 7.6.3.

         

      

      8
            Für das ehemalige Gebiet der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen (EKKPS) - Lebensordnung der EKU Artikel 53.3 und 53.4: „(3) Hat die Pfarrerin oder der Pfarrer Bedenken, die Konfirmation zu vollziehen, ist eine Entscheidung des Gemeindekirchenrates
               (Presbyteriums) herbeizuführen. Lehnt dieser (dieses) die Konfirmation ab, können die Erziehungsberechtigten oder im Fall
               der Religionsmündigkeit die Konfirmandin oder der Konfirmand Beschwerde beim Kreiskirchenrat (Kreissynodalvorstand) einlegen.
               Dessen Entscheidung über die Beschwerde ist endgültig.
            

            (4) Ist die Pfarrerin oder der Pfarrer entgegen der Entscheidung des Kreiskirchenrates (Kreissynodalvorstandes) überzeugt,
               die Konfirmation nicht verantworten zu können, ist sie einer anderen Pfarrerin oder einem anderen Pfarrer zu übertragen.“
            

            Für das ehemalige Gebiet der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen (ELKTh) - Leitlinien kirchlichen Lebens der VELKD
               10.3. und 10.4.:
            

            „(3) Hat die Pfarrerin oder der Pfarrer im Einzelfall Bedenken, die Konfirmation zu vollziehen, so hat ein Gespräch mit der
               Konfirmandin oder dem Konfirmanden und ggf. mit den Eltern bzw. Sorgeberechtigten stattzufinden. Kommt die Pfarrerin oder
               der Pfarrer zu der Überzeugung, dass die Konfirmation zurückgestellt oder abgelehnt werden muss, so berät sie oder er sich
               mit dem Kirchenvorstand und entscheidet über die Zulassung zur Konfirmation. Gegen diese Entscheidung können die Eltern bzw.
               Sorgeberechtigten oder im Fall der Religionsmündigkeit die oder der Betroffene selbst Beschwerde bei der Superintendentin
               oder dem Superintendenten einlegen. Deren Entscheidung über die Beschwerde ist endgültig.
            

             (4)  Kommt die Superintendentin oder der Superintendent zu der Überzeugung, dass die Konfirmation vollzogen werden kann,
               so schafft sie oder er die Möglichkeiten dafür.“
            

         

      

      9
            Vgl. die These 9 des Rates der EKD (Hrsg.): Jugendliche begleiten und gewinnen: „9. Das Verhältnis von Konfirmation und Jugendweihe/Jugendfeier
               ist neu zu bestimmen und regional unterschiedlich zu bewerten.
            

            Die zugefügten Verletzungen dürfen den Blick nicht verstellen. Die Kirche muss die positiven Erfahrungen und Erwartungen der
               Kinder und Jugendlichen ebenso wie ihre Enttäuschungen und Absagen mit ganzem Ernst zur Kenntnis nehmen. Jugendliche, die
               jetzt mit dem Konfirmandenunterricht beginnen, haben die DDR nicht mehr prägend erlebt, auch wenn deren Wirkungen natürlich
               bis in die Gegenwart fortreichen. Deswegen dürfen diese Jugendlichen nicht auf die weltanschaulichen Auseinandersetzungen
               der früheren Jahre festgelegt werden.
            

            In der Frage der Vereinbarkeit der Teilnahme an Jugendweihe und Konfirmation gibt es heute verschiedene Beurteilungsansätze.
               Einerseits wird gefordert, an der prinzipiellen Unvereinbarkeit nachdrücklich festzuhalten. Den in der DDR unter dem Druck
               der Verhältnisse im einzelnen zugestandenen Abweichungen von der Regel ist die Grundlage entzogen. Niemand wird mehr genötigt,
               an einer Jugendweihe/Jugendfeier teilzunehmen. Allerdings kann, wenn in einer Schulklasse nahezu alle Mitschüler daran teilnehmen,
               der Gruppendruck immer noch erheblich sein (vgl. 5.). Andererseits wird darauf hingewiesen, dass sich die Jugendweihe gewandelt
               hat (vgl. 1.), und selbst die Jugendfeier (manchmal zum Leidwesen der Veranstalter) vielfach nur noch den fest definierten
               Erwartungen der Familien an „ihr Fest“ entspricht (vgl. 2.). Diese Erwartungen sind nicht zu diskreditieren, sie spielen auch
               im Zusammenhang der Konfirmation eine Rolle (vgl. 3). Tut man also der Jugendweihe zuviel Ehre an und entwertet das eigene
               Bekenntnis, wenn man weiterhin die Unvereinbarkeit mit der Konfirmation betont? Ist die Jugendweihe zu einem harmlosen gesellschaftlichen
               Ereignis geworden, das mehr oder weniger gelungen das Erwachsenwerden generationenübergreifend thematisiert? Ist die Jugendweihe
               nur noch ein ostdeutsches Brauchtum, das nicht heidnischer ist als die Aufnahmeprozeduren mancher Schützenvereine oder Handwerkergilden
               in Westdeutschland?
            

            Im Abwägen der genannten Gesichtspunkte bleibt festzuhalten: Das Produkt „Jugendweihe (Jugendfeier)“ ist nur scheinbar uniform.
               Es unterscheidet sich regional nach den jeweiligen Veranstaltern. Noch immer:
            

            - glorifizieren und mystifizieren Jugendweihen/Jugendfeiern den Menschen und seine Möglichkeiten,

            - werden Jugendweihen und besonders die Jugendfeiern atheistisch und antichristlich ausgerichtet (vgl. 1.), versuchen an bestimmten
               Orten alte SED-Kader mit ihrer Hilfe Politik gegen die Kirche zu machen und christliche Familien zu diffamieren,
            

            - gibt es pädagogisch rückwärts gewandte Lehrer, die ohne eine klare Trennung zu ihrem Amt in ihrer Freizeit Jugendweihen/Jugendfeiern
               für die eigenen Schülerinnen und Schüler organisieren und für restaurative Zwecke benutzen (vgl. 5.).
            

            So sind im Blick auf die Teilnahme an Konfirmation und Jugendweihe/Jugendfeier keine einfachen Lösungen möglich. Die Kirche
               hat nach wie vor Veranlassung, den getauften Jugendlichen abzuraten, an einer Jugendweihe/Jugendfeier teilzunehmen, denn die
               Konfirmation überbietet und korrigiert die menschlichen Hoffnungen und Erwartungen, die sich mit der Jugendweihe/Jugendfeier
               verbinden (vgl. 3.). Taufe und Abendmahl sind unaustauschbare Gaben, mit denen Gott Heil zueignet (vgl. EKD-Orientierungshilfe
               „Glauben entdecken“, Kap. 2.). Hierin findet die Konfirmation ihren unvergleichlichen Sinn, der aber nicht menschlich verfügbar
               und ohne weiteres zu vermitteln ist. Die Teilnahme an einer Jugendweihe/Jugendfeier darf insofern nicht grundsätzlich als
               Absage an den christlichen Glauben gewertet werden. Entscheidend bleibt letztlich der liebende und verstehende Blick auf den
               einzelnen Menschen, den einzelnen Jugendlichen.“
            

            Vgl. auch die Leitlinien kirchlichen Lebens der VELKD 15.1. bis 15.5:
            

            „(1) Wo neben der Konfirmation die Jugendweihe angeboten wird, sind Eltern und Jugendliche bei der Anmeldung zur Konfirmation
               darauf hinzuweisen, dass Konfirmation und Jugendweihe in einem inhaltlichen Widerspruch zueinander stehen.
            

            (2) Gibt eine Konfirmandin oder ein Konfirmand zu erkennen, dass sie oder er an der Jugendweihe teilnehmen will, wirkt die
               Pfarrerin oder der Pfarrer darauf hin, dass eine alleinige Entscheidung für die Konfirmation stattfindet.
            

            (3) Hat sich eine Konfirmandin oder ein Konfirmand neben der Konfirmation auch für die Teilnahme an der Jugendweihe entschieden,
               müssen Bedenken gegen den Vollzug der Konfirmation geltend gemacht werden.
            

            (4) Nimmt eine Konfirmandin oder ein Konfirmand an einem Schuljahrgangsfest oder einer Jugendfeier teil, bestehen Bedenken
               gegen den Vollzug der Konfirmation nur dann, wenn ein Widerspruch zum christlichen Bekenntnis gegeben ist.
            

            (5) Bei Bedenken gegen den Vollzug der Konfirmation gelten die Bestimmungen von Abschnitt 10 Absätze 3 und 4. (siehe Fn. 8)
               Der Entscheidung muss in jedem Einzelfall eine Prüfung unter seelsorgerlichen Gesichtspunkten unter Berücksichtigung der persönlichen
               Gründe vorangehen.“
            

         

      

   
      

      
         Handreichung zur kirchlichen Bestattung in
besonderen Fällen
         

      

      
         Vom 20. Februar 1989

      

      
         (ABl. ELKTh S. 74)

      

      Der Landeskirchenrat der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen hat aufgrund von § 82 Abs. 2 Ziff. 3 der Verfassung
         der Evang.-Luth. Kirche in Thüringen folgende
      

      Verordnung

      beschlossen:

      
                     § 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die von der Generalsynode der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche in der Deutschen Demokratischen Republik beschlossene
                     »Handreichung zur kirchlichen Bestattung in besonderen Fällen«, bestehend aus theologischen Erläuterungen und einem liturgischen
                     Formular, wird mit dem sich aus der Anlage 1 ergebenden Wortlaut nach Maßgabe dieser Verordnung zur Anwendung in den Kirchgemeinden der Evang.-Luth. Kirche in Thüringen
                     freigegeben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Superintendenturen und deren Mittlere Ebene werden aufgefordert, für eine möglichst einheitliche Verfahrensweise innerhalb
                     der Superintendenturen zu sorgen und in dieser Sache auch Fühlung mit den Nachbarsuperintendenturen zu nehmen.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Entscheidung über die Anwendung der Handreichung obliegt dem Gemeindekirchenrat.  2 Die seelsorgerliche Verantwortung des Pfarrers für die Entscheidung im Einzelfall wird davon nicht berührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In den Beschluss über die Anwendung der Handreichung ist aufzunehmen, ob beim Handeln am Grab die Bestattungsformel verwendet
                     werden oder entfallen soll.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Vollzogene kirchliche Bestattungen in besonderen Fällen sind in das Bestattungsbuch ohne fortlaufende Nummer einzutragen und
                     in der Bemerkungsspalte besonders zu kennzeichnen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Vorschriften über den Vollzug von Amtshandlungen durch örtlich nicht zuständige Pfarrer und über das Erfordernis einer
                     Abmeldebescheinigung (Dimissoriale) sind sinngemäß bei Bestattungen in besonderen Fällen anzuwenden.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  Diese Verordnung tritt am 1. März 1989 in Kraft.

               

            

         

      

      
            Anlage 1

         

         
               Handreichung zur kirchlichen Bestattung in besonderen Fällen

            

            
                  I.

               

                1 Die Kirche hat den Auftrag, allen Menschen das Wort Gottes zu verkündigen.  2 Um diesen Auftrag zu erfüllen, hat sie auch die Bestattung ihrer verstorbenen Glieder und die seelsorgerliche Begleitung der
                  Hinterbliebenen zu ihrer Sache gemacht.
               

                3 Die kirchliche Bestattung, die in ihrer Geschichte unterschiedliche Akzente gehabt hat, ist bis in die Gegenwart hinein als
                  Gottesdienst anlässlich des Todes eines Gliedes der christlichen Gemeinde verstanden worden.  2 Das Besondere einer christlichen Bestattung liegt darin, dass sie sowohl die Gemeinde der Lebenden als auch den Verstorbenen
                  im Blick hat.  3 Bei der Bestattung erweist die Gemeinde dem Verstorbenen einen Dienst der Liebe und der Menschlichkeit.  4 Die Trauernden tröstet sie mit der Botschaft, dass Gottes Macht größer ist als der Tod.  5 Den Verstorbenen befiehlt sie der Gnade Gottes.  6 Die Gemeinde trauert mit den Betroffenen.
               

                7 In zunehmendem Maße leben Christen in einer Ehe, Familie, Verwandtschaft, Freundschaft mit Menschen zusammen, die nicht oder
                  nicht mehr Glieder der Kirche sind, oder deren kirchlichen Rechte ruhen.  8 Das wird beim Tod eines Menschen aus diesem Kreis schmerzlich bewusst.  9 Während einerseits Christen nicht mehr kirchlich bestattet werden, weil die Angehörigen dies ablehnen, bitten andererseits
                  Christen nachdrücklich darum, ihren Verstorbenen, der diesen Anspruch nicht hat, kirchlich zu bestatten.  10 Diese Bitte entspringt häufig dem Wunsch der trauernden Gemeindeglieder nach kirchlicher Begleitung, weil sich angesichts
                  des Todes die Frage nach dem Sinn und Ziel menschlichen Lebens verstärkt aufdrängt und menschliche Würdigung allein keine
                  Hilfe verspricht.
               

                11 Die Kirche nimmt solche Fragen nach Antworten aus der christlichen Botschaft sowie die Trauer und Anfechtung ihrer Gemeindeglieder
                  ernst.
               

                12 Sie bietet den Trauernden, wenn über den gegebenen Anlass hinaus eine Beziehung der Hinterbliebenen zur christlichen Botschaft
                  erkennbar ist und sie im Besitz der kirchlichen Rechte sind, eine »Kirchliche Bestattung in besonderen Fällen« an.  13 Die Glaubwürdigkeit der Verkündigung darf dabei jedoch nicht beeinträchtigt werden.
               

                14 Eine kirchliche Bestattung kann nicht stattfinden, wenn Verhalten und Äußerungen des Verstorbenen darauf hindeuteten, dass
                  dieser in entschiedenem Widerspruch zur Kirche stand.  15 In diesem Fall kann für die Angehörigen eine Andacht angeboten werden.  16 Der seelsorgerlichen Begleitung der Trauernden kommt dann besondere Bedeutung zu.
               

            

            
                  II.

               

                1 Wird aus seelsorgerlicher Verantwortung heraus eine kirchliche Bestattung gehalten, so kommt dem vorbereitenden Gespräch des
                  Pfarrers/der Pastorin mit den Angehörigen eine besondere Bedeutung zu.  2 Das Verhältnis der Trauernden und des Verstorbenen zum christlichen Glauben wird dabei zur Sprache gebracht.  3 Der Pfarrer/die Pastorin spricht mit den Hinterbliebenen über den Verlauf der »Kirchlichen Bestattung in besonderen Fällen«.
                   4 Sie sollen erfahren, dass sich durch die besondere Situation Unterschiede zur Bestattung eines Gemeindegliedes ergeben.
               

                5 Aus Respekt vor dem Verstorbenen und um der Glaubwürdigkeit der Verkündigung willen wird nicht verschwiegen, dass der Verstorbene
                  nicht der Kirche angehörte bzw. seine kirchlichen Rechte ruhten.
               

            

            
                  III.

               

                1 Die »Kirchliche Bestattung in besonderen Fällen«, ergänzt die zur Zeit gültige Ordnung des kirchlichen Lebens (VELKD: VIII,
                  7.2., EKU: Art. 70 und 72).
               

                2 Die »Kirchliche Bestattung in besonderen Fällen« kann nur in Gemeinden gehalten werden, die über die Gründe der Einführung
                  den Verlauf und die Besonderheiten einer solchen Bestattung unterrichtet sind und deren Gemeindekirchenrat/Kirchgemeinderat/Kirchenvorstand
                  Bestattungen dieser Art grundsätzlich gebilligt hat.  3 Dabei ist anzustreben, dass innerhalb einer Region einheitlich gehandelt wird.
               

                4 Die Entscheidung für oder gegen eine solche Bestattung trifft der Pfarrer/die Pastorin, in dessen/deren Gemeindebereich der/die
                  Verstorbene wohnte.  5 In schwierigen Fällen hält jener/jene mit Kirchenvorstehern/Kirchenältesten und dem zuständigen Superintendenten/Kreisoberpfarrer
                  Verbindung.
               

                6 Die »Kirchliche Bestattung in besonderen Fällen« hat keine mitgliedschaftlichen Folgen.
               

                7 Es wird empfohlen, die »Kirchliche Bestattung in besonderen Fällen« im Kirchenbuch einzutragen und als solche kenntlich zu
                  machen.
               

               (Vorschlag für liturgisches Formular)

               In der Friedhofskapelle

               Eröffnung

               (vgl. Bausteine)

                8 Wir sind hier zusammengekommen, um N. N. zu bestatten.  9 Wir trauern um ihn/sie. Sein/ihr Tod macht uns betroffen.
               

                10 Sie haben als Angehörige um diesen Gottesdienst gebeten, obwohl N. N. nicht der Kirche angehörte, obwohl die kirchlichen Rechte
                  von N. N. ruhten.  11 Wir erbitten uns in dieser Stunde Trost und Hilfe.
               

                11 Gottes Wort ruft uns zu:
               

               »Was betrübst du dich, meine Seele und bist so unruhig in mir? Harre auf Gott; denn ich werde ihm noch danken, dass er meines
                  Angesichts Hilfe und mein Gott ist.« (Psalm 42,6)
               

               (oder: siehe Bausteine)

               Lied

               Psalm

                13 Wir beten mit Worten der Bibel:
               

               »Herr lehre mich doch, dass es ein Ende mit mir haben muss und mein Leben ein Ziel hat und ich davon muss. Siehe, meine Tage
                  sind eine Hand breit bei Dir, und mein Leben ist wie nichts vor Dir.
               

               Wie gar nichts sind alle Menschen, die doch so sicher leben!

               Sie gehen daher wie ein Schatten und machen sich viel vergebliche Unruhe; sie sammeln und wissen nicht, wer es einbringen
                  wird. Nun, Herr, wessen soll ich mich trösten?
               

               Ich hoffe auf Dich.

               Höre mein Gebet, Herr, und vernimm mein Schreien, schweige nicht zu meinen Tränen;
denn ich bin ein Gast bei Dir, ein Fremdling,
wie alle meine Väter.«
               

               (aus Psalm 39)

                14 Amen.
               

               (oder: siehe Bausteine)

               Lesung

                15 Der Apostel Paulus schreibt in seinem Brief an die Gemeinde von Rom im 8. Kapitel:
               

               »Denn ich bin überzeugt, dass dieser Zeit Leiden nicht ins Gewicht fallen gegenüber der Herrlichkeit, die an uns offenbart
                  werden soll. Denn das ängstliche Harren der Kreatur wartet darauf, dass die Kinder Gottes offenbar werden. Die Schöpfung ist
                  ja unterworfen der Vergänglichkeit – ohne ihren Willen, sondern durch den, der sie unterworfen hat–, doch auf Hoffnung; denn
                  auch die Schöpfung wird frei werden von der Knechtschaft der Vergänglichkeit zu der herrlichen Freiheit der Kinder Gottes.
                  Denn wir wissen, dass die ganze Schöpfung bis zu diesem Augenblick mit uns seufzt und sich ängstet. Nicht allein aber sie,
                  sondern auch wir selbst, die wir den Geist als Erstlingsgabe haben, seufzen in uns selbst und sehnen uns nach der Kindschaft,
                  der Erlösung unseres Leibes. Denn wir sind zwar gerettet, doch auf Hoffnung. Die Hoffnung aber, die man sieht, ist nicht Hoffnung;
                  denn wie kann man auf das hoffen, was man sieht? Wenn wir aber auf das hoffen, was wir nicht sehen, so warten wir darauf in
                  Geduld.«
               

               (Römer 8, 18–25)

               (oder: siehe Bausteine)

               Predigt

               Lied

               Gebet

               (Wir Christen beten zu Gott. So tun wir es auch an diesem Sarge.)

                16 Allmächtiger Gott, Du hältst Leben und Tod in deiner Hand.  17 Dir bringen wir unseren Schmerz, unseren Dank und unsere Bitte.  18 Wir beugen uns vor Dir, dem heiligen Gott.  19 Du vergibst die Schuld.  20 Du erhöhst uns aus dem Staub und machst vergängliche Menschen zu Werkzeugen deiner Liebe.  21 Wir danken Dir für allen Segen, den Du in dieses Leben gelegt hast.  22 Wir bitten Dich: Tröste uns und alle, die den Verstorbenen/die Verstorbene lieb hatten.  23 Schenke uns allezeit Menschen, die Deine Wahrheit, Deine Liebe und Deinen Frieden in die Welt tragen.  24 Du schenkst uns das Leben neu durch Christus, unseren Herrn.
               

               (oder: siehe Bausteine)

               (Bei Trauerfeiern vor der Einäscherung oder Urnenbeisetzungen ist das Folgende entsprechend anzupassen.)

                25 Lasst uns nun gehen und den Verstorbenen/die Verstorbene zu seinem/ihrem Grab geleiten.  26 Der Friede Gottes sei mit uns auf dem Wege.
               

               Am Grabe

                27 »Der Herr ist nahe denen, die zerbrochenen Herzens sind, und hilft denen, die ein zerschlagenes Gemüt haben.« (Psalm 34, 19)
               

                28 Lasst uns den Verstorbenen/die Verstorbene begraben.  29 Von Erde bist du genommen, zu Erde sollst zu werden. (Hier kann der Erdwurf erfolgen).
               

               oder:
 29 Erde zur Erde,
Asche zur Asche,
Staub zum Staub.
               

                30 Jesus Christus spricht: »Ich bin die Auferstehung und das Leben. Wer an mich glaubt, der wird leben, auch wenn er stirbt;
                  und wer da lebt und glaubt an mich, der wird nimmermehr sterben.« (Joh. 11, 25, 26)
               

               (vgl. hierzu Anmerkung)

                31 Lassen Sie uns in der Stille des Verstorbenen/der Verstorbenen gedenken und an unser eigenes Sterben denken.
               

               Stille

               Vaterunser

               Segen

               Anmerkung:

               Wenn die Bestattungsformel entfällt, dann wird dafür gesprochen:

               »Der Herr ist nahe denen, die zerbrochenen Herzens sind, und hilft denen, die ein zerschlagenes Gemüt haben.« (Psalm 34, 19)

               oder:

               »Jesus Christus hat dem Tode die Macht genommen und das Leben und ein unvergängliches Wesen ans Licht gebracht durch das Evangelium.«

               (2. Tim. 1, 10)

               Bausteine

               Hier nicht abgedruckt

            

         

      

      

   
      

      
         Richtlinien für Bildaufnahmen bei Gottesdiensten
und kirchlichen Amtshandlungen
         

      

      
         Beschluss der Arnoldshainer Konferenz vom 25. Oktober 1996

      

      
         (ABl. EKKPS 1997 S. 41)

      

       1 In unserer Gesellschaft hat sich eingebürgert, dass bei besonderen Anlässen Erinnerungsfotos oder Filmaufnahmen gemacht werden.
             2 Auch bei Gottesdiensten und kirchlichen Amtshandlungen wird dieser Wunsch vielfach geäußert.  3 Das früher allgemein geltende Fotografierverbot wird der Lebenswirklichkeit nicht mehr gerecht.  4 Zu berücksichtigen ist auch, dass der christliche Gottesdienst eine öffentliche Veranstaltung ist, zu der alle Menschen eingeladen
            sind.  5 Das allgemeine Fotografierverbot ist deshalb in den meisten Landeskirchen durch differenzierende Regelungen ersetzt worden.
             6 Damit soll nicht nur einer veränderten gesellschaftlichen Situation, privaten Bedürfnissen sondern auch der technischen Entwicklung
            (störungsarme Möglichkeiten) Rechnung getragen werden.  7 Die Kirche selbst hat ein Interesse daran, dass ihr gottesdienstliches Leben in der Öffentlichkeit wirksam dargestellt und
            aus der privaten Erinnerung nicht verdrängt wird.
         

          8 Gleichwohl sind zum Schutz des Gottesdienstes und der Amtshandlungen sowie seiner Besucherinnen und Besucher bestimmte Regeln
            einzuhalten, um die Würde des Gottesdienstes und die Privatsphäre der Menschen zu achten:
            
               	
                   1 Bei Amtshandlungen und Gottesdiensten, bei denen ein besonderes persönliches und familiäres Interesse am Filmen und Fotografieren
                     besteht (z. B. bei Konfirmationen, Taufen, Trauungen, Einführungsgottesdiensten) werden die technischen und räumlichen Möglichkeiten
                     für das Filmen und Fotografieren rechtzeitig vor dem Gottesdienst verabredet.  2 Das Filmen und Fotografieren kommt insbesondere während des Einzugs oder beim Verlassen der Kirche in Betracht.
                  

               

               	
                   1 Beim Filmen und Fotografieren ist besondere Zurückhaltung geboten während der Feier des Heiligen Abendmahls, während der Taufhandlung,
                     bei der Einsegnung der Konfirmandinnen und Konfirmanden, bei der Segnung während der Trauung und bei der Segnung von kirchlichen
                     Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die ordiniert oder in ihr Amt eingeführt werden.  2 Während dieser Vollzüge sind insbesondere das Herumlaufen in der Kirche und das Fotografieren mit Blitzgeräten unangemessen.
                  

               

               	
                   1 Es ist besonders darauf zu achten, dass das Persönlichkeitsrecht nicht verletzt wird.  2 Deshalb sind Einzelaufnahmen von Gottesdienstbesucherinnen und -besuchern ohne deren Einverständnis zu unterlassen.  3 Insbesondere ist auf das Fotografieren von Betenden zu verzichten.
                  

               

               	
                   1 Für Funk- und Fernsehübertragungen von Gottesdiensten sowie bei Gottesdiensten von besonderem öffentlichen Interesse gelten
                     besondere Regeln.  2 Diese sind bei der Vorbereitung des Gottesdienstes zwischen Aufnahmeteam und Pfarrerin oder Pfarrer genau abzusprechen, damit
                     Ablenkungen der Gottesdienstbesucherinnen und -besucher auf ein Mindestmaß beschränkt bleiben.
                  

               

               	
                   1 Der Gemeindekirchenrat hat im Blick auf die örtlichen Verhältnisse die allgemeinen Bedingungen festzulegen, die beim Fotografieren
                     und Filmen während des Gottesdienstes und bei Amtshandlungen einzuhalten sind.  2 Diese sind der Gemeinde in geeigneter Weise bekannt zu geben.  3 Die Pfarrerinnen und Pfarrer haben darauf hinzuwirken, dass diese Bedingungen eingehalten werden.  4 Vor allem bei der Anmeldung von Amtshandlungen ist darauf zu achten, dass die dafür notwendigen Absprachen getroffen werden.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Ordnung der Kammer für Liturgie der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland

      

      
         Vom 28. April 2015

      

      
         (ABl. S. 154)
         

      

      Das Kollegium des Landeskirchenamtes hat aufgrund von Artikel 63 Absatz 2 Nummer 1 und 2 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Kirchenverfassung EKM – KVerfEKM) vom
         5. Juli 2008 (ABl. EKM S.183) die folgende Ordnung beschlossen:
      

      
                     § 1
Aufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Zur Förderung und Koordinierung der liturgischen und homiletischen Facharbeit in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                     wird eine Kammer für Liturgie eingesetzt.  2 Sie berät grundsätzliche Fragen der Gestaltung von Gottesdiensten und Andachten. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Kammer hat insbesondere folgende Aufgaben:
                  

                  
                     
                        	
                           Beratung der landeskirchlichen Leitungsorgane zu gottesdienstlichen Fragen,

                        

                        	
                           Rezeption der Agendenarbeit der Evangelischen Kirche in Deutschland und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse und die Vorbereitung
                              von deren Umsetzung in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland,
                           

                        

                        	
                           Rezeption und Vorbereitung der Umsetzung der Ergebnisse aus den liturgischen Fachkonferenzen und Ausschüssen,

                        

                        	
                            Aufbereitung und liturgiewissenschaftliche Begleitung von Entwicklungen im Gottesdienst in der Evangelischen Kirche und in
                              der Ökumene,
                           

                        

                        	
                            Aufnahme und Weiterentwicklung neuer und alternativer Gottesdienstformate,

                        

                        	
                           Erarbeitung von Stellungnahmen zu Agenden und liturgierechtlichen Fragen in Abstimmung mit dem Landeskirchenamt,

                        

                        	
                           Erarbeitung von Modellen und Entwürfen für besondere Gottesdienstsituationen in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                              und
                           

                        

                        	
                            Beratung der Arbeitsstelle Gottesdienst in fachlichen Fragen. 

                        

                     

                  

               

               
                     § 2
Zusammensetzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Kammer gehören an:
                  

                  
                     
                        	
                           der Gottesdienstbeauftragte der Landeskirche,

                        

                        	
                           der Pfarrer der Arbeitsstelle Gottesdienst,

                        

                        	
                           das von der Landeskirche in die Liturgische Konferenz der EKD entsandte Mitglied,

                        

                        	
                           das von der Landeskirche in den Liturgischen Ausschuss der VELKD entsandte Mitglied,

                        

                        	
                           das von der Landeskirche in den Liturgischen Ausschuss der UEK entsandte Mitglied,

                        

                        	
                           zwei Ordinierte mit besonderer Qualifikation in liturgischen Fragen,

                        

                        	
                           ein Kirchenmusiker und

                        

                        	
                           ein Vertreter aus den Kommunitäten. 

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Die Mitglieder der Kammer nach  Absatz 1 Nummer 6 bis 8 werden für die Dauer von vier Jahren durch das Landeskirchenamt berufen.
                      2 Nachberufungen erfolgen für den Rest des laufenden Berufungszeitraums.  3 Die Kammer kann bis zu zwei weitere Mitglieder für den jeweils laufenden Berufungszeitraum hinzuberufen.
                  

               

               
                     § 3
Arbeitsweise
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Kammer tritt nach Bedarf, mindestens aber einmal jährlich, zusammen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Die Kammer ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist, darunter der Vorsitzende oder der stellvertretende
                     Vorsitzende.  2 Beschlüsse werden mit Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder gefasst.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Die Kammer bestimmt aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden.  2 Die Kammer kann die Sitzungsleitung abweichend regeln.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Für einzelne Themen und Aufgaben kann die Kammer zeitlich befristet Arbeitsgruppen bilden, zu denen weitere Personen als Mitglieder
                     hinzugezogen werden können.  2 Die Arbeitsgruppen arbeiten der Kammer zu.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Geschäftsführung der Kammer und die Erledigung laufender Aufgaben zwischen den Sitzungen erfolgt durch die Arbeitsstelle
                     Gottesdienst der EKM.
                  

               

               
                     § 4
Sprachregelung
                     

                  

                  Die in dieser Ordnung verwendeten Personen-, Funktions- und Amtsbezeichnungen gelten für Frauen und Männer in gleicher Weise.

               

               
                     § 5
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Ordnung tritt am 1. Mai 2015 in Kraft.

               

            

         

      

      

   
      

      
         Kirchengesetz über die Einführung und Fortgeltung von Agenden in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Agendengesetz
            – AgG)
         

      

      
         Vom 24. November 2012

      

      
         (ABl. S. 304)
         

      

      Die Landessynode der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 55 Absatz 2 Satz 2 Nummer 10 und Artikel 80 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Kirchenverfassung EKM –KVerfEKM) vom 5. Juli 2008 (ABl. S. 183) das folgende Kirchengesetz beschlossen:
      

      
                     § 11

                  

                  Die Agende „Berufung-Einführung-Verabschiedung für evangelisch-lutherische Kirchen und Gemeinden und für die Evangelische
                     Kirche der Union“ wird in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland eingeführt.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  In der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland gelten fort:

                  
                     
                        	
                            das „Evangelische Gottesdienstbuch - Agende für die Evangelische Kirche der Union und die Vereinigte Evangelisch-Lutherische
                              Kirche Deutschlands“;
                           

                        

                        	
                            „Konfirmation - Agende für evangelisch-lutherische Kirchen und Gemeinden und für die Evangelische Kirche der Union“ in der
                              Fassung der Neubearbeitung von 2001.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 3

                  

                  Im Bereich der ehemaligen Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen gelten fort:

                  
                     
                        	
                            „Taufbuch – Agende für die Evangelische Kirche der Union“ in der durch den Rat der Evangelischen Kirche der Union am 2. Februar
                              2000 beschlossenen Fassung;
                           

                        

                        	
                            Trauung – Agende für die Union Evangelischer Kirchen in der EKD“ in der von der Vollkonferenz der Union Evangelischer Kirchen
                              in der EKD am 13. Mai 2006 beschlossenen Fassung;
                           

                        

                        	
                            „Bestattung – Agende für die Union Evangelischer Kirchen in der EKD“ in der von der Vollkonferenz der Union Evangelischer
                              Kirchen in der EKD am 14. Mai 2004 beschlossenen Fassung.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Im Bereich der ehemaligen Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen gelten folgende Agenden für evangelisch-lutherische
                     Kirchen und Gemeinden der Vereinigten Evangelisch- Lutherischen Kirche Deutschlands fort:
                  

                  
                     
                        	
                            Band III, Teil 1: „Die Taufe“, neu bearbeitete Ausgabe 1988;

                        

                        	
                            Band III, Teil 2: „Die Trauung“, neu bearbeitete Ausgabe 1988;

                        

                        	
                            Band III, Teil 3: „Die Beichte“, neu bearbeitete Ausgabe 1993;

                        

                        	
                            Band III, Teil 4: „Dienst an Kranken“, neu bearbeitete Ausgabe 1994;

                        

                        	
                            Band III, Teil 5: „Die Bestattung“, neu bearbeitete Ausgabe 1996;

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Im Bereich der ehemaligen Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen sind die Thesen zur Verbindlichkeit von Ordnungen
                     des Gottesdienstes der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands vom 25. Oktober 1977 zu berücksichtigen.
                  

               

               
                     § 5

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dieses Kirchengesetz tritt zum 1. Januar 2013 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zum 1. Januar 2013 treten außer Kraft:
                  

                  
                     
                        	
                            das Kirchengesetz über die Einführung der Agende der Evangelischen Kirche der Union, II. Band, in der Evangelischen Kirche
                              der Kirchenprovinz Sachsen in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. November 2000 (ABl. EKKPS S. 195), zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 18. November 2006 (ABl. S. 248);
                           

                        

                        	
                            das Kirchengesetz über die Einführung der Agende „Evangelisches Gottesdienstbuch für die Evangelische Kirche der Union und
                              für die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands“ in der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen vom
                              13. Juni 1999 (ABl. EKKPS S. 84);
                           

                        

                        	
                            der Beschluss der Synode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen über die Einführung der neu bearbeiteten Agende
                              für evangelisch-lutherische Kirchen und Gemeinden zu Band III/1–4 vom 17. März 1994 (ABl. ELKTh S. 82);
                           

                        

                        	
                            der Beschluss der Synode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen über die Einführung der neu bearbeiteten Agende
                              für evangelisch-lutherische Kirchen und Gemeinden zu Band III/5 vom 14. November 1996 (ABl. ELKTh S. 179);
                           

                        

                        	
                            der Beschluss der Synode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen über die Einführung der Agende „Evangelisches Gottesdienstbuch
                              für die Evangelische Kirche der Union und für die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands“ vom 20. März 1999
                              (ABl. ELKTh S. 99).
                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      

      1
            Die bisher in Band IV der Lutherischen Agende und in Band II der EKU-Agende mit enthaltenen Einweihungshandlungen bleiben
               einem eigenen Band vorbehalten, dessen gemeinsame Bearbeitung noch ansteht. (aus Textausgabe 2012 Agende "Berufung, Einführung,
               Verabschiedung" S.10 - Einführung) 
            

         

      

   
      

      
         Thesen zur Verbindlichkeit von Ordnungen
des Gottesdienstes
         

      

      
         Vom 25. Oktober 1977

      

      
         (ABl. VELKD Band V S. 219; ABl. ELKTh 1999 S. 95)

      

      
            Grundlegung

         

          1 Durch die Verkündigung des Evangeliums und den Gebrauch der Sakramente sammelt und erhält Gott Menschen über alle menschlichen
            Grenzen hinweg im lebendigen Glauben in seiner Kirche.  2 Reine Verkündigung des Evangeliums, stiftungsgemäßer Gebrauch der Sakramente und Gebet sind unverfügbare Grundelemente des
            Gottesdienstes, die vom Wort Gottes her gefordert sind.
         

          3 Gottesdienstordnungen sollen der Verkündigung, dem Sakramentsgebrauch und dem Gebet (Bekenntnis, Lobpreis, Bitte, Segen) in
            der Versammlung der Gemeinde sinnvolle Gestalt geben.  4 Sie sollen der Klarheit und Verständlichkeit der Handlungen dienen, die Verbundenheit der Gemeinden fördern und vor Unordnung
            und Willkür schützen.
         

          5 Gottesdienstordnungen sind als menschliches Werk unvollkommen und wandelbar.  6 Darum kann ihr Gebrauch nicht als notwendig zum Heile oder zur wahren Einheit der Kirche gefordert werden.  7 Es widerspräche dem Wort Gottes und dem Bekenntnis (Augsburgisches Bekenntnis Artikel 7 und 28), wenn für die Verkündigung,
            den Sakramentsgebrauch und das Gebet mehr Verbindlichkeit der Formen gefordert würde, als um der Liebe und Friedens willen
            nötig ist.
         

          8 Aus dieser Grundlegung ergibt sich für die Verbindlichkeit von Gottesdienstordnungen das Folgende:
         

      

      
            Grundsätze

         

         
               I.

            

            1.  1 Die Befugnis, Regelungen für die Ordnung von Gottesdiensten zu schaffen – traditionell als »ius liturgicum« bezeichnet –,
               steht originär keiner Person, keinem Amt oder Organ in der Kirche allein zu.  2 Sie muss im Konsens wahrgenommen werden.
            

         

         
               II.

            

            2.  1 Die kirchenrechtliche Entwicklung hat dazu geführt, dass heute allgemeine Regelungen für die Ordnung von Gottesdiensten (Agende)
               für den Bereich einer Kirche von den Synoden unter Mitwirkung anderer Stellen (Organe) getroffen werden.  2 Die Mitwirkung anderer Stellen trägt der Tatsache Rechnung, dass auch die Synoden nicht allein Träger eines ius liturgicum
               sind.
            

            3. Für allgemeine Regelungen im Bereich der agendarischen Ordnungen ist deshalb sachgemäß:
               
                  	
                     dass bei der Einführung von Agenden eine möglichst breite Beteiligung der Gemeinden herbeigeführt wird,

                  

                  	
                     dass die Gemeinden die Möglichkeit erhalten, Ordnungen vorläufig zu praktizieren, um Erfahrungen mit ihnen zu machen,

                  

                  	
                     dass die Gemeinden die Freiheit behalten, bei allgemeiner Einführung einer neuen Agende – mindestens befristet – bei ihrer
                        bisherigen Ordnung zu bleiben,
                     

                  

                  	
                     dass den Gemeinden in den Agenden genügend Raum für die Gestaltung ihres Gottesdienstes im einzelnen gelassen wird.

                  

               

            

         

         
               III.

            

            4.  1 Die von einer Kirche allgemein in Geltung gesetzten und in einer Gemeinde eingeführten Gottesdienstordnungen bleiben auch
               in ihrer Anwendung Bestimmungen eigener Art. Sie sind für die Gemeinde in dem in der Grundlegung dargelegten Sinn verpflichtend.
                2 Von den Ordnungen soll nur abgewichen werden, wenn und soweit dieses nach der Überzeugung der Gemeinde in ihrer besonderen
               Situation geboten ist und ohne Anstoß bei ihren Gliedern und bei anderen Gemeinden geschehen kann.  3 Dabei ist stets zu prüfen, ob derartigen besonderen Situationen nicht bereits innerhalb der geltenden Agende Rechnung getragen
               werden kann.
            

            5. Abweichungen von der geltenden Ordnung dürfen dem in der Grundlegung Festgestellten nicht widersprechen.

            6.  1 Bei der Gestaltung jedes Gottesdienstes muss beachtet werden:
            

            Verkündigung des Evangeliums und Gebet (Bekenntnis, Lobpreis, Bitte, Segen) sind unaufgebbare Bestandteile des Gottesdienstes.

             2 Die Taufe muss mit Wasser im Namen des dreieinigen Gottes vollzogen werden.
            

             3 Bei der Feier des Abendmahls kann auf die Einsetzungsworte und die Elemente in beiderlei Gestalt nicht verzichtet werden.
            

            7.  1 Die der Gemeinde zukommende Befugnis zur Gestaltung der Ordnung des Gottesdienstes soll von den nach dem kirchlichen Recht
               Verantwortlichen unter möglichst breiter Beteiligung der Gemeinde und unter Berücksichtigung der zwischen den Gemeinden und
               innerhalb der Ökumene bestehenden Gemeinschaft wahrgenommen werden.  2 Die eigene Verantwortung der mit der Wortverkündigung und der Sakramentsverwaltung Beauftragten muss dabei gewahrt bleiben.
                3 Bei eigenmächtigen Abweichungen von der von den Verantwortlichen festgelegten Ordnung sind grundsätzlich alle am Gottesdienst
               Beteiligten zum Widerspruch berechtigt.
            

            8.  1 Soweit die Gestaltung des Gottesdienstes nicht durch agendarische Bestimmungen geregelt ist, können Regelungen nur im Einvernehmen
               der Verantwortlichen getroffen und aufrechterhalten werden.  2 Auch für solche Regelungen ist das in der Grundlegung Festgestellte zu beachten.
            

         

         
               IV.

            

            9. Wegen der Eigenart agendarischer Ordnungen sollte vermieden werden, den nicht durch Schrift oder Bekenntnis gebundenen
               Wortlaut von Teilen gottesdienstlicher Handlungen durch Kirchengesetz festzulegen, weil auf diese Weise der in der Gestaltung
               gottesdienstlicher Ordnungen zu gewährende freie Raum ausgeschlossen würde.
            

         

      

      

   
      

      
         Gebrauch der Lutherübersetzung des Neuen Testaments

      

      
         Vom 6. Mai 1985

      

      
         (ABl. ELKTh S. 87)

      

       1 Die Synode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen hat sich auf ihrer Tagung vom 21. und 24. 3. 1985 in Eisenach
            mit dem revidierten Text des Neuen Testamentes 1984 (NT 84) befasst und folgendes beschlossen:
            
               	
                  Die Synode hat zustimmend zur Kenntnis genommen, dass die Konferenz der Evangelischen Kirchenleitungen die Übernahme des im
                     Auftrag der Evangelischen Kirche in der DDR durch die Kommission zur Überarbeitung des Luthertextes des Neuen Testamentes
                     vorgelegten revidierten Textes des Neuen Testamentes (NT 84) bestätigt hat.
                  

               

               	
                   1 Das Neue Testament nach der Übersetzung Martin Luthers – revidierter Text 1984 – ist für den gottesdienstlichen Gebrauch zu
                     verwenden, sobald es in den Gemeinden zur Verfügung steht.  2 Sein sonstiger Gebrauch wird empfohlen.
                  

               

            

         

          2 Die Synode hat zugleich den Landeskirchenrat gebeten, bei der Bekanntmachung dieses Beschlusses auf ihren Beschluss vom November
            1973 über den Gebrauch von Bibelübersetzungen (siehe Amtsblatt 1974, Seite 28) hinzuweisen.  3 Dementsprechend gibt der Landeskirchenrat nochmals die Anordnung vom 5. Februar 1974 im Auszug zur Kenntnis:
            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        »1.

                     
                     	
                        Für den gottesdienstlichen Gebrauch ist auch weiterhin grundsätzlich der revidierte Luthertext zu verwenden.

                     
                  

                  
                     	
                        2.

                     
                     	
                         1 Wenn ein Text sprachlich sehr unverständlich erscheint, wird dem Pfarrer anheimgestellt, sich ausnahmsweise für eine andere
                           Übersetzung zu entscheiden.  2 Lektoren haben die Entscheidung des verantwortlichen Pfarrers einzuholen.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        3.

                     
                     	
                        Die in solchen Ausnahmefällen gebrauchten Bibelübersetzungen müssen theologisch, liturgisch und sprachlich den Anforderungen
                           genügen, die an einen im Gottesdienst einer lutherischen Kirche zu verwendenden Text zu stellen sind.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        4.

                     
                     	
                        Bibelübersetzungen, die einer freien Übersetzung gleichkommen, sind im Gottesdienst nicht zu verwenden.«

                     
                  

               
            

         

      

      

   
      

      
         Beschluss der Synode der Evangelischen
Kirche der Kirchenprovinz Sachsen über
die Einführung eines neuen „Evangelischen
Gesangbuches“ in der Kirchenprovinz
         

      

      
         Vom 31. Oktober 1993

      

      
         (ABl. EKKPS 1994 S. 27)

      

      
         
            	
                1 Das „Evangelische Gesangbuch“, das von 1979 bis 1992 von der Evangelischen Kirche in Deutschland (bis 1991 unter Beteiligung
                  des Bundes Evangelischen Kirchen in der DDR) erarbeitet worden ist, wird in der Fassung der Stammausgabe der Evangelischen
                  Kirche in Deutschland mit dem Sonntag Kantate 1994 (1. Mai 1994) zum Gebrauch in der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz
                  Sachsen eingeführt.  2 Es tritt an die Stelle des 1953 in der Kirchenprovinz Sachsen eingeführten „Evangelischen Kirchengesangbuches“.
               

            

            	
                1 Die Synode bittet die Gemeinden, das neue Gesangbuch, wenn irgend möglich, tatsächlich zum 1. Mai 1994 in Gebrauch zu nehmen.
                   2 Die Gemeindekirchenräte entscheiden über den Einführungstermin in den Gemeinden.  3 Sie können für einen Übergangszeitraum von einigen Monaten den parallelen Gebrauch beider Gesangbücher beschließen.  4 Bis Ende 1995 soll das neue „Evangelische Gesangbuch“ das bisherige „Evangelische Kirchengesangbuch“ in der ganzen Kirchenprovinz
                  abgelöst haben.
               

            

            	
                1 Die Synode dankt allen, die an der Erarbeitung des neuen Gesangbuches mitgewirkt haben.  2 Sie hebt die Gemeinschaft im Gottesdienst, im Singen und Beten zwischen den Gliedkirchen der EKD hervor, die durch dieses
                  gemeinsame Gesangbuch zum Ausdruck kommt.  3 Sie ruft dankbar in Erinnerung, wie sehr diese Gemeinschaft auch die Arbeit der noch getrennten Gesangbuchausschüsse in der
                  EKD und dem Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR bestimmt hat.
               

            

         

      

      

   
      

      
         Beschluss der Synode über die Einführung
des Evangelischen Gesangbuches
         

      

      
         Vom 17. März 1994

      

      
         (ABl. ELKTh S. 82)

      

      Die Synode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen hat gemäß § 68 Abs. 2 Ziffer 6 der Verfassung der Evangelisch-Lutherischen
            Kirche in Thüringen in Verbindung mit Artikel 5 der Verfassung der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands
            folgendes beschlossen:
         

         Das von der Bischofskonferenz und der Generalsynode der VELKD beschlossene Evangelische Gesangsbuch wird mit dem Regionalteil
            Bayern/Thüringen in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen mit Wirkung vom 1. Advent 1994 eingeführt.
         

      

      

   
      

      
         Läuteordnung für evangelisch-lutherische Gemeinden

      

      
         

      

      
         (ABl. ELKTh 1956 S. 200)

      

      Die von der Lutherischen Liturgischen Konferenz erarbeitete Läuteordnung wird hiermit empfehlend zur Kenntnis gegeben. Da
         die Durchführung einer solchen Ordnung weitgehend von den örtlichen Verhältnissen abhängig ist, wird von einer verbindlichen
         Regelung abgesehen.
      

      Der Liturgische Ausschuss der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands hat in Verbindung mit der Lutherischen
         Konferenz Deutschlands im Laufe des Jahres 1955 nachstehende Läuteordnung für evangelisch-lutherische Kirchen und Gemeinden
         erarbeitet.
      

      
            A.
Grundsätzliches
            

         

         1.  1 Die Kirche weiht und verwendet Glocken zu liturgischem Gebrauch.  2 Ihr Geläute bildet einen Bestandteil des gottesdienstlichen Lebens der Kirche.  3 Die Glocken rufen zum Gottesdienst, zum Gebet und zur Fürbitte.  4 Wie die Türme der Kirchen sichtbare Zeichen sind, die von der vergehenden Welt weg nach oben zu dem Herrn Himmels weisen,
            so sind die Glocken hörbare Zeichen, die zum Dienst des dreieiniges Gottes rufen.  5 Sie künden Zeit und Stunde, erinnern uns an die Ewigkeit und verkünden unüberhörbar den Herrschaftsanspruch Jesu Christi über
            alle Welt.  6 Sie begleiten die Glieder seiner Gemeinde von der Taufe bis zur Bestattung als mahnende und tröstende Rufer des himmlischen
            Vaters.
         

          7 Weil die Glocken für den besonderen Dienst der Kirche ausgesondert sind, ist ihre Verwendung zu anderen Zwecken, insbesondere
            auch zu dem der Menschenehrung, ausgeschlossen.  8 Bei allgemeinen Notständen können Kirchenglocken den Dienst übernehmen, Menschen zu warnen oder Hilfe zu rufen.  9 Auch in diesem Fall mahnen sie alle Christen zum Gebet.
         

         2.  1 Zahl und Größe der im Einzelfalle läutenden Glocken richten sich allein nach liturgischen Gesichtspunkten.  2 Im Rahmen dieser allgemeinen Grundsätze gibt sich jede Kirchengemeinde nach Maßgabe ihrer Geläute-Disposition eine besondere
            Läuteordnung.  3 Bei ihrer Aufstellung werden sich die Gemeinden zweckmäßigerweise des Rates eines erfahrenden Glockensachverständigen bedienen.
             4 Im Rahmen der Läuteordnung ist das Pfarramt für die Anordnung des jeweiligen Geläutes zuständig, bei besonderen gesamtkirchlichen
            Anlässen die Kirchenleitung.
         

          5 Herkömmliche Läutebräuche, die den Grundsätzen dieser Läuteordnung nicht widersprechen, sollen nach Möglichkeit beibehalten
            und gepflegt werden.
         

         3.  1 Bei der Aufstellung einer gemeindlichen Läuteordnung ist davon auszugehen, dass der Gebrauch der Glocken möglichst differenziert
            und charakteristisch sein soll und Wert und Schönheit der Einzelglocke sowie der Zweier- und sonstigen Kleingeläute herausgestellt
            werden.  2 Das Vollgeläute ist bei kleineren Geläuten für den sonntäglichen Hauptgottesdienst der Gemeinde, bei größeren Geläuten auf
            die hohen Christusfeste aufzusparen.  3 Nur auf diese Weise ist auch für die Gemeinde eine deutliche und sinnvolle Beziehung des Läutens zu der jeweiligen gottesdienstlichen
            Handlung gegeben.
         

         4.  1 Das Amt des Glöckners ist ein gottesdienstliches Amt.  2 In technischer Hinsicht stellt das Läuten eine Kunst dar, die des Lernens bedarf.  3 Es sollte nicht ohne zwingenden Grund angestrebt werden, Läutemaschinen zu beschaffen; vielmehr sollte das im öffentlichen
            Ansehen derzeit gering gewertete Amt des Glöckners nach Möglichkeit neu belebt werden.  4 Glöcknerdienst stellt eine echte liturgische Aufgabe für Kirchenvorsteher wie für die reifere Gemeindejugend dar.  5 Jeder Läuter bedarf der Einweisung in diesen Dienst; denn das sachgemäße Läuten erfordert – auch im Hinblick auf die Erhaltung
            der Glocken und die Gefahr einer Beschädigung – eine gewisse Kunstfertigkeit.  6 Von dem Hinweis auf die – ein besonderes läutetechnisch Können erfordernden – Anschlagsarten I 2-5 darf daher nur mit Vorsicht
            und nur dort Gebrauch gemacht werden, wo geeignete Glöckner eingesetzt werden können.
         

      

      
            B.
Zur Praxis des Läutens
            

         

         
               I.
Anschlagsarten
               

            

            1. 1  Das normale Läuten (Durchziehen, Überziehen, Überholen):
            

            Die Glocke wird – normalerweise durch Seilzug – in schwingende Bewegung unter beiderseitigem Anschlag des Klöppels versetzt.
                2 Mit wenigen kräftigen Zügen wird so lange angeläutet, bis der Klöppel gleichmäßig auf beiden Seiten der Glocke anschlägt.
                3 Die Glocke soll mindestens 60° und keinesfalls über 70° hochgeläutet werden und niemals über ihre Lagerbalgen hinauf schwingen.
                4 Ihr Joch darf nicht in waagerechte Lage kommen.  5 Ist der volle Anschlag erreicht, so wird er durch ständiges leichtes Nachziehen, das der Glocke Eigenrhythmus lässt, beibehalten.
                6 Die Schlagfolge sei nicht hastig, sondern möglichst ruhig und gleichmäßig.
            

             7 Das sogenannte „Taktläuten“ d. h. das künstlich erzwungene gleichmäßige Nacheinanderschlagen der Glocken ist nicht gutzuheißen; die Glocken eines Geläutes
               sollen vielmehr ihrer natürlich wechselnden Reihenfolge anschlagen.  8 Auch bei Läutemaschinen darf das Anhalten nicht abrupt, sondern nur durch allmähliches Einschwingen von Glocke und Klöppel
               erfolgen.
            

             9 Das Ausläuten geschieht als natürliches Ausschwingen der Glocke.  10 Niemals bremse man beim Ausläuten die Glocke am Seil (oder durch Motorbremse) so stark ab, dass ein Prellschlag entsteht,
               der hässlich wirkt und überdies den Glockenkörper gefährdet.  11 Erfahrene Glöckner verstehen es, durch geschickte, mit der Glocke „fühlende“ Seilführung ein längeres einseitiges Nachschlagen
               der Klöppel zu vermeiden oder, falls sie sich bei den Glocken befinden, den Klöppel mit der Hand abzufangen.
            

            2.  1 Das Halbzugläuten (Kleppen, Klempen, z. B. als Trauergeläute): Die Glocke wird durch das Seil so leicht beweg, dass der Klöppel stets nur einseitig
               anschlägt.  2 Wegen der Gefahr von Prellschlägen ist hierbei Vorsicht geboten.
            

            3. Das Anschlagen (z. B. Betglockenschlag):
            

            Die Glocke wird mittels Hammer (oder Klöppel) angeschlagen.

            4.  1 Das Beiern (Stückläuten mit landschaftlich verschiedener Bedeutung): Die ruhig hängende Glocke wird in bestimmtem Rhythmus angeschlagen.
                2 Das Anschlagen kann mittels eines Hammers oder mittels des Klöppels erfolgen, der durch einen Strick mit der Hand oder durch
               einen Tretmechanismus gezogen wird.  3 Stärke und Rhythmus der Anschläge können vielfach variiert werden.  4 Diese Anschlagsart erfordert besondere Kunst und ist daher gleichfalls mit Vorsicht zu gebrauchen.
            

            5.  1 Das Zimbeln (Buntläuten) an Festtagen: Die Mischung von normalem Geläute und Beiern oder Halbzugläuten.  2 Während eine oder mehrere größere Glocken normal geläutet (durchgezogen) werden, wird mit ein oder zwei kleineren Glocken
               dazwischen gebeiert, wobei wieder besondere rhythmische und melodische Motive möglich sind.
            

         

         
               II.
Läutearten
               

            

            1.  1 Einzelglocke: Das Läuten einer einzelnen Glocke bringt deren Eigenart und Schönheit besonders gut zur Geltung.  2 Es ist allen anderen Läutearten gleichwertig und möglichst weitgehend anzuwenden.
            

            2.  1 Gruppenläuten: Das Zusammenläuten mit mehreren ausgewählten Glocken (Zweier-, Dreier- und Vierergeläut): im allgemeinen werden hierbei
               Glocken nur im Abstand von Sekund und kleiner, notfalls auch großer Terz, verwandt, in der Regel nicht mehr als vier Glocken.
                2 Die Verbindung eines Gruppengeläutes mit einer einzelnen, mit größerem Abstand (Quarte, Quinte, Sexte) darunter und darüber
               liegenden Glocke ist möglich.
            

            3.  1 Plenum (Vollgeläute): Das gleichzeitige Läuten aller zusammen läutbaren Glocken.  2 Bei Geläuten von mehr als drei Glocken ist das Plenum in der Regel nur für besonders festliche Gottesdienste (Christus- und
               Kirchenfeste) anzuwenden.
            

            4.  1 Vorspann (Signierläuten): Dem Gruppen- (oder Plenum-)läuten wird das Läuten einer (in der nachfolgenden Gruppen möglichst nicht enthaltenen)
               Einzelglocke oder zweier hoher Glocken mit kurzer Zwischenpause von 5 bis 10 Schlägen Dauer, auf die streng zu achten ist,
               vorangestellt.  2 Das Signierläuten zeigt eine Besonderheit des Gottesdienstes an, z. B. Festtagscharakter oder – bei nicht regelmäßigen Sakramentsgottesdienst
               – Abendmahlsfeier im Hauptgottesdienst.  3 Bei geringerer Glockenzahl bezeichnet es gegebenenfalls auch den Gemeindegottesdienst im Unterschied zu Kasualhandlungen.
            

             4 Vor der abendlichen Betglocke kann eine Signierglocke u. U. auch eine Taufe, Trauung oder Beerdigung (Sterbefall) dieses Tages
               anzeigen und damit an die Fürbitte für bestimmte Gemeindeglieder erinnern.
            

            5.  1 Nachschlag: Nach Schluss des Gruppenläutens wird die größte beteiligte Glocke nach kurzer Pause (von etwa fünf Schlägen Dauer) noch
               etwa eine halbe Minute lang allein nachgeläutet, oder sie wird dreimal mit je drei Schlägen angeschlagen (z. B. am Karfreitag,
               am Bußtag und bei Passionsgottesdiensten).
            

             2 Der Nachschlag kann in diesen Tagen u. U. an die Stelle des ausfallenden Orgelvorspiels treten.
            

            6. Sturmläuten: Die Sturmglocke oder mehrere in der örtlichen Läuteordnung dafür bestimmte Glocken werden mit je etwa 12 Zügen und ebenso
               langen dazwischengeschalteten Pausen geläutet (Läuten in Absätzen).
            

         

         
               III.
Läuteregeln
               

            

            1.  1 Die Zeitdauer des Läutens sei kurz, im allgemeinen nicht länger als 5 bis 10 Minuten.  2 Bei längerem Geläute sind „Pulse“ von 5 bis 7 Minuten Dauer durch Pausen von etwa 2 bis 3 Minuten Dauer voneinander zu trennen.
                3 Zu lange dauerndes Geläute entwertet das Glockenläuten ebenso wie zu häufiger Gebrauch des Plenums.
            

            2. Je häufiger geläutet wird, desto abwechslungsreicher und charakteristischer soll die musikalische Gestalt eines jeden Geläutes
               sein, nicht nur im Sinne der klanglichen Entfaltung des Geläutes, sondern mehr noch im Sinne der liturgischen Prägung sowohl der einzelnen Glocken (z. B. Taufglocke, Trauglocke, Sterbeglocke, Betglocke, Vaterunser-Glocke) wie bestimmter Glockengruppen;
               die Gemeinde soll schon am Klang ihrer Glocke eindeutig erkennen, was das Läutezeichen sagt.
            

            3.  1 Beim Anläuten eines Gruppengeläutes beginnt die kleinste Glocke, erst nachdem diese voll ausschwingt, d. h. nach etwa 10 bis 15 Doppelschlägen,
               kommt die nächst größere Glocke hinzu usw.  2 Das Ausläuten geschieht in der gleichen Reihenfolge, so dass die kleinste Glocke zuerst und die große Glocke zuletzt verstummt.  3 Sind nur zwei Glocken vorhanden, so kann man bei bestimmten Anlässen auch mit der großen Glocke beginnen, um eine Variationsmöglichkeit
               zu gewinnen.
            

         

      

      
            C.
Gottesdienstliche Läuteordnung
            

         

          1 Bei der folgenden Darstellung des Geläutes in seinen verschiedenen gottesdienstlichen Beziehungen wird deutlich, dass eine
            stärkere Profilierung im Gebrauch der Glocken für das Verständnis der Gemeinde erst bei einem Geläut von mindestens 3 bis
            4 Glocken möglich wird.  2 Es gibt sich demnach vom Gottesdienst her, dass es – entgegen dem früheren Bestreben, wenige möglichst große Einzelglocken
            zu besitzen – richtiger ist, über eine größere Anzahl von – gegebenenfalls kleineren – Glocken zu verfügen.  3 Die Glockenbeschaffung kann dadurch u. U. auch finanziell erleichtert werden.  4 Nur bei einer größeren Anzahl von Glocken besteht auch die Möglichkeit, die Einzelglocke mit einer bestimmten liturgischen
            Funktion fest zu verbinden (z. B.. Tauf-, Trau-, Sterbe-, Bet-, Vaterunser-, Sonntagsglocke).  5 Die Sonntagsglocke (Dominica) ist – abgesehen von Großläuten – stets die größte Glocke des Geläutes, die regelmäßig zum sonntäglichen
            Hauptgottesdienst läutet.
         

          6 Als Signierglocken werden vorgeschlagen (V – I = Tonhöhe von oben nach unten):
            
               
                  
                  
                  
                  
                  
                  
               
               
                  
                     	
                     	
                        Zweiergeläute

                     
                     	
                        Dreiergeläute

                     
                     	
                        Vierergeläute

                     
                     	
                        Fünfergeläute

                     
                     	
                  

               
               
                  
                     	
                        Taufglocke

                     
                     	
                        II

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        IV

                     
                     	
                        V

                     
                     	
                  

                  
                     	
                        Trauglocke

                     
                     	
                        II

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        IV

                     
                     	
                  

                  
                     	
                        Sterbeglocke

                     
                     	
                        I

                     
                     	
                        II

                     
                     	
                        II

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                  

                  
                     	
                        Betglocke

                     
                     	
                        I

                     
                     	
                        I

                     
                     	
                        II

                     
                     	
                        II

                     
                     	
                  

                  
                     	
                        Dominica

                     
                     	
                        I

                     
                     	
                        I

                     
                     	
                        I

                     
                     	
                        II

                     
                     	
                  

               
            

         

          7 Bei kleinen Geläuten von 1 bis 2 Glocken sollte man zum Zwecke reicherer Profilierung ihres Läutens von der geordneten Anwendung
            der verschiedenen Anschlags- und Läutearten (Halbszugsläuten, Anschlagen, Beiern, Vorspann, Niederschlag) stärker Gebrauch
            machen.  8 Ist nur eine Glocke vorhanden, so besteht allein diese Möglichkeit der Differenzierung.
         

          8 Der Sonntag ist grundsätzlich durch Läuten mit mehreren Glocken, d. h. durch reicheres Läuten, auszuzeichnen: zum Sonntag (Feiertag)
            gehört auch das Einläuten am Vortag.  10 Der Hauptgottesdienst hat als der für die ganze Gemeinde bestimmte Gottesdienst am Sonntagmorgen mit Predigt (und Sakramentsfeier)
            das Plenum mit der Dominica.  11 Dem Hauptgeläute eines Gottesdienstes geht im Abstand einer Viertel- oder halben Stunde das Vorläuten, d. h. das Läuten einer
            Glocke, voraus, um die Gemeinden an den bevorstehenden Gottesdienst zu erinnern.  12 Diesem Vorläuten kann im selben Zeitabstand ein weiteres Vorläuten vorausgehen.  13 Das Vorläuten ist im allgemeinen nur vor dem Hauptgottesdienst üblich; wo auch zu anderen Gottesdiensten vorgeläutet wird,
            mag es bei dieser Gewohnheit bleiben.
         

          14 Eine Gestaltung des Läutens nach dem Kirchenjahr kann bei Geläuten von mehr als 3 Glocken geschehen, indem die hohen Christenfeste (und die österliche Freudenzeit) durch
            Hinzutreten einer noch größeren Glocke oder einer hohen Glocke (oder beider) herausgehoben werden.
         

          15 Am Gründonnerstag läutet das Plenum zum Gloria in excelsis.
         

          16 Am Karfreitag wird nur zum Hauptgottesdienst am Vormittag, in der Todesstunde Jesu nachmittags 3 Uhr und zur Karvesper geläutet, und zwar
            zum Gottesdienst allein mit der größten Glocke, beim Vorläuten mit der zweiten Glocke; wo nur eine Glocke vorhanden ist, wird
            nur angeschlagen.
         

          17 Am Karsonnabend wird zu Gottesdiensten mit nur einer Glocke geläutet.
         

          18 Der Ostertag wird, wo die Osternacht gefeiert wird, an der dort vorgesehenen Stelle, sonst nach dem Herkommen am frühen Morgen des Ostertages
            oder auch am Vorabend (nicht vor 18 Uhr) eingeläutet.
         

          19 An Werktagen wird zu Gottesdiensten höchstens mit der Hälfte des Plenums geläutet.  20 Zu Kasualgottesdiensten sollte bei Geläuten von 2 bis 3 Glocken nur mit einer Glocke geläutet werden, bei größeren Geläuten
            mag man darüber hinausgehen.
         

          21 Die Betglocke ist täglich dreimal – früh, mittags und abends – zu läuten; das Gebetsläuten besteht gewöhnlich aus kurzem Läuten einer kleineren
            und Betglockenanschlag einer größeren Glocke.  22 Der Sonntag verdrängt das Gebetsläuten nicht.
         

          23 In der Neujahrsnacht kann mit dem Plenum geläutet werden.
         

          24 Die Scheideglocke wird zum Gedenken an das Verscheiden Jesu jeden Freitagnachmittag 3 Uhr (in manchen Gebieten auch vormittags 11 Uhr) geläutet;
            das Scheidegeläute kann auch durch Zuläuten einer zweiten Glocke ausgezeichnet werden.  25 Das Scheideläuten unterbleibt an Freitagen, die auf den 24. bis 26. Dezember sowie auf den 1. oder 6. Januar fallen.  26 Das Geläute bei der Beerdigung von Gliedern anderer Konfessionen sowie von Selbstmördern unterliegt gliedkirchlicher Regelung.
         

          27 Staatliche Feiertrage, die gottesdienstlich nicht begangen werden, gelten hinsichtlich der Läuteordnung als Werktage.
         

          28 Die folgende Tabelle will die dargelegten Grundsätze an einigen Beispielen anschaulich machen.  29 Die genaue Festlegung örtliche Läuteordnungen kann unter Berücksichtigung des Einzelfalls erfolgen.
         

          30 Die Glocken sind in der Reihenfolge ihres Einsetzens aufgeführt.
         

         
            
               
               
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Gottesdienstlicher
Anlass
                     

                  
                  	
                     1 Glocke

                  
                  	
                     Zweiergeläut

                  
                  	
                     Dreiergeläut

                  
                  	
                     Vierergeläut

                  
               

            
            
               
                  	
                     Sonntag und Hauptgottesdienst

                  
               

               
                  	
                     Einläuten

                  
                  	
                  	
                  	
                  	
               

               
                  	
                     Am Vortag ____________________

                  
                  	
                     normal

                  
                  	
                     II + I

                  
                  	
                     III + II (+ I)

                  
                  	
                     IV + III + II

                  
               

               
                  	
                     Vor Festtagen ____________________

                  
                  	
                     3 Pulse

                  
                  	
                     II + I 3 Pulse

                  
                  	
                     III + II + I
3 Pulse
                     

                  
                  	
                     IV + III + II (+ 1) 3 Pulse

                  
               

               
                  	
                     Am Sonntagmorgen____________________

                  
                  	
                     normal

                  
                  	
                     II + I

                  
                  	
                     III + II (+ I)

                  
                  	
                     IV + III + II

                  
               

               
                  	
                     An Festtagen ____________________

                  
                  	
                     3 Pulse

                  
                  	
                     II + I 3 Pulse

                  
                  	
                     III + II + I
3 Pulse
                     

                  
                  	
                     IV + III + II (+ 1) 3 Pulse

                  
               

               
                  	
                     Vorläuten

                  
                  	
                  	
                  	
                  	
               

               
                  	
                     (60 und 30 oder 30 und 15 Minuten vor Beginn des Gottesdienstes)

                  
                  	
                  	
               

               
                  	
                     1. Puls ____________________

                  
                  	
                     normal

                  
                  	
                     II

                  
                  	
                     III

                  
                  	
                     IV

                  
               

               
                  	
                     2. Puls ____________________

                  
                  	
                     normal

                  
                  	
                     I

                  
                  	
                     II

                  
                  	
                     III

                  
               

               
                  	
                     Zusammenläuten

                  
                  	
                  	
                  	
               

               
                  	
                  	
                  	
                     (Vorspann)

                  
                  	
                     (Vorspann)

                  
                  	
                     (Vorspann)

                  
               

               
                  	
                     An Sonntagen ____________________

                  
                  	
                     normal

                  
                  	
                     II + I

                  
                  	
                     III + II + I

                  
                  	
                     IV + III + II

                  
               

               
                  	
                     An Festtagen ____________________

                  
                  	
                     (Beiern)
normal
                     

                  
                  	
                     (Beiern oder Vorspann)

                  
                  	
                     (Beiern oder Vorspann)

                  
                  	
                     (Beiern oder Vorspann)

                  
               

               
                  	
                  	
                  	
                     II + I

                  
                  	
                     III + II + I

                  
                  	
                     IV + III + II + I

                  
               

               
                  	
                     Sanktusglocke ____________________

                  
                  	
                     normal

                  
                  	
                     II

                  
                  	
                     II

                  
                  	
                     II

                  
               

               
                  	
                     Vater-Unser-Glocke____________________

                  
                  	
                     normal

                  
                  	
                     II

                  
                  	
                     II

                  
                  	
                     II

                  
               

               
                  	
                     Sonstige Gottesdienste

                  
               

               
                  	
                     Mette und Vesper ____________________

                  
                  	
                     normal

                  
                  	
                     II + I

                  
                  	
                     III + II

                  
                  	
                     IV + III (Festtage + II)

                  
               

               
                  	
                     Beichtgottesdienst ____________________

                  
                  	
                     normal

                  
                  	
                     II

                  
                  	
                     III

                  
                  	
                     II

                  
               

               
                  	
                     (stets mit Nachschlag)

                  
                  	
                  	
                  	
                  	
               

               
                  	
                     Kindergottesdienst ____________________

                  
                  	
                     normal

                  
                  	
                     II

                  
                  	
                     III + II

                  
                  	
                     IV + III

                  
               

               
                  	
                     Alle Arten von Wochengottesdiensten: wie Mette und Vesper
Passionsgottesdienste: mit Nachschlag
                     

                  
                  	
                  	
               

               
                  	
                     Karfreitag

                  
               

               
                  	
                     Einläuten

                  
                  	
                     normal

                  
                  	
                     I

                  
                  	
                     I

                  
                  	
                     I

                  
               

               
                  	
                     Vorläuten

                  
                  	
                     Halbzug

                  
                  	
                     II

                  
                  	
                     II

                  
                  	
                     II

                  
               

               
                  	
                     Zusammenläuten ____________________

                  
                  	
                     normal

                  
                  	
                     I + Nachschlag

                  
                  	
                     I + Nachschlag

                  
                  	
                     I + Nachschlag

                  
               

               
                  	
                  	
                     + Nachschlag

                  
                  	
                  	
                  	
               

               
                  	
                     An Buß- und Bettagen und an Bittagen

                  
               

               
                  	
                     Einläuten ____________________

                  
                  	
                     normal

                  
                  	
                     I

                  
                  	
                     I

                  
                  	
                     II

                  
               

               
                  	
                     Vorläuten ____________________

                  
                  	
                     Halbzug

                  
                  	
                     II

                  
                  	
                     II

                  
                  	
                     III

                  
               

               
                  	
                     Zusammenläuten ____________________

                  
                  	
                     Anschlagen

                  
                  	
                     I + Nachschlag

                  
                  	
                     I + Nachschlag

                  
                  	
                     II + Nachschlag

                  
               

               
                  	
                     Handlungen

                  
               

               
                  	
                     Taufe ____________________

                  
                  	
                     normal

                  
                  	
                     II

                  
                  	
                     III

                  
                  	
                     IV

                  
               

               
                  	
                     Trauung ____________________

                  
                  	
                     normal

                  
                  	
                     II

                  
                  	
                     III + II

                  
                  	
                     IV + III

                  
               

               
                  	
                     Beerdigung ____________________

                  
                  	
                  	
                     3mal Betglockenanschlag in allen Geläuten

                  
               

               
                  	
                  	
                     + normal

                  
                  	
                     + I

                  
                  	
                     (+ III) + II

                  
                  	
                     III + II

                  
               

               
                  	
                     (bei Kindern ebenso)

                  
                  	
                  	
                  	
                  	
               

               
                  	
                     Sterbeglocke ____________________

                  
                  	
                  	
                     3mal Betglockenanschlag in allen Geläuten

                  
               

               
                  	
                  	
                     + normal

                  
                  	
                     + I

                  
                  	
                     + II

                  
                  	
                     + II

                  
               

               
                  	
                     Betglocke

                  
               

               
                  	
                     Betglocke ____________________

                  
                  	
                     normal

                  
                  	
                     I

                  
                  	
                     II

                  
                  	
                     II

                  
               

               
                  	
                  	
                     mit nachfolgendem Betglockenanschlag (bei Dreier- und Vierergeläut der nächsttieferen Glocke)

                  
               

               
                  	
                     Scheideglocke 3mal Betglockenanschlag

                  
                  	
                  	
                  	
               

               
                  	
                  	
                     + normal

                  
                  	
                     + I

                  
                  	
                     + I

                  
                  	
                     + II

                  
               

            
         

      

      

   
      

      
         Kirchengesetz über kirchliche Dienste, Einrichtungen und Werke in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Werkegesetz
            – WG)
         

      

      
         Vom 20. November 2010 

      

      
         (ABl. S. 309)
         

      

      Die Landessynode der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 55 Absatz 2 Nummer 2, Artikel 80 Absatz 1 Nummer 2 in Verbindung mit Artikel 78 Absatz 4 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland vom 5. Juli 2008 (Kirchenverfassung EKM – KVerfEKM,
         ABl. S. 183) das folgende Kirchengesetz beschlossen:
      

      
         Inhaltsübersicht 

      

      
         
            
               	
                  
                     Abschnitt 1: Grundsätze

                  

               
            

            
               	§ 1 
               	Aufgaben und Stellung
            

            
               	§ 2
               	Geltungsbereich
            

            
               	
                  
                     Abschnitt 2: Anerkennung rechtlich selbständiger Einrichtungen und Werke

                  

               
            

            
               	§ 3
               	Voraussetzungen der Anerkennung
            

            
               	§ 4
               	Verfahren der Anerkennung
            

            
               	§ 5
               	Wirkung der Anerkennung
            

            
               	§ 6
               	Erlöschen der Anerkennung
            

            
               	§ 7
               	Diakonische Einrichtungen
            

            
               	
                  
                     Abschnitt 3: Unselbständige Dienste, Einrichtungen und Werke

                  

               
            

            
               	§ 8
               	Errichtung und Arbeitsweise
            

            
               	
                  
                     Abschnitt 4: Zusammenwirken der Dienste, Einrichtungen und Werke

                  

               
            

            
               	§ 9
               	Zusammenarbeit
            

            
               	§ 10
               	Konferenz der Dienste, Einrichtungen und Werke
            

            
               	
                  
                     Abschnitt 5: Schlussbestimmungen

                  

               
            

            
               	§ 11
               	Schlussbestimmungen
            

            
               	§ 12
               	Inkrafttreten, Außerkrafttreten
            

         
      

      

      

      

         

      

      
            Abschnitt 1:
Grundsätze
            

         

         
                     § 1 
Aufgaben und Stellung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Zur Erfüllung des kirchlichen Auftrags unterhalten die kirchlichen Körperschaften der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                     rechtlich unselbständige Dienste, Einrichtungen und Werke.  2 Darüber hinaus können rechtlich selbständige Körperschaften, die kirchliche Aufgaben wahrnehmen, gemäß dieses Gesetzes als
                     kirchliche Einrichtungen und Werke anerkannt werden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Dienste, Einrichtungen und Werke bestehen insbesondere 
                  

                  
                     
                        	
                            für Gottesdienst und Verkündigung, 

                        

                        	
                            für den Dienst der Seelsorge, 

                        

                        	
                            für die Förderung von Gemeindeaufbau und -entwicklung, 

                        

                        	
                            für diakonische, missionarische und ökumenische Aufgaben, 

                        

                        	
                            für den Dienst an verschiedenen Gruppen der Gesellschaft,

                        

                        	
                            für die Bereiche von Kirchenmusik, Erziehung, Bildung und Publizistik. 

                        

                     

                  

                   2 Sie unterstützen und ergänzen den Dienst der Kirchengemeinden, Kirchenkreise und der Landeskirche. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Dienste, Einrichtungen und Werke sind ungeachtet ihrer Rechtsform Wesens- und Lebensäußerung der Kirche und an deren Auftrag
                     und Ordnung gebunden.  2 Sie stehen unter dem Schutz und der Fürsorge der Landeskirche und sind deren Leitungsorganen verantwortlich.  3 Sie arbeiten im Rahmen der kirchlichen Ordnung eigenverantwortlich.
                  

               

               
                     § 2
Geltungsbereich
                     

                  

                  Dieses Gesetz gilt für rechtlich unselbständige und rechtlich selbständige anerkannte Dienste, Einrichtungen und Werke in
                     der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland einschließlich diakonischer Einrichtungen. 
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 2:
Anerkennung rechtlich selbständiger Einrichtungen und Werke
            

         

         
                     § 3
Voraussetzungen der Anerkennung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Kirchliche Einrichtungen und Werke, welche die Grundsätze der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland für
                     ihre Arbeit anerkennen und Aufgaben nach Artikel 2 der Kirchenverfassung EKM erfüllen, können als Einrichtung oder Werk der
                     Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland anerkannt werden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ob kirchliche Einrichtungen und Werke die Voraussetzungen für eine Anerkennung nach Absatz 1 erfüllen, ist anhand einer Gesamtschau
                     der nachstehenden Anerkennungsvoraussetzungen zu beurteilen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Grundlegende Kennzeichen kirchlicher Einrichtungen und Werke als Wesens- und Lebensäußerung der Kirche sind 
                  

                  
                     
                        	
                            die Erfüllung kirchlicher Aufgaben im Einklang mit dem Selbstverständnis der Kirche sowie 

                        

                        	
                            die im Statut  auf Dauer angelegte und institutionelle Verbindung zur Kirche. 

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Erfüllung eines kirchlichen Auftrags im Einklang mit dem Selbstverständnis der Kirche kann insbesondere erkennbar werden
                     durch
                  

                  
                     
                        	
                            die Entwicklung eines an den Grundsätzen der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland orientierten Leitbildes
                              und die entsprechende Gestaltung der Außendarstellung,
                           

                        

                        	
                            die Qualifizierung und Förderung der Mitarbeitenden im Blick auf die geistliche Ausrichtung ihrer Arbeit,

                        

                        	
                            die Mitwirkung von Ehrenamtlichen, die den kirchlichen Auftrag mittragen,

                        

                        	
                            die Feier von Gottesdiensten oder Andachten,

                        

                        	
                            das Vorhalten von Räumlichkeiten für Gottesdienste, Andachten, seelsorgliche Gespräche oder die persönliche Besinnung,

                        

                        	
                            die Erfüllung des Auftrags in der Dienstgemeinschaft aller Mitarbeitenden in beruflicher und ehrenamtlicher Tätigkeit.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die dauerhafte Verbindung von kirchlichen Einrichtungen und Werken und Kirche wird 
                  

                  insbesondere gewährleistet durch

                  
                     
                        	
                            die im Statut1 festgelegte Verpflichtung, in die leitenden Organe solche Personen zu berufen, die bereit sind, ihre Leitungstätigkeit im
                              Sinne des kirchlichen Auftrags wahrzunehmen und einer evangelischen Kirche, anderenfalls einer Kirche angehören, die Mitglied
                              der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen ist oder in ihr mitarbeitet,
                           

                        

                        	
                            die Mitwirkung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland bei Änderungen des Statuts gemäß § 5 Absatz 5 in Verbindung mit § 4,
                           

                        

                        	
                            die erklärte Bereitschaft, das für ihre Arbeit maßgebliche kirchliche Recht anzuwenden sowie

                        

                        	
                            Personen, die aufgrund eines kirchlichen Auftrags in der Einrichtung oder dem Werk als geborene oder gewählte Organmitglieder
                              mitwirken.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die institutionelle Verbindung von kirchlichen Einrichtungen und Werken und Kirche kann insbesondere erkennbar werden durch
                  

                  
                     
                        	
                            Mitwirkung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland oder einer kirchlichen Stelle bei Bestellung und Abberufung von
                              Organmitgliedern,
                           

                        

                        	
                            Besuche durch Funktionsträger der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland, Visitationen und regelmäßige Berichte über die
                              Arbeit,
                           

                        

                        	
                            die Zusammenarbeit mit Kirchengemeinden,

                        

                        	
                            die Förderung durch kirchliche Zuwendungen, über deren zweckentsprechende Verwendung Rechenschaft abzulegen ist,

                        

                        	
                            gemeinsame Projekte.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Die Gemeinwohlorientierung kirchlicher Einrichtungen und Werke wird durch eine geordnete Verwaltung und ein geordnetes Haushalts-
                     und Rechnungswesen sichergestellt.  2 Gewinne werden für kirchliche, diakonische oder andere gemeinnützige Zwecke verwendet.  3 Unverhältnismäßige Gehälter und unverhältnismäßige sonstige Zahlungen werden ausgeschlossen.  4 Für den Fall der Auflösung oder Aufhebung einer Einrichtung wird eine gemeinwohlorientierte Anfallsberechtigung in der Regel
                     zugunsten von Trägern kirchlicher Arbeit im Statut vorgesehen.
                  

               

               
                     § 4
Verfahren der Anerkennung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Anerkennung erfolgt auf schriftlichen Antrag durch förmliche Entscheidung.  2 Sie kann mit Bedingungen oder Auflagen verbunden werden.  3 Ein Rechtsanspruch auf kirchliche Anerkennung besteht nicht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Über die Anerkennung entscheidet 
                  

                  
                     
                        	
                            bei landeskirchenweit oder überregional tätigen Einrichtungen und Werken das Kollegium des Landeskirchenamtes,

                        

                        	
                            bei lokal und regional tätigen Einrichtungen und Werken der Kreiskirchenrat des Kirchenkreises am Sitz dieser Einrichtung;
                              die Entscheidung bedarf der Genehmigung durch das Landeskirchenamt. 
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Gegen die Versagung der Anerkennung ist Beschwerde zulässig. Im Falle des Absatz 2 Nummer 1 ist der Landeskirchenrat zuständig,
                     im Falle des Absatzes 2 Nummer 2 das Kollegium des Landeskirchenamtes; diese entscheiden endgültig.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Beschluss über die Anerkennung ist im Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland zu veröffentlichen, im
                     Falle des Absatzes 2 Nummer 1 unter Hinzufügung des Statuts.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Das Landeskirchenamt führt ein Verzeichnis der anerkannten kirchlichen Einrichtungen und Werke.  2 Es kann das Verzeichnis mit den folgenden Daten öffentlich zugänglich machen
                  

                  
                     
                        	
                            Name,

                        

                        	
                            Sitz und Anschrift,

                        

                        	
                            Zweck,

                        

                        	
                            Tag der Anerkennung.

                        

                     

                  

               

               
                     § 5
Wirkung der Anerkennung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die anerkannten Einrichtungen und Werke sind als kirchliche Lebensäußerung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland zugeordnet.
                      2 Mit ihrer Anerkennung werden diese Einrichtungen und Werke unbeschadet ihrer Rechtsstellung nach weltlichem Recht Bestandteil
                     der Kirche.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die anerkannten kirchlichen Einrichtungen und Werke ordnen und verwalten ihre Angelegenheiten im Rahmen ihres Statuts selbständig
                     nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Bestellung leitender Organmitglieder oder leitender hauptamtlicher Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter findet im Benehmen
                     mit der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland statt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Das Datenschutzrecht und das Mitarbeitervertretungsrecht gelten in anerkannten Einrichtungen und Werken direkt und unmittelbar.
                     
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Für Änderungen des Statuts gilt § 4 entsprechend.
                  

               

               
                     § 6
Erlöschen der Anerkennung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Von der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland anerkannte kirchliche Einrichtungen und Werke können auf ihre Rechtsstellung
                     als Einrichtung oder Werk der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland verzichten, soweit das Statut oder andere rechtliche
                     Regelungen dem nicht entgegenstehen.  2 Damit erlischt auch die Zuordnung zur Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Anerkennung als Einrichtung oder Werk der Kirche kann widerrufen werden, wenn in der Gesamtschau der Voraussetzungen,
                     unter denen die Anerkennung nach § 3 erfolgt ist, diese nicht mehr ausreichend erfüllt sind.  2 Über den Widerruf entscheidet die Stelle, die die Anerkennung erteilt hat, § 4 Absatz 2 Nummer 2 2. Halbsatz gilt entsprechend.  3 Vor der Entscheidung über den Widerruf ist die Einrichtung oder das Werk zu hören.  4 Gegen den Entzug ist innerhalb eines Monats nach Zugang der Entscheidung Beschwerde an den Landeskirchenrat zulässig; dieser
                     entscheidet endgültig.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Kirchliche Zuwendungsgeber können bei Erlöschen der Anerkennung kirchliche Zuwendungen in angemessener Höhe zurückfordern.
                     
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Das Erlöschen der Anerkennung ist im Amtsblatt bekannt zu machen.
                  

               

               
                     § 7
Diakonische Einrichtungen
                     

                  

                   1 Einrichtungen, die nach der Verordnung über die Zuordnung diakonischer Einrichtungen zur Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                     als Mitglied des Diakonischen Werkes der Kirche zugeordnet sind, gelten als anerkannt im Sinne des § 3.  2 Die Rechte und Pflichten dieser Einrichtungen richten sich nach der Satzung des Diakonischen Werkes. 
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 3:
Unselbständige Dienste, Einrichtungen und Werke
            

         

         
                     § 8
Errichtung und Arbeitsweise
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Rechtlich unselbständige Dienste, Einrichtungen und Werke werden für einzelne kirchliche Aufgaben durch Beschluss des zuständigen
                     Leitungsorgans der jeweiligen kirchlichen Körperschaft (Träger) errichtet.  2 Mit dem Errichtungsbeschluss soll zugleich über ein Statut beschlossen werden, in dem insbesondere Aufgaben und Arbeitsweise
                     geregelt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Rechtlich unselbständige Dienste, Einrichtungen und Werke sind mit ihrem Träger Bestandteil der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für rechtlich unselbständige Dienste, Einrichtungen und Werke gilt das kirchliche Recht unmittelbar.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Rechtlich unselbständige Dienste, Einrichtungen und Werke können durch Beschluss des Trägers aufgelöst werden.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 4:
Zusammenwirken der Dienste, Einrichtungen und Werke
            

         

         
                     § 9
Zusammenarbeit
                     

                  

                   1 Dienste, Einrichtungen und Werke arbeiten grundsätzlich eigenverantwortlich.  2 Zur bestmöglichen Erfüllung ihrer Aufgaben stimmen sie ihre Arbeit untereinander und mit den kirchlichen Körperschaften ab.
                      3 Sie nehmen so den ihnen gegebenen Auftrag in gemeinsamer Verantwortung wahr.
                  

               

               
                     § 10
Konferenz der Dienste, Einrichtungen und Werke
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Dienste, Einrichtungen und Werke der Landeskirche bilden eine gemeinsame Konferenz (Werkekonferenz), die der gegenseitigen
                     Abstimmung und dem Erfahrungsaustausch dient.  2 Die Dienste, Einrichtungen und Werke sind zur Teilnahme eingeladen; über die Teilnahme entscheidet der jeweilige Rechtsträger.
                      3 Die diakonischen Einrichtungen werden durch das Diakonische Werk Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland e. V. vertreten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Werkekonferenz tritt in der Regel einmal im Jahr zusammen.  2 Sie wird von einer Dezernentin beziehungsweise einem Dezernenten oder einer beauftragten Referatsleiterin beziehungsweise
                     einem beauftragten Referatsleiter des Landeskirchenamtes geleitet.  3 Die Konferenz kann sich eine Geschäftsordnung geben, die der Bestätigung des Kollegiums des Landeskirchenamtes bedarf.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Werkekonferenz berät insbesondere über aktuelle Arbeitsvorhaben sowie über gesellschaftliche, kirchliche und theologische
                     Fragen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Werkekonferenz unterbreitet Vorschläge an den Landeskirchenrat für die Hinzuberufung von Mitgliedern aus Diensten, Einrichtungen
                     und Werken in die Landessynode.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 5:
Schlussbestimmungen
            

         

         
                     § 11
Schlussbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zuständige Stelle nach § 5 Absatz 3 und 5 ist für überregional oder landeskirchenweit tätige Einrichtungen und Werke das Landeskirchenamt und für lokal
                     und regional tätige Einrichtungen der Kreiskirchenrat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bereits anerkannte kirchliche Einrichtungen und Werke gelten als anerkannt
                     im Sinne dieses Gesetzes und bedürfen keiner erneuten Anerkennung.
                  

               

               
                     § 12
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2011 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Gleichzeitig tritt das Kirchengesetz über die Stellung kirchlicher Werke in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen
                     vom 30. Oktober 1999 (ABl. ELKTh S. 226) außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Statut – wird in diesem Gesetz als Oberbegriff für Ordnung, Satzung, Gesellschaftervertrag verwendet.

         

      

   
      

      
         Ordnung für das Evangelische Schulwerk
in Mitteldeutschland
         

      

      
         Vom 10. Dezember 2013

      

      
         (ABl. 2014 S. 13)
         

      

      Das Kollegium des Landeskirchenamtes hat aufgrund von Artikel 63 Absatz 2 Nummer 1 und 7 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Kirchenverfassung EKM - KVerfEKM) vom
         5. Juli 2008 (ABl. S. 183) im Einvernehmen mit der Evangelischen Landeskirche Anhalts, der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck und dem Diakonischen
         Werk Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland e. V. die folgende Ordnung beschlossen:
      

      
         Inhaltsübersicht

      

      
         
            
               	
                  
                     Präambel

                  

               
            

            
               	§ 1
               	Rechtsstellung, Sitz, Geschäftsführung
            

            
               	§ 2
               	Zweck, Aufgaben
            

            
               	§ 3
               	Mitarbeit der kirchlichen und diakonischen Träger
            

            
               	§ 4
               	Mitarbeit der anderen freien Träger
            

            
               	§ 5
               	Beendigung der Mitarbeit
            

            
               	§ 6
               	Trägerautonomie
            

            
               	§ 7
               	Die Trägerkonferenz und deren Vorsitzender
            

            
               	§ 8
               	Aufgaben und Geschäftsgang der Trägerkonferenz
            

            
               	§ 9
               	Der Leitungskreis und dessen Vorsitzender
            

            
               	§ 10
               	Aufgaben und Geschäftsgang des Leitungskreises
            

            
               	§ 11
               	Übergangsbestimmungen
            

            
               	§ 12
               	Änderung der Ordnung
            

            
               	§ 13
               	Gleichstellungsbestimmung
            

            
               	§ 14
               	Inkrafttreten
            

         
      

      

      
            Präambel

         

          1 Evangelische Schulen nehmen auf der Grundlage des Evangeliums von Jesus Christus Verantwortung für Bildung und Erziehung gegenüber
            heranwachsenden Generationen und der Gesellschaft wahr.  2 Sie sind eine Lebensäußerung der evangelischen Kirche und stehen jedem Schüler ungeachtet der Konfessionszugehörigkeit offen.
             3 Die Schulgemeinschaft in evangelischen Schulen soll jungen Menschen, deren Eltern und Lehrkräften vielfältige Erfahrungen
            der Begegnung mit Religion und Kirche im Schulalltag ermöglichen und ihnen ein am christlichen Glauben orientiertes Lebensverständnis
            eröffnen, das die eigene Person, die Offenheit im Umgang mit anderen Menschen und ein eigenverantwortetes Handeln in Kirche
            und Gesellschaft bejaht.  4 Im Evangelischen Schulwerk können die Träger zur Stärkung des Profils und der Qualität ihrer Schulen miteinander sowie mit
            der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland und dem Diakonischen Werk Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland e. V. 
            zusammenarbeiten und auf diesem Weg Unterstützung erfahren.
         

      

      
                     § 1
Rechtsstellung, Sitz, Geschäftsführung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Evangelische Schulwerk in Mitteldeutschland (im Folgenden: Evangelisches Schulwerk) ist ein unselbstständiges Werk der
                     Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (im Folgenden: EKM) mit Sitz in Erfurt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Geschäfte des Evangelischen Schulwerks führt das Landeskirchenamt der EKM (im Folgenden: Landeskirchenamt).
                  

               

               
                     § 2
Zweck, Aufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Evangelische Schulwerk soll das Profil, die Vernetzung, die gegenseitige Unterstützung und die Qualität der evangelischen
                     Schulen auf dem Gebiet der EKM stärken.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die im Evangelischen Schulwerk mitarbeitenden Träger unterstützen sich gegenseitig und stimmen die Profil- und Qualitätsentwicklung
                     ihrer Schulen miteinander, mit der EKM und mit dem Diakonischen Werk Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland e. V. (im
                     Folgenden: Diakonisches Werk) ab.  2 Die Zusammenarbeit geschieht insbesondere durch
                  

                  
                     
                        	
                            die Beteiligung am Diskurs über Grundsatzfragen zum Leitbild, zum Profil und zur Qualität des evangelischen Schulwesens,

                        

                        	
                            den Austausch über Entwicklungen des evangelischen Schulwesens sowie über aktuelle schul- und bildungspolitische Themen,

                        

                        	
                            die Erarbeitung von Empfehlungen für die EKM und für das Diakonische Werk zur Weiterentwicklung des evangelischen Schulwesens
                              sowie zu schul- und bildungspolitischen Fragestellungen,
                           

                        

                        	
                            die Koordinierung der Öffentlichkeitsarbeit sowie der schul- und bildungspolitischen Arbeit der Träger in Kirche, Staat und
                              Gesellschaft,
                           

                        

                        	
                            die Beratung und gegenseitige Information zu inhaltlichen, personellen, organisatorischen und wirtschaftlichen Fragen der
                              evangelischen Schulen und deren Träger,
                           

                        

                        	
                            die Koordinierung der Zusammenarbeit miteinander und mit anderen Bildungsträgern,

                        

                        	
                            die Beratung zu Möglichkeiten der Kooperation für evangelische Schulen und deren Träger,

                        

                        	
                            die Beförderung und Unterstützung der Evaluation der Arbeit der evangelischen Schulen und deren Träger,

                        

                        	
                            die Beförderung und Unterstützung der Fortbildung der Mitarbeitenden der evangelischen Schulen durch die Feststellung von
                              Fortbildungsbedarfen und die Vermittlung von Teilnahmemöglichkeiten an geeigneten Fortbildungsangeboten.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Evangelische Schulwerk nimmt seine Aufgaben im Kontakt mit anderen schulischen Zusammenschlüssen insbesondere im Freistaat
                     Thüringen, im Land Sachsen-Anhalt, im Freistaat Sachsen und im Land Brandenburg sowie in der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     wahr.
                  

               

               
                     § 3
Mitarbeit der kirchlichen und diakonischen Träger
                     

                  

                   1 Kirchliche Körperschaften, selbstständige kirchliche Einrichtungen, Werke und Stiftungen der EKM und deren Untergliederungen
                     sowie andere juristische Personen, die Mitglied im Diakonischen Werk sind, können ihre Mitarbeit im Evangelischen Schulwerk
                     schriftlich gegenüber dem Landeskirchenamt erklären, wenn sie als freie Träger eine staatlich genehmigte Schule im Kirchengebiet
                     betreiben.  2 Das Diakonische Werk kann unabhängig von einer Schulträgerschaft im Evangelischen Schulwerk mitarbeiten.
                  

               

               
                     § 4
Mitarbeit der anderen freien Träger
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Freie Träger staatlich genehmigter Schulen im Gebiet der EKM, auf die § 3 nicht zutrifft, können ihre Mitarbeit im Evangelischen Schulwerk schriftlich beim Landeskirchenamt beantragen.  2 Sie können zur Mitarbeit zugelassen werden, wenn sie folgende Voraussetzungen erfüllen:
                  

                  
                     
                        	
                            Die Schulkonzepte des Trägers beinhalten als Zielsetzung die Entwicklung eines evangelischen Schulprofils, insbesondere eine
                              am Evangelium orientierte Bildung und Erziehung der Schüler.
                           

                        

                        	
                            Der Träger verfolgt gemeinnützige Zwecke im Sinne der Abgabenordnung und ist bestrebt, dauerhaft die Voraussetzungen für
                              eine staatliche Genehmigung der von ihm betriebenen Schulen zu erfüllen.
                           

                        

                        	
                            Die Schulen des Trägers bieten allen ihren Schülern die Teilnahme am evangelischen Religionsunterricht im Umfang von mindestens
                              zwei Wochenstunden an. Zur Absicherung einer jederzeitigen Einsichtnahme in den Religionsunterricht durch Vertreter der EKM
                              legt der Träger eine schriftliche Einverständniserklärung vor.
                           

                        

                        	
                            Die Mehrzahl der Mitglieder der leitenden Organe des Trägers sowie der leitenden Mitarbeitenden der Schulen ist Mitglied
                              einer evangelischen Kirche. Die übrigen Mitglieder der Leitungsgremien des Trägers und die übrigen Mitarbeitenden der Schulen
                              sollen in der Regel einer Kirche angehören, die Mitglied in einer Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland
                              ist oder dort mitarbeitet.
                           

                        

                        	
                            Der Träger verwirklicht die Beteiligung seiner Mitarbeitenden an der Verantwortung des gemeinsamen Dienstes durch die Bildung
                              und Zusammenarbeit mit einer Mitarbeitervertretung entsprechend der kirchlichen Ordnung.
                           

                        

                        	
                            Der Träger wendet das Arbeitsvertragsrecht einschließlich der Arbeitsrechtsregelungen der EKM oder des Diakonischen Werks
                              in der Fassung der Beschlüsse der jeweils sachlich zuständigen Arbeitsrechtlichen Kommission an.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Über die Zulassung zur Mitarbeit entscheidet das Landeskirchenamt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Landeskirchenamt kann Ausnahmen von den Voraussetzungen gemäß Absatz 1 Nummer 4 bis 6 zulassen, wenn der Träger
                  

                  
                     
                        	
                            hierfür wichtige Gründe benennt, deren Vorliegen nachweist und

                        

                        	
                            schriftlich versichert, dass er im Falle einer Mitarbeit im Evangelischen Schulwerk bestrebt ist, alsbald die noch unerledigten
                              Voraussetzungen zu erfüllen.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Ein Anspruch auf Zulassung zur Mitarbeit im Evangelischen Schulwerk besteht nicht.
                  

               

               
                     § 5
Beendigung der Mitarbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Mitarbeit im Evangelischen Schulwerk endet, wenn der Träger 
                  

                  
                     
                        	
                            eine entsprechende Erklärung schriftlich gegenüber dem Landeskirchenamt abgibt,

                        

                        	
                            vorbehaltlich § 4 Absatz 3 mindestens eine der Voraussetzungen gemäß § 4 Absatz 1 nicht oder nicht mehr erfüllt oder
                           

                        

                        	
                            die Rechtsfähigkeit verliert. 

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Einen bevorstehenden Verlust seiner Rechtsfähigkeit hat der Träger unverzüglich nach Kenntniserlangung dem Landeskirchenamt
                     schriftlich anzuzeigen. 
                  

               

               
                     § 6
Trägerautonomie
                     

                  

                  Soweit die kirchliche Ordnung keine weitergehenden Regelungen vorsieht, bleibt im Übrigen die Selbstständigkeit der im Evangelischen
                     Schulwerk mitarbeitenden Träger unberührt.
                  

               

               
                     § 7
Die Trägerkonferenz und deren Vorsitzender
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Trägerkonferenz des Evangelischen Schulwerks gehören an:
                  

                  
                     
                        	
                            insgesamt höchstens drei Vertreter der kirchlichen Schulstiftungen, 

                        

                        	
                            jeweils ein Vertreter für jeden weiteren mitarbeitenden Träger,

                        

                        	
                            sofern dieses im Evangelischen Schulwerk mitarbeitet, ein Vertreter des Diakonischen Werkes,

                        

                        	
                            als Vorsitzender ein Vertreter des für das evangelische Schulwesen zuständigen Dezernates des Landeskirchenamtes.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Vertreter gemäß Absatz 1 Nummer 1 bis 3 können von den sie entsendenden Trägern jederzeit abberufen werden. Für den Fall
                     der Verhinderung oder des Ausscheidens des Vertreters ist dem Landeskirchenamt jeweils ein Stellvertreter oder ein Nachfolger
                     zu benennen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Als sachverständige Gäste können im Einvernehmen mit dem Landeskirchenamt an den Trägerkonferenzen mitwirken:
                  

                  
                     
                        	
                            ein Vertreter des Pädagogisch-Theologischen Instituts der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland und der Evangelischen
                              Landeskirche Anhalts,
                           

                        

                        	
                            ein Vertreter des Kinder- und Jugendpfarramtes der EKM. 

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Evangelische Landeskirche Anhalts und die Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck können jeweils einen Vertreter als
                     ständigen Gast zu den Trägerkonferenzen entsenden.
                  

               

               
                     § 8
Aufgaben und Geschäftsgang der Trägerkonferenz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Trägerkonferenz hat insbesondere folgende Aufgaben:
                  

                  
                     
                        	
                            die Beratung und Festlegung der Grundsätze der Arbeit des Evangelischen Schulwerks, 

                        

                        	
                            die Entscheidung über die Einsetzung und Beauftragung von projektbezogenen oder regionalen Arbeitsgruppen zur Erfüllung von
                              Aufgaben des Evangelischen Schulwerks gemäß § 2 Absatz 2,
                           

                        

                        	
                            die Entgegennahme und Diskussion der Berichte aus den Arbeitsgruppen,

                        

                        	
                            die Entscheidung über die Entsendung von Vertretern des Evangelischen Schulwerks in andere Gremien,

                        

                        	
                            die Benennung je eines Vertreters sowie dessen jeweiligen Stellvertreters zur Repräsentanz der Grundschulen, der Förderschulen,
                              der Sekundarstufe I, der Berufsbildenden Schulen und der Sekundarstufe II der allgemeinbildenden Gymnasien im Leitungskreis.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Bei der Benennung der Mitglieder des Leitungskreises nach Absatz 1 Nummer 5 soll die Trägerkonferenz auf eine ausgewogene
                     Beteiligung der Vertreter aus dem Freistaat Thüringen und der Vertreter aus dem Land Sachsen-Anhalt achten.  2 Die Benennung erfolgt für einen Zeitraum von vier Jahren.  3 Erneute Benennung ist zulässig.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Trägerkonferenz soll mindestens zweimal im Jahr auf Einladung des Vorsitzenden zu Beratungen zusammentreten.  2 Verlangen mindestens zwei Drittel der Träger unter Angabe eines Grundes das Zusammentreten der Trägerkonferenz, soll der Vorsitzende
                     unverzüglich eine außerordentliche Trägerkonferenz in geeigneter Form einberufen. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Vorsitzende leitet die Trägerkonferenz.  2 Dieser kann ein anderes Mitglied des Leitungskreises mit der Leitung beauftragen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Willensbildung in der Trägerkonferenz erfolgt im Wege der kollegialen Beratung. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Über die wesentlichen Ergebnisse der Trägerkonferenz wird ein Protokoll aufgenommen, das innerhalb einer Frist von zwei Monaten
                     nach der Sitzung den Vertretern und Gästen zuzuleiten ist.  2 Der Vorsitzende kann einen Mitarbeitenden des Landeskirchenamtes mit der Protokollführung und der Übersendung der Protokolle
                     beauftragen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                          1 Trägerkonferenzen sind nicht öffentlich.  2 Ergänzend zu § 7 Absatz 3 können auf Veranlassung des Leitungskreises weitere sachverständige Gäste zu einzelnen oder zu allen Tagesordnungspunkten
                     einer Trägerkonferenz hinzugezogen werden.
                  

               

               
                     § 9
Der Leitungskreis und dessen Vorsitzender
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dem Leitungskreis des Evangelischen Schulwerks gehören als Mitglied an:
                  

                  
                     
                        	
                            die von der Trägerkonferenz gemäß § 8 Absatz 1 Nummer 5 benannten Vertreter,
                           

                        

                        	
                            der Vertreter gemäß § 7 Absatz 1 Nummer 3,
                           

                        

                        	
                            als Vorsitzender der Vertreter gemäß § 7 Absatz 1 Nummer 4.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Bei Verhinderung oder bei vorzeitigem Ausscheiden eines Mitglieds gemäß Absatz 1 Nummer 1 tritt der Stellvertreter mit allen Rechten und Pflichten an dessen Stelle in den Leitungskreis ein.  2 Für einen nachrückenden Stellvertreter benennt die Trägerkonferenz auf ihrer nächsten Sitzung für den verbleibenden Zeitraum
                     gemäß § 8 Absatz 2 Satz 2 einen neuen Stellvertreter.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Vertreter gemäß § 7 Absatz 4 können als Gäste an den Sitzungen des Leitungskreises teilnehmen. 
                  

               

               
                     § 10
Aufgaben und Geschäftsgang des Leitungskreises
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Dem Leitungskreis obliegt die kontinuierliche Wahrnehmung der Aufgaben des Evangelischen Schulwerks.  2 Zu seinen Aufgaben gehören insbesondere
                  

                  
                     
                        	
                            die Festlegung und fachliche Begleitung der von der Trägerkonferenz zu beratenden Themen,

                        

                        	
                            die Koordinierung der Interessen der im Evangelischen Schulwerk mitarbeitenden Träger,

                        

                        	
                            die Beobachtung und Kommunikation von kirchlichen, staatlichen und gesellschaftlichen Verlautbarungen und Entscheidungen,
                              
                           

                        

                        	
                            die Vorbereitung und Durchführung der Sitzungen der Trägerkonferenz,

                        

                        	
                            die Vorbereitung, Begleitung und Koordinierung der Arbeit der gemäß § 8 Absatz 1 Nummer 2 eingesetzten Arbeitsgruppen,
                           

                        

                        	
                            die Einsetzung, Beauftragung und Begleitung von Arbeitsgruppen zur Erfüllung der nicht bis zur nächsten Trägerkonferenz aufschiebbaren
                              Aufgaben des Evangelischen Schulwerks,
                           

                        

                        	
                            die Weiterbearbeitung und Präsentation der von den Arbeitsgruppen vorgelegten Arbeitsergebnisse,

                        

                        	
                            die Erarbeitung und Weiterleitung von Empfehlungen gemäß § 2 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3,
                           

                        

                        	
                            die Entscheidung über die Hinzuziehung von sachverständigen Gästen gemäß § 8  Absatz 7 Satz 2.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Leitungskreis soll mindestens viermal im Jahr zusammentreten.  2 Im Übrigen gilt für seine Einberufung und für seinen Geschäftsgang § 8 Absatz 3 bis 5 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Protokolle sind nach der jeweiligen Sitzung des Leitungskreises innerhalb einer Frist von einem Monat den Mitgliedern und
                     Gästen zuzuleiten.  2 Im Übrigen gilt § 8 Absatz 6 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Die Sitzungen des Leitungskreises sind nicht öffentlich.  2 Sachverständige Gäste kann der Vorsitzende zu einzelnen oder zu allen Tagesordnungspunkten einer Sitzung hinzuziehen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Der Vorsitzende vertritt die Interessen des Evangelischen Schulwerks in der Öffentlichkeit, gegenüber den Trägern und innerhalb
                     der mitwirkenden Kirchen.
                  

               

               
                     § 11
Übergangsbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Mitglieder nach der bisherigen Ordnung für das Evangelische Schulwerk in Mitteldeutschland vom 17./22. Januar 2008 (ABl. S. 33) übernehmen mit dem Inkrafttreten dieser Ordnung die sich jeweils für sie zukünftig ergebenden Funktionen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bis zur Bildung des Leitungskreises nimmt das Landeskirchenamt dessen Aufgaben einstweilen wahr.
                  

               

               
                     § 12
Änderung der Ordnung
                     

                  

                   1 Die Trägerkonferenz kann dem Kollegium Änderungen dieser Ordnung vorschlagen.  2 Das Kollegium ist bei seiner Entscheidung an diese Vorschläge nicht gebunden. 
                  

               

               
                     § 13
Gleichstellungsbestimmung
                     

                  

                  Die in dieser Ordnung verwendeten Personen-, Funktions- und Amtsbezeichnungen gelten für Frauen und Männer in gleicher Weise.

               

               
                     § 14
Inkrafttreten
                     

                  

                   1 Diese Ordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2014 in Kraft.  2 Gleichzeitig tritt die Ordnung für das Evangelische Schulwerk in Mitteldeutschland vom 17./22. Januar 2008 (ABl. S. 33) außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Verordnung über die Errichtung der Evangelischen Schulstiftung in Mitteldeutschland
 (Schulstiftung der EKM)
         

      

      
         Vom 24. Oktober 2008 

      

      
         (ABl. 2009 S. 131)
         

      

      Die Kirchenleitung der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland hat gemäß Artikel 7 Absatz 2 Nummer 8 in Verbindung mit Artikel 11 Absatz 3 Nummer 3 der Vorläufigen Ordnung der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland vom 18. Mai 2004 (ABl. ELKTh S. 84, ABl. EKKPS S. 60, ABl. EKM 2006 S. 215) die folgende Verordnung beschlossen:
      

      
                     § 1

                  

                   1 Bildung und Erziehung sind Grundanliegen der evangelischen Kirche.  2 Zur Förderung von Erziehung und Bildung in evangelischer Verantwortung errichtet die Kirchenleitung der Föderation Evangelischer
                     Kirchen in Mitteldeutschland hiermit kraft der ihr verliehenen und staatlich anerkannten Rechte die
                  

                  Evangelische Schulstiftung in Mitteldeutschland
(Schulstiftung der EKM)

                  als rechtsfähige kirchliche Stiftung des öffentlichen Rechts
und gibt dieser die nachstehende Satzung. 
                  

               

               
                     § 2

                  

                   1 Die Stiftung wird mit einem Kapital in Höhe von
8.977.517,00 Euro (in Worten: acht Millionen neunhundertsiebenundsiebzig Tausend fünfhundertsiebzehn Euro)
ausgestattet.  2 Dieses Kapital wird von der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen zur Verfügung gestellt.
                  

               

               
                     § 3

                  

                   1 Evangelische Schulen, die sich mit Ablauf des 31. Dezember 2008 in Trägerschaft der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen
                     befinden, werden mit Wirkung ab dem 1. Januar 2009 von der Stiftung in Trägerschaft genommen und weiter betrieben.  2 Die Stiftung übernimmt gleichzeitig das dem Schulbetrieb dienende bewegliche und unbewegliche Vermögen und tritt als Rechtsnachfolgerin
                     der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen in die sonstigen Rechtsverhältnisse, insbesondere die Dienstverhältnisse
                     der an den Schulen beschäftigten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen ein.  3 Das Nähere regelt eine vom Landeskirchenrat der Evangelisch- Lutherischen Kirche in Thüringen erlassene Verordnung, die sowohl
                     für die Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland als auch für die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland verbindlich
                     ist. 
                  

               

               
                     § 4

                  

                   1 Die Kirchenleitung der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland ist für die Errichtung der Stiftung gemäß Artikel
                     7 Absatz 2 Nummer 8 in Verbindung mit Artikel 11 Absatz 3 Nummer 3 der Vorläufigen Ordnung der Föderation Evangelischer Kirchen
                     in Mitteldeutschland zuständig.  2 Die Stiftungserrichtung erfolgt unter Berücksichtigung von Artikel 7 Absatz 2 Satz 2 des Vertrages des Freistaats Thüringen
                     mit den Evangelischen Landeskirchen im Freistaat Thüringen vom 15. März 1994 (ABl. ELKTh S. 85).  3 Sie bedarf der Genehmigung des zuständigen Ministeriums des Freistaats Thüringen. 
                  

               

               
                     § 5

                  

                  Diese Verordnung tritt am 1. November 2008 in Kraft.

               

            

         

      

      

            

         

      

      

   
      

      
         Satzung der Evangelischen Schulstiftung 
in Mitteldeutschland
 (Schulstiftung der EKM)
         

      

      
         Vom 24. Oktober 2008 

      

      
         (ABl. 2009 S. 132),
zuletzt geändert durch Beschluss vom 17. März 2017 (ABl. 2018 S. 124)
         

      

      
         
            
               	
                  
                     Inhaltsübersicht
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               	§ 12 
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               	Rechnungsprüfung
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            Präambel

         

          1 Mit Errichtung der Evangelischen Schulstiftung in Mitteldeutschland nimmt die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland gegenüber
            heranwachsenden Generationen und der Gesellschaft ihre Bildungsverantwortung wahr.  2 Ihren Bildungsauftrag erfüllt sie durch die Förderung von Bildung und Erziehung in evangelischer Verantwortung, insbesondere
            durch die Förderung von Bildungseinrichtungen in evangelischer Trägerschaft sowie deren Gründung und deren Übernahme in die
            Trägerschaft der Stiftung.
         

          3 Die Arbeit der Stiftung geschieht auf der Grundlage des christlichen Menschen- und Weltbildes mit dem Ziel einer ganzheitlichen
            Bildung und Erziehung von Kindern und Jugendlichen.  4 Durch ihre Arbeit unterstützt und fördert die Stiftung Bildungseinrichtungen, die sich reformpädagogischen Ansätzen sowie
            der Inklusion und Integration von jungen Menschen ebenso verpflichtet sehen wie den Zielen der Bildungsgerechtigkeit, der
            Friedenserziehung und der Bewahrung der Schöpfung. 
         

          5 Bildungseinrichtungen der Evangelischen Schulstiftung in Mitteldeutschland leisten ihren Beitrag zur Erziehung und Bildung
            auf der Grundlage des Evangeliums.  6 Insbesondere das Leben in der Schulgemeinschaft einer evangelischen Schule soll Schülerinnen und Schüler, Lehrerinnen und
            Lehrer und Eltern zu einem am christlichen Glauben orientierten Lebensverständnis hinführen, das die Annahme der eigenen Person,
            die Offenheit im Umgang mit anderen Menschen und ein verantwortliches Handeln in Kirche und Gesellschaft bejaht.  7 Ziel der Ausbildung an Schulen und an anderen Bildungseinrichtungen der Evangelischen Schulstiftung in Mitteldeutschland ist
            es, die besonderen Talente eines jeden jungen Menschen zur Entfaltung zu bringen und mit Kindern und Jugendlichen einen Lebenswandel
            in christlicher Verantwortung einzuüben. 
         

      

      
                     § 1 
Rechtsform, Name, Status, Sitz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Stiftung ist eine rechtsfähige kirchliche Stiftung des öffentlichen Rechts und trägt den Namen „Evangelische Schulstiftung
                     in Mitteldeutschland“.  2 Sie ist ein selbständiges Werk der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Stiftung hat ihren Sitz in Erfurt. 
                  

               

               
                     § 2 
Zweck
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Zweck der Stiftung ist die Förderung von Bildung und Erziehung in evangelischer Verantwortung.  2 Dies wird vor allem verwirklicht durch 
                  

                  
                     
                        	
                            Trägerschaft von evangelischen Bildungseinrichtungen, insbesondere von Schulen;

                        

                        	
                            Unterstützung von Initiativen und Vorhaben, die die Errichtung evangelischer Bildungseinrichtungen zum Gegenstand haben.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Stiftungszweck wird auch durch die Entwicklung und Pflege eines evangelischen Schulprofils sowie im Rahmen des Schulalltags
                     durch das Angebot des Evangelischen Religionsunterrichts und darüber hinaus durch regelmäßige Schulandachten und Schulgottesdienste
                     im Rhythmus des Kirchenjahres verwirklicht. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Der Stiftungszweck umfasst auch die Förderung von bildungsbezogener Forschung und Lehre.  2 Die Stiftung kann insbesondere zur Evaluierung und Weiterentwicklung von evangelischen Bildungseinrichtungen Forschungsaufträge
                     und Forschungsstipendien vergeben. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Zur Förderung eines einheitlichen Erscheinungsbildes evangelischer Schulen innerkirchlich sowie in der Öffentlichkeit arbeitet
                     die Evangelische Schulstiftung mit Trägern anderer Bildungseinrichtungen und mit dem für Bildungsfragen zuständigen Dezernat
                     des Landeskirchenamtes der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland zusammen, insbesondere kann sie mit ihnen Dienstleistungsverträge
                     abschließen. 
                  

               

               
                     § 3 
Schulen in Trägerschaft der Stiftung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Schulen in Trägerschaft der Stiftung sind Schulen in freier Trägerschaft entsprechend dem jeweils für sie maßgeblichen Landesrecht.
                      2 Sie sind in Erfüllung des Auftrags der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland auf den evangelischen Glauben ausgerichtet.
                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Schulen in Trägerschaft der Stiftung erfüllen die Kriterien gemäß § 3 Absatz 2 Ordnung des Evangelischen Schulwerks in Mitteldeutschland vom 17./22. Januar 2008 (ABl. EKM S. 33) oder die Voraussetzungen für eine Anerkennung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland als kirchliche Schule im Sinne
                     von § 3 Absatz 3 Kirchengesetz über die Unterstützung von Schulen in freier evangelischer und ökumenisch orientierter Trägerschaft
                     (Schulunterstützungsgesetz) vom 16. November 1997 (ABl. EKKPS S. 216). 
                  

               

               
                     § 4 
Vermögen, Verwendung der Mittel
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das anfängliche Grundstockvermögen der Stiftung ergibt sich aus dem Stiftungsgeschäft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Das Grundstockvermögen ist in seinem Bestand ungeschmälert zu erhalten.  2 Dem Grundstockvermögen wachsen Zustiftungen und diejenigen Zuwendungen zu, die dazu bestimmt sind.  3 Zuwendungen ohne Zweckbestimmung können dem Grundstockvermögen zugeführt werden. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Die Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden.  2 Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen
                     begünstigt werden. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Der Erfüllung des Stiftungszwecks dienen die Erträge des Stiftungsvermögens sowie Zuwendungen, soweit diese nicht als Zustiftungen
                     bestimmt sind.  2 Abweichend von Absatz 2 kann das Grundstockvermögen in einzelnen Geschäftsjahren bis zur Höhe von fünf vom Hundert des Vorjahresbestandes
                     in Anspruch genommen werden, soweit der Stiftungsrat zuvor mit der Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder durch Beschluss
                     festgestellt hat, dass die Entnahme des Geldbetrages zur Erfüllung des Stiftungszwecks dringend erforderlich ist; seine Rückführung
                     muss innerhalb der nächsten drei Geschäftsjahre sichergestellt sein. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Ein Rechtsanspruch auf die Zuwendung von Stiftungsmitteln besteht nicht. 
                  

               

               
                     § 5
Organe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Organe der Stiftung sind 
                  

                  
                     
                        	
                            der Stiftungsvorstand; 

                        

                        	
                            der Stiftungsrat. 

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Eine Person kann nicht beiden Organen gleichzeitig angehören. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Die Mitglieder der Organe sind verpflichtet, über Angelegenheiten, die ihrem Wesen nach vertraulich oder als solche ausdrücklich
                     bezeichnet worden sind, dauernd, auch nach dem Ausscheiden aus dem Amt, Verschwiegenheit zu wahren.  2 Eine entsprechende Verpflichtungserklärung ist bei der Übernahme des Amtes schriftlich abzugeben. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Die Mitgliedschaft in den Organen endet 
                  

                  
                     
                        	
                            mit dem Ablauf der Amtszeit, bei einem Vorstandsmitglied mit dem Ausscheiden aus dem Dienst der Stiftung; 

                        

                        	
                            durch Niederlegung des Amtes; 

                        

                        	
                            durch Abberufung.

                        

                     

                  

                   2 Die Beendigung der Mitgliedschaft gemäß Satz 1 Nummer 2 kann nur zum Ende eines Geschäftsjahres erfolgen, wenn die Niederlegung
                     des Amtes der oder dem Vorsitzenden des jeweiligen Organs mindestens sechs Monate vorher schriftlich angezeigt worden ist.
                      3 Aus wichtigem Grund kann das Amt mit sofortiger Wirkung niedergelegt werden.  4 Alle Mitglieder der Organe führen nach Ablauf ihrer Amtszeiten ihr Amt bis zum Amtsantritt des Nachfolgers/der Nachfolgerin
                     weiter, sofern eine Nachfolge bestimmt werden soll.  5 Diese Entscheidung hat unverzüglich zu erfolgen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                          1 Im Falle des Ausscheidens eines Vorstandsmitglieds vor Ablauf seiner Amtszeit kann vom Stiftungsrat ein neues Mitglied mit
                     neuer Amtszeit berufen werden.  2 Der Stiftungsrat hat eine gemeinsame Amtszeit.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Mitglieder der Organe haben Anspruch auf Ersatz ihrer angemessenen und nachgewiesenen Reisekosten sowie ihrer notwendigen
                     Auslagen.
                  

               

               
                     § 6
Vorstand, Vorsitz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Der Vorstand besteht aus bis zu drei stimmberechtigten Mitgliedern.  2 Die Mitgliedschaft im Vorstand setzt die Mitgliedschaft in der evangelischen Kirche voraus. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Die Vorstandsmitglieder werden vom Stiftungsrat für eine Amtszeit von sechs Jahren berufen.  2 Wiederberufung ist möglich.  3 Die Stiftung beschäftigt Vorstandsmitglieder nach Maßgabe des Stellenplans.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Besteht der Vorstand aus mehreren Mitgliedern, wählt der Stiftungsrat aus dem Kreis der Mitglieder des Vorstands einen Vorsitzenden
                     oder eine Vorsitzende.  2 Besteht der Vorstand aus mehr als zwei Mitgliedern, wird außerdem ein stellvertretender Vorsitzender oder eine stellvertretende
                     Vorsitzende gewählt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Eine Abberufung oder eine vorzeitige Beendigung des Dienstverhältnisses von Vorstandsmitgliedern bedarf mindestens der Stimmen
                     von zwei Dritteln der Mitglieder des Stiftungsrats.  2 Die vorzeitige Beendigung eines Dienstverhältnisses ist sowohl für Vorstandsmitglieder als auch für den Stiftungsrat nur aus
                     wichtigem Grund zulässig. 
                  

               

               
                     § 7
Geschäftsgang des Vorstands
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Vorstand tritt bei Bedarf, mindestens jedoch zweimal im Schulhalbjahr, zusammen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Die oder der Vorsitzende oder stellvertretende Vorsitzende lädt die Vorstandsmitglieder mit einer Frist von einer Woche schriftlich
                     unter Mitteilung der Tagesordnung zu den Sitzungen ein.  2 Die Ladungsfrist kann im Eilfall abgekürzt werden. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Der Vorstand entscheidet durch Beschluss.  2 Er ist beschlussfähig, wenn seine Mitglieder ordnungsgemäß geladen und mindestens zwei Mitglieder, unter ihnen die oder der
                     Vorsitzende oder stellvertretende Vorsitzende, anwesend sind.  3 Die Beschlüsse werden in der Regel mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder gefasst; Stimmenthaltungen bleiben
                     unberücksichtigt.  4 Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Beschlüsse können auch im schriftlichen Umlaufverfahren gefasst werden, wenn kein Vorstandsmitglied diesem Verfahren widerspricht.
                      2 Die im Umlaufverfahren gefassten Beschlüsse werden in die Niederschrift der nächstfolgenden Vorstandssitzung aufgenommen.
                     
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                          1 Über jede Sitzung des Vorstands ist eine Niederschrift anzufertigen, die von der oder dem Vorsitzenden oder stellvertretenden
                     Vorsitzenden zu unterzeichnen ist.  2 Beschlüsse sind im Wortlaut zu protokollieren.  3 Eine Ausfertigung der Niederschrift ist dem Stiftungsrat unverzüglich zuzuleiten. 
                  

               

               
                     § 8 
Aufgaben des Vorstands, Vertretung, Geschäftsführung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Der Vorstand verwaltet die Stiftung nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen und dieser Satzung in eigener Verantwortung.
                      2 Er hat dabei den Willen der Stifter so wirksam und nachhaltig wie möglich zu erfüllen.  3 Der Vorstand leitet die Stiftung im Rahmen der Beschlüsse des Stiftungsrats.  4 Er darf alle Geschäfte vornehmen, die der Erreichung des satzungsmäßigen Zwecks dienen.  5 Dabei ist er zur gewissenhaften und sparsamen Verwaltung des Stiftungsvermögens und der sonstigen Mittel verpflichtet. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Der Vorstand vertritt die Stiftung im Rechtsverkehr.  2 Die Mitglieder des Vorstands sind im Außenverhältnis jeweils allein vertretungsberechtigt.  3 Im Innenverhältnis ist jedes Mitglied an die Beschlüsse des Vorstands und des Stiftungsrats gebunden. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Darüber hinaus erfüllt der Vorstand insbesondere folgende Aufgaben:
                  

                  
                     
                        	
                            Aufstellung des Wirtschaftsplans, eines kaufmännischen Abschlusses und der Vermögensübersicht der Stiftung 

                        

                        	
                            Anstellung, Ernennung, Beförderung, Entlassung und Ruhestandsversetzung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Stiftung
                              im Rahmen des genehmigten Stellenplans; 
                           

                        

                        	
                            Erstellung des jährlichen Tätigkeitsberichts über die Erfüllung des Stiftungszwecks. 

                        

                     

                  

                   2 Im Übrigen ist der Vorstand für alle Angelegenheiten der Stiftung zuständig, die nicht dem Stiftungsrat oder dem pädagogischen
                     Beirat zugewiesen sind. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Eines der Vorstandsmitglieder ist insbesondere für die Weiterentwicklung der von der Stiftung getragenen Bildungseinrichtungen
                     zuständig.  2 Es beruft Einrichtungsleitungsversammlungen ein und berät sich mit den Leiterinnen und Leitern über die Angelegenheiten der
                     Bildungseinrichtungen.  3 Es ist Dienstvorgesetzter der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stiftung, soweit eine Geschäftsordnung die Wahrnehmung
                     dieser Aufgabe nicht abweichend regelt. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                          1 Die Abgrenzung der Befugnisse des Vorstands kann in einer Geschäftsordnung näher geregelt werden.  2 Die Geschäftsordnung erlässt auf Vorschlag des Vorstands der Stiftungsrat. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                          1 Der Vorstand ist dem Stiftungsrat für seine Arbeit verantwortlich.  2 Er berichtet dem Stiftungsrat regelmäßig über alle Angelegenheiten der Stiftung. 
                  

               

               
                     § 9
Stiftungsrat, Vorsitz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Der Stiftungsrat besteht einschließlich der oder dem Vorsitzenden aus mindestens sechs, höchstens elf stimmberechtigten Mitgliedern,
                     die ihr Amt ehrenamtlich ausüben.  2 Die Mitgliedschaft im Stiftungsrat setzt die Mitgliedschaft in einer evangelischen Kirche, andernfalls in einer zur Arbeitsgemeinschaft
                     Christlicher Kirchen in Deutschland e. V. gehörenden Kirche oder kirchlichen Gemeinschaft voraus.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Personen, die in einem neben- oder hauptberuflichen Dienstverhältnis zur Stiftung stehen, können nicht im Stiftungsrat mitwirken.
                     
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Den Vorsitz im Stiftungsrat führt die für Bildungsfragen zuständige Dezernentin oder der zuständige Dezernent des Landeskirchenamtes
                     der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland.  2 Die übrigen Mitglieder des Stiftungsrats werden von dem Landeskirchenrat der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland für
                     eine Amtszeit von fünf Jahren berufen; Wiederberufung ist möglich. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Stiftungsrat wählt aus der Mitte der berufenen Mitglieder für die Dauer seiner Amtszeit bis zu zwei stellvertretende
                     Vorsitzende.
                  

               

               
                     § 10
Geschäftsgang des Stiftungsrats
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Der Stiftungsrat tritt nach Bedarf, mindestens jedoch einmal pro Schulhalbjahr, zusammen.  2 Eine Sitzung des Stiftungsrats ist einzuberufen, wenn dies mindestens drei Mitglieder mit schriftlicher Begründung verlangen.
                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Die oder der Vorsitzende oder stellvertretende Vorsitzende lädt die Stiftungsratsmitglieder mit einer Frist von zwei Wochen
                     schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung zur Sitzung ein.  2 Die Ladungsfrist kann im Eilfall abgekürzt werden. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Der Stiftungsrat entscheidet durch Beschluss.  2 Er ist beschlussfähig, wenn seine Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind und mindestens die Hälfte der Mitglieder, unter ihnen
                     die oder der Vorsitzende oder stellvertretende Vorsitzende, anwesend ist.  3 Soweit diese Satzung keine abweichende Regelung vorsieht, werden Beschlüsse mit der Mehrheit der anwesenden Stiftungsratsmitglieder
                     gefasst; Stimmenthaltungen bleiben unberücksichtigt.  4 Wird Beschlussunfähigkeit festgestellt, hat die oder der Vorsitzende unverzüglich eine neue Sitzung des Stiftungsrats, die
                     innerhalb der nächsten zwei Wochen stattfinden muss, mit derselben Tagesordnung unter Einhaltung einer Ladungsfrist von mindestens
                     einer Woche einzuberufen.  5 Der zu einer erneuten Sitzung einberufene Stiftungsrat ist unabhängig von der Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig,
                     wenn die Einladung einen entsprechenden Hinweis enthält.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Beschlüsse können auch im schriftlichen Umlaufverfahren gefasst werden, wenn kein Mitglied des Stiftungsrats diesem Verfahren
                     widerspricht.  2 Die im Umlaufverfahren gefassten Beschlüsse werden in die Niederschrift der nächstfolgenden Sitzung des Stiftungsrats aufgenommen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                          1 Über jede Sitzung des Stiftungsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, die von der oder dem Vorsitzenden oder stellvertretenden
                     Vorsitzenden des Stiftungsrats und einem weiteren Mitglied zu unterzeichnen ist.  2 Beschlüsse sind im Wortlaut zu protokollieren.  3 Eine Ausfertigung der Beschlüsse ist dem Landeskirchenamt der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland unverzüglich zuzuleiten.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Sitzungen des Stiftungsrats sind nicht öffentlich. Der Vorstand nimmt beratend an den Sitzungen des Stiftungsrats teil.
                     
                  

               

               
                     § 11
Aufgaben des Stiftungsrats
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Der Stiftungsrat berät, unterstützt und überwacht den Vorstand bei seiner Tätigkeit.  2 Er nimmt den Jahresbericht des Vorstands entgegen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Der Beschlussfassung des Stiftungsrats sind folgende Angelegenheiten vorbehalten: 
                  

                  
                     
                        	
                            die Gründung oder Schließung von Bildungseinrichtungen sowie deren Übernahme in die Trägerschaft der Stiftung;

                        

                        	
                            der Erlass von Grundsätzen für die Anlage des Stiftungsvermögens; 

                        

                        	
                            der Erlass von Empfehlungen für die Verwaltung des Grundstockvermögens und die Verwendung der Stiftungsmittel; 

                        

                        	
                            die Inanspruchnahme des Grundstockvermögens nach § 4 Absatz 4 Satz 2; 
                           

                        

                        	
                            die Beschlussfassung über den Wirtschaftsplan einschließlich des Stellenplans der Stiftung;

                        

                        	
                            die Berufung und die Abberufung, die Begründung oder die Beendigung des Dienstverhältnisses der Mitglieder des Vorstands;

                        

                        	
                            die Bestellung eines pädagogischen Beirats nach § 14; 
                           

                        

                        	
                            der Erlass von Geschäftsordnungen für den Vorstand und den pädagogischen Beirat; 

                        

                        	
                            die Entlastung des Vorstands; 

                        

                        	
                            die Bestellung eines Wirtschaftsprüfers und die die Beschlussfassung über den Prüfungsbericht nach § 13 Absatz 2; 
                           

                        

                        	
                            Satzungsänderungen nach § 15 Absatz 1.
                           

                        

                     

                  

                   2 Der Stiftungsrat wirkt bei der Besetzung von Schulleiter- und Schulleiterinnenstellen mit. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Zustimmung des Stiftungsrats bedürfen:
                  

                  
                     
                        	
                            die Aufnahme von Darlehen, die einen Betrag von 50.000 Euro übersteigen;

                        

                        	
                            die Gewährung von dinglichen Sicherheiten und die Übernahme von Bürgschaften.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Stiftungsrat kann sich eine Geschäftsordnung geben. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Gegenüber den Vorstandsmitgliedern vertritt die oder der Vorsitzende oder stellvertretende Vorsitzende des Stiftungsrats
                     die Stiftung gerichtlich und außergerichtlich. 
                  

               

               
                     § 12 
Geschäftsjahr, Wirtschaftsplan, Rechnungslegung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Alle Einnahmen und Ausgaben der Stiftung sind für ein Geschäftsjahr zu veranschlagen und in den Wirtschaftsplan der Stiftung
                     einzusetzen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Vorstand erstellt einen kaufmännischen Abschluss einschließlich einer Vermögensübersicht sowie einen Bericht über die
                     Erfüllung des Stiftungszwecks und legt diese dem Stiftungsrat spätestens bis zum 31. Juli des Folgejahres vor. 
                  

               

               
                     § 13
Rechnungsprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Haushalts- und Wirtschaftsführung der Stiftung unterliegt der kirchlichen Rechnungsprüfung. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Auf Beschluss des Stiftungsrats hat der Vorstand die Haushalts- und Wirtschaftsführung der Stiftung durch einen Wirtschaftsprüfer
                     prüfen zu lassen.  2 Der Prüfauftrag kann sich auch auf die Erhaltung des Stiftungsvermögens sowie die satzungsgemäße Verwendung der Erträge und
                     etwaiger Zuwendungen erstrecken.  3 Der Stiftungsrat beschließt den Prüfbericht und gibt ihn dem Landeskirchenamt der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                     zur Kenntnis. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Haushalts- und Wirtschaftsführung der von der Stiftung getragenen Einrichtungen ist für jede Einrichtung getrennt vorzunehmen
                     und auszuweisen.
                  

               

               
                     § 14
Pädagogischer Beirat
                     

                  

                   1 Der Stiftungsrat kann einen pädagogischen Beirat bestellen.  2 Dieser hat die Aufgabe, den Vorstand und den Stiftungsrat in pädagogischen Angelegenheiten zu beraten, wobei religionspädagogisch-theologische
                     Fragestellungen Berücksichtigung erfahren sollen.  3 Näheres regelt eine auf Vorschlag des Vorstands vom Stiftungsrat zu beschließende Geschäftsordnung. 
                  

               

               
                     § 15
Satzungsänderungen, Aufhebung, Zusammenlegung, Vermögensanfall 
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Satzungsändernde Beschlüsse fasst der Stiftungsrat vorbehaltlich des Absatzes 2 mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner
                     Mitglieder.  2 Satzungsänderungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung des Landeskirchenrates der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland.
                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Über Satzungsänderungen, die den Zweck der Stiftung berühren, sowie über die Aufhebung der Stiftung oder ihre Zusammenlegung
                     mit einer anderen Stiftung beschließt der Landeskirchenrat der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland im Einvernehmen mit
                     dem Stiftungsrat. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Im Falle der Aufhebung der Stiftung fällt das nach Abzug aller Verbindlichkeiten verbleibende Vermögen an die Evangelische
                     Kirche in Mitteldeutschland mit der Maßgabe, es für Zwecke einzusetzen, die dem Stiftungszweck entsprechen. 
                  

               

               
                     § 16
Übergangsvorschriften
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Amtszeiten der zum Zeitpunkt der Satzungsänderung vom 17. März 2017 berufenen Mitglieder des Vorstandes bestimmen sich
                     abweichend von § 6 Absatz 2 nach dem Beschluss des Stiftungsrats vom 17. März 2017.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Amtszeiten der zum Zeitpunkt der Satzungsänderung vom 17. März 2017 berufenen Mitglieder des Stiftungsrats bestimmen
                     sich abweichend von § 9 Absatz 5 nach dem Beschluss des Landeskirchenrates vom 23. Mai 2014 bis zum 22. Mai 2020.
                  

               

            

         

      

      
                     

                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Verordnung  über die Zustimmung zur Errichtung  der Evangelischen Schulstiftung in Mitteldeutschland (Schulstiftung der EKM)
            und über die Regelung der Rechtsverhältnisse  der Schulen in Trägerschaft der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen
         

      

      
         Vom 24. Oktober 2008 

      

      
         (ABl. 2009 S. 135)
         

      

      Der Landeskirchenrat der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen hat gemäß § 83 Absatz 2 Nummer 4 Verfassung der Evangelisch-Lutherischen
         Kirche in Thüringen vom 2. November 1951 in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Dezember 2004 (ABl. EKM 2005 S. 42, 129) die folgende Verordnung beschlossen:
      

      
            Präambel

         

          1 Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Thüringen ist staatlich anerkannte Trägerin von Schulen in freier Trägerschaft.  2 Mit Inkrafttreten der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland vom 5. Juli 2008 (ABl. 183) am 1. Januar 2009 wird die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland Gesamtrechtsnachfolgerin der Evangelisch-Lutherischen
            Kirche in Thüringen.  2 Zur Fortschreibung der Solidargemeinschaft und zur Weiterentwicklung des Evangelischen Schulwesens sollen die von der Evangelisch-Lutherischen
            Kirche in Thüringen bisher wahrgenommenen Schulträgerschaften einschließlich sämtlicher damit verbundener Rechte und Pflichten
            auf die von der Kirchenleitung der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland errichtete Evangelische Schulstiftung
            in Mitteldeutschland (Schulstiftung der EKM) übergehen.
         

      

      
                     § 1
Zustimmung zur Errichtung der Evangelischen Schulstiftung in Mitteldeutschland
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Landeskirchenrat stimmt der von der Kirchenleitung der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland am 24. Oktober
                     2008 beschlossenen Verordnung über die Errichtung der Evangelischen Schulstiftung in Mitteldeutschland zu.  2 Diese Zustimmung umfasst auch sämtliche Regelungen der Stiftungssatzung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Thüringen stellt aus ihrem Vermögen zweckgebunden einen Betrag in Höhe von 8. 977.517,00
                     Euro (in Worten: acht Millionen neunhundertsiebenundsiebzig Tausend fünfhundertsiebzehn Euro) für die Ausstattung des Grundstockvermögens
                     der Evangelischen Schulstiftung in Mitteldeutschland zur Verfügung.
                  

               

               
                     § 2
Schulträgerschaften und Schulbetrieb
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Thüringen überträgt mit Wirkung ab dem 1. Januar 2009 vorbehaltlich der Genehmigung der Stiftung sowie der Übertragung der Schulträgerschaften durch den Freistaat Thüringen die
                     Trägerschaften einschließlich aller damit verbundenen Rechte und Pflichten folgender Schulen auf die Evangelische Schulstiftung
                     in Mitteldeutschland:
                  

                  
                     
                        	
                           Evangelische Grundschule Gotha,

                        

                        	
                           Evangelische Grundschule Ufhoven,

                        

                        	
                           Evangelische Grundschule Nordhausen,

                        

                        	
                           Evangelische Grundschule Eisenach,

                        

                        	
                           Johannesschule Saalfeld - Evangelische Grundschule,

                        

                        	
                            Evangelische Grundschule Mühlhausen,

                        

                        	
                           Evangelische Regelschule Mühlhausen,

                        

                        	
                           Evangelisches Gymnasium Mühlhausen,

                        

                        	
                           Martin-Luther-Gymnasium Eisenach,

                        

                        	
                           Christliches Gymnasium Jena,

                        

                        	
                           Christliches Spalatin-Gymnasium Altenburg.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ab dem Übergang der Schulträgerschaften gemäß Absatz 1 soll die Evangelische Schulstiftung in Mitteldeutschland den Betrieb
                     der Schulen mit allen  Rechten und Pflichten als Rechtsnachfolgerin der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen weiter
                     führen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der in Absatz 1 und 2 sowie in § 3 niedergelegte Wille der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen ist für die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland
                     auch dann verbindlich, wenn aufgrund nicht rechtzeitig erteilter staatlicher Genehmigungen die Schulträgerschaften und der
                     damit verbundene Schulbetrieb im Wege der Gesamtrechtsnachfolge zunächst auf die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland
                     übergehen.  2 Zur Verwirklichung des Willens hat die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland alle erforderlichen Erklärungen und Handlungen
                     anstelle der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen gegenüber den jeweils zuständigen Personen und Stellen unverzüglich
                     nach Erteilung der Genehmigungen vorzunehmen.
                  

               

               
                     § 3
Schulinventar und Schulgrundstücke
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Eigentum, Besitz sowie alle sonstigen Rechtsverhältnisse an sämtlichem beweglichen Inventar und an allen in der Anlage genannten
                     Schulgrundstücken einschließlich der Aufbauten der in § 2 Absatz 1 genannten Schulen werden mit Wirkung ab dem 1. Januar 2009 auf die Evangelische Schulstiftung in Mitteldeutschland
                     übertragen.  2 Der Vermögensübergang umfasst auch sämtliche mit den vorbenannten Rechten verbundenen oder aufgrund dieser Rechte entstandenen
                     weiteren Rechte und Vertragsverhältnisse. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für den Fall, dass ein Vermögensübergang mangels rechtzeitig erteilter staatlicher Genehmigungen zunächst im Wege der Gesamtrechtsnachfolge
                     auf die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland erfolgt, gilt § 2 Absatz 3 entsprechend.
                  

               

               
                     § 4
Arbeits- und Ausbildungsverhältnisse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Alle Arbeits- und Ausbildungsverhältnisse der an den in § 2 Absatz 1 genannten Schulen beschäftigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden mit Wirkung ab dem 1. Januar 2009 aufgrund dieser Verordnung auf die Evangelische Schulstiftung in Mitteldeutschland mit allen Rechten und Pflichten übergeleitet.
                      2 Die Rechte und Pflichten der Arbeitsverhältnisse bestimmen sich nach dem in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                     geltenden Kirchlichen Arbeitsvertragsrecht.  3 Kündigungen dürfen aus Anlass des Übergangs der Schulträgerschaften von der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen auf
                     die Evangelische Schulstiftung in Mitteldeutschland oder vorübergehend auf die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland durch
                     die jeweilige Arbeitgeberin nicht ausgesprochen werden.  4 Das Recht zur Kündigung von Arbeitsverhältnissen aus anderen Gründen bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für den Fall, dass Arbeits- und Ausbildungsverhältnisse mangels rechtzeitig erteilter staatlicher Genehmigungen zunächst im
                     Wege der Gesamtrechtsnachfolge auf die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland übergehen, gilt § 2 Absatz 3 entsprechend.
                  

               

               
                     § 5
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. November 2008 in Kraft.

               

            

         

      

      
                     

                  

               

            

         

      

      
            Anlage zu § 3 Absatz 1 Satz 1
            

         

         
            
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Schule 

                  
                  	
                     Grundstück 

                  
                  	
                     Recht am Grundstück

                  
               

               
                  	
                     Evangelische Grundschule Gotha

                  
                  	
                     Flur 19Flurstück 150/967931 m²

                  
                  	
                     Eigentum (Kaufvertrag vom 10.05.2005)

                  
               

               
                  	
                     Evangelische Grundschule Ufhoven (Bad Langensalza)

                  
                  	
                     Flur 14Flurstück 565780 m²

                  
                  	
                     Erbbaurecht für 33 Jahre (Erbbaurechtsvertrag vom 12.09.2002)

                  
               

               
                  	
                     Evangelische Grundschule Nordhausen

                  
                  	
                     Flur 3Flurstücke 2/5, 2/7, 134/1

                  
                  	
                     unbefristetes Mietverhältnis (Mietvertrag mit der Stadt Nordhausen vom 11.05.2007)

                  
               

               
                  	
                     Evangelische Grundschule Eisenach

                  
                  	
                     Räume im Gebäude, Mosewaldstraße 9, 99817 Eisenach nebst Freifläche

                  
                  	
                     unbefristetes Mietverhältnis (Mietvertrag mit dem Diakonia e.V. vom 15.08.2003, zuletzt geändert am 17.03.2008)

                  
               

               
                  	
                     Johannesschule Saalfeld – Evangelische Grundschule

                  
                  	
                     Räume in der Staatlichen Regelschule „Geschwister Scholl“, Pfortenstraße 16, 07318 Saalfeld nebst Freifläche

                  
                  	
                     unbefristetes Mietverhältnis (Mietvertrag mit der Stadt Saalfeld vom 27.08.2007, zuletzt geändert am 25.04.2008)

                  
               

               
                  	
                     Evangelische Grundschule Mühlhausen (Klassenstufen 1-2)

                  
                  	
                     Flur 65Flurstücke 452/173, 453/173

                  
                  	
                     unbefristetes Nutzungsrecht (Nutzungsvertrag mit dem Evangelischen Kirchspiel Mühlhausen vom 18.04.2007)

                  
               

               
                  	
                     Evangelische Grundschule Mühlhausen (Klassenstufen 3-4)

                  
                  	
                      Flur 56 Flurstück 15/8  14981 m²

                  
                  	
                     Erbbaurecht für 30 Jahre (Erbbaurechtsvertrag vom 26.07.2007)

                  
               

               
                  	
                     Evangelische Regelschule Mühlhausen

                  
               

               
                  	
                     Evangelisches Gymnasium Mühlhausen

                  
               

               
                  	
                     Martin-Luther-Gymnasium Eisenach

                  
                  	
                     Flur 54Flurstücke 4687, 4688, 4691, 4692, 46933546 m²

                  
                  	
                     Eigentum (Kaufvertrag vom 03.08.1994)

                  
               

               
                  	
                     Christliches Gymnasium Jena

                  
                  	
                     Flur 2Flurstück 1/226573 m²

                  
                  	
                     Eigentum (Kaufvertrag vom 21.08.1998)

                  
               

               
                  	
                     Christliches Spalatin-Gymnasium Altenburg

                  
                  	
                     Flur 103Flurstücke 284/3, 285/13336 m²

                     ____________________

                     


                     


                     Flur 103Flurstücke 248/9, 284/4, 284/5, 292/55394 m²

                  
                  	
                     Erbbaurecht für 75 Jahre (Erbbaurechtsvertrag vom 11.11.2004)

                     ____________________

                     


                     


                     Eigentum(Kaufvertrag vom 25.06.2008)

                  
               

            
         

      

      

   
      

      
         Verordnung über die Errichtung der
Johannes-Schulstiftung der Evangelischen
Kirche der Kirchenprovinz Sachsen
(Evangelische Johannes-Schulstiftung)
         

      

      
         Vom 21. Februar 2008

      

      
         (ABl. S. 257)
         

      

      Die Kirchenleitung der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen hat gemäß Artikel 80 Abs. 2 Nr. 7 der Grundordnung der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen die folgende Verordnung beschlossen:

         Bildung und Erziehung sind Grundanliegen der evangelischen Kirche. Zur Förderung von Erziehung und Bildung in evangelischen
            Schulen errichtet die Kirchenleitung der Kirchenprovinz Sachsen hiermit kraft der ihr verliehenen und staatlich anerkannten
            Rechte die
         

         Johannes-Schulstiftung
der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen
(Evangelische Johannes-Schulstiftung)

         als rechtsfähige kirchliche Stiftung des öffentlichen Rechts
und gibt dieser die nachstehende Satzung.
         

         Die Stiftung wird mit einem Kapital von
1400 000 (in Worten: eine Million vierhunderttausend Euro)
ausgestattet. Diese Kapital wird in Höhe von 1000 000 (in Worten: eine Million Euro) von der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz
            Sachsen sowie auf der Grundlage gesonderter Vereinbarungen in Höhe von 250 000 (in Worten: zweihundertfünfzigtausend Euro)
            von der Johanniter-Unfallhilfe e. V. und in Höhe von 150 000 (in Worten: einhundertfünfzigtausend Euro) von der Provinzial-Sächsischen
            Genossenschaft des Johanniterordens zur Verfügung gestellt.
         

         Die Kirchenleitung der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen ist für die Errichtung der Stiftung gemäß Artikel 80
            Abs. 2 Nr. 7 der Grundordnung der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen in der Fassung der Bekanntmachung vom 2.
            Juli 2004 (ABl. EKKPS S. 78), zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 18. November 2006 (ABl. EKM S. 247), zuständig. Die Stiftungserrichtung erfolgt unter Berücksichtigung von Artikel 8 Abs. 3 des Vertrages des Landes Sachsen-Anhalt mit den Evangelischen Landeskirchen in Sachsen-Anhalt vom 15. September 1993. Sie
            bedarf der Genehmigung der Landesregierung des Landes Sachsen-Anhalt.
         

      

      

   
      

      
         Satzung der Johannes-Schulstiftung der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen 
(Evangelische Johannes-Schulstiftung)
Vom 18. Januar 2008 (ABl. S. 232), 
zuletzt geändert durch Beschluss vom 17. März 2017
         

      

      
         (ABl. 2018 S. 127)
         

      

      
         Inhaltsübersicht

      

      
         
            
               	
                  
                     Präambel

                  

               
            

            
               	§ 1
               	Name, Rechtsform, Sitz
            

            
               	§ 2
               	Zweck
            

            
               	§ 3
               	Schulen in Trägerschaft der Stiftung
            

            
               	§ 4
               	Vermögen, Verwendung der Mittel
            

            
               	§ 5
               	Organe
            

            
               	§ 6
               	Vorstand, Vorsitz
            

            
               	§ 7
               	Geschäftsgang des Vorstands
            

            
               	§ 8
               	Aufgaben des Vorstands, Vertretung, Geschäftsführung
            

            
               	§ 9
               	Kuratorium, Vorsitz
            

            
               	§ 10
               	Geschäftsgang des Kuratoriums
            

            
               	§ 11
               	Aufgaben des Kuratoriums
            

            
               	§ 12
               	Geschäftsjahr, Wirtschaftsplan, Rechnungslegung
            

            
               	§ 13
               	Rechnungsprüfung
            

            
               	§ 14
               	Pädagogischer Beirat
            

            
               	§ 15
               	Satzungsänderungen, Aufhebung der Stiftung, Zusammenlegung mit einer anderen Stiftung, Vermögensanfall
            

            
               	§ 16
               	Übergangsvorschriften
            

         
      

      

      
            Präambel

         

         Mit der Errichtung der Evangelischen Johannes-Schulstiftung möchten die Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen, die
            Provinzial-Sächsische Genossenschaft des Johanniterordens und die Johanniter-Unfall-Hilfe e. V. ihren Willen bekräftigen,
            ihren Bildungsauftrag bezüglich der heranwachsenden Generation wahrzunehmen.
         

         Schulen der Evangelischen Johannes-Schulstiftung leisten ihren Beitrag zur Erziehung und Bildung auf der Grundlage des Evangeliums.
            Das Leben in der Schulgemeinschaft einer evangelischen Schule soll dazu beitragen, dass Schülerinnen und Schüler, Lehrerinnen
            und Lehrer und Eltern zu einem am christlichen Glauben orientierten Lebensverständnis finden, das zur Annahme der eigenen
            Person, zur Offenheit im Umgang mit anderen Menschen und zu verantwortlichem Handeln in Kirche und Gesellschaft führt.
         

         Ziel der Ausbildung an Schulen der Evangelischen Johannes-Schulstiftung ist es, die Entwicklung der Schülerinnen und Schüler
            zu eigenständigem Denken, Fühlen und Handeln zu fördern, ein Verhalten aus sozialer Verantwortung mit ihnen einzuüben und
            sie zu einem erfolgreichen Schulabschluss zu führen.
         

         
                     § 1
Name, Rechtsform, Sitz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Stiftung trägt den Namen „Johannes-Schulstiftung der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen (Evangelische Johannes-Schulstiftung)“
                     und ist ein Werk der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (EKM).  2 Sie ist eine rechtsfähige kirchliche Stiftung des öffentlichen Rechts.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Stiftung hat ihren Sitz in Magdeburg.
                  

               

               
                     § 2
Zweck
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Zweck der Stiftung ist die Förderung von Bildung und Erziehung, von Religion und Glauben und in diesem Zusammenhang auch von
                     Forschung und Lehre.  2 Dieses schließt Zuwendungen für die Schaffung und Unterhaltung der erforderlichen Bauten ein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Stiftungszweck der Förderung von Bildung und Erziehung wird vor allem verwirklicht  durch
                  

                  
                     
                        	
                            die Neugründung und Übernahme von Trägerschaften von evangelischen Schulen, insbesondere von Sekundarschulen, 

                        

                        	
                            die Unterstützung von Projekten, die die Errichtung evangelischer Schulen durch andere Körperschaften zum Gegenstand haben,

                        

                        	
                            die Zusammenarbeit mit Trägern anderer evangelischer Schulen und dem für Schulen zuständigen Dezernat des Landeskirchenamtes
                              der EKM zur Förderung eines einheitlichen Erscheinungsbildes evangelischer Schulen in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland.
                              
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Stiftungszweck der Förderung von Religion und Glauben wird im Rahmen des Schulbetriebs insbesondere durch den Evangelischen
                     Religionsunterricht als Pflichtfach sowie durch Schulandachten und Schulgottesdienste verwirklicht.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Stiftungszweck der Förderung von Forschung und Lehre soll im Rahmen der dafür einzuwerbenden Stiftungsmittel insbesondere
                     durch die Vergabe von Forschungsstipendien verwirklicht werden.
                  

               

               
                     § 3
Schulen in Trägerschaft der Stiftung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Schulen in Trägerschaft der Stiftung sind Schulen in freier Trägerschaft nach Landesrecht. Sie werden in Erfüllung des
                     Auftrags der Kirche nach den Grundsätzen evangelischen Glaubens und evangelischer Erziehung geführt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Schulen in Trägerschaft der Stiftung müssen die Kriterien für eine Anerkennung der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz
                     Sachsen als kirchliche Schule im Sinne von § 3 Absatz 3 Kirchengesetz über die Unterstützung von Schulen in freier evangelischer und ökumenisch orientierter Trägerschaft (Schulunterstützungsgesetz)
                     vom 16. November 1997 (ABl. EKKPS S. 216) oder im Sinne von § 3 Absatz 2 Ordnung des Evangelischen Schulwerks in Mitteldeutschland vom 17./22. Januar 2008 (ABl. EKM S. 33) erfüllen.  2 Die in der EKM geltende Arbeitsvertragsordnung EKD Ost ist anzuwenden.
                  

               

               
                     § 4
Vermögen, Verwendung der Mittel
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Grundstockvermögen besteht aus einem Anfangsvermögen in Höhe von 1.400.000 Euro. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Grundstockvermögen ist in seinem Bestand ungeschmälert zu erhalten. Ihm wachsen Zustiftungen und diejenigen Zuwendungen
                     zu, die dazu bestimmt sind. Zuwendungen ohne Zweckbestimmung können dem Stiftungsvermögen zugeführt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden.  2 Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen
                     begünstigt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Erfüllung des Stiftungszwecks dienen die Erträge des Stiftungsvermögens sowie Zuwendungen, soweit diese nicht als Zustiftungen
                     bestimmt sind.  2 Das Grundstockvermögen kann in einzelnen Geschäftsjahren bis zur Höhe von 5 vom Hundert des Vorjahresbestandes in Anspruch
                     genommen werden, soweit das Kuratorium zuvor mit der Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder durch Beschluss festgestellt
                     hat, dass die Entnahme des Betrages zur Erfüllung des Stiftungszwecks dringend erforderlich ist; seine Rückführung muss innerhalb
                     der nächsten drei Geschäftsjahre sichergestellt sein.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Ein Rechtsanspruch auf die Zuwendung von Stiftungsmitteln besteht nicht.
                  

               

               
                     § 5
Organe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Organe der Stiftung sind
                  

                  
                     
                        	
                            der Vorstand,

                        

                        	
                            das Kuratorium.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ein Mitglied kann nicht beiden Organen der Stiftung gleichzeitig angehören.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei der Übernahme ihres Amtes geben die Mitglieder der Organe schriftlich die Versicherung ab, die kirchliche Aufgabe der
                     Stiftung und ihrer Einrichtungen als Werk christlichen Glaubens zu wahren und zu fördern.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Mitglieder sind verpflichtet, über Angelegenheiten, die ihrem Wesen nach vertraulich oder als solche ausdrücklich bezeichnet
                     worden sind, dauernd, auch nach dem Ausscheiden aus dem Amt, Verschwiegenheit zu bewahren.  2 Eine entsprechende Verpflichtungserklärung ist bei der Übernahme des Amtes schriftlich abzugeben.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Mitgliedschaft im Vorstand setzt die Mitgliedschaft in der evangelischen Kirche voraus.  2 Die Mitgliedschaft im Kuratorium setzt in der Regel die Mitgliedschaft in einer evangelischen Kirche, anderenfalls in einer
                     zur Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland e. V.  gehörenden Kirche voraus.  3 Eine Wiederwahl oder Wiederbenennung ist möglich.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                          1 Die Mitgliedschaft in den Organen endet
                  

                  
                     
                        	
                            durch Niederlegung,

                        

                        	
                            mit Ablauf der Amtszeit,

                        

                        	
                            durch Abberufung, die bei Mitgliedern des Kuratoriums nur aus wichtigem Grund zulässig 

                           ist,

                        

                        	
                            bei einem Vorstandsmitglied mit dem Ausscheiden aus dem Dienst der Stiftung.

                        

                     

                  

                    2 Alle Mitglieder der Organe führen nach Ablauf ihrer Amtszeiten ihre Ämter bis zumAmtsantritt des Nachfolgers/der Nachfolgerin
                     weiter, sofern eine Nachfolge bestimmt werden soll.  3 Die Entscheidung hat unverzüglich zu erfolgen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                          1 Die ehrenamtlichen Mitglieder haben Anspruch auf Ersatz ihrer Reisekosten und ihrer notwendigen Auslagen.  2 Im Falle des Ausscheidens eines Vorstandsmitglieds vor Ablauf seiner Amtszeit kann vom Kuratorium ein neues Mitglied mit neuer
                     Amtszeit berufen werden.  3 Das Kuratorium hat eine gemeinsame Amtszeit
                  

               

               
                     § 6
Vorstand, Vorsitz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Vorstand besteht aus bis zu drei Mitgliedern.  2 Sie sind gleichberechtigt und werden vom Kuratorium jeweis für eine Amtszeit von sechs Jahren berufen.  3 Wiederberufung ist möglich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Besteht der Vorstand aus mehreren Mitgliedern, wählt das Kuratorium aus dem Kreis der Mitglieder des Vorstands einen Vorsitzenden
                     oder eine Vorsitzende.  2 Besteht der Vorstand aus mehr als zwei Mitgliedern, wird außerdem ein stellvertretender Vorsitzender oder eine stellvertretende
                     Vorsitzende gewählt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Eine Abberufung von Vorstandsmitgliedern ist mit den Stimmen von zwei Dritteln der Mitglieder des Kuratoriums möglich.
                  

               

               
                     § 7
Geschäftsgang des Vorstands
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Besteht der Vorstand aus mehreren Mitgliedern, gelten die folgenden Bestimmungen der Absätze 2 bis 5.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die oder der Vorsitzende oder stellvertretende Vorsitzende lädt die Vorstandsmitglieder mit einer Frist von einer Woche schriftlich
                     unter Mitteilung der Tagesordnung zu den Sitzungen ein.  2 Die Ladungsfrist kann im Eilfall verkürzt werden.  3 Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn seine Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind und mindestens zwei Mitglieder, unter ihnen
                     die oder der Vorsitzende oder stellvertretende Vorsitzende, anwesend sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Vorstand entscheidet durch Beschluss.  2 Er fasst seine Beschlüsse grundsätzlich in Sitzungen.  3 Im Einzelfall ist eine Beschlussfassung im Wege schriftlicher Abstimmung zulässig, wenn kein Mitglied dem widerspricht.  4 In diesem Fall fordert die oder der Vorsitzende oder stellvertretende Vorsitzende unter Angabe einer Frist von mindestens
                     einer Woche zur Abgabe der Stimme auf.  5 An einer schriftlichen Abstimmung müssen sich alle Vorstandsmitglieder beteiligen. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Beschlüsse werden mit der Mehrheit der anwesenden oder der sich an einer schriftlichen Abstimmung beteiligenden Mitglieder
                     gefasst, soweit diese Satzung nichts anderes bestimmt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Über jede Sitzung des Vorstands ist eine Niederschrift anzufertigen, die von der oder dem Vorsitzenden oder stellvertretenden
                     Vorsitzenden zu unterzeichnen ist.  2 Beschlüsse sind im Wortlaut festzuhalten.  3 Bei schriftlicher Abstimmung sind die Voten einschließlich der Beschlüsse der Niederschrift beizulegen.  4 Eine Ausfertigung der Niederschrift ist dem Kuratorium zu übersenden.
                  

               

               
                     § 8
Aufgaben des Vorstands, Vertretung, Geschäftsführung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Vorstand vertritt die Stiftung gerichtlich und außergerichtlich.  2 Er hat die Stellung eines gesetzlichen Vertreters.  3 Die Mitglieder des Vorstands sind nach außen jeweils allein vertretungsberechtigt.  4 Im Innenverhältnis ist jedes Mitglied an die Beschlüsse des Vorstands und des Kuratoriums gebunden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Vorstand verwaltet die Stiftung nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen und dieser Satzung in eigener Verantwortung.
                      2 Er hat dabei den Willen der Stifter so wirksam und nachhaltig wie möglich zu erfüllen.  3 Der Vorstand leitet die Stiftung im Rahmen der Beschlüsse des Kuratoriums; er darf alle Geschäfte vornehmen, die der Erreichung
                     des satzungsmäßigen Zwecks dienen.  4 Die Vorstandsmitglieder sind zur gewissenhaften und sparsamen Verwaltung des Stiftungsvermögens und der sonstigen Mittel verpflichtet.
                     
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Aufgaben des Vorstands sind insbesondere 
                  

                  
                     
                        	
                            die Aufstellung des Wirtschaftsplans der Stiftung,

                        

                        	
                            die Anstellung, Ernennung, Beförderung, Entlassung und Ruhestandsversetzung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Stiftung
                              im Rahmen des genehmigten Stellenplans,
                           

                        

                        	
                            die Erstellung des kaufmännischen Abschlusses einschließlich der Vermögensübersicht,

                        

                        	
                            die Erstellung des jährlichen Berichtes über die Erfüllung des Stiftungszwecks. 

                        

                     

                  

                   2 Im Übrigen ist der Vorstand für alle Angelegenheiten der Stiftung zuständig, die nicht dem Kuratorium oder dem pädagogischen
                     Beirat zugewiesen sind.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Eines der Vorstandsmitglieder ist insbesondere für die Schulaufsicht über die von der Stiftung getragenen Schulen zuständig.
                      2 Es beruft Schulleitungsversammlungen ein und berät sich mit den Schulleiterinnen und Schulleitern über die Angelegenheiten
                     der evangelischen Schulen in Trägerschaft der Stiftung.  3 Es ist Dienstvorgesetzter der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stiftung, soweit die Geschäftsordnung die Wahrnehmung dieser
                     Aufgabe nicht anders regelt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Abgrenzung der Befugnisse des Vorstands erfolgt in einer Geschäftsordnung, die das Kuratorium auf Vorschlag des Vorstands
                     erlässt. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Der Vorstand ist dem Kuratorium für seine Arbeit verantwortlich.  2 Er berichtet dem Kuratorium regelmäßig über alle Angelegenheiten der Stiftung.
                  

               

               
                     § 9
Kuratorium, Vorsitz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Kuratorium besteht aus sechs bis elf Mitgliedern, die ihr Amt ehrenamtlich ausüben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Mitglieder des Kuratoriums werden vom Landeskirchenrat der EKM berufen.  2 Dabei werden bis zu zwei Vertreterinnen oder Vertreter der Provinzial-Sächsischen Genossenschaft des Johanniterordens auf
                     deren Vorschlag berücksichtigt. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Personen, die zu der Stiftung in einem Anstellungsverhältnis stehen, können nicht zu Mitgliedern des Kuratoriums berufen
                     werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Das Kuratorium wählt aus seiner Mitte für die Dauer seiner Amtszeit eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden sowie bis zu
                     zwei stellvertretende Vorsitzende. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Amtszeit des Kuratoriums beträgt fünf Jahre.
                  

               

               
                     § 10
Geschäftsgang des Kuratoriums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Kuratorium tritt nach Bedarf, in der Regel viermal im Jahr, zusammen.  2 Eine außerordentliche Sitzung des Kuratoriums ist einzuberufen, wenn mindestens drei Mitglieder dies mit schriftlicher Begründung
                     verlangen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die oder der Vorsitzende oder stellvertretende Vorsitzende lädt die Kuratoriumsmitglieder mit einer Frist von zwei Wochen
                     schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung ein.  2 Das Kuratorium ist beschlussfähig, wenn seine Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind und mindestens die Hälfte der Mitglieder,
                     unter ihnen die oder der Vorsitzende oder stellvertretende Vorsitzende anwesend sind. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Das Kuratorium entscheidet durch Beschluss.  2 Es fasst seine Beschlüsse grundsätzlich in Sitzungen.  3 Im Einzelfall ist eine Beschlussfassung im Wege schriftlicher Abstimmung zulässig, wenn kein Mitglied dem widerspricht.  4 In diesem Fall fordert die oder der Vorsitzende oder stellvertretende Vorsitzende unter Angabe einer Frist von mindestens
                     einer Woche zur Abgabe der Stimme auf. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Beschlüsse werden mit der Mehrheit der anwesenden oder der sich an einer schriftlichen Abstimmung beteiligenden Kuratoriumsmitglieder
                     gefasst, soweit diese Satzung nichts anderes bestimmt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Über jede Sitzung des Kuratoriums ist eine Niederschrift anzufertigen, die von der oder dem Vorsitzenden oder stellvertretenden
                     Vorsitzenden des Kuratoriums und einem weiteren Mitglied zu unterzeichnen ist.  2 Beschlüsse sind im Wortlaut festzuhalten.  3 Bei schriftlicher Abstimmung sind die Voten einschließlich der Beschlüsse der Niederschrift beizulegen.  4 Eine Ausfertigung der Beschlüsse ist dem Landeskirchenamt der EKM zu übersenden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Das Kuratorium tagt nicht öffentlich. Der Vorstand nimmt mit beratender Stimme an den Sitzungen des Kuratoriums teil, soweit
                     das Kuratorium nicht etwas anderes beschließt.
                  

               

               
                     § 11
Aufgaben des Kuratoriums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Kuratorium berät, unterstützt und überwacht den Vorstand bei seiner Tätigkeit.  2 Es nimmt den Jahresbericht des Vorstands entgegen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Beschlussfassung des Kuratoriums sind folgende Angelegenheiten vorbehalten:
                  

                  
                     
                        	
                            die Gründung oder Schließung von Bildungseinrichtungen sowie deren Übernahme in Trägerschaft der Stiftung,

                        

                        	
                            der Erlass von Grundsätzen für die Anlage des Stiftungsvermögens,

                        

                        	
                            der Erlass von Empfehlungen für die Verwaltung des Grundstockvermögens und die Verwendung der Stiftungsmittel,

                        

                        	
                            die Inanspruchnahme des Grundstockvermögens nach § 4 Absatz 4 Satz 2,
                           

                        

                        	
                            die Beschlussfassung über den Wirtschaftsplan einschließlich des Stellenplans der Stiftung,

                        

                        	
                            die Berufung und die Abberufung, die Begründung oder die Beendigung des Dienstverhältnisses der Mitglieder des Vorstands,
                              
                           

                        

                        	
                            die Bestellung eines pädagogischen Beirats nach § 14,
                           

                        

                        	
                            der Erlass von Geschäftsordnungen für den Vorstand und den pädagogischen Beirat, 

                        

                        	
                            die Entlastung des Vorstands,

                        

                        	
                            die Bestellung eines Wirtschaftsprüfers und die Beschlussfassung über den Prüfungsbericht nach § 13 Absatz 2,
                           

                        

                        	
                            Satzungsänderungen nach § 15 Absatz 1,
                           

                            2 Das Kuratorium wirkt bei der Besetzung von Schulleiter- und Schulleiterinnenstellen mit.
                           

                        

                     

                        (
                        3
                        )
                        Der Zustimmung des Kuratoriums bedürfen:
                  

                  
                     
                        	
                            die Aufnahme von Darlehen, die einen Betrag von 50.000 Euro übersteigen

                        

                        	
                            die Gewährung von dinglichen Sicherheiten und die Übernahme von Bürgschaften

                        

                     

                        (
                        4
                        )
                         Das Kuratorium kann sich eine Geschäftsordnung geben.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Gegenüber den Vorstandsmitgliedern vertritt die oder der Vorsitzende oder stellvertretende Vorsitzende des Kuratoriums die
                     Stiftung gerichtlich und außergerichtlich.
                  

                   

               

               
                     § 12
Geschäftsjahr, Wirtschaftsplan, Rechnungslegung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Alle Einnahmen und Ausgaben der Stiftung sind für ein Geschäftsjahr zu veranschlagen und in den Wirtschaftsplan der Stiftung
                     einzusetzen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Vorstand erstellt einen kaufmännischen Abschluß einschließlich einer Vermögensübersicht sowie einen Bericht über die
                     Erfüllung des Stiftungszwecks und legt diese dem Kuratorium spätestens bis zum 31. Juli des Folgejahres vor. 
                  

               

               
                     § 13
Rechnungsprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Haushalts- und Wirtschaftsführung der Stiftung unterliegt der kirchlichen Rechnungsprüfung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Auf Beschluss des Kuratoriums hat der Vorstand die Haushalts- und Wirtschaftsführung der Stiftung durch einen Wirtschaftsprüfer
                     prüfen zu lassen.  2 Der Prüfauftrag kann sich auch auf die Erhaltung des Stiftungsvermögens sowie die satzungsgemäße Verwendung der Erträge und
                     etwaiger Zuwendungen erstrecken.  3 Das Kuratorium beschließt den Prüfbericht und gibt ihn dem Landeskirchenamt der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                     zur Kenntnis. 
                  

                  Die Haushalts- und Wirtschaftsführung der von der Stiftung getragenen Einrichtungen ist für jede Einrichtung getrennt vorzunehmen
                     und auszuweisen.
                  

               

               
                     § 14
Pädagogischer Beirat
                     

                  

                   1 Das Kuratorium kann einen pädagogischen Beirat bestellen.  2 Dieser hat die Aufgabe, das Kuratorium in pädagogischen Angelegenheiten zu beraten, wobei religionspädagogisch-theologische
                     Fragestellungen Berücksichtigung erfahren sollen.  3 Näheres regelt eine auf Vorschlag des Vorstands vom Kuratorium zu beschließende Geschäftsordnung.
                  

               

               
                     § 15
Satzungsänderungen, Aufhebung der Stiftung, 
Zusammenlegung mit einer anderen Stiftung, Vermögensanfall
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Beschlüsse, die die Satzung der Stiftung ändern, werden vorbehaltlich des Absatzes 2 mit einer Mehrheit von zwei Dritteln
                     der anwesenden Mitglieder des Kuratoriums gefasst.  2 Beschlussfassung im schriftlichen Verfahren ist unzulässig.  3 Satzungsänderungen bedürfen der Genehmigung des Landeskirchenrates der EKM. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Über Satzungsänderungen, die den Zweck der Stiftung berühren, und über die Aufhebung der Stiftung oder ihre Zusammenlegung
                     mit einer anderen Stiftung beschließt der Landeskirchenrat der EKM im Einvernehmen mit dem Kuratorium. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Im Falle der Aufhebung der Stiftung fällt das nach Abzug aller Verbindlichkeiten verbliebene Vermögen an die Evangelische
                     Kirche in Mitteldeutschland mit der Maßgabe, es für Zwecke einzusetzen, die den Stiftungszwecken nach § 2 dieser Satzung entsprechen. 
                  

               

               
                     § 16
Übergangsvorschriften
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Amtszeiten der zum Zeitpunkt der Satzungsänderung vom 17.03.2017 berufenen Mitglieder des Vorstandes bestimmen sich abweichend
                     von § 6 Absatz 1 nach dem Beschluss des Kuratoriums vom 17.03.2017.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Amtszeiten der zum Zeitpunkt der Satzungsänderung vom 17.03.2017 berufenen Mitglieder des Kuratoriums bestimmen sich
                     abweichend von § 9 Absatz 5 nach dem Beschluß des Landeskirchenrates vom 23.05.2014 bis zum 22.05.2020.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Ordnung der Hochschulbeiräte
der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
(Hochschulbeiräteordnung – HoBO)
         

      

      
         Vom 25. Oktober 2016

      

      
         (ABl. S. 216)
         

      

      
                     Präambel

                  

                   1 Evangelische Hochschulbeiräte verstehen sich als Bindeglieder zwischen Kirche und Hochschule.  2 Sie ermöglichen eine Thematisierung des Verhältnisses von Glauben und Wissenschaft, fördern den Dialog der Theologie mit anderen
                     Fachgebieten der Wissenschaft, Forschung und Lehre und sind zugleich Ansprechpartner für Glaubensfragen im Kontext von Hochschulen.
                  

               

               
                     § 1
Zweck, Rechtsstellung, Eigenverantwortlichkeit, Bezeichnung, Geschäftsführung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zur Förderung der Präsenz der Kirche an Hochschulen sowie des Diskurses der Kirche mit Wissenschaft, Forschung und Lehre
                     im Kirchengebiet der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland können an Universitäts- und Fachhochschulstandorten Hochschulbeiräte
                     gebildet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Hochschulbeiräte sind rechtlich unselbständige Einrichtungen der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland.  2 Sie werden vom Kollegium des Landeskirchenamts eingesetzt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Jeder Hochschulbeirat gestaltet am Hochschulstandort, für den er eingesetzt ist, seine Arbeit eigenverantwortlich.  2 Das Nähere zu seiner Tätigkeit kann er im Rahmen dieser Ordnung durch eine Geschäftsordnung oder Satzung selbst regeln.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Jeder Hochschulbeirat führt die Bezeichnung „Evangelischer Hochschulbeirat“, der als Bestandteil der Name des jeweiligen Hochschulstandorts
                     anzufügen ist.  2 Die Verwendung anderslautender Bezeichnungen bedarf der Einwilligung des Landeskirchenamts.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                          1 Soweit eine Geschäftsordnung oder Satzung keine andere Zuständigkeit bestimmt, verantwortet die für den Hochschulstandort
                     zuständige Hochschul- und Studierendenpfarrerin oder der Hochschul- und Studierendenpfarrer die laufenden Geschäfte des Hochschulbeirats.
                      2 Kann die Geschäftsführung nicht nach Satz 1 festgelegt werden, trifft das Landeskirchenamt im Einvernehmen mit dem Hochschulbeirat
                     die notwendigen Entscheidungen.
                  

               

               
                     § 2
Aufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Der Hochschulbeirat soll den Kontakt der Hochschulen, wissenschaftlichen Forschungseinrichtungen und Institute, nachfolgend
                     Hochschulen genannt, mit der Kirche fördern und verstetigen.  2 Dabei steht er im ständigen und vertrauensvollen Austausch mit der örtlichen Evangelischen Studentengemeinde und stimmt seine
                     Arbeitsvorhaben mit ihr ab.  3 Zu seinen Aufgaben gehören insbesondere
                  

                  
                     
                        	
                            die Kommunikation der Anliegen der Hochschulen an die Kirche;

                        

                        	
                            die Kommunikation kirchlicher Anliegen und der Interessen der evangelischen Christinnen und Christen an die Hochschulen;

                        

                        	
                            die Beratung und Unterstützung der kirchlichen Hochschulseelsorgearbeit;

                        

                        	
                            die Vermittlung von Informationen und Unterstützung von geeigneten Projekten

                           
                              
                                 	
                                     zu relevanten aktuellen ethisch-religiösen Fragen,

                                 

                                 	
                                     zu Grundfragen der Verantwortung wissenschaftlicher und künstlerischer Arbeit,

                                 

                                 	
                                     zum gesellschaftlichen Engagement,

                                 

                                 	
                                     zum humanen Selbstverständnis,

                                 

                                 	
                                     zum interreligiösen und interkulturellen Dialog;

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            die Öffentlichkeitsarbeit, zum Beispiel durch Veranstaltung von Vorträgen und Foren zu wissenschaftlichen oder künstlerischen
                              Themen;
                           

                        

                        	
                            die Vorbereitung und Gestaltung von Gottesdiensten.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Veranstaltungen des Hochschulbeirats sollen in das Semesterprogramm der örtlichen Evangelischen Studentengemeinde integriert
                     werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Hochschulbeirat bemüht sich um ökumenische Partnerschaft. Insbesondere pflegt er zu Vertreterinnen und Vertretern der
                     Katholischen Kirche einen regelmäßigen und vertrauensvollen Kontakt, informiert diese über wesentliche Vorhaben und bezieht
                     diese auf deren Wunsch in geeigneter Weise in seine Arbeitsvorhaben ein.
                  

               

               
                     § 3
Zusammensetzung, Rechte und Pflichten der Mitglieder
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Dem Hochschulbeirat eines Hochschulstandorts gehören gleichberechtigt mit allen Rechten und Pflichten an:
                  

                  
                     
                        	
                            für die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland

                           
                              
                                 	
                                     die zuständige Regionalbischöfin oder der Regionalbischof,

                                 

                                 	
                                     die örtlich zuständige Superintendentin oder der Superintendent,

                                 

                                 	
                                     die Hochschul- und Studierendenpfarrerin oder der Hochschul- und Studierendenpfarrer;

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            mindestens fünf Vertreterinnen und Vertreter aus Wissenschaft, Forschung und Lehre;

                        

                        	
                            bis zu zwei Mitglieder der Evangelischen Studentengemeinde.

                        

                     

                  

                   2 Die Mitglieder gemäß Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a) und b) können jeweils eine geeignete Person mit der Wahrnehmung ihrer Mitgliedschaft
                     beauftragen.  3 Die Mehrheit der Mitglieder gemäß Satz 1 Nummer 2 soll einer evangelischen Kirche, einer mit ihr in Kirchengemeinschaft stehenden
                     Kirche oder einer in der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen im Rahmen einer Mitgliedschaft mitarbeitenden Religionsgemeinschaft
                     angehören.  4 Die Berufungszeit der Mitglieder gemäß Satz 1 Nummer 2 und 3 soll mindestens zwei, höchstens jedoch fünf Jahre betragen; Wiederberufung
                     ist möglich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die für den Hochschulstandort zuständige evangelische Universitätspredigerin oder der Universitätsprediger ist auf Wunsch
                     mit den Rechten eines Mitglieds gemäß Absatz 1 Satz 1 zu beteiligen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Im Rahmen ihrer Zuständigkeit für den Hochschulstandort sollen folgende Personen zur Mitwirkung eingeladen werden
                  

                  
                     
                        	
                            Vertreterinnen und Vertreter der Katholischen Kirche, insbesondere die katholische Hochschulseelsorgerin oder der Hochschulseelsorger,

                        

                        	
                            bis zu zwei Mitglieder der Katholischen Studentengemeinde.

                        

                     

                  

                   2 Die Gesamtzahl der Mitwirkenden nach Satz 1 soll die Anzahl der Mitglieder gemäß Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 3 nicht überschreiten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Soweit für die Arbeit am Hochschulstandort förderlich, können bis zu fünf Vertreterinnen und Vertreter aus Politik, Gesellschaft
                     und Öffentlichkeit sowie aus den Begabtenförderwerken zur Mitarbeit eingeladen werden.  2 Absatz 1 Satz 3 und 4 gelten entsprechend.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                          1 Hinsichtlich der Regelung des Näheren zur Zusammensetzung sowie zu den Rechten und Pflichten der Mitwirkenden gemäß Absatz
                     3 und 4 wird auf § 1 Absatz 3 verwiesen.  2 Die Einführung und die Verabschiedung der Mitglieder des Hochschulbeirats können im Rahmen eines Semestergottesdienstes geschehen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                          1 Dem Landeskirchenamt sind die im Hochschulbeirat mitwirkenden Personen gemäß Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3 sowie gemäß Absatz
                     2 bis 4 unter Angabe des Namens, des Berufs, der Funktion am Hochschulstandort und im Hochschulbeirat mitzuteilen.  2 Satz 1 gilt für ausscheidende Personen entsprechend.
                  

               

               
                     § 4
Arbeitsweise
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Der Hochschulbeirat tritt mindestens zu zwei Versammlungen im Jahr zusammen.  2 Gäste können zu den Versammlungen eingeladen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zu seiner Leitung bestimmt der Hochschulbeirat aus der Mitte seiner Mitglieder gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 und Absatz 2 für die Dauer von mindestens einem, höchstens jedoch von drei Jahren eine Vorsitzende
                     oder einen Vorsitzenden sowie eine Stellvertretung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Voraussetzung für die Beschlussfähigkeit des Hochschulbeirats ist mindestens eine ordnungsgemäße Einladung zur Versammlung.
                      2 Beschlüsse bedürfen der einfachen Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Über die Beratungsergebnisse einer Versammlung wird eine Niederschrift gefertigt, die dem Landeskirchenamt auf Verlangen
                     zur Kenntnis zu geben ist.
                  

               

               
                     § 5
Schlussbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Eine vor dem Inkrafttreten dieser Ordnung vom Landeskirchenamt erteilte Bestätigung einer Satzung zur Regelung der Arbeit
                     des Hochschulbeirats gilt mit der Maßgabe fort, dass zukünftige Änderungen und Neufassungen der Satzung im Rahmen dieser Ordnung
                     erfolgen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Die nach bisherigem Recht berufenen Hochschulbeiratsmitglieder können, soweit der Hochschulbeirat keine anderen Regelungen
                     trifft, ihre Mitgliedschaft bis zum Ablauf ihrer Berufungszeit fortsetzen.  2 Satz 1 gilt für vom Landeskirchenamt ausgesprochene Bestätigungen der Mitgliedschaft entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Diese Ordnung tritt mit Wirkung vom 1. November 2016 in Kraft.  2 Gleichzeitig treten die Ordnung für den Evangelischen Hochschulbeirat Magdeburg vom 11. März 2003 (ABl. EKKPS S. 65), die
                     Ordnung des Evangelischen Hochschulbeirates Erfurt vom 21. November 2006 (ABl. 2007 S. 128, 151), zuletzt geändert durch die
                     Ordnung vom 10. Juni 2008 (ABl. S. 159), sowie die Ordnung des Evangelischen Hochschulbeirates Weimar vom 15. Dezember 2009
                     (ABl. 2010 S. 27) außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Verordnung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland für die
kirchliche Bevollmächtigung zur Erteilung des Evangelischen Religionsunterrichts 
an öffentlichen Schulen (Vokationsverordnung – VokV)
         

      

      
         Vom 23. Oktober 2015


      

      
         (ABl. S. 267)
         

      

      Der Landeskirchenrat hat aufgrund von Artikel 61 Absatz 1 Nummer 3 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Kirchenverfassung EKM – KVerfEKM) vom 5.
         Juli 2008 (ABl. S. 183) die folgende Verordnung erlassen:
      

      
                     Präambel

                  

                   1 Der Religionsunterricht ist im Freistaat Thüringen, im Land Sachsen-Anhalt und im Freistaat Sachsen an öffentlichen Schulen
                     mit Ausnahme der bekenntnisfreien Schulen ordentliches Lehrfach.  2 Unbeschadet des staatlichen Aufsichtsrechts ist er im Kirchengebiet der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland nach deren
                     kirchlichen Grundsätzen zu erteilen.
                  

               

               
                     § 1
Kirchliche Bevollmächtigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für die Erteilung des Evangelischen Religionsunterrichts an öffentlichen Schulen im Kirchengebiet benötigen Lehrkräfte eine
                     kirchliche Bevollmächtigung durch die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Die Bevollmächtigung beinhaltet das kirchliche Einverständnis mit der Erteilung des Religionsunterrichts durch die Lehrkraft.
                      2 Zugleich enthält sie eine Zusage der Kirche zur Unterstützung der Lehrkraft durch Fortbildungsangebote, fachliche und persönliche
                     Beratung sowie Begleitung bei der Wahrnehmung des Dienstes in der Schule.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Über die Bevollmächtigung wird eine Urkunde ausgestellt.  2 Sie wird von der Landesbischöfin oder dem Landesbischof nach Maßgabe der kirchlichen Ordnung verliehen.
                  

               

               
                     § 2
Öffentliche Schulen
                     

                  

                  Nach dieser Verordnung sind staatliche Schulen und Schulen in freier Trägerschaft öffentliche Schulen.

               

               
                     § 3
Persönlicher Geltungsbereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Verleihung der kirchlichen Bevollmächtigung an Lehrkräfte, die in keinem Dienst- oder Arbeitsverhältnis zur Landeskirche
                     oder zu deren Untergliederungen stehen, richtet sich nach dieser Verordnung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Auf die im Rahmen eines kirchlichen Dienst- oder Arbeitsverhältnisses im Religionsunterricht eingesetzten Mitarbeitenden
                     ist diese Verordnung nicht anwendbar.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Unabhängig vom Bestehen eines kirchlichen Dienst- oder Arbeitsverhältnisses bedarf keiner kirchlichen Bevollmächtigung, wer
                     durch Ordination zur öffentlichen Wortverkündigung und zur Sakramentsverwaltung in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                     beauftragt ist und die Lehrbefähigung für das Fach Evangelische Religion nachweist.
                  

               

               
                     § 4
Rechte und Pflichten der Lehrkräfte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Kirchlich bevollmächtigte Lehrkräfte sind verpflichtet, den Religionsunterricht in der Bindung an Schrift und Bekenntnis entsprechend
                     der kirchlichen Ordnung zu erteilen.  2 Sie arbeiten mit den Beauftragten der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland für den Evangelischen Religionsunterricht,
                     nachfolgend Schulbeauftragte genannt, zusammen.  3 Hinsichtlich ihres Religionsunterrichts gewähren sie der oder dem zuständigen Schulbeauftragten mündliche und schriftliche
                     Auskünfte sowie Einsichtnahme in den Unterricht.  4 Die Teilnahme an fachbezogenen Fortbildungsangeboten wird erwartet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Kirchlich bevollmächtigte Lehrkräfte sind zur Mitwirkung am kirchlichen Leben eingeladen. Sie sind berechtigt, in Abstimmung
                     mit der oder dem zuständigen Schulbeauftragten an öffentlichen Schulen bei Beachtung der dort geltenden Ordnung Andachten
                     und Gottesdienste vorzubereiten und durchzuführen.
                  

               

               
                     § 5
Formen der kirchlichen Bevollmächtigung, Antragserfordernis, Hindernis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die kirchliche Bevollmächtigung kann Lehrkräften
                  

                  
                     
                        	
                            unbegrenzt als Vokation,

                        

                        	
                            als vorläufige kirchliche Unterrichtserlaubnis oder

                        

                        	
                            begrenzbar als kirchliche Unterrichtsbevollmächtigung

                        

                     

                  

                  verliehen werden.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Kirchliche Bevollmächtigungen anderer Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland entsprechend Absatz 1 Nummer 1
                     und 2 können anerkannt werden, wenn die Lehrkraft deren Fortgeltung nachweist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Lehrkraft beantragt die Erteilung oder die Anerkennung einer kirchlichen Bevollmächtigung rechtzeitig vor ihrem geplanten
                     Einsatz im Religionsunterricht schriftlich beim Landeskirchenamt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Eine wiederholte Taufe ist mit einer kirchlichen Bevollmächtigung nicht vereinbar.
                  

               

               
                     § 6
Vokation
                     

                  

                   1 Lehrkräften kann eine Vokation erteilt oder anerkannt werden, wenn 
                  

                  
                     
                        	
                            sie Mitglied der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland, einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland oder
                              einer anderen Kirche, mit der Kirchengemeinschaft besteht, sind,
                           

                        

                        	
                            sie eine staatliche Lehrbefähigung für das Fach Evangelische Religion nachweisen,

                        

                        	
                            sie bereit sind, ihren Verpflichtungen gemäß § 4 Absatz 1 nachzukommen, und
                           

                        

                        	
                            sie an einer Vokationstagung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland teilgenommen haben.

                        

                     

                  

                   2 Satz 1 Nummer 3 bedarf einer schriftlichen Erklärung.
                  

               

               
                     § 7
Vorläufige kirchliche Unterrichtserlaubnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Lehramtsanwärterinnen und Lehramtsanwärtern, die die erste Staatsprüfung für das Lehramt im Fach Evangelische Religion bestanden
                     haben, kann für die Dauer deren zweiten Ausbildungsphase eine vorläufige kirchliche Unterrichterlaubnis erteilt oder anerkannt
                     werden, wenn sie die Voraussetzungen des § 6 Satz 1 Nummer 1 und 3 erfüllen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Absatz 1 gilt entsprechend für Lehrkräfte, die an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Weiterbildungsmaßnahme zur
                     Erlangung der Lehrbefähigung für das Fach Evangelische Religion teilnehmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Die vorläufige Unterrichtserlaubnis gilt in der Regel für die Dauer der Ausbildungs- oder Weiterbildungsmaßnahme bis zur Verleihung
                     der Vokation.  2 Sie erlischt spätestens nach Ablauf von drei Jahren vom Zeitpunkt ihrer Erteilung an.  3 Über Ausnahmen entscheidet auf schriftlichen Antrag das Landeskirchenamt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Das Landeskirchenamt informiert die Lehrkraft schriftlich über Absatz 3.
                  

               

               
                     § 8
Kirchliche Unterrichtsbevollmächtigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Einer Lehrkraft, die nicht die Voraussetzung des § 6 Satz 1 Nummer 1 erfüllt, kann eine kirchliche Unterrichtsbevollmächtigung erteilt werden, wenn 
                  

                  
                     
                        	
                            mit der Religionsgemeinschaft, der die Lehrkraft angehört, eine Rahmenvereinbarung zur kirchlichen Bevollmächtigung von Angehörigen
                              der nicht in Kirchengemeinschaft zur Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland stehenden Religionsgemeinschaften abgeschlossen
                              ist,
                           

                        

                        	
                            die Lehrkraft die Voraussetzungen des § 6 Satz 1 Nummer 2 bis 4 erfüllt,
                           

                        

                        	
                            die Lehrkraft sich schriftlich zur Enthaltung jeglicher Sonderlehren sowie zur Unterlassung der Werbung für ihre Religionsgemeinschaft
                              im Evangelischen Religionsunterricht verpflichtet und 
                           

                        

                        	
                            die Religionsgemeinschaft schriftlich der Erteilung des Evangelischen Religionsunterrichts durch die Lehrkraft zustimmt und
                              deren Verpflichtungen nach Nummer 3 zustimmend zur Kenntnis nimmt.
                           

                        

                     

                  

                   2 Auf das Erfordernis einer Rahmenvereinbarung nach Satz 1 Nummer 1 kann im Einzelfall verzichtet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die kirchliche Unterrichtsbevollmächtigung kann auf einzelne Schulen, bestimmte Unterrichtsgruppen sowie zeitlich begrenzt
                     werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Lehrkraft hat jeden Wechsel der Einsatzschule der oder dem zuständigen Schulbeauftragten anzuzeigen. Ihre Religionsgemeinschaft
                     ist verpflichtet, die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland
                  

                  
                     
                        	
                            über einen Widerruf der Zustimmung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4,

                        

                        	
                            über eine wiederholte Taufe der Lehrkraft sowie

                        

                        	
                            über einen Austritt der Lehrkraft aus der Religionsgemeinschaft

                        

                     

                  

                  unverzüglich zu informieren.

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Auf Lehramtsanwärterinnen und Lehramtsanwärter sowie auf Lehrkräfte, die an staatlichen oder staatlich anerkannten Aus- oder
                     Weiterbildungsmaßnahmen zur Erlangung der Lehrbefähigung für das Fach Evangelische Religion teilnehmen und die Voraussetzung
                     des § 6 Satz 1 Nummer 3 erfüllen, ist Absatz 1 bis 3 mit Ausnahme des Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 sinngemäß anwendbar.  2 Ihre kirchliche Unterrichtsbevollmächtigung erlischt spätestens zum Zeitpunkt der Beendigung der Maßnahme.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Das Landeskirchenamt informiert die Lehrkraft und deren Religionsgemeinschaft schriftlich über die jeweiligen Mitteilungspflichten
                     nach Absatz 3 sowie über das Erlöschen nach Absatz 4 Satz 2.
                  

               

               
                     § 9
Erlöschen der kirchlichen Bevollmächtigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Die kirchliche Bevollmächtigung erlischt, wenn
                  

                  
                     
                        	
                            die Voraussetzungen für deren Verleihung nicht mehr bestehen,

                        

                        	
                            sie widerrufen wird oder

                        

                        	
                            die Lehrkraft auf die sich aus ihr ergebenden Rechte gegenüber der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland schriftlich
                              verzichtet.
                           

                        

                     

                  

                   2 Die Voraussetzungen für einen Widerruf nach Satz 1 Nummer 2 sind insbesondere dann erfüllt, wenn die Lehrkraft ihre sich aus
                     dieser Verordnung ergebenden Pflichten erheblich und nachhaltig verletzt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Entscheidungen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 trifft das Landeskirchenamt nach Anhörung der Lehrkraft und der oder des
                     zuständigen Schulbeauftragten.  2 Vor dem Widerruf einer Anerkennung nach § 5 Absatz 2 ist auch die Kirche, die die kirchliche Bevollmächtigung verliehen hat, anzuhören.  3 Soll eine kirchliche Unterrichtsbevollmächtigung widerrufen werden, ist zuvor die Stellungnahme der Religionsgemeinschaft,
                     der die Lehrkraft angehört, einzuholen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Bei Erlöschen der kirchlichen Bevollmächtigung ist die Urkunde gemäß § 1 Absatz 3 unverzüglich dem Landeskirchenamt zurück zu geben.  2 Dieses teilt das Erlöschen den obersten Schulverwaltungsbehörden des Freistaats Thüringen, des Landes Sachsen-Anhalt und des
                     Freistaats Sachsen mit.  3 Von Satz 1 und 2 kann abgesehen werden, wenn das Erlöschen auf dem Ablauf einer zeitlichen Befristung beruht.
                  

               

               
                     § 10
Rechtsbehelf
                     

                  

                   1 Gegen die Ablehnung von Anträgen nach § 5 Absatz 3 und § 7 Absatz 3 Satz 3 sowie gegen Entscheidungen nach § 8 Absatz 2 und § 9 Absatz 2 Satz 1 kann die Lehrkraft innerhalb eines Monats nach Zugang des Bescheids schriftlich Widerspruch beim Landeskirchenamt
                     einlegen.  2 Der Widerspruch hat keine aufschiebende Wirkung.  3 Über den Widerspruch entscheidet das Kollegium des Landeskirchenamts.
                  

               

               
                     § 11
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2016 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Gleichzeitig treten außer Kraft:
                  

                  
                     
                        	
                            die Vokationsordnung der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen vom 11. Mai 1993 (ABl. ELKTh S. 115),

                        

                        	
                            die Ordnung der Vokation für den evangelischen Religionsunterricht in der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen
                              vom 11. Juli 1992 (ABl. EKKPS 1999 S. 65),
                           

                        

                        	
                            die Ausführungsbestimmungen zur Vokationsordnung der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen vom 27. Juli 1992 (ABl.
                              EKKPS 1999 S. 66).
                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Ordnung für die Weiterbildung von kirchlichen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
für die Erteilung von evangelischem Religionsunterricht
am Pädagogisch-Theologischen
Institut
         

      

      
         Vom 16. Juni 2003

      

      
         (ABl. EKKPS S. 109)

      

      Aufgrund des § 3 Absatz 4 der Ordnung für das Pädagogisch Theologische Institut der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz
         Sachsen in der Fassung vom 3. April 2001 (ABl. S. 113) hat das Kuratorium des Pädagogisch-Theologischen Institutes die folgende Ordnung beschlossen. Sie wurde durch die Kirchenleitung
         der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen am 20. Juni 2003 und von der Kirchenleitung der Evangelischen Landeskirche
         Anhalts am 24. Juni 2003 bestätigt.
      

      Die Erteilung von Religionsunterricht durch kirchliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erfordert eine entsprechende Aus-
         oder Weiterbildung.
      

      Die Weiterbildung für kirchliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für die Erteilung von evangelischem Religionsunterricht
         erfolgt im Pädagogisch-Theologischen Institut der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen. Dazu wird das Folgende
         bestimmt, darüber hinaus gelten die Zugangsvoraussetzung für die Erteilung von Religionsunterricht in den jeweiligen Bundesländern.
      

      
                     § 1
Zulassung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Zur Weiterbildung werden Personen aus einer pädagogischen oder theologischen Berufstätigkeit in einem kirchlichen Beschäftigungsverhältnis
                     zugelassen.  2 Die Aufnahme in den Kurs wird durch den zuständigen Kirchenkreis beantragt.  3 Der Kirchenkreis trägt die Kosten der Ausbildung im Rahmen der Fortbildungsrichtlinie der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz
                     Sachsen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Über den Personenkreis hinaus, der in einem kirchlichen Beschäftigungsverhältnis befindlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,
                     können Einzelpersonen mit Zustimmung des örtlichen Kirchenkreises zur Weiterbildung zugelassen werden.  2 Die Kostenübernahme wird in jedem Einzelfall gesondert geklärt.
                  

               

               
                     § 2
Aufnahmevoraussetzungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Voraussetzung für die Aufnahme in die Weiterbildung ist ein Schulabschluss Sekundarstufe I und ein Berufsabschluss in einem
                     pädagogisch-theologischen Arbeitsbereich (z. B. Katecheten, Gemeindepädagogen), soweit die Aufnahme für die Erteilung von evangelischem Religionsunterricht an Grund-, Sonder-
                     und Sekundarschulen beantragt wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Voraussetzung für die Aufnahme in die Weiterbildung ist der Schulabschluss Sekundarstufe II (Abitur) und Berufsabschluss in
                     einem pädagogisch-theologischen Arbeitsbereich, soweit die Aufnahme für die Erteilung von evangelischem Religionsunterricht
                     an Grund-, Sonder- und Sekundarschulen, Gymnasien und Berufsbildenden Schulen beantragt wird.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Über die Aufnahme in die Weiterbildung entscheidet das Pädagogisch-Theologische Institut.
                  

               

               
                     § 3
Umfang der Weiterbildung
                     

                  

                  Die Weiterbildungsmaßnahme umfasst sieben dreitägige Seminare und ein dreimonatiges Schulpraktikum, das in Abstimmung mit
                     den Schulbeauftragten organisiert wird.
                  

               

               
                     § 4
Abschlussvoraussetzungen
                     

                  

                   1 Für den erfolgreichen Abschluss der Weiterbildungsmaßnahme sind folgende Leistungen zu erbringen:
                     
                        	
                           die regelmäßige Teilnahme an den Vorbereitungsseminaren,

                        

                        	
                           ein dreimonatiges Schulpraktikum mit ca. 120 Unterrichtsstunden an einer Schulform, für die der entsprechende Abschluss angestrebt
                              wird, mit ca. 75% Hospitationsanteilen und 25% selbstständig erteiltem Unterricht,
                           

                        

                        	
                           eine schriftliche Auswertung des Praktikums,

                        

                        	
                           zwei durch das Pädagogisch-Theologische Institut oder durch eine vom Pädagogisch-Theologischen Institut beauftragte Fachkraft
                              abgenommene Lehrproben.  2 Vor den Lehrproben ist eine schriftliche Vorbereitung im Umfang von ca. 15 Seiten vorzulegen.  3 Die zweite Lehrprobe gilt als Prüfungsbestandteil.  4 Sollte sich bereits in der ersten Lehrprobe die Eignung der/des Teilnehmenden für die Erteilung von evangelischem Religionsunterricht
                              deutlich herausstellen, kann auf die zweite Lehrprobe verzichtet werden, die erste Lehrprobe wird dann Prüfungsbestandteil.
                               5 Die Lehrprobe kann bei negativem Ausgang einmal wiederholt werden.,
                           

                        

                        	
                           die erfolgreiche Teilnahme an einer mündlichen Abschlussprüfung.  2 Die mündliche Abschlussprüfung kann bei negativem Ausgang einmal wiederholt werden.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 5
Abschlüsse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Pädagogisch-Theologische Institut vergibt folgende Abschlüsse:
                     
                        	
                           Berechtigung zur Erteilung von evangelischem Religionsunterricht an Grundschulen und Unterstufe der Sonderschulen

                        

                        	
                           Berechtigung zur Erteilung von evangelischem Religionsunterricht an Grund-, Sonder- und Sekundarschulen

                        

                        	
                           Berechtigung zur Erteilung von evangelischem Religionsunterricht an Grund-, Sonder- und Sekundarschulen, Berufsbildenden Schulen
                              und Gymnasien
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Abschluss der Weiterbildung am Pädagogisch-Theologischen Institut berechtigt zur Beantragung der Bevollmächtigung für
                     den Religionsunterricht gemäß den Leitlinien der Kirchenleitung für Regelungen zum Religionsunterricht im Gebiet der Evangelischen
                     Kirche der Kirchenprovinz Sachsen vom 29. Februar 1992 (ABl. S. 36 Nr. 9).  2 Für die Erteilung von Religionsunterricht sind zusätzlich die Zugangsvoraussetzungen in den Bundesländern maßgeblich.
                  

               

               
                     § 6
Prüfungskommission
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Für die Ablegung der mündlichen Abschlussprüfung und die Vergabe der Abschlüsse ist eine Prüfungskommission verantwortlich.
                      2 Sie steht unter dem Vorsitz der zuständigen Dezernentin oder des zuständigen Dezernenten des Konsistoriums.
                  

                   3 Ihr gehören weiterhin an:
                     
                        	
                           die Leiterin oder der Leiter des Pädagogisch-Theologischen Institut und

                        

                        	
                           die zuständige Fachdozentin oder der zuständige Fachdozent des Pädagogisch Theologischen Instituts.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        An der mündlichen Abschlussprüfung kann eine Vertreterin oder ein Vertreter des zuständigen Kirchenkreises, bei zu Prüfenden
                     aus anderen Landeskirchen eine Vertreterin oder ein Vertreter dieser Kirche teilnehmen.
                  

               

               
                     § 7
Schlussbestimmungen
                     

                  

                   1 Diese Ordnung tritt am 1. Juli 2003 in Kraft.  2 Änderungen dieser Ordnung beschließt das Kuratorium.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Dienstordnung für Schulbeauftragte der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland 
(Schulbeauftragten-Dienstordnung - SBO)
         

      

      
         Vom 23. Februar 2010 

      

      
         (ABl. S. 93)
         

      

      Das Kollegium des Landeskirchenamtes hat auf Grund Artikel 63 Absatz 2 Nummer 8 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland vom 5. Juli 2008 (Kirchenverfassung EKM - KVerfEKM,
         ABl. S. 183) folgende Dienstordnung für Schulbeauftragte der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland beschlossen: 
      

      
         Inhaltsübersicht 

      

      
         
            
               	
                  
                     Präambel

                  

               
            

            
               	§ 1
               	Auftrag, Zuständigkeiten
            

            
               	§ 2
               	Rechtsstellung, Dienst- und Fachaufsicht
            

            
               	§ 3
               	Schulbeauftragtenbüros, Dienstsitz
            

            
               	§ 4
               	Aufgaben im schulischen Bereich
            

            
               	§ 5
               	Einsichtnahme in den Religionsunterricht
            

            
               	§ 6
               	Organisation und Koordination des Einsatzes der Lehrenden
            

            
               	§ 7
               	Kooperationsaufgaben
            

            
               	§ 8
               	Konvente, Dienstberatungen, Vertretungen
            

            
               	§ 9
               	Schulbeauftragtenkonvent
            

            
               	§ 10
               	Berichterstattung
            

            
               	§ 11
               	Fortbildungsverpflichtung
            

            
               	§ 12
               	Sprachregelung
            

            
               	§ 13
               	Inkrafttreten, Außerkrafttreten
            

         
      

      

      

         

      

      

      

      
            Präambel


         

          1 Religiöse Bildung von Kindern und Jugendlichen ist eine wesentliche Aufgabe der Kirche.  2 Die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland, nachfolgend Landeskirche genannt, will jungen Menschen die Begegnung mit der
            christlichen Botschaft in der Schule ermöglichen.  3 Unbeschadet der staatlichen Schulaufsicht trägt die Landeskirche für ihr Kirchengebiet die Verantwortung dafür, dass der Evangelische
            Religionsunterricht an staatlichen Schulen und an Schulen in freier Trägerschaft als Lehrfach in Übereinstimmung mit Schrift
            und Bekenntnis erteilt wird.  4 Zur Wahrnehmung dieser Aufgabe beruft die Landeskirche Schulbeauftragte.


         
                     § 1
Auftrag, Zuständigkeiten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Schulbeauftragte sind Beauftragte der Landeskirche für den Evangelischen Religionsunterricht sowie für Fragen der religiösen
                     Bildung von Kindern und Jugendlichen an staatlichen Schulen und an Schulen in freier Trägerschaft.  2 Sie wirken am Bildungsauftrag der Landeskirche an Kindern und Jugendlichen mit.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Landeskirche weist jedem Schulbeauftragten einen Dienstbereich zu.  2 In diesem Dienstbereich obliegt ihm die kirchliche Aufsicht über Inhalt und Gestaltung des Evangelischen Religionsunterrichts
                     an allen das Unterrichtsfach anbietenden beziehungsweise auf Grund staatlichen oder kirchlichen Rechts zum Angebot verpflichteten
                     Schulen.  3 Zugleich ist er dort der zuständige kirchliche Ansprech- und Verhandlungspartner für die staatlichen Schulbehörden, die freien
                     Schulträger, die Schulleitungen, die Lehrenden und Lernenden im Evangelischen Religionsunterricht sowie für die Eltern und
                     sonstigen Erziehungsberechtigten. 
                  

               

               
                     § 2
Rechtsstellung, Dienst- und Fachaufsicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Innerhalb ihres Dienstbereichs erfüllen die Schulbeauftragten ihre Aufgaben im Rahmen der kirchlichen Ordnung eigenständig.
                      2 Dabei handeln sie im Auftrag der Landeskirche. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Schulbeauftragte unterstehen der Dienst- und Fachaufsicht des für den Religionsunterricht zuständigen Dezernats des Landeskirchenamtes.
                      2 Ihnen obliegt die Dienst- und Fachaufsicht über diejenigen kirchlichen Gestellungskräfte, deren Anstellungsträger die Landeskirche
                     ist.  3 Hinsichtlich der übrigen im Evangelischen Religionsunterricht tätigen kirchlichen Mitarbeitenden sind die Schulbeauftragten
                     für die Wahrnehmung der Fachaufsicht zuständig.
                  

               

               
                     § 3
Schulbeauftragtenbüros, Dienstsitz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für jeden Dienstbereich richtet das Landeskirchenamt ein Schulbeauftragtenbüro ein und weist es dem jeweils zuständigen Schulbeauftragten
                     als Dienstsitz zu. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Das Schulbeauftragtenbüro wird vom Schulbeauftragten geleitet.  2 Das Büropersonal wird in der Regel von der Landeskirche angestellt und untersteht der Dienst- und Fachaufsicht des Schulbeauftragten.
                     
                  

               

               
                     § 4
Aufgaben im schulischen Bereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Schulbeauftragte wirken im Rahmen der Erfüllung des Bildungs- und Erziehungsauftrags der Landeskirche an der Gestaltung des
                     Evangelischen Religionsunterrichts mit.  2 Zu ihren Aufgaben gehören insbesondere 
                  

                  
                     
                        	
                            die Sorge für eine fachlich angemessene Erteilung des Evangelischen Religionsunterrichts auf der Grundlage von Schrift und
                              Bekenntnis der Landeskirche;
                           

                        

                        	
                            die Beratung, Förderung und Begleitung der im Evangelischen Religionsunterricht tätigen Lehrenden;

                        

                        	
                            die Beratung und Begleitung der Schulen in kirchlicher beziehungsweise evangelischer Trägerschaft;

                        

                        	
                            Schul- und Unterrichtsbesuche;

                        

                        	
                            die Förderung von Schul- und Schülergottesdiensten sowie die Pflege kirchlicher Feste im Schulalltag;

                        

                        	
                            die Unterstützung der Seelsorge an allen am Evangelischen Religionsunterricht Beteiligten, darüber hinaus an allen Lehrenden
                              und Lernenden der kirchlichen beziehungsweise evangelischen Schulen;
                           

                        

                        	
                            die Vermittlung in Konfliktsituationen im Bereich des Religionsunterrichts;

                        

                        	
                            die Organisation und Koordination des Einsatzes von kirchlichen Gestellungskräften im Evangelischen Religionsunterricht;
                              
                           

                        

                        	
                            die Mitwirkung bei der Besetzung von Schulpfarrstellen und der dienstlichen Überprüfung von Schulpfarrern nach zehnjähriger
                              Dienstzeit;
                           

                        

                        	
                            die Mitwirkung bei Visitationen sowie beim Wechsel des Inhabers einer Gemeindepfarrstelle, soweit Fragen des Religionsunterrichts,
                              insbesondere des Unterrichtseinsatzes, berührt sind;
                           

                        

                        	
                            die Mitwirkung bei der religionspädagogischen Ausbildung und bei der Abnahme von religionspädagogischen Prüfungen;

                        

                        	
                            die Mitwirkung bei der Vokation staatlicher Lehrkräfte;

                        

                        	
                            die Sorge für die regelmäßige Teilnahme der Lehrenden im Evangelischen Religionsunterricht an geeigneten Fortbildungsveranstaltungen;

                        

                        	
                            die Koordination regionaler religionspädagogischer Fortbildungsveranstaltungen. 

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Schulbeauftragte sollen bis zu vier Wochenstunden Evangelischen Religionsunterricht selbst erteilen.  2 Ein weitergehender Unterrichtseinsatz bedarf der vorherigen Herstellung des Einvernehmens mit dem für den Religionsunterricht
                     zuständigen Referatsleiter des Landeskirchenamtes. 
                  

               

               
                     § 5
Einsichtnahme in den Religionsunterricht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Schulbeauftragten informieren sich regelmäßig über die inhaltliche und didaktische Gestaltung des Religionsunterrichts.
                      2 Entsprechend den staatlichen und kirchlichen Regelungen nehmen sie unter besonderer Beachtung der zwischen dem jeweiligen
                     Bundesland und der Landeskirche getroffenen Vereinbarungen im Auftrag der Landeskirche Einsicht in die Unterrichtsplanung
                     der Lehrenden und hospitieren im Unterricht.  3 Anstelle der Hospitation können sie Unterrichtsprotokolle anfordern. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Bei den im Evangelischen Religionsunterricht eingesetzten staatlichen Lehrkräften überprüfen Schulbeauftragte regelmäßig das
                     Vorliegen der kirchlichen Unterrichtserlaubnis (Vokation).  2 Festgestellte Unregelmäßigkeiten sind unverzüglich dem Landeskirchenamt zu melden. 
                  

               

               
                     § 6
Organisation und Koordination des Einsatzes der Lehrenden
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Mit dem Ziel einer partnerschaftlichen und vertrauensvollen Zusammenarbeit sorgen die Schulbeauftragten in ihrem Dienstbereich
                     in Abstimmung mit den jeweils zuständigen Schulleitungen und staatlichen Schulbehörden für einen ausgewogenen und dem Evangelischen
                     Religionsunterricht förderlichen Einsatz der Lehrenden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Bei kirchlichen Gestellungskräften achten die Schulbeauftragten auf die rechtzeitige Erteilung der Unterrichtsbeauftragungen
                     durch die zuständigen staatlichen Schulbehörden und nehmen Einsicht in die Verteilung der Unterrichtsaufträge sowie in die
                     Stundenpläne.  2 In Zusammenarbeit mit den zuständigen Kreiskirchenräten tragen sie Sorge dafür, dass kirchliche Gestellungskräfte, deren Anstellungsträger
                     nicht die Landeskirche ist, entsprechend ihrem Unterrichtsauftrag im Religionsunterricht eingesetzt und zu Vertretungsdiensten
                     herangezogen werden. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei den auf Grund kirchlicher Ordnung zur Erteilung von Religionsunterricht verpflichteten Inhabern von Gemeindepfarrstellen
                     wirken die Schulbeauftragten in dem vorgeschriebenen Verfahren der Zuweisung von Unterrichtswochenstunden mit. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Unterrichtsausfälle kirchlicher Gestellungskräfte teilen die Schulbeauftragten unverzüglich dem jeweiligen Anstellungsträger
                     in geeigneter Form mit.  2 Im Zusammenwirken mit dem Anstellungsträger stellen sie eine angemessene Vertretung sicher.  3 Entsprechendes gilt, wenn sich die Möglichkeit eines Unterrichtsausfalls abzeichnet. 
                  

               

               
                     § 7
Kooperationsaufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Schulbeauftragte arbeiten vertrauensvoll mit den Kirchenkreisen und kirchlichen Gestellungskräften ihres Dienstbereichs zusammen.
                      2 In Grundsatzfragen sowie in wichtigen Einzelfragen beraten sie sich mit den zuständigen Superintendenten, Kreiskirchenräten
                     und Regionalbischöfen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Innerhalb des jeweiligen Bundeslandes wirken Schulbeauftragte mit den Beauftragten für den Religionsunterricht anderer Gliedkirchen
                     der Evangelischen Kirche in Deutschland zusammen.  2 Mit Vertretern anderer Kirchen und Religionsgemeinschaften sowie mit den Verantwortlichen anderer Unterrichtsfächer pflegen
                     und befördern sie einen regelmäßigen fachlichen Austausch.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Im Rahmen ihrer Fortbildungsverantwortung wirken Schulbeauftragte mit dem Pädagogisch-Theologischen Institut der Evangelischen
                     Kirche in Mitteldeutschland und der Evangelischen Landeskirche Anhalts zusammen.  2 Im Bereich der regionalen Fortbildung pflegen sie mit staatlichen Fachberatern, Fachmoderatoren und Fachbetreuern eine einvernehmliche
                     Zusammenarbeit. 
                  

               

               
                     § 8
Konvente, Dienstberatungen, Vertretungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Schulbeauftragte sollen regelmäßig an den Pfarrkonventen ihres Dienstbereichs beratend mitwirken.  2 Auf Einladung der Regionalbischöfe nehmen sie beratend an den Ephorenkonventen ihres Dienstbereichs teil.  3 Bei Fragen, die ihre Zuständigkeit berühren, beraten sie Gemeindekirchenräte und Kreiskirchenräte. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der zuständige Referatsleiter des Landeskirchenamtes lädt die Schulbeauftragten regelmäßig zu Dienstberatungen ein.  2 Die Teilnahme gehört zur Dienstpflicht der Schulbeauftragten. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Schulbeauftragten sind zur gegenseitigen Vertretung verpflichtet. 
                  

               

               
                     § 9
Schulbeauftragtenkonvent
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Schulbeauftragten bilden einen Schulbeauftragtenkonvent.  2 Dieser tritt in der Regel zweimal pro Schuljahr zusammen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Schulbeauftragtenkonvent wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter.  2 Die Geschäftsführung obliegt dem zuständigen Referatsleiter des Landeskirchenamtes. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Schulbeauftragtenkonvent kann sich eine Geschäftsordnung geben. 
                  

               

               
                     § 10
Berichterstattung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Nach Abschluss des Schuljahres, spätestens jedoch bis zum Ende des laufenden Haushaltsjahres, legen die Schulbeauftragten
                     dem Landeskirchenamt für ihren Dienstbereich einen schriftlichen Bericht zur Entwicklung des Religionsunterrichts im vergangenen
                     Schuljahr vor.  2 Der Bericht soll Perspektiven für die Entwicklung des Religionsunterrichts in ihrem Dienstbereich aufzeigen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Bericht ist den Kreiskirchenräten, Kreissynoden und Ephorenkonventen des Dienstbereichs zuzuleiten.  2 Die Pflicht der Schulbeauftragten, gegenüber diesen Gremien über die Situation und die Entwicklung des Religionsunterrichts
                     regelmäßig beziehungsweise auf Anfrage zu berichten, bleibt unberührt. 
                  

               

               
                     § 11
Fortbildungsverpflichtung
                     

                  

                  Im Rahmen der kirchlichen Ordnung sind Schulbeauftragte zur regelmäßigen Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen verpflichtet.
                     
                  

               

               
                     § 12
Sprachregelung
                     

                  

                  Die in dieser Dienstordnung verwendeten Personen-, Funktions- und Amtsbezeichnungen gelten für Frauen und Männer in gleicher
                     Weise.
                  

               

               
                     § 13
Inkrafttreten, Außerkrafttreten1

                  

                   1 Diese Dienstordnung tritt am 1. April 2010 in Kraft.  2 Gleichzeitig tritt die Dienstanweisung für Schulbeauftragte der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen vom 30. April 1996 (ABl. ELKTh S. 105) außer Kraft. 
                  

               

            

         

      

      

      1
            Die Verordnung über den Dienst der Schulbeauftragten in der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen vom 3. Dezember 1999 (Schulbeauftragtenverordnung, ABl. EKKPS 2000 S. 25) ist durch Verordnung des Landeskirchenrates vom
               19. Februar 2010 (ABl. EKM S. 93) mit Wirkung ab dem 1. April 2010 aufgehoben. 
            

         

      

   
      

      
         Vertrag zwischen dem Land Sachsen-Anhalt und der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen, der Evangelischen Landeskirche
            Anhalts, der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche in Braunschweig, der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg, der Evangelisch-Lutherischen
            Landeskirche Sachsens, der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen über die Gestellung kirchlicher Lehrkräfte für den
            Religionsunterricht an den öffentlichen Schulen
(Gestellungsvertrag Sachsen-Anhalt)
         

      

      
         Vom 16. März 1994

      

      
         (ABl. EKKPS S. 35)

      

      Zwischen

      dem Land Sachsen-Anhalt

      (im Folgenden: das Land),

      vertreten durch den Kultusminister,

      und

      der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen,

      der Evangelischen Landeskirche Anhalts,

      der Evangelisch-lutherischen Landeskirche in Braunschweig,

      der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg,

      der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens und

      der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen,

      (im Folgenden: die Kirchen),

      jeweils vertreten durch ihre kirchenordnungsmäßigen Vertreter,

      wird in dem Bestreben, die regelmäßige Erteilung des Religionsunterrichts an den öffentlichen Schulen zu gewährleisten, folgendes
         vereinbart:
      

      
                     § 1
Gegenstand des Vertrages
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Vertragschließenden gehen davon aus, dass es gemäß geltendem Recht die Aufgabe des Landes ist, die Erteilung eines regelmäßigen
                     Religionsunterrichtes als ordentliches Lehrfach an den öffentlichen Schulen zu gewährleisten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Kirchen werden das Land im Rahmen ihrer Möglichkeiten unterstützen, geeignete Lehrkräfte für die Erteilung des Religionsunterrichts
                     zu gewinnen.  2 Soweit die Erfordernisse des kirchlichen Dienstes dies zulassen, werden die Kirchen sich bemühen, für alle Schulformen auf
                     Ansuchen der Schulbehörde kirchliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zur Verfügung zu stellen, die nach ihrer kirchlichen
                     Berufsausbildung oder einer besonderen kirchlichen Ausbildung geeignet sind, Religionsunterricht zu erteilen (kirchliche Lehrkräfte).
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Beim Einsatz von staatlichen Lehrkräften ist das Land bemüht, dass den kirchlichen Lehrkräften eine entsprechende Unterrichtsmöglichkeit
                     an einer im Bereich der Kirchengemeinde oder des Kirchenkreises gelegenen Schule verbleibt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Beschäftigung von Geistlichen, Katecheten und sonstigen Lehrkräften zur Erteilung des Religionsunterrichts im Beamten-
                     oder Angestelltenverhältnis des Landes wird durch diesen Vertrag nicht berührt.
                  

               

               
                     § 2
Kirchliche Lehrkräfte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Als kirchliche Lehrkräfte kommen in Betracht
                     
                        	
                           für den Sekundarbereich II und für den berufsbildenden Bereich (einschließlich der Schulen des Zweiten Bildungswegs)
                              
                                 	
                                    Pfarrerinnen und Pfarrer mit abgeschlossener zweiter theologischer Prüfung,

                                 

                                 	
                                    Gemeindepädagoginnen und Gemeindepädagogen mit zweiter gemeindepädagogischer Prüfung,

                                 

                                 	
                                    sonstige kirchliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit einem durch Hochschulprüfung oder erster theologischer Prüfung abgeschlossenen
                                       theologischen Studium;
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           für den Sekundarbereich I
                              
                                 	
                                    die unter 1. genannten Personen,

                                 

                                 	
                                    Katechetinnen und Katecheten bzw. Gemeindehelferinnen und Gemeindehelfer mit dem katechetischen B-Abschluss oder einem diesem
                                       gleichgestellten Abschluss entsprechend den im Bereich des früheren Bundes der Evangelischen Kirchen geltenden Richtlinien;
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           für den Primärbereich
                              
                                 	
                                    die unter 1. und 2. genannten Personen

                                 

                                 	
                                    in Ausnahmefällen Katechetinnen und Katecheten mit einem katechetischen C-Abschluss oder einem diesem gleichgestellten Abschluss entsprechend den im Bereich des früheren Bundes der Evangelischen Kirchen geltenden
                                       Richtlinien.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die kirchlichen Lehrkräfte werden gemäß ihrer schulformspezifischen Qualifikation und Eignung eingesetzt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Kirchen werden dem Land auf entsprechendes Ersuchen über die Grundsätze Auskunft erteilen, nach denen die Bevollmächtigungen
                     erteilt werden, und diesbezügliche Wünsche des Landes berücksichtigen.
                  

               

               
                     § 3
Gestellung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchen stellen die kirchlichen Lehrkräfte aufgrund dieses Gestellungsvertrages gegen ein Gestellungsgeld zur Verfügung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Tätigkeit der kirchlichen Lehrkräfte ist hauptamtlich oder nebenberuflich möglich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die zuständigen Schulbehörden teilen den zuständigen kirchlichen Stellen rechtzeitig den Unterrichtsbedarf mit.  2 Die kirchlichen Stellen unterrichten ihrerseits die Schulbehörden, wenn nach ihren Kenntnissen Religionsunterricht nicht entsprechend
                     dem Unterrichtsbedarf erteilt wird.
                  

                  (Schlussprotokoll)

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die zuständigen kirchlichen Stellen benennen den Schulbehörden im Einvernehmen mit den betreffenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
                     die für die Erteilung des Religionsunterrichts vorgesehenen kirchlichen Lehrkräfte unter Beifügung eines Personalbogens (nach
                     Muster der Anlage 1)1

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die von den zuständigen kirchlichen Stellen benannten kirchlichen Lehrkräfte erhalten von den Schulbehörden einen Unterrichtsauftrag
                     (nach Muster der Anlage 2)2, in dem – im Einvernehmen mit den kirchlichen Stellen – insbesondere die Zahl der wöchentlich zu erteilenden Unterrichtsstunden
                     und die Dauer der Beauftragung festgelegt werden.  2 Schulpfarrerinnen und Schulpfarrer sowie Schulkatechetinnen und Schulkatecheten erteilen mindestens 15 Wochenstunden Religionsunterricht.
                  

                   3 Den zuständigen kirchlichen Stellen wird eine Durchschrift des Unterrichtsauftrages übersandt.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Schulleiter nehmen soweit möglich bei der Festlegung des Stundenplanes Rücksicht auf die berechtigten Wünsche, die sich
                     aus dem kirchlichen Dienstverhältnis ergeben.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Bei Erkrankung oder sonstigen Verhinderungen der kirchlichen Lehrkräfte werden sich die zuständigen kirchlichen Stellen im
                     Benehmen mit den Schulbehörden um eine angemessene Vertretung bemühen.  2 Dies gilt nicht, wenn die kirchlichen Lehrkräfte im Einvernehmen zwischen den kirchlichen Stellen und den Schulbehörden an
                     Fortbildungs- oder sonstigen Maßnahmen, die im Interesse des Landes liegen, teilnehmen oder mitwirken.
                  

               

               
                     § 4
Rechtsstellung der kirchlichen Lehrkräfte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die kirchlichen Lehrkräfte treten in kein Dienst- oder Arbeitsverhältnis zum Land Sachsen-Anhalt.  2 Die Dienstverhältnisse zwischen den kirchlichen Anstellungsträgern und den Lehrkräften bleiben unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die kirchlichen Lehrkräfte unterstehen der staatlichen Schulaufsicht, der Schulordnung und den Weisungen des Schulleiters
                     nach den allgemeinen Bestimmungen.  2 Die Teilnahme an Konferenzen und an Prüfungen richtet sich nach den allgemeinen Bestimmungen, die in den einzelnen Schulformen
                     für die nebenamtlichen und nebenberuflichen Lehrkräfte gelten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die kirchlichen Lehrkräfte erhalten Urlaub in der Regel nach den allgemeinen Bestimmungen für Lehrkräfte im Schuldienst des
                     Landes Sachsen-Anhalt.  2 Der Urlaub gilt durch die Ferien als abgegolten.  3 Sonderurlaub wird nach den für Mitarbeiter im öffentlichen Dienst geltenden Bestimmungen erteilt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Hinsichtlich der gesundheitlichen Überwachung gelten die staatlichen Bestimmungen.
                  

               

               
                     § 5
Gestellungsgeld
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Land trägt die persönlichen Kosten der nach dieser Vereinbarung von den Kirchen eingesetzten Lehrkräfte entsprechend den
                     Absätzen 2 bis 10.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Für kirchliche Lehrkräfte, die aufgrund dieses Vertrages hauptamtlich Unterricht erteilen, erstattet das Land die Dienstbezüge
                     bzw. Vergütungen einschließlich der Versorgungskassenbeiträge oder der Arbeitgeberanteile zu den Sozialversicherungsbeiträgen.
                      2 Besteht der Anspruch nicht für den vollen Kalendermonat, wird nur der Teil des Gestellungsgeldes gezahlt, der auf den Anspruchszeitraum
                     entfällt.
                  

                  (Schlussprotokoll)

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für kirchliche Lehrkräfte, die mindestens die Hälfte der nach Landesrecht verbindlichen Unterrichtsstunden erteilen, erhalten
                     die Kirchen die in Abs. 2 dargestellten Kosten anteilmäßig nach dem Verhältnis der Zahl der erteilten Stunden zu der Zahl
                     der verbindlichen Wochenstunden erstattet.
                  

                  (Schlussprotokoll)

                  
                        (
                        4
                        )
                        Für die Erteilung von Religionsunterricht durch nebenamtliche Lehrkräfte erstattet das Land den Kirchen je erteilter Unterrichtsstunde
                     einen einvernehmlich festzulegenden Betrag, der regelmäßig der Einkommensentwicklung im öffentlichen Dienst angepasst wird,
                     ohne dass es einer Änderung dieses Vertrages bedarf.
                  

                  (Schlussprotokoll)

                  
                        (
                        5
                        )
                        Wird eine kirchliche Lehrkraft vorübergehend – z. B. bei Erkrankung – durch eine andere kirchliche Lehrkraft vertreten, so
                     ändert sich das Gestellungsgeld dadurch nicht.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Wird bei Erkrankung einer hauptamtlich tätigen kirchlichen Lehrkraft ein Vertreter nicht gestellt, so wird das Gestellungsgeld
                     
                        	
                           für Pfarrerinnen und Pfarrer sowie Gemeindepädagoginnen und Gemeindepädagogen und für in einem Kirchenbeamtenverhältnis stehende
                              Lehrkraft für die Dauer von drei Monaten,
                           

                        

                        	
                           in übrigen Fällen nur für die Dauer von sechs Wochen weitergezahlt, jedoch nicht über die Beendigung des Unterrichtsauftrages
                              hinaus.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Für Urlaub, der ausnahmsweise außerhalb der Schulferien genommen wird, entfällt die Zahlung des Gestellungsgeldes, soweit
                     keine Vertretung gestellt wird.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         1 Die zuständigen Kassen zahlen das Gestellungsgeld binnen vier Wochen nach Eingang der erforderlichen Nachweise an die Landeskirchen.
                      2 Es können Abschlagszahlungen in Höhe von 50 v. H. des voraussichtlich zu erwartenden Gestellungsgeldes gewährt werden.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                        Reisekosten, Fahrtkosten und Wegstreckenentschädigung erstattet das Land den kirchlichen Lehrkräften nach für Landesbedienstete
                     geltendem Recht unmittelbar.
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                        Die Abführung etwaiger Steuern oder Sozialversicherungsbeiträge obliegt den Landeskirchen.
                  

               

               
                     § 6
Beendigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Unterrichtsauftrag endet
                     
                        	
                           mit Ablauf der Zeit, für die er nach § 3 Abs. 5 erteilt ist.  2 Er kann von der Schulbehörde im Einvernehmen mit der zuständigen kirchlichen Stelle verkürzt oder verlängert werden;
                           

                        

                        	
                           durch Kündigung seitens der Schulbehörde oder der zuständigen kirchlichen Stelle, wenn er unbefristet erteilt ist.  2 Vor einer Kündigung durch die Schulbehörde wird diese sich mit der zuständigen kirchlichen Stelle über Möglichkeiten zur Weiterbeschäftigung
                              der kirchlichen Lehrkraft verständigen; die Kündigungsfrist beträgt drei Monate zum Ende des Schuljahres;
(Schlussprotokoll)
                           

                        

                        	
                           durch Widerruf seitens der Schulbehörde nach Rücksprache mit der zuständigen kirchlichen Stelle und nach Anhörung der Lehrkraft,
                              wenn sich aus der Person der Lehrkraft, ihrem dienstlichen oder außerdienstlichen Verhalten oder aus ihrer Unterrichtstätigkeit
                              schwerwiegende Bedenken gegen eine weitere Verwendung ergeben;
                           

                        

                        	
                           mit Ablauf dieses Gestellungsvertrages.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Sind kirchliche Lehrkräfte nebenberuflich im Schuldienst tätig, so können die kirchlichen Stellen den Unterrichtsauftrag mit
                     einer Frist von einem Monat zum Monatsschluss kündigen.  2 Die kirchlichen Stellen werden für die Gestellung einer Ersatzkraft Sorge tragen.
                  

               

               
                     § 7
Sprachliche Gleichstellung
                     

                  

                  Personen- und Funktionsbezeichnungen in diesem Vertrag gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form.

               

               
                     § 8
Schlussbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Vertragschließenden werden etwa auftauchende Schwierigkeiten in der Durchführung dieses Vertrages in freundschaftlicher
                     Weise beheben und notwendige Vertragsänderungen auch ohne vorherige Kündigung vereinbaren.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Dieser Vertrag tritt mit dem Tage seiner Unterzeichnung in Kraft und gilt bis zum 31. 12. 1997.  2 Seine Gültigkeit verlängert sich jeweils um zwei Jahre, wenn er nicht mindestens ein Jahr vor Ablauf der Geltungsfrist zum
                     Ende des nächsten Schuljahres gekündigt wird.
                  

                   3 Zu Urkund dessen ist dieser Vertrag, einschließlich des Schlussprotokolls, das einen integrierenden Bestandteil des Vertrages
                     bildet, in siebenfacher Urschrift unterzeichnet worden; jede Vertragspartei erhält einen Originaltext.
                  

               

            

         

      

      
            Schlussprotokoll

         

         zu § 3 Absatz 3

         Der Unterrichtsbedarf bemisst sich nach der geltenden Erlasslage.

         zu § 5 Absatz 2 und 3
            
               	
                  Die vertragschließenden Parteien stimmen darin überein, dass für die Dauer der Geltung der 2. Besoldungsübergangsverordnung
                     (2. BesÜV) der Erstattungsanspruch nur in Höhe des Betrages besteht, der sich unter Berücksichtigung der 2. BesÜV für entsprechende
                     Lehrer im Staatsdienst ergeben würde.
                  

               

               	
                  Abweichend von Nr. 1 werden während der Geltungsdauer der 2. BesÜV für Pfarrerinnen und Pfarrer die Bezüge der landesrechtlichen
                     Regelungen auf der Basis der Besoldungsgruppe A 13 h. D. erstattet.
                  

               

            

         

         zu Absatz 4

          1 Die vertragschließenden Parteien stimmen darin überein, dass der vereinbarte Betrag für 1992 22,– DM beträgt.  2 Dies entspricht 70 % des nach der endgültigen Besoldungsanpassung auf 100 % zu erwartenden Betrages.
         

         zu § 6 (1) 2. Satz 2

         Eine vorherige Anhörung der Lehrkraft zur Prüfung der Möglichkeiten der Weiterbeschäftigung findet statt.

      

      

      1
            Hier nicht abgedruckt.

         

      

      2
            Hier nicht abgedruckt.

         

      

   
      

      
         Vereinbarung über die Gestellung kirchlicher
Mitarbeiter für den Religionsunterricht
an öffentlichen Schulen
(Gestellungsvertrag Thüringen)
         

      

      
         Vom 30. Juni 1994 (ABl. EKKPS S. 94, ABl. ELKTh 1995 S. 38),
zuletzt geändert durch Vertrag vom 16. März 20111

      

      
          (ABl. 2012 S. 3) 

      

      
         Änderungen

      

      
         
            
            
            
            
            
            
         
         
            
               	
                  Lfd. Nr.

               
               	
                  Änderndes Recht

               
               	
                  Datum

               
               	
                  Fundstelle
ABl. EKM
                  

               
               	
                  Geänderte
Paragrafen
                  

               
               	
                  Art der 
Änderung
                  

               
            

         
         
            
               	
                  1

               
               	
                  Änderungsvertrag zu der Vereinbarung über die Gestellung kirchlicher Mitarbeiter für den Religionsunterricht an öffentlichen
                     Schulen
                  

               
               	
                  15. Januar 1999

               
               	
                  keine

               
               	
                  

               
               	
                  

               
            

            
               	
                  2

               
               	
                  Änderungsvertrag zu der Vereinbarung über die Gestellung kirchlicher Mitarbeiter für den Religionsunterricht an öffentlichen
                     Schulen
                  

               
               	
                  21. Juni 2001

               
               	
                  keine

               
               	
                  

               
               	
                  

               
            

            
               	
                  3

               
               	
                  Änderungsvertrag zu der Vereinbarung über die Gestellung kirchlicher Mitarbeiter für den Religionsunterricht an öffentlichen
                     Schulen
                  

               
               	
                  23. März 2002

               
               	
                  keine

               
               	
                  

               
               	
                  

               
            

            
               	
                  4

               
               	
                  Änderungsvertrag zu der Vereinbarung über die Gestellung kirchlicher Mitarbeiter für den Religionsunterricht an öffentlichen
                     Schulen
                  

               
               	
                  11. Juni 2004

               
               	
                  ABl. EKKPS S. 122, ABl. ELKTh S. 146

               
               	
                  § 3 Abs. 4

               
               	
                  neu eingefügt

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  § 3 Abs. 3

               
               	
                  mit Ablauf des Schuljahres 2004/2005 außer Kraft getreten

               
            

            
               	
                  5

               
               	
                  Änderungsvertrag zu der Vereinbarung über die Gestellung kirchlicher Mitarbeiter für den Religionsunterricht an öffentlichen
                     Schulen
                  

                  vom 30. Juni 1994, zuletzt geändert durch Vertrag vom 11. Juni 2004

               
               	
                  16. März 2011 

               
               	
                  ABl. 2012 S. 3

               
               	
                  Präambel

               
               	
                  geändert

               
            

            
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  

               
               	
                  Nr. 1 der Ergebnisniederschrift - Berechnungsmaßstäbe zu § 6 Nr. 1

               
               	
                  neu gefasst

               
            

         
      

      

      Zwischen

      dem Freistaat Thüringen,

      vertreten durch den Thüringer Ministerpräsidenten,

      dieser vertreten durch den Thüringer Kultusminister

      und

      der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland,

      vertreten durch die Präsidentin des Landeskirchenamtes,

      der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck,

      vertreten durch den Bischof,

      der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens,

      vertreten durch den Präsidenten,

      wird mit dem Bestreben, in Ausführung des gesetzlichen Auftrages des Freistaates Thüringen die Erteilung des Religionsunterrichts
         als ordentliches Lehrfach an öffentlichen Schulen zu gewährleisten, folgendes vereinbart:
      

      
                     § 1

                  

                  Nach Maßgabe dieser Vereinbarung kann der Religionsunterricht an den öffentlichen Schulen in Thüringen von Bediensteten der
                     Kirchen erteilt werden (kirchliche Lehrkräfte).
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die kirchlichen Lehrkräfte verbleiben im kirchlichen Dienst.  2 Ein Dienstverhältnis zum Freistaat wird nicht begründet.  3 Aus der Unterrichtstätigkeit an den öffentlichen Schulen entsteht kein Anspruch auf Übernahme in den Landesdienst.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Beschäftigung von Lehrern oder Honorarkräften zur Erteilung des Religionsunterrichtes durch das Land wird durch diesen
                     Vertrag nicht berührt.
                  

               

               
                     § 32

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Erteilung von Religionsunterricht werden kirchliche Lehrkräfte gestellt, die persönlich und fachlich geeignet sind,
                     denen die kirchliche Bevollmächtigung (Vocatio) erteilt ist und die mit den nach dieser Vereinbarung auf sie anzuwendenden
                     Bestimmungen einverstanden sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Als fachlich geeignete kirchliche Lehrkräfte kommen in Betracht:
                     
                        	
                           an allen Schulen, einschließlich berufsbildenden Schulen und Kollegs:
                              
                                 	
                                    Theologen mit allgemeiner Hochschulreife und bestandener 1. und 2. theologischer Prüfung oder einer abgeschlossenen, vom Thüringer
                                       Kultusministerium als gleichwertig anerkannten Ausbildung,
                                    

                                 

                                 	
                                    Theologen mit allgemeiner Hochschulreife und bestandener 1. theologischer Prüfung, die eine besondere religionspädagogische
                                       Zusatzausbildung nachweisen.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           an Grundschulen, Förderschulen mit Bildungsgang Grundschule sowie an Förderschulen für Geistigbehinderte und Förderschulen
                              für Lernbehinderte:
                           

                           Gemeindepädagogen, die ihre Ausbildung bis 31. 12. 1993 in der Evangelischen Ausbildungsstätte für Gemeindepädagogik Potsdam,
                              im Kirchlichen Seminar Eisenach »Auf dem Hainstein« oder der Evangelischen Fachschule für Diakonie und Sozialpädagogik »Johannes-Falk«
                              in Eisenach begonnen haben, Katecheten mit einem katechetischen B-Abschluss.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        - außer Kraft getreten - 

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Außer an der gymnasialen Oberstufe können kirchliche Lehrkräfte, die die Ausbildungsanforderungen des § 3 Abs. 2 Nr. 2 erfüllen,
                     unter Berücksichtigung ihres im Schuljahr 2000/2001 erfolgten Einsatzes in den einzelnen Schularten auch weiterhin abweichend
                     von den in § 3 Abs. 2 Nr. 2 aufgeführten Schularten im staatlichen Religionsunterricht eingesetzt werden, wenn durch eine
                     staatliche Prüfung bestehend aus einer Prüfungslehrprobe mit anschließendem Prüfungsgespräch ihre fachliche Eignung zur Unterrichtung
                     im Sinne von § 3 Abs. 1 festgestellt wurde.  2 Die Einzelheiten dieser Prüfung werden durch Verfügung des Staatlichen Prüfungsamtes des Thüringer Kultusministeriums festgelegt.
                      3 Von der Berücksichtigung des im Schuljahr 2000/2001 erfolgten Einsatzes in den einzelnen Schularten kann im Einzelfall abgesehen
                     werden, wenn die Verwendung der kirchlichen Lehrkraft nach Feststellung der Staatlichen Schulaufsichtsbehörde dringend erforderlich
                     ist, weil die Unterrichtsabdeckung durch landesbedienstete Lehrer nicht oder nur unzureichend gewährleistet ist.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die zuständigen Schulaufsichtsbehörden teilen den zuständigen kirchlichen Stellen rechtzeitig den durch im Landesdienst stehende
                     Lehrkräfte nicht gedeckten Unterrichtsbedarf mit.  2 Auch die kirchlichen Stellen unterrichten die Schulaufsichtsbehörden, wenn nach ihren Feststellungen Religionsunterricht nicht
                     entsprechend dem Bedarf erteilt wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die zuständigen kirchlichen Stellen benennen den zuständigen Schulaufsichtsbehörden, im Einvernehmen mit den betreffenden
                     kirchlichen Mitarbeitern, die für die Erteilung des Religionsunterrichts vorgesehenen kirchlichen Lehrkräfte im Einzelfall
                     unter Beifügung eines Personalbogens (nach Muster der Anlage I a).
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die von den zuständigen kirchlichen Stellen benannten kirchlichen Lehrkräfte erhalten von den zuständigen Schulaufsichtsbehörden
                     einen Unterrichtsauftrag (nach Muster der Anlage I b), in dem insbesondere die Zahl der wöchentlich zu erteilenden Unterrichtsstunden und die Dauer der Beauftragung festgelegt
                     werden.  2 Den kirchlichen Stellen wird eine Durchschrift des Unterrichtsauftrages übersandt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Bei Erkrankung oder sonstiger Verhinderung der kirchlichen Lehrkräfte werden sich die zuständigen kirchlichen Stellen im Benehmen
                     mit den zuständigen Schulaufsichtsbehörden um eine angemessene Vertretung bemühen.
                  

               

               
                     § 5

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die kirchlichen Lehrkräfte unterstehen der staatlichen Schulaufsicht, der Schulordnung und den Weisungen des Schulleiters
                     nach den allgemeinen Bestimmungen.  2 Die Teilnahme an Konferenzen und an Prüfungen richtet sich nach den allgemeinen Bestimmungen, die in den einzelnen Schularten
                     für Lehrkräfte gelten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der dienstlichen Verpflichtung nebenamtlicher Lehrkräfte ist im Rahmen ihrer schulischen Verwendung Rechnung zu tragen.
                  

               

               
                     § 6

                  

                  Die den Kirchen durch Erteilung des Religionsunterrichts durch ihre Bediensteten entstehenden Personalausgaben werden vom
                     Freistaat wie folgt erstattet (Gestellungsgeld): 
                     
                        	
                            1 Als Gestellungsgeld wird ein pauschalierter Betrag gezahlt, den der Freistaat Thüringen pro Jahr durchschnittlich aufzuwenden
                              hätte, wenn die von den kirchlichen Bediensteten gehaltenen Unterrichtsstunden durch staatliche Lehrer der jeweiligen Schulart
                              erteilt worden wären.  2 Es sind die Vergütungsgruppen heranzuziehen, die das Land für Angestellte mit entsprechender Qualifikation anzuwenden hätte.
                               3 Die Berechnungsmaßstäbe sind in der Ergebnisniederschrift zu dieser Vereinbarung festgelegt (Anlage II).
                           

                        

                        	
                            1 Das Gestellungsgeld ist zahlbar nachträglich zum Schluss eines jeden Quartals.  2 Hiervon abweichend kann die Zahlungsweise im Benehmen mit den zuständigen kirchlichen Stellen von der zuständigen Schulaufsichtsbehörde
                              aus Praktikabilitätsgründen geregelt werden.  3 Eine Abschlagszahlung in Höhe von 50 v. H. des voraussichtlich zu erwartenden Gestellungsgeldes kann gewährt werden.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 7

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Unterrichtsauftrag (§ 4 Abs. 3) endet
                     
                        	
                           mit Ablauf der Zeit, für die er erteilt ist; er kann von der zuständigen Schulaufsichtsbehörde im Einvernehmen mit der zuständigen
                              kirchlichen Stelle verkürzt oder verlängert werden;
                           

                        

                        	
                           durch Widerruf seitens der zuständigen Schulaufsichtsbehörde oder der kirchlichen Stelle.  2 Die Widerrufsfrist beträgt drei Monate zum Ende des Schuljahres;
                           

                        

                        	
                           durch Widerruf seitens der Schulaufsichtsbehörde nach Anhörung der zuständigen kirchlichen Stelle und der betreffenden Lehrkraft,
                              wenn sich aus der Person der Lehrkraft oder ihrer Unterrichtstätigkeit schwerwiegende Bedenken gegen eine weitere Verwendung
                              ergeben;
                           

                        

                        	
                           mit Wegfall oder Rücknahme der kirchlichen Bevollmächtigung;

                        

                        	
                           mit Ablauf oder Kündigung dieses Gestellungsvertrages.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Sind kirchliche Lehrkräfte nicht ausschließlich im Schuldienst tätig, so können die kirchlichen Stellen den Unterrichtsauftrag
                     mit einer Frist von einem Monat zum Monatsschluss kündigen.  2 Die kirchlichen Stellen werden für die Gestellung einer Ersatzkraft Sorge tragen.
                  

               

               
                     § 8

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Vertragschließenden werden etwa auftretende Schwierigkeiten in der Durchführung dieses Vertrages einvernehmlich beheben
                     und notwendige Vertragsänderungen auch ohne vorherige Kündigung vereinbaren.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Dieser Vertrag tritt am 1. März 1994 in Kraft und gilt bis zum Ende des Schuljahres 1994/95.
                  

                   2 Seine Gültigkeit verlängert sich jeweils um zwei Jahre, wenn er nicht mindestens ein Jahr vor Ablauf der Geltungsfrist zum
                     Ende des nächsten Schuljahres gekündigt wird.
                  

                  Anlagen:

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              I a / b

                           
                           	
                              Muster für Personalbogen und Bestimmung des schulischen Einsatzes zu § 4 Abs. 2 und 3

                           
                        

                        
                           	
                              II

                           
                           	
                              Ergebnisniederschrift

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      
            Anlage I a
(zu § 4 Abs. 2 des Vertrages)
            

         

         
               – Muster für persönliche Angaben –

            

            Persönliche Angaben

            I. Personalangaben

            Name: ____________________ Vorname: ____________________

            Geburtstag: ____________________ Geburtsort: ____________________

            Kirchliche Amts- und Dienstbezeichnung: ____________________

            Kirchliche Dienststelle: ____________________

            Wohnort: ____________________ Straße: ____________________

            II. Berufsausbildung (einschl. Studium und kirchlicher Ausbildung)
            

            Art der Ausbildung

            Abgelegte Prüfung

            III. Bereitschaft zur Wahrnehmung eines Auftrages im Umfang von bis zu 5 Stunden wöchentlich.
            

         

      

      
            Anlage I b
(zu § 4 Abs. 3 des Vertrages)
            

         

         
               – Muster für Unterrichtsauftrag –

            

            ________________________________________, den ____________________

            (Schulaufsichtsbehörde)

            Herrn/Frau

            ____________________

            ____________________

            ____________________

            Erteilung von Religionsunterricht

            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        Im Einvernehmen mit

                     
                     	
                        ____________________

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (zuständige kirchliche Stelle)

                     
                  

               
            

            beauftrage ich Sie hiermit, mit Wirkung vom ____________________ bis zum ____________________ wöchentlich ____________________ Stunden

            
               
                  
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           evangelischen Religionsunterricht an

                        
                        	
                           ____________________

                        
                     

                     
                        	
                        	
                           (Schule)

                        
                     

                  
               
in ____________________ zu erteilen.
            

            Im Rahmen dieser Tätigkeit unterstehen Sie der staatlichen Schulaufsicht, der Schulordnung und den Weisungen des Schulleiters.

            Für den Unterrichtsauftrag gelten im Übrigen die Bestimmungen des Gestellungsvertrages vom 30. 6. 1994.

         

      

      
            Anlage II

         

         
               Ergebnisniederschrift

            

            
                  Berechnungsmaßstäbe zu § 6 Nr. 1

               

               1.  1 Bemessungsgröße für die Jahresaufwendungen für einen angestellten Lehrer sind die Entgeltgruppen pro Schulart, die das Land
                  für entsprechend qualifizierte Lehrer anzuwenden hätte.  2 Auszugehen ist dabei von folgenden Entgeltgruppen gemäß Teil B Anlage 2 TVÜL: 
               

               
                  
                     	

                     	
                        Grundschule/Förderschule GS E10

                        Regelschule/Förderschule RS E 11

                        Gymnasium/Berufsbildende Schule E 13

                     

                  

               

               Die Entgeltgruppe ersetzt die nach bisherigem Recht geltende Vergütungsgruppe.

                3 Als Vergütungshöhe wird für die Grundschule die Stufe 4 + 24,08 % der Differenz zur Stufe 5, für die Regelschule die Stufe
                  4 + 28,11 % der Differenz zur Stufe 5, für das Gymnasium die Stufe 4 + 3,44 % der Differenz zur Stufe 5, für die Förderschule
                  Stufe 4 + 28,11 % der Differenz zur Stufe 5 und für die Berufsbildende Schule Stufe 4 + 3,44 % der Differenz zur Stufe 5 angesetzt;
                  Maßgeblich für die Entgelthöhe ist die jeweils geltende Entgelttabelle.  4 Zusätzlich wird eine 25%ige Pauschale für Sozialabgaben den Jahreseinkommen hinzugerechnet und die Jahressonderzahlung gewährt,
                  deren Höhe sich nach § 20 TV-L in seiner jeweiligen Fassung richtet.
               

               2.  1 Die Gesamtzahl der von kirchlichen Bediensteten pro Schuljahr und pro Schulart gehaltenen Unterrichtsstunden wird auf Lehrerdienstposten,
                  abgerundet auf jeweils einen vollen oder halben Dienstposten, umgerechnet. Berechnungsgröße für einen Lehrerdienstposten ist
                  eine durchschnittliche Arbeitsverpflichtung von 42 Wochen pro Jahr multipliziert mit der pro Schulart gegebenen Pflichtstundenzahl.
                   2 Diese Zahl ist der Divisor für die gehaltenen Unterrichtsstunden zur Dienstpostenermittlung.
               

               3. Aus der Multiplikation des Jahresgehaltes gemäß Ziffer 1. und den gemäß Ziffer 2. ermittelten Dienstposten ergibt sich
                  das Gestellungsgeld.
               

               4.  1 Sofern während des vorübergehenden Übergangszeitraumes von 5 Jahren kirchliche Lehrkräfte eingesetzt werden, die die Qualifikationsmerkmale
                  des § 3 Abs. 2 Gestellungsvertrag nicht erfüllen (z. B. C-Katecheten), wird für die erteilte Unterrichtsstunde einheitlich 17,– DM gezahlt.
                   2 Für eine höherwertig eingesetzte kirchliche Lehrkraft gilt das aufgrund ihrer Einordnung gemäß § 3 Abs. 2 zu zahlende Gestellungsgeld als geschuldet.
               

            

         

      

      

      1
            Die Vertragsänderung tritt ab 01. Januar 2009 in Kraft.

         

      

      2
            § 3 Abs. 3 mit Ablauf des Schuljahres 2004/2005 außer Kraft getreten durch Änderungsvertrag vom 11. Juni 2004 (ABl. EKKPS S. 122, ABl. ELKTh S. 146). 
            

         

      

   
      

      
         Vertrag über die Gestellung von Lehrkräften im kirchlichen Dienst für den Religionsunterricht an öffentlichen Schulen im Freistaat
Sachsen – Gestellungsvertrag
         

      

      
         Vom 7. September 1994 (ABl. EKKPS S. 130),
zuletzt geändert durch Vereinbarung über die Anpassung des Gestellungsgeldes
         

      

      
          vom 14. Oktober 2014 (ABl. S. 261)
         

      

      Änderungen
            
               
               
               
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Lfd. Nr.

                  
                  	
                     Änderndes Recht

                  
                  	
                     Datum

                  
                  	
                     Fundstelle
ABl. EKM
                     

                  
                  	
                     Geänderte
Paragrafen
                     

                  
                  	
                     Art der 
Änderung
                     

                  
               

            
            
               
                  	
                     1

                  
                  	
                     Erste Änderung zum Gestellungsvertrag1  
                     

                  
                  	
                     17.12.1999

                  
                  	
                     ABl. 2004 EKKPS S. 124

                  
                  	
                     § 8

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 2

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 5

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Zusatzprotokoll zu  § 5 Abs. 10 

                  
                  	
                     Regelung ersatzlos gestrichen

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 1 Abs. 2 

                     sowie im Zusatzprotokoll zu § 1 Abs. 2

                  
                  	
                     Begriffsanpassung

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 3 bis 6

                  
                  	
                     Begriffsanpassung

                  
               

               
                  	
                     2

                  
                  	
                     Vereinbarung über die Anpassung des Gestellungsgeldes auf der Grundlage des Vertrages über die Gestellung von Lehrkräften
                        im kirchlichen Dienst für den Religionsunterricht an öffentlichen Schulen im Freistaat Sachsen2

                  
                  	
                     14.10.2014

                  
                  	
                     S. 261

                  
                  	
                     § 5 Absatz 2

                  
                  	
                     geändert

                  
               

            
         

      

      

      

      

      Zwischen dem Freistaat Sachsen (im Folgenden: der Freistaat) und
         
            	
               der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens

            

            	
               der Evangelischen Kirche der schlesischen Oberlausitz

            

            	
               der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen

            

            	
               der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen

            

            	
               der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg

            

            	
               dem Bistum Dresden-Meißen

            

            	
               dem Bistum Görlitz

            

            	
               dem Bistum Magdeburg

               (im Folgenden: die Kirchen)

            

         

      

      

      wird gemäß Art. 105 sowie Art. 109 Abs. 2 Satz 3 der Verfassung des Freistaats Sachsen – und bezüglich der unter 1. bis 5.
         genannten Landeskirchen auf der Grundlage von Art. 5 Abs. 4 des »Evangelischen Kirchenvertrages Sachsen« – der folgende Vertrag geschlossen:
      

      

      
                     § 1
Gegenstand des Vertrages
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Gewährleistung eines regelmäßigen Religionsunterrichts (RU) an öffentlichen Schulen ist Aufgabe des Freistaates, die grundsätzlich
                     durch hierfür ausgebildete staatliche Lehrkräfte erfüllt wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Soweit durch staatliche Lehrkräfte die ordnungsgemäße Erteilung des Religionsunterrichts nicht sichergestellt werden kann,
                     werden die Kirchen für alle Schularten im Rahmen des Zumutbaren kirchliche Mitarbeiter auf Ersuchen der Schulaufsichtsbehörde
                     abordnen.  2 Die abzuordnenden kirchlichen Mitarbeiter sowie die Art und den Umfang ihres Einsatzes legen die Kirchen und das Regionalschulamt
                     im gegenseitigen Einvernehmen fest (Gestellungsverfahren).
                  

               

               
                     § 2
Lehrkräfte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die kirchlichen Lehrkräfte werden gemäß ihrer Qualifikation schulartspezifisch eingesetzt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Als kirchliche Lehrkräfte kommen in Betracht
                     
                        	
                           für die gymnasiale Oberstufe, die entsprechenden Förderschulen und die berufsbildenden Schulen

                           evangelischer Religionsunterricht

                           
                              
                                 	
                                    Pfarrer

                                 

                                 	
                                    sonstige kirchliche Mitarbeiter mit einem durch Prüfung abgeschlossenen theologischen oder religionspädagogischen Hochschulstudium

                                 

                                 	
                                    in Ausnahmefällen ordinierte Gemeindepädagogen

                                 

                              

                           

                           katholischer Religionsunterricht
                              
                                 	
                                    Priester

                                 

                                 	
                                    Diplomtheologen

                                 

                                 	
                                    sonstige kirchliche Mitarbeiter mit einem durch Prüfung abgeschlossenen theologischen oder religionspädagogischen Hochschulstudium

                                 

                                 	
                                    in Ausnahmefällen Diakone mit einer entsprechenden religionspädagogischen Ausbildung

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           für die Klassenstufen 5 bis 10 der Gymnasien und die entsprechenden Förderschulen

                           evangelischer Religionsunterricht
                              
                                 	
                                    die unter 1. genannten Personen

                                 

                                 	
                                    kirchliche Mitarbeiter mit staatlich anerkanntem religionspädagogischem Fachhochschulabschluss oder diesem gleichgestellten
                                       Abschluss
                                    

                                 

                                 	
                                    bis Klasse 8 kirchliche Mitarbeiter mit staatlich anerkanntem religionspädagogischem Fachschulabschluss oder diesem gleichgestellten
                                       Abschluss
                                    

                                 

                              

                           

                           katholischer Religionsunterricht
                              
                                 	
                                    die unter 1. genannten Personen

                                 

                                 	
                                    kirchliche Mitarbeiter mit staatlich anerkanntem religionspädagogischem Fachhochschulabschluss oder diesem gleichgestellten
                                       Abschluss
                                    

                                 

                                 	
                                    bis Klasse 8 und in Ausnahmefällen auch in den Klassen 9 und 10 kirchliche Mitarbeiter mit staatlich anerkanntem religionspädagogischem
                                       Fachschulabschluss oder diesem gleichgestellten Abschluss
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           für die Mittelschulen und die entsprechenden Förderschulen

                           evangelischer Religionsunterricht
                              
                                 	
                                    die unter 1. genannten Personen

                                 

                                 	
                                    kirchliche Mitarbeiter mit staatlich anerkanntem religionspädagogischem oder diesem gleichgestellten Fachhochschulabschluss

                                 

                                 	
                                    bis Klasse 8 und in Ausnahmefällen auch in den Klassen 9 und 10 kirchliche Mitarbeiter mit staatlich anerkanntem religionspädagogischem
                                       Fachschulabschluss oder diesem gleichgestellten Abschluss
                                    

                                 

                                 	
                                    in den Klassen 5 und 6 in Ausnahmefällen kirchliche Mitarbeiter mit C-katechetischem Abschluss

                                 

                              

                           

                           katholischer Religionsunterricht
                              
                                 	
                                    die unter 1. genannten Personen

                                 

                                 	
                                    kirchliche Mitarbeiter mit staatlich anerkanntem religionspädagogischem Fachhochschulabschluss oder diesem gleichgestellten
                                       Abschluss
                                    

                                 

                                 	
                                    bis Klasse 8 und in Ausnahmefällen auch in den Klassen 9 und 10 kirchliche Mitarbeiter mit staatlich anerkanntem religionspädagogischem
                                       Fachschulabschluss oder diesem gleichgestellten Abschluss
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           für den Primarbereich und die entsprechenden Förderschulen

                           evangelischer Religionsunterricht
                              
                                 	
                                    die unter 1., 2. und 3. genannten Personen

                                 

                                 	
                                    bei Bedarf kirchliche Mitarbeiter mit einer C-katechetischen Ausbildung

                                 

                              

                           

                           katholischer Religionsunterricht
                              
                                 	
                                    die unter 1., 2. und 3. genannten Personen

                                 

                                 	
                                    bei Bedarf kirchliche Mitarbeiter mit einer entsprechenden katechetischen Ausbildung.

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 3
Gestellungsverfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die zuständigen Regionalschulämter ermitteln rechtzeitig den nicht durch staatliche Lehrer abgedeckten Unterrichtsbedarf und
                     ersuchen die Kirchen um Gestellung von Lehrkräften.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die zuständigen Stellen der Kirchen benennen den Regionalschulämtern die für die Erteilung des Religionsunterrichts vorgesehenen
                     Lehrkräfte unter Beifügung eines Personalbogens.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Kirchen stellen sicher, dass nur solche kirchlichen Lehrkräfte für die Erteilung des Religionsunterrichts benannt werden,
                     bei denen ein Kündigungsgrund aus Kapitel XIX Sachgebiet A Abschnitt III Nr. 1 Abs. 5 der Anlage I zum Einigungsvertrag nicht
                     vorliegt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Das Regionalschulamt erteilt im Einvernehmen mit der Kirche den vorgeschlagenen Lehrkräften einen Unterrichtsauftrag, der
                     insbesondere den Unterrichtsort, die Zahl der wöchentlich zu erteilenden Unterrichtsstunden und die Dauer der Beauftragung
                     bestimmt.  2 Die zuständige kirchliche Stelle erhält eine Durchschrift des Unterrichtsauftrages.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Bei Erkrankungen, Fortbildungsmaßnahmen oder sonstigen Verhinderungen der Lehrkräfte werden sich die zuständigen kirchlichen
                     Stellen im Benehmen mit dem Regionalschulamt um eine angemessene Vertretung bemühen.
                  

               

               
                     § 4
Rechtsstellung der kirchlichen Lehrkräfte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Durch den Unterrichtsauftrag wird gegenüber dem Freistaat kein Dienst- oder Arbeitsverhältnis begründet.  2 Das Dienst- oder Arbeitsverhältnis zwischen der Lehrkraft und dem jeweiligen kirchlichen Anstellungsträger bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die kirchlichen Lehrkräfte unterstehen unbeschadet der kirchlichen Dienst- und Fachaufsicht gleichzeitig der staatlichen Schulaufsicht,
                     der Schulordnung und den Weisungen des Schulleiters nach den allgemeinen Bestimmungen.  2 Die Teilnahme an Konferenzen und an Prüfungen richtet sich nach den allgemeinen Bestimmungen, die für nebenamtliche und nebenberufliche
                     Lehrkräfte gelten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Urlaub ist in der Regel in den Schulferien zu nehmen; Ausnahmen sind einvernehmlich zwischen den Regionalschulämtern und
                     den zuständigen kirchlichen Stellen abzustimmen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Im Einvernehmen mit dem kirchlichen Anstellungsträger kann das Regionalschulamt die Teilnahme oder Mitwirkung an Fortbildungsmaßnahmen
                     außerhalb der Ferienzeit genehmigen, wenn die Beteiligung der Lehrkraft auch im Interesse des Freistaates liegt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Hinsichtlich der gesundheitlichen Überwachung gelten die staatlichen Bestimmungen.
                  

               

               
                     § 5
Gestellungsgeld
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Freistaat trägt die Kosten der nach dieser Vereinbarung von den Kirchen zur Verfügung gestellten Lehrkräfte entsprechend
                     den Absätzen 2 bis 11.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für den gemäß Unterrichtsauftrag geleisteten Religionsunterricht leistet der Freistaat den Kirchen finanziellen Ersatz auf
                     der Basis des Tabellenentgelts (§ 15 des Tarifvertrages für den Öffentlichen Dienst der Länder TV-L) unter Zugrundelegung
                     der zum 1. Januar des jeweiligen Kalenderjahres geltenden Entgeittabelle des TV-L unter Berücksichtigung der Maßgaben des
                     § 20 TVÜ-Länder zu dem durch das jeweilige Regeistundenmaß bemessenen Anteil:
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Lehrkräfte mit Hochschulabschluss:

                              
                              	
                                 E 13

                                 Entwicklungsstufe 43

                              
                           

                           
                              	
                                 Lehrkräfte mit Fachhochschulabschluss:

                              
                              	
                                 E 9

                                 Entwicklungsstufe 5,

                              
                           

                           
                              	
                                 Lehrkräfte mit Fachschulabschluss:

                              
                              	
                                 E 6

                                 Entwicklungsstufe 6 

                              
                           

                        
                     

                  

                  oder mit staatlich anerkannten gleichwertigen Abschlüssen.

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für Lehrkräfte, die bei den Kirchen im Angestelltenverhältnis stehen und die mindestens vier Unterrichtsstunden pro Woche
                     erteilen, erhalten die Kirchen zur Abgeltung der Aufwendungen für alle sonstigen Kosten (z. B. Altersversorgung, Sozialversicherung,
                     Zusatzversorgung) zusätzlich 21,35 v. H. des nach Abs. 2 zu zahlenden Betrages.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Für kirchlich beamtete Lehrkräfte, die mindestens vier Unterrichtsstunden pro Woche erteilen, erhalten die Kirchen zur Abgeltung
                     der Aufwendungen für alle sonstigen Kosten zusätzlich 30 v. H. des nach Abs. 2 zu zahlenden Betrages.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Besteht der Anspruch auf das Gestellungsgeld nicht für einen vollen Kalendermonat, wird das Gestellungsgeld nur anteilig gezahlt.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Im Falle einer vorübergehenden Vertretung durch eine anders qualifizierte Lehrkraft ändert sich das Gestellungsgeld bis zu
                     einer Dauer von 6 Wochen dadurch nicht.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Wird bei Erkrankung einer kirchlichen Lehrkraft kein Vertreter gestellt, erfolgt die Fortzahlung des Gestellungsgeldes nur
                     für die Dauer von sechs Wochen, jedoch nicht über die Beendigung des Unterrichtsauftrages hinaus.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Für Urlaub, der ausnahmsweise außerhalb der Schulferien gewährt wird, entfällt die Zahlung des Gestellungsgeldes, soweit keine
                     Vertretung gestellt wird oder ein Ausgleich durch Unterrichtsverlagerung erfolgt.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                        Das Gestellungsgeld wird auch gezahlt bei Gewährung von Dienstbefreiung durch den Schulleiter oder das Regionalschulamt für
                     die Teilnahme an
                     
                        	
                           Sitzungen der Verfassungsorgane der Kirchen;

                        

                        	
                           Veranstaltungen des Deutschen Evangelischen Kirchentages / Deutschen Katholikentages;

                        

                        	
                           staatlich anerkannten Fortbildungsveranstaltungen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        10
                        )
                        Zur Abgeltung von Reisekosten, Fahrtkosten und Wegstreckenentschädigungen erstattet der Freistaat den Kirchen einen zusätzlichen
                     Pauschalbetrag in Höhe von 2 DM je geleisteter Unterrichtsstunde.
                  

                  
                        (
                        11
                        )
                         1 Die Höhe des Gestellungsgeldes zuzüglich der Reisekostenpauschale wird von den Regionalschulämtern entsprechend den Absätzen
                     2 bis 10 ermittelt.
                  

                   2 Die Regionalschulämter zahlen an die von den Kirchen angegebenen Kassen:
                     
                        	
                           zur Mitte des Quartals 25 v. H. des zu erwartenden jährlichen Betrages,

                        

                        	
                           den berechneten Restbetrag am Schluss eines jeden Schulhalbjahres, spätestens am Ende des Schuljahres.

                        

                     

                  

               

               
                     § 6
Beendigung
                     

                  

                   1 Der Unterrichtsauftrag endet
                     
                        	
                           mit dem Zeitablauf des von dem Regionalschulamt erteilten Unterrichtsauftrages;

                        

                        	
                           durch Widerruf seitens des Regionalschulamtes oder der zuständigen kirchlichen Stelle, wenn er vorzeitig beendet werden soll.
                               2 Vor einem Widerruf durch das Regionalschulamt wird dieses sich mit der zuständigen kirchlichen Stelle über Möglichkeiten zur
                              Weiterbeschäftigung der kirchlichen Lehrkraft verständigen.  3 Die Widerrufsfrist beträgt drei Monate zum Ende des Schuljahres;
                           

                        

                        	
                           durch Widerruf seitens des Regionalschulamtes nach Anhörung der Lehrkraft und der zuständigen kirchlichen Stelle, wenn sich
                              aufgrund der fachlichen Eignung der Person oder dem (dienstlichen wie außerdienstlichen) Verhalten der Lehrkraft schwerwiegende
                              Bedenken gegen eine weitere Unterrichtstätigkeit ergeben.  2 Im Falle eines Entzugs der kirchlichen Unterrichtserlaubnis sowie bei Vorliegen eines wichtigen Grundes nach Kapitel XIX Sachgebiet
                              A Abschnitt III Nr. 1 Abs. 5 der Anlage I zum Einigungsvertrag ist der Unterrichtsauftrag zu widerrufen;
                           

                        

                        	
                           mit Ablauf dieses Gestellungsvertrages.

                        

                     

                  

               

               
                     § 7
Zusammenarbeit der Kirchen
                     

                  

                  Die Kirchen können vereinbaren, dass Religionslehrer der jeweils anderen Konfession im Religionsunterricht mitwirken, einzelne
                     Unterrichtseinheiten übernehmen oder im Verhinderungsfalle bei der Erteilung des Religionsunterrichts vertreten.
                  

               

               
                     § 8
Schlussbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Vertragsschließenden werden etwa auftauchende Schwierigkeiten bei der Durchführung dieses Vertrages in freundschaftlicher
                     Weise beheben und notwendige Vertragsänderungen auch ohne vorherige Kündigung vornehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei Änderungen der für diesen Vertrag maßgebenden arbeits-, beamten- oder versicherungsrechtlichen Vorschriften werden die
                     Vertragsschließenden diesen Vertrag entsprechend anpassen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Dieser Vertrag tritt rückwirkend zum 1. August 1994 in Kraft und gilt bis zum 31. Juli 1997.   2 Seine Gültigkeit verlängert sich jeweils um zwei Jahre, wenn er nicht von einem der Vertragspartner mindestens ein Jahr vor
                     Ablauf der Geltungsfrist zum Ende des nächsten Schuljahres ganz oder teilweise gekündigt wird.
                  

               

            

         

      

      
            Zusatzprotokoll

         

         zu § 1 Abs. 2:

          1 Die Kirchen versichern ihr Bestreben, den Freistaat bei der schrittweisen und kontinuierlichen Einführung des schulischen
            Religionsunterrichts im Rahmen ihrer Möglichkeiten personell zu unterstützen und dem in ihren kirchlichen Ordnungen Rechnung
            zu tragen. 2 Bei Einsatz staatlicher Lehrkräfte hat das Regionalschulamt zu prüfen, wie die bislang tätigen kirchlichen Lehrkräfte angemessen
            und zumutbar in Schulen eingesetzt werden können, in denen Mangel an Religionslehrern besteht.
         

         zu § 2:

         Die Kirchen tragen dafür Sorge, dass die von ihnen benannten Lehrkräfte in angemessenem Zeitabstand und Umfang an Fortbildungsmaßnahmen
            für Religionslehrer teilnehmen.
         

         zu § 3 Abs. 3:

          1 Die Vertragsschließenden stimmen überein, dass die Kirchen nur solche Mitarbeiter benennen, die ihr Einverständnis mit einer
            Anfrage beim Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR erklärt haben.  2 Soweit bislang bezüglich des jeweiligen kirchlichen Mitarbeiters noch keine Anfrage erfolgt ist, werden die Kirchen beim Bundesbeauftragten
            eine entsprechende Auskunft einholen.  3 Bis zum Erhalt der Auskunft bestehen keine Bedenken gegen eine Entsendung des kirchlichen Mitarbeiters, falls keine anderweitigen
            Verdachtsgründe vorliegen.  4 Die Feststellung, ob ein Kündigungsgrund nach dem Einigungsvertrag vorliegt, obliegt den Kirchen.
         

         zu § 4 Abs. 1:

         Soweit keine sozialversicherungsrechtlichen Ansprüche bestehen, haftet der Freistaat gegenüber den kirchlichen Mitarbeitern
            für Schäden in Ausübung ihrer Lehrtätigkeit in demselben Umfang wie für staatliche Lehrkräfte im Angestelltenverhältnis.
         

         zu § 5:

         Die Zahlung und Abführung etwaiger Steuern oder Sozialversicherungsbeiträge obliegt den kirchlichen Stellen.

      

      

      1
            Gemäß Artikel 6 der Ersten Änderung zum Gestellungsvertrag vom 17. Dezember 1999 (ABl. EKKPS 2004 S. 124) tritt dieser Änderungsvertrag rückwirkend zum 31. Juli 1999 in Kraft.
            

         

      

      2
            Gemäß Vereinbarung über die Anpassung des Gestellungsgeldes auf der Grundlage des Gestellungsvertrages wird § 5 Absatz 2 mit Wirkung vom 1. August 2012 angepasst.
            

         

      

      3
            Vom 1 August 2012 bis zum 31. Juli 2016 gilt abweichend die Entwicklungsstufe 5.

            

         

      

   
      

      
         Verordnung über die Errichtung und die
Aufgaben des Pastoralkollegs in der
Föderation Evangelischer Kirchen in
Mitteldeutschland
         

      

      
         Vom 6. Oktober 2007

      

      
         (ABl. S. 276)
         

      

      Die Kirchenleitung der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland erlässt aufgrund Artikel 11 Abs. 3 Nr. 3 der Vorläufigen Ordnung der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland folgende Verordnung:
      

      
                     § 1
Grundlagen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Pastoralkolleg der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und das Pastoralkolleg der Evangelisch- Lutherischen
                     Kirche in Thüringen werden mit Wirkung vom 1. Januar 2008 zu einem gemeinsamen Pastoralkolleg der Föderation Evangelischer
                     Kirchen in Mitteldeutschland (EKM) zusammengeführt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Pastoralkolleg ist eine unselbstständige Einrichtung in der Rechtsträgerschaft der EKM.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Das Pastoralkolleg hat seinen Sitz im Evangelischen Zentrum Kloster Drübeck.  2 Die Veranstaltungen des Pastoralkollegs werden auch dezentral an anderen Orten in den Regionen der Teilkirchen der EKM durchgeführt.
                  

               

               
                     § 2
Zielsetzung und Aufgaben des Pastoralkollegs
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Pastoralkolleg hat die Aufgabe, Pfarrer, Pfarrerinnen und Pastorinnen sowie Mitarbeitende im Verkündigungsdienst in ihrem
                     Dienst und Auftrag zu beraten, zu begleiten, zu bestärken und fortzubilden.  2 Es ermöglicht gemeinsames Leben auf Zeit und ist Ort der geistigen Vergewisserung und der geistlichen Erneuerung im Studium
                     der Heiligen Schrift, in Gottesdienst und Gebet und im geschwisterlichen Gespräch.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Im Pastoralkolleg sind personales, geistliches und fachliches Lernen aufeinander bezogen.  2 Die Teilnehmenden werden angeregt, ihre beruflichen Erfahrungen im kollegialen Austausch und im Spiegel wissenschaftlich-theologischer
                     Wahrnehmung zu reflektieren.  3 Sie erweitern ihr theologisches Wissen und nehmen am öffentlichen Diskurs über Religion und Kultur, Kirche und Gesellschaft
                     teil.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Angebote des Pastoralkollegs richten sich an alle Pfarrer, Pfarrerinnen und Pastorinnen in den Kirchen der EKM sowie an
                     alle hauptberuflich Mitarbeitenden im Verkündigungsdienst.  2 Das Pastoralkolleg soll neben Zielgruppen - orientierten Kursen durch berufsübergreifende Angebote das Miteinander der unterschiedlichen
                     Berufsgruppen im Verkündigungsdienst fördern.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Pastoralkolleg ist verantwortlich für die Durchführung der Fortbildung in den ersten Amtsjahren (FEA) auf der Grundlage
                     der Richtlinie zur Durchführung der FEA für Pfarrer, Pfarrerinnen und Pastorinnen und ordinierte Gemeindepädagogen und Gemeindepädagoginnen
                     im Entsendungsdienst der EKM vom 3. April 2007 (ABl. S. 243).
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Das Pastoralkolleg verantwortet den Aufbaukurs für Prädikanten und Prädikantinnen und Lektoren und Lektorinnen mit dem Recht
                     zur freien Wortverkündigung und bietet für diese Gruppe Fortbildung an.
                  

               

               
                     § 3
Leitung des Pastoralkollegs
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Pastoralkolleg wird durch einen Rektor oder eine Rektorin geleitet, der oder die auf Vorschlag des Kollegiums durch die
                     Föderationskirchenleitung für die Dauer von sechs Jahren berufen wird.  2 Die Dienst- und Fachaufsicht über den Rektor oder die Rektorin obliegt dem zuständigen Dezernenten des Kirchenamtes.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Rektor oder die Rektorin nimmt die Dienst- und Fachaufsicht über die anderen Studienleiter, Studienleiterinnen, Mitarbeiter
                     und Mitarbeiterinnen wahr und vertritt das Pastoralkolleg nach außen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Rektor oder die Rektorin arbeitet im Fortbildungsausschuss der EKM mit.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Er oder sie legt dem Kollegium regelmäßig Rechenschaft ab und berichtet über die regionale Verteilung der Kurse.
                  

               

               
                     § 4
Kooperation und Beratung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Pastoralkolleg kooperiert mit den anderen Einrichtungen zur Fort- und Weiterbildung der Mitarbeitenden im Verkündigungsdienst
                     in der EKM (insbesondere: Pädagogisch-Theologisches Institut, Seelsorgeseminar, Gemeinde - kolleg, Haus der Stille, Kirchlicher
                     Fernunterricht, Predigerseminar, Zentrum für Kirchenmusik).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Zur Unterstützung und Beratung des Pastoralkollegs wird eine Beratergruppe gebildet.  2 Die Mitglieder der Beratergruppe werden vom Fortbildungsausschuss der EKM vorgeschlagen und beauftragt.  3 Die Beauftragung bedarf der Bestätigung durch das Kollegium.  4 Die Beratergruppe soll die inhaltliche Ausrichtung und Gestaltung der Arbeit des Pastoralkollegs im Gesamtkontext der Entwicklung
                     der Kirchen der EKM unterstützen und mit verantworten.
                  

               

               
                     § 5
Teilnehmerbeiträge
                     

                  

                  Die Teilnehmerbeiträge richten sich bis zum Inkrafttreten einer gemeinsamen Fortbildungsordnung nach teilkirchlichem Recht.

               

               
                     § 6
Inkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2008 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Errichtung des Pastoralkollegs der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen
                     vom 12. Januar 1950 (ABl. ELKTh S. 17) außer Kraft.1

               

            

         

      

      

      1
            Die Synode der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen hat das Kirchengesetz der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz
               Sachsen über die Errichtung eines Pastoralkollegs vom 15. Oktober 1948 (ABl. EKD S. 268), geändert durch Kirchen - gesetz
               vom 24. Juni 1964 (ABl. EKKPS S. 58), durch Beschluss vom 16. November 2007 zum 1. Januar 2008 außer Kraft gesetzt.
            

         

      

   
      

      
         Satzung für den Kirchlichen Fernunterricht
der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
         

      

      
         Vom 17. Juli 2007 (ABl. S. 219),
         

      

      
         zuletzt geändert am 13. Dezember 2016 (ABl. 2017 S. 65)
         

      

      

      Änderungen
            
               
               
               
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Lfd. Nr.

                  
                  	
                     Änderndes Recht

                  
                  	
                     Datum

                  
                  	
                     Fundstelle
ABl. EKM
                     

                  
                  	
                     Geänderte
Paragrafen
                     

                  
                  	
                     Art der 
Änderung
                     

                  
               

            
            
               
                  	
                     1

                  
                  	
                     Änderung der Satzung für den Kirchlichen Fernunterricht der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland1  
                     

                  
                  	
                     11.8.2015

                  
                  	
                     S. 211

                  
                  	
                     Text

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 1 Abs. 2

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 4 Abs. 5

                  
                  	
                     neu

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 5f Satz 2

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 7e

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     2

                  
                  	
                     Änderung der Satzung des Kirchlichen Fernunterrichts der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland2

                  
                  	
                     13.12.2016

                  
                  	
                     2017 S. 65

                  
                  	
                     § 7b

                  
                  	
                     geändert
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                     § 1
Rechtsstellung und Finanzierung des KFU
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der KFU ist eine rechtlich unselbstständige Einrichtung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Finanzierung des KFU erfolgt über Zuweisungen folgender Kirchen (beteiligte Kirchen):
Evangelische Kirche in Mitteldeutschland,
Evangelische Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz,
Evangelische Landeskirche Anhalts,
Evangelisch-lutherische Landeskirche Sachsens.


                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Weitere Kirchen können sich an der Finanzierung beteiligen.  2 Sie werden den Kirchen nach Absatz 2 gleichgestellt.
                  

               

               
                     § 2
Aufgabe des KFU
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Aufgabe des KFU ist es, Mitglieder evangelischer Landes- und Freikirchen so auszubilden, dass sie von ihrer Kirche mit dem
                     Dienst der freien Wortverkündigung beauftragt werden können.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Über die Zulassung zum KFU entscheidet die Rektorin oder der Rektor in Zusammenarbeit mit der Studienleitung auf Grundlage
                     einer Studienordnung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Das bestandene Abschlussexamen des KFU ist eine Voraussetzung für die Beauftragung mit dem Dienst der freien Wortverkündigung.
                      2 Lehrplan sowie Lehr- und Lernkonzept des KFU sind von diesem Ziel her bestimmt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Verantwortung für eine zweite Phase der Ausbildung der Prädikantinnen und Prädikanten obliegt den beteiligten Kirchen.
                  

               

               
                     § 3
Organe des KFU
                     

                  

                  Organe des KFU sind das Kuratorium, die Studienleitung und die Rektorin oder der Rektor.

               

               
                     § 4
Das Kuratorium
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dem Kuratorium gehören an:
                     
                        	
                           die zuständige theologische Dezernentin oder der zuständige theologische Dezernent des Landeskirchenamtes als Vorsitzende
                              oder Vorsitzender,
                           

                        

                        	
                           eine Dozentin oder ein Dozent, die oder der auf Vorschlag der Konferenz der Dozentinnen und Dozenten durch das Landeskirchenamt
                              für die Dauer von vier Jahren berufen wird,
                           

                        

                        	
                           eine Absolventin oder ein Absolvent des KFU, die oder der auf Vorschlag der Studienleitung vom Landeskirchenamt für die Dauer
                              von vier Jahren berufen wird,
                           

                        

                        	
                           je eine Vertreterin oder ein Vertreter der beteiligten Kirchen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mitglieder nach Absatz 1 Buchstabe d) werden für jeweils vier Jahre entsandt; erneute Entsendung ist zulässig.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Im Verhinderungsfall treten an die Stelle der Mitglieder des Kuratoriums ihre Stellvertreterinnen oder Stellvertreter.  2 Die Stellvertreter für die Mitglieder des Kuratoriums nach Absatz 1 Buchstabe b) und c) werden auf die gleiche Weise und für
                     die gleiche Dauer wie die entsprechenden Mitglieder berufen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Rektorin oder der Rektor und die Studienleiterin oder der Studienleiter nehmen an den Sitzungen des Kuratoriums mit beratender
                     Stimme teil.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die oder der Gleichstellungsbeauftragte der EKM ist im Rahmen ihrer oder seiner Zuständigkeit nach §§ 4 und 5 der Gleichstellungsordnung
                     berechtigt, an den Sitzungen des Kuratoriums mit beratender Stimme teilzunehmen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Das Kuratorium wählt aus seiner Mitte für jeweils vier Jahre die stellvertretende Vorsitzende oder den stellvertretenden Vorsitzenden.
                  

               

               
                     § 5
Aufgaben des Kuratoriums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Kuratorium trägt die Gesamtverantwortung für die Arbeit des KFU.  2 In diesem Rahmen hat es insbesondere folgende Aufgaben:
                     
                        	
                           Es nimmt die Berichte der Rektorin oder des Rektors und der Studienleitung über die Arbeit des KFU entgegen.

                        

                        	
                           Es trifft im Rahmen der Zuständigkeit der beteiligten Kirchen Entscheidungen und erteilt dem Rektor und der Studienleitung
                              Hinweise für die weitere Arbeit.
                           

                        

                        	
                           Es beschließt die Studien- und Prüfungsordnung und legt sie dem Landeskirchenamt zur Bestätigung vor.

                        

                     

                        (
                        2
                        )
                        Das Kuratorium hat darüber hinaus folgende Aufgaben:
                  

                  
                     
                        	
                           Es wirkt an der Berufung der Rektorin oder des Rektor und der Studienleiterin oder des Studienleiters mit.

                        

                        	
                           Es beruft die ehrenamtlichen Kursbegleiterinnen und Kursbegleiter.

                        

                        	
                           Es verwaltet das zum KFU gehörige kirchliche Vermögen und sorgt für die Aufbringung der finanziellen Mittel.

                        

                        	
                           Es stellt in Zusammenarbeit mit der Studienleitung den Haushaltsplan auf und legt ihn dem Landeskirchenamt  zur Bestätigung
                              vor.
                           

                        

                        	
                           Es nimmt die vom Landeskirchenamt geprüfte Jahresrechnung ab und erteilt der Rektorin oder dem Rektor Entlastung.

                        

                        	
                            1 Es vertritt im Rahmen seiner Zuständigkeit das Landeskirchenamt in Angelegenheiten des KFU.  2 Der Abschluss von Mietverträgen mit einer Laufzeit von mehr als drei Jahren oder auf unbestimmte Zeit bedarf der Genehmigung
                              des Landeskirchenamtes.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Koordination zwischen dem KFU und der zweiten Phase der Ausbildung (§ 2 Absatz 4) obliegt den Vertreterinnen und Vertretern der beteiligten Kirchen.
                  

               

               
                     § 6
Geschäftsgang des Kuratoriums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Kuratorium tritt auf Einladung seiner oder seines Vorsitzenden nach Bedarf, jedoch mindestens einmal im Jahr zusammen.
                      2 Es muss einberufen werden, wenn mindestens zwei seiner Mitglieder oder die Studienleitung dies unter Angabe der Beratungsgegenstände
                     beantragen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Das Kuratorium ist beschlussfähig, wenn außer der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden oder der Stellvertretung im Vorsitz mindestens
                     die Hälfte seiner Mitglieder an der Sitzung teilnimmt.  2 Beschlüsse bedürfen der Mehrheit der anwesenden Mitglieder.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Kuratoriums ist ein Protokoll anzufertigen, das von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden
                     und der Protokollführerin oder dem Protokollführer zu unterschreiben ist.
                  

               

               
                     § 7
Die Studienleitung
                     

                  

                  Der Studienleitung gehören an:
                     
                        	
                           die Rektorin oder der Rektor als Vorsitzende oder Vorsitzender,

                        

                        	
                           die Studienleiterinnen und die Studienleiter,

                        

                        	
                           die Dozentin oder der Dozent nach § 4 Absatz 1 Buchstabe b),
                           

                        

                        	
                           zwei weitere Dozentinnen oder Dozenten, die im Einvernehmen mit der Konferenz der Dozentinnen und Dozenten von der Rektorin
                              oder dem Rektor vorgeschlagen und vom Kuratorium für die Dauer von vier Jahren berufen werden,
                           

                        

                        	
                           eine Vertreterin oder ein Vertreter der Pröpstinnen und Pröpste der EKM.

                        

                     

                  

               

               
                     § 8
Aufgaben der Studienleitung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Studienleitung trägt Verantwortung für die Durchführung des kirchlichen Fernunterrichtes.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Studienleitung hat insbesondere folgende Aufgaben:
                     
                        	
                           Sie stellt auf Vorschlag der Konferenz der Dozentinnen und Dozenten den Lehrplan auf.

                        

                        	
                           Sie berichtet dem Kuratorium über die Arbeit des KFU.

                        

                        	
                           Sie beauftragt im Einvernehmen mit der zuständigen Dezernentin oder dem zuständigen Dezernenten der EKM die nebenamtlichen
                              Dozentinnen und Dozenten mit Lehr- und Prüfungsaufgaben und berichtet darüber dem Kuratorium.
                           

                        

                        	
                           Sie wirkt bei der Aufstellung des Haushaltsplans des KFU mit.

                        

                     

                  

               

               
                     § 9
Geschäftsgang der Studienleitung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Studienleitung tritt auf Einladung der Rektorin oder des Rektors nach Bedarf, jedoch mindestens zweimal im Jahr zusammen.
                      2 Sie muss einberufen werden, wenn mindestens zwei ihrer Mitglieder dies unter Angabe der Beratungsgegenstände beantragen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Studienleitung ist beschlussfähig, wenn außer der Rektorin oder dem Rektor mindestens die Hälfte ihrer Mitglieder an der
                     Sitzung teilnimmt.  2 Beschlüsse bedürfen der Mehrheit der anwesenden Mitglieder.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        § 6 Absatz 3 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 10
Die Rektorin oder der Rektor
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der KFU wird von einer Rektorin oder einem Rektor geleitet, die oder der Leitungsaufgaben an die Studienleiterin oder den
                     Studienleiter delegieren kann.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Rektorin oder der Rektor wird im Einvernehmen mit dem Kuratorium auf Vorschlag des Kollegiums vom Landeskirchenrat der
                     Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland berufen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Studienleiterin oder der Studienleiter wird im Einvernehmen mit dem Kuratorium auf Vorschlag des Kollegiums vom Landeskirchenrat
                     der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland, berufen.
                  

               

               
                     § 11
Aufgaben der Rektorin oder des Rektors
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Rektorin oder dem Rektor obliegt die laufende Geschäftsführung des KFU.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zu ihren oder seinen Aufgaben gehört insbesondere:
                     
                        	
                           die konzeptionelle Gesamtverantwortung für die Ausbildung,

                        

                        	
                           die Gewinnung und Betreuung der Dozentinnen und Dozenten,

                        

                        	
                           die Planung der Kurswochen,

                        

                        	
                           der Einsatz der Dozentinnen und Dozenten,

                        

                        	
                           die Organisation des Studienablaufs,

                        

                        	
                           die Organisation der Prüfungen,

                        

                        	
                           die Anleitung der Mentorinnen und Mentoren in Abstimmung mit den beteiligten Kirchen,

                        

                        	
                           die Übernahme von Lehrtätigkeit,

                        

                        	
                           die Erstellung der Jahresrechnung.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Aufgaben nach Absatz 2 Buchstabe c) bis f) können von der Rektorin oder dem Rektor an die Studienleiterin oder den Studienleiter
                     delegiert werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Rektorin oder der Rektor und die Studienleiterinnen und Studienleiter vertreten sich gegenseitig in ihren Aufgaben.
                  

               

               
                     § 12
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Satzung tritt am 1. September 2007 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 12. Mai 1970 (ABl. EKKPS S. 42) außer Kraft.

               

            

         

      

      

      1
            Die Änderung der Satzung tritt gemäß  Artikel 2 mit ihrer Beschlussfassung am 11. August 2015 in Kraft. 

         

      

      2
            Die Änderung der Satzung tritt gemäß  Artikel 2 mit ihrer Beschlussfassung am 13. Dezember 2016 in Kraft. 

         

      

   
      

      
         Studienordnung des Kirchlichen Fernunterrichts (KFU) der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (EKM)

      

      
         Vom 20. Juni 2011

      

      
         (ABl. S. 242)
         

      

      Aufgrund § 5 Absatz 1 der Satzung des Kirchlichen Fernunterrichts hat das Kuratorium auf seiner Sitzung am 20. Juni 2011 die Studienordnung
         in der nachstehenden Form beschlossen. Das Landeskirchenamt hat diese Ordnung am 16. August 2011 bestätigt.
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      Der Kirchliche Fernunterricht (KFU) ist ein Bildungsangebot zur theologischen Qualifizierung von Gemeindegliedern in der Rechtsträgerschaft
                     der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (EKM), an dem sich zugleich die folgenden Kirchen beteiligen:
                  

                  Evangelische Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz 
Evangelische Landeskirche Anhalts 
Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens
                  

                  Der KFU ist offen für Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus allen Gliedkirchen der EKD und aus allen Mitgliedskirchen der Arbeitsgemeinschaft
                     Christlicher Kirchen in Deutschland (ACK).
                  

                  Neben der Vermittlung theologisch-wissenschaftlicher Erkenntnisse legt der KFU besonderen Wert auf Kursgemeinschaft und gemeinsames
                     geistliches Leben.
                  

               

               
                     § 1
Studienvoraussetzungen und Bewerbung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Voraussetzung für die Teilnahme am KFU sind ein weiterführender Schulabschluss und eine abgeschlossene Berufsausbildung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Bewerbung erfolgt schriftlich beim KFU.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei der Bewerbung sind folgende Unterlagen einzureichen:
                  

                  
                     
                        	
                            vollständig ausgefüllter Personalbogen,

                        

                        	
                            persönliche Begründung der Bewerbung (maximal 1 Seite),

                        

                        	
                            tabellarischer Lebenslauf,

                        

                        	
                            Abschlusszeugnis der Schule und Nachweis über eine berufliche Qualifikation,

                        

                        	
                            Bestätigung der Kirchenmitgliedschaft durch das zuständige Pfarramt und

                        

                        	
                            zwei Passbilder (für den Studierendenausweis).

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Über die Zulassung zum KFU entscheidet die Rektorin oder der Rektor im Einvernehmen mit der Studienleitung (siehe Satzung
                     KFU § 2 Absatz 2).  2 Es gibt keine gesonderte Aufnahmeprüfung.  3 Die Rektorin oder der Rektor kann in Einzelfällen ein Aufnahmegespräch führen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Namen und Adressen der Kursteilnehmerinnen und Kursteilnehmer aus den Landeskirchen, die den KFU tragen, werden den zuständigen
                     kirchenleitenden Stellen zum Kursbeginn mitgeteilt.
                  

               

               
                     § 2
Studiengebühren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für Kursteilnehmerinnen und Kursteilnehmer aus den Landeskirchen, die den KFU finanziell tragen, werden keine Studiengebühren
                     erhoben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Kursteilnehmerinnen und Kursteilnehmer aus anderen Kirchen beteiligen sich zu einem Teil an den Kosten der Ausbildung durch
                     Studiengebühren.  2 Näheres regelt die Studiengebührenordnung des KFU.
                  

               

               
                     § 3
Ziele des Studiums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Ziel des Studiums ist die theologisch qualifizierte Ausbildung von Gemeindegliedern, die diese zum Dienst als Prädikant
                     oder Prädikantin befähigen soll.  2 Das Studium im KFU kann auch mit dem Ziel der persönlichen theologischen Fortbildung aufgenommen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der erfolgreiche Abschluss des KFU lässt in der Regel durch weitere Ausbildung (Aufbaukurse und Mentoring in der Zuständigkeit
                     der jeweiligen Gliedkirchen) den Weg in einen Dienst als Prädikantin oder Prädikant zu.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der KFU zielt auf eine ehrenamtliche Tätigkeit.  2 Die Gliedkirchen ordnen den gemeindlichen Einsatz der Absolventinnen und Absolventen des KFU nach Maßgabe ihrer Bestimmungen.
                  

               

               
                     § 4
Dauer des Studiums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Studium im KFU dauert zweieinhalb Jahre.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Es umfasst zwölf Wochenendseminare und zwei Seminarwochen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Daran schließt sich das Examen mit zwei Repetitorien und einer Examenswoche an.
                  

               

               
                     § 5
Grundsätze der Lehr- und Lernorganisation
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Ausbildungsinhalte orientieren sich am wissenschaftlichen Grundwissen in den theologischen Fächern:
                  

                  
                     
                        	
                            Altes Testament

                        

                        	
                            Neues Testament

                        

                        	
                            Kirchengeschichte/Ökumenik-Konfessionskunde

                        

                        	
                            Systematische Theologie (Dogmatik und Ethik)

                        

                        	
                            Praktische Theologie (Schwerpunkt Homiletik und Gottesdienst)

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Stoffvermittlung geschieht durch Vorlesungen mit seminaristischen Arbeitsphasen unter Berücksichtigung didaktisch-methodischer
                     Elemente der Erwachsenenbildung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Zum Studienablauf gehören von den Teilnehmerinnen und Teilnehmern selbstständig anzufertigende Hausaufgaben in Form wissenschaftlicher
                     Arbeiten sowie andere mündliche oder schriftliche Formen der Lernkontrolle in den in Absatz 1 genannten Fächern.  2 Im Fach Praktische Theologie sind ein Bibelgesprächsabend und zwei Gottesdienste mit Predigt zu erarbeiten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Das Studium leitet zu selbstständigem theologischen Arbeiten an.  2 Dazu gehört auch die Beschaffung von und der Umgang mit theologischer Fachliteratur.  3 Die Dozentinnen und Dozenten sind gehalten, eine Einführung in grundlegende Literatur zu geben.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Den Teilnehmerinnen und Teilnehmern wird empfohlen, Kurssprecherinnen oder Kurssprecher zu wählen.  2 Die Kurssprecherinnen und Kurssprecher müssen auf Antrag von der Studienleitung gehört werden.  3 Die Studienleitung kann die Kurssprecherinnen und Kurssprecher zu einer Sitzung hinzuziehen.
                  

               

               
                     § 6
Formen der Teilnahme am KFU
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Teilnahme mit Examen und dem Ziel, die Empfehlung zu erhalten, nach gliedkirchlichem Recht zum Dienst als Prädikantin oder
                     Prädikant berufen zu werden:
Die Ausbildung in allen theologischen Fächern mit schriftlichen Hausarbeiten, einem Bibelgesprächsabend und zwei Gottesdiensten
                     mit selbst erarbeiteten Predigten führt zum Abschlussexamen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Teilnahme mit Examen ohne das Ziel, die Empfehlung zu erhalten, nach gliedkirchlichem Recht zum Dienst als Prädikantin oder
                     Prädikant berufen zu werden:
Die Ausbildung in allen theologischen Fächern mit schriftlichen Hausarbeiten (außer im Fach Praktische Theologie) führt zum
                     Abschlussexamen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Teilnahme ohne Examen:
Die Ausbildung in allen theologischen Fächern ohne schriftliche Hausarbeiten führt zu einer Teilnahmebescheinigung ohne Zensuren.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         In Ausnahmefällen ist eine Teilnahme an ausgewählten Wochenendseminaren möglich.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         In Rücksprache mit der KFU-Leitung ist während des Kurses ein Wechsel der Teilnahmeform möglich.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Es ist nur eine Wiederholung des Studiengangs zulässig. Für die Zulassung zu einer erneuten Kursteilnahme gilt § 1 Absatz 5.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Kursteilnehmerinnen und Kursteilnehmer, die am KFU gemäß Absatz 2 teilgenommen haben, können in einem der beiden folgenden
                     Kurse an den praktisch-theologischen Unterrichtseinheiten teilnehmen, die erforderlichen praktischtheologischen Arbeiten schreiben
                     und einen Examensgottesdienst halten, um so die Teilnahmeform gemäß Absatz 1 zu erreichen.  2 Über die ergänzende Teilnahme entscheidet die Studienleitung.
                  

               

               
                     § 7
Die Dozentinnen und Dozenten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Lehr- und Lernkonzept des KFU wird von den Dozentinnen und Dozenten ausgestaltet.  2 Ihre Aufgabe ist die theologische Ausbildung der Kursteilnehmerinnen und Kursteilnehmer.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Studienleitung beauftragt im Einvernehmen mit der oder dem Vorsitzenden des Kuratoriums die Dozentinnen und Dozenten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Dozentinnen und Dozenten sind in der Regel ehrenamtlich tätig.  2 Jedem Teilkurs ist in jedem Fach mindestens eine Dozentin oder ein Dozent zugeordnet.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Alle Lehrenden des KFU bilden die Konferenz der Dozentinnen und Dozenten.  2 Ihre Aufgabe ist die Begleitung des Studienbetriebs.  3 Sie schlägt der Studienleitung den Lehrplan vor (siehe Satzung KFU § 8 Absatz 2) und bereitet die Examina vor.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die jeweiligen Fachdozentinnen und Fachdozenten treffen Absprachen über die Lehrinhalte innerhalb des Lehrplans, damit die
                     Kurse vergleichbar bleiben.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Die Dozentinnen und Dozenten erhalten neben der Erstattung der Sachkosten für ihre Tätigkeit eine Aufwandsentschädigung.  2 Über die Höhe der Aufwandsentschädigung entscheidet das Kuratorium auf Vorschlag der Studienleitung.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Die Konferenz der Dozentinnen und Dozenten wirkt bei der Berufung von Mitgliedern der Studienleitung entsprechend § 7 Satzung KFU mit.
                  

               

               
                     § 8
Die Mentorinnen und Mentoren des KFU
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das an der Hochschuldidaktik und Erwachsenenbildung orientierte Lehr- und Lernkonzept des KFU bedarf der Mitarbeit der Mentorinnen
                     und Mentoren.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Mentorinnen und Mentoren der Kursteilnehmerinnen und Kursteilnehmer aus den am KFU beteiligten Landeskirchen werden von
                     der jeweiligen Landeskirche im Einvernehmen mit den Teilnehmerinnen und Teilnehmern zu Kursbeginn berufen.  2 Die Mentorinnen und Mentoren der Kursteilnehmerinnen und Kursteilnehmer aus anderen Landes- und Freikirchen beruft die KFU-Leitung
                     im Einvernehmen mit den Teilnehmerinnen und Teilnehmern und gibt sie der jeweiligen Kirche bekannt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Über die Aufgaben der Mentorinnen und Mentoren orientiert ein vom Kuratorium beschlossenes Informationsblatt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Landeskirchen, die den KFU tragen, veranstalten in Zusammenarbeit mit dem KFU regelmäßige Tagungen für Mentorinnen und
                     Mentoren.  2 An ihnen nehmen auch Dozenten und Dozentinnen der Praktischen Theologie teil.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die KFU-Leitung fördert regelmäßige Kontakte zwischen den Mentorinnen und Mentoren sowie den Fachdozentinnen und Fachdozenten
                     des KFU.
                  

               

               
                     § 9 
Lehrplan
                     

                  

                  Der Lehrplan und seine Veränderungen werden von der Konferenz der Dozentinnen und Dozenten erarbeitet und von der Studienleitung
                     beschlossen.
                  

               

               
                     § 10
Studienbuch
                     

                  

                   1 Der Studienverlauf wird durch ein Studienbuch ausgewiesen.  2 In ihm wird die Teilnahme an den Lehrveranstaltungen, die Erledigung und Bewertung aller schriftlichen Hausarbeiten sowie
                     die Durchführung des Gesprächsabends und der Gottesdienste testiert.
                  

               

               
                     § 11
Abschluss des Studiums
                     

                  

                  Die Anmeldung zum Examen und den Ablauf des Examens regelt die Ordnung der Abschlussprüfung.

               

               
                     § 12
Die Fortbildung der Absolventinnen und Absolventen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der KFU macht allen ehemaligen Teilnehmerinnen und Teilnehmern ein Fortbildungsangebot zur theologischen Vertiefung der Kursinhalte.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Im Rahmen dieser Fortbildung lädt der KFU jährlich zu mindestens zwei Wochenendseminaren ein.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Fortbildung ist eine Aufgabe der Leitung des KFU.  2 Diese sucht geeignete Themen und Dozentinnen oder Dozenten für die Wochenendseminare aus und lädt zu Beginn des Jahres zu
                     diesen ein.
                  

               

               
                     § 13
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diese Ordnung tritt am 1. September 2011 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Gleichzeitig tritt die Studienordnung vom 23. Juni 1994 (ABl. EKKPS S. 151), zuletzt geändert durch Beschluss des Kuratoriums
                     vom 11. Juni 2007 (ABl. S. 221), außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Studiengebührenordnung für den Kirchlichen Fernunterricht (KFU) der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (EKM)

      

      
         Vom 20. Juni 2011

      

      
         (ABl. S. 247)
         

      

      Das Kuratorium des KFU hat am 20. Juni 2011 aufgrund von § 5 Absatz 2 Buchstabe c der Satzung des KFU vom 17. Juli 2007 (ABl. S. 219) folgende Studiengebührenordnung erlassen:
      

      
                     § 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für das Studium beim KFU der EKM wird außer für Gemeindeglieder aus der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (EKM),
                     der Evangelischen Landeskirche Anhalts (ELKA), der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens (ELKS) sowie aus der Evangelischen
                     Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz (EKBO) eine Studiengebühr erhoben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Studiengebühr beträgt 2.500,- € für die gesamte Ausbildung (inklusive Examen).
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Studiengebühr wird nach Beginn des Studiums halbjährlich zu jeweils 500 € fällig am 1. Dezember und 1. Juni eines jeden
                     Jahres bis zur Entrichtung der Gesamtgebühr.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die KFU-Leitung kann die Kursteilnehmerin oder den Kursteilnehmer nach der zweiten Mahnung vom weiteren Studium ausschließen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei Exmatrikulation ist die Studiengebühr anteilig gerundet nach Monaten zu entrichten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Bevor eine Teilnahmebescheinigung nach § 6 Absatz 3 Studienordnung KFU bzw. das Abschlusszeugnis ausgestellt wird, müssen sämtliche Studiengebühren beglichen sein.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  Über weitere Regelungen bei Kurswiederholung und Nachprüfungen nach § 6 Absatz 6 und 7 der Studienordnung des KFU entscheidet die KFU-Leitung.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  Dieser Beschluss tritt am 1. September 2011 für den Kurs 27 und nachfolgende Kurse in Kraft.

               

            

         

      

      

   
      

      
         Ordnung der Abschlussprüfung des Kirchlichen Fernunterrichts (KFU) der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (EKM)

      

      
         Vom 20. Juni 2011 (ABl. S. 244),
         

      

      
         zuletzt geändert am 27. Juni 2017 (ABl. S. 196)
  
         

      

      Änderungen
            
               
               
               
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Lfd. Nr.

                  
                  	
                     Änderndes Recht

                  
                  	
                     Datum

                  
                  	
                     Fundstelle
ABl. EKM
                     

                  
                  	
                     Geänderte
Paragrafen
                     

                  
                  	
                     Art der 
Änderung
                     

                  
               

            
            
               
                  	
                     1

                  
                  	
                     Änderung der Ordnung der Abschlussprüfung des Kirchlichen Fernunterrichts (KFU) der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                        (EKM) 
                     

                  
                  	
                     7.5.2015

                  
                  	
                     S. 211

                  
                  	
                     § 5 Abs. 4 Satz 2

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     2

                  
                  	
                     Änderung der Ordnung der Abschlussprüfung des Kirchlichen Fernunterrichts (KFU) der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                        (EKM)
                     

                  
                  	
                     27.6.20171

                  
                  	
                     S. 196

                  
                  	
                     § 5 Abs. 5 Satz 2

                  
                  	
                     geändert

                  
               

            
         

      

      Aufgrund § 5 Absatz 1 der Satzung des Kirchlichen Fernunterrichts hat das Kuratorium auf seiner Sitzung vom 20. Juni 2011 die Ordnung der
         Abschlussprüfung in der nachstehenden Form beschlossen. Das Landeskirchenamt hat diese Ordnung am 16. August 2011 bestätigt.
      

      
         Inhaltsübersicht 
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               	§ 2
               	Prüfungskommission 
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               	§ 4
               	Zulassung zur Prüfung
            

            
               	§ 5
               	Prüfungsverfahren
            

            
               	§ 6
               	Ordnungsverstöße
            

            
               	§ 7
               	Rücktritt von der Prüfung
            

            
               	§ 8
               	Gesamtergebnis
            

            
               	§ 9
               	Beschwerde
            

            
               	§ 10
               	Inkrafttreten, Außerkrafttreten
            

         
      

      

      
                     § 1
Grundsatz und Ziel 
                     

                  

                   1 Theologisches Fachwissen und Kompetenzen im Blick auf den Dienst der Prädikantinnen und Prädikanten werden in einem Abschlussexamen
                     geprüft.
                  

                   2 Bei der im Anschluss an das Examen zu treffenden Entscheidung über die Empfehlung, nach gliedkirchlichem Recht zum Dienst
                     als Prädikantin oder Prädikant zu berufen, sind neben dem Ergebnis des Examens die vorangegangenen Studienergebnisse und der
                     Gesamteindruck aus Kursteilnahme und Prüfung zu berücksichtigen.
                  

               

               
                     § 2
Prüfungskommission 
                     

                  

                  Zur Prüfungskommission gehören

                  
                     
                        	
                           
                              
                                 	
                                     die zuständige theologische Dezernentin oder der zuständige theologische Dezernent des Kirchenamtes oder im Verhinderungsfall
                                       eine von ihm oder ihr Beauftragte oder ein von ihm oder ihr Beauftragter als Vorsitzende oder Vorsitzender,
                                    

                                 

                                 	
                                     die Rektorin oder der Rektor und die Studienleiterinnen oder die Studienleiter des KFU,

                                 

                                 	
                                     die Dozentinnen oder Dozenten des KFU, die durch die Studienleitung in Zusammenarbeit mit der zuständigen Dezernentin oder
                                       dem zuständigen Dezernenten mit der Prüfung beauftragt worden sind (vgl. § 8 Absatz 2c Satzung KFU).
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            Die Mitglieder der Studienleitung und des Kuratoriums und die Landesbischöfin oder der Landesbischof der EKM können an der
                              Prüfung beratend teilnehmen.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 3
Prüfungsbereiche
                     

                  

                  Der Studienordnung entsprechend (vgl. § 5 Absatz 1 Studienordnung KFU) werden im Examen folgende Bereiche geprüft:
                  

                  
                     
                        	
                            Altes Testament (AT)

                        

                        	
                            Neues Testament (NT)

                        

                        	
                            Kirchengeschichte (KG)/Ökumenik-Konfessionskunde

                        

                        	
                            Systematische Theologie (Dogmatik und Ethik) (ST)

                        

                        	
                            Praktische Theologie (Schwerpunkt: Homiletik und Gottesdienst)

                        

                     

                  

               

               
                     § 4
Zulassung zur Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Zulassung zur Prüfung ist formlos schriftlich bei der Leitung des KFU zu beantragen.  2 Über die Zulassung entscheidet die Studienleitung des KFU.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Examenskandidatinnen oder Examenkandidaten legen beim letzten Wochenendseminar das vollständig geführte Studienbuch vor.
                      2 Die regelmäßige Teilnahme sowie die Erledigung aller schriftlichen Hausarbeiten (bis spätestens acht Wochen vor der Examenswoche)
                     sind die Voraussetzungen für die Zulassung zur Prüfung.  3 Eine regelmäßige Teilnahme liegt dann vor, wenn die Kursteilnehmerinnen oder Kursteilnehmer an beiden Seminarwochen und möglichst
                     allen (mindestens aber zehn) Wochenendseminaren anwesend waren.  4 Nur in begründeten Ausnahmefällen kann von dieser Regel abgewichen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die schriftlichen Hausarbeiten werden nach dem Zensurenspiegel des KFU bewertet:
                  

                  
                     
                        
                           
                              	
                                 1

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 sehr gut (eine hervorragende Leistung);

                              
                           

                           
                              	
                                 2

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 gut (eine Leistung, die erheblich über den durchschnittlichen Anforderungen liegt);

                              
                           

                           
                              	
                                 3

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 befriedigend (eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen entspricht);

                              
                           

                           
                              	
                                 4

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 ausreichend (eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den Anforderungen genügt);

                              
                           

                           
                              	
                                 5

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 mangelhaft (eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen nicht mehr genügt). 

                              
                           

                        
                     

                  

                   2 Zur differenzierten Bewertung können Zwischenwerte durch Erniedrigen oder Erhöhen der einzelnen Zensur um 0,3 gebildet werden;
                     die Zensuren 0,7, 4,3 und 4,7 sind dabei ausgeschlossen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Eine Hausarbeit, die mit einer Zensur im Spektrum zwischen sehr gut und ausreichend bewertet wurde, kann nicht wiederholt
                     werden.  2 Hausarbeiten, die nicht mindestens mit >ausreichend< bewertet worden sind, müssen wiederholt werden.  3 Bei jeder Hausarbeit ist nur eine Wiederholung möglich.  4 Ist auch die wiederholte Hausarbeit nicht mindestens >ausreichend<, wird sie mit >mangelhaft< bewertet.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Der Durchschnitt aller zensierten Hausarbeiten oder bewerteten schriftlichen Aufgaben eines Faches bildet die Vorzensur.  2 Eine Zulassung zum Examen ist nur möglich, wenn die Vorzensur mindestens 4,0 beträgt.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Die Studienleitung des KFU kann auf Antrag die Zulassung zur Prüfung auch gewähren, wenn eine (in begründeten Fällen: zwei)
                     der Hausarbeiten noch nicht erfolgreich abgeschlossen wurde(n), ausgenommen die praktisch-theologischen Arbeiten.  2 Spätestens ein Jahr nach dem Examenstermin müssen alle Hausarbeiten vorliegen.  3 Wird eine nachgereichte Arbeit als „nicht ausreichend" abgelehnt, muss sie innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Rückgabe
                     überarbeitet werden.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Wer die Bedingungen von Absatz 2 und 6 nicht erfüllen kann, hat die Möglichkeit, das Examen mit dem unmittelbar folgenden
                     Kurs abzulegen.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Für die Zulassung zum Examen ohne das Ziel des Dienstes als Prädikantin oder Prädikant (vgl. § 6 Absatz 2 Studienordnung KFU) gilt Absatz 6 unter Absehung von den praktisch-theologischen Hausarbeiten.
                  

               

               
                     § 5
Prüfungsverfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Allgemeine Bestimmungen zum Umfang der Prüfung
                  

                  Die Prüfung umfasst folgende Teile:

                  
                     
                        	
                            Die schriftliche Prüfung besteht aus zwei Klausuren: 
1. Klausur - wahlweise Altes Testamant oder Neues Testament
2. Klausur - wahlweise Kirchengeschichte oder Systematische Theologie 
                           

                        

                        	
                            1 Die mündliche Prüfung erfolgt als Gruppenprüfung, in der Regel mit drei Kandidatinnen und Kandidaten über 45 Minuten in den
                              Fächern Altes Testament, Neues Testament, Systematische Theologie sowie Kirchengeschichte/Ökumenik-Konfessionskunde.  2 Im Fach Praktische Theologie dauert die Gruppenprüfung (mit drei Kandidatinnen und Kandidaten) 60 Minuten.  3 Über die Zusammensetzung der einzelnen Prüfungsgruppen entscheidet die KFU-Leitung.  4 Im Fach Kirchengeschichte/Ökumenik-Konfessionskunde wählen die Examenskandidatinnen oder Examenskandidaten aus vorgegebenen
                              Prüfungskomplexen die Gebiete aus, in denen sie vorrangig geprüft werden wollen.
                           

                        

                        	
                            Wenn das Examen mit dem Ziel des Dienstes als Prädikant oder Prädikantin beantragt worden ist (vgl. § 6 Absatz 1 Studienordnung des KFU), ist ein Examensgottesdienst mit selbst erarbeiteter Predigt zu einer von der Landesbischöfin
                              oder dem Landesbischof der EKM ausgewählten Perikope zu halten.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Klausuren
                  

                  
                     
                        	
                            1 Jede Teilnehmerin oder jeder Teilnehmer hat zwei dreistündige Klausuren zu schreiben.  2 Für jede der beiden Klausuren stehen insgesamt vier Themen zur Verfügung, die von den jeweiligen Fachgruppen vorgeschlagen
                              werden:
1. Klausur: zwei Themen AT und zwei Themen NT.
2. Klausur: zwei Themen KG und zwei Themen ST. 
 3 Mit der Wahl des Themas entscheiden die Teilnehmerinnen oder Teilnehmer gleichzeitig über das Fach, in dem sie ihre Klausur
                              schreiben.
                           

                        

                        	
                            Die Klausuren werden von jeweils zwei Fachdozentinnen oder Fachdozenten der Prüfungskommission beurteilt.

                        

                        	
                            Die einzelnen Prüfungsleistungen sind nach dem Zensurenspiegel des KFU (§ 4 Absatz 3) zu bewerten.
                           

                        

                        	
                            1 Nur wenn alle anderen Hausarbeiten fristgerecht eingereicht und angenommen worden sind, kann eine der bei den Klausuren durch
                              eine mit der zuständigen Fachdozentin oder dem zuständigen Fachdozenten abgesprochene zusätzliche schriftliche Hausarbeit
                              im entsprechenden Klausurfach ersetzt werden.  2 Diese muss fristgerecht eingereicht und mit mindestens „ausreichend" bewertet worden sein.  3 Die Fristen legt die KFU-Leitung fest.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Mündliche Prüfung (Prüfungsgespräche)
                  

                  
                     
                        	
                            Am Prüfungsgespräch nehmen zwei Mitglieder der Prüfungskommission als Prüferin oder Prüfer (Fachdozentin oder Fachdozent)
                              und Protokollantin oder Protokollant teil.
                           

                        

                        	
                            Über jede Prüfung ist ein Verlaufsprotokoll zu führen, das die Einzelleistung jedes Prüflings dokumentiert.

                        

                        	
                            1 Nach erfolgter Prüfung schlägt die Protokollantin oder der Protokollant die Zensur vor und legt sie mit der Prüferin oder
                              dem Prüfer zusammen fest.  2 Die Bewertung erfolgt nach dem Zensurenspiegel des KFU (§ 4 Absatz 3).
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Examensgottesdienst und -predigt (nur im Examen mit dem Ziel des Dienstes als Prädikantin oder Prädikant nach § 6 Absatz 1
                     Studienordnung KFU).  2 Der Examensgottesdienst ist bis spätestens 31. März des Examensjahres zu halten und die dazu gehörende Hausarbeit bis spätestens
                     15. April des Examensjahres einzureichen.  3 Er wird von der zuständigen Superintendentin oder dem zuständigen Superintendenten oder einer oder einem von ihr oder ihm
                     Beauftragten beurteilt.  4 Der Mentor oder die Mentorin kann mit dieser Aufgabe nicht beauftragt werden, kann aber ein eigenes Votum abgeben.  5 Jedes Votum geht der zuständigen Fachdozentin oder dem zuständigen Fachdozenten und der KFU-Leitung zu, die über die Annahme
                     des Examensgottesdienstes und der -predigt entscheiden.  6 Mit einem schriftlichen Votum hat die Fachdozentin oder der Fachdozent den Examensgottesdienst entsprechend dem Zensurenspiegel
                     des KFU (§ 4 Absatz 3) zu bewerten.  7 Diese Beurteilung muss spätestens vier Wochen vor der Examenswoche der KFU-Leitung zugegangen sein.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Vorzensur und Prüfungsergebnis
                  

                  
                     
                        	
                            1 Der Durchschnitt aller zensierten Hausarbeiten oder bewerteten schriftlichen Aufgaben eines Faches bildet die Vorzensur.  2 Die Vorzensur ergibt mit der Prüfungszensur zusammen die Endzensur eines Faches.  3 In den Fächern, in denen eine Klausur bzw. eine fakultative Hausarbeit (vgl. § 5 Absatz 2 Buchstabe d) geschrieben wird, ergibt sich die Endzensur zu je einem Drittel aus der Vorzensur, dem Ergebnis der
                              Klausur bzw.  4 der fakultativen Hausarbeit sowie der mündlichen Prüfung.  5 In den Fächern, in denen keine Klausur oder fakultative Hausarbeit geschrieben wird, ergibt sich die Endzensur zu zwei Dritteln
                              aus der Vorzensur und zu einem Drittel aus dem Ergebnis der mündlichen Prüfung.  6 In Fächern, in denen keine Klausur geschrieben wird, bildet die Zensur der mündlichen Prüfung die Prüfungszensur.  7 Eine nicht ausreichende Prüfungszensur kann durch die Vorzensur des betreffenden Faches nicht ausgeglichen werden.  8 Eine nicht ausreichende Klausur kann durch ein mündliches Prüfungsergebnis von mindestens 3,0 ausgeglichen werden und umgekehrt.
                           

                        

                        	
                            1 Im Fach Praktische Theologie wird keine Klausur geschrieben.  2 Die Endzensur ergibt sich zu je einem Drittel aus der Vorzensur, der Zensur des Examensgottesdienstes und der Zensur der mündlichen
                              Prüfung.  3 Wurde der Examensgottesdienst als „nicht ausreichend" beurteilt, ist er bis spätestens drei Monate nach der Examenswoche zu
                              wiederholen.  4 Er kann nicht durch das Ergebnis der mündlichen Prüfung ausgeglichen werden.  5 Predigttext und Proprium dieses Wiederholungsgottesdienstes werden mit Zustimmung der Landesbischöfin oder des Landesbischofs
                              der EKM von der KFU-Leitung festgelegt und dem Kandidaten oder der Kandidatin bei der Zeugnisausgabe der Examenswoche mitgeteilt.
                               6 Wird auch der wiederholte Examensgottesdienst als „nicht ausreichend" beurteilt, gilt die gesamte Prüfung als nicht bestanden.
                               7 Bei der Teilnahme am Examen ohne das Ziel des Dienstes als Prädikantinnen und Prädikanten (vgl. § 6 Absatz 2 Studienordnung des KFU) bildet das Ergebnis der mündlichen Prüfung die Endzensur im Fach Praktische Theologie.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 6
Ordnungsverstöße
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die jeweiligen Fachdozentinnen oder Fachdozenten legen die Hilfsmittel für die Klausuren und die mündlichen Prüfungen fest.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bei Benutzung unerlaubter Hilfsmittel wird die gesamte Abschlussprüfung mit dem Prädikat „nicht bestanden" bewertet.
                  

               

               
                     § 7
Rücktritt von der Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Tritt eine Teilnehmerin oder ein Teilnehmer hinreichend begründet von der mündlichen Prüfung zurück, so wird die Prüfung für
                     „noch nicht bestanden" erklärt.  2 Die Prüfungskommission entscheidet über die weitere Durchführung der Prüfung.  3 Bleibt eine Teilnehmerin oder ein Teilnehmer der Klausur oder der mündlichen Prüfung ohne hinreichende Gründe fern, so wird
                     die Prüfung für „nicht bestanden" erklärt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ob das Kriterium einer hinreichenden Begründung gegeben ist, entscheidet die oder der Prüfungskommissionsvorsitzende im Benehmen
                     mit der Prüfungskommission.
                  

               

               
                     § 8
Gesamtergebnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Prüfungskommission berät nach dem Ende der letzten Prüfung über die Ergebnisse der Einzelprüfungen und über das Gesamtergebnis.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Gesamtzensur wird nach dem KFU-Zensurenspiegel (vgl. § 4 Absatz 3) aus dem Durchschnitt aller Endzensuren der Fächer ermittelt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei der Gesamtzensur wird unterschieden zwischen
                  

                  
                     
                        	
                            „bestanden“: Die Abschlussprüfung ist vollständig abgelegt und die Endzensur in jedem Fach ist mindestens „ausreichend“.

                        

                        	
                            „noch nicht bestanden“:

                           
                              
                                 	
                                    Sind in bis zu zwei Fächern nicht ausreichende Prüfungsleistungen erbracht worden, müssen die mündlichen Prüfungen – sofern
                                       es sich um Altes Testament, Neues Testament, Kirchengeschichte/Ökumenik-Konfessionskunde oder Systematische Theologie handelt
                                       – nach mindestens drei Monaten innerhalb einer Halbjahresfrist wiederholt werden. Entsprechendes gilt für eine mit „nicht
                                       ausreichend“ beurteilte mündliche Prüfung im Fach Praktische Theologie. Wird auch die Nachprüfung mit „nicht ausreichend“
                                       beurteilt, gilt die gesamte Prüfung als nicht bestanden. Für einen mit „nicht ausreichend“ beurteilten Examensgottesdienst
                                       gilt § 5 Absatz 5 Buchstabe b.
                                    

                                 

                                 	
                                    Die Prüfung gilt ebenso als noch nicht bestanden, solange nicht alle Hausarbeiten eingereicht und bewertet worden sind (vgl. § 4 Absatz 2).
                                    

                                 

                              

                           

                           Ein Zeugnis wird erst nach bestandener Prüfung ausgestellt.

                        

                        	
                            „nicht bestanden“: Sind in mehr als zwei Fächern nicht ausreichende Endzensuren erreicht worden, ist die Prüfung als Ganze
                              nicht bestanden. Eine Wiederholung der gesamten Prüfung ist frühestens beim nächsten Examenstermin möglich und muss bei der
                              Studienleitung beantragt werden.
Eine Bekanntgabe der Einzelzensuren wie der Gesamtzensur erfolgt erst nach der Sitzung der Prüfungskommission.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Prüfungskommission entscheidet nach dem bestandenen Examen unter Berücksichtigung der Voten des Mentors oder der Mentorin,
                     der Fachdozentinnen und -dozenten der Praktischen Theologie und der KFU-Leitung über die Empfehlung, nach gliedkirchlichem
                     Recht zum Dienst als Prädikantin oder Prädikant zu berufen (vgl. § 1).  2 Wird die Empfehlung ausgesprochen, ist dies auf dem Zeugnis der Abschlussprüfung anzubringen.  3 Im Falle der Ergänzung der Kursteilnahme nach § 6 Absatz 7 Studienordnung KFU entscheidet die Prüfungskommission nach erfolgreichem Abschluss aller Arbeiten über die Empfehlung,
                     nach gliedkirchlichem Recht zum Dienst als Prädikant oder Prädikantin zu berufen.
                  

               

               
                     § 9
Beschwerde
                     

                  

                   1 Eine Teilnehmerin oder ein Teilnehmer kann gegen ihr oder sein Prüfungsergebnis unmittelbar nach dem Examen bei der Prüfungskommission
                     oder innerhalb einer Frist von vier Wochen nach dem Examen oder von vier Wochen nach Aushändigung des Examenszeugnisses bei
                     der Rektorin oder dem Rektor schriftlich Beschwerde einlegen.  2 Die Beschwerde kann nur mit Verstößen gegen die Prüfungsordnung begründet werden.  3 Die Studienleitung entscheidet in Zusammenarbeit mit der oder dem Vorsitzenden der Prüfungskommission über die Beschwerde.
                      4 Diese Entscheidung ist endgültig.
                  

               

               
                     § 10
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                   1 Diese Ordnung tritt am 1. September 2011 in Kraft.  2 Gleichzeitig tritt die Ordnung der Abschlussprüfung vom 17. Juli 2007 (ABl. EKM S. 223) außer Kraft. 
                  

               

            

         

      

      

      1
            Gemäß Artikel 2 tritt die Änderung der Ordnung mit ihrer Beschlussfassung in Kraft (27. Juni 2017).
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                     § 1
Grundlagen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Förderung und Begleitung der pädagogisch-theologischen Arbeit hat die Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland ein Pädagogisch-Theologisches Institut (PTI) eingerichtet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Pädagogisch-Theologische Institut ist eine unselbstständige Einrichtung der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland (Föderation) und der Evangelischen Landeskirche Anhalts mit Arbeitsstellen in
                     Neudietendorf und Drübeck.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Rechtsträgerin des Pädagogisch-Theologischen Instituts ist die Föderation.  2 Über die Beteiligung der Evangelischen Landeskirche Anhalts an den Kosten wird eine gesonderte Finanzvereinbarung mit der
                     Evangelischen Landeskirche Anhalts getroffen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Auftrag des Pädagogisch-Theologischen Instituts ergibt sich aus der Verantwortung der Kirche für die Bildung, Erziehung
                     und Begleitung von getauften und ungetauften Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen und der Mitverantwortung für Bildung und
                     Erziehung im schulischen und außerschulischen Bereich.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        In das Pädagogisch-Theologische Institut ist am Standort Drübeck eine Fachschule für Gemeindepädagogik integriert.
                  

               

               
                     § 2
Ziele der Institutsarbeit
                     

                  

                  Mit der Arbeit des Pädagogisch-Theologischen Instituts wollen die beteiligten Kirchen insbesondere folgende Ziele erreichen:
                     
                        	
                           Wahrnehmung des kirchlichen Bildungsauftrages im kirchlichen und öffentlichen Raum,

                        

                        	
                           Qualitätssicherung und -verbesserung in den gemeinde- und religionspädagogischen Arbeitsfeldern,

                        

                        	
                           bedarfsgerechte Aus-, Fort- und Weiterbildungsangebote für gemeinde- und religionspädagogische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,

                        

                        	
                           Beiträge zum Bildungsdiskurs in Schule, Kirche und Gesellschaft,

                        

                        	
                           Entwicklung und Mitwirkung bei der Umsetzung integrativer

                        

                     

                  

                  Konzepte zwischen schulischer und gemeindlicher Arbeit mit Kindern und Jugendlichen.

               

               
                     § 3
Aufgaben des Pädagogisch-Theologischen Instituts
                     

                  

                  Dem Pädagogisch-Theologischen Institut obliegen insbesondere die folgenden Aufgaben:
                     
                        	
                           Grundlagenarbeit
                              
                                 	
                                    Entwicklung von Lehrplänen, Prüfungsanforderungen und Leistungsstandards,

                                 

                                 	
                                    Erarbeitung und Begutachtung von Lehr- und Lernmitteln,

                                 

                                 	
                                    Stellungnahmen zu grundsätzlichen Fragestellungen der Schulentwicklung,

                                 

                                 	
                                    Entwicklung von Konzeptionen für die Gestaltung der gemeinde- und religionspädagogischen Arbeit mit Kindern, Konfirmandinnen
                                       und Konfirmanden, Jugendlichen, Erwachsenen und Senioren,
                                    

                                 

                                 	
                                    Konzeptionen für gemeindepädagogische Berufsbilder,

                                 

                                 	
                                    projektbezogene Begleitung von Schulentwicklungsprozessen an evangelischen und staatlichen Schulen,

                                 

                                 	
                                    gemeindepädagogische Konzeptionsentwicklung,

                                 

                                 	
                                    projektbezogene Unterstützung der Einrichtung von Netzwerken im Bereich gemeinde- und religionspädagogischer Mitarbeiterinnen
                                       und Mitarbeiter,
                                    

                                 

                                 	
                                    Publikationen;

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Fachliche Begleitung
                              
                                 	
                                    fachliche Begleitung von Schulversuchen und Schulentwicklungsprozessen insbesondere in evangelischen Schulen,

                                 

                                 	
                                    fachliche Bearbeitung ausgewählter gemeinde- und religionspädagogischer Fragestellungen;

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Ausbildung
                              
                                 	
                                    religions- und gemeindepädagogische Ausbildung in der Fachschule für Gemeindepädagogik,

                                 

                                 	
                                    religions- und gemeindepädagogische Ausbildung von Vikarinnen und Vikaren;

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Weiterbildung
                              
                                 	
                                    Mitwirkung bei der Weiterbildung von Lehrerinnen und Lehrern zur Erlangung der Vokation zur Erteilung des Evangelischen Religionsunterrichts,

                                 

                                 	
                                    Weiterbildung von kirchlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für die Beauftragung mit der Erteilung von Evangelischem Religionsunterricht,

                                 

                                 	
                                    Weiterbildung von Erzieherinnen und Erziehern in Kindertagesstätten in gemeindlicher und diakonischer Trägerschaft,

                                 

                                 	
                                    Weiterbildung von gemeindepädagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern,

                                 

                                 	
                                    Religionsunterricht für Erwachsene: Stufen des Lebens;

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Beteiligung an Prüfungen und Examina im kirchlichen und öffentlichen Bereich;

                        

                        	
                           Fortbildung
                              
                                 	
                                    Fortbildung im schulpädagogischen Bereich,

                                 

                                 	
                                    Fortbildung im religionspädagogischen Bereich,

                                 

                                 	
                                    Ausrichtung von Vokationstagungen,

                                 

                                 	
                                    Qualifizierung von Mentoren und Mentorinnen,

                                 

                                 	
                                    Fortbildung im Bereich Kindergottesdienst,

                                 

                                 	
                                    Fortbildung im gemeindepädagogischen Bereich;

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Evaluation
                              
                                 	
                                    Evaluation der gemeinde- und religionspädagogischen Arbeitsfelder,

                                 

                                 	
                                    Selbstevaluation des Instituts;

                                 

                                 	
                                    fachliche Kooperation mit allen relevanten Partnerinnen und Partnern.

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 4
Aufgaben des Kuratoriums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Kuratorium trägt die Verantwortung dafür, dass das Pädagogisch-Theologische Institut seine Aufgaben im Sinne dieser Ordnung
                     wahrnimmt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Dem Kuratorium obliegt insbesondere die:
                     
                        	
                           Beratung der Föderation und der Evangelischen Landeskirche Anhalts in allen Angelegenheiten des Pädagogisch-Theologischen
                              Instituts,
                           

                        

                        	
                           Besprechung aktueller und zukünftiger Aufgaben sowie Vereinbarung von Tätigkeitsschwerpunkten mit den Leitungen der beiden
                              Arbeitsstellen,
                           

                        

                        	
                           Entgegennahme und Besprechung des Jahresberichts der Direktorin oder des Direktors,

                        

                        	
                           Stellungnahme zu Haushaltsplanentwurf und Jahresabschluss,

                        

                        	
                           Bestellung eines Stellenbesetzungsausschusses,

                        

                        	
                           Mitwirkung bei der Ernennung der Direktorin oder des Direktors,

                        

                        	
                           Beratung von Initiativen und Vorschlägen der Beratergruppen.

                        

                     

                  

                  

               

               
                     § 5
Mitglieder des Kuratoriums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Dem Kuratorium gehören an:
                     
                        	
                           die Leiterin oder der Leiter des Dezernats Bildung des Kirchenamtes der Föderation oder die Vertretung im Amt,

                        

                        	
                           eine Vertreterin oder ein Vertreter der Evangelischen Landeskirche Anhalts oder die Vertretung im Amt,

                        

                        	
                           eine berufene Vertreterin oder ein berufener Vertreter des Bildungsausschusses der Föderationssynode,

                        

                        	
                           eine Vertreterin oder ein Vertreter des Lehrstuhls für Gemeindepädagogik der Evangelischen Fachhochschule für Gemeindepädagogik
                              Berlin,
                           

                        

                        	
                           je eine Vertreterin oder ein Vertreter der Universitäten Erfurt, Halle und Jena,

                        

                        	
                           bis zu vier weitere durch das Kirchenamt der Föderation für die Dauer von drei Jahren berufene Mitglieder.  2 Die Leitungen der beiden Arbeitsstellen nehmen beratend an den Sitzungen des Kuratoriums teil.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Das Kuratorium wählt aus seiner Mitte für eine Amtszeit von drei Jahren eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und eine
                     Stellvertretung.  2 Wiederwahl ist zulässig.
                  

               

               
                     § 6
Arbeitsweise des Kuratoriums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Kuratorium tritt mindestens einmal jährlich zusammen.  2 Die oder der Vorsitzende leitet die Sitzungen.  3 Sie oder er lädt unter Versendung der Tagesordnung zwei Wochen vorher ein.  4 Außerordentliche Sitzungen müssen einberufen werden, wenn dies von einem Drittel der Mitglieder unter Angabe der Tagesordnung
                     verlangt wird.  5 Die Beratungen sind vertraulich.  6 Das Kuratorium kann zu seinen Sitzungen Gäste einladen, die an der Sitzung mit beratender Stimme teilnehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Das Kuratorium ist beschlussfähig, wenn die oder der Vorsitzende oder die Stellvertretung, die Leiterin oder der Leiter einer
                     Arbeitsstelle und mindestens die Hälfte der weiteren Mitglieder anwesend sind.  2 Die Beschlussfassung erfolgt in der Regel in offener Abstimmung.  3 Auf Antrag eines Kuratoriumsmitglieds ist sie geheim vorzunehmen.  4 Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der Anwesenden gefasst.  5 Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Leiterin oder dem Leiter der Arbeitsstelle, die oder der nicht zur Direktorin oder zum Direktor ernannt ist, obliegt die
                     Schriftführung des Kuratoriums.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Kuratorium kann sich über diese Festlegungen hinaus eine Geschäftsordnung geben.
                  

               

               
                     § 7
Stellenbesetzungsausschuss
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Besetzung aller Stellen des Pädagogisch-Theologischen Instituts richtet das Kuratorium einen Stellenbesetzungsausschuss
                     ein, der dem Kollegium des Kirchenamtes Vorschläge für die Besetzung der in §§ 9 Abs. 1, 10 Abs. 1 und 2 und § 11 Abs. 1 genannten Stellen unterbreitet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Dem Stellenbesetzungsausschuss des Kuratoriums gehören an:
                     
                        	
                           die Leiterin oder der Leiter des Dezernats Bildung des Kirchenamtes der Föderation als Vorsitzende oder Vorsitzender,

                        

                        	
                           eine Vertreterin oder ein Vertreter der Evangelischen Landeskirche Anhalts,

                        

                        	
                           eine weitere Vertreterin oder ein weiterer Vertreter, die oder der vom Kuratorium bestimmt wird,

                        

                        	
                           die Leitungen der beiden Arbeitsstellen,

                        

                        	
                           eine Vertreterin oder ein Vertreter, die oder der vom Dozentenkollegium fachbereichsbezogen gewählt wird,

                        

                        	
                           eine Referatsleiterin oder ein Referatsleiter für Personaleinsatz des Kirchenamtes der Föderation.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für die Arbeitsweise des Stellenbesetzungsausschusses gilt § 6 entsprechend.
                  

               

               
                     § 8
Beratergruppen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Unterstützung der fachlichen Arbeit des Instituts und des Kuratoriums in den gemeinde- und religionspädagogischen Arbeitsfeldern
                     werden zwei Beratergruppen gebildet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Geborene Mitglieder der Beratergruppe Gemeindepädagogik sind:
                     
                        	
                           die Referatsleiterin oder der Referatsleiter des Referates Kinder-, Konfirmanden- und Jugendarbeit des Kirchenamtes der Föderation
                              als vorsitzendes Mitglied,
                           

                        

                        	
                           eine Superintendentin oder ein Superintendent eines Kirchenkreises,

                        

                        	
                           eine Fachberaterin/Referentin oder ein Fachberater/ Referent für Kinder- und Jugendarbeit.

                        

                     

                  

                   2 Geborene Mitglieder der Beratergruppe Religionspädagogik sind:
                     
                        	
                           die Referatsleiterin oder der Referatsleiter des Referats Religionsunterricht als vorsitzendes Mitglied,

                        

                        	
                           eine Superintendentin oder ein Superintendent eines Kirchenkreises,

                        

                        	
                           eine Schulbeauftragte oder ein Schulbeauftragter.

                        

                     

                  

                   3 Die Zuwahl von jeweils drei bis vier weiteren Personen (z. B. aus Universität und Fachhochschule) durch die Beratergruppen
                     in Abstimmung mit der Direktorin oder dem Direktor ist möglich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Beratergruppen können zur Bearbeitung gesonderter Vorhaben befristete Arbeitsgruppen bilden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Beratergruppen tagen mindestens einmal im Jahr und beraten die fachlichen Schwerpunkte der Institutsarbeit.  2 An den Sitzungen nehmen die zuständigen Fachdozentinnen und Fachdozenten des Instituts teil.
                  

               

               
                     § 9
Fachschule für Gemeindepädagogik
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Fachschule für Gemeindepädagogik in Drübeck hat eine Schulleiterin oder einen Schulleiter, die oder der vom Kollegium
                     des Kirchenamtes für die Dauer von sechs Jahren berufen wird.  2 Erneute Berufung ist möglich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Schulleiterin oder der Schulleiter ist für die Ausbildung gemäß der geltenden Ausbildungsordnung verantwortlich.  2 Insbesondere ist sie oder er für die konzeptionelle Entwicklung der Ausbildung zuständig.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Schulleiterin oder der Schulleiter untersteht der Dienst- und Fachaufsicht der Direktorin oder des Direktors.
                  

               

               
                     § 10
Leitung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Für die Gesamtleitung des Pädagogisch-Theologischen Instituts ernennt das Kollegium des Kirchenamtes auf Vorschlag des Kuratoriums
                     für eine Amtszeit von sechs Jahren aus dem Kreis der Leitungen der beiden Arbeitsstellen die Direktorin oder den Direktor.
                      2 Für die folgenden Amtszeiten soll das Kollegium abwechselnd die Leiterin oder den Leiter der jeweils anderen Arbeitsstelle
                     zur Direktorin oder zum Direktor ernennen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Leitungen der beiden Arbeitsstellen werden von der Kirchenleitung der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland
                     im Einvernehmen mit der Evangelischen Landeskirche Anhalts für einen Zeitraum von sechs Jahren berufen.  2 Erneute Berufung ist zulässig.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Direktorin oder der Direktor führt die Dienst- und Fachaufsicht über die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Pädagogisch-Theologischen
                     Instituts.  2 Sie oder er wird in allen Angelegenheiten des Instituts durch die Leiterin oder den Leiter der jeweils anderen Arbeitsstelle
                     vertreten.  3 Im Übrigen regelt eine Geschäftsordnung die Aufgaben, Befugnisse und Verantwortlichkeiten der Direktorin oder des Direktors
                     sowie der Leitungen der beiden Arbeitsstellen.
                  

               

               
                     § 11
Dozentenkollegium
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Dozentinnen und Dozenten werden für die Dauer von sechs Jahren vom Kollegium des Kirchenamtes berufen.  2 Erneute Berufung ist möglich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Dozentinnen und Dozenten arbeiten eigenverantwortlich in ihren Aufgabengebieten.  2 Sie vereinbaren fachübergreifende gemeinsame Projekte und stehen mit ihren Qualifikationen zur Mitarbeit in anderen Aufgabengebieten
                     zur Verfügung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Das Dozentenkollegium trägt gemeinsam die Verantwortung für die Aufgaben des Pädagogisch-Theologischen Instituts gemäß § 3 dieser Ordnung.  2 Es berät über die inhaltliche Arbeit und die für erforderlich gehaltenen Maßnahmen der Förderung und Unterstützung dieser
                     Aufgaben.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Das Gesamtkollegium wird durch die Direktorin oder den Direktor geleitet.  2 Darüber hinaus bildet das Kollegium Fach- und Teilkonferenzen.  3 Das Dozentenkollegium kommt zu regelmäßigen Beratungen und Klausurtagungen zusammen.  4 An den Zusammenkünften kann die Dezernentin oder der Dezernent des Kirchenamtes teilnehmen.  5 Das Dozentenkollegium kann darüber hinaus Gäste zu seinen Zusammenkünften einladen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Das Dozentenkollegium ist für die pädagogisch-theologische Arbeit innerhalb der Evangelischen Kirchen in Mitteldeutschland
                     zuständig.  2 Es nimmt regionale Akzentuierungen im Rahmen seiner Beauftragungen und Befugnisse vor.
                  

               

               
                     § 12
Übergangs- und Schlussbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Alle von den beteiligten Kirchen bis zum 31. Dezember 2004 für das Pädagogisch-Theologische Institut in Drübeck und das Pädagogisch-Theologische
                     Zentrum in Neudietendorf vollzogenen Berufungen bleiben bis zum Ablauf des jeweiligen Berufungszeitraums wirksam.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Geschäftsordnung zu § 10 Abs. 3 Satz 3 erlässt das Kollegium des Kirchenamtes.  2 Weitere Geschäftsordnungen erlassen die Gremien, für die sie gelten sollen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Diese Ordnung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.  2 Gleichzeitig treten die Ordnungen für das Pädagogisch-Theologische Institut in Drübeck vom 11. Dezember 1999 in der Fassung
                     vom 3. April 2001 und die Ordnung für das Pädagogisch- Theologische Zentrum in Neudietendorf vom 28. Juli 1998 außer Kraft.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Diese Ordnung wird zum 1. Januar 2013 überprüft.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Geschäftsordnung zur Regelung der Aufgaben,
Befugnisse und Verantwortlichkeiten
der Leitung des Pädagogisch-Theologischen
Instituts der Föderation Evangelischer Kirchen
in Mitteldeutschland und der Evangelischen
Landeskirche Anhalts
         

      

      
         In der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Juni 2008

      

      
         (ABl. S. 162)
         

      

      
                     § 1
Zuständigkeiten der Direktorin oder des Direktors
                     

                  

                   1 Die Direktorin oder der Direktor leitet das Pädagogisch-Theologische Institut im Rahmen der kirchlichen Ordnung.  2 Sie oder er ist die Ansprechpartnerin oder der Ansprechpartner des Pädagogisch-Theologischen Instituts für die Organe der
                     Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland und deren Teilkirchen sowie für die Vertreterinnen und Vertreter der
                     Evangelischen Landeskirche Anhalts.  3 Sie oder er hat insbesondere folgende Aufgaben:
                     
                        	
                           Verantwortung der Umsetzung der Grundsatzentscheidungen für die Arbeit des Pädagogisch-Theologischen Instituts,

                        

                        	
                           Dienst- und Fachaufsicht über die Schulleiterin oder den Schulleiter der Fachschule für Gemeindepädagogik,

                        

                        	
                           Dienst- und Fachaufsicht über die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Pädagogisch-Theologischen Instituts,

                        

                        	
                           Erstellung von Arbeitsplatz- und Aufgabenbeschreibungen für die Dozentinnen und Dozenten einschließlich der Evaluation,

                        

                        	
                           Entscheidung über die Zuweisung von Haushaltsmitteln für die Arbeitsbereiche im Rahmen des Haushaltsplans,

                        

                        	
                           Leitung der Gesamtkonferenzen und Klausurtagungen des Dozentinnen- und Dozentenkollegiums,

                        

                        	
                           Geschäftsführung für das Kuratorium,

                        

                        	
                           Vorlage des Jahresberichts über die Arbeit des Pädagogisch-Theologischen Instituts an das Kuratorium,

                        

                        	
                           Begleitung und Abstimmung der Beratergruppenarbeit,

                        

                        	
                           Geschäftsführung für den Stellenbesetzungsausschuss und, soweit keine anderen Zuständigkeiten bestehen, Umsetzung der Beschlüsse
                              des Stellenbesetzungsausschusses,
                           

                        

                        	
                           Vertretung des Pädagogisch-Theologischen Instituts innerhalb der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland und
                              der Evangelischen Landeskirche Anhalts sowie in der Öffentlichkeit,
                           

                        

                        	
                           Vertretung des Pädagogisch-Theologischen Instituts im Rechtsverkehr aufgrund entsprechender Bevollmächtigung.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Entscheidungen zu allen Fragen des Pädagogisch-Theologischen Instituts trifft die Direktorin oder der Direktor im Benehmen
                     mit der Leiterin oder dem Leiter der jeweils anderen Arbeitsstelle.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Stellvertretung der Direktorin oder des Direktors ist die Leiterin oder der Leiter der jeweils anderen Arbeitsstelle.
                  

               

               
                     § 2
Zuständigkeiten der Leiterin oder des Leiters der jeweiligen Arbeitsstelle
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die jeweilige Arbeitsstelle wird von der zuständigen Leiterin oder dem zuständigen Leiter geleitet.  2 Sie oder er ist Ansprechpartner für die Lehrerfort- und Weiterbildungsinstitute der jeweils zugeordneten Bundesländer.  3 Sie oder er hat insbesondere folgende Aufgaben:
                     
                        	
                           Besprechung aktueller und zukünftiger Aufgaben sowie Vereinbarung von Tätigkeitsschwerpunkten des Pädagogisch-Theologischen
                              Instituts mit dem Kuratorium,
                           

                        

                        	
                           Leitung der Dienstberatungen der jeweiligen Arbeitsstelle,

                        

                        	
                           Mitwirkung in den jeweiligen Hauskonferenzen der Arbeitsstellen,

                        

                        	
                           beratende Teilnahme an den Sitzungen des Kuratoriums, wobei der Leiterin oder dem Leiter der Arbeitsstelle, die oder der nicht
                              zur Direktorin oder zum Direktor ernannt ist, die Schriftführung des Kuratoriums obliegt,
                           

                        

                        	
                           Mitwirkung im Stellenbesetzungsausschuss,

                        

                        	
                           Vertretung des Pädagogisch-Theologischen Instituts in der Teilkirche sowie in der Öffentlichkeit des Bundeslandes des Standorts
                              der jeweiligen Arbeitsstelle.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Soweit eine Übertragung durch die Direktorin oder den Direktor erfolgt ist, führt die Leiterin oder der Leiter die Dienst-
                     und Fachaufsicht über die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ihrer bzw. seiner jeweiligen Arbeitsstelle.
                  

               

               
                     § 3
Zusammenarbeit
                     

                  

                   1 Die Leitungen der jeweiligen Arbeitsstellen kommen einmal monatlich zu Dienstberatungen zusammen.  2 Zu den Dienstberatungen lädt die Direktorin oder der Direktor ein.  3 Die Dienstberatungen dienen insbesondere der gemeinsamen Wahrnehmung folgender Aufgaben:
                     
                        	
                           Beratungen zur Fortentwicklung des Pädagogisch-Theologischen Instituts,

                        

                        	
                           Vorbereitung der Konferenzen und Klausurtagungen des Dozentinnen- und Dozentenkollegiums,

                        

                        	
                           Vorbereitung der Kuratoriumssitzungen und der Sitzungen des Stellenbesetzungsausschusses,

                        

                        	
                           Auswertung der Kuratoriumssitzungen sowie der Ergebnisse der Beratergruppen für die weitere Tätigkeit des Pädagogisch-Theologischen
                              Instituts,
                           

                        

                        	
                           Vorbereitung des Entwurfs des Haushaltsplans des Pädagogisch-Theologischen Instituts.

                        

                     

                  

               

               
                     § 4
Dienst- und Fachaufsicht
                     

                  

                  Die Dienst- und Fachaufsicht durch die für das Pädagogisch- Theologische Institut zuständige Dezernentin oder den zuständigen
                     Dezernenten sowie die Zuständigkeit des Kuratoriums bleiben von dieser Geschäftsordnung unberührt.
                  

               

               
                     § 5
Schlussbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Geschäftsordnung tritt am 1. Januar 2007 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Diese Geschäftsordnung wird zum 1. Januar 2013 überprüft.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Rahmenrichtlinie für das Ehrenamt in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland

      

      
         Vom 27. Januar 2012

      

      
         (ABl. 2012 S. 100) 
         

      

      Der Landeskirchenrat der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 61 Absatz 1 Nummer 1 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Kirchenverfassung EKM – KVerfEKM) vom 5.
         Juli 2008 (ABl. S. 183) folgende Rahmenrichtlinie beschlossen1:
      

      
                     

                  

                   1 Der ehrenamtliche Dienst ist eine wesensmäßige Lebensäußerung der christlichen Gemeinde.  2 Ehrenamtliche stellen ihre Gaben und Fähigkeiten, Zeit und Kraft zur Verfügung.  3 „Zur Erfüllung des der Kirche gegebenen Auftrags bedarf es in allen kirchlichen Arbeitsbereichen ehrenamtlicher Mitarbeit.
                      4 In ihr kommt die Vielfalt der Gaben in der Gemeinschaft der Kirche zur Wirkung.“2 5  Die Ausgestaltung des Ehrenamtes in Gemeinden und Kirche, in den Initiativen, Werken und Einrichtungen wird in vielen unterschiedlichen
                     Regelungen beschrieben.  6 Der Landeskirchenrat will auf diesem Hintergrund mit der Rahmenrichtlinie vorhandene Reglungen aufnehmen, an bestehende Standards
                     erinnern und für die Praxis in einen Sachzusammenhang stellen.  7 Er will damit auch eine höhere Verbindlichkeit in der Anwendung erreichen.
                  

                  
                     
                        	
                            Alle Gemeindeglieder sind berufen, sich mit ihren Gaben und Fähigkeiten in Gemeinden, Werken und Einrichtungen der Kirche
                              einzubringen; auch wer nicht zur Kirche gehört, ist zur Beteiligung und zur Mitarbeit eingeladen.3  
                           

                        

                        	
                            Ehrenamtliche nehmen gemeinsam mit haupt- und nebenberuflichen Mitarbeitern gottesdienstliche, missionarische, seelsorgerliche,
                              pädagogische, kirchenmusikalische, künstlerische, diakonische, verwaltende sowie leitende Aufgaben wahr.4  
                           

                        

                        	
                            Ehrenamtliches Engagement in unserer Kirche bietet die vielfältige Chance, persönliche Kompetenzen einzubringen, weiterzuentwickeln
                              und gemeinsam mit anderen gestaltend und verantwortlich tätig zu werden.
                           

                        

                        	
                            Den jeweiligen Leitungsgremien wird empfohlen, ein Konzept für ehrenamtliche Arbeit zu erstellen, auf dessen Grundlage Gaben
                              und Befähigungen entdeckt und gefördert sowie die Arbeit mit Ehrenamtlichen geplant und umgesetzt wird. Das Konzept soll unter
                              anderem Ziele und Inhalte ehrenamtlicher Tätigkeiten, Kompetenzen, Ort, Umfang, Dauer und Wege der Begleitung der Arbeit enthalten.
                              Bestehende (gemeinde-) übergreifende Konzeptionen sollen dabei berücksichtigt werden. Das Konzept soll für neue Initiativen
                              offen sein.5

                        

                        	
                            Zur Klärung der Rahmenbedingungen für die ehrenamtliche Tätigkeit kann eine Vereinbarung abgeschlossen werden.6 Für bestimmte ehrenamtliche Tätigkeiten, wie zum Beispiel bei Lektoren und Prädikanten, ist die formelle Beauftragung vorgeschrieben.
                              Vereinbarungen sind zu befristen, können jedoch vor Fristablauf aufgelöst werden.7  
                           

                        

                        	
                            Der Zugang zu den für die Tätigkeit notwendigen Informationen, Räumen, Arbeitsmitteln wird nach Maßgabe der Beschlüsse des
                              jeweiligen Leitungsgremiums gewährt.8  
                           

                        

                        	
                            Die Ehrenamtlichen sollen durch dazu beauftragte Personen begleitet werden.  Den Gemeinden, den Kirchenkreisen sowie den
                              Einrichtungen und Werken wird empfohlen, Ansprechpersonen für Ehrenamtliche zu benennen.9

                        

                        	
                            Das jeweilige Leitungsgremium sorgt für einen regelmäßigen Informationsaustausch der Ehrenamtlichen mit den haupt- und nebenberuflichen
                              Mitarbeitern. Vor Entscheidungen, die den Tätigkeitsbereich von Ehrenamtlichen betreffen, sind die Verantwortlichen in die
                              Beratung einzubeziehen.10  
                           

                        

                        	
                            Ehrenamtliche Mitarbeit in unserer Kirche ist freiwillig und wird unentgeltlich erbracht. Ehrenamtlichen sollen die ihnen
                              entstandenen besonderen Aufwendungen im Rahmen des jeweiligen Haushalts erstattet werden (Sachauslagen wie zum Beispiel Fahrtkosten,
                              Materialkosten, Porto und Telefongebühren). Der Rahmen soll vorab geklärt werden.11  
                           

                        

                        	
                            Die finanziellen Mittel für die Auslagen der Ehrenamtlichen sowie für Dank und Anerkennung sind in den Haushalten der verschiedenen
                              kirchlichen Ebenen und Einrichtungen angemessen einzuplanen.
                           

                        

                        	
                            Ehrenamtlichen ist Fort- und Weiterbildung zu ermöglichen.12 Für einige Tätigkeitsbereiche besteht darüber hinaus die Verpflichtung zu Fort- und Weiterbildung.13 Die Ehrenamtlichen werden über entsprechende Angebote informiert. Die Träger des ehrenamtlichen Dienstes sind gehalten, diese
                              Kosten im Rahmen ihrer finanziellen Möglichkeiten zu übernehmen.
                           

                        

                        	
                            Ehrenamtliche sind kraft Gesetzes gegen Unfälle, die sie im Zusammenhang mit der kirchlichen Tätigkeit erleiden, bei der
                              Berufsgenossenschaft versichert.
                           

                        

                        	
                            Darüber hinaus bestehen für alle landeskirchlichen Einrichtungen und Kirchengemeinden für die verschiedensten Risiken Sammelversicherungsverträge.
                              Damit sind Schadensereignisse, die im Zusammenhang mit ehrenamtlicher kirchlicher Tätigkeit stehen, soweit sie nicht aus vorsätzlichem
                              Handeln entstehen, versichert.14  
                           

                        

                        	
                            Über vertrauliche Angelegenheiten, die ihnen bei ihrem Dienst bekannt werden, haben sie Verschwiegenheit zu wahren. Dort,
                              wo Ehrenamtliche mit personenbezogenen Daten in Kontakt kommen, sind sie in Datenschutzbestimmungen einzuweisen und auf deren
                              Einhaltung mit Unterzeichnung einer Erklärung zu verpflichten. Die Verschwiegenheitspflicht gilt auch über die Beendigung
                              der ehrenamtlichen Tätigkeit hinaus. Ehrenamtliche haben über alles zu schweigen, was ihnen in Ausübung der Seelsorge anvertraut
                              worden oder bekannt geworden ist.15  
                           

                        

                        	
                            Die jeweiligen Leitungsgremien bzw. Verantwortlichen sorgen für eine angemessene Anerkennung und Wertschätzung des ehrenamtlichen
                              Dienstes. Über Art und Umfang der geleisteten Arbeit können Bescheinigungen ausgestellt werden.16

                        

                        	
                            Beginn und Ende der ehrenamtlichen Tätigkeit sollen in einem angemessenen Rahmen begangen werden.17  
                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      

      1
             Die Rahmenrichtlinie tritt am 1. März 2012 in Kraft. Gleichzeitig werden die Leitlinien der Kirchenleitung für ehrenamtliche
               Mitarbeit in der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen vom 26. November 1997 (ABl. EKKPS S. 215) außer Kraft gesetzt.
            

         

      

      2
            Artikel 20 Absatz 1 Kirchenverfassung EKM.

         

      

      3
            Vergleiche Artikel 20 Kirchenverfassung EKM.

         

      

      4
            Vergleiche Artikel 15 Kirchenverfassung EKM.

         

      

      5
            Vergleiche Artikel 20 Absatz 3 und Artikel 24 Absatz 3 Nummer 3 Kirchenverfassung EKM.

         

      

      6
            Ein Muster ist Teil der Arbeitshilfe Ehrenamt.

         

      

      7
            Die Möglichkeiten der Auflösung richten sich nach den Bestimmungen der Vereinbarung oder den für den Arbeitsbereich geltenden
               rechtlichen Regelungen.
            

         

      

      8
            Das Leitungsgremium klärt z. B. Zeiten, Schlüsselfragen und die haushaltsrechtlichen Rahmenbedingungen.

         

      

      9
            Vergleiche Artikel 20 Absatz 2 Kirchenverfassung EKM; zu Formen und Methoden siehe Arbeitshilfe.

         

      

      10
            Vergleiche z. B. Artikel 28 Absatz 3 Kirchenverfassung EKM.

         

      

      11
            Vergleiche z. B. Artikel 28 Absatz 3 Kirchenverfassung EKM.

         

      

      12
            Vergleiche Artikel 20 Absatz 2 Kirchenverfassung

         

      

      13
            Z. B. für verschiedene Seelsorge- und Verkündigungsdienste.

         

      

      14
            Weitere Informationen zu den Versicherungen gibt die Arbeitshilfe Ehrenamt.

         

      

      15
            In jedem Arbeitsbereich gelten spezifische rechtliche Regelungen. Die verantwortlichen (i. d. R. hauptberuflichen) Mitarbeiter
               sorgen für die Vermittlung der entsprechenden spezifischen Kenntnisse an die Ehrenamtlichen. Weitere Informationen zum Datenschutz
               und zur Verpflichtungserklärung gibt die Arbeitshilfe.
            

         

      

      16
            Ein Muster befindet sich in der Arbeitshilfe Ehrenamt.

         

      

      17
            Beispiele finden sich in der Agende „Berufung-Einführung-Verabschiedung“, die im Jahr 2012 in der EKM eingeführt wird.

         

      

   
      

      
         Kirchengesetz über den ehrenamtlichen Verkündigungsdienst der Lektoren und Prädikanten (Prädikanten- und Lektorengesetz -
            PräLG)
         

      

      
         Vom 21. November 2009 (ABl. S. 298),
         

      

      
         geändert durch Kirchengesetz vom 23. November 2013 (ABl. 327)
         

      

      Änderungen
            
               
               
               
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Lfd. Nr.

                  
                  	
                     Änderndes Recht

                  
                  	
                     Datum

                  
                  	
                     Fundstelle
ABl. EKM
                     

                  
                  	
                     Geänderte
Paragrafen
                     

                  
                  	
                     Art der 
Änderung
                     

                  
               

            
            
               
                  	
                     1

                  
                  	
                     Kirchengesetz zur Änderung und Aufhebung von Rechtsnormen zur Rechtsbereinigung1

                  
                  	
                     23.11.2013 

                  
                  	
                     S. 327

                  
                  	
                     § 10

                  
                  	
                     aufgehoben

                  
               

            
         

      

      Aufgrund von Artikel 55 Absatz 2 Nummer 2 in Verbindung mit Artikel 20 Absatz 4 und Artikel 80 Absatz 1 Nummer 2 und 3 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland vom 5. Juli 2008
         (ABl. S. 183) hat die Landessynode das folgende Kirchengesetz erlassen:
      

      
         
            
               	
                  
                     Präambel 

                  

               
            

            
               	
                  
                     Abschnitt 1:Allgemeine Bestimmungen

                  

               
            

            
               	§ 1
               	
            

            
               	
                  
                     Abschnitt 2: Der Dienst der Lektoren

                  

               
            

            
               	§ 2
               	Begriffsbestimmung
            

            
               	§ 3
               	Der Dienst der Übernahme von Lesungen im Gottesdienst (Einfacher Lektorendienst)
            

            
               	§ 4
               	Der Dienst der Leitung des Gottesdienstes (Qualifizierter Lektorendienst)
            

            
               	§ 5
               	Begleitung der Lektoren
            

            
               	
                  
                     Abschnitt 3: Der Dienst der Prädikanten

                  

               
            

            
               	§ 6
               	Der Auftrag zur Wortverkündigung
            

            
               	§ 7
               	Dienstauftrag
            

            
               	§ 8
               	Rechte und Pflichten der Prädikanten
            

            
               	
                  
                     Abschnitt 4: Der ordinierte Prädikantendienst

                  

               
            

            
               	§ 9
               	Ordination von Prädikanten
            

            
               	§ 10
               	Prädikantenordination von kirchlichen Mitarbeitern
            

            
               	
                  
                     Abschnitt 5: Übergangs- und Schlussbestimmungen

                  

               
            

            
               	§ 11
               	Sprachregelung
            

            
               	§ 12
               	Übergangs- und Ausführungsbestimmungen
            

            
               	§ 13
               	Inkrafttreten, Außerkrafttreten
            

            
               	
            

         
      

      

      

         

      

      
            Präambel 

         

         
               (
               1
               )
                1 Der Auftrag der Kirche ist die Verkündigung des Evangeliums zu allen Zeiten und an allen Orten.  2 Dazu ruft Gott Menschen in seinen Dienst.
         

         
               (
               2
               )
                1 Der ehrenamtliche Verkündigungsdienst ist im allgemeinen Priestertum der getauften Glieder der Kirche begründet.  2 Dieser Dienst steht unter der Verheißung der Fülle der durch den Heiligen Geist der ganzen Gemeinde geschenkten Gaben (1.
            Kor. 12).  3 Mit dem ehrenamtlichen Verkündigungsdienst entspricht die Gemeinde dem Auftrag, die in Jesus Christus geschehene Versöhnung
            mit Gott alle Zeit und an allen Orten zu bezeugen (2. Kor. 5, 20).
         

         
               (
               3
               )
                1 Damit an vielen Orten auf vielfältige Weise diese Gute Nachricht im Gottesdienst und in anderen Lebensformen der Gemeinde
            verkündigt werden kann, sollen Gemeindeglieder für den Lektoren- und Prädikantendienst ausgebildet, öffentlich eingesetzt
            und in der geschwisterlichen Gemeinschaft aller Verkündigungsdienste begleitet und gestärkt werden. 2 Der Lektoren- und Prädikantendienst wird gemäß Artikel 15 bis 18 Kirchenverfassung EKM von Gemeindegliedern als Verkündigungsdienst
            der Kirche versehen, der eine Beauftragung durch die Gemeinde Jesu Christi voraussetzt.
         

      

      
            Abschnitt 1:
Allgemeine Bestimmungen
            

         

         
                     § 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Verkündigungsdienst im Ehrenamt setzt die Wählbarkeit zum Ältestenamt nach Artikel 25 Absatz 4 Kirchenverfassung EKM voraus,
                     wobei der Ausschluss aufgrund eines kirchlichen Anstellungsverhältnisses keine Anwendung findet. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Lektoren und Prädikanten sind gehalten, ihren Lebenswandel am Zeugnis Jesu Christi auszurichten.  2 Sie sind auch in anderen Gemeindeveranstaltungen zum Einbringen ihrer Gaben zu ermutigen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Lektoren und Prädikanten werden in ihrem Dienst vom Gemeindekirchenrat unterstützt und gefördert.  2 Bei Fragen zur Gestaltung des Gottesdienstes lädt der Gemeindekirchenrat sie zur Beratung ein.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Verkündigungsdienst im Ehrenamt geschieht ohne Vergütung.  2 Auslagen sind den mit ehrenamtlichem Verkündigungsdienst beauftragten Gemeindegliedern auf Antrag zu erstatten.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 2: 
Der Dienst der Lektoren
            

         

         
                     § 2
Begriffsbestimmung
                     

                  

                  Lektoren im Sinne dieses Kirchengesetzes sind Gemeindeglieder, die

                  
                     
                        	
                            durch Lesen biblischer und anderer liturgischer Texte aktiv an der Gestaltung von Gottesdiensten unter der Leitung eines
                              Pfarrers ehrenamtlich teilhaben (Einfacher Lektorendienst),
                           

                        

                        	
                            dazu befähigt sind, als Lektoren ehrenamtlich Gottesdienste zu leiten (Qualifizierter Lektorendienst). 

                        

                     

                  

               

               
                     § 3
Der Dienst der Übernahme von Lesungen im Gottesdienst
(Einfacher Lektorendienst)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Gemeindeglieder, die Lektorendienst nach § 2 Nummer 1 versehen, werden vom zuständigen Pfarrer für diesen Dienst zugerüstet.  2 Das geschieht durch Einführung in den Aufbau der Liturgie und das Einüben des Lektorendienstes.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Gemeindekirchenrat begleitet die Lektoren in ihrem Dienst.  2 Er führt eine Liste der aktiven Lektoren in seinem Bereich.
                  

               

               
                     § 4
Der Dienst der Leitung des Gottesdienstes
(Qualifizierter Lektorendienst)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Gemeindeglieder, die den Lektorendienst nach § 2 Nummer 2 versehen, werden für diesen Dienst ausgebildet. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Ausbildung und die Weiterbildung für den qualifizierten Lektorendienst wird durch den Kirchenkreis verantwortet.  2 Er arbeitet dabei eng mit den anderen Kirchenkreisen im Propstsprengel zusammen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Lektoren, die eine Ausbildung zum qualifizierten Lektorendienst abgeschlossen haben, können auf Empfehlung ihres Gemeindekirchenrates
                     durch den zuständigen Superintendenten mit dem Dienst eines Lektors für Wortgottesdienste beauftragt werden.  2 Sie werden in einem Gottesdienst vom Superintendenten oder einem durch ihn beauftragten Pfarrer oder ordinierten Gemeindepädagogen
                     in ihren Dienst eingeführt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Kreiskirchenrat entscheidet darüber, ob den Lektoren das Tragen eines Lektorentalars empfohlen wird.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Der Superintendent schließt für den Kirchenkreis mit dem Lektor unter Einbeziehung der zuständigen Gemeindekirchenräte eine
                     schriftliche Vereinbarung über den Lektorendienst ab.  2 Die Vereinbarung bedarf der Zustimmung des Kreiskirchenrates.  3 Er führt eine Liste der nach den Absätzen 3 und 4 beauftragten Lektoren. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Der Lektor kann den Auftrag zum Lektorendienst zurückgeben.  2 Der Superintendent kann den Auftrag mit Zustimmung des Kreiskirchenrates zurücknehmen; die Rücknahme ist zu begründen.  3 In beiden Fällen soll ein Gespräch des Superintendenten mit dem Lektor und den zuständigen Gemeindekirchenräten stattfinden.
                     
                  

               

               
                     § 5
Begleitung der Lektoren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Lektoren nach § 4 werden durch den Kirchenkreis begleitet und einem Mentor zugewiesen.  2 Mentor ist in der Regel der Pfarrer, in dessen Bereich der jeweilige Lektor überwiegend Dienst tut. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Dienst der Lektoren innerhalb eines Kirchenkreises wird durch einen ordinierten Mitarbeiter begleitet, der vom Kreiskirchenrat
                     dazu beauftragt ist.  2 Dieser lädt die Lektoren regelmäßig zum Lektorenkonvent ein.  3 Im Lektorenkonvent werden Fragen des Dienstes der Lektoren beraten; den Lektoren wird die Möglichkeit gegeben, Anregungen
                     für die Gestaltung ihres Dienstes zu geben.  4 Der Kirchenkreis bezieht in die Begleitung der Lektoren den Regionalbischof ein.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Gemeindedienst der Landeskirche lädt in regelmäßigen Abständen – in der Regel alle zwei Jahre – zu einem Lektorentag ein.
                      2 Auf dem Lektorentag werden Themen besprochen, die für den Dienst der Lektoren in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                     von Bedeutung sind. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Lektorentag wählt alle sechs Jahre den Lektorenrat der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland.  2 Der Lektorenrat bereitet unter Begleitung des Gemeindedienstes die Lektorentage vor und vertritt die Anliegen der Lektoren
                     innerhalb der Kirche.  3 Er berichtet in jeder Legislaturperiode mindestens einmal dem Landeskirchenrat.  4 Weitere Aufgaben und Zuständigkeiten des Lektorenrates regelt eine besondere Ordnung. 
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 3:
Der Dienst der Prädikanten
            

         

         
                     § 6
Der Auftrag zur Wortverkündigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Prädikanten im Sinne dieses Kirchengesetzes sind Gemeindeglieder, die mit dem ehrenamtlichen Dienst der Wortverkündigung durch
                     das Landeskirchenamt beauftragt sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Voraussetzungen für die Beauftragung sind
                  

                  
                     
                        	
                           der Nachweis über den erfolgreichen Abschluss des Kirchlichen Fernunterrichts der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                              (KFU),
                           

                        

                        	
                           die Empfehlung der Prüfungskommission des KFU,

                        

                        	
                           die erfolgreiche Teilnahme am Aufbaukurs für Prädikanten der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland, 

                        

                        	
                           befürwortende Voten des zuständigen Superintendenten und Regionalbischofs sowie

                        

                        	
                           ein ausführlich begründeter Antrag des Gemeindegliedes.

                        

                     

                  

                   2 Während des Besuches der einzelnen Teile des Aufbaukurses (Nummer 3) wird der probeweise Dienst absolviert.  3 Für den probeweisen Dienst der Wortverkündigung wird durch den zuständigen Superintendenten zur Begleitung ein Mentor eingesetzt.
                      4 Der Superintendent soll im Rahmen seiner Fachaufsicht im Kirchenkreis diese Prädikanten in ihrem Dienst besuchen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Das Landeskirchenamt kann beschließen, dass anstelle von Absatz 2 Nummer 1 und Nummer 2 Ausbildungsabschlüsse vergleichbarer
                     Ausbildungen von Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland und Abschlüsse, die zu vergleichbaren Qualifikationen
                     führen, anerkannt werden können.  2 Das Erste Theologische Examen sowie das Erste gemeindepädagogische Examen sind als Voraussetzung anerkannt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Lektoren nach § 2 Nummer 2 können auf Antrag einen Auftrag zum Prädikantendienst erhalten.  2 Voraussetzung ist der Nachweis theologischer, homiletischer und liturgischer Kenntnisse.  3 Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufügen
                  

                  
                     
                        	
                            der  Nachweis über eine mehrjährige Praxis,

                        

                        	
                            die Befürwortung des Kreiskirchenrates und 

                        

                        	
                            das Votum des zuständigen Regionalbischofs.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Der Auftrag wird unbefristet erteilt und gilt im Bereich der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland.  2 Die Prädikanten werden vom Regionalbischof in ihren Dienst eingeführt.  3 Die Einführung findet auch statt, wenn der Prädikant bereits als Lektor Dienst getan hat und zu diesem Dienst eingeführt wurde.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Das Landeskirchenamt kann den Auftrag zur Wortverkündigung widerrufen.  2 § 6 des Kirchengesetzes über den pfarramtlichen Dienst im Nebenberuf oder im Ehrenamt vom 6. November 1997 (ABl. EKKPS S. 213) gilt entsprechend. 
                  

               

               
                     § 7
Dienstauftrag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Wahrnehmung des Auftrags nach § 6 ist stets an einen Dienstauftrag für eine bestimmte Aufgabe gebunden.  2 Der Superintendent nimmt die Dienstaufsicht wahr.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Dienstauftrag wird vom Kreiskirchenrat erteilt und setzt die Zustimmung des Gemeindekirchenrates voraus, für dessen Bereich
                     der Dienstauftrag ausgesprochen wird.  2 Die Leitung von Gottesdiensten kann die Feier der Sakramente einschließen, wenn dazu durch den Superintendenten im Einvernehmen
                     mit dem für den Pfarrdienst Beauftragten ein Auftrag erteilt wird.  3 Die jeweils zuständigen mit dem Pfarrdienst Beauftragten sind verantwortlich für die einsetzungsgemäße Feier der Sakramente.
                      4 Das Nähere wird durch Verordnung des Landeskirchenrates geregelt. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Dienstauftrag zum Prädikantendienst ist zu befristen.  2 Die Frist beträgt mindestens zwei und höchstens sechs Jahre. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Prädikant kann den Dienstauftrag zurückgeben.  2 Der Superintendent kann den Dienstauftrag aufgrund eines Beschlusses des Kreiskirchenrates nach Anhörung des Prädikanten zurücknehmen,
                     insbesondere wenn gegen Bestimmungen des § 8 Absatz 1 bis 4 verstoßen wird.  3 Die Rücknahme erfolgt schriftlich und ist zu begründen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Gegen die Rücknahme des Dienstauftrags kann der Prädikant innerhalb eines Monats Einspruch beim Landeskirchenamt einlegen.
                      2 Das Landeskirchenamt entscheidet nach Anhörung des Prädikanten und des Superintendenten endgültig.  3 Die Entscheidung kann auch dahingehend lauten, dass der Dienstauftrag unter Auflagen fortbesteht. 
                  

               

               
                     § 8
Rechte und Pflichten der Prädikanten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Wahrnehmung des Prädikantendienstes gehört, dass der Prädikant verspricht, seinen Lebenswandel am Zeugnis Jesu Christi
                     auszurichten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In der Ausführung seines Dienstes ist der Prädikant an die kirchlichen Ordnungen gebunden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Dienst der Prädikanten ist durch einen Mentor zu begleiten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Prädikant ist zur Wahrung des Beichtgeheimnisses und der seelsorglichen Verschwiegenheit auch über die Beendigung seines
                     Dienstauftrages hinaus verpflichtet.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Prädikanten, die einen Dienstauftrag wahrnehmen, werden beratend zu den Sitzungen des Gemeindekirchenrates ihres Dienstbereiches
                     eingeladen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Prädikanten werden zum Konvent der Mitarbeiter im Verkündigungsdienst des Kirchenkreises eingeladen, in dem sie ihren
                     Dienstauftrag wahrnehmen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Die Kirchenkreise fördern die Weiterbildung der Prädikanten nach den für hauptamtliche Verkündigungsmitarbeiter bestehenden
                     Richtlinien.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 4:
Der ordinierte Prädikantendienst
            

         

         
                     § 9
Ordination von Prädikanten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Prädikanten, die die öffentliche Wortverkündigung und die Sakramentsverwaltung in eigener Verantwortung und auf Dauer wahrnehmen
                     sollen, werden gemäß Artikel 17  Absatz 1 und 18 Absatz 4 Kirchenverfassung EKM ordiniert.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Voraussetzungen für die Ordination von Prädikanten sind 
                  

                  
                     
                        	
                           ein vorangegangener Prädikantendienst mit Dienstauftrag,

                        

                        	
                           ein Antrag mit Begründung und Lebenslauf,

                        

                        	
                           die befürwortenden Voten des Superintendenten und des Regionalbischofs,

                        

                        	
                           ein Bericht über den bisherigen Prädikantendienst,

                        

                        	
                           der Abschluss der vorgeschriebenen Aufbaukurse,

                        

                        	
                           die Teilnahme an einer Ordinanden-Rüstzeit und 

                        

                        	
                           ein Bischofsgespräch zur Ordination.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Über die Ordination von Prädikanten entscheidet nach Vorlage aller Unterlagen und auf Empfehlung der Personalkommission und
                     des Landeskirchenamtes der Landesbischof.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Ordinierte Prädikanten üben das Amt der öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung in Abstimmung mit den mit dem
                     Pfarrdienst Beauftragten aus.  2 Sie können in einem Seelsorgebereich innerhalb einer Kirchengemeinde oder eines Kirchengemeindeverbandes in angemessenem Umfang
                     zum selbstverantwortlichen Dienst beauftragt werden.  3 Unbeschadet dieser Beauftragung bleibt die Zuständigkeit und die Leitungsverantwortung bei dem ordinierten Stelleninhaber.
                      4 Der Superintendent nimmt die Dienstaufsicht wahr.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Mit der Ordination zum Prädikantendienst wird keine Anstellungsfähigkeit für den Pfarrdienst erworben.
                  

               

               
                     § 10
Prädikantenordination von kirchlichen Mitarbeitern
                     

                  

                  (aufgehoben)

               

            

         

      

      
            Abschnitt 5:
Übergangs- und Schlussbestimmungen
            

         

         
                     § 11
Sprachregelung
                     

                  

                  Die in diesem Kirchengesetz verwandten Personen-, Funktions- und Amtsbezeichnungen gelten für Frauen und Männer in gleicher
                     Weise.
                  

               

               
                     § 12
Übergangs- und Ausführungsbestimmungen
                     

                  

                  Übergangsbestimmungen über die Weitergeltung bestehender Beauftragungen sowie Ausführungsbestimmungen zu diesem Kirchengesetz
                     erlässt der Landeskirchenrat. 
                  

               

               
                     § 13
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2010 in Kraft. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gleichzeitig  treten außer Kraft
                  

                  
                     
                        	
                            das Kirchengesetz über den Dienst von Prädikanten (Prädikantengesetz) vom 19. November 1994  (ABl. EKKPS 1995 S. 33) in der Fassung vom 16. November 1996 (ABl. EKKPS 1997 S. 22),
                           

                        

                        	
                            die Ausführungsbestimmungen zum Kirchengesetz über den Dienst von Prädikanten (Prädikantengesetz) vom 11. März 1995 (ABl. EKKPS S. 34), zuletzt geändert durch Beschluss der Kirchenleitung der EKKPS zur Änderung der Ausführungsbestimmungen
                              vom 28. Juni 2008 (ABl. S. 296),
                           

                        

                        	
                            die Ordnung für die Ausbildung und den Einsatz von Lektoren für die Leitung von Gottesdiensten in der Kirchenprovinz Sachsen (Lektorenordnung)
                                 vom 2. März 1995 (ABl. EKKPS S. 21),
                           

                        

                        	
                            der Beschluss über die Beauftragung von Mitarbeitern im Verkündigungsdienst, die nicht im Pfarrdienst stehen, mit der Leitung
                              von Taufen und Abendmahlsfeiern in Einzelfällen vom 11. März 1995 (ABl. EKKPS S. 36),
                           

                        

                        	
                            die Ordnung über den Lektorinnen- und Lektorendienst in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen vom 2. August 1994 (ABl. ELKTh S. 157) in der Fassung vom 11. August 1998 (ABl. ELKTh S. 118 und 2001, S. 238). 
                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      

      1
            Gemäß Artikel 4 des Kirchengesetzes zur Änderung und Aufhebung von Rechtsnormen zur Rechtsbereinigung  vom 23. November 2013
               (ABl. S. 327)  tritt die Änderung des Prädikanten- und Lektorengesetzes am 1. Januar 2014 in Kraft.
            

         

      

   
      

      
         Ausführungsverordnung zum Prädikanten- und Lektorengesetz
(PräLGAV)
         

      

      
         Vom 15. Januar 2010 (ABl. S. 59, ber. 2011 S. 163),
         

      

      
         geändert durch Verordnung vom 7. Dezember 2013 (ABl. 2014 S. 18)
         

      

      Änderungen

      
         
            
               
               
               
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Lfd.Nr.

                  
                  	
                     Änderndes Recht

                  
                  	
                     Datum

                  
                  	
                     Fundstelle

                     ABl. EKM

                  
                  	
                     Paragrafen

                  
                  	
                     Art der Änderung

                  
               

            
            
               
                  	
                     1

                  
                  	
                     Berichtigung 

                  
                  	
                     27. 5. 2011

                  
                  	
                     2011 S. 163

                  
                  	
                     § 12 Nr. 2
                     

                  
                  	
                     berichtigt

                  
               

               
                  	
                     2

                  
                  	
                     Verordnung zur Änderung und Aufhebung von Rechtsnormen zur Rechtsbereinigung

                  
                  	
                     7.12.2013

                  
                  	
                     2014  S. 18

                  
                  	
                     § 6 Abs. 3 

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 10 Abs. 1 u. 2

                  
                  	
                     geändert

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     § 12 Nr. 5

                  
                  	
                     angefügt

                  
               

            
         

      

      Der Landeskirchenrat der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (EKM) hat aufgrund von Artikel 82 Absatz 1 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland vom 5. Juli 2008 (Kirchenverfassung EKM – KVerfEKM,
         ABl. S. 183) und § 12 des Kirchengesetzes über den ehrenamtlichen Verkündigungsdienst der Lektoren und Prädikanten (Prädikanten- und Lektorengesetz
         – PräLG) vom 21. November 2009 (ABl. S. 298) folgende Ausführungsverordnung erlassen:
      

      

      
         Inhaltsübersicht

      

      
         
            
            
         
         
            
               	§ 1
               	(Zu § 1 des Gesetzes)
            

            
               	§ 2
               	(Zu § 2 des Gesetzes)
            

            
               	§ 3
               	(Zu § 3 des Gesetzes)
            

            
               	§ 4
               	(Zu § 4 des Gesetzes)
            

            
               	§ 5
               	(Zu § 5 des Gesetzes)
            

            
               	§ 6
               	(Zu § 6 des Gesetzes)
            

            
               	§ 7
               	(Zu § 7 des Gesetzes)
            

            
               	§ 8
               	(Zu § 8 des Gesetzes)
            

            
               	§ 9
               	(Zu § 9 des Gesetzes)
            

            
               	§ 10
               	(Zu § 10 des Gesetzes)
            

            
               	§ 11
               	(Zu § 11 des Gesetzes)
            

            
               	§ 12
               	(Zu § 12 des Gesetzes)
            

            
               	§ 13
               	
            

            
               	
            

         
      

      

      
                     § 1
(Zu § 1 des Gesetzes)
                     

                  

                  Zu § 1 Absatz 4:
                  

                   1 Auslagen sind insbesondere Fahrtkosten sowie Kosten für die Beschaffung von Lesepredigten, Literatur für den Lektorendienst,
                     Agenden und agendarische Arbeitshilfen.  2 Die Kosten trägt der Kirchenkreis.
                  

               

               
                     § 2
(Zu § 2 des Gesetzes)
                     

                  

                  Zu § 2 Nummer 2:
                  

                   1 Für die Leitung des Gottesdienstes legen die Lektoren ein in der EKM gültiges agendarisches Gottesdienstformular und eine
                     durch die EKM zur Verfügung gestellte Lesepredigt zugrunde.  2 Es können auch Lesepredigten anderer Gliedkirchen der EKD verwendet werden.  3 Die Lektoren können an den vorgegebenen Texten für Gebet und Lesepredigt Änderungen und Konkretisierungen vornehmen.
                  

               

               
                     § 3
(Zu § 3 des Gesetzes)
                     

                  

                  (unbesetzt)

               

               
                     § 4
(Zu § 4 des Gesetzes)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         (unbesetzt)
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zu § 4 Absatz 2:
                  

                  
                     
                        	
                            1 Für die Aus- und Weiterbildung der Lektorinnen und Lektoren beauftragt der Kreiskirchenrat geeignete Pfarrer.  2 Die Zusammenarbeit mit anderen Kirchenkreisen ist zu suchen.  3 Zur Beratung und Begleitung steht den Kirchenkreisen der Gemeindedienst der EKM zur Verfügung.
                           

                        

                        	
                           Der Kirchenkreis soll die Abfolge der Seminare und Weiterbildungsveranstaltungen so gestalten, dass eine regelmäßige Begleitung
                              der Lektoren möglich wird.
                           

                        

                        	
                            1 Ziel der Ausbildung ist es, die Lektoren zur Leitung von Gottesdiensten zu befähigen, insbesondere, indem sie lernen, in gottesdienstlichen
                              Räumen Texte verständlich zu sprechen und Lesepredigten interpretierend vorzutragen.  2 Nach Möglichkeit sollen Lektoren mit der eigenen Stimme den Gesang der Gemeinde stützen können.
                           

                        

                        	
                           Die Ausbildung soll folgende Inhalte vermitteln:
                              
                                 	
                                    biblisch-theologische Grundlagen,

                                 

                                 	
                                    reformatorische Tradition unserer Kirche,

                                 

                                 	
                                    Grundkenntnisse der Verfassung der EKM, insbesondere Aussagen der Verfassung zu Ämtern und Diensten der Kirche,

                                 

                                 	
                                    Sinn und Bedeutung des Gottesdienstes und seines liturgischen Aufbaus sowie

                                 

                                 	
                                    die Befähigung zur Bearbeitung von Lesepredigten.

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Darüber hinaus werden spezielle Kurse zur weiteren Qualifizierung und Vertiefung der in den allgemeinen Kursen erworbenen
                              Kenntnisse sowie zur Reflexion der praktischen Erfahrungen angeboten. 
                           

                        

                        	
                           Die Ausbildung und die Begleitung der Lektoren sowie das Anforderungsprofil dieses Dienstes werden durch die Gemeindedienste
                              der EKM und der Evangelischen Landeskirche Anhalts übereinstimmend beschrieben.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zu § 4 Absatz 3:
                  

                   1 Die Beauftragung erfolgt schriftlich und wird beurkundet.  2 Mit der Beauftragung wird zugleich festgestellt, dass der Lektor im Rahmen der Gottesdienstplanung mit der Leitung von Lektorengottesdiensten
                     betraut werden kann.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Zu § 4 Absatz 4:
                  

                   1 Empfiehlt der Kreiskirchenrat das Tragen eines Lektorentalars, soll er zugleich die Gestaltung des Lektorentalars festlegen,
                     die Ordnung für liturgische Kleidung ist zu beachten.  2 Andernfalls soll er den Lektoren Hinweise geben, welche Kleidung sie für ihren Dienst tragen sollen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Zu § 4 Absatz 5:
                  

                  In die Vereinbarung zwischen Kirchenkreis und Lektor sollen Festlegungen zu Einsatzort, Häufigkeit des Dienstes, Begleitung
                     durch einen Mentor und Teilnahme an Weiterbildungsmaßnahmen aufgenommen werden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Zu § 4 Absatz 6:
                  

                  Die Rücknahme des Auftrags kann insbesondere darauf gestützt werden, dass der Lektor seine  Pflichten aus § 8 Absatz 1 und 2 Prädikanten- und Lektorengesetz verletzt hat. 
                  

               

               
                     § 5
(Zu § 5 des Gesetzes)
                     

                  

                  Zu § 5 Absatz 4:
                  

                  
                     
                        	
                           Der Lektorenrat besteht aus fünf Lektoren, die vom Lektorentag gewählt werden. 

                        

                        	
                            1 Die Arbeit des Lektorenrates wird durch eine Ordnung geregelt, die vom Lektorenrat beschlossen wird.  2 Die Ordnung bedarf der Bestätigung des Landeskirchenamtes. 
                           

                        

                        	
                            1 Die Geschäftsführung des Lektorenrates obliegt dem Gemeindedienst der EKM.  2 Er begleitet und fördert die Arbeit des Lektorenrates.  3 Er berichtet dem zuständigen Dezernat des Landeskirchenamtes einmal jährlich über die Arbeit des Lektorenrates.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 6
(Zu § 6 des Gesetzes)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         (unbesetzt)
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zu § 6 Absatz 2:
                  

                  
                     
                        	
                           Zu Nummer 2: Das Votum der Prüfungskommission soll insbesondere eine Aussage darüber enthalten, ob der Antragsteller für den
                              Dienst der öffentlichen Wortverkündigung geeignet ist.
                           

                        

                        	
                           Zu Nummer 3: Der Aufbaukurs besteht aus vier Wochenendkursen, die vom Pastoralkolleg der EKM durchgeführt werden, und soll
                              spätestens fünf Jahre nach dem Abschluss des Kirchlichen Fernunterrichts oder einer vergleichbaren Ausbildung entsprechend
                              § 6 Absatz 3 Prädikanten- und Lektorengesetz abgeschlossen sein. 
                           

                        

                        	
                           Zu Nummer 4:  1 Dem Votum des Superintendenten soll ein ausführliches Gespräch mit dem Mentor des Antragstellers und gegebenenfalls auch mit
                              dem zuständigen Gemeindepfarrer sowie ein Gespräch mit dem Antragsteller selbst zugrunde liegen.
 2 Der Regionalbischof soll vor Abgabe seines Votums mindestens ein ausführliches Gespräch mit dem Antragsteller führen.
                           

                        

                        	
                           Zu Nummer 5: Die Antragsunterlagen mit dem tabellarischen Lebenslauf des Antragstellers sind über den Dienstweg gebündelt
                              an das Landeskirchenamt zu richten. 
                           

                        

                        	
                           Zu Satz 3:

                            1 Zur Aufgabe des Mentors gehört
                              
                                 	
                                    die Begleitung bei der Vorbereitung und Durchführung von Gottesdiensten,

                                 

                                 	
                                    die Nachbesprechung von Gottesdiensten, 

                                 

                                 	
                                    die Auswertung der Aufbaukurse sowie die Besprechung der in den Aufbaukursen bearbeiteten Sachgebiete. 

                                 

                              
 2 Hat der Antragsteller den Nachweis über den Besuch des letzten Aufbaukurses (Kursteil 4) vorgelegt, erstellt der Mentor sein
                              Votum und legt es dem Superintendenten vor.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zu § 6 Absatz 3:
                  

                  Das Landeskirchenamt kann seine Entscheidung von der Ablegung eines Kolloquiums abhängig machen.

                  
                        (
                        4
                        )
                         Zu § 6 Absatz 4:
                  

                  Der Nachweis der erforderlichen Kenntnisse kann in einem Kolloquium erbracht werden.

                  
                        (
                        5
                        )
                         Zu § 6 Absatz 5:
                  

                  
                     
                        	
                            Die Einführung erfolgt in der vorgesehenen agendarischen Form.

                        

                        	
                            Das Landeskirchenamt stellt über die Erteilung des Auftrags eine Urkunde aus.

                        

                     

                  

               

               
                     § 7
(Zu § 7 des Gesetzes)
                     

                  

                  Zu § 7 Absatz 4:
                  

                  Wird der Dienstauftrag zurückgenommen, hat der Prädikant die Urkunde über den Dienstauftrag an den Superintendenten herauszugeben.

               

               
                     § 8
(Zu § 8 des Gesetzes)
                     

                  

                  Zu § 8 Absatz 3:
                  

                   1 Der Mentor ist ein durch den Kirchenkreis Beauftragter aus dem Pfarrdienst.  2 Er führt mit dem Prädikanten mindestens einmal vierteljährlich ein Gespräch zu Fragen der Prädikantentätigkeit.  3 Dazu gehören insbesondere Fragen der Vorbereitung von Gottesdienst und Predigt und Nachgespräche zu Gottesdiensten. 
                  

               

               
                     § 9
(Zu § 9 des Gesetzes)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         (unbesetzt)
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zu § 9 Absatz 2:
                  

                  
                     
                        	
                           Zu Nummer 2:  1 Der Antrag auf Ordination mit den dazu gehörenden Unterlagen ist über den Dienstweg an das Landeskirchenamt der EKM zu richten.
                               2 Anträge werden erst bearbeitet, wenn alle Unterlagen vollständig vorliegen.
                           

                        

                        	
                           Zu Nummer 3: Der Superintendent soll vor Abgabe seines Votums ein Gespräch mit dem Gemeindepfarrer führen, in dessen Bereich
                              der Prädikant Dienst getan hat, und dessen Meinung einholen.
                           

                        

                        	
                           Zu Nummer 5: Vorgeschriebene Aufbaukurse sind drei Wochenendkurse, die vom Pastoralkolleg der EKM durchgeführt werden.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zu § 9 Absatz 3:
                  

                  Die Personalkommission kann ein Votum des Pastoralkollegs der EKM verlangen. 

                  
                        (
                        4
                        )
                         Zu § 9 Absatz 4:
                  

                  
                     
                        	
                            1 Über den Dienstauftrag eines ordinierten Prädikanten ist eine Vereinbarung zwischen dem jeweiligen Gemeindekirchenrat und
                              Kreiskirchenrat einerseits und dem Prädikanten andererseits abzuschließen.  2 Die Vereinbarung soll die Dienste aufführen, die vom Prädikanten selbstverantwortlich wahrgenommen werden.
                           

                        

                        	
                            1 Die Vereinbarung wird nur wirksam, wenn der Pfarrstelleninhaber zustimmt.  2 Bei einem Wechsel des Pfarrstelleninhabers ist vor der Einführung des neuen Stelleninhabers dessen Zustimmung einzuholen.
                              
                           

                        

                        	
                            1 Der erste Dienstauftrag als ordinierter Prädikant soll mindestens einen Zeitraum von fünf Jahren umfassen.  2 Für nachfolgende Dienstaufträge gilt § 7 Prädikanten- und Lektorengesetz.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 10
(Zu § 10 des Gesetzes)
                     

                  

                   (unbesetzt)

               

               
                     § 11
(Zu § 11 des Gesetzes)
                     

                  

                  (unbesetzt)

               

               
                     § 12
(Zu § 12 des Gesetzes)
                     

                  

                  Zu § 12:
                  

                  
                     
                        	
                            1 Lektoren, die nach Ordnungen des Lektorendienstes vor dem 1. Januar 2010 beauftragt sind, gelten als beauftragt im Sinne von
                              § 4 Absatz 3 Prädikanten- und Lektorengesetz.  2 Der Kreiskirchenrat kann die Teilnahme an Qualifizierungsangeboten empfehlen. 
                           

                        

                        	
                            1 Gemeindeglieder, die sich bis zum 1. Januar 2010 ohne förmliche Beauftragung im Lektorendienst nachweislich bewährt haben,
                              können durch den Kreiskirchenrat entsprechend § 4 Absatz  Prädikanten- und Lektorengesetz einen Auftrag zur Fortführung dieses Dienstes erhalten.  2 Dazu stellt der zuständige Gemeindekirchenrat in einem Votum gegenüber dem Kreiskirchenrat fest, dass der Lektor in bewährter
                              Weise seinen Dienst versehen hat.  3 Das Votum soll Aussagen über Dauer und Häufigkeit des bisherigen Dienstes enthalten.
                           

                        

                        	
                            1 Prädikanten, die nach § 3 Prädikatengesetz der EKKPS befristet beauftragt worden sind, erhalten nach Beendigung des Zeitraumes einen Dienstauftrag nach
                              § 7 dieses Gesetzes.  2 Dabei ist gesondert zu prüfen, ob von der Regelung nach § 7 Absatz 2 Satz 2 Gebrauch gemacht werden soll.
                           

                        

                        	
                            1 Die Wahl des Lektorenrates nach § 5 Absatz 4 Prädikanten- und Lektorengesetz findet erstmals im Jahr 2012 statt.  2 Der bei Inkrafttreten des Gesetzes bestehende Lektorenrat bleibt bis zum Ablauf seiner Wahlperiode im Jahr 2012 im Amt.
                           

                        

                        	
                           Ordinationen aufgrund § 10 Prädikanten- und Lektorengesetz in der am 31. Dezember 2013 geltenden Fassung bleiben bestehen.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 13

                  

                  Diese Ausführungsverordnung tritt mit Wirkung vom 1. März 2010 in Kraft.
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                     § 1
Name und Sitz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Weiterführung der Arbeit der Evangelischen Akademie Sachsen-Anhalt in selbstständiger Rechtsform wird ein Trägerverein
                     gebildet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Verein führt den Namen: »Evangelische Akademie Sachsen-Anhalt e. V.«
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Er ist in das Vereinsregister eingetragen und hat seinen Sitz in Lutherstadt Wittenberg.
                  

               

               
                     § 2
Aufgabe und Arbeitsweise
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Dienst der Evangelischen Akademie ist Teil des Auftrages der Kirche, das Evangelium in dieser Zeit zu bezeugen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Evangelische Akademie wendet sich in der Wahrnehmung dieses Auftrages an Menschen innerhalb und außerhalb der Kirche,
                     die sich darauf einlassen, persönliche, kirchliche und gesellschaftliche Fragen im Licht des Evangeliums zu betrachten.  2 Sie gibt durch ihre Arbeit Anregungen für Zeugnis und Dienst der Gemeinden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Evangelische Akademie bietet zu diesem Zweck unterschiedliche Formen der Begegnung an, um wechselseitige Unterrichtung
                     und gegenseitige Verständigung zu fördern und Entscheidungen zu ermöglichen.  2 Innerhalb der Evangelischen Akademie geschieht Jugend – und Erwachsenenbildung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Verein ist Werk der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland und der Evangelischen Landeskirche Anhalts.  2 Die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland ist Rechtsnachfolgerin der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen.  3 Einzelheiten der Beziehungen zwischen den Beteiligten werden vertraglich geregelt.
                  

               

               
                     § 3
Organe
                     

                  

                  Organe des Vereins sind:
                     
                        	
                           die Mitgliederversammlung

                        

                        	
                           der Vorstand

                        

                        	
                           das Kollegium der Studienleiterinnen und Studienleiter

                        

                     

                  

               

               
                     § 4
Gemeinnützigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnittes »Steuerbegünstigte Zwecke«
                     der Abgabenordnung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht eigenwirtschaftliche Zwecke.
                  

               

               
                     § 5
Mitgliedschaft
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Mitglieder des Vereins sind die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland, die Evangelische Landeskirche Anhalts sowie juristische
                     und natürliche Personen, die den Zweck des Vereins unterstützen und die bereit und in der Lage sind, Verantwortung für die
                     Arbeit der Evangelischen Akademie zu übernehmen.  2 Natürliche Personen, die dem Verein angehören, sollen die Vielfalt des kirchlichen, öffentlichen und kulturellen Lebens repräsentieren.
                      3 Vom Verein angestellte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter können keine Mitglieder des Vereins sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Mitgliedsbeiträge werden nicht erhoben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Mitgliedschaft ist schriftlich zu beantragen.  2 Der Vorstand entscheidet über den Antrag.  3 Wird ein Antrag abgelehnt, hat der Antragsteller das Recht, dazu eine Entscheidung der Mitgliederversammlung herbeizuführen.
                  

               

               
                     § 6
Beendigung der Mitgliedschaft
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Mitgliedschaft endet durch Tod, Ausschluss oder Austritt aus dem Verein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Wenn ein Mitglied schuldhaft in grober Weise die Interessen des Vereins verletzt, kann es durch Beschluss der Mitgliederversammlung
                     aus dem Verein ausgeschlossen werden.  2 Vor der Beschlussfassung muss die Mitgliederversammlung dem Mitglied Gelegenheit zur mündlichen oder schriftlichen Stellungnahme
                     geben.  3 Der Beschluss der Mitgliederversammlung ist durch den Vorstand schriftlich zu begründen und dem Mitglied zuzustellen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand, wobei eine Kündigungsfrist von zwei Monaten einzuhalten
                     ist.
                  

               

               
                     § 7
Finanzierung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Verein finanziert seine Aufgaben durch folgende Einnahmen:
                     
                        	
                           landeskirchliche Zuschüsse

                        

                        	
                           öffentliche Zuschüsse

                        

                        	
                           private Zuwendungen

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden.  2 Es darf niemand durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt
                     werden.  3 Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.
                  

               

               
                     § 8
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Bestimmungen der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland über das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen finden entsprechende
                     Anwendung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Haushaltsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Rechnungsprüfungsamt der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland ist befugt, die Kassen-, Rechnungs- und Haushaltsprüfung
                     vorzunehmen.
                  

               

               
                     § 9
Mitgliederversammlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In die Mitgliederversammlung entsenden die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland vier stimmberechtigte Vertreterinnen/Vertreter,
                     die Evangelische Landeskirche Anhalts zwei stimmberechtigte Vertreterinnen/Vertreter; alle übrigen Mitglieder haben je eine
                     Stimme.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mitgliederversammlung ist zuständig für:
                  

                  
                     
                        	
                            Empfehlungen über Schwerpunkte der Akademiearbeit

                        

                        	
                            die Wahl von Mitgliedern für den Vorstand und deren Abberufung

                        

                        	
                            die Entgegennahme und Diskussion des Jahresberichts des Vorstands

                        

                        	
                            die Entgegennahme und Diskussion des Berichts des Vorstandes über die Haushaltslage des Vereins

                        

                        	
                            die vom Vorstand zu legende Jahresrechnung nach Vorprüfung durch die von der Mitgliederversammlung bestellte Prüfer abzunehmen

                        

                        	
                            Aufträge an den Vorstand

                        

                        	
                            Entlastung des Vorstands

                        

                        	
                            die Bildung und Auflösung von Arbeitskreisen und Ausschüssen

                        

                        	
                            Änderungen der Satzung

                        

                        	
                            die Auflösung des Vereins

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Mitglieder des Kollegiums können an den Sitzungen der Mitgliederversammlung beratend teilnehmen.
                  

               

               
                     § 10
Einberufung der Mitgliederversammlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Mindestens einmal im Jahr soll eine ordentliche Mitgliederversammlung stattfinden.  2 Sie wird von der/dem Vorsitzenden im Einvernehmen mit dem Vorstand unter Einhaltung einer Frist von drei Wochen schriftlich
                     unter Angabe der Tagesordnung einberufen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Jedes Mitglied kann bis spätestens zwei Wochen vor einer Mitgliederversammlung bei der/dem Vorsitzenden schriftlich eine
                     Ergänzung der Tagesordnung verlangen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Über Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung, die in der Mitgliederversammlung gestellt werden, beschließt die Mitgliederversammlung.
                  

               

               
                     § 11
Außerordentliche Mitgliederversammlung
                     

                  

                   1 Eine außerordentliche Mitgliederversammlung kann die/der Vorsitzende im Einvernehmen mit dem Vorstand jederzeit einberufen.
                      2 Sie muss einberufen werden, wenn die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland, die Evangelische Landeskirche Anhalts oder
                     ein Drittel der Mitglieder dieses schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe beantragen.  3 Die Frist- und Formvorschriften des § 10 dieser Satzung sind zu beachten.
                  

               

               
                     § 12
Beschlussfassung der Mitgliederversammlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Mitgliederversammlung wird von der/dem Vorsitzenden des Vorstandes, bei Verhinderung von der/dem stellvertretenden Vorsitzenden
                     geleitet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn ordnungsgemäß eingeladen wurde. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen soweit nicht in der Satzung
                     etwas anderes bestimmt ist.  2 Stimmenenthaltungen werden nicht gezählt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Bei Wahlen ist gewählt, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhalten hat.  2 Hat niemand mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen auf sich vereint, so findet zwischen den beiden Kandidaten,
                     die die meisten Stimmen erhalten haben, eine Stichwahl statt.  3 Gewählt ist dann die-/derjenige, die/der die meisten Stimmen erhalten hat.  4 Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das Los.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Ein Beschluss der Mitgliederversammlung kann auch schriftlich erfolgen, wenn kein Mitglied diesem Verfahren innerhalb einer
                     Frist von drei Wochen widerspricht.  2 Satzungsänderungen auf diesem Wege sind ausgeschlossen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Eine Änderung der Satzung bedarf der Zustimmung einer Mehrheit von drei Vierteln  der erschienenen Mitglieder.  2 Über Anträge auf Änderung der Satzung einschließlich deren Begründung ist im Zusammenhang mit der schriftlichen Einberufung
                     zur Mitgliederversammlung zu informieren.  3 Satzungsänderungen bedürfen hinsichtlich ihres Inkrafttretens zusätzlich der Zustimmung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                     und der Evangelischen Landeskirche Anhalts.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Über jede Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das die ordnungsgemäße Einberufung feststellt und alle Beschlüsse
                     der Versammlung im Wortlaut aufnimmt.  2 Das Protokoll wird von der/dem Vorsitzenden und der Protokollführerin/dem Protokollführer unterzeichnet.
                  

               

               
                     § 13
Der Vorstand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Vorstand besteht aus höchstens zwölf Mitgliedern.  2 Sie sind ehrenamtlich tätig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Dem Vorstand gehören an:
                  

                  
                     
                        	
                            zwei von der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland entsandte Mitglieder

                        

                        	
                            ein von der Evangelischen Landeskirche Anhalts entsandtes Mitglied

                        

                        	
                            die/der Vorsitzende des „Förderkreises des Tagungs- und Begegnungszentrums der Evangelischen Akademie Sachsen-Anhalt in Lutherstadt
                              Wittenberg e. V.“
                           

                        

                        	
                            die Akademiedirektorin/der Akademiedirektor der Evangelischen Akademie

                        

                        	
                            bis zu sieben weitere Mitglieder, die gemäß § 9 von der Mitgliederversammlung aus ihrer Mitte gewählt werden
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Mitglieder des Kollegiums können an den Sitzungen des Vorstands mit beratender Stimme teilnehmen.  2 Der Vorstand kann ihre Teilnahme von Fall zu Fall verlangen oder ausschließen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Amtsdauer der gewählten Mitglieder des Vorstandes beträgt vier Jahre.  2 Wiederwahl ist zulässig.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Der Vorstand wählt aus seiner Mitte eine Vorsitzende/einen Vorsitzenden und eine stellvertretende Vorsitzende/einen stellvertretenden
                     Vorsitzenden.  2 Ihre Amtszeit beträgt vier Jahre; sie endet vorzeitig, sofern die Mitgliedschaft im Vorstand erlischt.  3 Wiederwahl ist zulässig.  4 Die Akademiedirektorin/der Akademiedirektor stehen nicht zur Wahl.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Vor Ablauf der Amtszeit kann ein von der Mitgliederversammlung gewähltes Mitglied des Vorstands aus wichtigem Grund abberufen
                     werden.  2 Hierüber beschließt die Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von drei Vierteln der erschienenen Mitglieder.  3 In der Einladung ist auf die Abberufung aus wichtigem Grund ausdrücklich hinzuweisen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Scheidet ein Mitglied des Vorstands während seiner Amtszeit aus, so ist eine Nachfolgerin/ein Nachfolger von der Mitgliederversammlung
                     für den Rest der Amtsdauer gemäß Absatz 4 zu wählen.
                  

               

               
                     § 14
Aufgaben des Vorstands
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Vorstand trägt unbeschadet der besonderen Zuständigkeit der Mitgliederversammlung, der Direktorin/des Direktors und des
                     Kollegiums die Gesamtverantwortung für den Dienst der Evangelischen Akademie.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zu den Aufgaben des Vorstands gehören insbesondere:
                  

                  
                     
                        	
                            den Direktor/die Direktorin der Evangelischen Akademie gemäß § 17 zu wählen
                           

                        

                        	
                            den vom Kollegium aufgestellten Themenplan zu beraten und dem Kollegium Hinweise für die inhaltliche Arbeit zu geben

                        

                        	
                            das zur Evangelischen Akademie gehörende Vermögen zu verwalten

                        

                        	
                            den Haushaltsplan zu beschließen

                        

                        	
                            die Studienleiterinnen und Studienleiter gemäß § 16 zu wählen
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Beschlüsse, die auf Erwerb, Veräußerung oder dingliche Belastung von Grundeigentum gerichtet sind, bedürfen zu ihrer Wirksamkeit
                     der Zustimmung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Vorsitzende/der Vorsitzende des Vorstands und die Direktorin/der Direktor der Evangelischen Akademie nehmen die Aufgaben
                     eines Vorstandes im Sinne des § 26 BGB wahr.  2 Sie führen die laufenden Geschäfte der Evangelischen Akademie im Rahmen der Satzung und der Beschlüsse des Vorstands.  3 Die Vorsitzende/der Vorsitzende und die Direktorin/der Direktor sind jeweils einzeln vertretungsberechtigt.  4 Die Vertretung des Vereins setzt einen Beschluss des Vorstands und ggf.  5 die Zustimmung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland voraus, wenn eine Zuständigkeit gemäß Absatz 2 oder Absatz 3 berührt ist.
                  

               

               
                     § 15
Arbeitsweise des Vorstands
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Vorstand beschließt in Sitzungen, die von der Vorsitzenden/dem Vorsitzenden mindestens dreimal jährlich einberufen werden.
                      2 Eine Einberufungsfrist von drei Wochen soll eingehalten werden.  3 Die Einladung soll eine Tagesordnung enthalten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Vorstand kann zu seinen Sitzungen sachverständige Personen hinzuziehen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist.  2 Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der Vorsitzenden/des Vorsitzenden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Vorstand kann im schriftlichen Verfahren beschließen, wenn kein Vorstandsmitglied dieser Form der Beschlussfassung widerspricht.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Über jede Vorstandssitzung ist ein Beschlussprotokoll zu erstellen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung.
                  

               

               
                     § 16
Das Kollegium 
Zusammensetzung und Arbeitsweise
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Für die Akademiearbeit werden Studienleiterinnen und Studienleiter hauptamtlich oder nebenamtlich angestellt.  2 Der Beschluss des Vorstands über die Anstellung der Studienleiterinnen und Studienleiter bedarf der Zustimmung der Evangelischen
                     Kirche in Mitteldeutschland.  3 Hauptamtliche Studienleiterinnen und Studienleiter müssen Mitglied einer der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen angehörenden
                     Kirche sein.  4 Unter ihnen muss eine ordinierte Theologin/ein ordinierter Theologe sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die hauptamtlichen und nebenamtlichen Studienleiterinnen und Studienleiter bilden in ihrer Gesamtheit das Kollegium der Studienleitung.
                      2 Die Verwaltungsleiterin/der Verwaltungsleiter nimmt beratend an den Sitzungen des Kollegiums teil.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Das Kollegium hat unbeschadet der Verantwortung der Mitgliederversammlung, des Vorstands und der Direktorin/des Direktors
                     der Evangelischen Akademie eine besondere Verantwortung dafür, dass die Evangelische Akademie den ihr gegebenen Auftrag wahrnimmt.
                      2 Es ist zuständig für die inhaltliche Arbeit und stellt den Jahresplan auf.  3 Hierbei sind die Beschlüsse des Vorstands zu beachten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Das Kollegium leistet die fachliche Arbeit der Evangelischen Akademie, insbesondere die Vorbereitung, Durchführung und Nacharbeit
                     der Tagungen.  2 Das Kollegium arbeitet mit den zu bildenden Arbeitskreisen der Evangelischen Akademie und mit der zuständigen Referentin/dem
                     zuständigen Referenten der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland und der Evangelischen Landeskirche Anhalts zusammen.
                  

               

               
                     § 17
Die Direktorin/der Direktor der Evangelischen Akademie
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Direktorin/der Direktor der Evangelischen Akademie und ihre/seine Stellvertreterin/ ihr/sein Stellvertreter werden vom
                     Vorstand auf Vorschlag des Kollegiums aus dem Kreis der hauptamtlichen Studienleiterinnen/Studienleiter für eine Zeitdauer
                     von vier Jahren gewählt.  2 Unter ihnen muss eine ordinierte Theologin/ein ordinierter Theologe sein.  3 Wiederwahl ist zulässig.  4 Die Wahl bedarf der Bestätigung durch die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland und die Evangelische Landeskirche Anhalts.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Direktorin/der Direktor der Evangelischen Akademie führt den Vorsitz im Kollegium.  2 Die Direktorin/der Direktor der Evangelischen Akademie trägt für die Erfüllung der Aufgaben des Kollegiums eine besondere
                     Verantwortung.  3 Ihr/sein Dienst geschieht in der Bindung an die Beschlüsse von Vorstand und Kollegium und in Sorge für deren Durchführung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Direktorin/der Direktor übt in der Evangelischen Akademie die Dienstaufsicht aus.  2 Näheres regelt die Geschäftsordnung gemäß § 15 Absatz 6.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Sie/er gibt dem Vorstand auf Verlangen, mindestens einmal in Jahr, einen Tätigkeitsbericht.
                  

               

               
                     § 18
Arbeitsrechtliche Stellung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
                     

                  

                  Für alle von der Akademie eingegangenen Dienst-/Arbeitsverhältnisse sind in der Regel die gesamtkirchlich für die Evangelische
                     Kirche in Mitteldeutschland geltenden dienst- und arbeitsrechtlichen Vorschriften anzuwenden.
                  

               

               
                     § 19
Auflösung des Vereins
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Über die Auflösung des Vereins entscheidet die Mitgliederversammlung gemäß § 9 Absatz 2 in einer Sitzung, die zu diesem Zweck mit Angabe dieses Tagesordnungspunktes mit einer Frist von mindestens vier
                     Wochen einzuberufen ist.  2 Die Entscheidung über die Auflösung des Vereins bedarf der Zustimmung einer Mehrheit von drei Vierteln der erschienenen Mitglieder
                     und der Zustimmung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland und der Evangelischen Landeskirche Anhalts.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vereinsvermögen an die Evangelische Kirche
                     in Mitteldeutschland und die Evangelische Landeskirche Anhalts, die es unmittelbar und ausschließlich für dem Vereinszweck
                     nahe kommende gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke zu verwenden haben.
                  

               

               
                     § 20
Übergangsregelungen
                     

                  

                  (aufgehoben)

               

               
                     § 21
Inkrafttreten
                     

                  

                   1 Diese Satzung wurde in der Mitgliederversammlung am 26.10.1995 beschlossen und von der Kirchenleitung der Evangelischen Kirche
                     der Evangelischen Kirche Kirchenprovinz Sachsen und der Evangelischen Landeskirche Anhalts bestätigt.  2 Mit Beschluss der Mitgliederversammlung am 27.10.2014 geändert und mit Zustimmung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                     und der Evangelischen Landeskirche Anhalts in Kraft getreten.
                  

               

            

         

      

      

      1
            In Kraft getreten mit Wirkung vom 23. Februar 2015, Zustimmung des Kollegiums des Landeskirchenamtes der EKM am 25. November
               2014 sowie des  Landeskirchenrates der Evangelischen Landeskirche Anhalts am 15. Dezember 2014.
            

         

      

   
      

      
         Akademievertrag

      

      
         Vom 28. September 1996

      

      
         (ABl. EKKPS 1997 S. 27)

      

      Zwischen der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen, vertreten durch die Kirchenleitung,

      und

      der Evangelischen Landeskirche Anhalts,

      vertreten durch die Kirchenleitung (im Folgenden die Kirchen),

      auf der einen Seite

      und

      der Evangelischen Akademie Sachsen-Anhalt e. V.,

      vertreten durch den Vorstand (im Folgenden die Evangelische Akademie),

      auf der anderen Seite

      wird folgender Vertrag geschlossen1:
      

      
                     § 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Akademie Sachsen-Anhalt e. V. führt im Auftrag der Kirchen die Arbeit der bisherigen Evangelischen Akademie
                     Sachsen-Anhalt fort.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Verbundenheit der Kirchen zur Evangelischen Akademie kommt zum Ausdruck durch
                     
                        	
                           die Anerkennung der Evangelischen Akademie als Werk der Kirchen,

                        

                        	
                           die Mitgliedschaft der Kirchen im Verein der Evangelischen Akademie und die Mitarbeit der Kirchen in den Organen des Vereins,

                        

                        	
                           die Unterstützung der Evangelischen Akademie durch regelmäßige finanzielle Zuschüsse gemäß § 3,
                           

                        

                        	
                           die Mitwirkung der Kirchen gemäß den Bestimmungen der Satzung des Vereins bei der Berufung der Studienleiterinnen und Studienleiter
                              und der Wahl der Akademiedirektorin oder des Akademiedirektors.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Evangelischen Akademie Sachsen-Anhalt bisher bestehenden privatrechtlichen
                     Dienstverhältnisse gehen auf den Verein über.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die für den theologischen Studienleiter eingerichtete Provinzialpfarrstelle besteht weiter.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Kirchen gewähren im Rahmen ihrer Haushalte der Evangelischen Akademie für deren Arbeit jährlich einen finanziellen Zuschuss.
                      2 Der Zuschuss entspricht der Höhe des Zuschusses, den die Evangelische Akademie Sachsen-Anhalt für die laufenden Ausgaben des
                     Haushalts 1995 einschließlich der Kosten der Provinzialpfarrstelle von der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen
                     und der Evangelischen Landeskirche Anhalts erhalten hat, sofern die finanzielle Situation der Kirchen dies zulässt.  3 Verändert sich in der Folgezeit die Vergütung der kirchlichen Angestellten nach der kirchlichen Arbeitsvertragsordnung, so
                     wird eine entsprechende Veränderung des Zuschusses vorgenommen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Anteile der beiden Landeskirchen am Gesamtzuschuss werden gesondert vereinbart.
                  

               

               
                     § 4

                  

                   1 Das geplante kirchliche Tagungs- und Begegnungszentrum in der Lutherstadt Wittenberg wird der Evangelischen Akademie für die
                     Durchführung von Tagungen zur Verfügung gestellt, sofern der Verein nicht selbst Träger wird.
                  

                   2 Form und Organisation der Nutzung sind in einem gesonderten Vertrag zu regeln.
                  

               

               
                     § 5

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Akademie kann in rechtlichen Fragen und in Fragen der Verwaltung die Beratung des Konsistoriums der Evangelischen
                     Kirche der Kirchenprovinz Sachsen in Anspruch nehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gemäß der Satzung des Vereins der Evangelischen Akademie ist das Rechnungsamt der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz
                     Sachsen befugt, Kassen-, Rechnungs- und Haushaltsprüfungen in der Evangelischen Akademie vorzunehmen.
                  

               

               
                     § 6

                  

                  Die Vertragsparteien treten in Verhandlungen über erforderliche Änderungen des Vertrages ein, wenn sich die Rahmenbedingungen
                     dieses Vertrages wesentlich geändert haben.
                  

               

               
                     § 7

                  

                  Dieser Vertrag tritt mit Wirkung vom 28. 9. 1996 in Kraft.

               

            

         

      

      

      1
            Abschließende Beschlussfassung durch die Kirchenleitung am 27. 9. 1996.

         

      

   
      

      
         Ordnung der Evangelischen Akademie
Thüringen
         

      

      
         Neufassung vom 4. Januar 2000 (ABl. ELKTh S. 17), mit Änderung vom 25. Januar 2005

      

      
         (ABl. S. 128)
         

      

      Der Landeskirchenrat der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen hat gemäß § 82 Abs. 2 Ziffer 3 und 10 der Verfassung
         der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen in seiner Sitzung am 4. Januar 2000 die Ordnung der Evangelischen Akademie
         Thüringen vom 19.11.1991 (ABl. 92, S. 51) neu gefasst:
      

      
                     § 1
Name, Sitz und Rechtsform
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Evang. Akademie Thüringen ist eine rechtlich unselbstständige Einrichtung der Evang.-Luth. Kirche in Thüringen, die im
                     Auftrag der Landeskirche nach Maßgabe dieser Ordnung selbstständig arbeitet.  2 Sie hat ihren Sitz in Neudietendorf im Zinzendorfhaus.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Als kirchliches Werk ist die Evang. Akademie Wesens- und Lebensäußerung der Kirche.  2 Sie hat im Rahmen der kirchlichen Ordnung die zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendige Freiheit und ist an die Grundentscheidungen
                     der Kirche gebunden.
                  

               

               
                     § 2
Aufgaben und Arbeitsweise
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Akademie hat Anteil am Auftrag der Kirche in Verkündigung, Seelsorge und Diakonie.  2 Sie erörtert Fragen des politischen, kulturellen und wirtschaftlichen Lebens in Staat, Gesellschaft und Kirche sowie Fragen
                     des beruflichen und persönlichen Lebens des einzelnen im Horizont des Evangeliums.  3 Sie leistet einen Beitrag zum geistigen und geistlichen Aufbau unseres Landes, sie bemüht sich um zukunftsweisende Lebensentwürfe
                     in Kirche und Gesellschaft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Akademie führt Menschen aus den unterschiedlichsten Gruppen, Organisationen und Institutionen in Staat und Gesellschaft
                     zusammen.  2 Damit trägt sie dazu bei, Spannungen und Vorurteile abzubauen.  3 Sie lädt dazu ein, Hilfe und Orientierung in Gottes Wort zu finden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Arbeit der Akademie geschieht in Tagungen, Vortragsreihen, Seminaren, anderen Veranstaltungen und Studienarbeit.  2 Die Akademie veröffentlicht Ergebnisse ihrer Arbeit und nimmt auf diese Weise als Kirche am gesellschaftlichen Dialog teil.
                      3 Ihren besonderen Verkündigungsauftrag nimmt die Akademie in Gottesdiensten, Andachten sowie anderen liturgischen Formen, in
                     Meditationen und persönlichen Gesprächen wahr.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Akademie erfüllt ihre Aufgaben in Verbindung mit den Kirchgemeinden, Gruppen und Einrichtungen der Landeskirche, mit den
                     kirchlichen Werken, mit Christen aus Kirchen anderer Konfessionen und Länder.  2 Sie sucht Erfahrungs- und Gedankenaustausch mit anderen weltanschaulichen Gruppen, mit Organisationen und Institutionen in
                     Staat, Kultur und Wirtschaft und mit Gruppen und Initiativen der politischen Meinungs- und Willensbildung.  3 Die Akademie steht mit ihrem Angebot allen Berufskreisen und den Angehörigen aller Konfessionen und Weltanschauungen offen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Akademie verfolgt ausschließlich und unmittelbar kirchliche Zwecke.
                  

               

               
                     § 3
Leitung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Akademie wird von einer Direktorin oder einem Direktor geleitet, die bzw. der ordinierte Theologin bzw. Theologe sein
                     soll.  2 Sie oder er untersteht der Dienstaufsicht des Landeskirchenrates.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Direktorin oder der Direktor trägt die Gesamtverantwortung für die Arbeit der Akademie.  2 Sie oder er vertritt sie in Kirche und Öffentlichkeit, hält Kontakt zum Landeskirchenrat und gibt ihm von wichtigen Planungen
                     und Vorgängen rechtzeitig Kenntnis.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Leitungsaufgabe nach innen wird von der Direktorin oder dem Direktor wahrgenommen.  2 Ihm ist eine Geschäftsführerin bzw. ein Geschäftsführer beigeordnet.  3 Im Rahmen ihres Verantwortungsbereichs sind sie weisungsbefugt gegenüber den ihnen zugeordneten Mitarbeitern und pflegen die
                     notwendigen Außenkontakte.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Direktor oder die Direktorin wird auf Vorschlag des Kuratoriums durch den Landeskirchenrat berufen.  2 Die Stellen der Geschäftsführung und der Studienleiter werden nach Anhörung der Direktorin oder des Direktors durch das Kuratorium
                     besetzt.  3 Die Besetzung der Stellen wird durch die Bestätigung des Landeskirchenrates wirksam.  4 In Ausnahmefällen kann die Bestätigung versagt werden.  5 Die Ablehnung ist zu begründen.
                  

                   6 Die Berufung zur Direktorin oder zum Direktor erfolgt für die Dauer von sechs Jahren.  7 Eine einmalige erneute Berufung ist möglich.
                  

                   8 Eine Stellenausschreibung soll stattfinden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Direktorin oder der Direktor kann im Einvernehmen mit dem Kuratorium Studienleiter im Nebenamt beschäftigen.  2 Voraussetzung für eine solche Beschäftigung ist die Zustimmung des Landeskirchenrates.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Die Anstellung aller anderen Mitarbeiter liegt in der Zuständigkeit der Direktorin oder des Direktors.  2 Die Anstellung erfolgt im Rahmen des Stellenplanes.
                  

               

               
                     § 4
Zusammensetzung und Einberufung des Kuratoriums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Dem Kuratorium gehören stimmberechtigt an:
                     
                        	
                           zwei von der Landessynode aus ihrer Mitte zu wählende Mitglieder für deren Amtszeit;

                        

                        	
                           die Dezernentin oder der Dezernent für Akademiearbeit und ein weiteres vom Landeskirchenrat zu entsendendes Mitglied;

                        

                        	
                           drei Theologen aus den drei Aufsichtsbezirken, die von der jeweiligen Visitatorin oder dem Visitator für jeweils sechs Jahre
                              ernannt werden;
                           

                        

                        	
                           bis zu acht weitere vom Kuratorium auf die Dauer von sechs Jahren zu berufende Mitglieder.  2 Erneute Berufung ist zulässig.
                           

                        

                     

                  

                   3 Das Kuratorium soll so zusammengesetzt sein, dass die verschiedenen Bereiche der Akademiearbeit durch Personen mit entsprechenden
                     Kenntnissen und Erfahrungen vertreten sind.  4 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Akademie können nicht Mitglieder im Kuratorium sein.  5 Diese Regelung tritt am 1.1.2001 in Kraft.  6 Die bisherigen Amtszeiten werden angerechnet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Direktorin oder der Direktor sowie die Geschäftsführung nehmen an den Sitzungen des Kuratoriums mit beratender Stimme
                     teil.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Kuratorium wählt aus seiner Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden sowie den stellvertretenden Vorsitz und bestimmt
                     die Schriftführung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Das Kuratorium tritt mindestens zweimal im Jahr zusammen.  2 Es wird durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden unter gleichzeitiger Mitteilung der Tagesordnung schriftlich einberufen.
                      3 Es ist außerdem einzuberufen, wenn dies von der Direktorin bzw. dem Direktor oder von einem Mitglied des Landeskirchenrates
                     (Abs. 1 Nr. 2) oder von mindestens einem Drittel der Mitglieder des Kuratoriums schriftlich unter Bezeichnung der Tagesordnung
                     bei der oder dem Vorsitzenden beantragt wird.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Zusätzlich zu den Sitzungen des Kuratoriums findet einmal im Jahr eine Klausurtagung statt, an der auch die Studienleiter
                     teilnehmen.
                  

               

               
                     § 5
Aufgaben des Kuratoriums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Kuratorium hat folgende Aufgaben:
                     
                        	
                           Es übt das Vorschlagsrecht bei der Besetzung der Direktorenstelle aus.

                        

                        	
                           Es wählt die Geschäftsführerin oder den Geschäftsführer und die Studienleiter (Vergl. § 3 Abs. 4).
                           

                        

                        	
                           Es kann auf die Stellenausschreibung verzichten (Vergl. § 3 Abs. 4).
                           

                        

                        	
                           Es beschließt die Geschäftsordnung der Akademie (Vergl. § 8).
                           

                        

                        	
                           Es beschließt über die grundsätzliche Ausrichtung der Akademiearbeit und berät die Akademieleitung bei sonstigen Fragen und
                              Entscheidungen von größerer Bedeutung.
                           

                        

                        	
                           Es nimmt den jährlichen Arbeits- und Rechenschaftsbericht der Direktorin oder des Direktors entgegen und legt ihn mit einer
                              Stellungnahme dem Landeskirchenrat vor.  2 Das Kuratorium stellt die Jahresrechnung fest und nimmt den jährlichen Prüfungsbericht entgegen.
                           

                        

                        	
                           Es berät über den Haushaltsplan der Akademie und legt ihn dem Landeskirchenrat zur Beschlussfassung vor.

                        

                        	
                           Es bildet einen geschäftsführenden Vorstand (Absatz 4).

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Das Kuratorium ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte aller Mitglieder anwesend sind.  2 Jedes Mitglied hat eine Stimme.  3 Zur Gültigkeit eines Beschlusses ist erforderlich, dass der Gegenstand der Beratung auf der Tagesordnung steht.  4 Das Kuratorium kann mit Zweidrittelmehrheit die Tagesordnung erweitern.  5 Die Beschlüsse des Kuratoriums sind durch die Schriftführerin oder den Schriftführer in die Niederschrift aufzunehmen und
                     von der oder dem Vorsitzenden zu unterzeichnen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Bei der Beschlussfassung entscheidet die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen.  2 Stimmenthaltungen werden nicht gezählt.  3 Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden.  4 Die oder der Vorsitzende des Kuratoriums kann im Einvernehmen mit der Direktorin oder dem Direktor der Akademie Beschlüsse
                     im Umlauf fassen lassen, wenn der Gegenstand der Beschlussfassung allen Kuratoriumsmitgliedern mindestens 14 Tage vorher schriftlich
                     mitgeteilt wurde, und zwei Drittel der Mitglieder ihre Zustimmung schriftlich erklärt haben.  5 Umlaufbeschlüsse erfordern eine Zweidrittelmehrheit der Mitglieder.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Dem geschäftsführenden Vorstand des Kuratoriums gehören als stimmberechtigte Mitglieder an: a) die oder der Vorsitzende des
                     Kuratoriums, b) die zuständige Dezernentin oder der zuständige Dezernent des Kirchenamtes und c) die Direktorin oder der Direktor
                     der Evangelischen Akademie.  2 Die oder der stellvertretende Vorsitzende des Kuratoriums nimmt an den Sitzungen des geschäftsführenden Vorstands beratend,
                     bei Verhinderung der oder des Vorsitzenden mit Stimmrecht teil.
                  

               

               
                     § 6
Vertretung im Rechtsverkehr
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Direktorin oder der Direktor vertritt die Evang. Akademie im Rechtsverkehr.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ihre oder seine Vertretungsmacht erstreckt sich nicht auf:
                     
                        	
                           den Erwerb, Veräußerung und dingliche Belastung von Grundstücken;

                        

                        	
                           die Erteilung von Bauaufträgen;

                        

                        	
                           die Beteiligung an Personen- und Kapitalgesellschaften und Genossenschaften;

                        

                        	
                           Darlehensaufnahmen;

                        

                        	
                           die Übernahme von Bürgschaften.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für die Beteiligung an Vereinen ist die Zustimmung des Landeskirchenrates erforderlich.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Rechtsstreitigkeiten führt der Landeskirchenrat.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        In Finanz- und Wirtschaftsfragen kann der Landeskirchenrat Weisungen erteilen.
                  

               

               
                     § 7
Haushaltsführung und Vermögensverwaltung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Für jedes Rechnungsjahr wird auf Vorschlag der Direktorin oder des Direktors ein Haushaltsplan einschließlich Stellenplan
                     vom Kuratorium aufgestellt und dem Landeskirchenrat rechtzeitig zu den Haushaltsberatungen eingereicht.  2 Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Haushaltsführung erfolgt auf der Grundlage eines Haushaltsplanes.  2 Das Ergebnis wird in einer Bilanz sowie in einer Gewinn- und Verlustrechnung festgestellt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Vollzug des Haushaltsplanes obliegt der Direktorin oder dem Direktor und der Geschäftsführung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Jahresrechnung ist spätestens drei Monate nach Ablauf des Rechnungsjahres abzuschließen, sodann zu prüfen und dem Kuratorium
                     zur Beratung und Feststellung vorzulegen.  2 Dieses leitet sie mit einer Stellungnahme dem Landeskirchenrat zu.
                  

               

               
                     § 8
Geschäftsordnung
                     

                  

                   1 Das Kuratorium kann sich zur Regelung der Geschäftsabläufe eine Geschäftsordnung geben.  2 Diese bedarf der Genehmigung des Landeskirchenrates.
                  

               

               
                     § 9
Inkrafttreten
                     

                  

                  Die Neufassung der Ordnung der Evangelischen Akademie Thüringen tritt mit ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt in Kraft.

               

            

         

      

      

   
      

      
         Satzung der „Stiftung Evangelische Akademie
Thüringen“
         

      

      
         Vom 23. Oktober 2017
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            Präambel

         

          1 Seit der Antike sind Akademien Orte umfassender Bildung.  2 Im Kontext der jüdisch-christlichen Tradition verstehen sie Bildung als einen philosophisch-geistigen und spirituellen Prozess.
         

          1 Die Evangelischen Akademien in Deutschland wurden nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges in nahezu allen Landeskirchen gegründet.
             2 Sie sind Zeichen einer besonderen gesellschaftlichen und kulturellen Verantwortung, die die Kirche auf der Grundlage der biblischen
            Botschaft und der reformatorischen Bekenntnisschriften in der Welt wahrnehmen will.  3 Die Einsicht, während Weltkrieg und nationalsozialistischem Völkermord nicht laut und wirkungsvoll genug für die erste Republik
            auf deutschem Boden eingetreten zu sein, hatte dieser besonderen Weltverantwortung nach 1945 neue Impulse verliehen.
         

          1 1947 wurde die Evangelische Akademie Thüringen gegründet.  2 Sie hat ihren Sitz im Neudietendorfer Zinzendorfhaus, dem ehemaligen Schwesternhaus der heute noch ortsansässigen Herrnhuter
            Brüdergemeine.  3 Auch in den Jahren totalitärer SED-Herrschaft war sie bemüht, besondere Inseln der Toleranz und des offenen Dialoges zu schaffen.
             4 Gegen Ende der DDR existierte sie zeitweise nur noch symbolisch.
         

          1 Mit der friedlichen Revolution 1989/90 gewann der Gründungsimpuls der Evangelischen Akademien wiederum an Aktualität und Kraft.
             2 Es wurde offenbar, dass massive Traditionsabbrüche sowohl in den christlichen Kirchen als auch in der demokratischen Kultur
            in Ostdeutschland zu beklagen sind.  3 1990 ermöglichte die Evangelisch-Lutherische Kirche in Thüringen durch Beschluss der Landessynode einen deutlichen und weitbeachteten
            Neuanfang der Akademiearbeit in Thüringen.  4 Um die Arbeit der Evangelischen Akademie Thüringen dauerhaft zu unterstützen, wurde 2001 die Stiftung Evangelische Akademie
            Thüringen gegründet.
         

          1 Auf dem Fundament des evangelischen Glaubens öffnet die Evangelische Akademie Thüringen heute vielfältige Räume des Gesprächs,
            der Besinnung und der geistigen Orientierung.  2 Als ein „Ort der Begegnung der gebrannten Kinder der Diktatur und der frustrierten Erwachsenen der Demokratie sowie der Begegnung
            von Theologie und Prophetie mit der Ratio von Politik- und Wirtschaftsprozessen“ (Joachim Gauck) leistet sie der Gesellschaft
            eine eigensinnige protestanti-sche Zeitansage, die gespeist wird aus den biblischen Quellen der Weisheit und des Lebensmutes.
            
         

         
                     § 1
Name, Rechtsform, Sitz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Stiftung führt den Namen “Stiftung Evangelische Akademie Thüringen”.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Sie hat ihren Sitz in Neudietendorf bei Erfurt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Sie ist eine kirchliche Stiftung des bürgerlichen Rechts.
                  

               

               
                     § 2
Stiftungszweck
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Die Stiftung dient der Förderung von Kultur, Wissenschaft, politischer Bildung und Erwachsenenbildung sowie des evangelischen
                     Glaubens- und Weltverständnisses.  2 Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch
                  

                  
                     
                        	
                           die personelle, ideelle und finanzielle Förderung der Evangelischen Akademie Thüringen,

                        

                        	
                           die Unterstützung der von der Evangelischen Akademie betreuten, herausgegebenen und erstellten Publikationen,

                        

                        	
                           die Erhaltung, Verbesserung und Erweiterung der räumlichen Unterbringung der Evangelischen Akademie Thüringen,

                        

                        	
                            die Durchführung von Veranstaltungen – gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit der Evangelischen Akademie Thüringen – im Bereich
                              der Kultur, Wissenschaft, Erwachsenenbildung, Religion und Gesellschaftspolitik sowie ähnlichen Aufgaben, die gemeinnützig
                              oder mildtätig im Sinne der Abgabenordnung sind.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bei hinreichender sächlicher und finanzieller Ausstattung sollen Verhandlungen mit der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                     aufgenommen werden mit dem Ziel, die Trägerschaft der Evangelischen Akademie Thüringen zu übernehmen.
                  

               

               
                     § 3
Gemeinnützigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke”
                     der Abgabenordnung.  2 Die Stiftung ist selbstlos tätig.  3 Sie wird nicht unternehmerisch tätig und verfolgt auch nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Die Mittel der Stiftung dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden.  2 Die Stifter oder ihre Erben erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln der Stiftung.  3 Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen
                     begünstigt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die vorangehenden Bestimmungen des § 3 sind nicht abänderbar.
                  

               

               
                     § 4
Mitgliedschaft in Organisationen
                     

                  

                  Die Stiftung kann anderen Organisationen beitreten, sofern hierdurch der Stiftungszweck gefördert werden kann.

               

               
                     § 5
Stiftungsvermögen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Stiftungsvermögen beläuft sich im Zeitpunkt der Errichtung auf Euro 56.242,11 (Euro sechsundfünfzigtausendzweihundertzweiundvierzig
                     und 11 Cent).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Im Interesse des langfristigen Bestandes der Stiftung ist das Stiftungsvermögen ungeschmälert in seinem Wert zu erhalten.
                      2 Vermögensumschichtungen sind aus wirtschaftlichen Gründen zulässig.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Zuwendungen wachsen dem Stiftungsvermögen zu, wenn sie dazu bestimmt sind.  2 Sie dürfen nicht mit Bedingungen oder Auflagen verbunden sein, die mit dem Stiftungszweck unvereinbar sind.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Stiftung kann unselbständige Stiftungen treuhänderisch verwalten, soweit diese mit dem Stiftungszweck der „Stiftung Evangelische
                     Akademie Thüringen“ vereinbar sind.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Stiftung erfüllt ihre Zwecke nach Abzug der Verwaltungskosten aus den Erträgen des Stiftungsvermögens und den dazu bestimmten
                     Zuwendungen Dritter (Spenden).
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                          1 Freie Rücklagen dürfen im Rahmen der steuerlichen Vorschriften (§ 62 Abs. 1 Nr. 3  AO) gebildet werden.  2 Darüber entscheidet der Stiftungsrat auf Vorschlag des Vorstands.  3 In die freie Rücklage eingestellte Beträge gehören zum Stiftungsvermögen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                          1 Die Stiftung ist berechtigt, ihre Erträge ganz oder teilweise zweckgebundenen Rücklagen (§ 62 Abs. 1 Nr. 1 AO) zuzuführen,
                     wenn und solange dies erforderlich ist, um ihre steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke nachhaltig erfüllen zu können.  2 Darüber entscheidet der Stiftungsrat auf Vorschlag des Vorstands.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Das Stiftungsvermögen ist mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes zu verwalten und zu erhalten.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         Kapitalanlagen der Stiftung sollen den Grundsätzen ethischer Geldanlagen und der Anlagerichtlinie der Evangelischen Kirche
                     in Mitteldeutschland genügen.
                  

               

               
                     § 6
Geschäftsjahr
                     

                  

                  Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

               

               
                     § 7
Stiftungsorgane
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Organe der Stiftung sind der Stiftungsvorstand (§ 8) und der Stiftungsrat (§ 9).  2 Personalunion in beiden Gremien ist ausgeschlossen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Die Amtszeit eines Organmitglieds gemäß § 8 Abs. 1 Nr. 1 und 2 sowie § 9 Abs. 1 Nr. 2 und 3 beträgt vier Jahre.  2 Anschließende Wiederberufung ist mehrfach zulässig.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Die Mitglieder der Organe üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich und unentgeltlich aus.  2 Sie haben Anspruch auf Ersatz angemessener Auslagen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Organe können sich eine Geschäftsordnung geben.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                          1 Die Mitglieder der Organe haben ihre Tätigkeit persönlich auszuüben.  2 Vertretung ist ausge-schlossen.
                  

               

               
                     § 8
Der Stiftungsvorstand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Der Vorstand besteht aus
                  

                  
                     
                        	
                            einer vom Kollegium des Landeskirchenamtes der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland bestimmten Person,

                        

                        	
                            mindestens zwei und maximal vier vom Stiftungsrat gewählten Personen, sowie 

                        

                        	
                            dem Direktor der Evangelischen Akademie Thüringen oder einem von ihm benannten Vertreter der Evangelischen Akademie Thüringen.

                        

                     

                  

                   2 Anstelle eines ausgeschiedenen Mitglieds ist für den Rest der Amtszeit ein neues Mitglied zu berufen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Der Vorstand führt die Geschäfte der laufenden Verwaltung.  2 Außerdem obliegt es dem Vorstand:
                  

                  
                     
                        	
                            das Stiftungsvermögen zu verwalten,

                        

                        	
                            die Geschäfte der Stiftung zu besorgen, insbesondere die Entscheidungen des Stiftungsrats auszuführen,

                        

                        	
                            den Haushaltsplan für jedes Geschäftsjahr aufzustellen,

                        

                        	
                            die Jahresrechnung zu legen und durch einen Steuerberater, vereidigten Buchprüfer oder Wirtschaftsprüfer prüfen zu lassen,

                        

                        	
                            Arbeitskräfte anzustellen, sofern der Umfang der Stiftungsgeschäfte dies erfordert, und die hierzu notwendigen Verträge abzuschließen,

                        

                        	
                            einen oder mehrere Geschäftsführer anzustellen und abzuberufen sowie ihre Vergütung festzusetzen; und sie insbesondere im
                              Hinblick auf die Sicherstellung und Beachtung des Stifterwillens, zu überwachen.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Stiftungsvorstand wählt aus seinen Reihen den Vorsitzenden des Vorstands, den stellvertretenden Vorsitzenden sowie gegebenenfalls
                     einen Schatzmeister.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Die Vorstandsmitglieder vertreten die Stiftung gerichtlich und außergerichtlich.  2 Sie sind von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit, wenn der Stiftungsrat dem im Einzelfall zustimmt.  3 Jedes Vorstandsmitglied hat Alleinvertretungsmacht.  4 Im Innenverhältnis ist eindeutig zu regeln, unter welchen Bedingungen und wann Alleinvertretung durch den Stellvertreter und
                     die sonstigen Vorstandsmitglieder ausgeübt werden darf.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                          1 Der Vorsitzende des Vorstands beruft die Vorstandssitzungen nach Bedarf, mindestens jedoch einmal jährlich ein.  2 Die Ladung erfolgt schriftlich, per Fax oder E-Mail mit einer Frist von zwei Wochen unter Angabe der Tagesordnung.  3 Jedes Vorstandsmitglied kann unter Angabe der gewünschten Tagesordnung die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen.  4 Der Vorsitzende leitet die Sitzung, bei seiner Verhinderung der stellvertretende Vorsitzende.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                          1 Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens der Vorsitzende und ein weiteres Mitglied anwesend sind.  2 Ist dies nicht der Fall, so hat der Vorsitzende unverzüglich eine neue Sitzung des Vorstands mit derselben Tagesordnung zu
                     einem Zeitpunkt, der längstens zwei Wochen später liegen darf, einzuberufen.  3 Die Ladungsfrist hierfür beträgt eine Woche.  4 Ist in dieser Sitzung außer dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter kein weiteres Mitglied anwesend, entscheidet dieser
                     allein.  5 Hierauf ist in der Einladung hinzuweisen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                          1 Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit.  2 Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                          1 Über jede Vorstandssitzung ist eine Niederschrift zu fertigen, die zumindest Anträge und Beschlüsse wiedergeben muss.  2 Der Protokollführer ist eine von dem Vorsitzenden beizuziehende Person.  3 Die Niederschrift ist von dem Vorsitzenden und dem Protokollführer zu unterschreiben.  4 Jeweils eine Abschrift der Niederschrift ist den Mitgliedern des Vorstands und dem Stiftungsrat zuzuleiten.  5 Nach Ablauf von drei Monaten seit Absendung des Protokolls ist eine Anfechtung eines Beschlusses unzulässig.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                          1 Beschlüsse können auch im Umlauf schriftlich, per Fax oder per E-Mail gefasst werden.  2 Der Vorsitzende leitet die Beschlussvorlage an alle Mitglieder des Vorstands und setzt eine Frist zur Stimmabgabe, die zwei
                     Wochen nicht unterschreiten darf.  3 Nichtabgabe der Stimme wird als Enthaltung gewertet.  4 Der Beschluss ist angenommen, wenn die Mehrheit der Mitglieder zustimmt und kein Mitglied innerhalb der Frist dem Umlaufverfahren
                     widerspricht.
                  

               

               
                     § 9
Stiftungsrat
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Der Stiftungsrat besteht aus mindestens fünf und höchstens fünfzehn Personen.  2 Als Mitglieder gehören dem Stiftungsrat an:
                  

                  
                     
                        	
                            der ständige Stellvertreter des Landesbischofs gemäß Art. 71 Kirchenverfassung EKM,
                           

                        

                        	
                            ein Vertreter der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland, der vom Kollegium des Landeskirchenamts der EKM benannt wird,

                        

                        	
                            weitere drei bis höchstens dreizehn von den Mitgliedern des Stiftungsrats gewählte Personen. Dabei soll es sich um solche
                              Personen handeln, die die Tätigkeit der Evangelischen Akademie Thüringen fördern und ihr Anliegen in der Öffentlichkeit unterstützen.
                           

                        

                     

                  

                   3 Anstelle eines ausgeschiedenen Mitgliedes kann für den Rest der Amtszeit ein neues Mitglied berufen werden.  4 Der Direktor der Evangelischen Akademie Thüringen nimmt mit beratender Stimme an den Stiftungsratssitzungen teil.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Stiftungsrat hat folgende Aufgaben:
                  

                  
                     
                        	
                            Wahl, Beratung, Überwachung und Entlastung des Vorstands,

                        

                        	
                            Genehmigung der Haushaltspläne und Entgegennahme der Jahresrechnung,

                        

                        	
                            Überwachung der von der Stiftung geförderten Vorhaben, 

                        

                        	
                            die Änderung der Stiftungssatzung im Benehmen mit dem Stiftungsvorstand, 

                        

                        	
                            die Auflösung und Zusammenlegung der Stiftung im Benehmen mit dem Stiftungsvorstand, 

                        

                        	
                            den Erwerb und die Veräußerung von Grundstücken, soweit deren Wert Euro 100.000 (Euro einhunderttausend) übersteigt,

                        

                        	
                            die Übernahme von Bürgschaften,

                        

                        	
                            größere bauliche Maßnahmen, soweit deren Kosten Euro 100.000 (Euro einhunderttausend) übersteigen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Stiftungsrat wählt aus seinen Reihen den Vorsitzenden und den stellvertretenden Vorsitzenden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Der Vorsitzende des Stiftungsrats beruft die Sitzungen die Stiftungsrats ein.  2 Sie soll am Sitz der Stiftung stattfinden.  3 Die Ladung erfolgt schriftlich, per Fax oder E-Mail mit einer Frist von vier Wochen unter Angabe der Tagesordnung.  4 Mindestens drei Stiftungsratsmitglieder können unter Angabe der gewünschten Tagesordnung die Einberufung einer Sitzung verlangen.
                      5 Der Vorsitzende leitet die Sitzungen, bei seiner Verhinderung der stellvertretende Vorsitzende.  6 Der Stiftungsrat hat mindestens einmal jährlich über die Jahresrechnung und den Haushaltsplan nach Abs. 2 Nr. 2 sowie die
                     Entlastung des Vorstandes nach Abs. 2 Nr. 1 zu beschließen.  7 In Ausnahmefällen kann die Beschlussfassung außerhalb einer Sitzung im Verfahren nach Absatz 8 stattfinden.  8 Über das Vorliegen eines Ausnahmefalls entscheidet der Vorsitzende des Stiftungsrates nach billigem Ermessen und teilt die
                     Gründe mit den Beschlussvorlagen gemäß Absatz 8 an alle Mitglieder mit.  9 Die Vorstandsmitglieder nehmen beratend an den Sitzungen des Stiftungsrats teil.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                          1 Der Stiftungsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens ein Drittel seiner Mitglieder, darunter der Vorsitzende oder sein Stellvertreter,
                     anwesend sind.  2 Ist dies nicht der Fall, so hat die Vorsitzende unverzüglich eine neue Sitzung des Stiftungsrats mit derselben Tagesordnung
                     zu einem Zeitpunkt, der längstens drei Wochen später liegen darf, mit einer Frist von einer Woche einzuberufen.  3 Ist in dieser Sitzung außer der Vorsitzenden kein weiteres Mitglied anwesend, entscheidet dieser allein.  4 Hierauf ist in der Einladung hinzuweisen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                          1 Der Stiftungsrat fasst seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit.  2 Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der Vorsitzenden den Ausschlag.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                          1 Über jede Stiftungsratssitzung ist eine Niederschrift zu fertigen, die zumindest Anträge und Beschlüsse wiedergeben muss.
                      2 Protokollführer ist eine von dem Vorsitzenden beigezogene Person oder ein von dem Vorsitzenden bestimmtes Stiftungsratsmitglied.
                      3 Die Niederschrift ist von dem Vorsitzenden und dem Protokollführer zu unterschreiben.  4 Jeweils eine Abschrift der Niederschrift ist den Mitgliedern des Stiftungsrats und dem Vorstand zuzuleiten.  5 Nach Ablauf von drei Monaten seit Absendung des Protokolls ist die Anfechtung eines Beschlusses unzulässig.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                          1 Beschlüsse können auch im Umlauf schriftlich, per Fax oder per E-Mail gefasst werden.  2 Der Vorsitzende leitet die Beschlussvorlage an alle Mitglieder des Stiftungsrats und setzt eine Frist zur Stimmabgabe, die
                     zwei Wochen nicht unterschreiten darf.  3 Nichtabgabe der Stimme wird als Enthaltung gewertet.  4 Der Beschluss ist angenommen, wenn die Mehrheit der Mitglieder zustimmt und kein Mitglied innerhalb der Frist widerspricht.
                      5 Beschlüsse gemäß Absatz 2 Nrn. 4 bis 8  sind vom Umlaufverfahren ausgenommen.
                  

               

               
                     § 10
Ende der Amtszeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Amtszeit eines Organmitglieds gemäß § 8 Abs. 1 Nr. 1 und 2 sowie § 9 Abs. 1 Nr. 2 und 3 endet mit Ablauf der Berufungszeit, sofern keine Wiederberufung erfolgt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Die Mitglieder eines Stiftungsorgans können ihr Amt zum Ende eines Geschäftsjahres niederlegen, wenn sie dies am 30. Juni
                     des Jahres dem Vorstand schriftlich angezeigt haben.  2 Aus wichtigem Grund kann das Amt sofort niedergelegt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Ein Organmitglied kann bei grober Amtspflichtverletzung oder Unfähigkeit zur Geschäftsführung oder aus sonstigem wichtigen
                     Grund vom Stiftungsrat abberufen werden.  2 Der Abberufene kann die Berechtigung der Abberufung binnen einer Frist von einem Monat seit Kenntnis gerichtlich prüfen lassen.
                      3 Im Falle eines Rechtsstreits ruhen die Rechte des abberufenen Mitglieds bis zur rechtskräftigen oder einstweiligen Entscheidung
                     des Gerichts.  4 Erst danach kann ein Nachfolger bestimmt werden.
                  

               

               
                     § 11
Erlöschen der Stiftung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung oder bei Wegfall der steuerbegünstigten Zwecke fällt das Vermögen, das nach der
                     im Rahmen der Liquidation vorzunehmenden Erfüllung aller Verbindlichkeiten verbleibt, an die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland,
                     die das angefallene Vermögen unmittelbar und ausschließlich für die in §§ 2 und 3 dieser Satzung angegebenen Zwecke zu verwenden hat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Zustiftungen des Bundes oder des Landes bzw.  2 Zustiftungen von bundeseigenen oder lan-deseigenen Gesellschaften fallen bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung der Gebietskörperschaft
                     zu, der der Zustiftende zugeordnet war.  3 Andere Zuwendungen des Bundes oder des Landes fallen bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung der Gebietskörperschaft zu,
                     der der Zuwendende zugeordnet war, sofern sich der Bund bzw.  4 das Land im Einzelfall eine solche Regelung vorbehalten haben.
                  

               

               
                     § 12
Stiftungsbehörde
                     

                  

                  Die Stiftung untersteht, unbeschadet der der staatlichen Stiftungsaufsicht vorbehaltenen Aufgaben, der Stiftungsaufsicht der
                     Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland.
                  

               

               
                     § 13
Sprachliche Gleichstellung
                     

                  

                  Alle Bezeichnungen für Personen und Funktionen in dieser Satzung bezeichnen gleichermaßen Frauen und Männer.

               

               
                     § 14
Übergangsbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Die Amtszeit des derzeitigen Stiftungsrats endet sechs Monate nach Genehmigung der Sat-zungsänderung vom 1. Dezember 2014
                     durch das Thüringer Innenministerium.  2 Innerhalb dieser sechs Monate wählt der Stiftungsrat bis zu sechs Mitglieder nach § 9 Absatz 1 Nr. 3 für eine Amtszeit von drei Jahren und bis zu sieben Mitglieder für eine Amtszeit von sechs Jahren.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der nach Absatz 1 neu gebildete Stiftungsrat wählt auf seiner konstituierenden Sitzung den Vorstand, dessen Amtszeit zum
                     vom Stiftungsrat festgelegten Termin beginnt.
                  

               

               
                     § 15
In- Kraft-Treten
                     

                  

                  Die Satzung tritt mit dem Zeitpunkt in Kraft, an dem die Genehmigung der Aufsichtsbehörde bekanntgegeben wird.

               

            

         

      

      

   
      

      
         Ordnung der Evangelischen Erwachsenenbildung im Land Sachsen – Anhalt der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
(Evangelische Erwachsenenbildung LSA-EKM Ordnung – EEB LSA-EKMO)
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      Änderungen
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                     Datum

                  
                  	
                     Fundstelle
ABl. EKM
                     

                  
                  	
                     Geänderte
Paragrafen
                     

                  
                  	
                     Art der 
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                     1

                  
                  	
                     Berichtigung der Ordnung der Evangelischen Erwachsenenbildung im Land Sachsen-Anhalt der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland

                  
                  	
                     13.12. 2011

                  
                  	
                     2012 S. 98

                  
                  	
                     § 11 Absatz 3 Satz 3 Nummer 1: Paragraphenangabe „§ 1 Absatz 2“ durch  Paragraphenangabe „§ 1 Absatz 3“ ersetzt

                  
                  	
                     ersetzt

                  
               

            
         

      

      

      Das Kollegium des Landeskirchenamtes der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 63 Absatz 2 Nummer 1 und 7 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Kirchenverfassung EKM – KVerfEKM) vom
         5. Juli 2008 (ABl. S. 183) die folgende Ordnung erlassen:
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                     Präambel

                  

                   1 Die Evangelische Erwachsenenbildung im Land Sachsen-Anhalt der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland ist dem Bildungsauftrag
                     der Kirche Jesu Christi verpflichtet.  2 Auf dieser Grundlage fördert sie die Orientierung in Fragen des christlichen Glaubens und damit des persönlichen, familiären,
                     beruflichen und gesellschaftlichen Lebens besonders der Menschen im Land Sachsen-Anhalt.  3 Die Angebote der Evangelischen Erwachsenenbildung richten sich an alle Menschen.  4 Die Teilnahme ist freigestellt.
                  

               

               
                     § 1
Auftrag, Name, Status, Vertretung, Sitz


                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland, nachfolgend Landeskirche genannt, beteiligt sich an dem öffentlichen Bildungsauftrag
                     im Land Sachsen-Anhalt durch die Ermöglichung von Veranstaltungsangeboten der Evangelischen Erwachsenenbildung.  2 Diesen Auftrag erfüllt eine Einrichtung in kirchlicher Trägerschaft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Einrichtung trägt den Namen „Evangelische Erwachsenenbildung im Land Sachsen-Anhalt der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland“,
                     nachfolgend EEB LSA-EKM genannt.  2 Bei Bedarf kann dem Namen ein Zusatz angefügt werden, der darauf hinweist, dass die Einrichtung nach dem im Land Sachsen-Anhalt
                     geltenden Gesetz als förderungsfähig anerkannt ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die EEB LSA-EKM ist eine rechtlich unselbständige Einrichtung der Landeskirche.  2 Der geschäftsführende pädagogische Leiter vertritt die Landeskirche als Trägerin in den Angelegenheiten der EEB LSA-EKM im
                     Rechtsverkehr nach Maßgabe der kirchlichen Ordnung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die EEB LSA-EKM hat ihren Sitz in Magdeburg.
                  

               

               
                     § 2
Aufgaben der EEB LSA-EKM


                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die EEB LSA-EKM ist eine Einrichtung der Erwachsenenbildung im Sinne des im Land Sachsen-Anhalt geltenden Rechts.  2 Als kirchliche Einrichtung nimmt sie auch eine öffentliche Aufgabe im Land Sachsen-Anhalt wahr.  3 Sie führt die Arbeit der bisher von der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland und der Evangelischen Landeskirche Anhalts
                     aufgrund der Satzung der Evangelischen Erwachsenenbildung im Land Sachsen-Anhalt vom 2. Dezember 2000/13. Dezember 2000 (ABl.
                     EKKPS 2001 S. 32) gemeinsam getragenen Erwachsenenbildung fort.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der EEB LSA-EKM obliegen in ihrem Zuständigkeitsbereich insbesondere:
                  

                  
                     
                        	
                            Angebote der Erwachsenenbildung,

                        

                        	
                            Förderung und Koordinierung der Evangelischen Erwachsenenbildung,

                        

                        	
                            Vertretung der Anliegen der Evangelischen Erwachsenenbildung der Landeskirche gegenüber dem Land Sachsen-Anhalt, den Bildungseinrichtungen
                              anderer Träger sowie in der Öffentlichkeit.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Erwachsenenbildungseinrichtungen der Landeskirche und der ihr angeschlossenen Einrichtungs- und Veranstaltungsträger
                     werden über die EEB LSA-EKM vom Land Sachsen-Anhalt gefördert.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die EEB LSA-EKM ist Mitglied der Deutschen Evangelischen Arbeitsgemeinschaft für Erwachsenenbildung e. V. (DEAE).
                  

               

               
                     § 3
Zwecke der EEB LSA-EKM
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die EEB LSA-EKM verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige sowie kirchliche Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte
                     Zwecke“ der Abgabenordnung.  2 Sie ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Mittel der EEB LSA-EKM dürfen nur für Aufgaben nach dieser Ordnung verwendet werden.
                  

               

               
                     § 4
Mitgliedschaft in der EEB LSA-EKM
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Mitglied der EEB LSA-EKM können sein die im Bereich der Erwachsenenbildung im Land Sachsen-Anhalt tätigen
                  

                  
                     
                        	
                            Einrichtungen, Dienste und Werke der Landeskirche und deren Untergliederungen,

                        

                        	
                            anderen juristischen Personen des öffentlichen und des privaten Rechts sowie deren Einrichtungen, Dienststellen und Untergliederungen
                              mit
                           

                        

                     

                  

                  
                     
                        	

                        	
                           a) Sitz im Land Sachsen-Anhalt oder

                           b) satzungsgemäßer Zuständigkeit für das Land Sachsen-Anhalt.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die unter Absatz 1 Nummer 1 genannten Einrichtungs- und Veranstaltungsträger erklären ihre Mitgliedschaft durch das erstmalige
                     Einreichen von Förderanträgen bei der EEB LSA-EKM. Die übrigen Einrichtungs- und Veranstaltungsträger beantragen ihre Mitgliedschaft
                     schriftlich beim Kuratorium.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Über die Aufnahme von Mitgliedern in die EEB LSA-EKM entscheidet das Kuratorium.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Austritt aus der EEB LSA-EKM erfolgt unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum Schluss eines Kalenderjahres durch
                     schriftliche Erklärung des Mitglieds gegenüber dem Kuratorium.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Das Kuratorium kann Mitgliedschaften wegen organisationsschädigenden Verhaltens mit sofortiger Wirkung beenden. Beendigungsgründe
                     können insbesondere sein:
                  

                  
                     
                        	
                            grobe Verstöße gegen Regelungen dieser Ordnung,

                        

                        	
                            Nichtbeachtung kirchlicher Interessen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Gegen Entscheidungen des Kuratoriums gemäß Absatz 4 und 5 kann das betroffene Mitglied innerhalb einer Frist von einem Monat
                     ab Bekanntgabe Beschwerde beim Landeskirchenamt einlegen.
                  

               

               
                     § 5
Aufgaben der Mitgliederversammlung
                     

                  

                  Die Mitgliederversammlung hat insbesondere folgende Aufgaben:

                  
                     
                        	
                            Erfahrungsaustausch und Beratung zu Anliegen der Evangelischen Erwachsenenbildung,

                        

                        	
                            Entgegennahme des Tätigkeitsberichts der Landesgeschäftsstelle,

                        

                        	
                            Wahl ihres Vorsitzenden und dessen Stellvertreters aus dem Kreis der Stimmberechtigten für eine Amtsdauer von fünf Jahren,

                        

                        	
                            Wahl von zwei Kuratoriumsmitgliedern aus dem Kreis der Stimmberechtigten für eine Amtsdauer von fünf Jahren.

                        

                     

                  

               

               
                     § 6 
Zusammensetzung der Mitgliederversammlung
                     

                  

                  Jedes Mitglied entsendet einen stimmberechtigten Vertreter in die Mitgliederversammlung.

               

               
                     § 7
Arbeitsweise der Mitgliederversammlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Mitgliederversammlung tritt mindestens jedes zweite Jahr zusammen.  2 Zur Mitgliederversammlung lädt deren Vorsitzender schriftlich unter Angabe der Tagesordnung mindestens vier Wochen vorher
                     ein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Mitgliederversammlung wird von ihrem Vorsitzenden geleitet.  2 Sie ist in der Regel nicht öffentlich.  3 Der geschäftsführende pädagogische Leiter, die pädagogischen Mitarbeitenden der EEB LSA-EKM und, falls nicht als Vertreter
                     in die Mitgliederversammlung entsandt, der Vorsitzende des Kuratoriums nehmen beratend teil.  4 Gäste können zu einzelnen oder zu allen Tagesordnungspunkten mit Rederecht eingeladen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Mitgliederversammlung ist unabhängig von der Anzahl der erschienenen Vertreter beschlussfähig, wenn sie ordnungsgemäß
                     einberufen worden und ihr Vorsitzender oder dessen Stellvertreter anwesend ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Mitgliederversammlung führt Entscheidungen mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen in der Regel durch offene Abstimmung
                     herbei.  2 Stimmenthaltungen bleiben unberücksichtigt.  3 Das Stimmrecht ist auf Vertreter anderer Mitglieder oder Dritte nicht übertragbar.  4 Auf Antrag eines Stimmberechtigten kann eine Abstimmung unter Verwendung von Stimmzetteln geheim erfolgen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Eilige Entscheidungen in einem Einzelfall kann die Mitgliederversammlung auf Veranlassung ihres Vorsitzenden im schriftlichen
                     Verfahren treffen.  2 Über das Abstimmungsergebnis und die hierauf beruhenden Veranlassungen informiert der Vorsitzende spätestens in der nächsten
                     Mitgliederversammlung.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Die wesentlichen Ergebnisse der Mitgliederversammlung sind in einem Protokoll niederzulegen.  2 Der Protokollant wird von dem Vorsitzenden der Mitgliederversammlung bestimmt.  3 Die von dem Protokollanten und dem Vorsitzenden unterzeichneten Protokolle werden den Mitgliedern der EEB LSA-EKM, dem geschäftsführenden
                     pädagogischen Leiter und, falls nicht als Vertreter in die Mitgliederversammlung entsandt, dem Vorsitzenden des Kuratoriums
                     rechtzeitig vor der nächsten Mitgliederversammlung zugesandt.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Die Mitgliederversammlung kann nähere Regelungen zu ihrer Tätigkeit in einer Geschäftsordnung festlegen.
                  

               

               
                     § 8
Aufgaben des Kuratoriums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Kuratorium beaufsichtigt die Tätigkeit der EEB LSA-EKM im Auftrag des Landeskirchenamtes.  2 Es verantwortet gegenüber dem Landeskirchenamt die grundsätzliche Ausrichtung der Arbeit sowie die Entscheidungen zu personellen,
                     finanziellen und rechtlichen Angelegenheiten der EEB LSA-EKM nach Maßgabe der kirchlichen Ordnung.  3 Es hat die Funktion des Beirats im Sinne des im Land Sachsen-Anhalt geltenden Rechts.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Dem Kuratorium obliegen insbesondere folgende Aufgaben:
                  

                  
                     
                        	
                            Beschlussfassung über die grundsätzliche Ausrichtung der Arbeit der EEB LSA-EKM einschließlich der Aufstellung eines Arbeitsplans,

                        

                        	
                            Vorschläge gegenüber dem Landeskirchenamt  zur Gliederung der EEB LSA-EKM in Regionen,

                        

                        	
                            Entscheidungen über die Ausstattung von Regionalstellen unter Beachtung der Vorgaben des Haushaltsplans,

                        

                        	
                            Bestätigung der von der Landesgeschäftsstelle erstellten Veranstaltungsprogramme,

                        

                        	
                            Beratung der Mitarbeitenden zu Fragen und Entscheidungen betreffend die Ausrichtung der Arbeit der EEB LSA-EKM,

                        

                        	
                            Bestätigung der Stellenbeschreibungen und Dienstanweisungen für die Mitarbeitenden,

                        

                        	
                            Personalvorschläge für die Besetzung der Stellen der haupt- und nebenberuflich tätigen pädagogischen Mitarbeitenden gegenüber
                              dem Landeskirchenamt,
                           

                        

                        	
                            Vermittlung bei grundlegenden Meinungsverschiedenheiten zur Art und Weise der Tätigkeit der Landesgeschäftsstelle,

                        

                        	
                           Entgegennahme des Tätigkeitsberichts des geschäftsführenden pädagogischen Leiters,

                        

                        	
                            Bestätigung des Entwurfs des Haushaltsplans einschließlich des Stellenplans,

                        

                        	
                            Bestätigung des Entwurfs der Jahresrechnung,

                        

                        	
                            Entgegennahme des Rechnungsprüfungsberichts,

                        

                        	
                            Zusammenarbeit mit dem Kuratorium der Evangelischen Erwachsenenbildung in Thüringen besonders in Fragen der Ausrichtung der
                              Evangelischen Erwachsenenbildungsarbeit,
                           

                        

                        	
                            Einsetzung von Arbeitsausschüssen zur Vorbereitung oder Erfüllung einzelner Aufgaben des Kuratoriums,

                        

                        	
                            Wahl des Vorsitzenden des Kuratoriums und dessen Stellvertreters aus dem Kreis der Stimmberechtigten für eine Amtsdauer von
                              fünf Jahren,
                           

                        

                        	
                            Hinzuberufung von zwei stimmberechtigten Mitgliedern in das Kuratorium,

                        

                        	
                            Vorschläge gegenüber dem Landeskirchenamt gemäß § 16 Satz 1 zur Änderung dieser Ordnung.

                        

                     

                  

                   2 Entscheidungen des Kuratoriums gemäß Satz 1 Nummer 3 über die Ausstattung von Regionalstellen bedürfen der Zustimmung des
                     Landeskirchenamtes; Satz 1 Nummer 7 bleibt hiervon unberührt.
                  

               

               
                     § 9
Zusammensetzung des Kuratoriums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Dem Kuratorium gehören mit Stimmrecht an:
                  

                  
                     
                        	
                            der für die EEB LSA-EKM zuständige Dezernent des Landeskirchenamtes; Vertretung durch einen Referatsleiter ist zulässig,

                        

                        	
                            zwei vom Landeskirchenamt berufene Mitglieder,

                        

                        	
                            zwei von der Mitgliederversammlung gewählte stimmberechtigte Vertreter,

                        

                        	
                            zwei vom Kuratorium hinzuberufene Mitglieder.

                        

                     

                  

                   2 Die Mitglieder gemäß Satz 1 Nummer 2 und 4 sollen nicht der Mitgliederversammlung angehören.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Personenidentität von Mitgliedern des Kuratoriums der EEB LSA-EKM mit denjenigen des Kuratoriums der Evangelischen Erwachsenenbildung
                     in Thüringen ist zulässig, soweit dies das im Land Sachsen-Anhalt geltende Recht zulässt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Mehrzahl der Kuratoriumsmitglieder muss durch seine Berufstätigkeit oder durch seine Mitwirkung im öffentlichen Leben
                     mit Fragen der Erwachsenenbildung vertraut und von der Landeskirche wirtschaftlich unabhängig sein.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Amtsdauer der Mitglieder des Kuratoriums gemäß Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bis 4 beträgt fünf Jahre.
                  

               

               
                     § 10
Arbeitsweise des Kuratoriums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Kuratorium tritt bei Bedarf, mindestens jedoch zweimal im Jahr zusammen.  2 Zu Sitzungen des Kuratoriums lädt dessen Vorsitzender schriftlich unter Angabe der Tagesordnung rechtzeitig vorher ein.  3 Außerordentliche Sitzungen sind einzuberufen, wenn dies der geschäftsführende pädagogische Leiter, der Vorsitzende der Mitgliederversammlung
                     oder mindestens drei andere stimmberechtigte Kuratoriumsmitglieder verlangen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Sitzungen des Kuratoriums werden von dessen Vorsitzenden geleitet.  2 Sie sind in der Regel nicht öffentlich.  3 Der geschäftsführende pädagogische Leiter, die pädagogischen Mitarbeitenden der EEB LSA-EKM und, falls nicht von der Mitgliederversammlung
                     in das Kuratorium gewählt, der Vorsitzende der Mitgliederversammlung nehmen beratend teil.  4 Gäste können zu einzelnen oder zu allen Tagesordnungspunkten mit Rederecht eingeladen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Kuratorium ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner stimmberechtigten Mitglieder einschließlich seines Vorsitzenden
                     oder dessen Stellvertreter anwesend ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Das Kuratorium führt Entscheidungen mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen in der Regel durch offene Abstimmung herbei.
                      2 Stimmenthaltungen bleiben unberücksichtigt.  3 Soweit in dieser Ordnung nicht abweichend geregelt, ist das Stimmrecht nicht übertragbar.  4 Auf Antrag eines Stimmberechtigten kann eine Abstimmung unter Verwendung von Stimmzetteln geheim erfolgen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Eilige Entscheidungen in Einzelfällen kann das Kuratorium auf Veranlassung seines Vorsitzenden im schriftlichen Verfahren
                     treffen.  2 Über das Abstimmungsergebnis und die hierauf beruhenden Veranlassungen informiert der Vorsitzende spätestens in der nächsten
                     Kuratoriumssitzung.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Die wesentlichen Ergebnisse der Kuratoriumssitzungen sind in einem Protokoll niederzulegen.  2 Der Protokollant wird von dem Vorsitzenden des Kuratoriums bestimmt.  3 Die von dem Protokollanten und dem Vorsitzenden unterzeichneten Protokolle werden den stimmberechtigten Kuratoriumsmitgliedern,
                     dem geschäftsführenden pädagogischen Leiter, und falls nicht in das Kuratorium gewählt, dem Vorsitzenden der Mitgliederversammlung
                     rechtzeitig vor der nächsten Sitzung des Kuratoriums zugesandt.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Das Kuratorium kann nähere Regelungen zu seiner Tätigkeit sowie zur Tätigkeit der Landesgeschäftsstelle durch Geschäftsordnungen
                     festlegen.  2 Die Geschäftsordnungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Bestätigung durch das Landeskirchenamt.
                  

               

               
                     § 11
Landesgeschäftsstelle
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Am Sitz der EEB LSA-EKM ist eine Landesgeschäftsstelle eingerichtet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Landesgeschäftsstelle wird von dem geschäftsführenden pädagogischen Leiter geführt.  2 Der Leiter der Landesgeschäftsstelle wird vom Landeskirchenamt bestellt.  3 Er ist auch dem Kuratorium rechenschaftspflichtig.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Leiter der Landesgeschäftsstelle trägt die Verantwortung für die Arbeit der EEB LSA-EKM nach Maßgabe der kirchlichen Ordnung
                     und dem im Land Sachsen-Anhalt geltenden Recht.  2 In Abstimmung mit dem Kuratorium ist der Leiter der Landesgeschäftsstelle für die langfristige pädagogische Planung der EEB
                     LSA-EKM zuständig.  3 Vorbehaltlich der in § 8 Absatz 2 erforderlichen Bestätigungen des Kuratoriums ist er insbesondere für folgende Aufgaben zuständig:
                  

                  
                     
                        	
                            Vertretung der EEB LSA-EKM in der Öffentlichkeit sowie gemäß § 1 Absatz 3 im Rechtsverkehr,
                           

                        

                        	
                            Vorbereitung der Mitgliederversammlung in Abstimmung mit deren Vorsitzenden,

                        

                        	
                            Vorbereitung und Ausführung der Entscheidungen des Kuratoriums,

                        

                        	
                            Koordinierung, Vorbereitung und Erstellung der Veranstaltungsprogramme,

                        

                        	
                            Vernetzung und Koordinierung der Arbeit in den Regionen,

                        

                        	
                            Beantragung von Fördermitteln beim Land Sachsen-Anhalt,

                        

                        	
                            Abrechnung der Fördermittel mit den Einrichtungs- und Veranstaltungsträgern,

                        

                        	
                            Rechnungslegung der Verwendung der Fördermittel gegenüber dem Land Sachsen-Anhalt,

                        

                        	
                            Vorbereitung des Entwurfs des Haushaltsplans einschließlich des Stellenplans,

                        

                        	
                            Aufstellung des Entwurfs der Jahresrechnung,

                        

                        	
                            Mitwirkung bei der Rechnungsprüfung,

                        

                        	
                            Erstellung von Stellenbeschreibungen,

                        

                        	
                            Erstellung von Dienstanweisungen für Mitarbeitende,

                        

                        	
                            Anleitung und Beratung der Mitarbeitenden,

                        

                        	
                            Fachaufsicht über die Mitarbeitenden,

                        

                        	
                            Einberufung der Mitarbeitenden zu Dienstbesprechungen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Bei grundlegenden Meinungsverschiedenheiten über die Art und Weise der Geschäftsführung informiert der Leiter der Landesgeschäftsstelle
                     unverzüglich den Vorsitzenden des Kuratoriums und das Landeskirchenamt.
                  

               

               
                     § 12
Landesorganisation
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Aufgaben nach § 2 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und 3 und Absatz 3 nimmt die EEB LSA-EKM als Landesorganisation im Sinne des im Land Sachsen-Anhalt
                     geltenden Rechts wahr.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Landesorganisation können beitreten:
                  

                  
                     
                        	
                            die Evangelisch-Lutherische Kirche in Braunschweig oder deren Propsteien hinsichtlich ihrer im Land Sachsen-Anhalt gelegenen
                              Kirchengemeinden,
                           

                        

                        	
                            andere im Land Sachsen-Anhalt tätige Kirchen und Religionsgemeinschaften, wenn sie Mitglied der Arbeitsgemeinschaft Christlicher
                              Kirchen in Sachsen-Anhalt sind.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Mitglieder der Landesorganisation können ihre Zusammenarbeit, insbesondere die Finanzierung der Landesgeschäftsstelle
                     durch eine schriftliche Vereinbarung regeln.
                  

               

               
                     § 13
Regionale Gliederung
                     

                  

                   1 Die EEB LSA-EKM kann vom Landeskirchenamt in Regionen gegliedert werden.  2 In jeder Region kann eine Regionalstelle als Außenstelle der Landesgeschäftsstelle nach Maßgabe des Haushaltsplans eingerichtet
                     werden.  3 Für die Arbeit in den Regionalstellen können haupt- oder nebenberufliche Mitarbeitende nach Maßgabe des Stellenplans beschäftigt
                     werden.
                  

               

               
                     § 14
Finanzierung
                     

                  

                  Die EEB LSA-EKM finanziert sich durch:

                  
                     
                        	
                            Fördermittel des Landes Sachsen-Anhalt,

                        

                        	
                            Teilnehmerbeiträge,

                        

                        	
                            sonstige Einnahmen aus der Erfüllung von Aufgaben nach dieser Ordnung,

                        

                        	
                            Zuwendungen,

                        

                        	
                            Zuweisungen der Landeskirche.

                        

                     

                  

               

               
                     § 15
Verschwiegenheit
                     

                  

                   1 Die in den Gremien und der Landesgeschäftsstelle der EEB LSA-EKM tätigen ehrenamtlichen, haupt- und nebenberuflichen Mitarbeitenden
                     sind verpflichtet, über die ihnen im Rahmen ihrer Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen Stillschweigen zu wahren.  2 Dies gilt nicht, wenn die Tatsache ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedarf oder eine Entbindung von der Verschwiegenheitspflicht
                     durch den Vorsitzenden des Kuratoriums oder durch das Landeskirchenamt erfolgt ist.  3 Verschwiegenheitspflichten aufgrund eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses bleiben unberührt.
                  

               

               
                     § 16
Änderung der Ordnung
                     

                  

                   1 Das Kuratorium kann nach Anhörung der Mitgliederversammlung dem Landeskirchenamt Änderungen dieser Ordnung vorschlagen.  2 Das Kollegium des Landeskirchenamtes ist bei seiner Entscheidung an die Vorschläge nicht gebunden.  3 Vor Beschlussfassung über eine Änderung dieser Ordnung ist das Einvernehmen mit den der Landesorganisation beigetretenen Kirchen
                     und Religionsgemeinschaften herzustellen.
                  

               

               
                     § 17
Übergangsbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Mitgliedschaften zur bisherigen Evangelischen Erwachsenenbildung im Land Sachsen-Anhalt werden zum Zeitpunkt des Inkrafttretens
                     dieser Ordnung auf die EEB LSA-EKM übergeleitet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Bekanntmachung kann der Überleitung der Mitgliedschaft in die EEB LSA-EKM rückwirkend
                     zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Ordnung schriftlich widersprochen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Das nach dieser Ordnung neu zu bildende Kuratorium soll seine Arbeit bis zum 31. Juli 2012 aufgenommen haben.  2 Bis zum ersten Zusammentreten des Kuratoriums nimmt der bisherige Beirat der Evangelischen Erwachsenenbildung im Land Sachsen-Anhalt
                     die Aufgaben des Kuratoriums nach dieser Ordnung weiterhin wahr.
                  

               

               
                     § 18
Gleichstellungsbestimmung
                     

                  

                  Die in dieser Ordnung verwendeten Personen-, Funktions- und Amtsbezeichnungen gelten für Männer und Frauen in gleicher Weise.

               

               
                     § 19
Schlussbestimmungen
                     

                  

                   1 Diese Ordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2012 in Kraft.  2 Sie ersetzt die übereinstimmend mit der Evangelischen Landeskirche Anhalts zum Ablauf des 31. Dezember 2011 aufgehobene Satzung
                     der Evangelischen Erwachsenenbildung im Land Sachsen-Anhalt vom 2. Dezember 2000/13. Dezember 2000 (ABl. EKKPS 2001 S. 32).
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                     Präambel

                  

                   1 Die Ländliche Heimvolkshochschule Thüringen e. V.  ist als evangelische Bildungs- und Begegnungsstätte in Kloster Donndorf
                     eine Einrichtung der Erwachsenenbildung.  2 Ihr Konzept vom „Leben und Lernen unter einem Dach" bedeutet ganzheitliche Bildung mit dem Ziel, Selbsthilfekräfte zu wecken
                     und Eigeninitiative zu stärken.  3 Durch die lebenspraktische Ausrichtung der Kursarbeit will die Ländliche Heimvolkshochschule einen Beitrag zur Demokratisierung
                     sowie zur geistigen, moralischen und kulturellen Orientierung leisten.  4 Die Einrichtung steht allen Menschen offen und bietet die Möglichkeit zur lebendigen, persönlichen Begegnung und zum Gespräch
                     zwischen Menschen unterschiedlicher Meinungen und Positionen.  5 Die Mitarbeiter verstehen ihre Aufgaben von der biblischen Botschaft her.  6 Die Ländliche Heimvolkshochschule ist ein rechtlich selbständiges Werk der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (EKM).
                      7 Die Ländliche Heimvolkshochschule ist Mitglied des Verbandes der Bildungszentren im Ländlichen Raum e. V.
                  

               

               
                     § 1
Name und Sitz
                     

                  

                   1 Der Verein führt den Namen „Ländliche Heimvolkshochschule Thüringen e. V.".  2 Er hat seinen Sitz in Donndorf und ist in dem Vereinsregister des Amtsgerichts Sondershausen eingetragen.
                  

               

               
                     § 2
Zweck und Ziel
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Zweck und Ziel des Vereins ist die Unterstützung der Bildungs- und Begegnungsarbeit im ländlichen Raum.  2 Dem dient die Errichtung und der Betrieb einer evangelischen Bildungs- und Begegnungsstätte, deren Träger der Verein ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Basierend auf einem ganzheitlichen Bildungsverständnis bemüht sich die Ländliche Heimvolkshochschule um die Förderung der
                     politischen, sozialen, beruflichen und musisch-kulturellen Bildung auf der Grundlage des christlichen Menschenbildes.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Kurse der Ländlichen Heimvolkshochschule stehen allen Bevölkerungsschichten im Freistaat Thüringen offen.  2 Teilnehmer aus anderen Bundesländern und dem Ausland sind jederzeit willkommen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Ländliche Heimvolkshochschule pflegt die Zusammenarbeit mit den Einrichtungen, Werken und kirchlichen Körperschaften der
                     EKM, mit den katholischen Heimvolkshochschulen in Thüringen sowie mit Bildungsträgern und Begegnungsstätten im deutschen und
                     europäischen Raum.  2 Dem Gedanken der europäischen Integration fühlt sie sich besonders verpflichtet.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die nähere Ausgestaltung der Arbeit der Ländlichen Heimvolkshochschule wird durch die Geschäftsordnung des Vereins geregelt.
                  

               

               
                     § 3
Gemeinnützigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige sowie kirchliche Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte
                     Zwecke" der Abgabenordnung in der jeweils gültigen Fassung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.  2 Die Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Mitglieder erhalten keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglied auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln
                     des Vereins.  2 Keine Person darf durch Ausgaben, die den gesetzten Zwecken des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütung
                     begünstigt werden.  3 Alle Inhaber von Vereinsfunktionen sind ehrenamtlich tätig und haben nur Anspruch auf Ersatz nachgewiesener Auslagen.
                  

               

               
                     § 4
Mitgliedschaft und Mitgliedspflichten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Stimmberechtigte Mitglieder sind:
                  

                  
                     
                        	
                            die aus den im „Forum Westthüringen - Initiative zur Förderung des ländlichen Raums" zusammengeschlossenen Institutionen,
                              Vereinigungen und natürlichen Personen als Gründungsmitglieder,
                           

                        

                        	
                            die EKM und der örtlich zuständige Kirchenkreis,

                        

                        	
                            weitere juristische Personen, Vereinigungen und natürliche Personen, wenn sie über besondere Erfahrungen auf dem Gebiet der
                              Jugend- und Erwachsenenbildung verfügen.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Über die Aufnahme neuer stimmberechtigter Mitglieder entscheidet die Mitgliederversammlung auf Antrag.  2 Voraussetzung für die Aufnahme ist, dass das neue Mitglied durch Unterschrift die Satzung und die Grundsätze der Präambel
                     des Vereins als rechtsverbindlich anerkennt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Mitglieder sind verpflichtet, an der jährlichen Mitgliederversammlung teilzunehmen und die Interessen des Vereins zu vertreten.
                      2 Juristische Personen sowie sonstige Institutionen und Vereinigungen entsenden einen Vertreter und benennen dem Vorstand für
                     den Verhinderungsfall einen Stellvertreter.  3 Natürliche Personen können im Verhinderungsfall ihr Stimmrecht nicht auf andere Personen übertragen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Es werden Mitgliedsbeiträge erhoben.  2 Die Höhe setzt die Mitgliederversammlung durch Beschluss fest.
                  

               

               
                     § 5
Ende der Mitgliedschaft
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Mitgliedschaft endet durch Tod der natürlichen Person, Auflösung der juristischen Person oder Vereinigung sowie durch
                     Austritt oder Ausschluss aus dem Verein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Austritt kann jederzeit schriftlich gegenüber dem Vorstand zum Ende des Geschäftsjahres erklärt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Ausschluss erfolgt wegen schwerwiegenden Verstößen gegen die Satzung, die Interessen oder die Grundsätze des Vereins
                     durch Beschluss der Mitgliederversammlung und hat sofortige Wirkung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Beendigung der Mitgliedschaft berührt nicht die Verpflichtung zur Zahlung des vollen Mitgliedsbeitrages für das laufende
                     Geschäftsjahr.
                  

               

               
                     § 6
Organe des Vereins
                     

                  

                  Die Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung und der Vorstand.

               

               
                     § 7
Mitgliederversammlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Mitgliederversammlung setzt sich aus den stimmberechtigten Mitgliedern zusammen und findet mindestens einmal im Jahr
                     statt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Sie wird durch den Vorsitzenden einberufen.  2 Die Mitglieder sind mindestens 14 Tage vorher unter Mitteilung der Tagesordnung schriftlich einzuladen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Aufgaben der Mitgliederversammlung sind insbesondere:
                  

                  
                     
                        	
                            die Festlegung der Grundsätze für die Arbeit der Ländlichen Heimvolkshochschule;

                        

                        	
                            die Wahl des Vorstands;

                        

                        	
                            die Entscheidung über die Einstellung des Schulleiters;

                        

                        	
                            die Entgegennahme des Tätigkeitsberichts des Geschäftsführers;

                        

                        	
                            die Genehmigung des Haushaltsplans und Entlastung des Vorstands;

                        

                        	
                            die Beschlussfassung über:

                           
                              
                                 	
                                     Satzungsänderungen,

                                 

                                 	
                                     die Auflösung des Vereins,

                                 

                                 	
                                     die Aufnahme oder den Ausschluss von Mitgliedern sowie

                                 

                                 	
                                     Anträge von Vereinsmitgliedern und des Vorstands;

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            die Aufstellung oder Änderung der Geschäftsordnung des Vereins;

                        

                        	
                            die Wahl von mindestens zwei Rechnungsprüfern;

                        

                        	
                            die Festsetzung der Mitgliedsbeiträge.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn es fünf ordentliche Mitglieder schriftlich unter Benennung
                     der Gründe gegenüber dem Vorstand beantragen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Jede ordnungsgemäß eingeladene Mitgliederversammlung ist beschlussfähig.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Beschlüsse werden, sofern es die Satzung nicht anders bestimmt, mit einfacher Mehrheit gefasst.  2 Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Über den Verlauf und die Ergebnisse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen, das vom Versammlungsleiter
                     und vom Schriftführer zu unterzeichnen ist.
                  

               

               
                     § 8
Vorstand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der geschäftsführende Vorstand des Vereins besteht aus dem Vorsitzenden und seinem Stellvertreter.  2 Der erweiterte Vorstand besteht aus dem Vorsitzenden, seinem Stellvertreter, mindestens zwei Beisitzern und dem Schriftführer.
                      3 Unter den Vorstandsmitgliedern des erweiterten Vorstandes soll je ein Vertreter der EKM und des örtlich zuständigen Kirchenkreises
                     sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Vorstand wird für drei Jahre gewählt.  2 Wiederwahl ist möglich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist.  2 Er entscheidet mit einfacher Stimmenmehrheit.  3 Über die Ergebnisse der Vorstandssitzung ist ein Protokoll anzufertigen, das vom Vorsitzenden und vom Schriftführer zu unterzeichnen
                     ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Vorstand beauftragt den Schulleiter der Ländlichen Heimvolkshochschule, die laufenden Geschäfte des Vereins zu erledigen.
                      2 Dieser kann insoweit als besonderer Vertreter nach § 30 Bürgerliches Gesetzbuch den Verein vertreten und ist berechtigt, an
                     den Sitzungen des Vorstands mit beratender Stimme teilzunehmen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung und legt die Dienstanweisung für den Schulleiter fest.  2 Er stellt die hauptberuflichen pädagogischen Mitarbeiter ein.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Der geschäftsführende Vorstand vertritt den Verein gerichtlich und außergerichtlich.  2 Der Vorsitzende und der Stellvertreter sind einzelvertretungsberechtigt.
                  

               

               
                     § 9
Pädagogischer Beirat
                     

                  

                   1 Der Vorstand kann zu seiner Beratung einen pädagogischen Beirat berufen.  2 Das Nähere regelt die vom Vorstand zu erlassende Geschäftsordnung.
                  

               

               
                     § 10
Satzungsänderungen
                     

                  

                   1 Die Satzung des Vereins kann durch Beschluss der Mitgliederversammlung mit einer Zweidrittelmehrheit der anwesenden stimmberechtigten
                     Mitglieder geändert werden.  2 Satzungsänderungen, insbesondere auch Änderungen des Vereinszwecks, bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung des Kollegiums
                     des Landeskirchenamtes der EKM.
                  

               

               
                     § 11
Geschäftsjahr
                     

                  

                  Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.

               

               
                     § 12
Auflösung des Vereins
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Auflösung des Vereins erfolgt durch Beschluss der Mitgliederversammlung mit Zweidrittelmehrheit der anwesenden stimmberechtigten
                     Mitglieder.  2 Sie ist dem Landeskirchenamt der EKM unverzüglich anzuzeigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Vermögen des Vereins fällt bei Auflösung des Vereins sowie bei Aufhebung oder Wegfall des Vereinszwecks ausschließlich
                     und unmittelbar der EKM zur Verwendung für Zwecke der kirchlichen Jugend- und Erwachsenenbildung zu.
                  

               

               
                     § 13
Gleichstellungsbestimmung
                     

                  

                  Status- und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form.

               

               
                     § 14
Inkrafttreten
                     

                  

                   1 Diese Satzung wurde von der Mitgliederversammlung am 23. April 2012 mit der erforderlichen Mehrheit beschlossen.  2 Sie tritt mit Eintragung in das Vereinsregister in Kraft1 und ersetzt die von der Mitgliederversammlung am 31. Oktober 1991 beschlossene Satzung.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Die neugefasste Satzung ist im Vereinsregister des Amtsgerichts Sondershausen unter der Registernummer VR 569 eingetragen.
               Mit Eintragung in das Vereinsregister am 18. Juli 2012 ist die Neufassung der Satzung in Kraft getreten.
            

         

      

   
      

      
         Ordnung für das Medienzentrum der Evangelischen
Kirche in Mitteldeutschland
         

      

      
         Vom 28. Oktober 2008

      

      
         (ABl. S. 340)
         

      

      Das Kollegium des Kirchenamtes der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 7 Abs. 2 Nr. 6 in Verbindung mit Artikel 14 Abs. 2 Nr. 8 der Vorläufigen Ordnung der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland vom 18. Mai 2004 (ABl. ELKTh
         S. 84, ABl. EKM 2006 S. 215) die folgende Ordnung für das Medienzentrum der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland beschlossen:
      

      
                     § 1
Zweck, Rechtsstellung und Sitz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Zur Förderung und Begleitung der medienpädagogischen Arbeit in ihren Einrichtungen und Untergliederungen sowie zur Fort- und
                     Weiterbildung medienpädagogisch tätiger Mitarbeiter hat die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland ein Medienzentrum, nachfolgend
                     EMZ genannt, eingerichtet.  2 Das EMZ ist mit Büchern, Zeitschriften, audiovisuellen Medien und didaktischem Material zu theologischen, religions- und medienpädagogischen
                     Schwerpunktthemen ausgestattet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das EMZ ist Mitglied im Verband kirchlich-wissenschaftlicher Bibliotheken (VkwB) und gehört der Arbeitsgemeinschaft Evangelischer
                     Medienzentralen an.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das EMZ ist eine rechtlich unselbstständige Einrichtung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland und hat seinen Sitz
                     in Neudietendorf bei Erfurt mit Arbeitsstellen in Drübeck und Magdeburg.
                  

               

               
                     § 2
Ziele und Aufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das EMZ unterstützt und fördert die Arbeit kirchlicher Mitarbeiter, staatlicher Religionslehrkräfte, kirchlicher Bildungseinrichtungen
                     und Körperschaften bei der Umsetzung des kirchlichen Bildungs- und Verkündigungsauftrags.  2 Darüber hinaus können Bildungseinrichtungen anderer Träger aus den Bereichen der Theologie, der Religionspädagogik, der Medienpädagogik
                     und der Politischen Bildung das EMZ nutzen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das EMZ erfüllt insbesondere folgende Aufgaben:
                     
                        	
                           Bereitstellung und Ausleihe von audiovisuellen Medien einschließlich der für deren Vorführung notwendigen Medientechnik;

                        

                        	
                           Beratung und Anleitung der Nutzer zum Medieneinsatz und zur Medienrecherche sowie zur Förderung deren Informations- und Recherchekompetenz;

                        

                        	
                           Themenbezogene Bereitstellung von Literatur und von audiovisuellen Medien für die Aus-, Fort- und Weiterbildung in den Bereichen
                              Theologie, Religionspädagogik, Medienpädagogik und Politische Bildung;
                           

                        

                        	
                           Projektbezogene Unterstützung der Einrichtungen und Untergliederungen der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland im Bereich
                              der Medienpädagogik;
                           

                        

                        	
                           Stellungnahmen zu grundsätzlichen Fragestellungen der Medienpädagogik, soweit die kirchliche Arbeit betroffen ist;

                        

                        	
                           Vorbereitung und Veranstaltung von medienpädagogischen, medienrechtlichen und medientechnischen Fortbildungen;

                        

                        	
                           Kooperation mit medienpädagogischen Einrichtungen und Bibliotheken anderer Träger, insbesondere mit anderen Kirchen und mit
                              staatlichen Einrichtungen.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 3
Nutzungsentgelte und Auslagen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Nutzung des EMZ erfolgt in der Rechtsform des Privatrechts.  2 Von den jeweiligen Nutzern können die Erstattung der dem EMZ durch die Nutzung verursachten notwendigen Auslagen sowie ein
                     Nutzungsentgelt verlangt werden.  3 Das Nähere regeln die Nutzungsbedingungen sowie ein Preisverzeichnis, die durch Aushang oder in anderer geeigneter Weise den
                     Nutzern bekannt zu geben sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Nutzungsbedingungen, das Preisverzeichnis sowie deren Änderung bedürfen vor Bekanntgabe und Verwendung gegenüber den Nutzern
                     der Bestätigung des Landeskirchenamtes.
                  

               

               
                     § 4
Kuratorium
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Für die Weiterentwicklung und die Festlegung der Arbeitsschwerpunkte und Arbeitsweisen des EMZ wird ein Kuratorium eingesetzt.
                      2 Es trägt die Verantwortung dafür, dass das EMZ seine Aufgaben ordnungsgemäß wahrnimmt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Kuratorium hat insbesondere folgende Aufgaben:
                     
                        	
                           Festlegung aktueller und zukünftiger Aufgaben des EMZ;

                        

                        	
                           Beratung der Organe der Landeskirche in allen Angelegenheiten des EMZ;

                        

                        	
                           Einsetzung eines Stellenbesetzungsausschusses bei Bedarf;

                        

                        	
                           Entgegennahme und Erörterung des Jahresberichts des Leiters des EMZ;

                        

                        	
                           Stellungnahme zum Haushaltsplanentwurf und zur Jahresrechnung des EMZ;

                        

                        	
                           Beschlussfassung zu Änderungen der Nutzungsbedingungen und der Nutzungsentgelte gemäß § 3.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 5
Mitglieder des Kuratoriums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dem Kuratorium gehören mit Stimmrecht an:
                     
                        	
                           der Leiter des für das EMZ zuständigen Dezernats des Landeskirchenamtes oder eine von ihm beauftragte Person;

                        

                        	
                           ein vom Pädagogisch-Theologischen Institut benannter Vertreter;

                        

                        	
                           ein vom Gemeindekolleg der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland benannter Vertreter;

                        

                        	
                           bis zu drei vom Kollegium des Landeskirchenamtes für die Dauer von fünf Jahren berufene Vertreter.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Leiter des EMZ nimmt beratend an den Sitzungen des Kuratoriums teil.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Kuratorium wählt aus der Mitte seiner stimmberechtigten Mitglieder einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter für die
                     Dauer von fünf Jahren.
                  

               

               
                     § 6
Arbeitsweise des Kuratoriums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Kuratorium tritt mindestens zweimal jährlich zusammen.  2 Der Vorsitzende lädt unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen schriftlich unter Versendung der Tagesordnung zu den Sitzungen
                     des Kuratoriums ein.  3 Außerordentliche Kuratoriumssitzungen müssen von ihm einberufen werden, wenn dies von einem Drittel der Kuratoriumsmitglieder
                     schriftlich unter Angabe der Tagesordnung verlangt wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Sitzungen des Kuratoriums werden von dem Vorsitzenden geleitet.  2 Das Kuratorium ist beschlussfähig, wenn der Vorsitzende oder sein Stellvertreter und mindestens die Hälfte der weiteren stimmberechtigten
                     Kuratoriumsmitglieder anwesend sind.  3 Auf Antrag eines Kuratoriumsmitglieds ist eine Abstimmung geheim vorzunehmen.  4 Beschlüsse werden mit der einfachen Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Kuratoriumsmitglieder gefasst.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Geschäftsführung und die Schriftführung des Kuratoriums obliegen dem Leiter des EMZ.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Beratungen des Kuratoriums sind vertraulich.  2 Es kann zu seinen Sitzungen Gäste mit beratender Stimme einladen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Das Kuratorium kann sich für seine Arbeit eine Geschäftsordnung geben.
                  

               

               
                     § 7
Leitung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Leitung des EMZ beruft das Kollegium des Landeskirchenamtes im Einvernehmen mit dem Kuratorium für sechs Jahre einen
                     Leiter und dessen Stellvertreter.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Innerhalb der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland ist der Leiter Ansprechpartner des EMZ für alle Einrichtungen und
                     Körperschaften.  2 Darüber hinaus hat er insbesondere folgende Aufgaben:
                     
                        	
                           Verantwortung der Umsetzung der Grundsatzentscheidungen des Kuratoriums für die Arbeit des EMZ;

                        

                        	
                           Erfüllung der laufenden Geschäfte des EMZ;

                        

                        	
                           Evaluierung der Arbeit des EMZ;

                        

                        	
                           Erstellung von Aufgabenbeschreibungen für die Mitarbeiter des EMZ;

                        

                        	
                           Entwurf und Bewirtschaftung des Haushaltsplans sowie Erstellung der Jahresrechnung des EMZ;

                        

                        	
                           Vertretung des EMZ als Einrichtung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland im Rechtsverkehr;

                        

                        	
                           Repräsentation des EMZ in der Öffentlichkeit;

                        

                        	
                           Geschäftsführung und Schriftführung für das Kuratorium;

                        

                        	
                           Organisation der Stellenbesetzungsverfahren sowie Mitwirkung im Stellenbesetzungsausschuss, soweit nicht die Stelle des Leiters
                              zu besetzen ist.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Stellvertreter verantwortet im Zusammenwirken mit dem Leiter die Organisation und die Geschäftsabläufe des EMZ gegenüber
                     dem Kuratorium und der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland.  2 Er vertritt sowohl im Verhinderungsfall als auch bei Abwesenheit den Leiter.
                  

               

               
                     § 8
Gleichstellungsklausel
                     

                  

                  Die in dieser Ordnung verwendeten Personen-, Funktions- und Amtsbezeichnungen gelten für Frauen und Männer in gleicher Weise.

               

               
                     § 9
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                   1 Diese Ordnung tritt am 1. Januar 2009 in Kraft.  2 Gleichzeitig tritt die Ordnung der Evangelischen Medienzentrale Magdeburg vom 30. August 1997 (ABl. EKKPS S. 185) außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Ordnung des Landesausschusses 
des Deutschen Evangelischen Kirchentages in Mitteldeutschland
         

      

      
         Vom 27. Mai 2014

      

      
         (ABl. 2015 S. 226 )
         

      

      Das Kollegium des Landeskirchenamtes der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 63 Absatz 2 Nummer 1 und 7 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Kirchenverfassung EKM – KVerfEKM) vom
         5. Juli 2008 (ABl. S. 183) folgende Ordnung beschlossen:
      

      
                     Präambel

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Der Landesausschuss des Deutschen Evangelischen Kirchentages in Mitteldeutschland wird durch Vereinigung und in Fortführung
                     der Tradition der Landesausschüsse der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und der Evangelisch-Lutherischen Kirche
                     in Thüringen gebildet.  2 Er ist verantwortlich für die Kirchentagsarbeit im Bereich der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (EKM).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Der Landesausschuss regelt seine Angelegenheiten im Sinne der Ordnung des Deutschen Evangelischen Kirchentages (DEKT) selbständig.
                      2 Dabei macht er sich die Aussage aus dessen Präambel zu eigen: „Der Deutsche Evangelische Kirchentag will Menschen zusammenführen,
                     die nach dem christlichen Glauben fragen.  3 Er will evangelische Christen sammeln und im Glauben stärken.  4 Er will zur Verantwortung in der Kirche befähigen und zur Gemeinschaft der weltweiten Christenheit beitragen."
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Landesausschuss gehört der Konferenz der Landesausschüsse des DEKT an.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Der Landesausschuss ist ein rechtlich unselbständiges Werk der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland und unterliegt ihrem
                     Werkegesetz.  2 Er arbeitet als solches grundsätzlich eigenverantwortlich.  3 Zur bestmöglichen Erfüllung seiner Aufgaben stimmt er seine Arbeit mit den kirchlichen Körperschaften ab (§ 9 Werkegesetz).
                  

               

               
                     § 1 
Aufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Der Landesausschuss hat die Aufgabe, in seinem Verantwortungsbereich die Kirchentagsarbeit anzuregen und zu koordinieren,
                     sowie Kirchentage und ähnliche Veranstaltungen durchzuführen.  2 Er stimmt sich hierzu mit den Kirchenkreisen, den Kirchengemeinden vor Ort und den landeskirchlichen Gremien ab.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Zur Durchführung von Kirchentagen und ähnlichen Veranstaltungen kann der Landesausschuss regionale vorbereitende Ausschüsse
                     einsetzen.  2 Zur Vorbereitung, Durchführung und Nacharbeit solcher Veranstaltungen kann auf Beschluss des Landesausschusses ein eingetragener
                     Verein gegründet werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Der Landesausschuss ist mitverantwortlich für die Vorbereitung und Nacharbeit der Deutschen Evangelischen Kirchentage.  2 Er fördert im Rahmen der Vorbereitung die Verbindung zwischen der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland, deren Einrichtungen,
                     Werken und Verbänden, sowie den politischen, sozialen, kulturellen Gruppen einerseits und den Organen des DEKT andererseits
                     (§ 16 Ordnung des DEKT).
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Landesausschuss beachtet besonders die Zusammenarbeit mit benachbarten Landesausschüssen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Der Landesausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.
                  

               

               
                     § 2 
Organe
                     

                  

                  Die für die Kirchentagsarbeit in der EKM verantwortlichen Organe sind:

                  
                     
                        	
                            der Landesausschuss,

                        

                        	
                            der Leitungskreis.

                        

                     

                  

               

               
                     § 3 
Der Landesausschuss
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Zum Landesausschuss gehört, wer zur Mitarbeit bereit ist und durch den Landesausschuss berufen wird.  2 Jedes Mitglied kann auf eigenen Wunsch ausscheiden.  3 Der Leitungskreis überprüft in der Regel nach sechs Jahren den Mitgliederbestand.  4 Dabei kann er im Benehmen mit dem Landesausschuss Berufungen beenden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Im Landesausschuss sollen Personen aus den Bereichen der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen, der Frauenarbeit, der Männerarbeit
                     und der Diakonie vertreten sein.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Mitgliedschaft einer Vertreterin oder eines Vertreters der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen (ACK) ist erwünscht.
                     
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Dem Landesausschuss sollen mindestens 15 und nicht mehr als 20 Mitglieder angehören. Bei seiner Zusammensetzung soll auf
                     eine angemessene Vertretung der Regionen, der Generationen und auf eine ausgewogene Verteilung der Sitze auf Männer und Frauen
                     geachtet werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Höchstens die Hälfte der Mitglieder des Landesausschusses darf ein hauptberufliches geistliches Amt in einer der Mitgliedskirchen
                     der ACK innehaben.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Zu den Sitzungen des Landesausschusses sind als Gäste mit Rede- und Antragsrecht einzuladen:
                  

                  
                     
                        	
                            die gewählten Mitglieder des Präsidiums des DEKT aus dem Bereich der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland,

                        

                        	
                            die oder der Vorsitzende der Konferenz der Landesausschüsse,

                        

                        	
                            die Generalsekretärin oder der Generalsekretär des DEKT oder eine von ihr oder ihm bestimmte Vertretung,

                        

                        	
                            die zuständige Dezernatsleitung im Landeskirchenamt der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland oder eine von ihr bestimmte
                              Vertretung, 
                           

                        

                        	
                            je eine Vertreterin oder ein Vertreter der Landesausschüsse der Evangelischen Landeskirche Anhalts und der Evangelischen
                              Kirche von Kurhessen-Waldeck.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Der Landesausschuss kann weitere Gäste eingeladen. 
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                          1 Der Landesausschuss tagt mindestens zweimal jährlich.  2 Auf Verlangen von einem Viertel der Mitglieder muss der Landesausschuss einberufen werden.
                  

               

               
                     § 4 
Der Leitungskreis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Der Landesausschuss wählt aus seiner Mitte für sechs Jahre in den Leitungskreis
                  

                  
                     
                        	
                            zwei Vorsitzende; der Leitungskreis bestimmt unter ihnen den 1. und den 2. Vorsitz,

                        

                        	
                            bis zu drei weitere Personen.

                        

                     

                  

                   2 Dem Leitungskreis gehört außerdem die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer nach § 5 an. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bei der Wahl des Leitungskreises soll auf ein ausgewogenes Verhältnis zwischen den Regionen, den Geschlechtern, sowie haupt-
                     und ehrenamtlichen Mitarbeitern der Landeskirche geachtet werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei vorzeitigem Ausscheiden eines Mitgliedes des Leitungskreises soll in der darauf folgenden Landesausschusssitzung eine
                     Nachwahl für die restliche Amtszeit erfolgen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Leitungskreis ist gegenüber dem Landesausschuss rechenschaftspflichtig.
                  

               

               
                     § 5 
Geschäftsführung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Landesausschuss trifft die Entscheidung darüber, ob es eine haupt-, neben- oder ehrenamtliche Geschäftsführung gibt.
                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Soll eine haupt- oder nebenamtliche Geschäftsführung bestellt werden, unterbreitet der Leitungskreis einen Personalvorschlag.
                      2 Der Landesausschuss bestellt danach auf der Basis des beschlossenen und genehmigten Haushaltsplanes die Geschäftsführerin
                     oder den Geschäftsführer.  3 Art, Dauer, Umfang und Vergütung des Dienstverhältnisses werden vertraglich geregelt.  4 Ein Arbeitsvertrag wird durch das Landeskirchenamt geschlossen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Sofern keine haupt- oder nebenamtliche Geschäftsführung berufen ist, wählt der Landesausschuss aus seiner Mitte eine ehrenamtliche
                     Geschäftsführerin oder einen ehrenamtlichen Geschäftsführer, in der Regel für zwei Jahre.  2 Eine Wiederwahl ist möglich.
                  

               

               
                     § 6 
Finanzen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Die Geschäftsführung legt dem Landesausschuss jährlich einen Haushaltplan und eine Jahresrechnung zur Beschlussfassung vor.
                      2 Der Landesausschuss legt Haushaltsplan und Rechnung dem Landeskirchenamt vor.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Einnahmen des Landesausschusses sind für Zwecke des Kirchentages zu verwenden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Haushalt und Jahresrechnung unterliegen der Rechnungsprüfung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland.
                  

               

               
                     § 7 
Bestätigung und Änderung der Ordnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Abstimmungen über Anträge zur Änderung der Ordnung erfordern eine Mehrheit von zwei Drittel der abgegebenen gültigen Stimmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Anträge zur Änderung der Ordnung müssen mit der Einladung zur Landesausschusssitzung versandt worden sein.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Ordnung und ihre Änderungen bedürfen der Bestätigung des Deutschen Evangelischen Kirchentages.
                  

               

               
                     § 8 
Inkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diese Ordnung wurde vom Kollegium des Landeskirchenamtes nach Beschluss durch die Landesausschüsse beschlossen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Diese Ordnung tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.  2 Gleichzeitig treten außer Kraft:
                  

                  
                     
                        	
                            die Ordnung für den Landesausschuss des Deutschen Evangelischen Kirchentages in der Kirchenprovinz Sachsen vom 28. November
                              1992 (ABl. EKKPS 1993 S. 14),
                           

                        

                        	
                            die Ordnung des Landesausschusses des Evangelischen Kirchentages Thüringen vom 22. April/ 6. Mai/ 29. Mai 1996 (ABl. ELKTh S. 116).
                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Ordnung für das Bibelwerk der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Mitteldeutsches Bibelwerk)

      

      
         Vom 28. Oktober 2008 

      

      
         (ABl. 2009 S. 97)
         

      

      Das Kollegium des Kirchenamtes hat aufgrund von Artikel 14 Absatz 2 Nummer 8 der Vorläufigen Ordnung der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland vom 18. Mai 2004 (ABl. EKKPS S. 60; ABl. ELKTh S. 83), berichtigt durch Bekanntmachung vom 16. Oktober 2006 (ABl. EKM S. 215), folgende Ordnung für das Bibelwerk der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Mitteldeutsches Bibelwerk) beschlossen:
      

      
                     § 1
Name, Sitz und Rechtsform
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Bibelwerk der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (im Folgenden: Bibelwerk) erhält den Namen „Mitteldeutsches Bibelwerk“.  2 Es ist ein rechtlich unselbständiges Werk der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland.  3 Es arbeitet im Auftrag der Landeskirche nach Maßgabe dieser Ordnung selbständig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Das Bibelwerk unterhält jeweils eine Arbeitsstelle in Eisenach und in den Franckeschen Stiftungen zu Halle (Saale).  2 Weitere Arbeitsstellen sind möglich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Bibelwerk ist Mitglied in der Deutschen Bibelgesellschaft.
                  

               

               
                     § 2
Aufgaben und Ziele
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Bibelwerk hat die Aufgabe, vielfältige Begegnungen mit der Bibel als Buch und deren Botschaft zu ermöglichen.  2 Dies geschieht insbesondere durch:
                     
                        	
                           Vermittlung von bibelrelevanten Themen in gesellschaftlichen Bezügen,

                        

                        	
                           Ermöglichung von Bibelerfahrungen im persönlichen und gesellschaftlichen Leben,

                        

                        	
                           Verbreitung von Bibeln und bibelbezogenen Schriften.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Bibelwerk entwickelt zu den in Absatz 1 genannten Aufgaben Impulse und Maßnahmen, um die Arbeit in Kirchengemeinden und
                     Kirchenkreisen zu  unterstützen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Das Bibelwerk wird durch die Entwicklung von Projekten und Initiativen für die Gesamtkirche wirksam und erfüllt damit unmittelbar
                     Aufgaben in den Bereichen Verkündigung und Bildung.  2 Dabei sind die Kooperationsmöglichkeiten in der Landeskirche und in der EKD zu nutzen. 
                  

               

               
                     § 3
Kuratorium
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Organ des Bibelwerkes ist das Kuratorium.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Amtszeit des Kuratoriums beträgt fünf Jahre.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Das Kuratorium besteht aus mindestens fünf und höchstens acht Mitgliedern einschließlich der oder des Vorsitzenden.  2 Folgende Stellen beziehungsweise Einrichtungen benennen jeweils ein Mitglied
                     
                        	
                           das Landeskirchenamt, 

                        

                        	
                           das Gemeindekolleg der Landeskirche, 

                        

                        	
                           die Franckeschen Stiftungen zu Halle, 

                        

                        	
                           das Diakonische Werk der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland e.V. und 

                        

                        	
                           die Theologischen Fakultäten der Universitäten Halle und Jena.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die oder der Vorsitzende und stellvertretende Vorsitzende wird vom Kollegium des Landeskirchenamtes aus diesem Kreis auf Vorschlag
                     des Kuratoriums berufen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Das Kuratorium kann bis zu drei weitere Mitglieder, die sich den Aufgaben des Bibelwerkes verpflichtet fühlen, hinzuberufen.
                     
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Leiterinnen oder Leiter der Arbeitsstellen (§ 1 Absatz 2) nehmen an den Kuratoriumssitzungen beratend teil.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Die Mitglieder des Kuratoriums üben ihr Amt ehrenamtlich aus; notwendige Auslagen werden erstattet.
                  

               

               
                     § 4
Aufgaben des Kuratoriums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Kuratorium leitet und verwaltet das Bibelwerk nach Maßgabe dieser Ordnung.  2 Es überwacht die Arbeit der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers und der Leiterinnen oder Leiter der Arbeitstellen des Bibelwerkes.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Kuratorium ist insbesondere zuständig für 
                     
                        	
                           Gesamtkonzeption des Bibelwerkes,

                        

                        	
                           die Entgegennahme des Geschäftsberichts,

                        

                        	
                           die Feststellung des Haushaltsplanes, 

                        

                        	
                           die Prüfung der Jahresrechnung und die Entlastung der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers,

                        

                        	
                           Einsetzung von Beiräten und Ausschüssen, 

                        

                        	
                           Vorschläge zur Berufung der Leiterinnen und Leiter der Arbeitsstellen und der Geschäftsführung an das Landeskirchenamt,

                        

                        	
                           Vorschläge zu Änderungen der Ordnung des Bibelwerkes.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Kuratorium kann eine Geschäftsordnung für die Arbeit des Bibelwerkes erstellen.
                  

               

               
                     § 5
Geschäftsgang des Kuratoriums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Beschlüsse des Kuratoriums werden in Sitzungen gefasst. Kuratoriumssitzungen finden statt, wenn das Interesse des Bibelwerkes
                     dies erfordert, mindestens jedoch zweimal im Jahr.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Einladung zur Kuratoriumssitzung erfolgt mindestens 14 Tage vorher schriftlich unter Angabe der Tagesordnung.  2 Auf Form und Frist der Einladung kann im Einzelfall durch einstimmigen Beschluss aller Kuratoriumsmitglieder verzichtet werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Kuratorium ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder, darunter die oder der Vorsitzende oder die
                     gewählte Stellvertretung, anwesend ist. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Zwischen den Sitzungen sind Beschlüsse im schriftlichen Umlaufverfahren zulässig, soweit kein Kuratoriumsmitglied diesem Verfahren
                     schriftlich widerspricht.  2 Beschlüsse im Sinne des § 9 Absatz 2 zur Änderung der Ordnung und zur Auflösung des Bibelwerkes können nicht im schriftlichen Umlaufverfahren gefasst
                     werden. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Beschlüsse werden mit Mehrheit der anwesenden Mitglieder gefasst.  2 Beschlüsse im Sinne des § 9 Absatz 2 zur Änderung der Ordnung und zur Auflösung des Bibelwerkes bedürfen der Mehrheit von zwei Drittel der Mitglieder.
                     
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Über die Kuratoriumssitzung ist ein Protokoll zu führen, das von der oder dem Vorsitzenden zu unterzeichnen ist.
                  

               

               
                     § 6
Geschäftsführung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer nimmt die laufende Geschäftsführung des Bibelwerkes im Rahmen der Beschlüsse
                     des Kuratoriums und des beschlossenen Haushaltsplanes wahr. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zu den Aufgaben der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers gehören insbesondere
                     
                        	
                           die Erstellung des Geschäftsberichtes,

                        

                        	
                           die Aufstellung des Haushaltsplanes und die Haushaltsführung,

                        

                        	
                           die Vorlage der Jahresrechnung im 1. Halbjahr des Folgejahres an Kuratorium und Landeskirchenamt,

                        

                        	
                           die Vorbereitung der Kuratoriumssitzungen,

                        

                        	
                           die Vermögensverwaltung des Bibelwerkes,

                        

                        	
                           die Öffentlichkeitsarbeit,

                        

                        	
                           die Verbindung zur Deutschen Bibelgesellschaft in Absprache mit der oder dem Vorsitzenden des Kuratoriums,

                        

                        	
                           die Projektplanung und Beantragung von Fördermitteln.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Geschäftsführung wechselt zwischen den jeweiligen Leiterinnen beziehungsweise Leitern der Arbeitsstellen des Bibelwerkes
                     im Turnus von drei Jahren; die Berufung der Geschäftsführerin beziehungsweise des Geschäftsführers erfolgt durch das Kollegium
                     des Landeskirchenamtes. 
                  

               

               
                     § 7
Leiterinnen und Leiter der Arbeitsstellen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Leiterinnen und Leiter sind für die Führung der Teilhaushalte und die Durchführung der Projekte der Arbeitsstellen verantwortlich.
                      2 Näheres regelt das Kuratorium.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Leiterinnen und Leiter der Arbeitsstellen des Bibelwerkes werden auf Vorschlag des Kuratoriums durch das Landeskirchenamt
                     berufen.
                  

               

               
                     § 8
Freundeskreis
                     

                  

                   1 Um die Arbeit des Bibelwerkes im Bereich der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland bekannt zu machen und zu unterstützen,
                     können Freundeskreise gebildet werden.  2 Mitglied im Freundeskreis kann jede natürliche und juristische Person sein, die das Anliegen des Bibelwerkes anerkennt und
                     fördert.
                  

               

               
                     § 9
Änderungen der Ordnung und Auflösung des Bibelwerkes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Änderungen dieser Ordnung beschließt das Kollegium des Landeskirchenamtes.  2 Über die Auflösung des Bibelwerkes entscheidet der Landeskirchenrat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Soweit die Änderung der Ordnung oder die Auflösung des Bibelwerkes nicht auf Vorschlag des Kuratoriums erfolgt, ist dieses
                     zuvor zu hören.
                  

               

               
                     § 10
Inkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Ordnung des Bibelwerkes tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2009 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gleichzeitig tritt die Ordnung des Thüringer Bibelwerkes vom 21. Oktober 2003 (ABl. ELKTh S. 209) außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Satzung „Stiftung BibelLESE“

      

      
         Vom 8. Dezember 2003,

      

      
         geändert am 8. August 2017 

      

      
                     § 1
Name, Rechtsform
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Stiftung, welche als „Thüringer Stiftung BibelLese“ gegründet wurde, führt künftig den Namen „Stiftung BibelLese“.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Sie ist eine nicht rechtsfähige kirchliche Stiftung der Evangelischen Kirche in  Mitteldeutschland (EKM) in der Verwaltung
                     des Mitteldeutschen Bibelwerkes.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Stiftung hat ihren Sitz in Halle (Saale).
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.
                  

               

               
                     § 2
Stiftungszweck
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zweck der Stiftung ist, die Bibel zu verbreiten, zu erschließen und ihre Bedeutung für Leben und Glauben, Kirche und Gesellschaft,
                     Kultur und Kunst im Bewusstsein zu halten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Stiftungszweck wird insbesondere durch
                  

                  
                     
                        	
                            Bildungsarbeit (u.a. durch Vorträge, Seminare, Tagungen, Ausstellungen),

                        

                        	
                            Maßnahmen und Projekte, die die Bibel und ihre Wirkungsgeschichte ins Bewusstsein der Öffentlichkeit bringen,

                        

                        	
                            Anregung und Durchführung von Gottesdiensten und Bibelarbeiten mit dem Ziel, Menschen die Tragkraft der Bibel für ihr Leben
                              erfahrbar zu machen,
                           

                        

                     

                  

                  verwirklicht.

               

               
                     § 3
Gemeinnützigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige sowie kirchliche Zwecke im Sinne der jeweils geltenden
                     steuerrechtlichen Bestimmungen.  2 Sie ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Mittel der Stiftung dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen
                     begünstigt werden.
                  

               

               
                     § 4
Vermögen der Stiftung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Das Stiftungsvermögen ergibt sich aus dem Stiftungsgeschäft.  2 Es ist in seinem Bestand ungeschmälert zu erhalten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Dem Stiftungsvermögen wachsen alle Zuwendungen zu, die dazu bestimmt sind (Zustiftungen).
                  

               

               
                     § 5
Verwendung der Vermögenserträge und Zuwendungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben aus den Erträgen des Stiftungsvermögens und aus Zuwendungen, soweit diese nicht ausdrücklich
                     Zustiftungen sind, die das Stiftungskapital erhöhen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Stiftung kann ihre Mittel ganz oder teilweise einer Rücklage zuführen, soweit dies erforderlich ist, um ihre steuerbegünstigten
                     Zwecke nachhaltig erfüllen zu können.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Ein Rechtsanspruch Dritter auf Gewährung der jederzeit widerruflichen Förderleistungen aus der Stiftung besteht aufgrund
                     dieser Satzung nicht.
                  

               

               
                     § 6
Stiftungsorgan und seine Aufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Organ der Stiftung ist das Kuratorium des Mitteldeutschen Bibelwerkes (im Folgenden: Kuratorium).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Das Kuratorium verwaltet das Stiftungsvermögen getrennt von sonstigem Vermögen.  2 Es beschließt über die Verwendung der Stiftungsmittel und wickelt die Fördermaßnahmen ab.  3 Es sorgt für eine angemessene Publizität der Stiftung und ihrer Aktivitäten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Kuratorium legt der Kirchlichen Stiftungsaufsicht im Landeskirchenamt bis zum 30. Juni des Folgejahres die Jahresrechnung
                     und geeignete Nachweise über das Vermögen sowie einen Jahresbericht über die Erfüllung des Stiftungszweckes vor.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Mitglieder des Kuratoriums sind ehrenamtlich tätig.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Das Kuratorium kann geschäftsführende Aufgaben dem Leiter des Mitteldeutschen Bibelwerkes übertragen. 
                  

               

               
                     § 7
Anpassung der Stiftung an veränderte Verhältnisse und Auflösung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Ändern sich die Verhältnisse derart, dass die dauernde und nachhaltige Erfüllung des Stiftungszwecks vom Kuratorium nicht
                     mehr für möglich gehalten wird, so kann das Kollegium des Landeskirchenamtes auf Vorschlag des Kuratoriums über einen neuen
                     Stiftungszweck beschließen.  2 Der Beschluss soll im Benehmen mit dem Kuratorium gefasst werden.  3 Der neue Stiftungszweck muss gemeinnützig und kirchlich sein und die Weitergabe der Bibel und ihrer Botschaft enthalten.  4 Satzungsänderungen, die den Stiftungszweck nicht berühren, kann das Kollegium des Landeskirchenamts nach Anhörung des Kuratoriums
                     beschließen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Kollegium des Landeskirchenamtes kann im Benehmen mit dem Kuratorium die Auflösung der Stiftung beschließen, wenn die
                     Umstände es nicht mehr zulassen, den Stiftungszweck dauerhaft und nachhaltig zu erfüllen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Im Falle der Auflösung der Stiftung wird das Stiftungsvermögen dem Mitteldeutschen Bibelwerk mit der Auflage zur Verfügung
                     gestellt, es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige und kirchliche Zwecke zu verwenden, die dem Stiftungszweck möglichst
                     nahe kommen.
                  

               

               
                     § 8
Inkrafttreten der Satzung
                     

                  

                  Diese vom Vorstand des Thüringer Bibelwerkes am 6. November 2003 beschlossene und durch den Landeskirchenrat am 8. Dezember
                     2003 genehmigte Satzung tritt zum 1. Januar 2004 in Kraft.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Ordnung der Evangelischen Frauen in Mitteldeutschland

      

      
         Vom 12. April 2011

      

      
         (ABl. S. 135)
         

      

      Das Kollegium des Landeskirchenamtes der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 63 Absatz 2 Nummer 1 und 7 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland vom 5. Juli 2008 (Kirchenverfassung
         EKM – KVerfEKM, ABl. S. 183) folgende Ordnung für die Evangelischen Frauen in Mitteldeutschland beschlossen:
      

      
                     § 1
Rechtsstellung und Zuordnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Evangelischen Frauen in Mitteldeutschland (im Folgenden: EFiM) sind ein rechtlich unselbständiges Werk der Evangelischen
                     Kirche in Mitteldeutschland (EKM), das im Auftrag der EKM nach Maßgabe der kirchlichen Ordnung selbständig arbeitet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Die EFiM sind Mitglied
                  

                  
                     
                        	
                            bei den Evangelischen Frauen in Deutschland e. V.,

                        

                        	
                            im Evangelischen Fachverband für Frauengesundheit e.V.,

                        

                        	
                            in den Evangelischen Aktionsgemeinschaften für Familienfragen

                           in Sachsen-Anhalt und Thüringen,

                        

                        	
                            in den Evangelischen Erwachsenenbildungen Sachsen-Anhalt und Thüringen,

                        

                        	
                            im Landesfrauenrat in Sachsen-Anhalt und Thüringen,

                        

                        	
                            im Ökumenischen Forum Christlicher Frauen in Europa e. V.

                        

                     

                  

                   2 Die Vertretung der EFiM in den Gremien kann durch ehrenund hauptamtliche Mitarbeiterinnen wahrgenommen werden.
                  

               

               
                     § 2
Ziele und Aufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Die EFiM bestärken Frauen im Sinne der schöpfungsgemäßen Gottebenbildlichkeit, am Reich Gottes mitzubauen.  2 Sie
                  

                  
                     
                        	
                            befähigen und ermutigen Frauen in ihrer emanzipatorischen Mitarbeit in Kirche und Gesellschaft,

                        

                        	
                            bringen feministisch-theologische Erkenntnisse in gemeindliche und kirchliche Praxis ein,

                        

                        	
                            wirken gemeindefördernd und gemeindeergänzend,

                        

                        	
                            analysieren und reflektieren die Situation von Frauen in ihren gesellschaftlichen und sozialen Bezügen,

                        

                        	
                            treten ein für eine gerechte Gemeinschaft von Frauen und Männern in Kirche und Gesellschaft, arbeiten mit an der Entwicklung
                              geschlechtergerechter Strukturen und befördern Geschlechtergerechtigkeit,
                           

                        

                        	
                            arbeiten ökumenisch und befördern den Prozess der interreligiösen und interkulturellen Verständigung,

                        

                        	
                            unterstützen und fördern Frauen, die für Frieden, Gerechtigkeit und Bewahrung der Schöpfung eintreten.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zur Erreichung ihrer Ziele sind die EFiM in folgenden Arbeitsfeldern tätig:
                  

                  
                     
                        	
                            Aufbau und Unterstützung von Frauenarbeit in Kirchengemeinden und Kirchenkreisen,

                        

                        	
                            frauenspezifische Bildungsarbeit,

                        

                        	
                            Stärkung des Ehrenamtes und Weiterbildung ehrenamtlich tätiger Frauen,

                        

                        	
                            Weltgebetstag und Ökumene,

                        

                        	
                            frauenspezifische Familien- und Seniorenarbeit,

                        

                        	
                            Müttergenesung und sozial-diakonische Arbeit mit Frauen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Zur Erfüllung ihrer Ziele und Aufgaben kooperieren die EFiM mit anderen landeskirchlichen Einrichtungen, sie arbeiten mit
                     der Männerarbeit der EKM und anderen gemeindeunterstützenden Werken zusammen.  2 Darüber hinaus halten sie Kontakt zum Frauenstudien- und -bildungszentrum der EKD.
                  

               

               
                     § 3
Leitung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Für die EFiM wird durch das Kollegium des Landeskirchenamtes auf Vorschlag des Beirates eine Leiterin für einen Zeitraum von
                     sechs Jahren berufen.  2 Eine einmalige Wiederberufung ist möglich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Leiterin der EFiM ist verantwortlich für die Umsetzung der oben genannten Ziele und Aufgaben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Leiterin der EFiM leitet die Dienststelle und hat die Dienst- und Fachaufsicht für die Mitarbeiterinnen der EFiM inne.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Leiterin unterstützt und fördert die partnerschaftliche Zusammenarbeit der Mitarbeiterinnen in ihren Aufgabengebieten.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Leiterin legt dem Beirat mindestens einmal im Jahr Rechenschaft über die Arbeit der EFiM ab.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                          1 Eine Referentin wird durch den Beirat mit den Aufgaben der stellvertretenden Leitung betraut.  2 Dieses geschieht nach Rücksprache mit den Mitarbeiterinnen der Dienststelle.
                  

               

               
                      § 4 
Beirat
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zur Förderung und Beratung der EFiM wird ein Beirat gebildet. Aufgabe des Beirates ist es:
                  

                  
                     
                        	
                            die Mitarbeiterinnen der EFiM im Rahmen der oben genannten Ziele in ihrer Arbeit zu beraten,

                        

                        	
                            den jährlichen Arbeitsbericht entgegenzunehmen,

                        

                        	
                            die Jahresrechnung entgegenzunehmen und den Haushaltsplan zu beraten,

                        

                        	
                            die Frauenversammlung zu verantworten,

                        

                        	
                            dem Landeskirchenamt Vorschläge für die Berufung der Leiterin zu machen,

                        

                        	
                            dem Landeskirchenamt Vorschläge zur Anstellung der Referentinnen zu machen,

                        

                        	
                            die Ordnung der EFiM zu überprüfen und Änderungsvorschläge zu erarbeiten,

                        

                        	
                            über die Verwendung des Sondervermögens der ehemaligen Frauenhilfe der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen zu
                              beschließen.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Dem Beirat gehören an:
                  

                  
                     
                        	
                            sechs Frauen, die von der Frauenversammlung gewählt werden, dabei ist auf die Repräsentanz der fünf Propsteien zu achten,

                        

                        	
                            zwei Personen, die vom Beirat berufen werden,

                        

                        	
                            die zuständige Referatsleiterin oder der zuständige Referatsleiter des Landeskirchenamtes,

                        

                        	
                            die oder der Gleichstellungsbeauftragte der Landeskirche,

                        

                        	
                            eine Person, die vom Diakonischen Werk Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland e. V. entsandt wird.

                        

                     

                  

                   2 Die Personen nach Nummer 1 und 2 werden für die Daue von sechs Jahren gewählt oder berufen.  3 Den Wahlmodus regelt die Geschäftsordnung der Frauenversammlung.  4 Bei den Personen nach Nummer 1 und 2 soll eine angemessene Verteilung von Ehren- und Hauptamtlichen berücksichtigt werden.
                      5 Die Leiterin und die stellvertretende Leiterin nehmen beratend an den Sitzungen teil.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Beirat wählt aus seiner Mitte eine Vorsitzende und eine Stellvertreterin.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Der Beirat tagt nach Bedarf, mindestens jedoch zweimal jährlich.  2 Der Beirat kann sich eine Geschäftsordnung geben.
                  

               

               
                     § 5
Frauenvertretung in den Kirchenkreisen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 In jedem Kirchenkreis soll ein Frauenteam gebildet werden.  2 Es hat die Aufgabe, die Frauenarbeit in den Kirchenkreisen zu fördern und zu vernetzen.  3 Es koordiniert den Informationsfluss zu aktuellen Fragen der Frauenarbeit und hält Kontakt zur Leitung des Kirchenkreises.
                      4 Um dieser Aufgabe gerecht zu werden, wird mit Unterstützung der Referentinnen der EFiM einmal jährlich in jedem Kirchenkreis
                     eine Werkstatt für Frauenarbeit durchgeführt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Dem Frauenteam im Kirchenkreis gehören an:
                  

                  
                     
                        	
                            die Beauftragte für Frauenarbeit im Kirchenkreis, die hauptamtliche Mitarbeiterin sein soll,

                        

                        	
                            die Delegierte für die Frauenversammlung, die ehrenamtliche Mitarbeiterin sein soll,

                        

                        	
                            die stellvertretende Delegierte für die Frauenversammlung, die ehrenamtliche Mitarbeiterin sein soll.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Die Beauftragte für Frauenarbeit im Kirchenkreis, die Delegierte und die Stellvertreterin werden auf Empfehlung von Frauengruppen
                     der Kirchengemeinden vom Kreiskirchenrat oder von der Kreissynode benannt.  2 Die oder der Vorsitzende des Kreiskirchenrates oder der Kreissynode bittet dazu die Gemeindekirchenräte mit einer Frist von
                     drei Monaten um entsprechende Empfehlungen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Die Beauftragung zur Mitarbeit im Frauenteam erfolgt jeweils für die Legislaturperiode der Kreissynode.  2 Erneute Beauftragung ist möglich.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die anfallenden Sachkosten der Arbeit trägt der Kirchenkreis.
                  

               

               
                     § 6
Frauenversammlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Die Frauenversammlung hat die Aufgabe, die Arbeit der Frauenteams der Kirchenkreise zu vernetzen.  2 Sie behandelt aktuelle frauenspezifische Themen und äußert sich zur Situation der Frauen gemäß den Zielen der EFiM.  3 Sie tagt mindestens einmal jährlich.  4 Die Frauenversammlung wählt die Mitglieder des Beirates gemäß § 4 Absatz 2 Nummer 1.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Die Frauenversammlung setzt sich wie folgt zusammen:
                  

                  
                     
                        	
                            die Vertreterinnen der Kirchenkreise nach § 5 Absatz 2 Nummer 1 und 2,
                           

                        

                        	
                            die Mitglieder des Beirates nach § 4,
                           

                        

                        	
                            zwei nach Absprache zwischen der EFiM und dem Landeskirchenamt zu delegierende Vertreterinnen oder Vertreter des Landeskirchenrates,

                        

                        	
                            weitere Vertreterinnen oder Vertreter von Einrichtungen und Werken, die auf Vorschlag des Beirates festgelegt werden.

                        

                     

                  

                   2 Die Leiterin und die Referentinnen der EFiM nehmen beratend an der Frauenversammlung teil.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Vorsitzende des Beirates der Frauenarbeit ist zugleich Vorsitzende der Frauenversammlung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Frauenversammlung gibt sich eine Geschäftsordnung.
                  

               

               
                     § 7
Inkrafttreten
                     

                  

                   1 Diese Ordnung tritt mit Wirkung vom 1. Mai 2011 in Kraft.  2 Gleichzeitig tritt die Ordnung der  Frauenarbeit der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland vom 19. April 2005
                     (ABl. S. 180) außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Ordnung der Evangelischen Aktionsgemeinschaft für Familienfragen – Landesarbeitskreis Thüringen (eaf Thüringen Ordnung – eafThürO)

      

      
         Vom 13. Dezember 2011

      

      
         (ABl. 2012 S. 4)
         

      

      Das Kollegium des Landeskirchenamtes hat gemäß Artikel 63 Absatz 2 Nummer 1 und 7 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Kirchenverfassung EKM – KVerfEKM) vom
         5. Juli 2008 (ABl. S. 183) im Einvernehmen mit der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck folgende Ordnung der Evangelischen Aktionsgemeinschaft
         für Familienfragen – Landesarbeitskreis Thüringen beschlossen:
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                     § 1
Organisation, Name, Status, Sitz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Kirchliche Körperschaften, Werke, Einrichtungen, Arbeitszweige und Verbände der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                     und der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck sowie die regelmäßig mit ihnen zusammenarbeitenden anderen Kirchen, kirchlichen
                     Gemeinschaften, Verbände und natürlichen Personen, die sich der familienbezogenen Arbeit auf dem Gebiet des Freistaats Thüringen
                     widmen, haben sich auf freiwilliger Basis zu einem Dachverband zusammengeschlossen.  2 Der Dachverband trägt den Namen „Evangelische Aktionsgemeinschaft für Familienfragen – Landesarbeitskreis Thüringen“, nachfolgend
                     „eaf Thüringen“ genannt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die eaf Thüringen ist ein unselbständiges kirchliches Werk in Rechtsträgerschaft der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland.
                      2 Sie hat ihren Sitz auf dem Gebiet des im Freistaat Thüringen gelegenen Kirchengebiets der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die eaf Thüringen ist Mitglied der Evangelischen Aktionsgemeinschaft für Familienfragen in der Bundesrepublik Deutschland
                     e. V. sowie im Arbeitskreis Thüringer Familienorganisationen e. V.
                  

               

               
                     § 2
Zielsetzung, Aufgaben


                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die eaf Thüringen will auf der Grundlage eines biblisch begründeten christlichen Glaubens ihren Beitrag für eine menschenwürdige
                     und gerechte Sozialordnung im Freistaat Thüringen leisten.  2 Sie fördert die Stellung und Lebenssituation von Familien in der Gesellschaft.  3 Unter Berücksichtigung dieser Zielsetzung gehören insbesondere zu ihren Aufgaben 
                  

                  
                     
                        	
                            die gemeinsame Beratung ethischer, pädagogischer, sozialer, wirtschaftlicher sowie rechtlicher Themen und Fragestellungen;

                        

                        	
                            die gemeinsame Vertretung gesellschafts-, sozial- sowie familienpolitischer Interessen und Anschauungen;

                        

                        	
                            die Förderung der Familienberatung, -bildung und -erholung.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ihre Aufgaben gemäß Absatz 1 erfüllt die eaf Thüringen in Abstimmung mit den jeweils anderen zuständigen kirchlichen Stellen
                     insbesondere durch
                  

                  
                     
                        	
                            öffentliche und politische Stellungnahmen; 

                        

                        	
                            innerkirchliche Stellungnahmen;

                        

                        	
                            Aktionen zu gesellschafts-, sozial- sowie familienpolitischen Themen und Fragestellungen;

                        

                        	
                            Koordinierung der Aktivitäten der einzelnen Mitglieder im Bereich der familienbezogenen Arbeit.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die eaf Thüringen arbeitet mit anderen juristischen und natürlichen Personen, die familienbezogene Arbeit im Freistaat Thüringen
                     betreiben, zusammen.  2 Zur Koordinierung der Familienarbeit pflegt sie einen regelmäßigen Kontakt mit der Evangelischen Aktionsgemeinschaft für Familienfragen
                     Sachsen-Anhalt e. V.
                  

               

               
                     § 3
Gemeinnützigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die eaf Thüringen verfolgt ausschließlich und unmittelbar sowohl gemeinnützige als auch mildtätige und kirchliche Zwecke im
                     Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.  2 Sie ist selbstlos tätig und erfüllt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Mittel der eaf Thüringen dürfen nur für Aufgaben nach dieser Ordnung verwendet werden.  2 Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln der eaf Thüringen.
                  

               

               
                     § 4
Organe
                     

                  

                  Organe der eaf Thüringen sind

                  
                     
                        	
                            die Mitgliederversammlung;

                        

                        	
                            der Vorstand.

                        

                     

                  

               

               
                     § 5
Begründung der Mitgliedschaft
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Ihre Mitgliedschaft in der eaf Thüringen können beantragen die in der familienbezogenen Arbeit auf dem Gebiet des Freistaats
                     Thüringen tätigen
                  

                  
                     
                        	
                            kirchlichen Körperschaften, Werke, Einrichtungen, Arbeitszweige und Verbände der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                              und der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck;
                           

                        

                        	
                            anderen Kirchen und kirchlichen Gemeinschaften, die Mitglied der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Thüringen sind,
                              sowie deren regionale Zusammenschlüsse;
                           

                        

                        	
                            Verbände und natürlichen Personen, die regelmäßig mit kirchlichen Körperschaften, Werken, Einrichtungen, Arbeitszweigen und
                              Verbänden gemäß Nummer 1 zusammen arbeiten.
                           

                        

                     

                  

                   2 Natürliche Personen müssen bei Beantragung ihrer Mitgliedschaft ausdrücklich die Zielsetzungen und Aufgabenstellungen der
                     eaf Thüringen gemäß § 2 anerkennen und Mitglied einer Kirche oder kirchlichen Gemeinschaft gemäß Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2 sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Mitgliedschaft ist schriftlich gegenüber dem Vorstand zu beantragen.  2 Über den Antrag entscheidet der Vorstand durch Beschluss.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Gegen einen die Aufnahme ablehnenden Beschluss des Vorstands kann der Antragsteller schriftlich Beschwerde bei der Mitgliederversammlung
                     einlegen.  2 Die Beschwerdeschrift muss innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Zugang des die Aufnahme ablehnenden Schreibens dem
                     Vorstand vorliegen.  3 Die Mitgliederversammlung entscheidet auf ihrer dem Zugang der Beschwerdeschrift beim Vorstand folgenden Sitzung endgültig
                     über den Aufnahmeantrag.
                  

               

               
                     § 6
Beendigung der Mitgliedschaft
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Mitgliedschaft endet durch
                  

                  
                     
                        	
                            Austritt;

                        

                        	
                            Verlust der Rechtsfähigkeit des Mitglieds oder dessen Rechtsträgers;

                        

                        	
                            Ausschluss.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Austritt gemäß Absatz 1 Nummer 1 ist mit Wirkung zum Ende eines Kalenderjahres gegenüber dem Vorstand schriftlich zu erklären.
                      2 Die Austrittserklärung muss dem Vorstand spätestens drei Monate vor Ablauf des Kalenderjahres zugegangen sein.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Beendigung der Mitgliedschaft gemäß Absatz 1 Nummer 2 stellt der Vorstand unverzüglich nach Bekanntwerden des Verlusts
                     der Rechtsfähigkeit durch Beschluss fest.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Über den Ausschluss eines Mitglieds gemäß Absatz 1 Nummer 3 beschließt die Mitgliederversammlung auf Antrag des Vorstands,
                     wenn das Mitglied
                  

                  
                     
                        	
                            seit mindestens einem Jahr nicht mehr an der Zielsetzung und Aufgabenstellung der eaf Thüringen gemäß § 2 aktiv mitgewirkt hat,
                           

                        

                        	
                            in grober Weise Ziele und Interessen der eaf Thüringen, insbesondere Regelungen dieser Ordnung missachtet oder 

                        

                        	
                            in erheblichem Maße gegen kirchliche Interessen verstößt.

                        

                     

                  

                   2 Vor Beantragung des Ausschlusses hat der Vorstand das betroffene Mitglied anzuhören.  3 Die Entscheidung der Mitgliederversammlung ist endgültig und dem betroffenen Mitglied durch den Vorstand schriftlich mitzuteilen.
                      4 Der Ausschluss wird mit Zugang der schriftlichen Mitteilung des Vorstands gegenüber dem Mitglied wirksam.
                  

               

               
                     § 7
Mitgliederversammlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Mitgliederversammlung der eaf Thüringen gehören an
                  

                  
                     
                        	
                            mit Stimmrecht:

                           
                              
                                 	
                                     für jedes Mitglied gemäß § 5 Absatz 1 Satz 1, das keine natürliche Person ist, je ein von ihm benannter Vertreter,
                                    

                                 

                                 	
                                     natürliche Personen gemäß § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3;
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            mit beratender Stimme:

                           
                              
                                 	
                                     ein von dem für die eaf Thüringen zuständigen Dezernat des Landeskirchenamtes benannter Vertreter,

                                 

                                 	
                                     ein von der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck benannter Vertreter,

                                 

                                 	
                                     sofern nicht bereits aufgrund Nummer 1 mit Stimmrecht der Mitgliederversammlung angehörend, der Geschäftsführer.

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Für ihre Vertreter gemäß Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a) und Nummer 2 Buchstabe a) und b) benennen die jeweiligen Mitglieder
                     einen Stellvertreter.  2 Im Übrigen ist das Stimmrecht nicht auf andere Personen oder andere Mitglieder übertragbar.
                  

               

               
                     § 8
Aufgaben und Arbeitsweise der Mitgliederversammlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Mitgliederversammlung hat insbesondere folgende Aufgaben:
                  

                  
                     
                        	
                            Festlegung der Arbeitsschwerpunkte der eaf Thüringen;

                        

                        	
                            Einsetzung und Beauftragung von Arbeitsausschüssen zur Erfüllung von Aufgaben der eaf Thüringen;

                        

                        	
                            Entgegennahme und Beratung der Berichte aus den Arbeitsausschüssen;

                        

                        	
                            Beschlussfassung über den Beitritt der eaf Thüringen zu anderen Organisationen;

                        

                        	
                            Wahl der Vorstandsmitglieder;

                        

                        	
                            Entgegennahme und Beratung der Jahresberichte des Vorstands und der Geschäftsführung;

                        

                        	
                            Beschlussfassung über den Haushaltsplan und die Jahresrechnung;

                        

                        	
                            Entlastung des Vorstands und des Geschäftsführers;

                        

                        	
                            Entscheidung über die Erhebung von Mitgliedsbeiträgen gemäß § 13 Absatz 2;
                           

                        

                        	
                            Beschlussfassung über die Änderung, Berichtigung und Bestätigung des Protokolls der vorangegangenen Mitgliederversammlung;

                        

                        	
                            Entscheidung über die Aufnahme von Mitgliedern gemäß § 5 Absatz 3 Satz 3 und den Ausschluss von Mitgliedern gemäß § 6 Absatz 4;
                           

                        

                        	
                            Entscheidung über Vorschläge zur Änderung der Ordnung der eaf Thüringen.

                        

                     

                  

                   2 Die Mitgliederversammlung kann zur Regelung der eigenen Tätigkeit, der Arbeit ihrer Ausschüsse, ihres Vorstands und der Geschäftsführung
                     Geschäftsordnungen beschließen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Mitgliederversammlung tritt mindestens einmal im Jahr zusammen.  2 Außerordentliche Mitgliederversammlungen finden statt, wenn ihre Einberufung vom Vorstand beschlossen oder von mindestens
                     einem Drittel der stimmberechtigten Vertreter schriftlich unter Nennung der Gründe verlangt wird.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Ordentliche Mitgliederversammlungen werden von dem Vorsitzenden des Vorstands, im Verhinderungsfall von dem Stellvertreter,
                     unter Angabe der Tagesordnung mit einer Frist von mindestens vier Wochen schriftlich einberufen und von ihm geleitet.  2 Außerordentliche Mitgliederversammlungen sind unverzüglich in geeigneter Form einzuberufen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlungen sind beschlussfähig, wenn mindestens drei stimmberechtigte Vertreter zur
                     Sitzung erscheinen.  2 Soweit nicht abweichend geregelt, werden Beschlüsse mit der einfachen Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder gefasst;
                     Stimmenthaltungen bleiben unberücksichtigt.  3 Für Wahlen sowie für Entscheidungen über die Aufnahme oder den Ausschluss von Mitgliedern gilt dies entsprechend mit der Maßgabe,
                     dass auf Antrag eines stimmberechtigten Vertreters die Entscheidung mittels Verwendung von Stimmzetteln geheim herbeizuführen
                     ist.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Über die wesentlichen Ergebnisse, insbesondere die gefassten Beschlüsse der Mitgliederversammlung, wird ein Protokoll aufgenommen,
                     das von dem Vorsitzenden sowie dem Protokollanten zu unterschreiben ist und jedem Mitglied innerhalb von drei Monaten nach
                     der Sitzung zugesandt wird.  2 Die Mitglieder können innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Zugang des Protokolls den Ausführungen widersprechen oder
                     Berichtigungen beantragen.  3 Über Protokolländerungen und -berichtigungen entscheidet die Mitgliederversammlung auf ihrer nächsten Sitzung.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Mitgliederversammlungen sind in der Regel nicht öffentlich.  2 Gäste können auf Beschluss der Mitgliederversammlung oder des Vorstands zu einzelnen oder allen Tagesordnungspunkten einer
                     Sitzung mit Rederecht eingeladen werden.
                  

               

               
                     § 9
Vorstand, Vorsitz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dem Vorstand gehören an
                  

                  
                     
                        	
                            mit Stimmrecht:

                            fünf von der Mitgliederversammlung gemäß § 8 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 gewählte Vertreter;
                           

                        

                        	
                            mit beratender Stimme:

                           
                              
                                 	
                                     der von dem für die eaf Thüringen zuständigen Dezernat des Landeskirchenamtes benannte Vertreter,

                                 

                                 	
                                     der von der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck benannte Vertreter,

                                 

                                 	
                                     sofern nicht bereits aufgrund Nummer 1 stimmberechtigtes Vorstandsmitglied, der Geschäftsführer.

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die stimmberechtigten Vorstandsmitglieder gemäß Absatz 1 Nummer 1 werden von der Mitgliederversammlung aus dem Kreis der Stimmberechtigten
                     für eine Amtszeit von vier Jahren gewählt; Wiederwahl ist möglich.  2 Bei der Wahl soll die Mitgliederversammlung auf eine ausgewogene Repräsentation der im Freistaat Thüringen vertretenen evangelischen
                     Landeskirchen sowie der der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Thüringen angehörenden Kirchen und kirchlichen Gemeinschaften
                     achten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die gewählten Vorstandsmitglieder bleiben so lange im Amt, bis ihre Nachfolge durch Neuwahl geregelt ist.  2 Für ein vorzeitig ausscheidendes Vorstandsmitglied gemäß Absatz 1 Nummer 1 wählt die Mitgliederversammlung auf ihrer nächsten Sitzung für die verbleibende Amtszeit einen Nachfolger.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die stimmberechtigten Vorstandsmitglieder gemäß Absatz 1 Nummer 1 wählen aus ihrer Mitte für eine Amtszeit von vier Jahren
                     den Vorsitzenden und dessen Stellvertreter; Wiederwahl ist möglich.  2 Der Geschäftsführer ist nicht zum Vorsitzenden oder zu dessen Stellvertreter wählbar.
                  

               

               
                     § 10
Aufgaben und Arbeitsweise des Vorstands
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dem Vorstand obliegt die kontinuierliche Wahrnehmung der Aufgaben der eaf Thüringen. Er hat insbesondere folgende Aufgaben:
                  

                  
                     
                        	
                            Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung sowie Vorbereitung und Durchführung deren Sitzungen; 

                        

                        	
                            Positionierung der Arbeit der eaf Thüringen innerkirchlich und darüber hinaus innerhalb der familienbezogenen Arbeit im Freistaat
                              Thüringen;
                           

                        

                        	
                            Vorbereitung, Begleitung und Koordinierung der Ausschussarbeit;

                        

                        	
                            Mitwirkung bei der Koordinierung der innerkirchlichen familienbezogenen Arbeit und der Kontaktpflege zur Evangelischen Aktionsgemeinschaft
                              für Familienfragen Sachsen-Anhalt e. V.; 
                           

                        

                        	
                            Entscheidung über die Entsendung von Vertretern der eaf Thüringen in andere Gremien und Organisationen;

                        

                        	
                            Erstellung des Jahresberichts, des Haushaltsplans und der Jahresrechnung;

                        

                        	
                            Bestellung eines Geschäftsführers;

                        

                        	
                            Entscheidung über die Aufnahme von Mitgliedern gemäß § 5 Absatz 2 sowie Mitwirkung bei der Beendigung von Mitgliedschaften gemäß § 6;
                           

                        

                        	
                            Erarbeitung von Vorschlägen zur Erhebung von Mitgliedsbeiträgen gemäß § 13 Absatz 2;
                           

                        

                        	
                            Vertretung der eaf Thüringen innerkirchlich, in der Öffentlichkeit und gegenüber Mitgliedern.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Vorstand soll mindestens zweimal im Jahr zusammentreten.  2 Die Vorstandssitzungen werden von dem Vorsitzenden, im Verhinderungsfall von dessen Stellvertreter, unter Angabe der Tagesordnung
                     mit einer Frist von mindestens einer Woche schriftlich einberufen und von ihm geleitet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn neben dem Vorsitzenden oder dessen Stellvertreter noch mindestens zwei weitere stimmberechtigte
                     Vorstandsmitglieder zur Sitzung erscheinen.  2 Beschlüsse fasst der Vorstand mit der einfachen Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder; Stimmenthaltungen bleiben
                     unberücksichtigt.  3 Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Über die wesentlichen Ergebnisse, insbesondere die gefassten Beschlüsse der Vorstandssitzung, wird ein Protokoll aufgenommen,
                     das von dem Vorsitzenden und dem Protokollanten zu unterschreiben ist.  2 Im Übrigen gelten für die Behandlung der Protokolle die Regelungen gemäß § 8 Absatz 5 für den Vorstand entsprechend mit der Maßgabe, dass die Frist für die Zusendung der Protokolle an die Vorstandsmitglieder
                     zwei Monate und die Widerspruchsfrist einen Monat betragen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Vorstandssitzungen sind nicht öffentlich.  2 Gäste können auf Einladung des Vorsitzenden zu einzelnen oder allen Tagesordnungspunkten einer Sitzung mit Rederecht eingeladen
                     werden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Arbeitsweise des Vorstands kann eine von der Mitgliederversammlung beschlossene Geschäftsordnung näher regeln.
                  

               

               
                     § 11
Vertretung im Rechtsverkehr
                     

                  

                   1 Der Vorsitzende sowie dessen Stellvertreter vertreten die Landeskirche als Trägerin in Angelegenheiten der eaf Thüringen im
                     Rechtsverkehr nach Maßgabe der kirchlichen Ordnung.  2 Beide besitzen jeweils eine Einzelvertretungsbefugnis.  3 Der Stellvertreter darf von der Einzelvertretungsbefugnis nur bei Verhinderung des Vorsitzenden Gebrauch machen.
                  

               

               
                     § 12
Geschäftsführung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Vorstand kann zur Erfüllung seiner Aufgaben eine Geschäftsstelle einrichten und einen Geschäftsführer bestellen.  2 Der Geschäftsführer kann nach Maßgabe des Haushaltsplans, insbesondere des Stellenplans, sowohl ehrenamtlich als auch haupt-
                     oder nebenberuflich für die eaf Thüringen tätig sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Hinsichtlich der Art und Weise der Geschäftsführung ist der Geschäftsführer dem Vorsitzenden gegenüber weisungsgebunden und
                     hat insbesondere folgende Aufgaben:
                  

                  
                     
                        	
                            Leitung der Geschäftsstelle der eaf Thüringen;

                        

                        	
                            ordnungsgemäße Abwicklung der laufenden Geschäfte der eaf Thüringen nach Maßgabe der kirchlichen Ordnung;

                        

                        	
                            Unterstützung des Vorstands bei seiner Arbeit, insbesondere bei der Erstellung des Haushaltsplans einschließlich des Stellenplans
                              sowie der Jahresrechnung;
                           

                        

                        	
                            Bewirtschaftung des Haushaltsplans nach Maßgabe der kirchlichen Ordnung sowie des zur Förderung der Arbeit der eaf Thüringen
                              geltenden staatlichen Rechts;
                           

                        

                        	
                            Erstellung eines Tätigkeitsberichts für die Mitgliederversammlung;

                        

                        	
                            Teilnahme an den Sitzungen der Mitgliederversammlung und des Vorstands;

                        

                        	
                            Mitwirkung bei der Rechnungsprüfung der eaf Thüringen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Näheres über die Geschäftsführung kann eine von der Mitgliederversammlung beschlossene Geschäftsordnung regeln.
                  

               

               
                     § 13
Finanzierung, Mitgliedsbeiträge, Haushaltsjahr
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Arbeit der eaf Thüringen wird insbesondere durch Zuschussleistungen des Freistaats Thüringen, Zuwendungen der beteiligten
                     evangelischen Landeskirchen sowie von Stiftungen, Spendern, Sponsoren und anderen Geldgebern finanziert.  2 Die mitwirkenden evangelischen Landeskirchen können über die von ihnen zu erbringenden Zuschussleistungen eine Finanzierungsvereinbarung
                     abschließen.  3 Darüber hinaus kann die Rechtsträgerin der eaf Thüringen mit anderen mitwirkenden juristischen Personen im Rahmen deren Zahlungsfähigkeit
                     Zuschussleistungen zur Finanzierung der Arbeit oder einzelner Vorhaben der eaf Thüringen vereinbaren.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Daneben kann die eaf Thüringen Mitgliedsbeiträge als Jahresbeträge erheben.  2 Über die Erhebung, die Höhe und die Fälligkeit der Mitgliedsbeiträge entscheidet die Mitgliederversammlung auf Vorschlag des
                     Vorstands.  3 Der Zeitpunkt der Beendigung der Mitgliedschaft gemäß § 6 lässt die Pflicht zur Zahlung eines Mitgliedsbeitrags für das laufende
                     Haushaltsjahr unberührt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Haushaltsjahr der eaf Thüringen ist das Kalenderjahr.
                  

               

               
                     § 14
Verschwiegenheit
                     

                  

                   1 Die Mitglieder der eaf Thüringen, alle Vertreter und der Geschäftsführer sind verpflichtet, über die ihnen im Rahmen ihrer
                     Tätigkeit für die eaf Thüringen bekannt gewordenen Tatsachen Stillschweigen zu wahren.  2 Dies gilt nicht, wenn die Tatsache ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedarf oder eine Entbindung von der Verschwiegenheitspflicht
                     durch den Vorstand erfolgt ist.  3 Verschwiegenheitspflichten aufgrund eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses bleiben unberührt.
                  

               

               
                     § 15
Änderung der Ordnung
                     

                  

                   1 Die Mitgliederversammlung kann dem Kollegium des Landeskirchenamtes Änderungen dieser Ordnung vorschlagen.  2 Vorschläge zur Änderung dieser Ordnung bedürfen der Zustimmung von mindestens drei Vierteln der anwesenden stimmberechtigten
                     Vertreter.  3 Das Kollegium des Landeskirchenamtes ist bei seiner Entscheidung an die Vorschläge der Mitgliederversammlung nicht gebunden.
                      4 Vor Beschlussfassung über eine Änderung dieser Ordnung ist das Einvernehmen mit der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck
                     herzustellen.
                  

               

               
                     § 16
Gleichstellungsbestimmung
                     

                  

                  Die in dieser Ordnung verwendeten Personen-, Funktions- und Amtsbezeichnungen gelten für Frauen und Männer in gleicher Weise.

               

               
                     § 17
Schlussbestimmungen
                     

                  

                   1 Diese Ordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 2011 in Kraft.  2 Gleichzeitig tritt die Ordnung der Evangelischen Aktionsgemeinschaft für Familienfragen – Landesarbeitskreis Thüringen vom
                     12. November 1994 (ABl. ELKTh 1995 S. 22) außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Kirchengesetz zur Ordnung der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen 
in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
(Kinder- und Jugendgesetz – KiJuG)
         

      

      
         Vom 22. November 2014

      

      
         (ABl. S. 246)
         

      

      Die Landessynode der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 55 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 und Artikel 80 Absatz 1 Satz 2 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Kirchenverfassung EKM – KVerfEKM) vom 5. Juli
         2008 (ABl. S. 183) das folgende Kirchengesetz beschlossen:
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            Präambel

         

          1 Evangelische Arbeit mit Kindern und Jugendlichen ist Teil des Verkündigungsdienstes der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
            im kirchlichen Handlungsfeld Bildung.  2 Im Mittelpunkt dieser Arbeit steht der junge Mensch in seiner Beziehung zu Gott, zum Mitmenschen und zu sich selbst.  3 Sie geschieht dort, wo Kinder und Jugendliche dem Wort Gottes begegnen.  4 Junge Menschen verleihen ihrem Glauben Ausdruck und tragen so mit ihren Fragen und ihrem eigenständigen Glaubenszeugnis Wesentliches
            zum Weg der Kirche Jesu Christi bei.
         

      

      
            Abschnitt 1: Die kirchliche Arbeit mit Kindern und Jugendlichen

         

      

      

      
                     § 1
Der kirchliche Auftrag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Getaufte und nicht getaufte junge Menschen, die das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, sind zur Mitgestaltung des
                     kirchlichen Lebens eingeladen.  2 Durch die kirchliche Arbeit mit Kindern und Jugendlichen sollen sie zur eigenverantwortlichen Gestaltung ihres Lebens befähigt
                     und gestärkt werden,
                  

                  
                     
                        	
                            um engagiert für die Menschenwürde, die Achtung der Menschenrechte und ein von Gleichberechtigung bestimmtes Zusammenleben
                              der Menschen einzutreten, 
                           

                        

                        	
                            um als mündige Glieder der christlichen Gemeinde die Zukunft der Kirche mit zu gestalten und

                        

                        	
                            um sich für die Bewahrung der Schöpfung und für die Gestaltung des Lebens in der Einen Welt in Gerechtigkeit und Frieden
                              einzusetzen.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Arbeit beinhaltet insbesondere den Auftrag,
                  

                  
                     
                        	
                            jungen Menschen das Evangelium von Jesus Christus in ihnen angemessener Weise zu bezeugen und sie zu einem eigenen Zeugnis
                              zu ermutigen, 
                           

                        

                        	
                            junge Menschen in ihren Lebensvollzügen sowie auf dem Weg zu Taufe und Konfirmation mit der biblischen Botschaft zu begleiten,

                        

                        	
                            junge Menschen am Leben der Gemeinde und der Kirche durch Einladung zur Mitwirkung und durch partnerschaftliche Begleitung
                              altersgerecht und angemessen im Rahmen der kirchlichen Ordnung zu beteiligen,
                           

                        

                        	
                            jungen Menschen die Einbringung und Vertretung ihrer Interessen in Kirche und Gesellschaft durch Selbstvertretung zu ermöglichen
                              sowie
                           

                        

                        	
                            Voraussetzungen für vielfältige Arbeitsformen mit jungen Menschen zu schaffen.

                        

                     

                  

               

               
                     § 2
Ausrichtung der Arbeit
                     

                  

                   1 Die Arbeit ist zielgruppen- und sozialraumorientiert auf die Lebenswelt von jungen Menschen und deren Familien ausgerichtet.
                      2 Für die verschiedenen Arbeitsformen und Aktivitäten sind Gestaltungsräume zu schaffen und zu erhalten.  3 Dazu gehören insbesondere
                  

                  
                     
                        	
                            regelmäßige sowie projektbezogene Aktivitäten mit Kindern, Jugendlichen und Familien,

                        

                        	
                            Gottesdienste mit Kindern, Jugendlichen und Familien,

                        

                        	
                            vorschulische, schulbezogene und außerschulische Formen der Kinder-, Jugend- und Familienbildung,

                        

                        	
                            Kinder-, Jugend- und Familienfreizeiten,

                        

                        	
                            die Arbeit mit Konfirmanden,

                        

                        	
                            die Mitarbeit in kirchlichen und in gesellschaftlichen Gremien sowie

                        

                        	
                            die Stärkung des ehrenamtlichen Engagements im Arbeitsbereich.

                        

                     

                  

               

               
                     § 3
Evangelische Jugend der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Evangelische Jugend der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (im Folgenden: Evangelische Jugend) ist ein Jugendverband
                     im Sinne des § 12 des Achten Buchs Sozialgesetzbuchs – Kinder- und Jugendhilfe – in der Fassung der Bekanntmachung vom 11.
                     September 2012 (BGBl. I S. 2022, 2023), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29. August 2013 (BGBl. I S. 3464).
                      2 Als Mitglieder des kirchlichen Jugendverbands vertreten Kinder und Jugendliche ihre Interessen eigenständig in Kirche und
                     Gesellschaft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Mitgliedschaft in der Evangelischen Jugend wird mit der Kirchenmitgliedschaft begründet.  2 Kinder und Jugendliche, die nicht Kirchenmitglied sind und im Geltungsbereich dieses Kirchengesetzes in der Jungen Gemeinde,
                     in kirchlichen Kinder- und Jugendgruppen oder Jugendgremien regelmäßig mitarbeiten, erklären ihre Mitgliedschaft im kirchlichen
                     Jugendverband den dafür zuständigen Gruppen- oder Gremienleitungen.  3 Die Erklärung bedarf keiner besonderen Form.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Mitgliedschaft in der Evangelischen Jugend ist in der Regel mit Vollendung des 27. Lebensjahres beendet.  2 Kinder und Jugendliche, die keine Kirchenmitglieder sind, können ihre Mitgliedschaft jederzeit durch formlose Erklärung gegenüber
                     den dafür zuständigen Gruppen- oder Gremienleitungen beenden.  3 Ihre Mitgliedschaft endet spätestens durch Nichtteilnahme an der Gruppen- oder Gremienarbeit über einen Zeitraum von mehr
                     als einem Jahr.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Zugehörigkeit zur Evangelischen Jugend können auch auf dem Kirchengebiet tätige evangelische Träger der freien Jugendhilfe
                     erklären.  2 Ihre Erklärung bedarf der Bestätigung durch die Landeskirche. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Evangelische Jugend führt das Zeichen des Kugelkreuzes.
                  

               

               
                     § 4
Evangelische Jugendverbände
                     

                  

                   1 Von der Landeskirche anerkannte evangelische Jugendverbände können mit der Wahrnehmung kirchlicher Aufgaben beauftragt werden.
                      2 Sie können mit der Evangelischen Jugend einen Dachverband bilden.
                  

               

               
                     § 5
Gemeinsame Verantwortung der Träger und der Mitarbeitenden
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die kirchlichen Körperschaften sowie ihre mit dem Dienst an jungen Menschen und deren Familien betrauten Dienste, Einrichtungen
                     und Werke stimmen die Arbeit untereinander sowie mit den Jugendverbänden ab.  2 Sie verantworten gemeinsam den Arbeitsbereich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Arbeit wird von den dazu beauftragten beruflichen Mitarbeitenden im Zusammenwirken mit den ehrenamtlichen Mitarbeitenden
                     entwickelt und durchgeführt.  2 Die Verantwortung im Arbeitsbereich sowie für die Gewinnung und Begleitung der ehrenamtlichen Mitarbeitenden obliegt allen
                     Mitarbeitenden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten sollen sich die kirchlichen und die evangelischen Träger mit den Trägern der öffentlichen
                     Jugendhilfe und den weiteren staatlich anerkannten Trägern der freien Jugendhilfe austauschen und vernetzen.
                  

               

            

         

      

      

      
            Abschnitt 2: Die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen in den Kirchengemeinden

         

      

      
                     § 6
Auftrag der Kirchengemeinde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und deren Familien gehört zu den grundlegenden Aufgaben der Kirchengemeinde.  2 Sie nimmt in ihrem räumlichen Bereich die Bedürfnisse junger Menschen wahr und fördert entsprechend den Möglichkeiten deren
                     Beteiligung am christlichen Leben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Selbständig oder gemeinsam mit anderen Kirchengemeinden sorgt sie insbesondere dafür, dass
                  

                  
                     
                        	
                            junge Menschen durch eine partnerschaftliche Begleitung an der kirchlichen Gemeinschaft altersgerecht und angemessen beteiligt
                              werden,
                           

                        

                        	
                            junge Menschen altersgerecht und angemessen ihre Interessen vertreten und bei Entscheidungen mitwirken können sowie

                        

                        	
                            jungen Menschen eine altersgerechte und angemessene Teilhabe an den verschiedenen Formen der Arbeit und Aktivitäten ermöglicht
                              werden kann.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Gemeindekirchenrat kann sich regelmäßig über die Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und Familien seines Zuständigkeitsbereichs
                     berichten lassen.
                  

               

               
                     § 7
Zusammenwirken im Kirchenkreis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Kirchengemeinden sollen für ihre Region eine Konzeption für die Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und Familien entwickeln
                     und im Kirchenkreis abstimmen.  2 Dabei achten sie auf die Vernetzung ihrer Arbeit mit anderen regionalen sowie mit überregionalen Angeboten und Aktivitäten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Kirchengemeinden unterstützen die Qualifizierung und Begleitung der ehrenamtlichen und der beruflichen Mitarbeitenden
                     im Kirchenkreis.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 3: Die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen in den Kirchenkreisen

         

         
                     § 8
Auftrag des Kirchenkreises
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Kirchenkreis unterstützt, fördert und ergänzt die Arbeit der Kirchengemeinden.  2 Er erstellt eine mit den Kirchengemeinden seines Bereichs und der Landeskirche abgestimmte Konzeption für den Arbeitsbereich
                     und entwickelt diese fort.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Arbeit im Kirchenkreis dient insbesondere
                  

                  
                     
                        	
                            dem Erleben von Kirche als Gemeinschaft ihrer Glieder und Gemeinden,

                        

                        	
                            der Vernetzung junger Menschen und deren Aktivitäten,

                        

                        	
                            der Teilhabe junger Menschen an den verschiedenen Formen der Arbeit und gemeinschaftlichen  Aktivitäten,

                        

                        	
                            der Vernetzung evangelischer Träger der Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und Familien sowie

                        

                        	
                            der Interessenvertretung junger Menschen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Kirchenkreis achtet auf die Bildung einer Kreisjugendvertretung.
                  

               

               
                     § 9
Kreisreferentinnen und Kreisreferenten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für die inhaltliche und konzeptionelle Leitung der Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und Familien im Kirchenkreis werden Kreisreferentinnen
                     und Kreisreferenten eingesetzt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Kreisreferentin oder der Kreisreferent arbeitet im Rahmen der Zuständigkeit mit den beruflichen und ehrenamtlichen Mitarbeitenden
                     sowie mit den für die anderen Dienste des Kirchenkreises Verantwortlichen inhaltlich und konzeptionell zusammen.  2 Im Kirchenkreis trägt sie oder er insbesondere die fachliche Verantwortung
                  

                  
                     
                        	
                            für die Ausgestaltung der gemeindepädagogischen Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und Familien als Teil des Verkündigungsdienstes,

                        

                        	
                            für die Leitung der Mitarbeitenden des gemeindepädagogischen Dienstes,

                        

                        	
                            für die Gewinnung, Qualifizierung und Begleitung der ehrenamtlichen Mitarbeitenden,

                        

                        	
                            für die Förderung der ehrenamtlichen Arbeit,

                        

                        	
                            für die Koordinierung und Weiterentwicklung des Arbeitsbereichs,

                        

                        	
                            für die Förderung der Vernetzung und der Kommunikation zwischen den gemeindepädagogischen Arbeitsbereichen der kirchlichen
                              Körperschaften sowie
                           

                        

                        	
                            für die Förderung der Vernetzung mit gesellschaftlichen Partnern.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Nähere über den Dienst der Kreisreferentinnen und Kreisreferenten wird durch eine Verordnung geregelt.
                  

               

               
                     § 10
Kreisjugendvertretung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 In jedem Kirchenkreis ist eine Kreisjugendvertretung für die Wahrnehmung der Belange der Evangelischen Jugend zuständig.  2 Für benachbarte Kirchenkreise kann eine gemeinsame Kreisjugendvertretung gebildet werden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Kreisjugendvertretung soll in der Form eines Jugendkonvents arbeiten.  2 Kommt ein Kreisjugendkonvent nicht zustande, nimmt dessen Aufgaben einstweilen eine Kreisjugendversammlung wahr.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zu den Aufgaben der Kreisjugendvertretung gehören insbesondere
                  

                  
                     
                        	
                            die Ermöglichung und Unterstützung der Teilhabe von Kindern und Jugendlichen am kirchlichen, gesellschaftlichen und politischen
                              Leben,
                           

                        

                        	
                            die Vernetzung der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen im Kirchenkreis,

                        

                        	
                            die Unterstützung und Förderung der Vielfalt der Arbeitsformen und Aktivitäten,

                        

                        	
                            die Beteiligung an der Festlegung der Ziele der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen,

                        

                        	
                            im Rahmen der kirchlichen Ordnung die Wahl von Vertreterinnen und Vertretern für den Vorschlag zur Berufung der Jugendsynodalen
                              der Kreissynode sowie
                           

                        

                        	
                            die Wahl von bis zu vier Delegierten sowie deren Stellvertreterinnen und Stellvertreter zur Entsendung in den Landesjugendkonvent.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Kreisjugendvertretung soll an dem Verfahren zur Anstellung einer für die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen zuständigen
                     Kreisreferentin oder eines zuständigen Kreisreferenten angemessen beteiligt werden.
                  

               

               
                     § 11
Zusammensetzung und Geschäftsgang der Kreisjugendvertretung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Jugendliche, die das 14. Lebensjahr vollendet haben und Mitglied der Evangelischen Jugend sind, können als Vertreterinnen
                     und Vertreter der Jungen Gemeinde oder der Jugendgruppen in der örtlich für die Gruppe zuständigen Kreisjugendvertretung mitwirken.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Kreisjugendvertretung tagt mindestens einmal im Jahr. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Sie wählt zu ihrer Leitung aus ihrer Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Kreisjugendvertretung soll sich für ihre Arbeit eine Geschäftsordnung geben.  2 Die Geschäftsordnung bedarf der Genehmigung durch den Kreiskirchenrat.  3 Wurde eine gemeinsame Kreisjugendvertretung nach § 10 Absatz 1 Satz 2 gebildet, ist die Genehmigung der Kreiskirchenräte aller beteiligten Kirchenkreise erforderlich.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 4: Die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen in der Landeskirche

         

         
                     § 12
Auftrag der Landeskirche
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Landeskirche achtet darauf, dass der kirchliche Auftrag gemäß § 1 erfüllt wird.  2 Sie unterstützt, fördert und ergänzt die Arbeit der Kirchengemeinden und Kirchenkreise.  3 In diesem Rahmen kann sie eigene Angebote der Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und Familien entwickeln und umsetzen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zu den Aufgaben der Landeskirche gehören insbesondere die Schaffung und Gewährleistung einheitlicher und verbindlicher Rahmenbedingungen
                  

                  
                     
                        	
                            für die fachliche Beratung, Begleitung und Weiterentwicklung des Arbeitsbereichs,

                        

                        	
                            für die Förderung des gemeindepädagogischen Handelns der Kirchenkreise,

                        

                        	
                            für die Aus-, Fort- und Weiterbildung der Mitarbeitenden des Arbeitsbereichs und

                        

                        	
                            für die Gremienarbeit ihres Zuständigkeitsbereichs.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Sie vertritt die Interessen der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen innerkirchlich sowie gegenüber den Landtagen und Landesregierungen
                     der Bundesländer, in der Gesellschaft und in der ökumenischen Gemeinschaft der Kirchen.  2 Nach Maßgabe des staatlichen Rechts benennt sie ihre Vertreterinnen und Vertreter für die Jugendhilfeausschüsse der Bundesländer.
                  

               

               
                     § 13
Kinder- und Jugendpfarramt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Kinder- und Jugendpfarramt ist eine unselbständige Einrichtung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland.  2 Als Geschäftsstelle der Evangelischen Jugend gewährleistet es deren Interessenvertretung in Kirche, Gesellschaft und Politik.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Dem Kinder- und Jugendpfarramt obliegen die übergeordnete Fachaufsicht und die Fachberatung der Mitarbeitenden im Arbeitsbereich.
                      2 Im Rahmen der gemeinsamen Verantwortung erfüllt es insbesondere folgende Aufgaben:
                  

                  
                     
                        	
                            die Bearbeitung pädagogischer, theologischer und gesellschaftlicher Grundsatzfragen für die konzeptionelle Arbeit mit Kindern,
                              Jugendlichen und Familien,
                           

                        

                        	
                            die Entwicklung von Konzeptionen für die verschiedenen Formen der Arbeit und Aktivitäten,

                        

                        	
                            die Entwicklung einheitlicher und verbindlicher Rahmenbedingungen für den Arbeitsbereich,

                        

                        	
                            die Ausübung der Fachaufsicht über die Kreisreferentinnen und Kreisreferenten,

                        

                        	
                            die Geschäftsführung des Konvents der Kreisreferentinnen und Kreisreferenten und des Landesjugendkonvents,

                        

                        	
                            die Bestätigung der Erklärung evangelischer Träger der freien Jugendhilfe gemäß § 3 Absatz 4,
                           

                        

                        	
                            die Anerkennung evangelischer Jugendverbände gemäß § 4 Satz 1,
                           

                        

                        	
                            die Vertretung des Arbeitsbereichs innerkirchlich sowie in den Landesjugendhilfeausschüssen der Bundesländer,

                        

                        	
                            die Zusammenarbeit mit innerkirchlichen und außerkirchlichen Partnern sowie

                        

                        	
                            die Berichterstattung über die Ausrichtung und Entwicklung des Arbeitsbereichs gegenüber dem Landeskirchenamt, den Organen
                              der Landeskirche, den Gremien der Evangelischen Jugend und dem Landesjugendkonvent.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 14
Die Landesjugendpfarrerin oder der Landesjugendpfarrer
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Kinder- und Jugendpfarramt wird von der Landesjugendpfarrerin oder dem Landesjugendpfarrer geleitet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Landesjugendpfarrerin oder der Landesjugendpfarrer trägt Sorge für die Einheit der Evangelischen Jugend.  2 Zu ihrem oder seinem Aufgabenbereich gehören insbesondere
                  

                  
                     
                        	
                            die Verkündigung des Evangeliums von Jesus Christus vor dem Hintergrund der besonderen Lebenswirklichkeit junger Menschen,

                        

                        	
                            die Wahrnehmung und Reflexion von Glaubens- und Lebensäußerungen junger Menschen,

                        

                        	
                            die Förderung der Vernetzung und der Koordinierung der evangelischen Arbeit mit Kindern und Jugendlichen unterschiedlicher
                              Prägungen,
                           

                        

                        	
                            die seelsorgerliche und inhaltliche Begleitung des Landesjugendkonvents sowie

                        

                        	
                            die Mitwirkung in Gremien der evangelischen Kinder-, Jugend- und Familienarbeit.

                        

                     

                  

               

               
                     § 15
Konvent der Kreisreferentinnen und Kreisreferenten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Kreisreferentinnen und Kreisreferenten der Kirchenkreise bilden auf der Ebene der Landeskirche einen Konvent.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Konvent dient der Vernetzung und Koordinierung der Arbeit der Kirchenkreise mit der Arbeit des Kinder- und Jugendpfarramts.
                      2 Er fördert die Arbeit durch
                  

                  
                     
                        	
                            die Beratung von Grundsatzfragen, Themen und Entwicklungen des Arbeitsbereichs,

                        

                        	
                            die Initiierung von gemeinsamen Vorhaben, deren Begleitung und Umsetzung,

                        

                        	
                            die Planung und Auswertung gemeinsamer Aktivitäten der Kirchenkreise sowie von Kirchenkreisen und der Landeskirche,

                        

                        	
                            die Ermittlung des Fortbildungsbedarfs sowie

                        

                        	
                            die Entsendung von Vertreterinnen und Vertretern in Gremien und Arbeitsgruppen der evangelischen Arbeit mit Kindern, Jugendlichen
                              und Familien.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 16
Landesjugendkonvent
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Landesjugendkonvent dient der Selbstvertretung der Evangelischen Jugend auf der Ebene der Landeskirche.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Er vertritt die Interessen der Evangelischen Jugend in Kirche und Gesellschaft, indem er insbesondere
                  

                  
                     
                        	
                           deren Teilhabe am kirchlichen, gesellschaftlichen und politischen Leben unterstützt,

                        

                        	
                           auf die Vielfalt der Formen der Arbeit und Aktivitäten mit Kindern und Jugendlichen achtet,

                        

                        	
                           die Arbeit der Kirchenkreise vernetzt und die Zusammenarbeit der kirchlichen Körperschaften fördert,

                        

                        	
                           Themen der Arbeit gegenüber dem Kinder- und Jugendpfarramt sowie gegenüber der Landessynode benennt und mit diesen erörtert,

                        

                        	
                           Vorhaben der Landeskirche mit gestaltet,

                        

                        	
                           sich in die ökumenische Arbeit einbringt,

                        

                        	
                           nach Maßgabe der kirchlichen Ordnung Vertreterinnen und Vertreter in die Landessynode und in die Gremien der Arbeit mit Kindern
                              und Jugendlichen entsendet,
                           

                        

                        	
                           nach Maßgabe des staatlichen Rechts Vertreterinnen und Vertreter in die Gremien der staatlichen Jugendhilfe entsendet.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Landesjugendkonvent ist zu den Entwürfen der landeskirchlichen Haushalts- und Stellenpläne für die Arbeit mit Kindern
                     und Jugendlichen anzuhören.
                  

               

               
                     § 17
Zusammensetzung und Geschäftsgang des Landesjugendkonvents
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Jede Kreisjugendvertretung entsendet bis zu vier Delegierte mit Stimmrecht in den Landesjugendkonvent. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Nach seiner Konstituierung kann der Landesjugendkonvent auf Vorschlag der Delegierten bis zu zehn weitere Mitglieder der Evangelischen
                     Jugend mit Stimmrecht hinzuberufen.  2 Bei der Hinzuberufung sollen die Vielfalt der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen, die Kontinuität der Arbeit des Landesjugendkonvents
                     und die gleichberechtigte Präsenz der Geschlechter berücksichtigt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Amtszeit der stimmberechtigten Mitglieder des Landesjugendkonvents beträgt zwei Jahre. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Landesjugendkonvent tagt mindestens einmal im Jahr.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         An den Tagungen des Landesjugendkonvents nehmen beratend teil:
                  

                  
                     
                        	
                            die Landesjugendpfarrerin oder der Landesjugendpfarrer,

                        

                        	
                            die für den Arbeitsbereich zuständige Referentin oder der zuständige Referent des Kinder- und Jugendpfarramts sowie

                        

                        	
                            zwei vom Konvent der Kreisreferentinnen und Kreisreferenten entsandte Konventuale.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Der Landesjugendkonvent gibt sich für seine Arbeit eine Geschäftsordnung.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 5: Schlussbestimmungen

         

      

      
                     § 18
Übergangsregelung
                     

                  

                   1 Die Bildung der Kreisjugendvertretungen und des Landesjugendkonvents nach diesem Kirchengesetz soll bis zum 31. Dezember 2016
                     abgeschlossen sein.  2 Bis zur Konstituierung der neu gebildeten Gremien führen die Delegierten ihr Amt entsprechend der jeweils für sie bisher geltenden
                     Verfahrensweise fort.
                  

               

               
                     § 19
Inkrafttreten
                     

                  

                  Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.

               

            

         

      

      

   
      

      
         Ordnung für den Bund Evangelischer Jugend in Mitteldeutschland (bejm)

      

      
         Vom  24. Mai 2016

      

      
         (ABl. S. 123)
         

      

      Das Kollegium des Landeskirchenamtes der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 63 Absatz 2 Nummer 1 und 7 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Kirchenverfassung EKM – KVerfEKM) vom
         5. Juli 2008 (ABl. S. 183) die folgende Ordnung beschlossen:
      

      
         Inhaltsübersicht

      

      
         
            
            
         
         
            
               	Präambel
               	
            

            
               	§ 1
               	Verbandsstatus, Name, Rechtsstellung, Sitz
            

            
               	§ 2
               	Aufgaben
            

            
               	§ 3
               	Gremien
            

            
               	§ 4
               	Aufgaben der Jugendkammer
            

            
               	§ 5
               	Zusammensetzung der Jugendkammer
            

            
               	§ 6
               	Geschäftsgang der Jugendkammer
            

            
               	§ 7
               	Aufgaben des Vorstands
            

            
               	§ 8
               	Zusammensetzung des Vorstands, Vorsitz
            

            
               	§ 9
               	Geschäftsgang des Vorstands
            

            
               	§ 10
               	Geschäftsführung
            

            
               	§ 11
               	Übergangsregelungen
            

            
               	§ 12
               	Inkrafttreten, Außerkrafttreten
            

         
      

      

      
                     Präambel

                  

                   1 Junge Menschen sollen die befreiende Botschaft des Evangeliums von Jesus Christus in deren konkreter Lebenswirklichkeit erfahren
                     und erleben können.  2 Zur Förderung ihrer Teilhabe bilden die auf dem Gebiet der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland tätigen kirchlich anerkannten
                     evangelischen Jugendverbände und deren Mitglieder bei gegenseitiger Anerkennung gewachsener Prägungen und Strukturen einen
                     Dachverband.  3 Dies geschieht in der Verbundenheit des Bekenntnisses zum dreieinigen Gott, der uns hilft zu glauben, zu hoffen und zu lieben
                     sowie in der Tradition der Ökumenischen Versammlung für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung.
                  

               

               
                     § 1
Verbandsstatus, Name, Rechtsstellung, Sitz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Die gemäß § 4 Satz 1 in Verbindung mit § 13 Absatz 2 Satz 2 Nummer 7 des Kirchengesetzes zur Ordnung der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen in der Evangelischen Kirche
                     in Mitteldeutschland (Kinder- und Jugendgesetz – KiJuG) vom 22. November 2014 (ABl. S. 246) anerkannten evangelischen Jugendverbände bilden mit der Evangelischen Jugend der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                     den Dachverband gemäß § 4 Satz 2 des Kinder- und Jugendgesetzes.  2 Dem Dachverband gehören auch die Mitglieder der beteiligten Jugendverbände an. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Der Dachverband trägt den Namen „Bund Evangelischer Jugend in Mitteldeutschland (bejm)“.  2 Er ist eine unselbständige Einrichtung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland mit Sitz in Neudietendorf.
                  

               

               
                     § 2
Aufgaben
                     

                  

                   1 Der Dachverband vertritt die Interessen seiner Mitglieder innerkirchlich sowie im jugendpolitischen Bereich gegenüber den
                     Bundesländern und in der Gesellschaft.  2 Hierzu gehören insbesondere
                  

                  
                     
                        	
                            die Anregung von sowie die Auseinandersetzung mit jugendpolitischen Themen im kirchlichen und im gesellschaftspolitischen
                              Kontext,
                           

                        

                        	
                            die Beratung von Grundsatzfragen,

                        

                        	
                            die Förderung der Vernetzung und der Zusammenarbeit der Mitglieder,

                        

                        	
                            die Koordinierung der jugendpolitischen Aktivitäten,

                        

                        	
                            die Beratung der Mitglieder zu Fragen der verbandlichen evangelischen Arbeit mit Kindern und Jugendlichen,

                        

                        	
                            die Gestaltung und die Umsetzung des Kinder- und Jugendförderplans der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland,

                        

                        	
                            die Verwaltung und die Verteilung der der verbandlichen Arbeit mit Kindern und Jugendlichen auf der landeskirchlichen Ebene
                              gewidmeten weiteren Mittel,
                           

                        

                        	
                            die gemeinsame Planung und die Durchführung von überregionalen Veranstaltungen,

                        

                        	
                            die gemeinsame Öffentlichkeitsarbeit der Mitglieder.

                        

                     

                  

               

               
                     § 3
Gremien
                     

                  

                  Gremien des Dachverbands sind die Jugendkammer und der Vorstand.

               

               
                     § 4 
Aufgaben der Jugendkammer
                     

                  

                  Zu den Aufgaben der Jugendkammer gehören insbesondere

                  
                     
                        	
                            die Wahrnehmung der Aufgaben des Dachverbands gemäß § 2,
                           

                        

                        	
                            die Beratung und die Entscheidung von besonderen Vorhaben des Dachverbands,

                        

                        	
                            die Entsendung von Vertreterinnen und Vertretern des Dachverbands in kirchliche und in gesellschaftliche Gremien,

                        

                        	
                            die Information und die Beratung des Landeskirchenamts zu Fragen der verbandlichen evangelischen Arbeit mit Kindern und Jugendlichen,

                        

                        	
                            die Bildung und die Beauftragung von Arbeitsgruppen,

                        

                        	
                            die Entgegennahme und die Diskussion der Berichte der Arbeitsgruppen,

                        

                        	
                            die Beschlussfassung zum Kinder- und Jugendförderplan der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland,

                        

                        	
                            die Entgegennahme und die Beratung des Tätigkeits- und des Finanzberichts der Geschäftsführung,

                        

                        	
                            die Wahl der Vertreterinnen und Vertreter für den Vorstand gemäß § 8 Absatz 1,
                           

                        

                        	
                            die Wahl der oder des Vorsitzenden sowie deren oder dessen Stellvertretung gemäß § 8 Absatz 3,
                           

                        

                        	
                            die Hinzuberufung von bis zu sechs beratenden Mitgliedern für die Dauer von vier Jahren mit Erfahrungen in der evangelischen
                              Arbeit mit Kindern und Jugendlichen oder in der evangelischen Jugendbildungsarbeit,
                           

                        

                        	
                            Anregungen zur Änderung dieser Ordnung für das Landeskirchenamt.

                        

                     

                  

               

               
                     § 5 
Zusammensetzung der Jugendkammer
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Jugendkammer gehören folgende stimmberechtigte Vertreterinnen und Vertreter an
                  

                  
                     
                        	
                            vier vom Landesjugendkonvent der Evangelischen Jugend der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland gemäß § 16 Absatz 2 Nummer 7 des Kinder- und Jugendgesetzes entsandte Personen,
                           

                        

                        	
                            zwei vom Christlichen Verein Junger Menschen (CVJM) - Landesverband Sachsen-Anhalt e. V. sowie zwei vom Christlichen Verein
                              Junger Menschen (CVJM) Thüringen e. V. benannte Personen,
                           

                        

                        	
                            für jeden weiteren anerkannten Jugendverband jeweils eine von diesem benannte Person,

                        

                        	
                            für jeden Propstsprengel jeweils bis zu zwei vom Konvent der Kreisreferentinnen und Kreisreferenten gemäß § 15 Absatz 2 Satz 2 Nummer 5 des Kinder- und Jugendgesetzes entsandte Personen.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Beratend wirken in der Jugendkammer mit
                  

                  
                     
                        	
                            die Hinzuberufenen gemäß § 4 Nummer 11,
                           

                        

                        	
                            zwei vom Kinder- und Jugendpfarramt der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland benannte Personen,

                        

                        	
                            die Landesjugendpfarrerin oder der Landesjugendpfarrer der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland,

                        

                        	
                            eine von dem fachlich für die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen zuständigen Dezernat des Landeskirchenamts benannte Person,

                        

                        	
                            die Landesgeschäftsführerin oder der Landesgeschäftsführer des Dachverbands.

                        

                     

                  

               

               
                     § 6 
Geschäftsgang der Jugendkammer
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Die Jugendkammer tagt mindestens einmal im Jahr.  2 Sie wird von der oder dem Vorsitzenden vier Wochen vor dem Tagungstermin schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung einberufen.
                      3 Verlangt mindestens ein Drittel der stimmberechtigten Mitglieder gemäß § 5 Absatz 1 oder ein beratendes Mitglied gemäß § 5 Absatz 2 Nummer 2 bis 5 schriftlich unter Angabe des Grundes ein Zusammentreten, muss die Einberufung unverzüglich erfolgen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die oder der Vorsitzende leitet die Tagungen der Jugendkammer.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Jugendkammer ist beschlussfähig, wenn nach ordnungsgemäßer Einladung mindestens die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder,
                     darunter die oder der Vorsitzende oder deren oder dessen Stellvertretung, und zwei beratende Mitglieder gemäß § 5 Absatz 2 Nummer 2 bis 5 anwesend sind.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Beschlüsse bedürfen der einfachen Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder; Stimmenthaltungen bleiben unberücksichtigt.
                      2 Wahlen werden auf Verlangen eines stimmberechtigten Mitglieds geheim durchgeführt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Wesentliche Beratungsergebnisse sind zu protokollieren.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                          1 Die Jugendkammer tagt öffentlich.  2 Auf Einladung der oder des Vorsitzenden können sachverständige Gäste zu einzelnen oder zu allen Tagesordnungspunkten mit Rederecht
                     mitwirken.  3 Andere Gäste sind als Zuhörerinnen und Zuhörer zugelassen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Die Jugendkammer kann das Nähere zu ihrer Arbeit durch eine Geschäftsordnung regeln.
                  

               

               
                     § 7
Aufgaben des Vorstands
                     

                  

                   1 Dem Vorstand obliegt die kontinuierliche Wahrnehmung der Aufgaben des Dachverbands.  2 Hierzu gehören insbesondere
                  

                  
                     
                        	
                            die Ausführung der Beschlüsse der Jugendkammer,

                        

                        	
                            die Vorbereitung und die Durchführung der Tagungen der Jugendkammer,

                        

                        	
                            die Begleitung und die Koordinierung der Arbeit der von der Jugendkammer gebildeten und beauftragten Arbeitsgruppen, denen
                              er auch selbst Aufgaben übertragen kann,
                           

                        

                        	
                            die Weiterbearbeitung der von den Arbeitsgruppen vorgelegten Arbeitsergebnisse,

                        

                        	
                            die Beratung der Entwürfe des Haushaltsplans und der Jahresrechnung des Dachverbands einschließlich deren Freigabe zur Weiterleitung
                              an das Landeskirchenamt,
                           

                        

                        	
                            die Beratung des Entwurfs des Kinder- und Jugendförderplans der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland einschließlich
                              dessen Freigabe zur Weiterleitung an die Jugendkammer,
                           

                        

                        	
                            die Beratung des Tätigkeits- und Finanzberichts der Geschäftsführung einschließlich dessen Freigabe zur Weiterleitung an
                              die Jugendkammer,
                           

                        

                        	
                            die Vertretung der Interessen des Dachverbands innerkirchlich und in der Öffentlichkeit.

                        

                     

                  

               

               
                     § 8 
Zusammensetzung des Vorstands, Vorsitz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Dem Vorstand gehören mit Stimmrecht drei bis sieben von der Jugendkammer aus dem Kreis der stimmberechtigten Mitglieder gemäß
                     § 5 Absatz 1 für die Dauer von vier Jahren gewählte Vertreterinnen und Vertreter unterschiedlicher Interessengruppen an.  2 Wiederwahl ist zulässig.  3 Vorzeitig aus ihrem Amt ausscheidende Vertreterinnen und Vertreter ersetzt die Jugendkammer für die verbleibende Amtszeit
                     durch Nachwahl.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Personen gemäß § 5 Absatz 2 Nummer 3 bis 5 sowie der Geschäftsführer des Kinder- und Jugendpfarramts der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                     wirken beratend im Vorstand mit.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Die Vorsitzende oder den Vorsitzenden sowie deren oder dessen Stellvertretung wählt die Jugendkammer für die Dauer von vier
                     Jahren aus dem Kreis der stimmberechtigten Vertreterinnen und Vertreter gemäß Absatz 1.  2 Wiederwahl ist zulässig.  3 Scheidet die oder der Vorsitzende vorzeitig aus dem Amt aus, nimmt die bisherige Stellvertreterin oder der bisherige Stellvertreter
                     den Vorsitz für die restliche Amtszeit wahr.  4 Die neue Stellvertretung bestimmt die Jugendkammer für die verbleibende Amtszeit durch Nachwahl.
                  

               

               
                     § 9
Geschäftsgang des Vorstands
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Der Vorstand tritt bei Bedarf, mindestens jedoch alle drei Monate zusammen.  2 Er wird von der oder dem Vorsitzenden zwei Wochen vor dem Sitzungstermin schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung einberufen.
                      3 Verlangt mindestens die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder gemäß § 8 Absatz 1 oder ein beratendes Mitglied gemäß § 8 Absatz 2 schriftlich unter Angabe des Grundes ein Zusammentreten, muss die Einberufung unverzüglich erfolgen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die oder der Vorsitzende leitet die Sitzungen des Vorstands.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn nach ordnungsgemäßer Einladung mindestens die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder,
                     darunter die oder der Vorsitzende oder deren oder dessen Stellvertretung, und ein beratendes Mitglied anwesend sind.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Beschlüsse bedürfen der einfachen Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder; Stimmenthaltungen bleiben unberücksichtigt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Wesentliche Beratungsergebnisse sind zu protokollieren.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                          1 Die Sitzungen des Vorstands sind nicht öffentlich.  2 Auf Einladung der oder des Vorsitzenden können sachverständige Gäste zu einzelnen oder zu allen Tagesordnungspunkten mit Rederecht
                     mitwirken.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Der Vorstand kann das Nähere zu seiner Arbeit durch eine Geschäftsordnung regeln.
                  

               

               
                     § 10
Geschäftsführung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Die laufenden Geschäfte und Verwaltungsangelegenheiten des Dachverbands erledigt eine Geschäftsstelle.  2 Diese wird von einer Landesgeschäftsführerin oder einem Landesgeschäftsführer geleitet. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Landesgeschäftsführerin oder dem Landesgeschäftsführer obliegen insbesondere folgende Aufgaben
                  

                  
                     
                        	
                            die Umsetzung der Beschlüsse des Vorstands,

                        

                        	
                            die Vertretung der Rechtsträgerin des Dachverbands im Rechtsverkehr,

                        

                        	
                            die Führung der Dienst- und Fachaufsicht über das Personal der Geschäftsstelle, 

                        

                        	
                            die laufende Überwachung des Haushaltsplans,

                        

                        	
                            die Erstellung der Entwürfe des Haushaltsplans und der Jahresrechnung einschließlich deren Vorlage an den Vorstand,

                        

                        	
                            die Erstellung des Entwurfs des Kinder- und Jugendförderplans der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland einschließlich
                              dessen Vorlage an den Vorstand,
                           

                        

                        	
                            die Sorge für die ordnungsgemäße Verwaltung der Mittel gemäß § 2 Satz 2 Nummer 6 und 7,
                           

                        

                        	
                            die Erstellung des Tätigkeits- und Finanzberichts der Geschäftsführung einschließlich dessen Vorlage an den Vorstand,

                        

                        	
                            die Mitwirkung in der Jugendkammer gemäß § 5 Absatz 2 Nummer 5,
                           

                        

                        	
                            die Mitwirkung im Vorstand gemäß § 8 Absatz 2 in Verbindung mit § 5 Absatz 2 Nummer 5, 
                           

                        

                        	
                            die Vorbereitung der Sitzungen des Vorstands in Abstimmung mit dessen Vorsitzenden.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Die Landesgeschäftsführerin oder der Landesgeschäftsführer wird vom Landeskirchenamt bestellt.  2 Die Dienst- und Fachaufsicht führt das fachlich für die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen zuständige Dezernat des Landeskirchenamts.
                  

               

               
                     § 11
Übergangsregelungen
                     

                  

                   1 Die Bildung der Jugendkammer und des Vorstands nach dieser Ordnung soll bis zum 31. Dezember 2016 abgeschlossen sein.  2 Bis zur Konstituierung der neuen Gremien führen die Organe des Dachverbands in ihrer bisherigen Zusammensetzung ihre Arbeit
                     entsprechend der jeweils für sie bisher geltenden Verfahrensweise fort.  3 Die Vertreterinnen und Vertreter gemäß § 5 Absatz 1 sind spätestens bis zum 1. Oktober 2016 der Geschäftsstelle des Dachverbands namentlich mitzuteilen.
                  

               

               
                     § 12
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                   1 Diese Ordnung tritt am 1. September 2016 in Kraft.  2 Gleichzeitig tritt die Ordnung für den Bund Evangelischer Jugend in Mitteldeutschland (bejm) vom 16. Dezember 2008 (ABl. 2009
                     S. 17) außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Verordnung über den Dienst der Kreisreferenten für die Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und Familien in den Kirchenkreisen
            und Kirchengemeinden der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
(Kreisreferentenverordnung - KRefV)
         

      

      
         Vom 9. September 2011

      

      
         (ABl. 2012 S. 78)
         

      

      Der Landeskirchenrat der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland erlässt auf Grund Artikel 61 Absatz 1 Nummer 3 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Kirchenverfassung EKM – KVerfEKM) vom 5.
         Juli 2008 (ABl. S. 183) folgende Verordnung:
      

      
         Übersicht:

      

      
         
            
               	§ 1
               	Grundsätze des Dienstes der Kreisreferenten
            

            
               	§ 2
               	Aufgaben
            

            
               	§ 3
               	Stellenbesetzung
            

            
               	§ 4
               	Regelungen für die Ausgestaltung des Dienstes
            

            
               	§ 5
               	Kreisreferentenkonvent
            

            
               	§ 6
               	Fortbildung und Supervision
            

            
               	§ 7
               	Gleichstellungsklausel
            

            
               	§ 8
               	Inkrafttreten, Außerkrafttreten
            

         
      

      

      
                     § 1
Grundsätze des Dienstes der Kreisreferenten


                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für die inhaltliche und konzeptionelle Leitung der Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und Familien in den Kirchenkreisen werden
                     Kreisreferenten eingesetzt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Sie sind zuständig für die Ausgestaltung der gemeindepädagogischen Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und Familien als Teil
                     des Verkündigungsdienstes im Kirchenkreis und in den zu ihm gehörenden Kirchengemeinden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Gemäß Artikel 48 Absatz 4 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland wirken sie in ihrem Aufgabenbereich mit den für die
                     anderen Dienste Verantwortlichen zusammen.
                  

               

               
                     § 2
Aufgaben


                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Kreisreferenten übernehmen in Abstimmung mit dem Superintendenten und dem Kreiskirchenrat die Leitungsverantwortung für
                     die Mitarbeitenden im gemeindepädagogischen Dienst. Dazu sollen insbesondere gehören
                  

                  
                     
                        	
                            die Anleitung, fachliche Beratung und Begleitung der haupt- und nebenberuflich Mitarbeitenden im gemeindepädagogischen Dienst
                              einschließlich der Ausübung der Fachaufsicht und der Erarbeitung und Überprüfung der Dienstanweisungen,
                           

                        

                        	
                            die Planung und Durchführung von Fortbildungen und fachspezifischen Konventen für diese Mitarbeitenden,

                        

                        	
                            die Verantwortung für die Gewinnung, Qualifizierung und Begleitung der ehrenamtlich Mitarbeitenden im Zuständigkeitsbereich
                              sowie die Beförderung der ehrenamtlichen Mitarbeit in kirchlichen Arbeitsgruppen und Gremien,
                           

                        

                        	
                            die Konzeption, Koordinierung und Weiterentwicklung der Arbeit in der Region,

                        

                        	
                            die Beratung und Mitwirkung bei der Personalplanung, Personalentwicklung und Stellenbesetzung,

                        

                        	
                            die Verantwortung für die zugewiesenen Haushaltsmittel.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Sie tragen die fachliche Verantwortung für die Koordination und Weiterentwicklung der Arbeitskonzepte des gemeindepädagogischen
                     Dienstes, insbesondere für
                  

                  
                     
                        	
                            die Konzeption und Weiterentwicklung der Arbeitsfelder Kinder-, Jugend- und Familienarbeit,

                        

                        	
                            die Planung und Durchführung von Veranstaltungen und Projekten, zum Beispiel von Kreisjugendtagen, Kreiskindertagen und Freizeiten,

                        

                        	
                            die Jahresplanung und den Jahresbericht für die Arbeitsfelder Kinder-, Jugend- und Familienarbeit, 

                        

                        	
                            die regelmäßige Evaluation der Arbeitsfelder Kinder-, Jugend- und Familienarbeit der Region einschließlich der Erstellung
                              der Statistik für das Arbeitsfeld,
                           

                        

                        	
                            die Begleitung von Mitarbeitenden in Praktikums- und Ausbildungsverhältnissen,

                        

                        	
                            die Mitwirkung an Visitationen.

                        

                     

                  

                  Die Jahresplanung und der Jahresbericht sind dem Kreiskirchenrat zur Kenntnisname vorzulegen.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Sie gewährleisten die Vernetzung und Kommunikation zwischen den gemeindepädagogischen Arbeitsfeldern des Kirchenkreises und
                     der Landeskirche
                  

                  
                     
                        	
                            im eigenen Zuständigkeitsbereich durch die Wahrnehmung der Interessen der Arbeitsfelder Kinder-, Jugend- und Familienarbeit
                              in den Gremien ihres Zuständigkeitsbereichs;
                           

                        

                        	
                            in der Region durch

                           
                              
                                 	
                                     die Vertretung der Interessen von Kindern, Jugendlichen und Familien, insbesondere in kinder- und jugendpolitischen Fragen,

                                 

                                 	
                                     die Koordination und die Vernetzung der verschiedenen Arbeitsbereiche der Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und Familien,

                                 

                                 	
                                     die Zusammenarbeit mit anderen Trägern der Evangelischen Kinder-, Jugend- und Familienarbeit sowie mit öffentlichen und freien
                                       Trägern der Kinder- und Jugendhilfe,
                                    

                                 

                                 	
                                     Mitwirkung bei der Gewinnung von Drittmitteln;

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland durch

                           
                              
                                 	
                                     die regelmäßige Teilnahme am Konvent der Kreisreferenten der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland und an sonstigen Fachtagungen,

                                 

                                 	
                                     die Mitwirkung an Projekten der Landeskirche im Bereich der Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und Familien.

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 3
Stellenbesetzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Kreisreferentenstellen sind durch die Kirchenkreise nach den allgemeinen Vorschriften auszuschreiben und zu besetzen.  2 Das Kinder- und Jugendpfarramt der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland ist zum Ausschreibungs- und Stellenbesetzungsverfahren
                     beratend hinzuziehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Voraussetzungen für die Zulassung zum Bewerbungsverfahren sind
                  

                  
                     
                        	
                            die Mitgliedschaft in der Evangelischen Kirche,

                        

                        	
                            der erfolgreiche Abschluss eines Diplom- oder Masterstudienganges an einer von der Landeskirche anerkannten kirchlichen Fachhochschule
                              oder an einer staatlichen Fachhochschule oder Hochschule in folgenden Fachrichtungen:
                           

                           
                              
                                 	
                                     Gemeindepädagogik oder Religionspädagogik,

                                 

                                 	
                                     Sozialpädagogik oder Pädagogik mit dem Schwerpunkt Sozialwesen jeweils mit einer theologischen oder religionspädagogischen
                                       Zusatzqualifikation.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                   2 Die Bewerber sollen außerdem die für eine Leitungstätigkeit im Arbeitsfeld Kinder-, Jugend- und Familienarbeit erforderliche
                     Befähigung durch entsprechende Nachweise belegen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Von dem Erfordernis eines Fachhochschulabschlusses kann abgesehen werden, wenn der Bewerber einen mindestens gleichwertigen
                     anderen Abschluss nachweist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         In Einzelfällen können abweichend von Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und Absatz 3 Bewerber mit einem erfolgreich abgeschlossenen
                     Bachelorstudiengang in einer der oben genannten Fachrichtungen zugelassen werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Mitarbeitende, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung bereits Inhaber einer Kreisreferentenstelle sind und
                     keinen Fachhochschulabschluss oder gleichwertigen Abschluss haben, gelten weiterhin für die Tätigkeit eines Kreisreferenten
                     als fachlich geeignet, sofern sie mindestens einen Fachschulabschluss nachweisen können.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Das Landeskirchenamt kann nach Anhörung des Kinder- und Jugendpfarramtes der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland allgemeine
                     Richtlinien erlassen für
                  

                  
                     
                        	
                            die Festlegung der erforderlichen theologischen oder religionspädagogischen Zusatzqualifikation gemäß Absatz 2 Satz 1 Nummer
                              2 Buchstabe b),
                           

                        

                        	
                            die Feststellung der Leitungsbefähigung gemäß Absatz 2 Satz 2,

                        

                        	
                            die Feststellung der Gleichwertigkeit des Abschlusses gemäß Absatz 3,

                        

                        	
                            die Zulassung von Bewerbern mit einem Bachelorabschluss gemäß Absatz 4 sowie

                        

                        	
                            die Beurteilung der Eignung gemäß Absatz 5.

                        

                     

                  

               

               
                     § 4
Regelungen für die Ausgestaltung des Dienstes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Anstellungsträger ist der Kirchenkreis.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Dienstaufsicht über den Kreisreferenten führt der Superintendent.  2 Die Fachaufsicht obliegt dem Kinder- und Jugendpfarramt der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für das Anstellungsverhältnis gelten die Bestimmungen der Kirchlichen Arbeitsvertragsordnung beziehungsweise des Dienstrechtes
                     für Pfarrer und ordinierte Gemeindepädagogen in ihrer jeweiligen Fassung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Im Stellenplan des Kirchenkreises sollen für die Leitung der Arbeit mit Kindern und Familien und für die Leitung der Jugendarbeit
                     jeweils den Aufgaben entsprechende Stellenanteile vorgehalten werden.  2 Hat der Kreisreferent keine volle Stelle, kann er bis zum Umfang einer Vollbeschäftigung mit einer weiteren Tätigkeit in einem
                     anderen Arbeitsbereich des Kirchenkreises beauftragt werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Zur näheren Ausgestaltung der Tätigkeit des Kreisreferenten erstellt der Superintendent eine Dienstanweisung.  2 Dabei hat er das Kinder- und Jugendpfarramt der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland beratend hinzuziehen.  3 Das Landeskirchenamt kann zur Ausgestaltung des Dienstes von Kreisreferenten eine Musterdienstanweisung erlassen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Der Kirchenkreis stellt für den Kreisreferenten einen angemessen ausgestatteten Büroarbeitsplatz sowie die erforderlichen
                     Sachmittel zur Verfügung und weist dem Stelleninhaber einen Dienstsitz zu.
                  

               

               
                     § 5
Kreisreferentenkonvent
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Kreisreferenten der Kirchenkreise der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland bilden den Kreisreferentenkonvent der
                     Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland.  2 Dieser tritt in der Regel zweimal jährlich zusammen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Kreisreferentenkonvent wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden sowie dessen Stellvertreter.  2 Die Geschäftsführung obliegt dem Kinder- und Jugendpfarramt der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Kreisreferentenkonvent kann sich eine Geschäftsordnung geben.
                  

               

               
                     § 6
Fortbildung und Supervision
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Im Rahmen der kirchlichen Ordnung sind Kreisreferenten zur regelmäßigen Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen verpflichtet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bei Bedarf sollen sie Supervision entsprechend den geltenden Regelungen in Anspruch nehmen.
                  

               

               
                     § 7
Gleichstellungsklausel
                     

                  

                  Personen-, Funktions- und Amtsbezeichnungen in dieser Verordnung gelten jeweils für Frauen und Männer in gleicher Weise.

               

               
                     § 8
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 2011 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Gleichzeitig treten außer Kraft:
                  

                  
                     
                        	
                            die Richtlinie über Leitungsfunktionen und Leitungsstrukturen der Evangelischen Kinder- und Jugendarbeit in den Kirchenkreisen
                              vom 16. Oktober 2001 (ABl. EKKPS S. 150),
                           

                        

                        	
                            die Verordnung über die katechetische Fachberatung vom 28. Juli 1998 (ABl. ELKTh S. 114), zuletzt geändert durch die Verordnung zur Anpassung kirchlicher Vorschriften aus Anlass der Einführung des Euro vom 18. September
                              2001 (ABl. ELKTh S. 258, 259).
                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Ordnung
zur Vorlage und zum Umgang 
mit erweiterten Führungszeugnissen und freiwilligen Selbstverpflichtungserklärungen der nebenberuflich und ehrenamtlich Mitarbeitenden
            
in der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen 
in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland 
(Ordnung zu Führungszeugnissen und Selbstverpflichtungserklärungen 
 der Nebenberuflichen und Ehrenamtlichen - OFSNE) 
         

      

      
         Vom 25. Juni 2013

      

      
         (ABl. S. 214)
         

      

      Das Kollegium des Landeskirchenamtes hat aufgrund von Artikel 63 Absatz 2 Nummer 7 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Kirchenverfassung EKM – KVerf EKM) vom 5.
         Juli 2008 (ABl. S. 183) die folgende Ordnung beschlossen:
      

      

      
            1. Vorwort:

         

         1.1. Nach § 72a Absatz 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch (SGB) Achtes Buch (VIII) – Kinder- und Jugendhilfe dürfen die Träger der
            öffentlichen Jugendhilfe für die Wahrnehmung der Aufgaben in der Kinder- und Jugendhilfe keine Personen beschäftigen oder
            vermitteln, die rechtskräftig wegen einer in Anlage 1 zu dieser Ordnung aufgeführten Straftat verurteilt worden sind.
         

         1.2.  1 Die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland ist gemäß § 75 Absatz 3 SGB VIII staatlich anerkannte Trägerin der freien Jugendhilfe.
             2 Nach § 72a Absatz 4 SGB VIII sollen die Träger der öffentlichen Jugendhilfe durch Vereinbarungen mit den Trägern der freien
            Jugendhilfe sicherstellen, dass unter deren Verantwortung keine nebenberuflich oder ehrenamtlich tätige Person, die wegen
            einer der in Anlage 1 zu Nummer 1.1. dieser Ordnung aufgeführten Straftat vorbestraft ist, in Wahrnehmung von Aufgaben der
            Kinder- und Jugendhilfe Kinder oder Jugendliche beaufsichtigt, betreut, erzieht, ausbildet oder einen vergleichbaren Kontakt
            hat.  3 Hierzu sollen die Träger der öffentlichen Jugendhilfe mit den Trägern der freien Jugendhilfe Vereinbarungen über die Tätigkeiten
            schließen, die von den Personen auf Grund von Art, Intensität und Dauer des Kontakts dieser Personen mit Kindern und Jugendlichen
            nur nach Einsichtnahme in das erweiterte Führungszeugnis nach § 30a Gesetz über das Zentralregister und das Erziehungsregister (Bundeszentralregistergesetz - BZRG) wahrgenommen werden dürfen.
         

      

      
            2. Geltungsbereich dieser Ordnung, staatlich geförderte Maßnahmen:

         

         2.1.  1 Die nachfolgenden Regelungen gelten für alle in der Verantwortung von Kirchengemeinden, Kirchenkreisen oder der Landeskirche,
            ihren sonstigen Körperschaften, Anstalten, Stiftungen, Einrichtungen oder Werken stattfindenden Veranstaltungen, an denen
            Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren teilnehmen.  2 Diese Regelungen sind Mindeststandards.
         

         2.2.  1 Für staatlich geförderte Maßnahmen der Kinder- und Jugendhilfe gelten die Regelungen der zwischen dem zuständigen Träger der
            öffentlichen Jugendhilfe und dem kirchlichen Träger ausgehandelten Vereinbarung nach § 72a Absatz 4 SGB VIII ergänzend.  2 Im Rahmen der Verhandlungen soll der kirchliche Träger der Maßnahme den zuständigen Träger der öffentlichen Jugendhilfe ausdrücklich
            auf diese Ordnung hinweisen.
         

      

      
            3. Einsatz der nebenberuflich und der ehrenamtlich Mitarbeitenden, Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses:

         

         3.1. Die Entscheidung über den Einsatz des nebenberuflich oder ehrenamtlich Mitarbeitenden sowie über das Erfordernis der
            Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses verantwortet der kirchliche Träger der Veranstaltung, an der Kinder und Jugendliche
            teilnehmen sollen.
         

         3.2. Das Erfordernis der Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses beurteilt der kirchliche Träger der Veranstaltung unter
            Verwendung des Prüfbogens gemäß Anlage 2 für jeden einzelnen nebenberuflich oder ehrenamtlich Mitarbeitenden nach dessen Tätigkeit
            im Rahmen der Maßnahme unter Berücksichtigung folgender Kriterien:
         

         
            
               	

               	
                  • Der Mitarbeitende wird betreuend oder erzieherisch tätig und diese Aufgabe voraussichtlich selbständig oder zumindest teilweise
                     selbständig wahrnehmen.
                  

                  • Die Art der Veranstaltung führt üblicherweise zu intensiveren und längeren Kontakten, die geeignet sind, ein Vertrauensverhältnis
                     zwischen dem Mitarbeitenden als Betreuenden und dem Minderjährigen als Betreuten zu begründen.
                  

                  • Die Art und die Dauer der Veranstaltung sind geeignet, ein Beziehungsverhältnis zu befördern, das ein Abhängigkeitsverhältnis
                     begründen kann.
                  

               

            

         

      

      
            4. Besonderheiten einzelner Veranstaltungen – Einschränkung der Ermessensausübung gemäß Nummer 3.2.:

         

         4.1. Für Freizeiten, Fahrten, Camps mit Übernachtung gilt:

         
            
               	

               	
                  • Jeder volljährige Mitarbeitende hat ein erweitertes Führungszeugnis vorzulegen.

                  • Mitarbeitende zwischen 14 Jahren und 18 Jahren legen ein erweitertes Führungszeugnis vor, wenn der Altersunterschied zwischen
                     ihnen und dem jüngsten zu betreuenden Teilnehmenden drei Jahre übersteigt oder sie mit der persönlichen Betreuung einzelner
                     minderjähriger Teilnehmer beauftragt werden sollen.
                  

                  • Ein spontanes ehrenamtliches Engagement für einen überschaubaren Zeitraum bedarf in der Regel keiner Vorlage eines erweiterten
                     Führungszeugnisses soweit besondere Gründe nicht gegen diese Handhabung sprechen.1  
                  

               

            

         

         4.2. Für die Gruppenarbeit mit Kindern und Jugendlichen gilt:

         
            
               	

               	
                  • Volljährige Mitarbeitende, die regelmäßig über einen längeren Zeitraum eigenverantwortlich eine Gruppe leiten, legen ein
                     erweitertes Führungszeugnis vor.
                  

                  • Ist der Altersunterschied des Mitarbeitenden zum jüngsten zu betreuenden Teilnehmenden höchstens drei Jahre, kann von der
                     Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses abgesehen werden.2  
                  

               

            

         

      

      
            5. Verfahren zur Vorlage sowie zum Umgang mit erweiterten Führungszeugnissen:

         

         5.1.  1 Nur ein vom kirchlichen Träger der Veranstaltung hiermit besonders beauftragter zuverlässiger hauptberuflicher Mitarbeitender
            ist befugt, das Erfordernis der Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses zu prüfen und eine Vorlage zu verlangen.  2 Einsichtnahmen in ein vorgelegtes erweitertes Führungszeugnis dokumentiert dieser Mitarbeitende durch eine von ihm persönlich
            anzufertigende Aktennotiz gemäß Anlage 3.
         

         5.2.  1 Das vorzulegende erweiterte Führungszeugnis darf zum Zeitpunkt der Vorlage nicht älter als drei Monate sein.  2 Bestehen keine besonderen Anhaltspunkte für eine relevante Strafverurteilung, soll erst nach Ablauf von fünf Jahren erneut
            die Vorlage eines aktuellen erweiterten Führungszeugnisses verlangt werden.
         

         5.3.  1 Vorgelegte erweiterte Führungszeugnisse verbleiben im Besitz und im Eigentum des nebenberuflich oder ehrenamtlich Mitarbeitenden.
             2 Der kirchliche Träger der Veranstaltung darf es weder zu seinen Akten nehmen, noch kopieren, abschreiben oder Unbefugten zur
            Kenntnis geben.
         

         5.4.  1 Die nach Nummer 5.1. Satz 2 erhobenen Daten dürfen nur gespeichert, verändert und genutzt werden, soweit dies zum Ausschluss
            der das erweiterte Führungszeugnis vorlegenden Person von der Tätigkeit, die Anlass für die Einsichtnahme war, erforderlich
            ist.  2 Im Übrigen sind die Daten vor dem Zugriff Unbefugter zu schützen und unverzüglich zu löschen, wenn im Anschluss an die Einsichtnahme
            die Tätigkeit nicht wahrgenommen wird.  3 In allen anderen Fällen sind die Daten spätestens drei Monate nach Beendigung der nebenberuflichen oder ehrenamtlichen Mitarbeit
            zu löschen.
         

      

      
            6. Besondere Belehrung über den Datenschutz:

         

          1 Unabhängig von einer bereits erfolgten allgemeinen Verpflichtung auf das Datengeheimnis ist der für die Einsichtnahme und
            den Umgang mit erweiterten Führungszeugnissen zuständige Mitarbeitende bei Beauftragung besonders über den Umgang mit persönlichen
            sowie vertraulichen Daten nach dieser Ordnung zu belehren.  2 Über die erfolgte besondere Belehrung hat der kirchliche Träger der Veranstaltung einen schriftlichen Nachweis zu führen.
         

      

      
            7. Verhaltensregeln und freiwillige Selbstverpflichtungserklärung:

         

         7.1.  1 Unabhängig von der Frage, ob ein erweitertes Führungszeugnis vorzulegen ist, hat der kirchliche Träger der Veranstaltung dafür
            Sorge zu tragen, dass die nebenberuflichen und ehrenamtlichen Mitarbeitenden rechtzeitig vor Aufnahme der Tätigkeit über die
            geltenden Verhaltensregeln gemäß Anlage 4 in geeigneter Form informiert werden.  2 Dabei sind den Mitarbeitenden 
         

         
            
               	

               	
                  • die Verhaltensregeln in Schriftform auszuhändigen, 

                  • ihnen mindestens die Namen und Telefonnummern der für den Fall der Gefährdung des Wohls von Kindern und Jugendlichen zu
                     informierenden hauptberuflich Mitarbeitenden schriftlich zu benennen und die Vorgehensweise zu erläutern.
                  

               

            

         

         7.2.  1 Im Anschluss an die Informationen gemäß Nummer 7.1. soll der kirchliche Träger der Veranstaltung jeden Mitarbeitenden bitten,
            eine freiwillige Selbstverpflichtungserklärung entsprechend Anlage 5 zu zeichnen.  2 Ob nebenberuflich oder ehrenamtlich Mitarbeitende, die die angebotene Selbstverpflichtungserklärung nicht zeichnen möchten,
            mit der für sie vorgesehenen Tätigkeit betraut werden können, entscheidet der kirchliche Träger der Veranstaltung nach freiem
            Ermessen.
         

         7.3.  1 Unterzeichnete freiwillige Selbstverpflichtungserklärungen sind der Aktennotiz gemäß Nummer 5.1. Satz 2 beizufügen.  2 Im Übrigen gelten die Regelungen über den Umgang mit erweiterten Führungszeugnissen für den Umgang mit freiwilligen Selbstverpflichtungserklärungen
            entsprechend.
         

      

      
            8. Kosten:

         

         Der kirchliche Träger der Veranstaltung erstattet ehrenamtlich Mitarbeitenden die Kosten des vorgelegten erweiterten Führungszeugnisses,
            wenn
         

         
            
               	

               	
                  • staatliche Behörden trotz Verlangens dem Mitarbeitenden das erweiterte Führungszeugnis nicht unentgeltlich erteilen,

                  • keine für die übertragene Tätigkeit relevanten Eintragungen im erweiterten Führungszeugnis ersichtlich sind und

                  • der ehrenamtlich Mitarbeitende die Tätigkeit verrichtet hat oder ohne eigenes Verschulden an der Verrichtung gehindert war.

               

            

         

      

      
            9. Sprachregelung:

         

         Die in dieser Ordnung verwendeten Personen-, Funktions- und Amtsbezeichnungen gelten für Männer und Frauen in gleicher Weise.

      

      
            10. Inkrafttreten:

         

         Diese Ordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juli 2013 in Kraft.

         

      

      
            Anlage 1 zu Nummer 1.1.

         

         der Ordnung zur Vorlage und zum Umgang mit erweiterten Führungszeugnissen und freiwilligen Selbstverpflichtungserklärungen
            der nebenberuflich und ehrenamtlich Mitarbeitenden in der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen in der Evangelischen Kirche
            in Mitteldeutschland (Ordnung zu Führungszeugnissen und Selbstverpflichtungserklärungen der Nebenberuflichen und Ehrenamtlichen
            - OFSNE)
         

      

      
                     In § 72a Abs. 1 SGB VIII benannte Straftatbestände aus dem Strafgesetzbuch (StGB)

                  

                  
                     
                        
                           
                              	
                                 § 171 StGB

                              
                              	
                                 Verletzung der Fürsorge- oder Erziehungspflicht

                              
                           

                           
                              	
                                 § 174 StGB

                              
                              	
                                 sexueller Missbrauch von Schutzbefohlenen

                              
                           

                           
                              	
                                 § 174a StGB

                              
                              	
                                 sexueller Missbrauch von Gefangenen, behördlich Verwahrten oder Kranken und Hilfsbedürftigen in Einrichtungen

                              
                           

                           
                              	
                                 § 174b StGB

                              
                              	
                                 sexueller Missbrauch unter Ausnutzung einer Amtsstellung

                              
                           

                           
                              	
                                 § 174c StGB

                              
                              	
                                 sexueller Missbrauch unter Ausnutzung eines Beratungs-, Behandlungs- oder Betreuungsverhältnisses 

                              
                           

                           
                              	
                                 § 176 StGB

                              
                              	
                                 sexueller Missbrauch von Kindern

                              
                           

                           
                              	
                                 § 176a StGB

                              
                              	
                                 schwerer sexueller Missbrauch von Kindern

                              
                           

                           
                              	
                                 § 176b StGB

                              
                              	
                                 sexueller Missbrauch von Kindern mit Todesfolge

                              
                           

                           
                              	
                                 § 177 StGB

                              
                              	
                                 sexuelle Nötigung; Vergewaltigung

                              
                           

                           
                              	
                                 § 178 StGB

                              
                              	
                                 sexuelle Nötigung und Vergewaltigung mit Todesfolge

                              
                           

                           
                              	
                                 § 179 StGB

                              
                              	
                                 sexueller Missbrauch widerstandsunfähiger Personen

                              
                           

                           
                              	
                                 § 180 StGB

                              
                              	
                                 Förderung sexueller Handlungen Minderjähriger

                              
                           

                           
                              	
                                 § 180a StGB

                              
                              	
                                 Ausbeutung von Prostituierten

                              
                           

                           
                              	
                                 § 181a StGB

                              
                              	
                                 Zuhälterei

                              
                           

                           
                              	
                                 § 182 StGB

                              
                              	
                                 sexueller Missbrauch von Jugendlichen

                              
                           

                           
                              	
                                 § 183 StGB

                              
                              	
                                 exhibitionistische Handlungen

                              
                           

                           
                              	
                                 § 183a StGB

                              
                              	
                                 Erregung öffentlichen Ärgernisses

                              
                           

                           
                              	
                                 § 184 StGB

                              
                              	
                                 Verbreitung pornographischer Schriften

                              
                           

                           
                              	
                                 § 184a StGB

                              
                              	
                                 Verbreitung gewalt- oder tierpornographischer Schriften

                              
                           

                           
                              	
                                 § 184b StGB

                              
                              	
                                 Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer Schriften

                              
                           

                           
                              	
                                 § 184c StGB

                              
                              	
                                 Verbreitung, Erwerb und Besitz jugendpornographischer Schriften

                              
                           

                           
                              	
                                 § 184d StGB

                              
                              	
                                 Verbreitung pornographischer Darbietungen durch Rundfunk, Medien- oder Teledienste

                              
                           

                           
                              	
                                 § 184e StGB

                              
                              	
                                 Ausübung der verbotenen Prostitution

                              
                           

                           
                              	
                                 § 184f StGB

                              
                              	
                                 jugendgefährdende Prostitution

                              
                           

                           
                              	
                                 § 225 StGB

                              
                              	
                                 Misshandlung von Schutzbefohlenen

                              
                           

                           
                              	
                                 § 232 StGB

                              
                              	
                                 Menschenhandel zum Zweck der sexuellen Ausbeutung

                              
                           

                           
                              	
                                 § 233 StGB

                              
                              	
                                 Menschenhandel zum Zweck der Ausbeutung der Arbeitskraft

                              
                           

                           
                              	
                                 § 233a StGB

                              
                              	
                                 Förderung des Menschenhandels

                              
                           

                           
                              	
                                 § 234 StGB

                              
                              	
                                 Menschenraub

                              
                           

                           
                              	
                                 § 235 StGB

                              
                              	
                                 Entziehung Minderjähriger

                              
                           

                           
                              	
                                 § 236 StGB

                              
                              	
                                 Kinderhandel

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      
            Anlage 2 zu Nummer 3.2. Satz 1

         

         der Ordnung zur Vorlage und zum Umgang mit erweiterten Führungszeugnissen und freiwilligen Selbstverpflichtungserklärungen
            der nebenberuflich und ehrenamtlich Mitarbeitenden in der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen in der Evangelischen Kirche
            in Mitteldeutschland (Ordnung zu Führungszeugnissen und Selbstverpflichtungserklärungen der Nebenberuflichen und Ehrenamtlichen
            – OFSNE)
         

      

      
                     Prüfbogen zur Notwendigkeit der Einsichtnahme in ein erweitertes Führungszeugnis für nebenberuflich und ehrenamtlich Mitarbeitende3

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Name, Vorname

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Geburtsdatum

                              
                           

                           
                              	
                                 zu verrichtende Tätigkeit

                              
                           

                           
                              	
                                 Kinder/Jugendliche werden beaufsichtigt, betreut, erzogen, ausgebildet oder ein vergleichbarer Kontext

                              
                              	
                                 

                                 Ja

                              
                              	
                                 

                                 Nein

                              
                           

                           
                              	
                                 Betrifft Träger der freien Jugendhilfe

                              
                           

                           
                              	
                                 Wahrnehmung von Leistungen oder anderen Aufgaben der Jugendhilfe gemäß § 2 Abs. 2 oder § 3 SGB VIII

                              
                              	
                                 

                                 Ja

                              
                              	
                                 

                                 Nein

                              
                           

                           
                              	
                                 Finanzierung (auch anteilig) durch Träger der öffentlichen Jugendhilfe oder des Bundes aus dem Bereich der Kinder- und Jugendhilfe

                              
                              	
                                 

                                 Ja

                              
                              	
                                 

                                 Nein

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                              	
                                 Gefährdungspotential

                              
                              	
                                 HOCH

                              
                              	
                                 MITTEL

                              
                              	
                                 GERING

                              
                           

                           
                              	
                                 Art:

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Vertrauensverhältnis

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Hierarchie- und Machtverhältnis

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Altersdifferenz

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Risikofaktoren des Kindes/Jugendlichen

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Intensität:

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Abwesenheit weiterer Betreuungspersonen

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Gruppensituation

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Wechselnder Personenkreis, häufiger Mitgliederwechsel in Gruppen

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Geschlossenheit von Räumlichkeiten (fehlende Einsehbarkeit)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Grad der Intimität/Wirken in Privatsphäre

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Dauer:

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Zeitlicher Umfang

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Regelmäßigkeit

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Abschließende Einschätzung:

                              
                           

                           
                              	
                                 Einsichtnahme in ein erweitertes Führungszeugnis ist notwendig

                              
                              	
                                 

                                 Ja

                              
                              	
                                 

                                 nein

                              
                           

                           
                              	
                                 Begründung:

                                 

                                 

                                 

                                 

                                 

                                 

                                 

                                 

                                 

                                 

                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Ort,

                              
                              	
                                 Datum

                              
                              	
                                 Unterschrift des Trägers

                              
                           

                        
                     

                  

                  

                  

                  

                  

                  

                  

               

            

         

      

      
            Anlage 3 zu Nummer 5.1. Satz 2

         

         der Ordnung zur Vorlage und zum Umgang mit erweiterten Führungszeugnissen und freiwilligen Selbstverpflichtungserklärungen
            der nebenberuflich und ehrenamtlich Mitarbeitenden in der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen in der Evangelischen Kirche
            in Mitteldeutschland (Ordnung zu Führungszeugnissen und Selbstverpflichtungserklärungen der Nebenberuflichen und Ehrenamtlichen
            – OFSNE)
         

      

      
                     Einsichtnahme in das erweiterte Führungszeugnis nach § 30a Abs. 1 Nr. 2 BZRG 

                  

                  1. Name, Vorname

                  ________________________________________________________

                  2. Geburtsdatum

                  ________________________________________________________

                  3. Anschrift

                  ________________________________________________________

                  ________________________________________________________

                  4. Benennung der zu verrichtenden Tätigkeit

                  Art:  _______________________________________________

                  Dauer:  _______________________________________________

                  Intensität: _______________________________________________

                  5. Datum der Vorlage/Einsichtnahme in das erweiterte Führungszeugnis

                  ________________________________________________________

                  6. Ausstellungsdatum des erweiterten Führungszeugnisses

                  ________________________________________________________

                  7. Sind im Führungszeugnis Verurteilungen wegen Straftaten gemäß Anlage 1 zu Nummer 1.1. der Ordnung zu Führungszeugnissen
                     und Selbstverpflichtungserklärungen der Nebenberuflichen und Ehrenamtlichen (OFSNE) eingetragen?
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Ja   □ 

                              
                              	
                                  Nein    □

                              
                           

                        
                     

                  

                  

                  

                  

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Ort, Datum

                              
                              	Unterschrift des Trägers
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  

               

            

         

      

      
            Anlage 4 zu Nummer 7.1.Satz 1

         

         der Ordnung zur Vorlage und zum Umgang mit erweiterten Führungszeugnissen und freiwilligen Selbstverpflichtungserklärungen
            der nebenberuflich und ehrenamtlich Mitarbeitenden in der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen in der Evangelischen Kirche
            in Mitteldeutschland (Ordnung zu Führungszeugnissen und Selbstverpflichtungserklärungen der Nebenberuflichen und Ehrenamtlichen
            – OFSNE)
         

         
                     Verhinderung von Gewalt an Kindern und Jugendlichen

                  

               

               
                     Verhaltensregeln für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland, 
deren Untergliederungen, Einrichtungen und Werke
                     

                  

                   1 Evangelische Jugendarbeit lebt durch Beziehungen von Menschen untereinander und mit Gott.  2 Vertrauen soll tragfähig werden und bleiben.  3 In der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen entsteht eine persönliche Nähe und Gemeinschaft, in der die Lebensfreude bestimmend
                     ist.  4 Dieses Vertrauen darf nicht zum Schaden von Kindern und Jugendlichen ausgenutzt werden.
                  

                  Die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland empfiehlt deshalb folgende Verhaltensregeln: 

                  
                     
                        	
                            Unsere Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und innerhalb des Teams ist von Respekt, Wertschätzung und Vertrauen geprägt. Wir
                              achten die Persönlichkeit und die Würde von Kindern und Jugendlichen.
                           

                        

                        	
                            In unserer Rolle und Funktion als Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben wir eine besondere Vertrauens- und Autoritätsstellung,
                              mit der wir jederzeit verantwortlich umgehen.
                           

                        

                        	
                            Wir gehen verantwortungsbewusst mit Nähe und Distanz um. Individuelle Grenzen der Kinder und Jugendlichen werden von uns
                              respektiert. Das bezieht sich insbesondere auf die Intimsphäre und die persönliche Schamgrenze von Kindern und Jugendlichen.
                           

                        

                        	
                            Wir wollen Mädchen und Jungen in ihrer Entwicklung unterstützen. Wir wollen ihnen in unseren Angeboten Möglichkeiten bieten,
                              Selbstbewusstsein, die Fähigkeit zur Selbstbestimmung und eine geschlechtsspezifische Identität zu entwickeln.
                           

                        

                        	
                            Wir beziehen aktiv Stellung gegen diskriminierendes, gewalttätiges, rassistisches und sexistisches Verhalten. Dies gilt sowohl
                              für körperliche Gewalt (z. B. Körperverletzung, sexueller Missbrauch) als auch für verbale Gewalt (z. B. abfällige Bemerkungen,
                              Nötigung, Erpressung) sowie für seelische Gewalt (z. B. Mobbing, Ausgrenzung).
                           

                        

                        	
                            Wir wollen jegliche Art von Gewalt bewusst wahrnehmen. Wir tolerieren keine Gewalt. Wir benennen sie und handeln zum Wohl
                              der Kinder und Jugendlichen.
                           

                        

                        	
                            Benötigt ein Kind oder Jugendlicher Hilfe, suchen wir als Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter das Gespräch mit der uns benannten
                              hauptberuflichen Mitarbeiterin oder dem uns benannten hauptberuflichen Mitarbeiter unseres Trägers. Die Vorgehensweisen und
                              unsere Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner sind uns bekannt.
                           

                        

                        	
                            Wir wissen dass diese Verhaltensregeln für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                              gelten.
                           

                        

                     

                  

                  

               

            

         

      

      
            Anlage 5 zu Nummer 7.2. Satz 1

         

         der Ordnung zur Vorlage und zum Umgang mit erweiterten Führungszeugnissen und freiwilligen Selbstverpflichtungserklärungen
            der nebenberuflich und ehrenamtlich Mitarbeitenden in der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen in der Evangelischen Kirche
            in Mitteldeutschland (Ordnung zu Führungszeugnissen und Selbstverpflichtungserklärungen der Nebenberuflichen und Ehrenamtlichen
            – OFSNE)
         

      

      
                     Freiwillige Selbstverpflichtungserklärung

                  

                  Meine Haltung zur Gefährdung des Wohls von Kindern und Jugendlichen:

                  (Vernachlässigung, körperliche Gewalt, verbale Gewalt, seelische Gewalt)

                  

                  Ich habe die Verhaltensregeln für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland, deren Untergliederungen,
                     Einrichtungen und Werke zur Verhinderung von Gewalt an Kindern und Jugendlichen zur Kenntnis genommen und werde mich daran
                     halten.
                  

                  Im Konfliktfall informiere ich im Rahmen der mir mitgeteilten Vorgehensweise unsere Mitarbeiterinnen- und Mitarbeitergruppe
                     sowie folgende hauptberuflichen Mitarbeitenden:
                  

                  _________________________________________________________(Tel.:        /               )

                  Im Falle von Hinweisen auf schwerwiegende Probleme, insbesondere bei Anhaltspunkten hinsichtlich einer Gefährdung des Wohls
                     eines Kindes oder eines Jugendlichen, habe ich das Recht, meine Verschwiegenheit gegenüber den mir mitgeteilten Ansprechpartnerinnen
                     und Ansprechpartnern zu brechen.
                  

                  Ich versichere,

                  nicht wegen einer in § 72a Absatz 1 SGB VIII benannten Straftat (siehe Rückseite) rechtskräftig verurteilt worden zu sein
                     und dass derzeit weder ein gerichtliches Strafverfahren noch ein staatsanwaltliches Ermittlungsverfahren wegen einer solchen
                     Straftat gegen mich anhängig ist.
                  

                  Name:  ____________________  Vorname:  ____________________

                  geb. am: ____________________

                  verrichtete Tätigkeit: ________________________________________________________

                  

                  

                  

                  

                  

                  

                  

                  

                  Ort, Datum         Unterschrift 

                  

                  

                  In § 72a Abs. 1 SGB VIII benannte Straftatbestände aus dem Strafgesetzbuch (StGB)

                  
                     
                        
                           
                              	
                                 § 171 StGB

                              
                              	
                                 Verletzung der Fürsorge- oder Erziehungspflicht

                              
                           

                           
                              	
                                 § 174 StGB

                              
                              	
                                 sexueller Missbrauch von Schutzbefohlenen

                              
                           

                           
                              	
                                 § 174a StGB

                              
                              	
                                 sexueller Missbrauch von Gefangenen, behördlich Verwahrten oder Kranken und Hilfsbedürftigen in Einrichtungen

                              
                           

                           
                              	
                                 § 174b StGB

                              
                              	
                                 sexueller Missbrauch unter Ausnutzung einer Amtsstellung

                              
                           

                           
                              	
                                 § 174c StGB

                              
                              	
                                 sexueller Missbrauch unter Ausnutzung eines Beratungs-, Behandlungs- oder Betreuungsverhältnisses 

                              
                           

                           
                              	
                                 § 176 StGB

                              
                              	
                                 sexueller Missbrauch von Kindern

                              
                           

                           
                              	
                                 § 176a StGB

                              
                              	
                                 schwerer sexueller Missbrauch von Kindern

                              
                           

                           
                              	
                                 § 176b StGB

                              
                              	
                                 sexueller Missbrauch von Kindern mit Todesfolge

                              
                           

                           
                              	
                                 § 177 StGB

                              
                              	
                                 sexuelle Nötigung; Vergewaltigung

                              
                           

                           
                              	
                                 § 178 StGB

                              
                              	
                                 sexuelle Nötigung und Vergewaltigung mit Todesfolge

                              
                           

                           
                              	
                                 § 179 StGB

                              
                              	
                                 sexueller Missbrauch widerstandsunfähiger Personen

                              
                           

                           
                              	
                                 § 180 StGB

                              
                              	
                                 Förderung sexueller Handlungen Minderjähriger

                              
                           

                           
                              	
                                 § 180a StGB

                              
                              	
                                 Ausbeutung von Prostituierten

                              
                           

                           
                              	
                                 § 181a StGB

                              
                              	
                                 Zuhälterei

                              
                           

                           
                              	
                                 § 182 StGB

                              
                              	
                                 sexueller Missbrauch von Jugendlichen

                              
                           

                           
                              	
                                 § 183 StGB

                              
                              	
                                 exhibitionistische Handlungen

                              
                           

                           
                              	
                                 § 183a StGB

                              
                              	
                                 Erregung öffentlichen Ärgernisses

                              
                           

                           
                              	
                                 § 184 StGB

                              
                              	
                                 Verbreitung pornographischer Schriften

                              
                           

                           
                              	
                                 § 184a StGB

                              
                              	
                                 Verbreitung gewalt- oder tierpornographischer Schriften

                              
                           

                           
                              	
                                 § 184b StGB

                              
                              	
                                 Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer Schriften

                              
                           

                           
                              	
                                 § 184c StGB

                              
                              	
                                 Verbreitung, Erwerb und Besitz jugendpornographischer Schriften

                              
                           

                           
                              	
                                 § 184d StGB

                              
                              	
                                 Verbreitung pornographischer Darbietungen durch Rundfunk, Medien- oder Teledienste

                              
                           

                           
                              	
                                 § 184e StGB

                              
                              	
                                 Ausübung der verbotenen Prostitution

                              
                           

                           
                              	
                                 § 184f StGB

                              
                              	
                                 jugendgefährdende Prostitution

                              
                           

                           
                              	
                                 § 225 StGB

                              
                              	
                                 Misshandlung von Schutzbefohlenen

                              
                           

                           
                              	
                                 § 232 StGB

                              
                              	
                                 Menschenhandel zum Zweck der sexuellen Ausbeutung

                              
                           

                           
                              	
                                 § 233 StGB

                              
                              	
                                 Menschenhandel zum Zweck der Ausbeutung der Arbeitskraft

                              
                           

                           
                              	
                                 § 233a StGB

                              
                              	
                                 Förderung des Menschenhandels

                              
                           

                           
                              	
                                 § 234 StGB

                              
                              	
                                 Menschenraub

                              
                           

                           
                              	
                                 § 235 StGB

                              
                              	
                                 Entziehung Minderjähriger

                              
                           

                           
                              	
                                 § 236 StGB

                              
                              	
                                 Kinderhandel

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      

      1
             Beispiele zu Nr. 4.1.:

            Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses ist regelmäßig nicht erforderlich:

            - 17-jährige Betreuungskraft einer Konfirmandenfreizeit,

            - Elternteil vertritt sehr kurzfristig eine verhinderte Betreuungskraft im Rahmen einer Chorfreizeit,

            - in Bereichen der Verpflegung oder der Technik tätige Ehrenamtliche, sofern diese dabei keinen ausschließlich von ihnen verantworteten
               regelmäßigen Kontakt zu Minderjährigen haben;
            

            Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses ist regelmäßig erforderlich:

            - Heranwachsender als Co-Leitung einer Sommerfreizeit,

            - Heranwachsender begleitet die von ihm geleitete Jugendgruppe ohne weitere Begleitpersonen zum Kirchentag, 

            - im Ruhestand befindlicher Kirchenmusiker begleitet eine Chorfreizeit,

            - Student leitet eine Sommerfreizeit und erhält dafür ein Honorar.

         

      

      2
             Beispiele zu Nr. 4.2.:

            Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses ist regelmäßig nicht erforderlich:

            - Leitung einer Projektgruppe, die sich von Fall zu Fall zur Vorbereitung einer Veranstaltung oder im Rahmen zeitlich befristeter
               Projekte trifft,
            

            - 19-jährige Leitung einer Gruppe mit 16 bis 18 Jahre alten Teilnehmenden;

            Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses ist regelmäßig erforderlich:

            - Leitung von Kinder- oder Jugendchorgruppen, Kinderkreisen, Konfirmandengruppen, Teenagergruppen, Jungen Gemeinden, regelmäßigen
               Jugendgottesdienstkreisen.
            

         

      

      3
            Quelle: Empfehlungen LVR, LWL + kommunale Spitzenverbände NRW – modifiziert durch TMSFG sowie Landeskirchenamt der EKM

         

      

   
      

      
         Ordnung der Kammer für Kirchenmusik der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland

      

      
         Vom 7. Juni 2010 

      

      
         (ABl. S. 222)

      

      Das Kollegium des Landeskirchenamtes hat aufgrund von § 11 in Verbindung mit § 13 Absatz 2 des Kirchengesetzes über den kirchenmusikalischen Dienst in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Kirchenmusikgesetz
         - KiMuG) vom 21. November 2009 (ABl. S. 295) die folgende Ordnung der Kammer für Kirchenmusik der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland beschlossen:
      

      
                     § 1
Aufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Zur Förderung und Pflege der Kirchenmusik in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland wird eine Kammer für Kirchenmusik
                     eingesetzt.  2 Sie berät grundsätzliche Fragen des kirchenmusikalischen Dienstes. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Kammer hat insbesondere folgende Aufgaben:
                  

                  
                     
                        	
                           Beratung der Landessynode, des Landeskirchenrates und des Landeskirchenamtes in kirchenmusikalischen Fragen,

                        

                        	
                           Beratung und Unterstützung der kirchenmusikalischen Fachaufsicht und der anderen auf landeskirchlicher Ebene tätigen Kirchenmusiker,

                        

                        	
                           Beratung kirchenmusikalischer Fachfragen,

                        

                        	
                           Förderung der Aus-, Fort- und Weiterbildung haupt- und nebenberuflicher sowie ehrenamtlicher Kirchenmusiker,

                        

                        	
                            Koordinierung kirchenmusikalischer Aktivitäten auf landeskirchlicher Ebene,

                        

                        	
                           Mitwirkung bei der Erarbeitung von Stellenplankriterien für den kirchenmusikalischen Dienst,

                        

                        	
                           Mitwirkung bei der Berufung des Landeskirchenmusikdirektors und der Propsteikantoren sowie anderer kirchenmusikalischer Leitungsstellen
                              der Landeskirche,
                           

                        

                        	
                           Beratung zu Fragen der Rechtsstellung der Kirchenmusiker,

                        

                        	
                           Mitwirkung bei der Erarbeitung von rechtlichen Regelungen für die kirchenmusikalische Arbeit,

                        

                        	
                           Vorschläge zur Verleihung des Titels „Kirchenmusikdirektor“.

                        

                     

                  

               

               
                     § 2
Zusammensetzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Kammer gehören an:
                  

                  
                     
                        	
                            der Landeskirchenmusikdirektor,

                        

                        	
                            der zuständige Vertreter des Landeskirchenamtes,

                        

                        	
                            der Landessingwart (zugleich für das Kirchenchorwerk),

                        

                        	
                            der Leitende Landesposaunenwart,

                        

                        	
                            der Vorsitzende des Kirchenmusikerverbandes,

                        

                        	
                            der Rektor der Hochschule für Kirchenmusik in Halle,

                        

                        	
                            der vom Landeskirchenamt für die kirchenmusikalische C- und D-Ausbildung Beauftragte,

                        

                        	
                            die Propsteikantoren,

                        

                        	
                            ein vom Konvent der Kreiskantoren für jeweils sechs Jahre bestimmter B-Kirchenmusiker,

                        

                        	
                            ein von der Kammer für jeweils drei Jahre berufener neben- oder ehrenamtlicher Kirchenmusiker.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Kammer kann bis zu zwei weitere Mitglieder für jeweils drei Jahre hinzuberufen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Fachreferent für Orgelwesen oder der Vorsitzende des Orgelbeirates nehmen einmal im Jahr beratend an einer Sitzung teil.
                     
                  

               

               
                     § 3
Arbeitsweise
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Kammer tritt nach Bedarf, mindestens aber zweimal jährlich, zusammen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Die Kammer ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist, darunter der Vorsitzende oder der stellvertretende
                     Vorsitzende.  2 Beschlüsse werden mit Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder gefasst. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Den Vorsitz in der Kammer führt der Landeskirchenmusikdirektor.  2 Ein Stellvertreter  wird aus dem Kreis der Propsteikantoren auf Vorschlag der Kammer durch das Landeskirchenamt benannt.  3 Die Kammer kann die Sitzungsleitung abweichend regeln.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Geschäftsführung der Kammer erfolgt durch die Sachbearbeitung des Zentrums für Kirchenmusik in Erfurt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Für die  Erledigung laufender Aufgaben zwischen den Sitzungen der Kammer ist der Landeskirchenmusikdirektor zuständig.
                  

               

               
                     § 4
Sprachregelung
                     

                  

                  Die in dieser Ordnung verwendeten Personen-, Funktions- und Amtsbezeichnungen gelten für Frauen und Männer in gleicher Weise.

               

               
                     § 5
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diese Ordnung tritt am 1. Oktober 2010 in Kraft. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Gleichzeitig treten außer Kraft
                  

                  
                     
                        	
                            die Übergangsordnung für eine Kammer für Kirchenmusik der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland vom 25. Oktober 2005  (ABl. S. 336),
                           

                        

                        	
                            die Ordnung der Kammer für Kirchenmusik der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen vom 10. Dezember 1994 (ABl. EKKPS
                              1995 S. 13).
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                     Präambel

                  

                  Das Posaunenwerk der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (nachfolgend Posaunenwerk) hat den Auftrag, die Botschaft von
                     Jesus Christus zu verkündigen. Es stärkt und fördert als missionarisches Werk der Kirche die Posaunenchöre im Gebiet der Evangelischen
                     Kirche in Mitteldeutschland in ihrem musikalischen und missionarischen Verkündigungsauftrag.
                  

                  

               

            

         

      

      
                     § 1
Rechtsstellung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Im Posaunenwerk sind die Posaunenchöre nach § 3 zusammengeschlossen, die ihren Sitz im Gebiet der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland haben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Das Posaunenwerk ist ein rechtlich unselbstständiges Werk der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland.  2 Es handelt selbstständig nach Maßgabe dieser Ordnung und den rechtlichen Regelungen der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Posaunenwerk wird vom Posaunenrat im Rahmen der kirchlichen Ordnung und des Haushalts, darüber hinaus vom Landeskirchenamt
                     der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (nachfolgend Landeskirchenamt) vertreten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Das Posaunenwerk ist Mitglied im Dachverband „Evangelischer Posaunendienst in Deutschland e. V.“ (EPiD).
                  

               

               
                     § 2
Aufgaben
                     

                  

                   1 Das Posaunenwerk hat die Aufgabe, den Dienst und die Gemeinschaft der Posaunenchöre zu fördern und ihre Mitglieder für diesen
                     Dienst zuzurüsten.  2 Dies geschieht insbesondere durch:
                  

                  
                     
                        	
                            Unterstützung bei der theoretischen und praktischen Ausbildung von Bläsern,

                        

                        	
                            theoretische und praktische Aus- und Weiterbildung von Chorleitern,

                        

                        	
                            Unterstützung bei der Neugründung von Posaunenchören,

                        

                        	
                            Empfehlung und Vermittlung von Notenmaterial,

                        

                        	
                            Förderung des gemeinsamen Dienstes der Bläser und Chöre und des Kontaktes zwischen den Chören,

                        

                        	
                            Förderung der Zusammenarbeit mit anderen musikalischen Gruppen innerhalb und außerhalb der Kirche.

                        

                     

                  

               

               
                     § 3
Posaunenchöre
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Posaunenchöre sind kirchenmusikalische Gruppen, die mit Blechblasinstrumenten überwiegend in Gottesdiensten und anderen kirchlichen
                     Veranstaltungen ihren ehrenamtlichen Dienst tun.  2 Sie sind auch außerhalb der Kirche präsent.  3 Sie tragen mit ihrem Musizieren zur öffentlichen Verkündigung der Frohen Botschaft bei.  4 Posaunenchöre halten regelmäßig Übungsstunden ab und nehmen an den Veranstaltungen des Posaunenwerkes teil.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Einsatz der Posaunenchöre ist kirchenmusikalische Arbeit nach den für die Kirchenmusik geltenden Grundsätzen.  2 Träger der Posaunenchöre sind in der Regel Kirchengemeinden, Kirchenkreise oder kirchliche Dienste, Einrichtungen und Werke.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Dem Chorleiter obliegt die musikalische Leitung des Posaunenchores.  2 Ihm kann eine Stellvertretung zur Seite stehen.  3 Der Dienst geschieht ehrenamtlich, sofern der Chorleiter nicht beruflich als Kirchenmusiker tätig ist und die Leitung des
                     Posaunenchores zu seinem Dienstauftrag gehört.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Jeder Posaunenchor soll einen Sprecher für die Dauer von vier Jahren wählen.  2 Wiederwahl ist zulässig.  3 Über das Ergebnis der Wahl ist das Posaunenwerk zu informieren.  4 Zu den Aufgaben des Sprechers gehören der Kontakt zum Leitungsorgan der zuständigen Körperschaft (zum Beispiel Gemeindekirchenrat),
                     die Weitergabe von Informationen aus dem Posaunenwerk und die Erledigung des Schriftverkehrs.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Arbeit der Posaunenchöre wird durch Zuschüsse aus dem Haushalt der zuständigen Körperschaft (Kirchengemeinde, Kirchenkreis,
                     Einrichtung), Kollekten, Spenden und gegebenenfalls aus Beiträgen der Mitglieder finanziert.  2 Die Kasse des Posaunenchores ist selbst abschließender Teil der Kasse des zuständigen Trägers.  3 Instrumente und die weitere Ausstattung des Posaunenchores sind, soweit sie nicht im Eigentum der Bläser oder eines Dritten
                     stehen, Eigentum des Trägers.  4 Die zuständige Körperschaft stellt dem Posaunenchor für seine Arbeit Räumlichkeiten unentgeltlich zur Verfügung.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         1 Die Posaunenchöre zahlen Umlagen an das Posaunenwerk.  2 Sie tragen damit zur Finanzierung des Posaunenwerkes bei.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         1 Die Posaunenchöre werden unentgeltlich in den Trägerkirchengemeinden und -einrichtungen tätig.  2 Im Einvernehmen mit dem entsprechenden Leitungsorgan kann der Posaunenchor Einsätze durchführen, bei denen Kollekten und Spenden
                     für die Arbeit des Posaunenchores erbeten werden.
                  

               

               
                     § 4
Arbeit im Kirchenkreis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Sprecher der Posaunenchöre im Kirchenkreis wählen für die Dauer von sechs Jahren den Kreisposaunenwart und bis zu zwei
                     Stellvertreter.  2 Die Gewählten verteilen die Aufgaben im Kirchenkreis unter sich regional oder fachlich.  3 Der Dienst geschieht ehrenamtlich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Über das Ergebnis der Wahlen und über die Aufgabenverteilung werden das Posaunenwerk und der Kirchenkreis unterrichtet.  2 Der Kirchenkreis beruft den Kreisposaunenwart zum ehrenamtlichen Mitarbeiter des Kirchenkreises.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Kreisposaunenwart und die Stellvertreter fördern die Arbeit der Posaunenchöre im Kirchenkreis, deren Kontakte untereinander
                     sowie ihre Einbindung in die Arbeit des Kirchenkreises und des Posaunenwerkes.  2 Sie rufen regelmäßig die Sprecher der Posaunenchöre zusammen.  3 Sie organisieren und leiten Chorveranstaltungen auf Kreisebene.  4 Der Kreisposaunenwart hält Kontakt zum Kreiskantor sowie zur Kirchenkreisleitung.
                  

               

               
                     § 5
Gremien
                     

                  

                  Gremien des Posaunenwerkes sind:
                     
                        	
                           die Vertreterversammlung,

                        

                        	
                           der Posaunenrat.

                        

                     

                  

               

               
                     § 6
Vertreterversammlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Vertreterversammlung gehören an:
                  

                  
                     
                        	
                            je ein Vertreter aus jedem Posaunenchor,

                        

                        	
                            die Mitglieder des Posaunenrates,

                        

                        	
                            der Landeskirchenmusikdirektor.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Vertreterversammlung ist das oberste Beschlussorgan des Posaunenwerkes.  2 Sie hat insbesondere folgende Aufgaben:
                  

                  
                     
                        	
                            Beschluss über Grundsatzfragen der Posaunenarbeit und des Posaunenwerkes,

                        

                        	
                            Beschluss von Vorschlägen zur Änderung der Ordnung des Posaunenwerkes,

                        

                        	
                            Wahl des Obmanns und dessen Stellvertreters,

                        

                        	
                            Wahl von Posaunenratsmitgliedern,

                        

                        	
                            Mitwirkung bei der Wahl des Leitenden Landesposaunenwartes,

                        

                        	
                            Aufstellung von Richtlinien für die Arbeit des Posaunenrates,

                        

                        	
                            Entgegennahme des Arbeitsberichts des Posaunenrates,

                        

                        	
                            Beschluss über die Umlagen der Posaunenchöre,

                        

                        	
                            Kontrolle der Durchführung der Beschlüsse.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Vertreterversammlung wählt aus ihrer Mitte für die Dauer von sechs Jahren einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter.
                      2 Die Leitung der Vertreterversammlung bleibt bis zu einer Neuwahl im Amt.  3 Wiederwahl ist zulässig.  4 Der Obmann, dessen Stellvertreter, und die im Posaunenwerk fest angestellten Mitarbeiter stehen nicht zur Wahl.  5 Der Vorsitzende beruft die Vertreterversammlung ein und leitet die Sitzung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Vertreterversammlung tritt nach Bedarf, mindestens jedoch einmal im Jahr zusammen.  2 Sie ist unabhängig von der Zahl der Erschienenen beschlussfähig, wenn zu ihr mindestens 14 Tage vorher unter Angabe der Tagesordnung
                     eingeladen wurde.  3 Der Vorsitzende oder sein Stellvertreter müssen anwesend sein.  4 Beschlüsse werden mit Mehrheit der Anwesenden gefasst.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Vertreterversammlung kann sich eine Geschäftsordnung geben.
                  

               

               
                     § 7
Posaunenrat
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Dem Posaunenrat gehören an
                  

                  
                     
                        	
                            der Obmann des Posaunenwerkes als Vorsitzender,

                        

                        	
                            der Stellvertreter des Obmanns,

                        

                        	
                            der Vorsitzende der Vertreterversammlung, der von seinem Stellvertreter vertreten werden kann,

                        

                        	
                            die Landesposaunenwarte,

                        

                        	
                            der zuständige Referatsleiter im Landeskirchenamt,

                        

                        	
                            bis zu sechs von der Vertreterversammlung auf die Dauer von sechs Jahren zu wählende Mitglieder.

                        

                     

                  

                   1 Der Landeskirchenmusikdirektor kann mit beratender Stimme an den Sitzungen des Posaunenrates teilnehmen.  3 Der Posaunenrat lädt die weiteren im Posaunenwerk tätigen Mitarbeiter zu den Tagesordnungspunkten ein, die deren Dienst betreffen.
                      4 Der Posaunenrat kann zu seinen Sitzungen Gäste beratend hinzuziehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die gewählten Mitglieder des Posaunenrates bleiben bis zu einer Neuwahl im Amt.  2 Wiederwahl ist zulässig.  3 Die Mitglieder des Posaunenrates nach Absatz 1 Nummer 1 bis 3 und 6 sind ehrenamtlich tätig.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Posaunenrat leitet unter Beachtung der Grundsatzentscheidungen und Richtlinien der Vertreterversammlung die Arbeit des
                     Posaunenwerkes.  2 Er hat insbesondere folgende Aufgaben:
                  

                  
                     
                        	
                            Beschlussfassung über den Haushaltsplan- und Stellenplanentwurf des Posaunenwerkes,

                        

                        	
                            Kontrolle der Zahlung der Umlagen durch die Posaunenchöre,

                        

                        	
                            Abnahme der vom Rechnungsprüfungsamt geprüften Jahresrechnung des Posaunenwerkes,

                        

                        	
                            Vorschläge zur Anstellung von Mitarbeitern im Posaunenwerk an das Landeskirchenamt,

                        

                        	
                            Entgegennahme der Jahresberichte der Landesposaunenwarte,

                        

                        	
                            Vorbereitung der Vertreterversammlung,

                        

                        	
                            Benennung der Delegierten für den Posaunenrat des EPiD.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Posaunenrat tritt nach Bedarf zusammen, mindestens jedoch zweimal jährlich.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Der Posaunenrat ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist und unter Angabe der Tagesordnung
                     eingeladen wurde.  2 Der Obmann oder sein Stellvertreter müssen anwesend sein.  3 Beschlüsse werden mit Mehrheit der Anwesenden gefasst.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Der Posaunenrat ist der Vertreterversammlung und dem Landeskirchenamt rechenschaftspflichtig.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Willenserklärungen und Verträge, die das Posaunenwerk im Rahmen seiner Zuständigkeit vornimmt, sind vom Obmann oder seinem
                     Stellvertreter und einem weiteren Mitglied des Posaunenrates zu unterschreiben.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Der Posaunenrat kann sich eine Geschäftsordnung geben.
                  

               

               
                     § 8
Obmann und stellvertretender Obmann
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Dem Obmann des Posaunenwerkes obliegt die Gesamtleitung des Posaunenwerkes im Auftrag des Posaunenrates.  2 Er ist verantwortlich für die Umsetzung der Beschlüsse der Vertreterversammlung und des Posaunenrates.  3 Er ist Dienstvorgesetzter der Landesposaunenwarte.  4 Der Obmann wird auf Vorschlag des Posaunenrates durch die Vertreterversammlung für die Dauer von sechs Jahren gewählt.  5 Wiederwahl ist zulässig.  6 Die Wahl bedarf der Bestätigung durch das Landeskirchenamt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Obmann sorgt für die geistlich-theologische Begleitung des Posaunenwerkes.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der stellvertretende Obmann wird im Verhinderungsfall oder im ausdrücklichen Auftrag des Obmanns tätig.  2 Der Posaunenrat kann festlegen, dass die Aufgaben regional und aufgabenspezifisch zwischen Obmann und Stellvertreter aufgeteilt
                     werden.
                  

               

               
                     § 9
Mitarbeiter
                     

                  

                   1 Die Mitarbeiter im Posaunenwerk sind Mitarbeiter der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland.  2 Berufliche und nebenberufliche Mitarbeiter werden im Rahmen des Stellenplanes auf Vorschlag des Posaunenrates vom Landeskirchenamt
                     angestellt.
                  

               

               
                     § 10
Landesposaunenwarte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Landesposaunenwarte betreuen die Posaunenchöre in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Sie nehmen die Aufgaben des Posaunenwerkes gemäß § 2 dieser Ordnung wahr.  2 Ihnen obliegt dabei insbesondere die musikalische Leitung in dem Gebiet, in das sie eingesetzt sind.  3 Sie unterstützen die Arbeit der Kreisposaunenwarte und Chorleiter.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Ihr Aufgabenbereich wird durch den Posaunenrat in einer Dienstanweisung festgelegt.  2 Sie sind dem Posaunenrat rechenschaftspflichtig.  3 Die Fachaufsicht führt der Landeskirchenmusikdirektor.
                  

               

               
                     § 11
Leitender Landesposaunenwart
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dem Leitenden Landesposaunenwart obliegt die musikalische Gesamtleitung des Posaunenwerkes.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Leitende Landesposaunenwart ist verantwortlich für die Erledigung der laufenden Geschäfte des Posaunenwerkes.  2 Er ist Leiter der Geschäftsstelle und Dienstvorgesetzter der Verwaltungsmitarbeiter.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Leitende Landesposaunenwart vertritt das Posaunenwerk in musikalischen Gremien in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland.
                      2 Er kann diese Aufgabe delegieren.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Vor der Anstellung des Leitenden Landesposaunenwartes ist die Vertreterversammlung anzuhören.
                  

               

               
                     § 12 
Gleichstellungsklausel
                     

                  

                  Personen-, Funktions- und Amtsbezeichnungen in dieser Ordnung gelten jeweils für Frauen und Männer in gleicher Weise.

               

               
                     § 13
Übergangs- und Schlussbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Für Posaunenchöre, die in Form eines eingetragenen Vereins organisiert sind, ist § 3 unter Berücksichtigung der gesetzlichen Regelungen und der Satzung des Vereins entsprechend anzuwenden.  2 Bisherige Sonderregelungen zu § 1 Absatz 1 bleiben bestehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Posaunenrat kann dem Landeskirchenamt nach Anhörung der Vertreterversammlung Vorschläge zur Änderung der Ordnung unterbreiten.
                      2 Über Änderungen dieser Ordnung beschließt das Landeskirchenamt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Diese Ordnung tritt am 1. März 2014 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Ordnung vom 22. März 2005 (ABl. S.150) außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Ordnung der Notenbibliothek im Zentrum für Kirchenmusik der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland

      

      
         Vom 13. Mai 2013

      

      
         (ABl. S. 194)
         

      

      Das Kollegium des Landeskirchenamtes hat aufgrund von Artikel 63 Absatz 2 Nummer 1 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Kirchenverfassung EKM - KVerfEKM) vom 5.
         Juli 2008 (ABl. S. 183) folgende Ordnung beschlossen:
      

      
                     § 1
Rechtsstellung
                     

                  

                   1 Die Notenbibliothek ist eine rechtlich unselbständige Einrichtung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland.  2 Sie ist dem Zentrum für Kirchenmusik zugeordnet.
                  

               

               
                     § 2
Aufgabe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Notenbibliothek hat die Aufgabe, Arbeitshilfen für die kirchenmusikalische Praxis zu geben, insbesondere Notenmaterial
                     und Fachliteratur zu beschaffen und zu betreuen, Aufführungsmaterial bereitzustellen oder zu vermitteln und in Verbindung
                     damit bei der Literaturauswahl zu beraten. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Die Notenbibliothek wird vorrangig für Chöre, Einrichtungen und Kirchengemeinden der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                     eingerichtet.  2 Daneben können auch andere kirchliche und nichtkirchliche Institutionen die Notenbibliothek nutzen. 
                  

               

               
                     § 3
Ausleihe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bestandteile der Notenbibliothek sind Aufführungsmaterial zur Ausleihe und die Handbibliothek, aus der nur in begründeten
                     Ausnahmefällen Einzelexemplare kurzfristig ausgeliehen werden können.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Die Leihfrist kann bei Aufführungsmaterial bis zu einem Jahr betragen, bei Einzelexemplaren zur Ansicht bis zu vier Wochen.
                      2 Die Weitergabe an Dritte durch den Entleiher ist nicht gestattet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Der Entleiher verpflichtet sich zu einem sorgsamen Umgang mit dem Material.  2 Eintragungen sind nur mit weichem Bleistift gestattet und müssen vor der Rücksendung entfernt werden.  3 Das Material muss gesichert aufbewahrt werden.  4 Bis zur vollständigen Rücksendung an die Notenbibliothek ist der Entleiher voll verantwortlich und haftbar für das Material.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Die Rücksendung hat innerhalb eines Monats nach der letzten Aufführung beziehungsweise bei Ansichtsexemplaren spätestens nach
                     vier Wochen Leihzeit zu erfolgen.  2 Bei Terminverschiebungen ist die Notenbibliothek umgehend zu benachrichtigen.  3 Der Entleiher verpflichtet sich zum sachgemäßen Verpacken und Versenden. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Für verloren gegangenes oder beschädigtes Material beschafft die Notenbibliothek auf Kosten des Entleihers entsprechenden
                     Ersatz.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                          1 Für die Ausleihe werden Gebühren erhoben.  2 Das Nähere ist in einer durch die Kammer für Kirchenmusik zu erlassenden Gebührenordnung geregelt.
                  

               

               
                     § 4
Leitung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Die fachliche Leitung der Notenbibliothek obliegt einem Kirchenmusiker oder einem Mitarbeiter mit entsprechender Qualifikation.
                      2 Der Leiter wird vom Kollegium des Landeskirchenamtes berufen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Der Leiter vertritt die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland in Angelegenheiten der Einrichtung nach Maßgabe der kirchlichen
                     Ordnung.  2 Er trägt die Verantwortung für die Vorbereitung und Durchführung der Beschlüsse des Beirats.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         In der laufenden Geschäftsführung wird die Notenbibliothek durch das Zentrum für Kirchenmusik unterstützt.
                  

               

               
                     § 5
Beirat
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Zur Unterstützung der Arbeit der Notenbibliothek wird ein Beirat eingesetzt.  2 Seine Aufgabe besteht insbesondere in der Beratung zur Anschaffung von Noten und zur Gesamtentwicklung der Bibliothek.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Dem Beirat gehören an:
                  

                  
                     
                        	
                            der Leiter der Notenbibliothek,

                        

                        	
                            der Landessingwart,

                        

                        	
                            der Leiter der Bibliothek der Evangelischen Hochschule für Kirchenmusik,

                        

                        	
                            bis zu fünf von der Kammer für Kirchenmusik für fünf Jahre zu berufende Mitglieder.  2 Sie sollen die Bereiche Posaunenarbeit, Kinderchorarbeit, Kirchenmusik im ländlichen Raum, Popularmusik, Oratorien und Konzerte
                              vertreten.  3 Wiederberufung ist möglich. 
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der zuständige Referatsleiter im Landeskirchenamt kann beratend an den Sitzungen teilnehmen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Beirat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Der Beirat ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder einschließlich des Vorsitzenden oder des Stellvertreters
                     anwesend sind.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                          1 Der Beirat kommt nach Bedarf, mindestens jedoch einmal im Jahr, zusammen.  2 Es ist zu einer außerordentlichen Sitzung einzuberufen, wenn dies der Leiter oder drei andere Mitglieder verlangen.
                  

               

               
                     § 6
Gleichstellungsklausel
                     

                  

                  Alle Ausdrücke für Personen und Funktionen in dieser Ordnung bezeichnen gleichermaßen Frauen und Männer.

               

               
                     § 7
Inkrafttreten
                     

                  

                   1 Diese Ordnung tritt am 1. Juni 2013 in Kraft.  2 Gleichzeitig tritt die Ordnung der Notenbibliothek im Zentrum für Kirchenmusik in der Föderation Evangelischer Kirchen in
                     Mitteldeutschland vom 19. September 2006 (ABl. S. 210) außer Kraft.
                  

                  

               

            

         

      

      
            Anlage gemäß § 3 der Ordnung der Notenbibliothek im Zentrum für Kirchenmusik der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
(Beschlossen durch die Kammer für Kirchenmusik am 11. Februar 2013)
            

         

      

      
                     Gebührenordnung

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 I. Instrumentalmusik

                              
                              	
                                 Euro

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 a)

                              
                              	
                                 Soloinstrument

                              
                              	
                                 2,50

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 b)

                              
                              	
                                 kleine Besetzung (Duett bis Quintett):

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 gesamtes Material

                              
                              	
                                 5,00

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 einzelne Stimmen

                              
                              	
                                 2,50

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 c)

                              
                              	
                                 große Besetzung (Ouvertüre, Sinfonie etc.):

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 gesamtes Material

                              
                              	
                                 10,00

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 einzelne Stimmen

                              
                              	
                                 5,00

                              
                           

                           
                              	
                                 II. Vokalmusik

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 a)

                              
                              	
                                 A cappella oder mit kleiner instrumentaler Besetzung (bis zu 5 Instrumente oder Instrumentalpartituren)

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 gesamtes Material

                              
                              	
                                 6,00

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Partitur, Klavierauszüge, Chorpartituren, Instrumentalsatz

                              
                              	
                                 4,00

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 einzelne Instrumentalstimmen

                              
                              	
                                 2,50

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 b)

                              
                              	
                                 Einzelwerke mit großer instrumentaler Besetzung (Oratorien etc.)

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 gesamtes Material

                              
                              	
                                 15,00

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Partitur, Klavierauszüge, Chorpartituren, Instrumentalsatz

                              
                              	
                                 8,00

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 einzelne Instrumentalstimmen

                              
                              	
                                 2,50

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 c)

                              
                              	
                                 Bach-Kantaten

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 gesamtes Material

                              
                              	
                                 10,00

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Partitur, Klavierauszüge, Chorpartituren, Instrumentalsatz

                              
                              	
                                 6,00

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 einzelne Instrumentalstimmen

                              
                              	
                                 2,50

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 d)

                              
                              	
                                 Sammelwerke (Chorsammlungen)

                              
                              	
                                 10,00

                              
                           

                           
                              	
                                 III. Mahngebühr (pro angefangene Woche)

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 1. Mahnung (nach 1 Woche)

                              
                              	
                                 1,00

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 2. Mahnung (nach 3 Wochen)

                              
                              	
                                 10,00

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 3. Mahnung (nach 6 Wochen)

                              
                              	
                                 20,00

                              
                           

                           
                              	
                                 IV. Noten zur Ansicht

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 -

                              
                              	
                                 pro Einzeltitel

                              
                              	
                                 1,00

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 -

                              
                              	
                                 insgesamt nicht mehr als

                              
                              	
                                 5,00

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 bis zu 4 Wochen

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 V. Notenersatz in Höhe der Neuanschaffung

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 (ohne Bearbeitungsgebühr)

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 VI. Weitere Regelungen

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 Die Gebühren beziehen sich auf das Entleihen eines Titels unabhängig von der Anzahl der Stimmen/Exemplare. 

                              
                           

                           
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 Portokosten werden in voller Höhe vom Entleiher übernommen. 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 Es wird nicht zwischen kirchlichen Nutzern aus dem Gebiet der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland und aus anderen Landeskirchen
                                    unterschieden. 
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 4.

                              
                              	
                                 Bei nichtkirchlichen Organisationen wird pro Titel ein genereller Aufschlag von 5,00 Euro zusätzlich zur Leihgebühr erhoben.
                                    
                                 

                              
                           

                           
                              	5. 
                              	
                                 Bei einer Ausleihe von über einem Jahr wird ein Aufschlag von 15,00 Euro zusätzlich zur Leihgebühr erhoben.

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Ordnung des Kirchenchorwerkes der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland

      

      
         Vom 22. November 2010 

      

      
         (ABl. 2011 S. 14) 
         

      

      Das Kollegium des Landeskirchenamtes der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 63 Absatz 2 Nummer 1 und 7 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland vom 5. Juli 2008 (Kirchenverfassung EKM
         – KVerfEKM, ABl. S. 183) die folgende Ordnung beschlossen:
      

      
                     § 1
Rechtsstellung


                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Kirchenchorwerk ist ein rechtlich unselbständiges Werk der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland. Es ist Mitglied
                     im „Verband evangelischer Kirchenchöre Deutschlands e. V. (VeK)“.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Im Kirchenchorwerk sind die Kirchenchöre und Instrumentalgruppen (im Folgenden: Chöre) in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                     zusammengeschlossen.  2 Für Posaunenchöre gilt eine gesonderte Ordnung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Kirchenchorwerk verfügt über die ihm zugewiesenen Haushaltsmittel in eigener Verantwortung. 
                  

               

               
                     § 2
Aufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Kirchenchorwerk hat die Aufgabe, den Dienst und die Gemeinschaft der Chöre und ihrer Mitglieder zu fördern. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Dies geschieht insbesondere durch
                  

                  
                     
                        	
                            die Aus- und Weiterbildung von Chorleitern, 

                        

                        	
                            die Unterstützung bei Neugründungen von Chören, 

                        

                        	
                            die Singwochenarbeit, 

                        

                        	
                            die Empfehlung und Vermittlung von Notenmaterial, 

                        

                        	
                            die Organisation von überregionalen Chortreffen, 

                        

                        	
                            die Zusammenarbeit mit Organisationen und Gremien innerhalb und außerhalb der Landeskirche. 

                        

                     

                  

               

               
                     § 3
Chöre
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Die Chöre gestalten in Kirchengemeinden, Kirchenkreisen, kirchlichen und diakonischen Einrichtungen Kirchenmusik.  2 Sie wirken in Gottesdiensten, Konzerten und anderen kirchlichen Veranstaltungen mit.  3 Die Mitglieder erhalten in den Chören eine kontinuierliche musikalische Förderung. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Chöre ermöglichen die Erfahrung von Gemeinschaft und leisten mit der Aneignung und der Aufführung von geistlicher Chormusik
                     und kirchenmusikalischen Werken einen Beitrag zur Verkündigung des Evangeliums und zum Gemeindeaufbau.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Arbeit der Chöre wird durch Zuschüsse aus dem Haushalt der zuständigen Körperschaft oder Einrichtung (Träger) sowie durch
                     Kollekten, Spenden und Beiträge der Mitglieder finanziert.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Die Chöre tragen mit der Zahlung von Umlagen zur Finanzierung des Kirchenchorwerkes bei.  2 Die Umlage soll vom Träger übernommen werden. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                          1 Die Chöre werden unentgeltlich für ihre Träger tätig.  2 Die Träger stellen den Chören für ihre Arbeit Räume und Einrichtungsgegenstände unentgeltlich zur Verfügung. 
                  

               

               
                     § 4
Werkrat
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Das Kirchenchorwerk wird durch einen Werkrat geleitet.  2 Dem Werkrat gehören an: 
                  

                  
                     
                        	
                            je ein Kirchenmusiker aus den Propstsprengeln,

                        

                        	
                            der Landessingwart, 

                        

                        	
                            bis zu zwei vom Werkrat berufene Mitglieder.

                        

                     

                  

                   3 Der Landeskirchenmusikdirektor und der zuständige Referatsleiter des Landeskirchenamtes können jederzeit mit beratender Stimme
                     an den Sitzungen des Werkrates teilnehmen.  4 Der Werkrat kann zu seinen Sitzungen Fachleute beratend hinzuziehen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Die Mitglieder nach Absatz 1 Nummer 1 werden durch die jeweiligen Propsteikantoren im Benehmen mit den Kreiskantoren berufen.
                      2 Die Mitglieder nach Absatz 1 Nummer 1 und 3 werden für die Dauer von sechs Jahren berufen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                          1 Vorsitzender des Werkrates ist der Landessingwart.  2 Der Werkrat wählt aus seiner Mitte für die Dauer von sechs Jahren einen stellvertretenden Vorsitzenden, längstens jedoch bis
                     zum Ablauf seiner Zugehörigkeit nach Absatz 2.  3 Der stellvertretende Vorsitzende bleibt bis zur Wahl seines Nachfolgers im Amt.  4 Wiederwahl ist zulässig. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                          1 Der Werkrat trägt die Verantwortung für die Erfüllung der Aufgaben des Kirchenchorwerkes nach dieser Ordnung.  2 Er hat insbesondere folgende Aufgaben: 
                  

                  
                     
                        	
                            Er berät über aktuelle und zukünftige Aufgabenstellungen des Werkes. 

                        

                        	
                            Er beschließt über den Kassenbericht, die Jahresrechnung, die Höhe der Umlagen 

                           und Anträge auf Projektfinanzierung. 

                        

                        	
                            Er sorgt für den Informationsaustausch im Kirchenchorwerk. 

                        

                        	
                            Er unterbreitet Vorschläge zur Änderung der Ordnung des Kirchenchorwerkes. 

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                          1 Der Werkrat tritt nach Bedarf zusammen, mindestens jedoch einmal jährlich.  2 Er wird vom Vorsitzenden unter Bekanntgabe der Tagesordnung einberufen.  3 Er ist auch einzuberufen, wenn drei Mitglieder oder der Landeskirchenmusikdirektor dies schriftlich unter Angabe eines Grundes
                     verlangen. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                          1 Der Werkrat ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder einschließlich des Vorsitzenden oder des stellvertretenden
                     Vorsitzenden anwesend ist.  2 Beschlüsse werden mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder gefasst. 
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Der Werkrat ist dem Landeskirchenamt rechenschaftspflichtig. 
                  

               

               
                     § 5
Aufgaben des Vorsitzenden
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Der Vorsitzende trägt die Verantwortung für die laufende Arbeit des Kirchenchorwerkes und für die Umsetzung der Beschlüsse
                     des Werkrates.  2 Er vertritt das Kirchenchorwerk nach außen, insbesondere  in der Kammer für Kirchenmusik, in der Landeskirche und im Verband
                     evangelischer Kirchenchöre Deutschlands e. V. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Geschäfte des Kirchenchorwerkes führt das Zentrum für Kirchenmusik. 
                  

               

               
                     § 6
Gleichstellungsklausel
                     

                  

                  Die in dieser Ordnung verwendeten Personen-, Funktions- und Amtsbezeichnungen gelten für Frauen und Männer in gleicher Weise.

               

               
                     § 7
Übergangs- und Schlussbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bis zur Konstituierung des Werkrates nach dieser Ordnung nehmen die bisherigen Gremien der Chorwerke der ehemaligen Evangelischen
                     Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und der ehemaligen Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen ihre Aufgaben im bisherigen
                     Umfang weiter wahr. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                          1 Die Neuordnung entsprechend dieser Ordnung ist innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten umzusetzen.  2 Für die Benennung der Mitglieder der Propstsprengel werden die fünf Propstsprengel gemäß des Kirchengesetzes über Anzahl und Sitz der Regionalbischöfe (Pröpste) sowie über die Bezeichnung und Abgrenzung der Propstsprengel in der Evangelischen
                     Kirche in Mitteldeutschland vom 4. Juli 2008 (Propstsprengelgesetz - PropstSprG, ABl. S. 207) zugrunde gelegt. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Über Änderungen dieser Ordnung beschließt das Kollegium des Landeskirchenamtes. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Diese Ordnung tritt am 1. Dezember 2010 in Kraft. 
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Kirchengesetz über die Errichtung der
Evangelischen Hochschule für Kirchenmusik
in Halle/Saale
         

      

      
         Vom 19. November 1994

      

      
         (ABl. EKKPS S. 165, 1995 S. 8)

      

      Die Synode hat aufgrund von Artikel 74 Abs. 2 Nr. 1 der Grundordnung folgendes Kirchengesetz beschlossen:

      
         Inhaltsübersicht

      

      
         
            
               	§ 1
               	Rechtsform
            

            
               	§ 2
               	Auftrag und Aufgaben
            

            
               	§ 3
               	Arbeitsweise und Organe
            

            
               	§ 4
               	Das Kuratorium
            

            
               	§ 5
               	Aufsicht durch den Träger
            

            
               	§ 6
               	Die Satzung
            

            
               	§ 7
               	Kosten
            

            
               	§ 8
               	Aufhebung
            

            
               	§ 9
               	Überleitungsvorschrift
            

            
               	§ 10
               	Schlussbestimmungen
            

         
      

      

      
                     § 1
Rechtsform
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen errichtet auf der Grundlage von Art. 69 Abs. 1 und 110 der Grundordnung
                     der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen als provinzialkirchliche Einrichtung die Evangelische Hochschule für Kirchenmusik
                     in der Rechtsform einer Kirchlichen Körperschaft öffentlichen Rechts.  2 Die Errichtung als Körperschaft des öffentlichen Rechts bedarf gemäß Artikel 8 Abs. 3 des Evangelischen Kirchenvertrages Sachsen-Anhalt vom 15. September 1993 der Genehmigung durch die Landesregierung.
                  

                   3 Die Evangelische Hochschule für Kirchenmusik führt die Tradition und die Arbeit der Evangelischen Kirchenmusikschule der Kirchenprovinz
                     Sachsen weiter.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Evangelische Hochschule für Kirchenmusik Halle ist laut Bescheid des Ministers für Wissenschaft und Forschung des Landes
                     Sachsen-Anhalt vom 28. Juni 1993 nach §§ 108 und 109 des Hochschulgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt eine staatliche anerkannte
                     Hochschule in freier Trägerschaft.  2 Der Träger im Sinne des Hochschulgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt ist die Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Sitz der Hochschule ist Halle/Saale.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Hochschule dient ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen, künstlerischen, wissenschaftlichen und kirchlichen Zwecken.
                  

               

               
                     § 2
Auftrag und Aufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Evangelische Hochschule für Kirchenmusik vermittelt durch Theorie und Praxis die Fähigkeiten, die zum Beruf des Kirchenmusikers
                     nötig sind.  2 Dabei ist sie dem musikalischkünstlerischen Niveau einer musikalischen Hochschulausbildung verpflichtet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Evangelische Hochschule für Kirchenmusik nimmt Aufgaben in der musik- und liturgiewissenschaftlichen Forschung wahr.  2 Sie gestaltet durch Weiter- und Fortbildung die kirchenmusikalische Arbeit der Kirchen mit.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Evangelische Hochschule für Kirchenmusik steht in ihrer Ausbildungs- und künstlerischen Arbeit als Einrichtung ihres Trägers
                     auf dem Boden der in der Grundordnung der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen genannten Bekenntnisgrundlagen.
                  

               

               
                     § 3
Arbeitsweise und Organe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In der Evangelischen Hochschule für Kirchenmusik arbeiten Professoren, Hochschuldozenten, wissenschaftliche und künstlerische
                     Mitarbeiter, Assistenten, Lehrbeauftragte, die Studentenschaft, der Träger und die Öffentlichkeit zusammen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Organe der Hochschule sind:
                     
                        	
                           Der Senat,

                        

                        	
                           das Rektorat,

                        

                        	
                           das Kuratorium.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die künstlerisch-berufliche Ausbildung und die künstlerisch-wissenschaftliche Arbeit der Evangelischen Hochschule für Kirchenmusik
                     werden getragen von den
                     
                        	
                           Professoren,

                        

                        	
                           Hochschuldozenten,

                        

                        	
                           wissenschaftlichen und künstlerischen Mitarbeitern,

                        

                        	
                           Assistenten,

                        

                        	
                           Lehrbeauftragten.

                        

                     

                  

               

               
                     § 4
Das Kuratorium
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Kuratorium wirkt als beratendes Organ daran mit, dass die Aufgabenstellung und Zielsetzung der Evangelischen Hochschule
                     für Kirchenmusik gewahrt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Das Kuratorium besteht aus bis zu 12 Mitgliedern, die von der Kirchenleitung der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen
                     berufen werden.  2 In ihm sollen die Träger, die kulturpolitische und künstlerische Öffentlichkeit, das Land Sachsen-Anhalt und andere Hochschulen
                     vertreten sein.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Ein Drittel der Anzahl der Mitglieder wird auf Vorschlag des Senats der Hochschule berufen.  2 Der Rektor der Hochschule ist darüber hinaus Mitglied im Kuratorium.  3 Den Vorsitz führt der Landeskirchenmusikwart.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Mitglieder des Kuratoriums müssen einer der Mitgliedskirchen in der Arbeitsgemeinschaft der christlichen Kirchen (ACK)
                     angehören.
                  

               

               
                     § 5
Aufsicht durch den Träger
                     

                  

                  Das Konsistorium der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen führt die Dienstaufsicht und ist verantwortlich dafür,
                     dass die Evangelische Hochschule für Kirchenmusik ihren Auftrag erfüllt und ihre Zielsetzung gewahrt wird.
                  

               

               
                     § 6
Die Satzung
                     

                  

                  Die Satzung der Evangelischen Hochschule für Kirchenmusik wird von der Hochschule erlassen und vom Konsistorium der Evangelischen
                     Kirche der Kirchenprovinz Sachsen genehmigt.
                  

               

               
                     § 7
Kosten
                     

                  

                  Die zur Errichtung und Unterhalt der Hochschule erforderlichen Kosten werden nach Maßgabe der Haushalte gemeinsam von der
                     Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und dem Land Sachsen-Anhalt getragen.
                  

               

               
                     § 8
Aufhebung
                     

                  

                  Im Fall der Aufhebung der Evangelischen Hochschule für Kirchenmusik gehen Rechte und Pflichten auf den Träger über.

               

               
                     § 9
Überleitungsvorschrift
                     

                  

                  Alle bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften und Ordnungen bleiben bis zu den erforderlichen Anpassungen
                     weiterhin in Kraft, soweit sie nicht mit den Bestimmungen dieses Gesetzes in Widerspruch stehen.
                  

               

               
                     § 10
Schlussbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Alle Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten in weiblicher und in männlicher Form.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Dies Kirchengesetz tritt nach dem Beschluss durch die Synode der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen am Ersten
                     des auf die Verkündigung folgenden Monats in Kraft.
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            Präambel

         

          1 Diakonie ist Wesens- und Lebensäußerung der Kirche und ihrer christlichen Gemeinden, in denen das Evangelium von Gottes Liebe
            zur Welt im Dienst am ganzen Menschen in Wort und Tat ausgerichtet wird.  2 Diakonische Arbeit nimmt sich besonders der Menschen in Not- und Konfliktsituationen an, gewährt ihnen Beratung und Hilfe
            und bemüht sich, die Ursachen von Not aufzudecken und zu beheben.  3 Sie wendet sich in ökumenischer Offenheit Einzelnen und Gruppen, Nahen und Fernen, Christen und Nichtchristen zu.
         

          4 Diakonie ist allen Gliedern der Kirche aufgetragen.  5 Sie vollzieht sich in Leben und Arbeit der Kirchengemeinden, der Kirchenkreise, der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
            und in diakonischen Einrichtungen und Werken.
         

      

      
            1. Teil:
Diakonie in der Kirchengemeinde
            

         

         
                     § 1
Diakonische Aufgaben der Kirchengemeinde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diakonie als christlicher Dienst am Nächsten gewinnt im Leben der Kirchengemeinde Gestalt, indem die Kirchengemeinde die
                     diakonische Arbeit in ihrem Gebiet anregt, verstärkt und fördert und mit diakonischen Einrichtungen zusammenarbeitet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zu den diakonischen Aufgaben in der Kirchengemeinde gehören insbesondere:
                  

                  
                     
                        	
                            die Förderung des Bewusstseins für den diakonischen Auftrag sowie die Gewinnung und Begleitung von haupt-, neben- und ehrenamtlichen
                              Mitarbeitern,
                           

                        

                        	
                            die diakonische Arbeit mit alten, kranken, schwachen, behinderten und gefährdeten Menschen, mit Kindern und Jugendlichen,
                              mit Obdachlosen, Ausländern und anderen Gruppen,
                           

                        

                        	
                            die Vertretung diakonischer Anliegen der Kirchengemeinde in der Öffentlichkeit sowie gegenüber Gemeinden, Landkreisen und
                              staatlichen Stellen,
                           

                        

                        	
                            die Nachbarschaftshilfe,

                        

                        	
                            die Hilfe für notleidende Kirchen und die Durchführung von Sammlungen,

                        

                        	
                            die Beteiligung freier Gruppen und Initiativen an der diakonischen Arbeit.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Kirchengemeinde kann die Rechtsträgerschaft diakonischer Einrichtungen selbst übernehmen oder sich an Einrichtungen anderer
                     diakonischer Rechtsträger durch Mitgliedschaft, finanzielle Förderung und in anderer Weise beteiligen.
                  

               

               
                     § 2
Gemeindediakonieausschuss, Diakoniebeauftragte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Gemeindekirchenrat ist für die diakonische Arbeit in der Kirchengemeinde verantwortlich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Zur Erfüllung der in § 1 genannten Aufgaben soll der Gemeindekirchenrat einen Gemeindediakonieausschuss bilden.  2 Ihm soll mindestens ein Mitglied des Gemeindekirchenrates angehören.  3 Wird in einer Kirchengemeinde kein Gemeindediakonieausschuss gebildet, soll der Gemeindekirchenrat aus dem Kreis der Gemeinde
                     einen Beauftragten für Diakonie berufen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Amtszeit des Gemeindediakonieausschusses oder des Gemeindediakoniebeauftragten ist an die Wahlperiode des Gemeindekirchenrates
                     gebunden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Gemeindediakonieausschuss oder der Gemeindediakoniebeauftragte berichtet dem Gemeindekirchenrat mindestens einmal jährlich
                     über seine Arbeit.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Kirchengemeinden eines Kirchengemeindeverbandes bilden einen gemeinsamen Gemeindediakonieausschuss oder berufen einen
                     gemeinsamen Diakoniebeauftragten.
                  

               

               
                     § 3
Übergemeindliche Zusammenarbeit
                     

                  

                   1 Mehrere Kirchengemeinden oder Kirchengemeindeverbände können zur Wahrnehmung gemeinsamer Aufgaben einen gemeinsamen Diakonieausschuss
                     bilden.  2 Die Vorschriften über den Gemeindediakonieausschuss gelten entsprechend.
                  

               

            

         

      

      
            2. Teil:
Diakonie im Kirchenkreis
            

         

         
                     § 4
Diakonische Aufgaben des Kirchenkreises
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Diakonische Arbeit im Sinne dieses Gesetzes gehört zu den Grundaufgaben des Kirchenkreises.  2 Zur Erfüllung dieser Aufgabe unterstützt er die diakonische Arbeit der Kirchengemeinden, fördert die Zusammenarbeit benachbarter
                     Kirchengemeinden und arbeitet mit den selbständigen diakonischen Einrichtungen in seinem Gebiet zusammen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Kirchenkreis kann gemeindeübergreifende diakonische Aufgaben in eigener Verantwortung wahrnehmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Auf der Ebene der Kirchenkreise können für die diakonische Arbeit Stellen errichtet oder Stellenanteile bereitgestellt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Zur Förderung der diakonischen Arbeit im Kirchenkreis kann der Kirchenkreis Vereinbarungen mit diakonischen Einrichtungen
                     unter anderem über finanzielle Unterstützungen abschließen.
                  

               

               
                     § 5
Kirchenkreissozialarbeit, Kreisdiakoniestellen
                     

                  

                  (weggefallen)

               

               
                     § 6
Synodaler Ausschuss für Diakonie und Soziales
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zur Erfüllung der in § 4 genannten Aufgaben bildet die Kreissynode einen synodalen Ausschuss für Diakonie und Soziales.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         In den synodalen Ausschuss werden neben den gewählten Synodalen insbesondere Vertreter der diakonischen Träger im Kirchenkreis
                     hinzuberufen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Nähere Regelungen zur Bildung und Arbeitsweise des Ausschusses trifft die Geschäftsordnung der Kreissynode.
                  

               

               
                     § 7
Diakoniepfarrer, Kreisdiakoniebeauftragte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          1 Der Kreiskirchenrat soll einen Kreisbeauftragten für Diakonie berufen.  2 Dieser soll Pfarrer oder Mitarbeiter im Verkündigungsdienst sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Kreisdiakoniebeauftragten beziehungsweise Diakoniepfarrer und -pastorinnen wirken bei der Erfüllung der in § 4 genannten Aufgaben in besonderer Verantwortung mit und nehmen an den Sitzungen des Kreisdiakonieausschusses beratend teil,
                     sofern sie diesem nicht bereits angehören.  2 Sie berichten der Kreissynode einmal jährlich über ihre Arbeit.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Sie halten Kontakt zu den Gemeindediakonieausschüssen und zum Diakonischen Werk Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland
                     und begleiten die diakonische Arbeit im Kirchenkreis.
                  

               

            

         

      

      
            3. Teil:
Diakonie in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
            

         

         
                     § 8
Diakonische Aufgaben der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland fördert und unterstützt die diakonische Arbeit in ihrem Gebiet.  2 Sie gewährt zur Sicherstellung der diakonischen Arbeit finanzielle Mittel nach Maßgabe ihrer Haushaltspläne und unterstützt
                     die Arbeit durch Kollekten und Sammlungen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die diakonischen Aufgaben auf der Ebene der Landeskirche nimmt das „Diakonische Werk Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland
                     e. V.“ wahr.
                  

               

               
                     § 9
Einrichtungen und Dienste der Diakonie
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Diakonische Einrichtungen und Dienste haben Teil am diakonischen Auftrag der Kirche.  2 Sie erfüllen in Krankenhäusern, Kinder- und Behinderteneinrichtungen, Senioren- und Pflegeheimen und in anderen Einrichtungen
                     einzelne der Gemeinde aufgetragene diakonische Aufgaben, denen die Gemeinde sonst nicht in geeigneter Form gerecht werden
                     kann.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Einrichtungen und Dienste der Diakonie erfüllen ihren Auftrag im Rahmen der verfassungsrechtlichen Bestimmungen der Evangelischen
                     Kirche in Mitteldeutschland.  2 Sie sind unabhängig von ihrer Rechtsform Bestandteil der Kirche.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Einrichtungen der Diakonie tragen besondere Verantwortung für die berufliche Aus-, Fort- und Weiterbildung von Mitarbeitern
                     in der Diakonie.  2 Die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland unterstützt die Einrichtungen bei der Erfüllung dieser Aufgabe.
                  

               

            

         

      

      
            4. Teil:
Diakonisches Werk Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland
            

         

         
                     § 10
Stellung des Diakonischen Werkes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Diakonische Werk ist der Zusammenschluss der Träger diakonischer Arbeit im Gebiet der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                     und der Evangelischen Landeskirche Anhalts.  2 Es ist als kirchliches Werk Wesens- und Lebensäußerung der Kirche und steht unter ihrem Schutz und ihrer Fürsorge.  3 Es ist an die Grundentscheidungen der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland sowie der Evangelischen Landeskirche Anhalts
                     gebunden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Das Diakonische Werk ist Mitglied im Diakonischen Werk der Evangelischen Kirche in Deutschland.  2 Im Bereich der Wohlfahrtspflege nimmt es die Aufgaben eines Spitzenverbandes der Freien Wohlfahrtspflege wahr.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Das Diakonische Werk regelt seine Angelegenheiten im Rahmen dieses Kirchengesetzes selbstständig durch Satzung.  2 Die Satzung sowie Änderung der Satzung bedürfen der Zustimmung des Landeskirchenrates der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                     und der zuständigen Organe der Evangelischen Landeskirche Anhalts.
                  

               

               
                     § 11
Aufgaben des Diakonischen Werkes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Diakonische Werk hat insbesondere folgende Aufgaben:
                  

                  
                     
                        	
                            die diakonische Dimension kirchlichen Handelns auf allen kirchlichen und gesellschaftlichen Ebenen bewusst zu machen und
                              zu fördern,
                           

                        

                        	
                            die Bearbeitung von Grundsatzfragen diakonischer Arbeit und die Entwicklung zeitgemäßer Arbeitsformen,

                        

                        	
                            die Beratung und Unterstützung seiner Mitglieder und anderer Träger diakonischer Arbeit,

                        

                        	
                            die Interessenvertretung der Mitglieder und die Förderung ihrer Zusammenarbeit,

                        

                        	
                            die Vertretung der Belange der Diakonie in der Öffentlichkeit, gegenüber Gemeinden, Landkreisen, staatlichen Stellen und
                              gegenüber den anderen Spitzenverbänden der LIGA der Freien Wohlfahrtspflege sowie die Zusammenarbeit mit diesen Stellen,
                           

                        

                        	
                            die Erarbeitung von Ordnungen für die Mitglieder und das Schaffen von Rahmenbedingungen für die Aus-, Fort- und Weiterbildung.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zur Erfüllung seiner Aufgaben unterhält das Diakonische Werk eine Geschäftsstelle.
                  

               

               
                     § 12
Mitglieder des Diakonischen Werkes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Rechtlich selbstständige Träger diakonischer Arbeit im Gebiet der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland und der Evangelischen
                     Landeskirche Anhalts können Mitglieder des Diakonischen Werkes werden.  2 Das Diakonische Werk vermittelt diesen Einrichtungen durch ihre Aufnahme als Mitglied die Eigenschaft als kirchliches Werk.
                      3 Voraussetzung für die Aufnahme ist die Anerkennung der Satzung des Diakonischen Werkes und die Bestätigung der Aufnahme durch
                     das Landeskirchenamt der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland oder die zuständigen Organe der Evangelischen Landeskirche
                     Anhalts.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Kirchenkreise der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland sind Mitglieder des Diakonischen Werkes.
                  

               

               
                     § 13
Organe des Diakonischen Werkes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Organe des Diakonischen Werkes sind
                  

                  
                     
                        	
                            die Mitgliederversammlung,

                        

                        	
                            der Diakonische Rat,

                        

                        	
                            der Vorstand,

                        

                        	
                            die Diakonische Konferenz.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Mitgliederversammlung berät und beschließt über Grundsatzfragen der Diakonie und über Richtlinien für die Arbeit des Diakonischen
                     Werkes und seiner Mitglieder.  2 Sie dient dem regelmäßigen Erfahrungs- und Meinungsaustausch auf allen Gebieten diakonischer Arbeit.  3 Der Mitgliederversammlung gehören alle ordentlichen Mitglieder des Diakonischen Werkes an.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der Diakonische Rat führt die Aufsicht über die Tätigkeit des Vorstandes des Diakonischen Werkes und begleitet diesen bei
                     der Wahrnehmung seiner Aufgaben.  2 Der Diakonische Rat besteht aus dem Vorsitzenden der Mitgliederversammlung, fünf von der Mitgliederversammlung gewählten Personen
                     und drei weiteren Personen, von denen eine von der Evangelischen Landeskirche Anhalts und zwei von der Evangelischen Kirche
                     in Mitteldeutschland entsandt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Vorstand vertritt das Diakonische Werk gerichtlich und außergerichtlich.  2 Er entscheidet über alle Angelegenheiten des Diakonischen Werkes, soweit sie nicht einem anderen Organ vorbehalten sind.  3 Er führt die laufenden Geschäfte des Diakonischen Werkes.  4 Der Vorstand besteht aus zwei hauptamtlich tätigen Mitgliedern, darunter einem ordinierten Theologen als Vorsitzenden und
                     Leiter des Diakonischen Werkes.  5 Der Leiter des Diakonischen Werkes wird von der Landessynode der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland im Einvernehmen
                     mit den zuständigen Organen der Evangelischen Landeskirche Anhalts und im Benehmen mit der Diakonischen Konferenz und dem
                     Diakonischen Rat gewählt.  6 Er ist Mitglied der Landessynode und des Landeskirchenrates der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland und führt die Amtsbezeichnung
                     „Oberkirchenrat“.  7 Das weitere Mitglied des Vorstandes wird vom Diakonischen Rat im Benehmen mit der Diakonischen Konferenz gewählt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Diakonische Konferenz dient der Meinungsbildung auf allen Gebieten diakonischer Arbeit einschließlich der Diakoniepolitik.
                      2 In der Diakonischen Konferenz sollen die Regionen, die Arbeitszweige und die Mitarbeitenden in der Diakonie angemessen vertreten
                     sein.  3 Die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland entsendet vier, die Evangelische Landeskirche Anhalts zwei Vertreter.  4 Die weitere Zusammensetzung regelt die Satzung des Diakonischen Werkes.
                  

               

               
                     § 14
Pfarrstellen im Diakonischen Werk
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Für das Diakonische Werk bestehen in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland landeskirchliche Pfarrstellen.  2 Die Besetzung erfolgt durch den Landeskirchenrat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Berufung in Pfarrstellen von Mitgliedseinrichtungen des Diakonischen Werkes im Gebiet der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                     erfolgt durch das Landeskirchenamt der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland.
                  

               

               
                     § 15
Finanzierung des Diakonischen Werkes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Aufgaben des Diakonischen Werkes werden durch öffentliche und private Zuwendungen, Mitgliedsbeiträge, Sammlungen sowie
                     Zuschüsse der beteiligten Kirchen finanziert.  2 Das Nähere über die Zuschüsse wird zwischen den beteiligten Kirchen in einer Finanzvereinbarung geregelt.  3 Die Mitgliedsbeiträge der Kirchenkreise der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland werden mit Genehmigung des Landeskirchenrates
                     festgesetzt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland bestimmt im Rahmen ihrer Kollektenpläne jährliche Kollekten für die diakonische
                     Arbeit.
                  

               

            

         

      

      
            5. Teil:
Übergangs- und Schlussbestimmungen
            

         

         
                     § 16
Übergangsbestimmungen
                     

                  

                  (weggefallen)

               

               
                     § 17
Ermächtigungsklausel
                     

                  

                  Ausführungsbestimmungen zu diesem Gesetz erlässt der Landeskirchenrat der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland.

               

               
                     § 18
(Inkrafttreten)
                     

                  

               

            

         

      

      

      1
            Gemäß Artikel 4 des Kirchengesetzes zur Änderung und Aufhebung von Rechtsnormen zur Rechtsbereinigung vom 23. November 2013
               (ABl. S. 327) tritt die Änderung des Diakoniegesetzes Evangelische Kirche in Mitteldeutschland am 1. Januar 2014 in Kraft.
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                     2.12.20171

                  
                  	
                     2018 S. 54
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                     § 16  Abs. 2, S. 1
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            Präambel

         

          1 Die Liebe Gottes zur Welt allen Menschen zu bezeugen, ist Aufgabe der Gemeinde Jesu Christi.  2 Diese Aufgabe verpflichtet die Glieder der Gemeinde zum Dienst und gewinnt in besonderer Weise Gestalt in der Diakonie als
            Wesens- und Lebensäußerung der Kirche.  3 Durch ihre Diakonie wendet sich die Kirche in ökumenischer Weite Einzelnen und Gruppen, Nahen und Fernen, Christen und Nichtchristen
            zu.  4 Um der Erfüllung dieses Auftrages auch in der Zukunft gerecht werden zu können, haben das Diakonische Werk der Evangelischen
            Landeskirche Anhalts e. V., das Diakonische Werk in der Kirchenprovinz Sachsen e. V. und das Diakonische Werk der Evangelisch-Lutherischen
            Kirche in Thüringen e. V. das Diakonische Werk Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland e. V. gebildet.  5 Das Diakonische Werk Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland gibt sich folgende Satzung:
         

      

      
            Allgemeine Bestimmungen

         

         
                     § 1
Name und Sitz des Vereins
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der eingetragene Verein führt den Namen „Diakonisches Werk Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland e. V.“ (Diakonie Mitteldeutschland),
                     im Folgenden Diakonisches Werk genannt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Verein hat seinen Sitz in Erfurt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.
                  

               

               
                     § 2
Stellung des Diakonischen Werkes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Das Diakonische Werk ist der Zusammenschluss der Träger diakonischer Arbeit im Gebiet der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
                     und der Evangelischen Landeskirche Anhalts (beteiligte Kirchen).  2 Auf Grundlage der normativen Regelungen der beteiligten Kirchen ist es kirchliches Werk und Wesens- und Lebensäußerung dieser
                     Kirchen.  3 Nach Maßgabe dieser Regelungen vermittelt das Diakonische Werk seinen Mitgliedern die kirchliche Zuordnung sowie die Stellung
                     eines kirchlichen Werkes.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Das Diakonische Werk erfüllt zugleich diakonische Aufgaben für die mit ihm verbundenen Freikirchen und kirchlichen Gemeinschaften.
                      2 Die kirchliche Zuordnung der Mitglieder des Diakonischen Werkes sowie deren Stellung als kirchliches Werk richtet sich nach
                     den für sie geltenden kirchenrechtlichen Regelungen der Freikirchen und kirchlichen Gemeinschaften. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Diakonische Werk ist Mitglied im Evangelischen Werk für Diakonie und Entwicklung e. V. und vermittelt seinen Mitgliedern
                     den Anschluss an dieses Werk. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Das Diakonische Werk führt als Zeichen die Wortbildmarke „Diakonie mit Kronenkreuz“.
                  

               

               
                     § 3
Zweck und Aufgaben des Vereins
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Diakonische Werk als Werk der beteiligten Kirchen verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige, mildtätige,
                     sowie kirchliche Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Satzungszwecke des Diakonischen Werkes sind:
                  

                  
                     
                        	
                            Förderung der Religion

                        

                        	
                            Förderung der Erziehung, Volks- und Berufsbildung, einschließlich der Studentenhilfe

                        

                        	
                            Förderung des Wohlfahrtswesens, insbesondere der Zwecke der amtlich anerkannten Verbände  der freien Wohlfahrtspflege, ihrer
                              Unterverbände und ihrer angeschlossenen Einrichtungen und  Anstalten
                           

                        

                        	
                            Förderung der Hilfe für politisch, rassistisch und religiös Verfolgte, für Flüchtlinge, Vertriebene,  Aussiedler, Spätaussiedler,
                              Kriegsopfer, Kriegshinterbliebene, Kriegsbeschädigte und  Kriegsgefangene, Zivilbeschädigte und Behinderte sowie Hilfe für
                              Opfer von Straftaten; Förderung  des Andenkens an Verfolgte, Kriegs- und Katastrophenopfer; Förderung des Suchdienstes für
                              Vermisste
                           

                        

                        	
                            Förderung des Feuer-, Arbeits-, Katastrophen- und Zivilschutzes sowie der Unfallverhütung

                        

                        	
                            Förderung internationaler Gesinnung, der Toleranz auf allen Gebieten der Kultur und des Völkerverständigungsgedankens

                        

                        	
                            Förderung der Entwicklungszusammenarbeit

                        

                        	
                            Förderung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern

                        

                        	
                            Förderung der Jugend- und Altenhilfe

                        

                        	
                            Förderung des Schutzes von Ehe und Familie

                        

                        	
                            Förderung des bürgerschaftlichen Engagements zugunsten gemeinnütziger, mildtätiger und kirchlicher Zwecke

                        

                     

                  

                   2 Ferner kann der Verein im Rahmen seiner steuerbegünstigten Zweckerfüllung auch als Mittelbeschaffungskörperschaft tätig werden
                     und in dieser Eigenschaft Mittel für die Verwirklichung der steuerbegünstigten Zwecke einer anderen steuerbegünstigten Körperschaft
                     oder für die Verwirklichung steuerbegünstigter Zwecke durch eine juristische Person des öffentlichen Rechtes beschaffen.  3 Die vorbenannten Satzungszwecke können auch durch Tätigkeiten im Ausland verfolgt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 In Erfüllung der vorstehend genannten Satzungszwecke und des in der Präambel genannten Auftrages hat das Diakonische Werk
                     den Zweck, die diakonische Dimension kirchlichen Handelns auf allen Ebenen bewusst zu machen und zu fördern.  2 Es unterstützt seine Mitglieder bei deren steuerbegünstigter Tätigkeit.  3 Im Bereich der Wohlfahrtspflege nimmt es die Aufgaben eines Spitzenverbandes der Freien Wohlfahrtspflege wahr. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Satzungszwecke werden insbesondere verwirklicht durch:
                  

                  
                     
                        	
                            die Bearbeitung von Grundsatzfragen diakonischer Arbeit und die Entwicklung zeitgemäßer Arbeitsformen

                        

                        	
                            die Unterstützung seiner Mitglieder und anderer Träger diakonischer Arbeitsbereiche einschließlich in Rechts-, Wirtschafts-,
                              und Finanzbelangen sowie in Fragen des Qualitätsmanagements und der Öffentlichkeitsarbeit zur Erreichung ihrer gemeinnützigen
                              Zwecke
                           

                        

                        	
                            die Interessenvertretung der Mitglieder

                        

                        	
                            die Vertretung der Belange der Diakonie gegenüber den anderen Spitzenverbänden der LIGA der Freien Wohlfahrtspflege, gegenüber
                              Gemeinden, Landkreisen, den Ländern (insbesondere dem Freistaat Thüringen und dem Land Sachsen-Anhalt), staatlichen Stellen
                              und in der Öffentlichkeit sowie die Zusammenarbeit mit diesen Stellen,der LIGA der Freien Wohlfahrtspflege, gegenüber Gemeinden,
                              Landkreisen, den Ländern (insbesondere dem Freistaat Thüringen und dem Land Sachsen-Anhalt), staatlichen Stellen und in der
                              Öffentlichkeit sowie die Zusammenarbeit mit diesen Stellen
                           

                        

                        	
                            die Förderung der Arbeit der Mitglieder, indem es Mittel für die diakonische Arbeit einwirbt und verteilt

                        

                        	
                            die Entgegennahme und Weiterleitung von Spenden für andere gemeinnützige, mildtätige und kirchliche Vereinigungen und Zwecke

                        

                        	
                            die Hilfeleistung in besonderen Notsituationen und Katastrophenfällen

                        

                        	
                            die Zusammenarbeit mit Trägern missionarischer Dienste im Bereich der Evangelischen Kirche in Deutschland, in Europa und
                              in der weltweiten Ökumene
                           

                        

                        	
                            die Unterstützung und Förderung der internationalen Hilfswerke der Diakonie, u. a. von „Brot für die Welt", „Diakonie Katastrophenhilfe“
                              und „Hoffnung für Osteuropa"
                           

                        

                        	
                            die Unterstützung und Förderung ehrenamtlicher Mitarbeit sowie von Freiwilligendiensten im In- und Ausland

                        

                        	
                            die Erarbeitung von Ordnungen für die Mitglieder

                        

                        	
                            das Schaffen von Rahmenbedingungen für die Aus-, Fort- und Weiterbildung einschließlich der dafür erforderlichen Infrastruktur
                              (z. B. Schulen)
                           

                        

                        	
                            die Förderung und Koordinierung der Zusammenarbeit aller diakonischen Träger

                        

                        	
                            die Vertretung behinderter Menschen auf Länderebene im Wege der Verbandsklage

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Aufgaben können auch in der Form von Beteiligungen und Mitgliedschaften an anderen diakonischen Einrichtungen und Diensten
                     wahrgenommen werden.
                  

               

               
                     § 4
Gemeinnützigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Diakonische Werk ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden.  2 Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt
                     werden.  3 Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.  4 Hiervon ausgenommen sind Zuwendungen und Mittelverwendungen, die nach der Abgabenordnung als steuerlich unschädliche Betätigungen
                     zulässig sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Bei Beendigung der Mitgliedschaft im Diakonischen Werk erfolgt keine Erstattung eingebrachter Vermögen, Kapitalien oder Mitgliedsbeiträge.
                      2 Ebenso ist ein Abfindungs- oder Liquidationsanspruch ausgeschlossen.
                  

               

            

         

      

      
            Mitgliedschaft

         

         
                     § 5
Mitglieder
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Mitglieder können sein:
                  

                  
                     
                        	
                            juristische Personen des Privatrechts, die im Gebiet der beteiligten Kirchen diakonische Aufgaben wahrnehmen oder fördern
                              und deren Gemeinnützigkeit anerkannt ist
                           

                        

                        	
                            juristische Personen des öffentlichen Rechtes, die im Gebiet der beteiligten Kirchen diakonische Aufgaben wahrnehmen und
                              fördern und dadurch steuerbegünstigte Zwecke verfolgen
                           

                        

                        	
                            Kirchengemeinden im Gebiet der beteiligten Kirchen, sofern sie Träger diakonischer Einrichtungen sind

                        

                        	
                            Kirchenkreise im Gebiet der beteiligten Kirchen, sofern sie juristische Personen sind

                        

                        	
                            Freikirchen, die Träger von diakonischen Einrichtungen und Diensten im genannten Gebiet sind, sofern sie in der Arbeitsgemeinschaft
                              Christlicher Kirchen Mitglied sind oder in ihr mitarbeiten
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Juristische Personen, die ihren Rechtssitz (Satzungssitz) nicht im Gebiet des Diakonischen Werkes haben, werden mit und für
                     diejenigen ihrer nicht rechtsfähigen Einrichtungen, die in diesem Gebiet liegen, Mitglied.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Juristische Personen, die Träger von Einrichtungen, Werken, Verbänden oder sonstigen Diensten sind, die die Voraussetzungen
                     für die Mitgliedschaft nach dieser Satzung nicht voll erfüllen, jedoch bestrebt sind, ihre Arbeit an den Grundsätzen dieser
                     Satzung auszurichten, können Gastmitglied des Diakonischen Werkes werden.  2 Dies gilt nicht in den Fällen, in denen die Träger kein kirchliches Arbeitsrecht anwenden.  3 Über die Gastmitgliedschaft ist mit dem Träger eine Vereinbarung abzuschließen.  4 Einzelheiten regelt der Diakonische Rat.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Mitgliedschaft ist nicht übertragbar (§ 38 BGB), auch nicht im Wege der Gesamtrechtsnachfolge (z. B. Ausgliederung eines
                     Zweckbetriebs i. S. v. § 65 AO oder Spaltung oder Verschmelzung eines Mitglieds). 2 Die neu entstandene oder aufnehmende juristische Person kann die Mitgliedschaft im Diakonischen Werk beantragen, wenn sie
                     die Voraussetzungen für die Mitgliedschaft nach dieser Satzung erfüllt, insbesondere jene nach § 5 Absatz 1.
                  

               

               
                     § 6
Erwerb und Verlust der Mitgliedschaft
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Mitgliedschaft wird in der Regel auf schriftlichen Antrag durch Beschluss des Diakonischen Rates erworben.  2 Dieser kann die Fachverbände zur Abgabe einer Stellungnahme auffordern (§ 23 Absatz 2 Satz 3).  3 Der Zeitpunkt der Aufnahme wird in dem Beschluss festgelegt.  4 Aufnahmen sind der folgenden Mitgliederversammlung zur Kenntnis zu bringen.  5 Die Mitgliedschaft für kirchliche Körperschaften des öffentlichen Rechtes kann durch Kirchengesetz begründet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Mitgliedschaft erlischt durch:
                  

                  
                     
                        	
                            Austritt

                        

                        	
                            Ausschluss

                        

                        	
                            rechtskräftigen Verlust der Gemeinnützigkeit auch nur für einen Veranlagungszeitraum

                        

                        	
                            Auflösung eines Mitglieds

                        

                        	
                            Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Mitglieds oder dessen Ablehnung mangels Masse

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 In den Fällen lit. c) bis lit. e) endet die Mitgliedschaft automatisch mit Eintritt des genannten Ereignisses.  2 Die Absätze 5 bis 8 finden in diesen Fällen keine Anwendung. 3 Im Fall von lit. c) ruhen die Rechte und Pflichten aus der Mitgliedschaft ab der Bekanntgabe des aberkennenden Verwaltungsaktes
                     gegenüber dem Mitglied bis zur Rechtskraft der Entscheidung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Der Austritt ist schriftlich zu erklären.  2 Er kann nur unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten zum Jahresende erfolgen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Der Ausschluss aus dem Diakonischen Werk erfolgt auf Antrag des Vorstandes oder von mehr als zehn Mitgliedern durch Beschluss
                     des Diakonischen Rates; § 6 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.  2 Der Ausschluss ist nur zulässig, wenn das Mitglied in gröblicher Weise gegen die Vereinsinteressen verstoßen hat oder seine
                     Mitgliedspflichten dauerhaft nicht mehr erfüllt, insbesondere wenn es den Grundanliegen des Diakonischen Werkes oder Beschlüssen
                     im Rahmen der Satzung des Diakonischen Werkes trotz schriftlicher Erinnerung gem. § 8 Absatz 5 lit. a) zuwiderhandelt.  3 Der Ausschluss ist auch zulässig, wenn ein Mitglied nicht mehr die Voraussetzungen für eine Mitgliedschaft nach § 5 erfüllt.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Dem Mitglied ist vor dem Ausschluss die Möglichkeit zur Stellungnahme zu geben.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Der Ausschluss ist schriftlich mitzuteilen und zu begründen. 
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         1 Gegen den Ausschluss steht dem Mitglied innerhalb eines Monats nach Zugang des Beschlusses das Recht der Anrufung der Mitgliederversammlung
                     zu, die über den Ausschluss abschließend mit einfacher Mehrheit entscheidet.  2 Bis zu einer endgültigen – ggf. gerichtlichen – Entscheidung über die Wirksamkeit des Ausschlusses ruhen die Rechte und Pflichten
                     aus der Mitgliedschaft. 
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         Die Aufnahme und der Ausschluss von Mitgliedern bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Zustimmung der jeweils beteiligten Kirche.
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                         1 Soweit zwischen dem Mitglied und dem Diakonischen Werk Vereinbarungen bestehen, begründet die Beendigung der Mitgliedschaft
                     das Recht des Diakonischen Werkes zur außerordentlichen Kündigung.  2 Das ausgeschiedene Mitglied hat das Diakonische Werk von allen Verpflichtungen gegenüber Dritten, die über die Zeit der Mitgliedschaft
                     hinaus wirken, freizustellen.
                  

                  
                        (
                        11
                        )
                         Mit der Beendigung der Mitgliedschaft endet das Recht, die in Form und Farbe geschützte Wortbildmarke „Diakonie mit Kronenkreuz“
                     zur Kennzeichnung oder im Rechtsverkehr zu verwenden und sich als Mitglied des Diakonischen Werkes zu bezeichnen.
                  

                  
                        (
                        12
                        )
                         Das Mitglied hat keinen Anspruch auf Abfindung (vgl. § 4 Absatz 3).
                  

               

               
                     § 7
Rechte der Mitglieder
                     

                  

                  Die Mitglieder haben insbesondere das Recht,

                  
                     
                        	
                            sich als Mitglied des Diakonischen Werkes zu bezeichnen und als Zeichen die Wortbildmarke „Diakonie mit Kronenkreuz“ zu führen,

                        

                        	
                            fachliche Unterstützung und Beistand durch das Diakonische Werk in Anspruch zu nehmen,

                        

                        	
                            Unterstützung in Rechts-, Wirtschafts- und Finanzbelangen zu erhalten,

                        

                        	
                            Aus-, Fort- und Weiterbildungsangebote des Diakonischen Werkes wahrzunehmen,

                        

                        	
                            an der Erfüllung der Zwecke und Aufgaben gemäß § 3 nach Maßgabe dieser Satzung mitzuwirken.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 8
Pflichten der Mitglieder
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Mitglieder haben insbesondere die Pflicht:
                  

                  
                     
                        	
                            den diakonisch-missionarischen Auftrag der Kirche im Sinne der Präambel dieser Satzung zu erfüllen und ihre Bindung an diesen
                              sowie die Gemeinnützigkeit im Sinne der Abgabenordnung und die Mitgliedschaft im Diakonischen Werk in ihrer Satzung festzulegen;
                              auch Mitglieder nach § 5 Absatz 1 lit. b) bis e) haben die Pflicht, steuerbegünstigte Zwecke zu verfolgen
                           

                        

                        	
                            in ihre leitenden Organe (Geschäftsführungs- und Aufsichtsorgane) solche natürlichen Personen zu berufen, die bereit sind,
                              ihre Leitungstätigkeit im Sinne der Diakonie wahrzunehmen und die einer evangelischen Kirche, anderenfalls einer Kirche angehören,
                              die Mitglied der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland ist oder in ihr mitarbeitet
                           

                        

                        	
                            personelle Veränderungen bei Geschäftsführungsorganen dem Diakonischen Werk mitzuteilen

                        

                        	
                            vor Satzungsänderungen die Stellungnahme des Diakonischen Werkes einzuholen und diese Pflicht in ihrer eigenen Satzung festzulegen

                        

                        	
                            Anforderungen kirchlicher Gesetze zu erfüllen, soweit sie vom Diakonischen Werk übernommen worden sind. Dieses sind insbesondere:

                           
                              
                                 	

                                 	
                                     - das Kirchengesetz über den Datenschutz der Evangelischen Kirche in Deutschland nebst den jeweiligen kirchlichen Ausführungsbestimmungen

                                     - das nach Kirchengesetz anzuwendende Recht über die diakonische Arbeit (Diakoniegesetz)

                                     - das nach Kirchengesetz anzuwendende kirchliche Arbeitsrecht

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            die von der Mitgliederversammlung beschlossenen Mitgliedsbeiträge zu zahlen

                        

                        	
                            die Beteiligung der Mitarbeiter an der Verantwortung des gemeinsamen Dienstes auf der Grundlage des Mitarbeitervertretungsgesetzes
                              der EKD nebst der jeweiligen landeskirchlichen Ausführungsbestimmungen zu verwirklichen
                           

                        

                        	
                            ihre Mitarbeiter bei einer kirchlichen Zusatzversorgungskasse oder einer anderen vergleichbaren Alters- oder Hinterbliebenenversorgung
                              zu versichern
                           

                        

                        	
                            rechtzeitig einen Wirtschafts- bzw. Haushaltsplan zu erstellen

                        

                        	
                            in ihrer Satzung oder in einer sonstigen konstituierenden Ordnung für den Fall der Auflösung oder Aufhebung eine gemeinwohlorientierte
                              Anfallberechtigung – in der Regel zu Gunsten von Trägern kirchlich-diakonischer Arbeit – vorzusehen
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Mitglieder müssen die jeweils für sie geltenden kirchlichen Gesetze erfüllen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Vorstand kann auf Antrag eines Mitglieds Ausnahmen von den Verpflichtungen nach Absatz 1 lit. b), d) und f), zulassen,
                     wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Mitglieder sollen weiterhin
                  

                  
                     
                        	
                            dem Diakonischen Werk die zur Erfüllung seiner Aufgaben notwendigen Auskünfte erteilen,

                        

                        	
                            sich mit anderen Rechtsträgern und kirchlichen Beteiligten am diakonischen Auftrag abstimmen,

                        

                        	
                            die in Form und Farbe geschützte Wortbildmarke „Diakonie mit Kronenkreuz“ als Logo im Rechts- und Geschäftsverkehr und bei
                              der Kennzeichnung als gemeinsames Markenzeichen verwenden,
                           

                        

                        	
                            ein fachgerechtes Qualitätsmanagement nach Maßgabe der anerkannten Standards, öffentlicher Regelwerke, kirchlich-diakonischer
                              Leitbilder oder nach innerdiakonischen Vereinbarungen oder Richtlinien einführen, pflegen und darüber berichten sowie Qualitätsvergleiche
                              mit anderen Einrichtungen unterstützen,
                           

                        

                        	
                            ihre Jahresrechnung durch einen anerkannten Wirtschaftsprüfer, eine anerkannte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft oder ein kirchliches
                              Rechnungsprüfungsamt prüfen lassen und unverzüglich nach ihrer Feststellung mit den Prüfberichten dem Diakonischen Werk vorlegen,
                           

                        

                        	
                            ein angemessenes Risiko- und Kontrollsystem einführen, pflegen und darüber berichten,

                        

                        	
                            in den für sie einschlägigen Fachverbänden aktiv mitwirken (vgl. § 23 Absatz 1 S. 2).
                           

                        

               